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VORREDE. 


Die  G98et«gebuBg  aber  Strafverfahren  bat  in  den  mei- 
sten Staaten  Enro^'s  und  in  Kordamerika  seit  10  Jahren 
Fortaehritte  gemacht,  wie  aie  in  einem  gleichen  Zeitraum  so 
tiel  eii^eifisnd,  nicht  leicht  bemerkbar  waren.  In  mehre- 
ren ^Staaten ,  z.  B.  in  Deutschland,  Italien,  der  Schweiz 
lat  &n  auf  v&lUg  neue  Grundlagen  gebautes  Strafyerfahren 
eingefährt.  Für  die  Regelung  desselben  wurde  Vorzugs* 
wme  die  französische  Gesetzgebung  zum  Vorbilde  genom- 
men. Je  mehr  die  Wissenschaft  des  peu  gegebenen  Stoffs 
Bich  bemikbtigte  und  ihren  Einfluss  durch  Benfitzung  der 
Geschichte,  durch  Sammlung  von  Erfahrungen,  durch  Auf- 
stellnng  von  Grundsätzen  geltend  machte,  desto  mehr 
mnaste  die  Aufmerksamkeit  auf  das  Studium  des  Bechts 
jenes  Landes  gerichtet  sein,  aus  welchem  die  französische 
Gesetcgebimg  ihre  Vorschriften  im  wesentlichen  entlehnt 


IV 

hatte.  Das  Stadium  des  engliscben,  scbottiscben  und  nord- 
amerikanischen  Strafverfahrens  mnsste  immer  mehr  als  eine 
bedeütnngSTolle  Qnelle  von  Jedem  anerkannt  werden, 
welcher  auch  nnr  einigermassen  den  Werth  des  Studiums 
der  vergleichenden  Gesetzgebung  zu  würdigen  versteht 
Es  konnte  nicht  unbemerkt  bleiben,  dass  eben  im  Straf- 
verfahren  es  keinem  Gesetzgeber  gelingen  wird,  durch 
vollständige  erschöpfende  Vorschriften  scharf  die  Gränzen 
der  Befugnisse  und  Pflichten  der  in  diesem  Verfahren  thft- 
tigen  Personen  zu  regeln.  Man  musste  einsehen,  dass  das 
vielgestaltige  Leben  eine  grosse  Masse  von  Fällen  her- 
beifahrt, welche  die  sorgfältigste  Gesetzgebung  nicht  vor- 
hersehen kann.  Die  RechtsQbung  muss  hier  ihre  Bedeutung 
geltend  machen.  Erst  die  Vergleichung  derselben  macht 
auf  eine  Reihe  von  Combinationen,  und  Ereignissen  auf 
wichtige  Fragen  und  Wendungen  des  Verfahrens  aufmerk- 
sam, deren  Wichtigkeit  nicht  frfüier  gewardigt  wird«  als 
bis  ein  vorgekommener  Fall  die  Bedeutung  lehrt.  Die 
Rechtsflbung  ist  es,  welche  zeigt,  wie  wenig  die  Gesetz- 
geber die  Tragweite  der  von  ihnen  erlassenen  Vorschrif- 
ten, und  der  von  ihnen  gebrauchten  Ausdrücke  gehörig 
vorhergesehen  haben.  Je  häufiger  Lücken  in  der  Gesetzge- 
bung vorkommen,  desto  mehr  zeigt  sich  aber  die  Notbwen- 
digkeit  für  die  Recht&übung  Grundsätze  aufzusuchen,  welche 
diejenigen  leiten  müssen ,  deren  Beruf  sie  zum  Antheil  an< 
der  Recbtsübung  bestimmt.  £s  kömmt  darauf  an,  die  Er- 
fahrungen der  Länder  zu  beachten,  in  welchen  schon  seit 
langer  Zeit  das  Verfahren,  welches  für  andere  Staaten 


erst  eingef&htt  werden  soll  oder  neaerlich  emgeltthrt  ist^ 
in  üebnng  sich  befindet.  Bei  den  Anfsuchen  leitender 
GmndB&tze  zeigt  sich  aber  die  Gefahr  durch  ein  Paar  all- 
gemeine Ausdrücke,  durch  welche  man  gewisse  Grundsätze 
zn  bezeichnen  sucht,  das  Verfahren  in  Bezug  auf  Gesetz* 
gebung  und  Rechtsübung  regeln  zu  wollen.  Wir  sind  ge* 
wohnt  von  Mündlichkeit,  Oeffentlichkeit,  von  Anklageprin« 
zip  zu  sprechen;  aber  alle  diese  Ausdrücke  sind  so  viel- 
deutig, dass  eine  genaue  Beachtung  der  Art,  wie  sie  in 
verschiedenen  Ländern  durchgeführt  sind,  bald  die  grösste 
Verschiedenheit  in  der  Rechtsanwendung  zeigt  und  daher 
auffordert,  die  wahre  Natur  und  den  Zweck  einer  einzelnen 
Einrichtung  zu  erforschen,  die  Erfahrungen  über  die  Durch- 
führung durch  das  Studium  vorgekommener  Fälle  zu  sam- 
meln und  Lücken,  bedenkliche  Folgen  einer  gewissen 
Bechtsübung  zu  prüfen.  Ein  reiches  Material  bietet  hiezu 
das  Studium  der  vergleichenden  Gesetzgebung  dar,  deren 
Aufgabe  nicht  blos  die  sein  kann ,  nebeneinander  die  Ein- 
richtungen der  verschiedeneu  Länder  zu  stellen,  sondern 
die  tiefere  Bedeutung  der  Grundsätze  aufzusuchen ,  welche 
gemeinsam  bei  aller  scheinbaren  Verschiedenheit  in  Ne- 
benpunkten diesen  Einrichtungen  zu  Grunde  liegen  und  die 
Gründe  zu  erforschen,  aus  welchen  die  Verschiedenheit  in 
der  Durchführung  sich  erklärt.  Ganz  vorzüglich  bewährt 
sich  im  Strafverfahren  die  Wahrheit,  dass  in  den  Gesetz- 
gebungen und  in  der  Rechtsübung  aller  Länder  und  Zeiten 
gemeinsame  Ideen  zum  Grunde  liegen,  dass  aber  die 
Idee  in  ihrer  Durchführung  auf  verschiedene  Weise  sich 


Hftch  den  Emfloflie  des  Cteraktei«  des  Volki,  nach  pditi- 
aeboi,  socialen  and  sittlichen  Zustinden  sich  gestaltet.  In 
Frankreich,  En^and,  Amerika,  Italien,  Dentschlaad  be* 
raht  das  Strafverfidiren  anf  den  Chrnndlagen  der  Handlich- 
keit, Oeffentlichkeit  nnd  der  Anklage ;  aber  in  den  Einaeln- 
htiten,  im  Geiste,  der  die  Becfatsanwendung  durchdringt,  ist 
SO  wesentliche  Verschiedenheit,  dass  deijenige,  der  rasch 
nacheinander  englischen,  französischen,  deutachen,  italieni- 
sohen  Strafverhandlnngen  anwohnte,  oft  kaum  {^ben  kann, 
daas  auf  einer  gemeinsamen  Orondlage  das  Verfahren  aller 
dieser  Linder  bemht.  Es  wird  dem  Manne  die  Wissen* 
Schaft,  wie  dem  mit  dar  Bechtsftbnng  Beschäftigten,  will* 
kommen  sein  das  reiche  Material,  welches  die  Oeset«ge* 
bnng  und  die  Bechtsflbnng  verschiedener  LKnder  liefert, 
gesammelt  nnd  verarbeitet  zu  erbalten,  am  so  mehr  als 
eben  in  den  zwei  Staaten,  deren  Gesetzgebung  im  Straf- 
verfahren am  meisten  Einfluss  auf  den  Gang  der  Gesetz- 
gebungen, z.  B.  in  Deutschland,  Italien  etc.  hat,  seit  10 
Jahren  grosse  Veränderungen  vorgc^pingen  sind.  Der 
Wechsel  der  Gesetzgebung  in  Frankreich  seit  1848  in  Be- 
zug anf  die  Schwurgerichte  verdient  ebenso  eine  genaue 
Würdigung,  als  die  Leistungen  der  neuen  engUscben  Gesetze 
seit  1848  über  die  Beweislehre,  Bechtsmittel,  Einführung 
OlFentlicher  Ankläger  der  Aufmerksamkeit  würdig  sind. 

Das  hier  erscheinende  Werk  hat  die  Aufgabe  das 
Material  das  für  die  Begründung  einer  weisen  Gesetige* 
bung  und  Bechtsübung  im  Strafverfahren  wichtig  wwden 
kann,  gehörig  verarbeitet  zu  geben.    Was  der  Verfasser 


seit  1808,  als  er  das  erste  Mal  In  FraBkreich  das  neue  Yei^ 
ftlureii  beobachtete ,  anf  Reisen  durch  Engfauid,  Frankreich, 
Italien ,  Belgien,  d«  Niederlanden  und  Deatschland,  in  Be- 
äug auf  Strafverfahren  sammelte ,  die  Beobachtung  des  Ent- 
wieketaigsgangs  der  OosetzgebuBg  in  den  Tersehiedeneii 
Lindem,  das  Ergebniss  der  Erkundigungen  bei  Bichtem, 
Staatsanwälten,  Veriheidigem  und  Bürgern  über  Yoraflge 
und  Mängel  des  Verfahrens,  soll  dargestellt,  es  soll  das 
Strafverfahren  in  allen  Einzelnheiten  mit  Beziehung  auf 
Torgekommene  Strafverhandlungen  und  vorzüglich  auf  die 
Rechtssprüche  der  höchsten  Gerichte  erörtert,  es  sollen 
die  statistischen  Nachweisungen  zur  Darstellung  wie  die 
Einzelnheiten  im  Leben  sich  bewähren,  benützt,  die  Oründe, 
aus  welchen  so  häufig  neu  eingeführten  Einrichtungen  nicht 
die  erwarteten  Vortheile  geben,  erforscht  werden  mit  dem 
Versuche  leitende  Grundsätze  des  Strafverfahrens  anzu- 
stellen und  darnach  sowohl  wie  nach  den  Erfahrungen  die 
Rechtsflbung  zu  prüfen. 

Es  soll  nachgewiesen  werden,  auf  welchem  Wege 
Deutschland,  in  welchem  alle  gesunde  Elemente  liegen, 

«  

welche  ein  gerechtes  Strafverfahren  verbürgen,  durch  Be- 
nützung der  Erfahrungen  anderer  Länder,  aber  überall 
mit  Beachtung  des  einheimischen  Rechtslebens  und  der  wis- 
senschaftlichen Forschungen  zu  einem  Verfahren  gelangen 
kann ,  welches  am  besten  die  Wirksamkeit  der  Strafgesetz- 
gebung sichert  durch  das  Vertrauen,  dass  die  bürgerL 
Gesellschaft,  während  sie  die  Mittel  der  Macht  hat,  das 
Verbrechen  zu  entdecken  und  Schuldige  zur  Bestraftmg  zu 


vm 

ziehen,  und  durch  Beseitigung  der  Hindernisse  der  Ent- 
Wickelung  zweckniägsiger  Einrichtungen ,  auch  die  bürger- 
liche Freiheit  schtltzt,  die  Vertheidigung  der  Angeklagten 
begünstigt  und  ferne  von  unersättlicher  Verfolgungssucht 
überall  beweist,  dass  das  Wirken  der  Strai(justiz  nur  von 
dem  Streben  nach  der  Verwirklichung  der  Gerechtigkeit 
geleitet  wird. 


Htidelberg,  21.  JuU  1856. 
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I.  Geschichte  der  Gesetzgebung  über  Strafverfah- 
ren in  Europa  und  Nordamerika  seit  1848* 


$.  1. 

Allmälige  Entwickelung  der  Ansichten  in  Deotsehland 
fiber   die  Nothwendigkeit   der  Umgestaltung  des  Straf- 
verfahrens. 

Nach  dem  Naturgesetze,  dessen  Walten  durch  die  Ge- 
schichte aller  Völker  nachgewiesen  wird,  ist  auch  in  der 
moralischen  Welt  jede  grosse  Umgestaltung  nicht  das  Ergeb- 
nlss  plötzlich  eintretender  Ereignissei  sondern  nur  die  Folge 
oft  lange  die  Entwickelang  yorbereitender  Zustände  und  An- 
sichten, bis  die  Macht  eines  Ereignisses  den  immer  stärker 
hervortretenden  Forderungen  der  Verbesserung  eine  unwider- 
stehliche Kraft  giebt,  und  den  Widerstand  gegen  das  Neue 
zum  Schweigen  bringt. 

Die  Geschichte  der  Entwickelung  des  Strafverfahrens  in 
Europa  O  Insbesondere  auch  in  Deutschland  lehrt,  dass  die 
Forderungen    der  Einführung  eines  auf  Oeflfentlichkeit,  ün- 


1)  Der  Verfasser  des  vorliegenden  Werkes  hat  in  seinem  1845  et" 
schiencnem  Werke :  die  Mündlichkeit,  das  Anklageprinzip,  die  Cef« 
fendiehkeit  nnd  das  Geschwomengericht  Stuttgart  1845  die  Ent* 
Wickelung  der  6trafprozessgeselzgebung  seit  20  Jahren  und.  den 
G«st  der  Strafprozessordnungen  in  Europa  bis  1845  geschildert 
Dies  Werk  ist  mit  Zusätzen  in  italienischer  Uebersetzung  von 
Maltini  erschienen. 

MittenBaier,  Strafferikhrea.  J 


nittdfaBlKk  nd  Bescitigog  der  Miataäihg  da  Ci 
ckmgsproeenes  ecfac«  tot  1848  dmt  Knft  gevoBaea,  tob 
der  maa  adioa  icelirere  Jaiire  lupwafuca  koaale,  daas  et 
mir  eines  Aastosses  bedüde,  am  dea  Sieg  jeaer  Fofdenmgca 


Veifüirea  ia  DcntirMiit  ia  das  Lebca  getrcCea  isl,  aDge- 
■wia  ab  catsciiiedeaer  Fortadaiti  aacdooiat  wird,  wm  aehoa 
seit  1840  immer  ma  eiazelaea  Tersüadigea  Jamlca,  aad 
dea  B8rgfia  ab  Bcdaifidss  tfef  grfSUt.  Das  dibd 
dv,  sbwaU  wcaigcr  allgeiKia  ^ettead  j^firlte  Foide- 
rai^^  der  Haffilav^g  der  Sdia  aigeüüite  ia  Deatsduaad  aar 


ia  dea  limdern,  aaf  weUe  bei  der  Foideraag 
TTmCfintiHaat  des  StnfraliiikrcM  die  Blicke  sich 
(Fiaabcidi  aad  Eagjaad)  das  öffeaffick  miadlidie  Ycrfskrca 
mit  Sdiwaigeriditea  ia  Vertiada^  war.  Ebca  ia  Besag  aaf 
die  Porderong  der  ijnlalnaag  der  Sdiwargcridüe  seigte  sidi 
aber  ia  Deotsdilaad  sdioa  vor  1848  eine  grosse  Yersdiicdea- 
heit  der  Ansichten,  Als  die  am  meistea  %eibreilete  Aaaicht 
▼onirtlieilsfreier  Jarisien  aad  deakeader  Barger  koaate  aar 
die  sagesdieB  werdea.  dass  Ae  UnmitteÜMakeit  der  Yerhaad- 
fanigeB  TOT  dea  nrÜieileBdeB  Siehten,  dBe  Beseittgaag  der 
bedenldicfaen  Rirhtnng  des  üntersadrangsrer&hieas  aaerHss- 
lieh  seL  VlelCMfa  reihte  sidi  daran  dBeForderaag,  dass  die  Ins- 
herige  gesetzUdie  Beweistheorie  aai^^ebea  werdea  müsse. 
Hae  sehr  yerbreüete  Ansicht  Tiefer  Jnristea,  wddie  die 
Nothwenfi^wit  der  EinfUmmg  des  mfindfichen  offealllcheB 
StrafirerCdireiis  rertheidigten  war  Ae:  dass  dsmit  sehr  woU 
die  Urtheilsanong  doreh  StaatBiiditer  TertrigBch  sei,  and  da- 
dnreh  schon  wesentliche  VortheUe  gewoaaea  wliidea.  Daher 
die  Bicbtaag  aber  in  wekher  die  Stastarichter  sar  btsdiei- 
daag  berafea  werdea  sollten,  war  eine  grosse  Ycndaedea- 
heit  der  Aasiehtea  bemeikbsr,  iadam  MehreR  die  Btaatsrieb- 
ter  wie  Oeschworne  befraehlen,  tob  den  Fessela  der  geseta- 
Udien  Beweistheorie  befreien  and  so  stellen  woUtea,  dass  sie 
mr  nach  innerer  Ueberaeagang  sa   nrtheüen  bitten,  jedoeh 


80,  daas  eise  Berafiiag  gegen  cKe  Strafortheile  nichl  snlSaaig  seio 
dfiifte^),  wahrend  andere  Vertheidiger  des  müDdUcbea  Yer- 
Uireitf  Yor  Staatarichteni  Garantiecn  verlangten,  die  sie  in 
den  (freilich  weiter  gefaxten)  gesctsliehen  Beweisregehii  \^ 
der  Verpiliehtang  Entecheidongsgründe  tn  geben  und  in  der 
GeitaUang  der  Berofnng  fanden  s).  Pei  der  Vergleiehang  der 
Entwickelnng  der  Ansichten  über  Strafverfahren  seigte  aich 
wieder  der  überall  bedeutende  Znsanunenhang  der  Staats-  und 
inakesonderc  der  gerichtlichen  Einrichtungen  mit  den  sitt- 
lidien,  socialen  qnd  politischen  Zuständen  des  Volkes.  Je 
weniger  In  einem  Staate  öffentliches  Leben  sich  regte,  desto 
theilnahmsloser  war  das  Volk  in  Bezug  auf  die  Garantieen 
wekhe  ein  wohlgeordnetes  Strafverfahren  gewähren  kann, 
nnd  in  Ansehung  der  Gefahren  mit  welchen  ein  schlecht  ein- 
gerichtetes Verfahren  die  Freiheit  bedroht  Bei  einem  mangel- 
haften öiTenilichen  Leben  wird  eine  grosse  Zahl  der  Bürger 
vorsüglich  aus  den  höheren  Klassen  ohne  Interesse  für  Ver- 
besserung des  Strafverfahrens  und  gleichgültig  gegen  das  Un- 
recht sein,  welches  ärmeren  Mitbürgern  zugefügt  wird*  Je 
weniger  Oeffcntlichkeit  der  Staatsverwaltung  in  einem  Staate 
herrschte,  desto  natürlidier  fanden  es  Viele,  dasa,  nach^ 
de»  Alles  geheim  anch  die  Rechtspflege  von  den  dazu  aii- 
gestellten  Beamten  geheim  verwaltet  wurde«  Je  mehr  in  ei- 
nem Lande  die  Presse  beschränkt  war,  desto  weniger  konnte 
man  hoffen,  dass  Gesetzwidrigkeiten  und  Missbräuche,  die 
In  einzelnen  8traf)[)rocossen  vorkamen,  öffentlich  bekanntwur- 
den. Es  war  darnach  nicht  auffallend,  dass  sobald  dasöffent^ 
Hche  Leben  In  Deutschland  einen  freieren  Aufschwung  ge- 
wann ,  und  die  wenn  auch  dunkel  gefühlten  Bedürfnisse  der 
Verbesserung,  öffentlicher  Zustände  sich  Bahn  brachen,  auch 
eine  lebhaftere  Theilnakme  für  die  Umgestahnng  des  Straf- 


2)  Diese  Ansicht  veriheidiste  geistreich  Wiest  in  seiner  Schrift :  Die 
Nothwendi^keit  nnd  die  Bedio^iaDgcn  der  MSndlicbkeit  kn  Straf- 
verfahren.   Schaühaosea  1844  S.  98. 

%  Pieie. Ansicht  iil  in  meif^r  Schrift:  Die  MöndÜchkeit  S.  413. 
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Verfahrens  sich  aussprach.  In  den  Ländern,  in  welchen  Ver- 
handlungen der  Kammern  vorkamen,  hatten  sich  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  die  Anträge  auf  Einführung  des  mündlichen  5f^ 
fentlichen  Strafverfahrens  (nicht  selten  auch  auf  Schwurge- 
richte) gehäuft  und  verfehlten  nicht  die  Theilnahme  des  Vol- 
kes an  diesen  Fragen  zu  erwecken.  Einzelne  Strafprozesse, 
insbesondere  der  gegen  den  Tischler  Wendt,  erregten  Aufsehen 
und  waren  geeignet  die  Trtiglichkeit  der  Urtheile  welche  auf 
ein  geheimes  schriftliches  inquisitorisches  Verfahren  gebaut 
waren,  zu  zeigen,  während  häufiger  vorkommende  politische 
Prozesse  gegen  Männer,  an  deren  Schicksal  das  Volk  Theil 
nahm,  ebenso  durch  ihre  lange  Dauer  als  durch  die  darin 
angewendeten  Mittel  und  durch  die  ergangenen  Urtheile  geeig- 
net waren,  die  Achtung  vor  dem  bisherigen  Strafverfahren  zu 
untergraben.  Das  Preussische  Gesetz  von  1846  (zwar  zu- 
nächst nur  iür  einen  engeren  Kreis  von  Fällen  bestimmt) 
lenkte  durch  die  Einführung  der  Staatsanwaltschaft,  des  münd- 
*lichen  Verfahrens  und  durch  Aufhebung  der  gesetzlichen  Be- 
weisregeln die  Aufmerksainkoit  auf  das  neue  Verfahren  und 
die  Anwendung  desselben  bei  dem  schwierigen  Polenprozesse, 
der  vielfaches  Aufsehen  erweckte,  die  Vergleichung  des 
Ergebnisses  dieses  neuen,  in  den  öiTentlichen  Blättern  bespro- 
chenen Verfahrens  mit  dem  alten  Strafprozesse,  die  sich  Je- 
dem aufdrängende  Frage,  wie  sich  die  Sache  wohl  nach  dem 
alten  Prozesse  gestaltet  haben  würde,  vermehrte  die  Zahl  der- 
jenigen, welche  gestehen  mussten,  dass  das  neue  Verfahren 
unfehlbar  weit  besser  als  das  Alte  sich  bewährte.  Die  Wis- 
senschaft blieb  nicht  gleichgültig;  insbesondere  veranlasste 
das  neue  Preussische  Gesetz  manche  wissenschaftliche  Arbei- 
ten von  Männern,  die  zugleich  geachtete  Praktiker  waren,  und 
für  das  neue  Verfahren  sich  erklärten^),  so  dass  die  Zahl 


4)  Vorzfiglieh  Scheller  Andeutungen  über  das  Gesetz  betreffend 
das  Verfahren  bei  dem  'Kammergerichte.  Berlin  1847.  Nessel 
das  preussische  6traf^rozessge8etz  von  1846  nnd  dessen  Zukunft. 


te  Yertheidiger  des  miiiidlicheii  öffentlichen  Verfahrens  immer 
mehr  wache,  ohne  daee  jedoch  eine  gleiche  entschiedene  Vor- 
liebe llir  die  Schwurgerichte  nachgewiesen  werden  konnte. 
Auch  in  der  Wissenschaflt  worden  nun  immer  mehr  Stimmen 
laut,  welche  mit  Würde  und  Gründlichkeit  ilir  das  neue  Straf- 
verfahren sich  erklärten^). 

Fortdauernd  zeigte  sich  jedoch  auch  in  diesen  Arbeiten 
die  Verschiedenheit  der  Ansichten  über  die  zunächst  zu  er- 
greifenden Mittel  und  denUm&ng  der  Umgestaltung  des  be- 
stehenden Strafverfahrens,  insbesondere  vde  weit  das  münd- 
hebe  Verfahren  auch  die  Einführung  der  Schwurgerichte  ver- 
lange ,  und  wenn  Urtheilsfällung  durch  Staatsrichter  beibehal- 
ten werden  sollte,  ob  auch  die  Avfliebung  der  bisherigen 
Bewelstheorie  und  die  Beseitigung  der  Berufung  gefordert 
werden  müsste.  Auch  in  den  Verhandlungen  über  denWerth 
der  Schwurgerichte  war  eine  Verschiedenheit  der  Ansichten 
unter  denjenigen  bemerkbar,  welche  für  die  Einführung  dieser 
Gerichte  sich  erklärten,  indem  Mehrere  Schwurgerichte,  wel-. 
che  man  für  unzertrennlich  mit  dem  mündlichen  Ver&hren 
verbunden  erkannte,  unbedingt  forderten,  während  Andere 
das  Institut  als  eines  der  Mittel  der  besten  Ausmittlung  der 
Schuld,  und  zwar  als  ein  sehr  wohlthätiges  aber  nicht  als 
absolut  nothwendiges  betrachteten.    Die  Vergleichung  der  ver- 


Berlin 1848.  Abeg^g  im  Archiv  des  Criminalr.  1847  S.  103.  155. 
und  dendbe  in  Goltdammers  Archiv  für  preossiscbes  Strafrecht 
1  S.  6Ö9. 
5)  Zaeharia  die  Gebrechen  und  die  Reform  des  deutschen  Strafver- 
fahrens. GötüDgen  1846.  Biener  in  den  kritischen  Jahrbüchern 
1847  S.  97.  Wächter  Beitrüge  zur  dentschen  Geschichte,  insbe- 
sondere des  Strafrechts.  Täbingen  1845.  Stemann  die  Jory  in 
Strafsachen.  Hamborg  1847  u.  Köstlin  in  verschiedenen  Aufsätzen^ 
insbesondere  über  Zuknnit  des  Strafverfahrens  in  Dentschland  in 
der  deutschen  Vierteljahrsschrift  1846  S.315.,  femer  in  den  kon- 
stitot.  Jahrbüchern  1845  IB.  Band  S.  1  und  in  den  Jahibachem 
der  Gegenwart  1845  Sept  und  Oct 
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schfedeiieii  AmBservngeii  in  Stindeversanunhoigeii  mi  ui 
den  vencMedenen  Anfisätzen  in  Bezug  auf  Bchwurgerichte 
zeigt,  dass  vorztiglich  eine  verschiedene  Auffassiuig  des  In- 
sftitats  Statt  fand,  in  dem  manche  Vcrtheidigcr  vorzugsweise 
die  politische  Bedeutung  der  Jury,  als  Schutzwehr  der  Frei- 
heit gegen  grundlose  Anklagen,  insbesondere  wegen  politi- 
scher Verbrechen  hervorhoben,  während  Andere  dieGeschwor- 
nen  ds  Richter  betrachteten,  welche  an  das  Gesetz  gebun- 
den ,  nach  ein»  verständigen  PHiikmg  der  vorgelegten  Be- 
weise über  die  Schuld  urtheilen  sollten*  Die  erste  Ansicht 
wurde  vorzüglich  in  Zeitungen  und  in  den  Üir  das  groase 
Publil(um  bestimmten  Schriften  von  Denjenigen  geltend  ge- 
macht, deren  Streben  auf  eine  tiefer  gehende  politische  Um- 
gestaltung gerichtet  war.  Es  war  begreiflich,  dass  dabei  vor- 
Bugsweise  die  politischen  Vortheile  des  Instituts,  die  in  Frank- 
reich von  manchen  Scliriflstellem  gepredigte  Allmadit 
der  Geschwomen  und  ihre  Befugniss  über  Gesetzesvorsciirif- 
ten  sich  hinweg  zu  setzen,  geltend  gemacht  wurden. 

Ein  Hindemiss  der  praktischen  Durchbildung  des  em- 
pfohlenen Instituts  der  Schworgerichte  in  Deutschland  lag 
darin,  dass  viele  Yertheidlger  desselben  um  Ae  wichtigen 
Fragen  der  Durchführtuig  in  Einzelnheiten  sidi  wenig  küm- 
merten, vorzugsweise  mit  den  Schwurgerichten,  wie  sie  in 
Frankreich  bestanden,  sich  begnügten  und  dass  nur  Wenige 
sich  die  Mühe  nahmen,  die  englischen  und  schottischen  Ein- 
richtungen näher  zu  studiren  und  zu  prüfen,  wie  weit  ftir 
Deutsdiland  eben  aus  den  zuletzt  genannten  Ubidcrn  Grund- 
sätze dos  Schwurgerichts  entlehnt  werden  könnten,  insbeson- 
dere auf  welche  Art  die  englische  Ansicht,  nach  welcher  der 
Wahrspruch  das  Erg^bniss  des  geeigneten  Zusammenwirkens 
der  Grschworaen  und  der  Staatsrichter  ist,  in  Deutschland 
einheimisch  gemacht  werden  könnte. 

Will  man  die  öffentliche  Meinung  richtig  bezeichnen, 
wie  sie  in  Deutschland  vor  1S48  bestand,  wenigstens  so  wie 
sie  sich  bei  der  verständigen  nach  Verbesserang  der  Zustände 
strebenden,  aber  einer  Revolulion  abgeneigten  MehtKaid  aus- 


qNrach,  so  kann  ihr  Oiarakter  in  dem  Streben  nach  allen  Ein- 
xichtangen  gefunden  werden,  welche  ein  wahres  öffentliches 
Leben  gewähren  können,  verbanden  mit  der  Bemühung,  eine 
mehr  den  nationalen  Bedfirihissen  nnd  dem  allgemeine  Rechts- 
bewnsstsein  entsprechende  Rechtsbildung  zu  gewinnen.  Hie- 
rans  erklärt  dch  die  viellach  von  verständigen  an  gesetsU- 
eh»  Ordnung  festlialtenden  Männern  ausgesprochene  Ansicht 
von  der  Nothwendi^eit  der  Volksgeiichte  und  die  Abneigung 
gegen  einen  abgeschlossenen  Juristenstand,  insofeme  dieser  auch 
ansschttesend  die  Entscheidang  über  die  thatsächlichen  Fragen 
verlangt.  Es  war  begreiflich  wie  immer  allgemeiner  die  An- 
sicht sich  geltend  machte,  dass  insbesondere  sur  Entscheidung 
der  Bekiddihigen.  keine  Rechtskenntnisse  gehihien.  Die  schon 
vor  langer  Zeit  von  dem  dhrwtirdigen  Moser  ausgesprochene 
Anrieht,  dass  Niemand  vemrtheilt  werden  solle,  welcher  das 
fibertiretene  Gesetz  nicht  begrifliBn  habe  und  nicht  hätte  be- 
grellen  können,  und  dass  hierfiber  am  besten  eine  grössere 
Zahl  ungelehrter,  nicht  kastenartig  abgeschlossener  Männer 
entscheide»*),  fand  immer  mehr  Anklang.  Was  Bluntschli^) 
als  die  Idee  des  Schwurgerichts  ausspricht,  dass  nur  derjenige 
Strafe  erleiden  soll »  welcher  nach  der  gewissenhaften  Ueber- 
zeagmiig  Vertrauen  genlessender  Privatpersonen  als  sdiuldig 
erkannt  ist ,  war  in  dem  Qeffihle  des  Volkes  gelegen.  Das 
Unglück  war,  dass  diese  Ansichten  in  ihrer  tiefen,  der  bfbr» 
geittdien  Ordnung  und  der  Monarchie  nicht  gefahrllchim  Be- 
deutung, nicht  gewürdigt,  vielmehr  aus  Unkenntniss  derOe- 
seUcfate  einem  fitreben  nach  gesetzloser  Volksherrschaft  zuge- 
schrieben wurde,  welche  wie  man  behauptete,  gegen  missHe- 
Mge  Gesetze  durch  Lossprechung  Schuldiger  sich  auflehnen 
wolle.  Solche  Ansichten,  die  man  in  völligem  Missicennen 
der  Ausbildung  der  richterlichen  Gewalt,  den  Vertheidigern  der 
Schwurgerichte  unterschob,  gaben  die  Veranlassung,  dass  so 
viele  Männer  das  Schwurgericht  nur  als  demokratisches  Insti* 


5  a)  J.  Möter,  patnoi  Phsatas.  I,  d9. 

6)  In  seinem  allgemeinen  Staatsrecht,  8.  495. 
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tut  auffassten  und  dadurch  dasselbe  bei  den  Personen  ver- 
dächtig machten,  deren  Ausspruch  in  Bezug  auf  die  Umge- 
staltung des  Strafverfahrens  entscheidend  war.  Einen  grossen 
Einfluss  auf  die  Ausbildung  besserer  Ansichten  über  Schwur- 
gerichte hatte  der  Germanistencongress  in  Lübeck.  Die  Man* 
ner,  welche  der  Commission  angehörten,  die  in  Frankfurt  mit 
der  Berichterstattung  über  Schwurgerichte  beauftragt  waren, 
gehörten  zum  grossen  Theil  nicht  zu  den  Yertheidigern  der 
Schwurgerichte;  aber  sie  hatten  sich  zur  Aufgabe  gesetzt, 
durch  genaue  Sammlung  der  Erfahrungen,  insbesondere  auch 
über  die  Wirksamkeit  der  Jury  in  England,  das  Institut  gründ- 
lich zu  prüfen  und  vorzugsweise  mit  Vermeidung  der  politi- 
schen Fragen  zu  erforschen  in  wiefernc  das  Schwurgericht 
geeignet  sei  zu  bewirken,  dass  die  Schuldfrage  auf  eine  Ver* 
trauen  erweckende  Weise  entschieden  werde.  In  diesem 
Sinne  war  der  Bericht  bearbeitet  und  der  Schlussantrag  ge- 
stellt ^J,  In  den  Verhandlungen  wurden  von  ehrenwerthen 
Gelehrten  gewichtige  Gründe  gegen  die  Schwurgerichte  vor- 
gebracht, während  von  den  Yertheidigern  die  Vortheile  von 
sehr  verschiedenem  Gesichtspunkte  aus  ^)  hervorgehoben  wur- 
den. Gewiss  war  aber  gerade  darin,  dass  nach  dem 
Schlussantrage  das  Schwurgericht  nur  als  einer  (nicht  der 
ausschliessend  richtige)  der  Wege,  zur  besten  Entscheidung 
der  Schuldfrage  erkannt,  und  ausgesprochen  war,  dass  die 
Wirksamkeit  des  Instituts  von  vielfachen  Voraussetzungen  und 
Zuständen  abhänge,  ein  Hauptgrund  zu  suchen,  welcher  er- 
klärt, dass  in  so  grosser  Hehrheit  von  den  anwesenden  Mit- 
gliedern der  Versammlung  der  Antrag  gebilligt  wurde.  Es 
ist  leicht  nachzuweisen,  dass  jener  Beschluss  überhaupt  in 
Deutschland  einen  günstigen  Einfluss  auf  die  Sthnmung  für 
die  Schwurgerichte  hatte. 


7)  Verhandlangen  der  Germanisten  zu  Lübeck  1848  6.  68 — ^91. 

8)  VerhandloDgen  S.  92  (Vortrag  von  Janp)  S.  110  (Vortrag  von 
Heffler). 


Die  blaher  geschilderten  Forderungen  erhielten  plötzlich 
im  Jahre  1848  eine  neue  Bedeutung,  als  ihre  Verwirkli- 
chung in  der  grossen  politischen  Bewegung  im  März  von  Seite 
der  Staatsregierungen  durch  feierliche  Zusagen  eine  Anerken- 
nung erhielt«  Auffallend  konnte  es  sein,  dass  auch  die  For- 
derung der  Einführung  der  Schwurgerichte  so  allgemein  ge- 
stellt wurde,  und  Zusagen  ihrer  Einführung  von  einer 
Seite  gemacht  wurden,  von  den  man  nach  den  wenige  Monate 
zQvor  ausgesprochenen  Erklärungen  eine  ablehnende  Erklä- 
rung erwarten  musste.  Die  drängende  Macht  der  Umstände  er- 
klärt die  letzte  Erscheinung;  findet  man  uiiter  denjenigen, 
welche  jetzt  z.  B.  in  Ständevcrsammlungen  den  Anträgen  auf 
Schwurgerichte  zustimmten,  Männer  welche  kurz  zuvor  sich 
dagegen  aussprachen,  so  kann  man  zwar  oft  die  Vermuthung 
nicht  unterdrücken,  dass  Manche  dem  ungestümen  Drängen 
der  Gegenwart  nachgebend,  auf  den  Umschwung  rechneten, 
den  die  Zukunft  bringe,  allein  es  ist  nicht  zu  bezweifeln, 
dass  Viele,  wenn  sie  auch  von  dem  absoluten  Werthe  der 
Schwurgerichte  nicht  überzeugt  waren,  dem  Antrage  auf  Ein- 
führung derselben  zustimmten  weil  sie  dem  überall  so  laut 
gewordenen  Wunsche  des  Volkes  sich  nicht  widersetzen  und 
den  Versuch  in  Deutschland  machen  wollten.  Einen  nach- 
theiligen Einfluss  auf  manche  in  diese  Zeit  fallenden  Gesetzes- 
arbeiten und  auf  die  späteren  Schicksale  der  neuen  Gesetze 
hatte  aber  der  Umstand,  dass  in  den  Beschlüssen  mancher 
Versammlungen  und  in  den  die  Zusicherungen  enthaltenden 
Gesetzen  allgemeine  und  unbestimmte  Ausdrücke  gewählt  wur- 
den, z.  B.  Mündlichkeit,  die  erst  eine  Bedeutung  durch  die  Ein- 
zelnheiten erhalten,  mit  denen  das  versprochene  Prinzip  im 
Gesetze  durchgeführt  wird,  oder  dass  man  selbst  Ausdrücke 
brauchte,  deren  Tragweite  man  nicht  genug  erwog,  und  wo 
selbst  die  Unbesthnmtheit  des  Worts  z.  B.  Anklageprinzips 
unklare  Vorstellungen  zu  erwecken,  geeignet  war,  so  dass 
diejenigen,  denen  die  Zusagen  gemacht  wurden,  sich  davon 
andere  Vorstellungen  und  Hoffnungen  machten,  als  diejeni- 
gen welche  diese  Zusagen  gaben,  zu  gewähren  Lust  hatten* 
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In  dieser  Beziehung  war  auch  von  der  Nationalversaimnlung 
in  der  Abfasrang  der  Grundrechte  (Art.  46)  der  Grundsatz: 
dass  im  Strafverfahren  der  Anklageprozess  gelten  soll,  nicht 
glücklich  ausgcdrfickt,  und  musste  verschiedene  Vorstellungen 
von  dem  was  die  neuen  Gesetze  leisten  sollten,  veranlassen*). 


§.  2. 

Charakter    der    deutschen    Gcsetz^ebangsarbeiten     in 
den  Jahren   1848   und  1849  in  Bezug  auf  das  Strafver- 
fahren. 

Die  Vergleichung  der  aus  den  Jahren  1848u.l84!l  stam- 
menden Gesetzgebungsarbeiten  fOhrt  auf  gewisse  gemeinschaft- 
liehe  Efgenthümlichkeiten  welche  diese  Werke  an  sich  tragen 
und  welche  zugleich  manche  Erscheinungen  in  Bezug  auf 
die  neuen  Gesetze  erklären.  —  AUe  diese  Arbeiten  sind 
das  Produkt  einer  raschen  im  Drange  der  Umstände  die  noth* 
wendige  Vorbereitung  hindernden  Thät^kdt,  ausgegangen 
vielfach  von  Männern  welche  nur  vertraut  mit  dem  geheimen 
schriftlichen  Verfahren  bisher  mit  einem  tief  gehendem  Studium 
der  Gesetzgebungen  welche  auf  Mtindlichkeit,  Schwurgerichte 
etc.  gebaut  sind,  nicht  vertraut  waren ,  höchstens  mit  dem 
Studium  des  französischen .  Gesetzbuchs  und  einiger  Werke, 
wddie  die  neueren  Grundlagen  behandeln,  sich  begnügen 
mussten.  Viele  der  mit  den  Gesetzgebungsarbeiten  beauftrag- 
ten Männer  kannten  die  neuem  F<»rmen,  welche  sie  durch 
Gesetze  regeln  sollten,  in  ihrer  Anwendung  so  wenig,  als  die 
Erfahrungen,  welche  man  in  Frankreich  in  Bezug  auf  die  Lü* 
cken  und  Bedenklichkeiten  einzelner  Vorschriften  gemacht 
hatte*  Fittchtlge  Reisen  in  die  Rheingegenden,  um  dort  aeÜMit 
die  Stimmen  der  Praktiker  zu  hören,  oder  um  den  Verband» 
langen  der  Asstsen  anzuwohnen,  sollten  den  Mangd  genauer 


9)  Darüber  mehr  unten  im  §.  19. 
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KenntaiflS  crsetsen.  £8  'war  ein  Glück,  wenn  in  einzelnen 
deutschen  Staaten  mit  den  neuem  Gesetzeearbeiten  ein  Mann, 
der  bereits  üb^  die  Rechtsibnng  des  Strafverfalirens  vor 
den  Sehwurgerichten  als  IPraktiker  Erfahrungen  gesammelt 
hatte,  foeaoitragt  war,  oder  auf  die  Arbeit  entscheidenden  Ein* 
fluss  erhielt  1),  oder  wenn  der  Bearbeiter  des  Gesetzes  das 
neue  Strafverfahren,  in  Ländern  in  welchen  es  bestand,  zu 
beobachten  Gelegenheit  hatte').  Bei  allen  diesen  Arbeiten 
war  es  nnr  das  französische  Verfahren,  welches  den  Bearbei- 
tern vorsdiwebte,  weil  am  leiditesten  die  Benützung  des  fran- 
zösischen Gesetzbuchs  und  der  darüber  erschienenen  Comen- 
tare  möglich  war,  die  Gerichte  in  welchen  nach  (fiesem  Yer- 
ükren  verhandelt  wurde,  am  leichtesten  zugänglich  waren, 
in  den  mit  deutsehen  Staaten  verbundenen  Bheinprovinzen 
das  französisehe  in  üelmng  war,  und  von  den  dort  angestell- 
ten Juristen  und  den  das  Land  besuchenden  Bürgern  am 
leichtesten  beobachtet  wurde.  Kein  Unparteiischer  kann  ver« 
kernten,  dass  dnrdi  diese  Umstände,  wenn  auch  offenbar 
dnrdi  sie  die  neuen  Gesetzesarbeiten  wesentlich  geförd^ 
Wttfden,  das  neue  Yerfiihren  eine  Einseitigkeit  erhielt  und 
oft  nnr  das  neue  Gesetz  eine  wörtliche  Uebersetzung  des 
inmzösisehen  war,  während  in  den  deutschen  Gesetzen  viele 
Yerbesserangen  unfehlbar  sich  finden  würden,  wenn  die 
Bearbeiter  mit  der  englischen,  vorzüglich  mit  der  schottischen 
Rechtsübnng    sich  hätten  vertraut  machen  wollen.       Noch 


1)  In  dieser  Beaehnng  war  es  ein  glückliches  Ereigniss,  dass  in 
Baiern  der  damalige  Jostizminister  Heinte,  welcher  in  der  Rbein- 
provijiz  das  firanzösische  Verfahren  als  Verlbeidiger,  als  Staatsan- 
wall  und  als  Assiseopräsident  anzuwenden  balle  und  die  Mängel 
dos  Geselzes  kannte,  die  Bearbeilung  des  Entwurfs  des  Geset- 
zes übernahm.  Unter  ihm  war  vorzüglich  im  Justizministerium 
der  jetzige  JasUzminister  Ringelmann  thätig. 

2)  Einen  glucklichen  Einflnss  hatte  es,  dass  in  Oeslerreich  von 
Würth  (Obcrlandsgerichtsra(h)  schon  früher  in  England  und 
Frankreich  das  öffentliche  Verfahren  und  die  Schwnrgerichle  zum 
Gegenstand  sorgfältiger  Beobaehtungen  gemacht  haAle. 
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achlniinier  war  es,  dass  jenes  Drangen  nadi  Yoilage  der 
neuen  Gesetze  in  Deutschland  zu  einer  UnToIlstandigkeit 
und  Halbheit  fährte,  deren  nacfatheüige  Wirkongen nicht  aus- 
bleiben konnten.  Die  gesetzgeberische  Thätigkeit  wurde 
zunidist  nur  gerichtet  auf  Einführung  dei*  Schwurgerichte, 
und  das  vor  demselben  Statt  findende  Verfahren.  Gregen  die 
Voraussetzungen,  von  deren  ^asein  wesentlich  die  Wirksam- 
keit des  neuen  Verfahrens  abhing,  blieb  man  in  Tielen  deut- 
schen Ländern  gleichgültig.  Vonsfiglich  zeigte  sich  das  in 
Ansehung  der  Gerichtsverfassung.  Während  das  franzSaisdie 
Strafverfahren  auf  eine  Organisation  berechnet  ist,  nach  wel- 
cher zwischen  den  Einzelnrichtem  und  den  Appellatlonsge- 
richten,  Mittelgerichtc  (Bezirksgerichte)  sich  befinden,  welche 
in  der  Voruntersuchung  eine  wichtige  Controlle  über  den  bei 
ihnen  angestellten  Untersuchungsrichter  führen,  war  der  deut- 
schen Gerichtsverfassung  eine  solche  Einrichtung  fremd.  Die 
meisten  deutschen  Staaten')  konnten  sich  nicht  entschliessen 
die  Gerichtsverfassung  rasch  umzuändern  und  so  musste  man 
das  Amt  des  Untersuchungsrichters  dem  vielfach  beschäftigten 
Einzelnrichter  ohne  die  in  Frankreich  bestehende  Controlle 
tiberlassen.  Statt  der  in  der  französischen  Einrichtung  we- 
sentlichen von  dem  Richterstande  scharf  geschiedenen  Staats- 
anwaltschaft begnügten  sich  die  meisten  Staaten  einem  der 
bd  den  Obergerichten  angestellten  Richter  auch  nebenbd 
einige  Funktionen  des  Staatsanwalts  zu  fibertragen. 

Noch  schlinuner  war  es,  dass  man  in  den  meisten  deut- 
schen Staaten  nur  das  Verfahren  vor  den  Schwurgerichten 
regeln  und  die  bisherige  Art  der  Führung  der  Voruntersu- 
chung fortbestehen  lassen  wollte.  Man  beachtete  nicht,  dass 
eben  die  meisten  Klagen  sich  auf  die  in  dieser  Untersuchung 
durch  die   Entartung  des   Untersuchungsprinzips  häufig  vor- 


3)  Nor  wenige  Staaten  z.  B.  Hannover,  Brannschweig  fahrten  das 
Strafvedahren  mit  der  neuen  •—  der  iransdsiscben  nachge- 
bildeten Gerichtsverfassong  ein. 
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kommenden  Bedrückungen   bezogen,  dasa  durch  das  Portbe- 
stehen der  bisherigen  Vomntersachnngsweise   den   gerechten 
Klagen     nicht     abgeholfen,     dasa     die    lange    Daner    der 
Plroseaae  nicht   vermieden,  dasa   der  Anklagekammer  häufig 
eine  nicht  Vertrauen  erweckende  Grundlage  vorgelegt  würde. 
VorsiigUch     beröcksichtigte    man     nicht,     dass    selbst    das 
Wesen    der     mündlichen    Hauptverhandlung     durch       eine 
ungenügende  Voruntersuchung  leiden  müsste,    weil  so  häufig 
das  Gericht  genothigt   ist,     auf   die     in    der    Voruntersu- 
chung   gelieferten    Materialien    z.    B.    bei    Vorlesung     der 
Aussagen   abwesender  Zeugen    zu  bauen.      Vielfache    Stll- 
nmgcn   roussten   namentlich   da  hervortreten,   wo  durch  das 
neue,   nicht  die  Vorlage   einer   vollständigen  Strafprozessord- 
nung bezweckende  Gesetz,  durch  welches  höchstens  einige  auf 
Voruntersuchung     bezügliche     verbessernde     Vorschriften  *) 
gegeben  wurden,    die    bisherige   Strafprozessordnung  neben 
dem  neuen  Gesetze  fortdauernd  geltend   erklärt  wurde«    Die 
Erfahrung  lehrte  bald,  wie  in  der  Rechtsübung  vielfache  Strei- 
tigkeiten sich  darüber  erhoben,    wie  weit  eine  Vorschrift  des 
auf  ganz  andere  Grundsätze  gebauten  älteren  Gesetzes  &)  mit 
dem  neueren  Prozessgesetze  verträglich  ist.  —    Zu  beklagen 
war  es  nicht  weniger,   dass  bei  der  Einführung  der  Schwur- 
gerichte die   alten  Strafgesetzbücher  fortdauerten.     Man  hätte 
nicht  verkennen  sollen ,    dass  die  früheren  deutschen  Strafge- 
setzbücher auf  die  Anwendung   durch  rechtagelehrte  Richter 
berechnet  waren,  welche  auch  über  die  Schaldfrage  zu  urthei- 
len  hatten.    Die  zur  Zeit  der  Abfassung  jener  Gesetzbücher 


4)  Diese  yorschriflen  bezogen  sich  auf  einige  Punkte,  wo  die  Stel- 
lung des  Staatsanwaltes  zur  Sprache  kam,  anf  die  Anordnung 
der  vorläufigen  Hafl  und  auf  Cauüonsleistung.  Nur  in  dem 
Craonschweigischen  and  Naasauischen  Gesetze  fanden  sich  tiefer 
eingreifende  Vorschriflen,  z.  B.  über  Zulassung  der  Yertheidigung 
in  der  Voruntersuchung. 

5)  z.  B.  in  Preussen  die  Criminalordnung  von  1805,  in  Baiern  die 
Strafprozessordnung  von  J1813. 
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Mtfidien  Verbreclieii  Schwurgerichte  und  das  mündliche  Ver- 
bhrea  einzuAihreni  und  für  die  übrigen  Vergehen  ähnlich  dem 
in  GorrekHonellen  Gerichten  in  Frankreich  geordneten  Verfah- 
ren vor  StaatBrichtern  ein  mündliches  öffentliches  Verfahren 
einsuffihren;  im  Uebrigen  aber  yorläofig  die  frühere  Strafpro- 
lessoidnung  fortbestehen  zu  lassen.  Ein  vollständiges  Gesetz- 
buch über  Strafveriahren  wurde  dabei  nicht  beabsichtigt,  und 
das  neue  Gesetz  bezweckte  nur  einige  Verbesserungen  auch 
in  dem  Yerlahren ,  welches  der  mündlichen  Verhandlung  vor 
den  Gesehwomen  vorausgeht;  vorzüglich  bezogen  sich  diese 
auf  die  Stellung  das  Staatsanwalts  und  das  Verfahren  zur  Ent- 
scheidung über  die  Versetzung  in  den  Anklagestand.  Das 
wichtigste  bleher  gehörige  Gesetz  ist  das  bairische*)  (auch 
das  ausffilirlichste  aus  $.  375),  da  es  sehr  bedeutende  Ver- 
besserungen des  französ.  Verfahrens  enthält  '').  Hieher  ge- 
hüren  noch  das  Gesetz  für  Hessendarmstadt  vom  28.  October 
1848,  das  Gesetz  von  Hessenkassel  v.  31.  October  1848  und 
Gesetz  für  Nassau  v.  14.  April  1849  (mit  der  Grundrichtung 
zunächst  nur  das  schwurgerichtliche  Verfahren  zu  regeln). 
Die  preussische  Verordnung  vom  3.  Januar  1849  (alis 
$$.  180)  bezweckte  nur  vorläufig  (mit  Voraussetzung  spä- 
terer Berathung  durch  die  Kammern)''*)  gleichfalls  die  Ord- 


6)  V.  10.  Nov.  1848.  Ueber  den  Entwurf  fenden  landilindische 
VeriMndhmgen  statt,  mdem  ein  Aassefauss  ans  beiden  Kammern 
gewfthh  wurde ,  welcher  den  Entwurf  prfifte  und  einer  ansffibr- 
Udien  Berathung  unterwarf.  In  diesem  Ausschusse  waren  be- 
deutende Mftnner,  wissenschaftlich  und  praktisch  gebildet,  so 
dass  die  damaligen  Verhandlungen  sehr  viel  Lehrreiches  ent- 
halten. 

7)  Um  die  Fortbildung  der  Rechtsübung  in  Baiem  kennen  xu  ler- 
nen, dient  die  Sammlung  von  Fertig,  Sammlung  derMinisterial- 
entschliessungen,  Auszüge  oberstriehterlicher  Erkenntnisse  zum 
neuen  Strafverfahren.  Nördlingen  1851,  fortgesetzt  von  Yöldem- 
dorf  1854. 

7  a)  Durch  Anträge  einzelner  Mitglieder  auf  Suspension  der  Aus* 
iührung  der  Yerodnung  wurden  in  den  Kammern  Verhandlungen 
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nung  des  schworgerichtlichen  Terfahrens ,  enthielt  aber  auch 
Tielfache  Vorsehliften  fiber  die  Vomntersuchiing,  insbesondere 
auch  fiber  die  Wirksamkeit  der  Staatsanwälte  ^  jedoch  so, 
dass  neben  dem  neuen  Gesetze  noch  viele  Yorschriften  der 
Eriminalordnnng  v.  1805  fortbestehen*).  Ffir  Wurtemberg 
ordnete  das  Gesetz  v.  14.  Angnst  1849  **)  das  schwnrge- 
richtlichc  Verfaliren;  allein  die  fortdauernde  Wirksamkeit  der 
Strafprozessordnung  v.  22.  Jany  1843  so  weit  sie  nicht  durch 
neue  Gesetze,  insbesondere  durch  das  Schwurgerichtsgesetz 
aufgehoben  war,  wurde  anerkannt  <*).  Für  das  Königreich  Ha  n- 
noTer  regelte  ein  Gesetz  v.  24.  Dec.  1849  provisorisch  (das 
sogleich  anzuführende  Gesetz  y.  8.  Nov.  1850  trat  später  an 
die  Stelle)  das  schwurgerichtUche  Verfahren.  Im  Orosherzogth. 
Baden  war  bereits  am  6.  Harz  1845  eine  vollständige  Straf- 
prozessordnung verkündet  ''),  durch  welche  das  öffentliche 
Verfahren  und  Staatsanwaltschaft  eingeführt,  die  Urtheilsfallung 
durch  Staatsrichter  beibehalten,  aber  eine  gesetzliche  Beweis- 
theorie vorgeschrieben  war.  Vorzüglich  war  das  Verfahren 
in  der  Voruntersuchung  in  seinen  Einzelnheiten  genau  gere- 
gelt, der  Staatsanwalt  erhielt  darin  eine  zwar  dem  französischen 
Gesetze  nachgebildete,  jedoch  beschränktere  Stellung;  die  Ent- 


über  die  AasföliroDg  der  Verordn.  veranlasst.    Rletke  die  Ver- 
Ordnung  v.  3.  Januar  1849  mit  ErläDlerangen  S.  3  n.  4. 

8)  Darüber   ergiog  aueb  eine   eigene  Yerfngung  v.  13.  Nov.  1849. 

9)  Wie  weit  die  Kriminalordnang  durch  das  neue  Gesetz  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt  ist,  wird  oll  schwierig  zu  erkemien  sein. 
Frantz,  der  Prenss.  Strafprozess.    Qoediinbiirg  1852  S.  334. 

10)  Holzinger  die  Schwurgerichte  in  Wurtemberg.  Stuttg.  1849. 

11)  Auch  durch  eine  Verord.  v.  1.  April  1851  LS.  in  LebreVs  Werk: 
Die  Strafrecfatspflege  der  Gerichte  des  Königr.  Wurtemberg, 
Stnttg.  1854  2.  Bd.  1.  Tb.  S.  49.  in  Lebret*s  Werk  sind  auch 
die  verschiedenen  ergänzenden  Gesetze  nnd   Ausschreiben  mit- 

getheilt 

12)  Ueber    die   Geschichte  der   badiscben   Gesetzgebung   und  den 

Geist  der  Bad.  Strafprozessordnung  s.  meine  SchriA:    die  Mund- 
Uchkeit  8.  131—159. 


17 

lAddttiig  Aber  die  Yenelnuig  in  den  AnUageatand  mvde 
ideht  ^vle   in  Frankreich  einer  bei  dem  Appellationsgerichte 
angeordneten  Anldageluunmer,  aoadern  dem  BeairkBetrafgerichte 
fibertragen.    Diese  StrafproiesBordnnng  trat  aber  nicht  in  dae 
Leben,  da  ilire  EinfUining  erst  von  der  neuen  Gerichtsyer- 
fassnng  abhing.    Als  im  Jahre  184S  die  Staatsregiemng  die 
EinfSlimng  der  Schwnrgerichte  ansagte ,  mosste  die  Straf^ro- 
sessordnnng  nmgearbeitet  werden*    In  einem  am   17*  M£ra 
184S  von  der  Comnüssion  der  aweiten  Kanmier  erstatteten 
Berichte  worden  alle  Einseinheiten  beieichnet  *^)y   auf  wel- 
chen das  neue  SchwurgerichtsgesetE  beruhen  mttsste,  und  da- 
rin Yorafiglich  nachgewiesen ,  dass  mit  dem  auf  die  Anwen- 
dung dorch  rechtsgelelirte  Kichter  berechneten  Strafgesetzbnche 
T.  1845  das  Schwurgericht  nicht  wohl  vereinbar  sein  würde. 
Ein  am  13.  Mai  184S  den  Kammern  vorgelegter    Gesetses- 
entwurf  über  Regelung  der  Schwurgerichte  und  des  Yerfah- 
reas  vor  denseU>en  wurde  Gegenstand  ausführlicher  Berathung 
der  Kammern  und  erhielt  am  19.  Febr.  1840  Gesetzeskraft  i^). 
Da  die  jetzige  Kanmier   gewünscht  hatte,  'dass  eine  neue 
BedaktionderStrafprosessordnung,  damit  klar  werde,  was  nach 
den  ergangenen  neuen  Gesetzen  dairon  gelten  soUe,  bearbei* 
tet  werden  möge,  so  wurde  am  22.  März  1849  eine  solche 
Bevision  vorgelegt»     Die  hierauf  im  May  1849  im  Grossher- 
herzogthum  ausgebrocheaen   unheilvollen  politischen  Umwül- 


id)  Der  Verfasser  des  gegenw&rtigen  Werkes  war  der  Berichterstat- 
ter fiber  jenen  Entwurf. 

U)  In  der  Zwischenzeit  wurde  in  Freiburg  1849  eine  scbwurge- 
richtliche  Verhandlung  über  den  des  Hochverraths  angeklagten 
Stmve  abgebalten  und  zwar  legte  man  den  von  der  Regierung 
vorgelegten  Entwurf  zum  Grunde,  nachdem  die  Kammer  die  Er- 
mächtigung gegeben  hatte,  dass  nach  diesem  Entwürfe  die  Ver^ 
handlungen  gehalten  werden  durften.  Die  damals  Statt  gefunde- 
nen Assisen  lionnten  unter  den  damaligen  Verh&lüaissen  nicht 

emen  gflnsligen  Erfolg  haben. 
MitUrBAier,    Strafrcrfinhrea.  % 
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znng^n  hatten  die  Btimmiing  der  Regierung  in  Bezug  auf  daa 
neue  Verfahren  geändert  und  Besorgnisse  erweckt,  dass  ein 
nach  dem  Gesetze  v.  19.  Februar  gebildetes  Schwurgericht 
nicht  den  Bedürfnissen  der  grSsseren  Energie  der  StraQvstii 
entsprechen  wurde,  während  zagleich  durch  die  in  Folge  der 
Revolution  eingetretenen  finanziellen  Verhältnisse  Binder* 
nisse  der  Ausführung  einer  neuen  Geriehtsverfassung  in  den 
Weg  legte.  Es  wurde  nun  1850  den  Kammern  ein  neuer 
Gesetzesentwurf  vorgelegt  und  das  hierauf  gebaute  Gesetz 
V.  5.  Februar  1851  zugleich  mit  dem  Strafgesetzbuch  und  der 
Prozessordnung  von  1845  (soweit  diese  mit  dem  Schwurge- 
richtsgesetz vereinbar  war)  verkündet  ^^).  Da  die  neue  Ge- 
richtsverfassung und  die  damit  zusammenhängende  Staatsan^ 
waltschaft  nicht  eingeführt  werden  konnte,  so  wurde  durch  das 
Gesetz  von  1851  §.  25  verfügt,  dass  fQr  die  Voruntersuchung 
die  Vorschrillen  der  Stra^rozessordnung  von  1845  gelten, 
die  Bestimmungen  aber  welche  sich  auf  Hitwirkung  des  Staat»- 
anwaltes  oder  des  Bezirksgerichts  bei  der  Untersuchung  be^ 
ziehen,  einstweilen  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  werden  sollen, 
so  dass  in  Baden  noch  das  bisherige  inquisitorische  geheime 
Verfahren  ohne  Theilnahme  des  Staatsanwalts  fortbesteht 
Die  Bildung  des  Schwurgerichts  wurde  1851  so  geordnet, 
dass  der  Staatsregierung  der  ihr  nothwendige  Einfluss  gesi- 
cliert  würde  und  das  Verfahren  gegen  Abwesende  wurde 
(abweichend  vom  Gesetze  v.  1845)  strenger  regulirt  *<).   Für 


15)  Bekk  (Präsident  der  Stände  Versammlung  als  der  Entwurf  ver- 
handelt wurde),  gab  über  das  neue  Gesetz  Erläuterungen  heraus 
unter  dem  Titel:  Mfindlichc  Vorträge  über  die  Badiscben  Btraf- 
gericbte.  Karlsruhe  1851.  Eine  kurze  Darstellung  der  Rechts- 
fibung  nach  dem  Bad.  Gesetze,  s.  Mayer:  Das  Strafverfahren 
im  Grossb.  Baden.    Freiburg  1852. 

16)  Belehrende  Abhandlungen  über  Erfahrungen  in  Bezug  auf  das 
neue  Gesetz  s.  in  Magazin  für  Badiscfae  Rechtspflege  und. Ver- 
waltung von  Zentner,  Renaud  und  Turban.  Mannheim  1854;  bis 
jetzt  2  Bände. 
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Bremen  ordaeie  das  (später  wieder  aufgehobene)  Cksets  t. 
7.  Febnuur  18S1  d$»  Sebwurgericht  and  das  dabei  vorkom* 
mendc  Verfahren,  and  für  die  Vorantersnehnng  wurden  nor 
einige  nothwendige  Yorschriflen  2.  B«  wegen  der  Staataan- 
wiltscliail  erlassen. 

in.  Die  dritte  Klasse  der  in  jene  Zeit  gehörigen  6e^ 
setsesarbeiten  bilden  diejenigen,  welchen  eine  vollständige 
Strafprosessordnong,  im  Znsanunenhange  mit  einer  nenen, 
dcmi  nenen  Verfahren  entsprechenden  Oerichtsverfassang  anm 
Gruade  liegt.  Dahin  gehört  die  Brannschweigische 
Stefprozeasordanng  y.  28.  Aug.  1849,  sie  hat  mehr  als  jedes 
andere  deutsche  Prosessgeseta  schon  in  der  Vornntersnchung 
den  Nachtheilen  des  Untersuchnngsprinzips  entgegengewirict, 
die  Stellnng  des  Staatsanwalts  verbessert,  in  Bezug  auf  das 
Sehwnrgericht  entechiedner  anerkannt,  dass  die  Ocschwornen 
die  Schaldfrage  im  vollen  Umfang  zu  beantworten  haben,  die 
Stimmeneinhelligkeit  des  Wahrspruchs  gefordert,  und  auch 
gogen  die  Urtheile  der  Stasterichter  über  die  Schuldfrage 
keine  Berufung  gestattet  Die  Strafprozessordung  für  die 
Thüringischen  Staaten  v.  20. MSrz  1 850 enthält  ebenso  ein 
roQstandiges  Gesetzbuch,  das  zwar  im  Wesentlichen  dem  fran- 
zösischen nachgebildet  ist,  die  Staatsanwaltschaft  vollständig 
durchführt,  das  Vorverfahren  weit  besser  als  in  Frankreich 
durch  genaue  Vorschriften  über  die  einzelnen  Handlungen 
regelt,  und  auch  im  Hauptverfahren  wesentliche  Verbesse- 
rungen des  französischen  Gesetzes  enthält.  Eigenthümlich 
sind  die  Vorschriften  über  Versetzung  in  Anklagestand,  in- 
dem das  Gesetz  dem  Angeschuldigten  ehe  die  Anklage  er- 
kannt wird,  durch  seine  rechtzeitige  Yertheidigung  gebührende 
Einwirkung  möglich  machen  wollte.  Aehnlich  Ist  dieser  Straf- 
prozessordnung die  von  Anhalt  Dessau  und  Köthen  von 
1850  mit  manchen  Verbesserungen.  Eine  vollständige  Straf- 
prozessordnung enthält  auch  das  k.  österreichische  Ge- 
sets  V.  17.  Januar  1850  (dem  vielfach  der  thüringische  Ent- 
wurf vorschwebte)  mit  bedeutenden  Verbesserungen  des  fran- 
zosiaehen  Gesetzes,  da  der  Hauptbearbeiter  des  österreichischen 

2* 
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GteMtxes  ^^  durch  seinen  Aufenthalt  in  England  und  Frank- 
reich sich  mit  dem  Wesen  des  mündUehen  Verfahrens  und 
den  Fehlem  der  französischen  Rechtsübung  gut  vertraut  ge- 
macht hatte.  Eine  wie  in  Frankreich  organislrte  Controlle 
des  Untersuchungsrichters  durch  das  Besirksstrafgericht  hatte 
aber  das  österreichische  Gesetz  nicht  aufgenommen,  während  da- 
gegen die  Hannoversche  Strafprozessordnung  v«  S.  Nov«  1850 
die  Gerichtsverfassung  rollständig  mit  den  Grundlagen  wie  in 
Frankreich  durchführte,  daher  auch  in  der  Voruntersuchung 
dem  Bezirksgerichte  die  controllirende  Stellung  gab,  in  der 
Voruntersuchung  sowohl  als  in  der  Hauptverhandlung  die 
Lücken  des  französischen  Code  auslüllte  und  grosse  Verbesse- 
rungen desselben  einführte. 

Während  in  Deutschland  die  Gesetzgebung  fortschrltt, 
war  die  Wissenschaft  nicht  unthätig  geblieben.  Bedeutende 
Schriften  >B)  bezweckten  das  Wesen  der  Schwurgerichte  (vor- 


If )  V.  WQrth.  Er  ist  der  VerfaMcr  eines  (wegen  der  Vergleichong 
der  verschiedenen  Gesetzgebongen  und  legislaliven  Bemerkungen 
werthvollen)  Comnientars:  Die  österreichische  Strafgesetzgebong 
von  1850  erlAuteri  Wien  1851. 

18)  Wir  nennen  vorzüglich:  Biener  Äbhandl.  aus  dem  Gebiete 
der  Reehtsgeschichte.  2te8  Heft  Leipzig  1848,  (wo  von  S.  61 
an  die  Prinzipien  der  Reform  des  Strafverfahrens  erörtert  sind). 
Geib  die  Reform  des  deutschen  Rechtslebens.  Leipzig  1848. 
Köstlin  Wendepunkt  des  deutschen  Strafverfahrens.    Tübingen 

1849.  Köstlin  das  Geschwomengericht  fürNichtJaristen.  Tfib.  1849. 
Lene  motiv.  Entwurf  einer  Strafprozessordnong.  Aachen  1850 
Temme  Grondzfige  eines  deutschen  Strafverfahrens.    Arnsberg 

1850.  V.  Haynaa  Blätter  aus  der  Mappe  eines  Kriminalisten. 
Marburg  1853.X  Hierher  gehören  die  als  Kritiken  einzehier  Ent- 
würfe erschienenen  Schriften,  z.  B.  von  Abegg  über  den  Preuss. 
Entwurf.  Halle  1852.  Femer  die  zwar  zunächst  auf  Schwurge- 
richte sich  beziehenden  aber  das  Strafverfahren  überhaupt  betref- 
fenden Schriften,  z.  B.  von  Gnebt,  Daniels,  Demburg,  OrelH  (von 
weichen  unten  bei  der  Darstellung  der  Jury  die  Rede  sein  musa). 
Vorzüglich  enthalten  dieZeitscbriften:    Archiv  des  Crinünalrechtt, 
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illgiidi  aneh  durch  geschlclitllch«  Ertfrtemngeii)  di^  leitenden 
OnrndsStse  des  Strafverfahrens  sn  entwickeln,  die  Mängel  der 
frtnsMschen  Gesetzgebong  zn  prüfen  nnd  Vorschläge  der 
Verbessenuig  zn  machen.  Die  in  den  einzelnen  Ländern 
eingeführten  nenen  Gesetze  veranlassten  aber  selbst  wieder 
beachtongswürdige  Schriften ,  entweder  in  der  Richtung  die 
Anwendung  des  neuen  Gesetzes  zu  erleichtern,  Entwürfe  ei- 
ner Kritik  zu  unterwerfen ,  und  Verbesserungsvorschläge  zu 
machen  oder  die  bei  den  Gerichten  vorgekommenen  merk- 
würdigen Strailälle  darzustellen,  die  darin  verhandelten  wich- 
tigen Fragen  zu  erörtern  und  die  Rechtssprüche  der  obersten 
Gerichte  mitzatheilen.  Durch  diese  Arbeiten  hat  die  deutsche 
Wissenschaft  viel  gewonnen,  indem  sie  praktischer  geworden 
ist,  durch  die  Nachweisung  der  in  der  Rechtsübung  sich  dar- 
steUenden  Combinationen,  sowie  von  Lücken,  bedenklichen  Ans- 
drficken  des  Gesetzes  eine  Verbesserung  der  Gesetze  ange- 
bahnt wurdet). 


die  Amulen  des  Ciimiiulr.  von  Bitzig  (fortgesetzt  von  Schletter) 
and  die  Mit  1849  erschienene  Zeitschrift:  der  Gerichtssaal  eine 
Reihe  von  Abhandlungen  über  Strafprozessgesetzgebung. 
19)  Hierher  gehört  die  seit  1850  erscheinende  österreichische 
Geriehtneitang,  welche  die  schwurgerichtlichen  Verhandinngen, 
die  Rechissprfiche  des  obersten  Gerichts,  nnd  Abhandlungen  über 
meriiwfirclige  Rechtsfragen  mittbeili  Manche  gute  Erörterungen 
enthalt  auch  das  Magazin  f&r  Rechts  -  nnd  Staatswissenschaft  v. 
HaimerL  Wien  bis  Jetzt  XII  Bände.  Für  die  Kenntniss  der  baie- 
rischen  Rechtsflbung  nnd  Erfahrungen  sind  wichtig  die  seit  ei- 
ner Reihe  von  Jahren  (bis  Jetzt  20  Bände)  erscheinenden  Blat- 
ter ffir  Reehtsanwendong  in  Baiem,  heransgeg.  von  Seuffert, 
Erlangen.  Ferner  die  bis  Jetzt  ans  5  Banden  bestehende  Samm- 
Umg:  Sitzungsberichte  der  Bair. Schwurgerichte,  Erlangen;  und  in 
neoesler  Zeit  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  nnd  Rechtspflege  des 
K.  Baiem.  Eriangen  1854  (2  Bde.)  Für  Preussen  enth&lt 
werlhvoUe  Abhandlungen  u.  Erfahrungen  das  Archiv  für  Preuss. 
Stnfrecht  von  GoUdammer.  Berlin  seit  1852  (bis  jetzt  3  Bde.) 
In  diesem  Archive  finden  sich  anch  Band  L  6.  494  6U  H  Bd. 
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§•    &• 

Erfahrungen  über   den    Gang    der    Rechtsprechnng    in 
Deutschland  in  den  Jahren  1849  —  52. 

Prüft  man  die  Zeugnisse  der  Erfahrung  über  die  Wirk- 
samkeit der  neuen  Gesetze,  so  kann  es  nicht  befremden, 
wenn  die  Erfahrungen  sich  zeigen,  welche  überall  bemerk- 
bar werden,  wenn  plötzlich  ohne  Uebergänge  in  einem  Lande 
eine  von  der  bislierigen  verschiedene  Gesetzgebung  über  das 
Verfahren   mit  völlig   neuen  im  Lande  bisher   unbekannten 


S.  360  569  die  Darstellung  desjenigen,  was  in  der  Literatur  für 
Preuss.  Strafrecht  geleistet  wurde.  —  Für  Hannover  ist  wich- 
tig das  Magazin  für  hannover.  Recht,  herausgegeb.  von  Grefe 
u.  Klenke.  Göttiog.  seit  1851  (bis  jetzt  V  Bde.)  Für  Würtem- 
berg  finden  sich  Nachweisungen  über  einige  Ministerialverfü- 
gungen  in  Lebret's  Schrift  (s.  oben  Note  11  in  §.  2)  und  in  Sar- 
wey  Monatsschrift  für  die  Justizpflegc  m  Würtemberg  bis 
jetzt  20  Bände.  Für  die  Kenntniss  der  Rechtsprechung  in  Braun- 
schweig ist  wichtig  die  (von  Görtz  herausgegebene)  Sammlung 
der  vom  Cassationshofe  von  Braunschweig  entschiedenen  Straf- 
Tcchtsfälle.  Wolfenbüttel  1853  n.  die  ZeiUchrift  für  Rechtspflege  im 
Hrzgth.  Braunscliweig  seit  1854  (wöchentUch  erseheinend).  Mitthei- 
langen  über  die  Praxis  im  Grosshrzgth.  Hessen  liefern  Emmerling 
Sammung  der  Entscheidungen  des  grossh.  Cassationshofes  in  Civil-u. 
Strafsachen.  Darmstadt  1852  54.  Bopp  Wochenschrift  für  Recht  und 
Verwahung  des  Grossh.  Hessen,  Nassau  u.  Frankihrt  Darmstadt 
seit  Januar  1855.  Für  den  Gang  der  Rechtspflege  in  Sachsen 
8.  neue  Jahrbücher  für  Bachs.  Strafrecht  von  Held,  Siebdrat  und 
Schwarze.  Leipzig  jährlich  4  Hefte  und  Wochenbhitt  für  Straf- 
rechtspflege in  Thüringen  von  Schmid.  Weimar  seit  1852.  Für 
Grossh.  Baden  finden  sich  Darstellungen  im  oben  in  Note  16 
empfohlenen  Magazine  für  bad.  Recht,  in  den  Annalen  der  bad. 
Gerichtshöfe  und  in  den  Jahrbüchern  des  Oberhofgerichts  seit 
1853  herausgegeb.  vom  Oberhofrichter  Stabel.  Mannheim  1853 
und  1854. 


Büfiditiuigeii  in  das  Leben  treten  soll.  Die  an  das  Alte 
gewdhnten  Mäimer  die  bei  dem  neuen  Verfahren  thftt^^  sein 
sidlen,  bringen  vielfach  ihre  Angewöhnungen  und  ihreVorur- 
theiic  mit,  und  suchen  unwillkürlich  von  dem  Alten  auf  das 
Neue  mögliefast  viel  ansuwenden«  Ihnen  fehlen  häufig  die 
Bgenschafteui  welche  sur  guten  Whrksamkeit  der  neuen 
Vorschriften  gehören^),  ebenso  die  Erfahrungen  über  die 
Nachtheile,  welche  leicht  ans  dem  Gebrauche  einer  gewissen 
Arider  Behandlung  eintreten  können^),  sie  kennen  ebenso  we« 
Big  die  Tragweite  mancher  im  neuen  Verfahren  vorkommenden 
Vorschrift*),  als  dUe  (Gefahren  eines  gewissen  Benehmens  bei 
Gericht^).  Aber  aneh  bei  den  Bürgen  bringt  der  rasche 
Uebergang  vom  Alten  zum  Neuen  manche  schlimme  Whrkttn« 
gen,  wegen  der  unrichUgcn  Benrtheüung  des  Werthes  des 
Neuen  hervor,  weil  unvemeidlidi  manche Missgriife,  manche 
aoilUleiide  Entscheidungen  vorkonmien  werden,  und  dadurch 
das  Vertrauen  su  dem  neuen  Oesetae  leidet  und  diejenigen 
welche  eigentlich  fortdauernd  Gegner  des  neuen  Verfahrens 
blieben*)  in  den  aofikllenden  (oft  von  schlauen  Personen 
ausgebeuteten)  Ereignissen  einen  willkommenen  Vorwand  fia- 
den,  das  Neue  überhaupt  au  verurtheilen.    Vorzüglich  begreif- 


1)  Dies  wurde  namentlich  leicht  bemerkbar  bei  den  Vertbeidigero,  wel- 
che die  Wichtigkeit  der  Stellnng  von  Fragen  an  Zeogen  und 
Sa^hverttftndige  nicht  kannten. 

^  2^  B.  in  Beng  auf  die  Nachtheile  der  Anklageschriften  wenn  sie 
wOlkfiriiehe  DafsleDnnsan  des  Hergangs  bei  der  Verübong  de» 
Vecbreehens  oder  Anszfige.  aas  d9&  Zeugenanssageii  enthalten. 

3)  s»  B.  in  BesEng  aof  das  ans  dem  Code  entleimte  pouvok  dis- 
erStfonnaire  des  Präsidenten. 

4)  z.  B.  wenn  eine  Unregelmftssigkeit  in  der  Verhandlung  vorging  und 
der  Vertbeidiger  nicht  sogleich  verlangte,   dass  dless  im  Proto- 
coH  eonstatirt  werde,  wo  dann,  wenn  Cassation  ergriffen  wurde, 
das  oberste  Oeridit  anf  die  Thatsache  köine  Rücksicht  nehmen 
kAttlet  weäl  sie  im  SitznngsprotoeoU  nicht  eonstatirt  war. 

5)  Es  ist  leicht  naehsowsiscn,  dassmanehe  AssUi^nprlsidenten  huer- 
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lieh  wird  es,  daw  wenn  Bürger  in  einem  Lande,  in  welchem 
die  bisher  darin  unbekannte  Schwurgerichtsverfaaaung  einge- 
fülirt  wird,  zn  Geechwornen  berufen  werden,  das  nene  ihnen 
völlig  ungewohnte  Amt  vielfache  Zweifel  über  ihre  Stellung 
und  ihre  Pflichten  veranlasst,  und  MissgriiTe  hervortreten.  In 
Deutschland,  in  welcher  die  Wissenschaft  so  hoch  steht, 
musste  leicht  bei  vielen  Männern  der  Wissenschaft  die  Be- 
sorgniss  entstehen,  dass  wenn  jetzt  den  nicht  rechtsgebildeten 
Geschworenen  ein  wichtiger  bisher  nur  dem  Rechtsgelelurten 
anvertrauter  Theil  des  Richteramts  übertragen  würde,  die 
Wissenschaft  selbst,  und  ihr  wohlthätiger  Einfluss  auf  die 
Rechtsübung  leiden  müssten«  Der  Uebergang  von  dem  Al- 
ten SU  dem  Neuen  Verfahren  musste  aber  noch  mehr  auffal- 
lenden Stoff  zum  Tadel  des  Neuen  gewährende  Ereignisse 
in  Deutschland  in  jenen  Staaten  herbeiführen,  in  welchen  die 
Gesetzgebung  sich  nur  auf  die  Anordnung  des  echwurgericht- 
Uchen  Verfahrens  beschränkte,  und  die  in  §.  2  bemerkte  Halb- 
heit  entstand,  nach  welcher  das  neue  Verfahren  mit  den  fort- 
dauernd geltenden  alten  Vorschriften  vereinigt  werden  muss- 
te. Da  die  zur  Wirksamkeit  des  neuen  VeriUurens  noth- 
wendige  Gerichtsverfassung  mangelte,  die  alte  inquisitorisch 
geführte  Voruntersuchung  fortbestand,  die  Staatsanwaltschaft 
nicht  vollständig  organisirt  war,  so  mussten  leicht  in  der  An- 
wendung der  neuen  Vorschriften  wegen  des  Mangels  der 
Voraussetzungen,  auf  welche  das  aus  FranUreich  entlehnte 
Verfahren  dort  berechnet  war,  um  so  mehr  manche  Störungen 
entstehen,  als  man  auch  die  alten  auf  die  Anwendung  durch 
Staatsrichter  berechneten  Strafgesetzbücher  beibehielt» 

In  Bezug  auf  die  Wirksamkeit  der  Schwurgerichte  wird 
wenn  man  die  oben  erwähnten  Verhältnisse  erwägt,  das  Her- 
vortreten mancher  Mängel  erklärbar,   in  sofeme  nicht  selten 


lieh  die  grössten  Gegner  der  Schworgerichte  tind.  Es  ist  nn- 
mög^ch,  dus  unter  solchen  VerhSltnissen  die  ^rksamkeit  eines 
Prisidfioten  eine  würdige  und  gedeihliehe  ist 
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der  öffcnüiclien  Stimmo  oder  den  Erwartongeii  widerspre- 
chende Wahrsprüche  auf  NichUcholdig,  oder  einen  Wider- 
sprach enthaltende  oder  unklare  Wahrsprüche  ergingen,  wel- 
che von  den  Gegnern  benätzt  wurden,  um  das  Institut  über- 
haupt anzugreifen.  Am  meisten  wurden  solche  Erscheinungen 
in  den  Staaten  bemerkbar ,  in  welchen  die  Gesetzgebung  die 
Schwurgerichte  nur  zur  Entscheidung  über  Presavergehen 
eingeführt  hatte,  oder  wo  viele  Anklagen  wegen  Pressverge- 
hen oder  politischer  Verbrechen  vorkamen,  oder  wo  die  Be- 
wegung im  Jalire  1848  und  1849  einen  revolutionären  alle 
Grundlagen  erschütternden  Charalcter  annahm  und  nachdem 
die  Revolution  bekämpft  war»  Zustände  eintraten,  welche  der 
Wirksamkeit  der  neuen  Gesetzgebung  nicht  günstig  sein  konn- 
ten« Es  ist  begreiflich ,  dass  in  den  Staaten  in  welchen  an 
die  Geschwornen  nicht  die  Entscheidung  der  gemeinen  Ver- 
brechen gewiesen  war,  dem  Schwurgerichte  ausschliessend  ein 
politischer  Charakter  aufgedrückt  wurde,  welcher  die  Ge- 
schwornen in  Bezug  auf  ilire  Stellung  irrezuleiten  geeignet 
war,  und  vielfache  Lossprechungen  veranlasste,  welche  leicht 
einen  Widerwillen  gegen  das  neue  Institut  erwecken  konnten. 
Es  ist  zu  beklagen,  dass  aus  den  verschiedenen  deutschen 
Staaten  so  wenige  statistische  Tabellen  über  das  Verhältniss 
der  Verurtheilungen  und  Lossprechungen  vorliegen.  Einige 
Nachrichten  mögen  genügen,  um  zu  zeigen,  dass  das  Verhält- 
niss der  Wahrsprüche  auf  Nichtschuldig  am  auffallendsten 
da  war»  wo  viele  politische  Prozesse  vorluimen.  Bei  dem 
Schwurgerichte  in  BerUn  kamen  110  Anklagen  1840  vor,  52 
Angeklagte  wurden  nicht  schuldig  erkannt,  und  unter  diesen 
10  wegen  politischer  Vergehen  Angeklagte,  In  Hessen- 
Darmstadt  und  zwar  in  der  Provinz  Starkenburg  wurden  noch 
1851  von  380  Angeklagten  188  nicht  schuldig  erkannt  (da- 
runter wegen  Hochverraths  67  Lossprechungen,  (nur  3  Ver- 
urtheilungen)» wegen  Aufruhrs  wurden  101  angeklagt  und  87 
nicht  schuldig  erklärt  Will  man  aber  gerecht  sein,  so  kann 
die  Ursache  dieser  vielen  Lossprechungen  wegen  politischer 
Verbrechen    nicht  immer  in  einer   falschen  Empfindsamkeit 
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oder  in  schlimmen  der  Regiemng  feindlichen  Gesinnungen 
der  Geschwornen  *) ,  sondern  muss  tiefer  gesucht  werden. 
Ein  grosser  Theil  der  1849  und  1850  angestellten  Anklagen 
wegen  politischer  Verbrechen  bezogen  sich  noch  auf  Vorfälle, 
die  in  der  sehr  allgemein  yerbrciteten  grossen  Aufregung 
vorkamen,  bei  der  der  Gegenstand  der  Anklage  auf  heftige 
Aeusserungen  und  exzentrische  Handlungen  sich  bezog,  bei 
deren  Aburthciluug  eben  die  besonnensten  Geschwomen  nicht 
die  Zeiten  und  Zustände,  unter  denen  die  FUle  sich  ereigne- 
ten, unberücksichtigt  lassen  konnten,  weil  sie,  berufen  über 
die  Schuldfrage  zu  richten,  die  Angeklagten  nicht  für  Aeus- 
serungen verantwortlich  machen  wollten ,  welche  auf  ähnli- 
che Weise  in  der  grossen  Aufregung  von  Tausenden  verübt 
würden,  welche  der  Regierung  nicht  feindlich  waren.  Wer 
unparteiisch  Strafverhandlungen  über  politische  Verbrechen 
prüft,  kann  nicht  verkennen,  dass  bei  solchen  Verfolgungen 
der  Charakter  der  Denuncianten  und  der  Belastungszengen, 
die  häufig  vom  Parteigeist  angetrieben  sind,  durch  ihre 
leidenschaftlichen  Aussagen,  oft  gerne  ihre  Anhänglichkeit  an 
die  Kegierung  beweisen  und  vergessen  machen  möchten,  was 
sie  selbst  unter  andern  Umständen  sündigten,  nicht  geeignet 
ist,  grosses  Vertrauen  auf  ihre  Zeugnisse  einzuflössen,  wäh- 
rend zugleich  die  bei  solcher  Gelegenheit  zu  Tage  kommenden 
zur  Entdeckung  des  Verbrechens  angewendeten  Mittel,  die  Art 
der  Personen,  die  dabei  eine  Rolle  spielten,  auf  die  Geschwor- 
nen  nachtheilig  wirkt  und  sie  zu  Zweifeln  an  der  Schuld. be^ 
wegt  Ohnehin  durften  unpartheüsche  Richter  nicht  verges- 
sen, dass  eben  bei  vielen  politischen  Verbrechen  Über  die 
Gränze   von  Recht  und  Unrecht  viel  Streit  ist,  dass  die  Un- 


6)  £s  l&ast  sich  ,nachwci8en,  dass  bei  manchem  Stra&Ue,  in  welr 
ehern  ein  wegen  polit  Verbrechen  Angeklagter  auf  eine  Anbe- 
hen  erweckende  Weise  nicht  schuldig  erkannt  wurde,  die  da- 
mals die  Geschwomenbauk  bildenden  Geschwornen  gerade  zu 
den  ehrenwerthesten,  conservaüven,  der  Regierung  treu  ergebe- 
nen Männern  gehörten. 
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besiamintheit  der  Strafgesetze  z.  B.  über  Majestatsbeleidigung 
sehr  verschiedene  Aaslegung  znlässt,  dass  eben  in  manchen 
Fällen,    wonn  Lossprechnngen  z.  B.  in  Preussen   erfolgten, 
der  Staatsanwalt  selbst  während  der  Verhandlungen  erklärte, 
dass  er  nicht    auf  Schuldig  antragen  könne,   und  dass  nicht 
selten  da  wo  (Qe  Oeschwomen  mit  7  zu  5  das  Schuldig  aus- 
sprachen, der  nach  dem  Gesetze    hinzutretende   Gerichtshof 
lossprach*').     Will  man  aber  von    den    Wahrsprüchea  über 
politische  Anklagen  absehen,  so  kann  auf  den  Grund  der  Ta- 
bellen  über  Strafrechtspflege  kein  Unparteiischer  den  deut- 
schen Oeschwomen    das   Zeugniss  versagen,    dass  sie  ihre 
Pfiicht  mit  Ehrenhaftigkeit  erfüllten,  und  weder  durch  falsches 
Mitleiden  noch  durch  jene  grundlose  Vorstellung  der  Allmacht 
der  Greschwomen,  noch  durch  die  in  den  fortdauernd  gültigen 
alten    Gesetzbüchern    gedrohten     unverhältnissmässig    harten 
Strafen  sich  abhalten  Hessen,    das   Schuldig  auszusprechen. 
Es  wird  sich  dless  nicht  in  Abrede  stellen  lassen,   wenn  man 
erfährt,  dass  in  Oesterreich  im  Jahre  1851  von  den  Geschwor- 
nen   in  Wien   von    19  Angeklagten  nur  2,  bei  der  zweiten 
Session  von  9   2,   in  der  dritten  von  8  einer,  in  der  vierten 
von  24  AngeklagtiBn  2  als  nicht  schuldig  erklärt  wurden.    In 
Preussen  wurden  1849  vor  den  Assisengerichten  777  Per- 
sonen angeklagt,  davon  412  schuldig  356  nicht  schuldig  be- 
funden.   Vor  dem  Schwurgerichte  in  Berlin   erschienen  1849 
296  Angeklagte,  von  denen  52  (30  wegen  politischer    Verbre- 
chen  angeklagt),    nicht    schuldig  e^annt  wurden^).     Nicht 
uBwiehtig  ist  es,  dass  Assisenptäsidenten  in  Preussen  in  ihren 
Berichten  an  das  Ministerium  den  Geschwomen  ein  günstiges 


7)  Wir  haben  in  dem  Geriehissaal  1852  L  S.  319  etc.  diese  Be- 
haoptangen  durch  Nach  Weisungen  aus  vorgekommenen  Verhand- 
lungen bewiesen. 

8)  Ans  den  Tabellen  der  Justiz    in    den    einzelnen    prenssischen 
Schwurgerichten    (TTachweisungen  in  meinem  Aufsatze  im  Ge- 
riehtssaale  1858  S.  312—20)  ergiebt  sich:   dass  häaüg  alle  in 
einer  Assise  Angeklagten  schuldig  gefunden  wurden. 
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Zeugniss  geben  und  bei  Beendigung  der  Assise  die  ZusÜm- 
mung  des  Gerichts  zu  den  Wahrsprücben  aussprechen*).  In 
Baiern  standen  1849  vor  den  Schwurgerichten  551  Angeklagte, 
von  denen  492  schuldig  befunden  wurden  (59  losgesprochen). 
Im  Jahre  1850  war  das  Verhäliniss  der  verurtheilenden  zu 
den  lossprechenden  Wahrsprücben  das  von  494  Schuldiger- 
klärungen zu  55  Wahrsprüchen  auf  Nichtschuldig.  Im  Jahre 
1851  wurden  580  schuldig  und  33  nicht  schuldig  erklärt. 
Welche  Strenge  in  manchen  Kreisen  von  den  Geschwornen 
geübt  wurde,  mag  die  Thatsache  beweisen,  dass  vor  dem 
Schwurgerichte  von  Niederbaiem  von  1849  bis  1853  549  er- 
schienen^  von  denen  525  schuldig  erklärt  und  nur  20  losge- 
sprochen wurden  >').  Aus  den  amtlich  bekannt  gemachten 
Tabellen")  ergiebt  sich  dass  1850/51  von  604  von  den 
Schwurgerichten  abgeurtheilten  Personen  522  verurtheilt  and 
82  freigesprochen,  1851/52  von  465  vor  Gericht  Gestellten 
427  verurtheilt  und  38  freigesprochen,  1852/53  von  561  nur 
56  nicht  schuldig  und  505  schuldig  erkannt  und  1858/54  von 


9)  Im  November  1854  sehloss  der  Pr&sident  von  Stockhansen  die 
Assise  mit  der  Erklärung,  dass  fast  alle  von  den  Geschwornen 
geflUlten  Wahrsprüche  von  dem  Gerichtshofe  als  richtig  befunden 
worden  und  dass  in  den  wenigen  Fällen,  in  welchen  der  Ge- 
richtshof eine  abweichende  Ansicht  hatte,  die  Ursache  der  Ab- 
weichung in  einer  andern  Aoffassung  der  Sache  durch  die  Ge- 
schworenen liege.  Wichtige  Aeosserangen  darüber,  data  man 
nicht  zu  vorschnell  Geschwome  wegen  Losspreehongen  verdammen 
darf,  wdl  die  Ursachen  der  Losaprechnng  in  andern  vom  Ge- 
setzgeber verschuldeten  Verhältnissen  liegen  s.  von  dem  preoaa. 
Oberstaatsanwalt  v.  Tippeiskirch  in  Goltdammer  Archiv  m.  8.470. 

10)  Nachweisungen  darüber  im  Gerichtssaal  1852  8.  27—31. 

11)  Ueberaicht  der  Ergebnisse  der  Skrafrechtspflege  im  Kftnlgreiehe 
Baiem  während  der  Jahre  1850  bis  1854.  (von  dem  Justizmi- 
iteriom  bearbeitet)  München  1855.  Baiem  ist  der  einzige  deut- 
sche Staat,  welcher  vollständige  statistische  Tabellen  über  die 
Strafreehtspflege  seit  1850  bekannt  macht  (Von  der  während 
des  Druckes  mir  zukommenden  preuss.  Statistik  s.  unten 
Schwurgericht). 
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SM  Pet80nen  5M  aehiildig  und  67  nicht  fiehnldig  erklSrt 
wurden  ^).  Begreiflich  ist  es ,  dass  nach  Terschiedenheit 
der  Yerlireehen  das  Verhältniss  der  Freisprechang  nnd  Ver- 
uTtheilnng  yerschieden  ist'*). 

Im  Königreieh  Hannover  worden  1850  von  315  Ange- 
klagten SS7  schuldig  und  73  nicht  schuldig  befunden.  Von 
den  im  Jahre  1851  Angeklagten  425  wurden  319  verurtheilt 
und  83  freigesprochen^*).  Im  Jahre  1852  wurden  270  ver- 
urtheilt und  06  freigesprochen.  1853  wurden  302  für  schul* 
dig  und  81  für  nicht  schuldig  erklSrt  Das  Verhältniss  ist 
verschieden  nach  den  einxelnen  Provinzen  und  nach  der  Art 
der  VerlM^chen  ^^).  Im  Grossherzogthom  Hessen  ist  zwar 
daa  Verhältniss  derNichtschuldigerklärungen  1851  sehr  gross, 
da  von  320  Angeklagten  in  der  Provinz  Starkenburg  188 
nicht  schuldig  erklärt  nnd  nur  132  verurtheilt  wurden,  in  der 
Provinz  Oberhessen  wrurden  1851  83  schuldig  14  nicht  schul- 
dig erklärt  Wfr  haben  schon  oben  bemerkt,  dass  damals 
viele  Lossprechnngen  auf  die  wegen  politischer  Verbrechen 
Angeklagten  sich  bezog;  merkwürdig  ist  dass  in  den  spätem 
Jahren  jemehr  die  Aufregung  nachliess,  auch  die  Zahl  der 
Lossprechnngen  sich  minderte,  z.  B.  in  der  Provinz  Starken- 
hoig  kamen  1852  80  Verurtheilungen  und  10  Lossprechun- 
gen nnd  1853  57  Schnldigerklärungen  nnd  10  Freisprechun- 
gen vor;  in  der  Provinz  Oberhessen  1852  148  Verurtheünn« 


12)  Das  DttrechschniUsverbältniBs  der  Freiftprechung  zur  Verurthei- 
luDg  ist  1  zu  8. 

13)  Bei  Pressvergehen  ist  allerdings  die  Zahl  der  Freigesprochenen 
grosser.  In  4  Jahren  wurden  in  Baiem  wegen  Pressvergehen 
69  Personen  an  Schwurgerichte  verwiesen  und  davon  47  losge- 
sprochen, 14  von  den  Geschwomen  verurtheilt. 

14)  Nähere  Nachweisungen  im  Gerichtssaal  1852  IL  S.  410. 

15)  Nach  dem  guten  Berichte  des  Oberstaatsanwaltes  lichtenberg 
(Mittheilnngen  zur  CriminalstatisÜk  von  Hannover  1855  S.  19) 
ist  die  geringste  Zahl  der  Lossprechungen  bei  Anldagen  wegen 
Oi^wtehla. 
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§tm  ud  #    Losaprechn^^B    und    1853  53  TeiiinkeiivagCB 
nd  5  KkhtaehiildigerUanm^eB. 

Im  Herzo;nhii2B  Braan^ch wei?  (wo  das  Oeselx 
Stimmeneiiihelligkpit  zum  Wahr^pracii  YcrLuigt).  wnrdeB  18M 
fTOm  1.  JdIj  ]g5#  bi^M.  JanjlS^l)  74.  in  Jahr  ISoi  IM, 
ISM  tty  vom  1.  JdIj  ]ft53  bis  1.  Jolj  1854  75  sdioldig 
cAlärt,  wälvend  1850  17,  1851  32,  1852  15  «nd  ▼««  1. 
J11I7  1853  bb  1.  J11I7  1854  17  MchtsdiiüdifCTkilraiigcii  er- 
folgten. 

In  Bezug  anf  die  Wirksamkeit  der  Schvurgericiite  Im 
Grotaherzogthnm  Baden  liegen  Zeognisse  von  Minnem  Tor, 
wekhe  durch  ihre  amtliche  Stellung  in  der  Lage  waren,  am 
besten  fiber  die  Leistungen  der  Gesdiwnmen  za  nrtheilen» 
«id  sich  Töllig  gänstig  aussprechen.  Dahin  gehören  die 
Mittheilnngen  eines  Hitglieds  des  obersten  Gerichts  (Zent- 
ner)^) und  zweier  Assisenprasidenten  ^''j  und  eines  Staats- 
anwalts (Haager)  der  insbesondere  die  Yortheile  hervorhebt  '^ 
die  dorch  die  EInIfilirong  der  Schwurgerichte  fnr  die  Wiik- 
samkeit  der  Strafgesetze  entstanden  und  den  Scharfsinn  der 
Oeschwornen  in  Entscheidung  der  Fragen  rfihmt»  Bei  dem 
Schwnrgerichtshofe  des  Seekreises  wurden  in  der  ersten  1851 
gehaltenen  I  Ascise  alle  Angeklagten  vernrtheilt.  Im  Jahre 
1853  worden  von  54  Angeklagten  nur  5  nicht  schuldig  er* 
klärt,  (in  der  letzten  Vierteljahrasitznng  1852  wurde  von  13 
Angeklagten  Keiner  freigesprochen).  Im  Jahre  1853  wurden 
von  26  Angeklagten  6  nicht  schuldig  erkannt  Von  dem 
Schwurgcrichtshofc  in  Bruchsal  liegen  uns  folgende  Nachwei- 
sungen aus  dem  Jahre  1851  auf  52  (1.  July  1851  bis  1. 
Jnly   1852)    vor.     In    48    Anklagen    erfolgten    45    Schul- 


16)  Im  Magazin  für  Badischc  Rechtspflege  herausgegeben  von  Zent- 
ner etc.    Mannheim  1851  I.  S.  55.  79.  451. 

17)  Ton  Hm.  Stempf  (Hofgcrichlsrath  in  Mannheim)  im  Magaxin 
a.  0.  1  S.  129.  300.  und  von  Brauer  (Hofgerichlsrath  in  Mann- 
heim) im  Gcrichtssaal.  1851  Septemberben  S.  165. 

18)  Im  Magazin  I.  S.  369. 
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dtierkUnugm  und  9  LDSsprechnngen  ^).  Ea  ist  ührigeoi 
bedenklich  über  die  Oröase  der  Energie,  welche  die  Schwor- 
goichte  SB  den  Tag  legten  ein  aicheresUrthell  auf  den  Grund 
der  Tabellen  über  Freisprechungen  au  fallen,  weil  dabei  so 
viel  Ton  der  Art  der  Verbrechen^),  gegen  welche  Anklage 
gestellt  ist,  und  von  einer  oft  unerwarteten  Wendung  der 
Verhandlung  abhängt.  Gerade  die  verstfindigsten»  sorgsam 
pr^enden  und  charakterfesten  Geschwomen  werden  am  er* 
Sien  bei  der  Prüfung  der  Beweise  zu  Zweifeln  gebracht  wer* 
den,  welche  ihnen   nicht  gestatten,  das  Schuldig  ausznspre- 

UnUngbar  ist  nur,  dass  wenn  man  die  Zahl  der  Los- 
iprechungen  (mit  Inbegriff  der  ab  instantia),  die  unter  der 
Herrschaft  des  schiiftlichen  geheimen  Verfahrens  ergangen 
waren,  mit  der  Zahl  der  Verurtheilungen  vergleicht,  die  von 
den  Schwnrgerichtshöfen  ausgingen,  die  Kraft  der  Repression 
sehr  gestiegen  is  '>>,   damit  die  Wirksamkeit  der  StraQustiz 


19)  Ueber  das  Verhftltmss  von  Yerartheilangcn  und  Lossprechnn- 
gen  ia  Baden  seit  1852  liegen  uns  folgende  Nach  Weisungen  vor. 
Von  322  im  Jahr  1852  Angeklagten  wurden  301  schuldig  und 
21  nicht  schuldig  befunden.  Im  Jahr  1853  wurden  von 
327  Angeklagten  303  verurtheilt  und  24  freigesprochen  und  von 
den  185  im  lahr  1854  Angeklagten  wurde  gegen  165  das  Schul- 
dig und  gegen  20  Niehtscholdig  ausgesprochen. 

20)  Ueberatt  zeigt  sidi  dass  bei  Anklagen  wegen  Nothxocht,  wo> 
gen  Brandstiftong  am  häufigsten,  bei  Anklagen  wegen  Verbre- 
chen gegen  das  Eigenthum  die  Geschwomen  am  seltensten  frei- 
sprechen. Die  erste  Erscheinung  erklärt  sich  daraus,  dass  für 
die  genannten  Verbrechen  am  meisten  wegen  der  Schwierigkeit 
den  Thathbestand  herzustellen ,  (bei  Nothzucht  oft  wegen  der 
wenig  Vertrauen  einflössenden  Persönlichkeit  der  Beschädigten) 
Zweifel  an  der  Schuld  nch  ergeben. 

21)  In  Baiem  wurden  1846/47  (vor  der  Einfuhrung  der  Schwurge- 
richte) 19132  Personen  wegen  strafbarer  Handlungen  in  Untersu- 
ehnng  gezogen,  bei  7199  wurde  die  Untersuchung  definitiv,  bei 
5643   einstweilen  anfgeboben,  1358   wurden  zur    polizeilichen 


ahSht   wurde,    und    daran    als  wohhhltige  Wttmg    die 
yenDindemng  der  ZaU  der  Terbrecheii  sich  kafipft.  —    Um 
gerecht  zu  ficio,  nmas  zwar  bemerkt  werdea,  dass  diese  Yer- 
mehmog  der  Yenirthefliuigen    nicht    gana   ab    Fracht    der 
Schwurgerichte,   sondern  des  mündlichen  Verlaiirens  nnd  der 
Anfliebnng  der  gesetalichen   Beweistheorie  betrachtet  weiden 
moss,  so  dass  auch  die  Staatsrichter  anf  den  Gmnd  des  neuen 
Terfahrens  weit  öfter  als  firfiber  Schnldigerklarongen  ausge- 
sprochen haben  wfirden;  allein  es  kann  nicht  verkannt  wer- 
den, dass  die  Schwurgerichte  einen  weit  naclihaltigeren  Ein* 
druck  auf  das  Volk   henrorbringcn,  weil   das  Urtheil  einer 
grossen  Zahl   der  Mitbiirger  das  Schuldig  aussprach  und  in 
allen  Kreisen  des  Volkslebens   desswegen  eine  mächtige  Un- 
terstfitaug  findet,  dass  unter  der  zu  Verbrechen  geneigten  B^ 
▼ölkerung  ein   heilsamer  Schrecken   sich    verbeitet   und  die 
Ueberzeugung  fest  sieht,  dass  diesen  Bflrgem  gegenüber  alle 
Schlauheit   des  Angeklagten  nichts   nützt    und  dass   gerade 
derjenige  Angeklagte,  dessen  Persönlichkeit  und  Ruf  ungün- 
stig  für  ihn  sind,  am  sichersten  auf  Verurtheilnng  zu  rech- 
nen hat.    Verminderung  der  Zahl   der  Verbrecher,  die  Ver- 
breitung der   Gesetzeskenntniss  im  Volke  (durch  OeflTentlich- 
keit  der  Verhandlungen  und  durch  zweckmässige   klare  Aus- 
einandersetzungen der  Präeidenten  im  Schlussvortrage) ,  Ver- 
mehrung der  Achtung  vor  dem  Richterstande  ^)  ergeben  sich 
als  unläugbare  wohlthätige  Wirkungen  der  Schwurgerichte*'). 
Wenn  nicht  überall  den  Geschwomen  günstige  Zeugnisse  ge- 
geben und  häufige  Lossprechungen,   unklare  von  unrichtiger 
Auffiftssung  zeugende  Wahrsprüche  angeführt  werden,  so  bit- 
ten whr  diejenigen,  welche  gerecht  urtheilen  wollen,  die  Ui^ 


BetirafiiDg  gewiesen,  1900  veroriheilt,  4  für  nntebnldig  eiklirt, 
451  von  Strafe  freigesprocben  aad  1562  von  der  Inataas  ent- 
lassen. 

72}  Gnt  nachgewiesen  von  Forsyth  Trial  by  Joiy  p.  444. 

23)  Nachweisaaaen  im  Gerichtssaal  1862  E  S.  10.  etc. 
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flachen  dieser  Eraclieinangen  theils  in  sclillmmen  politisclien 
ond  socialen  Zuständen,  theils  in  der  Art  des  Benehmens  der 
Beamten  und  Vertheidiger,  tlieils  in  mangelhaften  Einrichtnn- 
gen  der  Gesetzgebung  «u  suchen.  Wir  werden  in  dem  Ver- 
folge des  Werkes  Beweise  liefern  und  wollen  hier  nur  einige 
Mängel  des  Verfahrens  als  vorziigliche  Ursachen  ungenügen- 
der Wahrsprüche  andeuten.  Eine  Vergleichung  des  Ganges 
englischer  und  noch  mehr  schottischer  Verhandlungen  mit 
dem  der  französischen  lehrt,  dass  Hauptursachen  welche  die 
Erscheinung  erklären  dass  Oeschwornc  irregeleitet  und  zu 
Wahrsprfichen  die  man  nicht  billigen  kann,  veranlasst  wer- 
den, in  folgenden  Umständen  zu  suchen  sind  und  zwar  in  der 
Art  der  in  französischer  Weise  abgefassten  leidenschaftlichen, 
ausgedehnten  oft  romantisch  ausgeschmückte  einseitig  die 
mögliche  Art  der  Verübung  des  Verbrechens  als  Wirk- 
lichkeit hinstellende  Erzählung  enthaltenden  Anklageschriften, 
In  der  Ausdehnung  des  Strafverfahrens  und  dem  Hereinziehen 
vieler  zu  den  Beweisen  der  Schuld  nicht  gehörigen  Punkte^ 
in  der  Art  der  Vernehmungen  des  Angeklagten,  in  der  Be* 
schränknng  der  Befugnisse  des  Vertheidigungsbeweises,  in 
der  Hinweisung  der  Geschworncn  auf  den  irreleitenden  Aus- 
druck: innere  Ueberzeugung,  welche  zum  Wahrspruch  genü- 
gen soll,  und  in  der  vielfach  unpassenden  Art  der  Fragestel- 
lung. Whr  werden  die  Beweise  dieser  Behauptungen  liefern, 
bemerken  aber,  dass  glücklicherweise  in  den  deutschen  Staa- 
ten, wenn  auch  im  Wesentlichen  die  französische  Gesetzge- 
bung und  Rechtsübung  zum  Vorbilde  genommen  ist^  die  Nach- 
thelle weit  weniger  hervortreten  als  in  Frankreich,  und  dass 
zur  Etire  der  deutschen  Staatsanwälte  und  Präsidenten  ge- 
rühmt werden  muss,  dass  sie  mehr  von  dem  Streben  nach 
Gerechtigkeit  und  einem  gewissen  Wohlwollen  gelenkt  wer- 
den und  sich  frei  halten  von  dem  Glänzen  durch  dramatische 
Anordnungen  und  rednerische  Ausschmückungen  und  leiden- 
schaftliche Aufregungen  (leider  sdieitert  oft  diese  Würde  bei 
den  Verhandlungen  über  politische  Verbrechen  an  übel  ver- 
standenem Amtseifer).    Zur    Ehre  der  deutschen  Rechtsübung 

Mittermaier,    Strafverfahren.  3    ^ 
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0UI8S  aber  auch  bcmerict  werden'^),  dass  daa  StrafTeriabren 
in  den  deutschen  Staaten,  deren  Gesetzgebung  im  weaentU- 
eben  der  französiseben  folgte,  vielfache  Verbesserungen  ent- 
blUt  Der  Qrund  liegt  schon  darin,  dass  in  Deutschland  das 
wissenschaftliche  Leben  auf  den  Universitäten  mehr  als  in 
Frankreich  gepflegt  ist,  dass  die  Stellen  der  Beamten,  welche 
in  dem  Strafverfahren  thätig  sind,  melir  als  in  Frankreich^) 
nur  Mannern  übertragen  sind,  welche  eine  tüchtige  rechts- 
wissenschaftliche Bildung  haben.  Unverkennbar  erhält  da- 
durch die  deutsche  Rechtsübung  einen  besseren  wissenschaft- 
lichen Charakter,  der  sich  insbesondere  schon  in  der  Voruntersu- 
chung bewährt*  Eben  in  diesem  wichtigen  Theile  des  Ver- 
fahrens (in  welchem  freilich  die  Gesetzgeber  dem  Untersu- 
chungsprinzip noch  einen  zu  grossen  Einflnss  gestatten)  zei- 
gen sich  in  Vergleichung  mit  dex  französischen  Vomntersn- 
chong  erhebliche  Verbesserungen  theils  weil  in  den  deutschen 
Gesetzgebungen  für  die  einzelnen  Untersuchungshandlungen 
genauere  Vorschriften  gegeben  sind,  als  in  Frankreich,  theils 
weil  vielfach  dem  Staatsanwälte  eine  passendere  Stellung  ge- 
geben ist,  theils  weil  namentlich  in  Bezug  auf  die  Herstel- 
lung des  Thatbestandes ,  die  Organisation  der  in  Frankreich 


24)  Der  VerfaBser  hat  in  der  von  der  Academie  des  seiences  mo- 
ral.  et  poMtiqnes  in  Paris  aufgeDominenen  und  in  ihren  slances  et 
travaux  1854  JuiUet  p.  55  abgedrackten  Denkschrift:  snr  les  pro- 
gres  de  la  legisktion  allemande  en  matierc  de  proc  criniin.  die 
Vorzüge  der  neuen  deutschen  Strafprozessgesetzgebong  ausein- 
andergesetzt 

25)  Insbesondere  zeigt  sich  das  in  Bezog  auf  die  Friedensrichter, 
zn  welchen  in  Frankreich  sehr  häufig  Männer  die  keine  rechts- 
wissenschafUiche  Bildung  besitzen,  ernannt  werden,  während  die- 
sen Beamten  der  gerichtlichen  Polizei  wichtige  Verrichtungen 
anvertraut  sind,  die  oft  die  Grundlage  der  Voruntersuchung  bil- 
den. In  Deutschland  dagegen  müssen  die  Einzelnrichter  (in  den 
denischen  Rheinprovinzen  auch  die  Friedensrichter)  ebenso  Jn- 
ristiseh  gebildet  sein,  als  andere  richterliche  Beamte. 
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mangeladAik  GkriditsMrete,  die  Vorschrift,  dass  auch  die  rieh- 
terlichen  Beamten  mit  dem  Studiam  der  gerichtlichen  MeA- 
lin  sich  beachäfdgen  müssen,  theils  die  Sorgfalt  für  die 
grttndliche  Ansmittelnng  wichtiger  Fragen  des  Thatbestandes 
durch  Techniker  eine  gehörige  Grundlage  verbürgen.  Nicht 
weniger  muss  anerlcannt  werden^*),  dass  in  den  neuen  deut- 
schen Gesetzen  wesentliche  Verbesserangen  des  französischen 
Verfahrens  wohlthätigen  Einfluss  haben  und  zwar  in  Bezug 
anl  die  Art,  wie  die  Anldagekammer  fiber  die  Versetzung 
in  den  Anklagestand  entscheidet,  in  der  Hauptverhandlung 
in  Ansehung  mancher  Befugnisse  der  disloretionären  Gewalt 
des  PrSsidenten,  in  der  besseren  Annäherung  an  die  Durch- 
führung des  Prinzips  der  Gleichheit  der  Rechte  des  Anklä- 
gers und  des  Vertheidigers  (so  dass  der  letzte  ebenso  un- 
mittelbar Fragen  an  Zeugen  und  Sachverständige  stellen  darf), 
in  genaueren  Vorschriften  (die  im  Code  völlig  fehlen)  über 
das  Verhältniss  der  Sachverständigen,  in  der  Anordnung  des 
Schlussvortrags  des  Vorsitzenden,  (vorzüglich  wegen  der  Vov^ 
Schrift,  dass  darin  die  gesetzlichen  Merkmale  des  Verbrechens 
auseinander  gesetzt  werden  sollen)  und  in  Bestimmungen 
fiber  die  Fragestellung. 

§.  4. 

Fortbildung  der  deutschen  Gesetzgebung  seit  1852. 

Der  Charakter  der  Gesetzgebung  und  der  Rechtsübung 
im  Strafverfahren  seit  1S52  wurde  durch  die  Art  der  Entwi- 
ckelung  der  politischen,  der  sittlichen  und  socialen  Zustände 
bestimmt.  Was  regelmässig  in  Folge  grosser  Aufregung  ein- 
tritt, der  Zustand  der  Erschlaffung  musste  auch  in  Folge 
der  politischen  Aufregung  von  1848  u.  1849  in  Deutscliland 


26)  Die  Hachwetsungen  der  einzelnen  Behauptungen   folgen  in  den 
einzelnen  §.  f.   Über  die  verschiedenen   Theile  des  Verfahrens. 

3* 
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in  Bezng  auf  die  aUgemeinen  Zustfinde  in  gröesenn  oder  ge- 
ringenn  Masse  bemerkbar  werden ,  je  nachdem  in  einielnen 
Staaten  die  Bewegung  in  den  bezeichneten  Jahren  heftiger 
mit  schwerer  Bedrohong  aller  bestehenden  Verhältnisse  her- 
vortrat und  dann  auch  grosse  energische  Maasregeln  zur  Be- 
kämpfung des  Aufstandes  zur  Folge  hatte,  oder  in  einem 
Staate  einen  ruhigeren  Verlauf  hatte.  Es  war  begreiflich,  dass 
in  den  Staaten  der  ersten  Art  von  Seite  d»  Staatsregicrun- 
gen  ein  Bemühen  sich  geltend  machte,  durch  Strenge  und 
Schrecken  die  Lust  zu  neuen  Versuchen  der  Bewegung  nie- 
derzudrücken. Im  Zusammenhange  damit  stand  die  häufig 
schlau  verbreitete  Vorstellung,  dass  die  häufig  stürmisch,  spä- 
ter selbst  durch  Anwendung  verbrecherischer  Mittel  durch- 
gesetzten Forderungen  freisinniger  Einrichtungen  zum  grossen 
Theil  die  Ursache  der  Umwälzungsversuche  wären,  und  dass 
der  Ausbreitung  der  darauf  gerichteten  Ideen  entgegen  ge- 
wirkt werden  müsse  i),  daran  reihte  sich  die  Abneigung  vie- 
ler einflussreicher  Personen  gegen  die  freisinnigen  Einrich- 
tungen, vorzüglich  gegen  das  Schwurgericht,  welches  Viele  ans 
Mangel  richtiger  geschichtlicher  Forschungen  als  ein  demo- 
kratisches Institut  fürchteten.  Jede  Lossprechung  in  Prozes- 
sen wegen  politischer  Verbrechen  wurde  als  ein  Zeichen 
fortwirkender  gefahrlicher  Gesinnungen  oder  der  Schwäche 
der  Qeschwomen  hervorgehoben,  und  gab  neue  Veranlassung 
zu  den  Bemühungen  der  Gesetzgebung,  wenigstens  in  Bezug 
auf  Press  -  und  politische  Vergehen  die  Schwurgerichte  auf- 
zuheben. Die  vielfach  eingeführten  Ausnahmszustände  liin- 
derten  die  Ausbildung  einer  die  Kraft  der  Gesetze  verstär- 
kenden öffentlichen  Meinung,  vermehrte  den  Parteigeist,   der 


1)  Was  Guizot  In  seinem  Werke:  Hlstoire  de  la  republiqae  d^An- 
gleterre  et  de  Cromwell  (Ausg.  von  Broxelles  1854  vol.  II.  p. 
109)  sagt:  c^est  Fun  des  vices  da  poavoir  absolu,  qu'il  est  con- 
trint,  poor  vivre  d*entretenir  et  aggraver  dans  la  societ^  la  terreur 
des  maux,  dont  il  promet  de  la  guerir,  passt  vielfach  auf  die 
Zustände  die  wir  in  manchen  Staaten  seit  1850  erblicken. 
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um  so  nachtheil^er  wurde,  je  mehr  er  im  Verborgenen  wirkte ; 
gegenseitiges  Misatrauen  machte  sich  geltend,  der  Einfluss  der 
Ausnahmezustände    auf   die    gesetzlichen    Einrichtungen    er- 
zeugte zugleich  die  gewöhnlich  im  Zustande  der  Depression 
vorkommende  Verstellung  und  Furchtsamkeit  der  Bürger  und 
schwächte  den  Rechtssinn.    Die  Zahl  der  Gegner  der  Schwur- 
gerichte vermehrte  sich,  die  Staatsmänner  waren  zum  grossen 
Thelle  dem  Institute  abgeneigt,   weil  sie  es  als  ein  der  Mo- 
narchie  gefährliches    betrachteten.     Viele  der  Männer  welche 
1848  zwar   fortdauernd  Gegner  dieser  Gerichte   waren,   aber 
aus  Klugheit   schwiegen  oder    sich  der  Eüiführung  nicht  wi- 
dersetzten, weil  sie  erst  die   Erfahrungen  abwarten  wollten 
hatten  mit   Berufung  auf   angeblich    schlechte  Wahrsprtiche 
jetzt  freies   Feld  und  traten  offner   als  Gegner  auf.     Viele 
Bürger  die    keine  Selbständigkeit   hatten,  und    ihre  Ueber- 
zeugung   gerne   nach   der   von  Oben  bezeichneten  Stimmung 
richteten,  waren  um  so  mehr  dem  Institute  abgeneigt,  je  mehr 
sie,  wenn  sie  als  Geschworne  berufen  waren,  genöthigt  wur- 
den Opfer  an  Geld  und  Bequemlichkeiten   zu   bringen.    Die 
Gründe,   aus  welchen  viele   Mitglieder  des  Richterstandes') 
noch  Gegner  der  Schwurgerichte  blieben,  liegen  theils  in  ei- 
ner Art  Eifersucht  gegen  die  Geschwornen ,   theils  in  der  ir- 
rigen Auffassung    des  Wesens  des  Instituts,  insbesondere  in 
der  durch  lange   Gewohnheit   nach  welcher  die  Staatsrichter 
über  die  Schuldfrage  ebenso  wie  über  die  Rechtsanwendung 
entschieden  begründeten  Vorstellung  dass  zu  dieser  Entschei- 
dung juristische,   durch  langes  Rechtsstudium  zu  erwerbende 
Kenntnisse  und  Rechtsübung  gehören,  welche  den  nicht  rechts- 
gebildeten, durch  Zufall  zusammengebrachten  Bürgern  nicht 
zugetraut  werden  könnten. 


2)  Genaue  Erkandigangen  in  den  verschiedenen  Theilen  Deutsch- 
lands lehren  aber  auch,  dass  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Rich- 
tern, welche  noch  1847  gegen  die  Schwurgerichte  waren,  durch 
die  Beobachtung  des  Gangs  der  StraQustiz  belehrt,  auf  eine  sehr 
gönttige  Weite  jeUt  von  den  Geschwornen  sprechen. 
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Die  seit  1852  in  den  deutschen  Staaten  bekannt  ge- 
machten Gesetzgebungsarbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Straf- 
verfahrens lassen  sich  in  nachstehende  Klassen  bringen. 

h  Eine  Klasse  bilden  die  Arbeiten  der  Staaten  in  wel- 
chen nach  den  1848  ertheilten  Zusicherungen  das  öffentliche 
mündliche  Verfahren  mit  Bchwurgericliten  eingeführt  werden, 
und  die  Erfüllung  des  Versprechens  durch  Vorlage  eines 
Gesetzbuchs  bewirkt  werden  sollte.  Dahin  gehören  die  für 
Frankfurt  bearbeiteten  Entwürfe.  Schon  1848  wurde  von 
der  gesetzgebenden  Versamndung  ein  Entwurf  bearbeitety 
1849  von  dem  Ausschuss  ein  neuer  Entwurf,  1850  ein  Se- 
natsentwurf und  1851  ein  anderer  Entwurf  vorgelegt,  neben 
welchem  ein  von  dem  mit  dem  rheinischen  Verfahren  wohl 
bekannten  berufenen  Oberstaatsanwalt  Hecker  bearbeiteter 
Entwurf  bestand.  Alle  diese  Arbeiten  waren  mehr  oder  min- 
der auf  das  französische  Verfahren,  jedoch  mit  mannigfaltigen 
Verbesserungen  gebaut;  sie  sind  für  das  Studium  der  deut- 
schen Gesetzgebungskunst  wichtig,  weil  sie  mehrere  beleh- 
rende und  Erfahrungen  mittheilendc  Bemerkungen  kenntniss- 
reicher Praktiker  veranlassten  ^). 

Im  Jahre  1853  trat  ein  auf  einer  neuen  Grundlage  bear* 
beiteter  Entwurf  des  Senats  an  das  Licht  *).  Da  auf  diese 
Arbeit  ein  Mann  der  durch  längeren  Aufenthalt  in  England 
daa  englische  Verüahren  genau  kennen  gelernt  hatte,  Herr 
Gärth  einen  vorzüglichen  Einfluss  erhielt,  so  begreift  man, 
dass  der  Entwurf  weniger  als  andere  deutsche  Gesetzesarbei- 
ten de^n  französischen  Verfahren  folgte,  und  mehrEigenthüm- 
liehkeitendes  englischen  Prozesses  aufnahm^),  ohne  jedoch  un* 


3)  Insbesondsre  die  Gutachten  der  Hrn.  Generaladvokaten  Demborg 
und  Oberappellalionsrath  Merkel  in  Darmstadt  und  die  Bemer- 
kungen des  Oberstaatsanwalts  Hecker. 

4)  Eine  Darstellung  desselben  in  einem  Aofsatze  im  Archiv  des 
Criminalrechto  1853  S.  552. 

5)  Ein  mit  dem  Entwürfe  bekannt  geroachter  Bericht  entwickelt 
die  Grandlagen  des  Entwuift,  greift  namentlich  die  frant5«sche 
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bedingt  diefiem  letzteren  zu  folgen.  Man  bemerkt  jedoch 
leicht  bei  Vergleichnng  des  Entwurfs  mit  dem  Berichte, 
dass  bei  den  Berathnngen  des  ursprünglichen  Entwurfs  vieles 
in  der  Commission  geändert  wurde,  so  dass  das  vorgeschla- 
gene Verfahren  vielen  Einwendungen  unterliegt;  die  Vor- 
schläge aber,  in  Bezug  auf  die  Vereinfachung  des  mündlichen 
Verfahrens,  die  Stellung  des  Präsidenten,  die  Beseitigung  des 
Inquirirens,  das  Kreuzverhör,  der  Schlussvortrag  des  Vorsi- 
tzenden und  die  Art  der  Fragestellung  verdienen  alle  Auf- 
merksamkeit« 

Der  im  May  1855  von  dem  Senate  der  gesetzgebenden 
Versammlung  vorgelegte  Entwurf*)  simmt  vielfoch  mit  dem 
Entwürfe  von  1853  insoferne  überein,  als  er  3em  englischen 
Verfahren  sich  nähert,  als  die  Anklageschrift  (die  zweck- 
mässig beschränkt  sein  mnss  129)  der  Anklagekammer,  ehe 
sie  über  die  Versetzung  in  Anklagestand  berathet,  vorgelegt 
werden  mnss  (§.  128).  Im  Falle  der  Angeklagte  sich  schul- 
dig bekennt,  tritt  keine  Verhandlung  vor  Gesehwornen  ein 
(239).  Die  Vernehmung  der  Zeugen  (mit  dem  Kreuzverhör) 
geschieht  wie  in  England  (184.  85)  und  ein  eigentliches 
Verhör  mit  den  Angeklagten  findet  nicht  Statt  (190).  Je- 
doch kann  der  Angeklagte  alles  zur  Vertheidigung  dienliche 
vorbringen  (205).  In  Bezug  auf  Fragestellung  (208)  ist  eng- 
lisches und  französisches  System  gemischt.  In  der  Vorun- 
tersuchung, wo  das  Yerhöramt  die  Untersuchung  führt  und 
der  Staatsanwalt  Anträge  stellt,  folgt  der  Entwurf  mehr  dem 
franzöeischctt  Systeme,  eine  Rathskanuner  ist  aber  nicht  auf- 
genommen.  Dem  Staatsanwälte  sind  zwar  weniger  Befugnisse 


AnfTassong  des  Schwurgericbis,  die  Sfache  Einlheilung  des  Ver- 
fahrensy  die  AulsleUang  einer  cbambrc  de  conseil,  die  gericht- 
liche Polizei,  die  Stellung  des  franzAs.  Staatsanwaltes  n.  A.  in.  an. 
£a  ist  ra  bedauern,  dass  viele  aar  Erfahrung  gegründeteten,  in 
diesen  Berichten  enthaltenen  Bemerknngen  von  den  Bearbeitern 
oener  Gesetzgebungen  in  Deutschland  nicht  beachtet  wurden. 
6)  Der  Entwarf  besteht  ans  330  f.  |. 
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alfl  in  Fraiüureichy  aber  doch  noch  zu  viele  eingeräomt.  Im 
September  1855  wnrde  der  Anssohnfisbericht  ersiattet**)  und 
auf  den  Grund  desselben  der  rcvidirte  Entwarf  Ton  der  ge- 
setzgebenden Versammlung  angenommen. 

IL  In  eine  andere  Klasse  gehören  die  Gesetzeflarbeiten 
welche  in  Ländern  bekannt  gemacht  wurden,  in  welchen  1848 
1849  Gesetze  erlassen  wurden,  welche  zunächst  nur  das  neue 
BchwurgerichUiche  Verfahren  regeln  sollten ,  mit  Fortbestand 
des  bisherigen  Rechts,  soweit  das  neue  Gesetz  nicht 
Abänderungen  enthielt,  wo  aber  jetzt  die  Absicht  des 
Gesetzgebers  dahin  ging,  eine  Tollständlge  Strafprozessordnung 
bearbeiten  zu  lassen,  so  dass  die  durch  das  provisorische  Ge- 
setz herbeigeführten  Streitfragen  beseitigt  und  manche  durch 
ErÜAhrungen  nothwendig  gezeigten  Verbesserungen  eingeHihrt 
wurden.      Dahin  gehören  7)  die   Arbeiten    in    Preussen,    in 


6  a)  In  dem  Ausschossberichte  ist  mit  Recht  die  Nothwendigkeit 
nachgewiesen,  die  Befugnisse  der  Polizei,  des  Staatsanwaltes  u. 
des  Untersuchangsrichters  genauer  zn  begrfinzen.  Der  Ansschnss 
folgte  der  französ.  Ansicht  von  der  gcrichüichen  Polizei  (Entw. 
§.  92),  beschränkte  jedoch  die  Stellang  der  Polizeibehörde,  und 
wollte  dem  Staatsanwalt,  wie  der  Entw.  es  thnt,  das  Recht  der 
Gegenwart  an  Handlangen  des  Untersuchungsrichters  nicht  ein- 
räumen. In  Bezug  auf  den  Schulz  der  persönlichen  Freiheit 
(Tit  VI.)  schliesst  sich  der  Ausschuss  im  Wesentlichen  den  be- 
stehenden Gesetzen  v.  1849  an.  Die  Verbindung  der  Geschäfte 
der  Rathskammer  mit  denen  der  Anklagekammer  ist  gebilligt 
Der  Einfluss  der  Vorliebe  für  französische  Einrichtnngen  erzeugte 
die  Abänderung  des  Entwurfs  in  Bezug  auf  Zeugenvernehmung, 
die  jetzt  dem  Präsidenten  überlassen  werden  soll.  Ein  eigentli- 
ches Verhör  mit  dem  Angeklagten  gestattet  (wohl  mit  Recht) 
der  neue  Entw.  §.  222  picht.  Gegen  die  Vorschläge  für  den 
Fall,  wo  sich  in  der  Verhandlung  ein  schwererer  Gesichtspunkt 
herausstellt  (Entw.  202)  machte  der  Ansschnss  erhebliche  Ein- 
wendungen. In  Bezug  auf  dieFragestcUung  folgte  der  Ausschuss 
zu  sehr  der  irrigen  französ.  Auffassung  die  Geschwornen  als 
Richter  der  Thai  (Daher  sie  gefragt  werden,  ob  der  Angeklagte 
der  That  überführt  ist). 

7)  Von  der  1850  bearbeiteten  und  seit  1852  geltenden  Strafprozess- 
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Baiern  und  Hessen-DannsUult.  In  Preuasen  wurde  schon 
1851  von  dem  JusÜzministerimn  ein  vollständiger  Entwurf 
bearbeitet^)  (aus §.5 15).  Die  Bestimmungen  des  französischen 
Code  schweben  darin  überall  vor  (die  Controlle  der  Raths- 
kammer  in  Frankreich  ist  aufgenommen).  Die  Befugnisse 
des  Staatsanwalts  in  der  Voruntersuchung  sind  sehr  ausge- 
dehnt; die  Hauptverbesserungen  besiehen  sich  auf  die  sehr 
genauen  in  das  Einzelne  gehenden  im  Code  mangelnden  Vor- 
schriften über  die  Handlungen  der  Voruntersuchung,  (mit  vie- 
len sehr  zweckmässigen  Bestimmungen  über  die  Erkennung 
der  Untersuchungshaft).  Hingegen  zeigte  sich  das  Streben 
nach  Schmälerung  der  Bedeutung  des  Schwurgerichts  in  der 
Aasschliessung  aller  Bechtsbegriffe  aus  den  an  die  Oeschwor- 
nen  zu  stellenden  Fragen');  auch  war  der  Vertheidigungs- 
beweis  vieliach  beschränkt  i^*).  Zur  Ergänzung  der  Verordnung 
▼on  1849  dient  das  am  3.  May  1852  nach  den  Berathungen 
der  Kammern  zu  Stande  gekommene  Gesetz.  Daa  Ministerium 
hatte  eigentlich  nur  die  1849  ohne  Zustimmung  der  Kam- 
mern erlassene  Verordnung  den  Kammern  zur  Prüfung  und 
Ertheilung  der  verfassungsmässigen  Zustimmung  mitgetheilt; 
allein  die  ernannte  Commlssion  der  zweiten  Kammer  erkannte 


Ordnung  f&r  Hannover,  wodurch    das  provisor.  Gesetz  v.   1849 
aufgehoben  wnrde,  war  schon  oben  im  §.  2  die  Rede. 

8)  Abgedruckt  im  Preussischcn  Justizministerialblalt  1851  8.  87. 

9)  Nach  dem  f.  363  des  Entw.  sollen  die  Fragen  so  weit  es 
geschehen  kann  mit  Termeidung  solcher  Rechtsbe- 
griffe,  welche  nicht  eine  allgemeinbekannte,  oder 
im  gegebenenFalle  unbesritteneBedeutung  haben, 
so  gcfasst  werden,  dass  sie  von  den  Männern  welche  des  Rechts 
nicht  kundig  sind,  mit  Sicherheit  beantwortet  werden  können. 

10)  z.  B.  im  f.  292  in  dem  über  die  vom  Vertheidiger  bezeichne- 
ten Entlastungszeugen  erst  der  Staatsanwalt  zu  vernehmen  war, 
ob  er  glaube,  dass  von  der  Vernehmung  eines  Zeugen  (oder 
Sachverständigen)  ein  Ergebniss  ffir  die  Ansmittlong  der  Wahr- 
heit nicht  zu  erwarten  sei. 
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bald  das«  die  nicht  genügen  könne,  sie  trug  dnraof  an ,  dass 
die  Kammer  den  Wunseh  aosapreeiie,  dass  eine  vollstSn- 
dige  Strafproseasordnnng  vorgelegt  werde;  rie  eriiannte  aber 
zugleich  die  Dringlichkeit  des  Erlasses  der  Verordnung  von 
1849  und  img  auf  Genehmigung  dorselben  an,  jedoch  föhlte 
man  bei  Prfifung  der  Verordnung  bald,  dass  die  Erfahrung 
manche  Lficken,  Unbestimmtheiten  in  der  Fassung,  und  Nach- 
theile einzelner  Vorschriften  gelehrt  hatte  und  eine  unbe- 
dingte Genehmigung  der  Verordnung  von  1849  unpassend 
sein  würde;  daher  die  Commissien  die  Verordnung  prüfte 
und  in  einem  an  bedeutenden  Bemerkungen  reichen  BerMit 
theils  ergänzende,  fheils  abändernde  zusätzliche  Bestimmungen 
vorschlug,  welche  dann  Gegenstand  der  Berathungen  in  den 
Kammern  wurden,  worauf  nach  dec-übereinstimmenden  Ver- 
ständigung die  königliche  Sanktion  erfolgte.  Die  Berathung 
und  viele  Vorschriften  dieses  Gesetzes  von  1852  können  nur 
richtig  beurtheilt  werden,  wenn  man  den  Stand  der  Meinun- 
gen erwägt,  welche  in  den  preuss.  Kammern  sich  geltend 
gemacht  hatten.  G^en  die  Schwurgerichte  waren  in  manchen 
öffentlichen  Blättern  Stimmen  laut  geworden  ^i).  Offner  tra- 
ten jetzt  auch  in  den  Kammern  die  Gegner  dieser  Gerichte 
hervor,  entweder  indem  sie  die  Aufhebung  der  Schwoigc- 
rlchte  überhaupt  forderten,  während  Andere  die  Aulbebung  in 
Bezug  auf  die  Entscheidung  der  Press  -  und  politischen  Ver- 
gehen für  nothwendig  hielten,  wogegen  andere  Stimmen 
Hülfe  gegen  so  häufige ,  wie  sie  behaupteten,  das  Vertrauen 
zur  Justiz  schwächenden  Wahrsprüche  nur  darin  fanden»  dass 
die  Gerichte  mehr  auf  die  Entscheidung  der  Geschwomen 
wtrken  ^)    und  überhaupt   mehr  englische   Einrichtungen  in 


11)  Hieher  gehört  die  Schrift  des  Obertribunslsprisidenten  Götze  a. 
des  H.  G.  R.  Keller.  Ueber  die  preoss.  Schwurgerichte  uod 
deren  Reform.  Votum  von  Götze»  mit  Zusätzen  von  KcUer. 
Berlin  1851. 

12)  z.  B.  wenn  iUchter  und  Getchworne  zusammen  aber  die  Tbat- 
frage  abstimmten ,    oder  doch   der  Vorsitzende  Biehter  «och  bei 
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du  dentsehe    Verfahren   gebracht  werden   sollten »).      Die 
Mehrheit  der  Kammern   entschied  sich   fttr  die  Beibehaltung 
des   der   Verordnung  von  1849  zum  Grunde   liegenden  Sys- 
tems,   daher  im  Wesentlichen  des  französischen,  jedoch  mit 
der  Anerkennung,  dass  manche  Vorschriften  geändert  und  er- 
gänzt werden  müssten.     In  den  Berichten  der  Kammern  kom- 
men  in    dieser  Beziehung  gute  Erörterungen,     insbesondere 
auch  über  den  Werth  der  englischen  Einrichtungen  vor,  eben- 
so Tieie  für  jeden  Gesetzgeber  Tdchtige  Erfahrungen  und  Be- 
gründungen der  gemachten  Vorschläge.    Bei  deuBerathungcn 
traten   die   Ansichten    der  verschiedenen  oben   geschilderten 
Partelen     hervor;    viele   Abgeordnete    bemerkten   wohl    mit 
Recht,  dass  durch  das  neue  Gesetz  der  dringenden  Forderung 
einer  vollständigen  Strafprozessordnung  nicht  abgeholfen  wtir- 
de  ^)«  In  Bezug  auf  Competenz  der  Schwurgerichte  zeigte  sich  ein 
Streben  möglichst   sie  zu  beschränken  ^)  und  nach  den  An- 
sichten einer  Partei  die  Schwurgerichte  wieder  anzuheben. 
Diejenigen  welche  für  den  Werth  englischer  Einrichtungen'*) 
dch  erldärten,  hatten  wenigstens  bewirkt ,  dass  der  Antrag  >'') 
gebilligt  wurde,  nach  welchem   der  Präsident  dem  Staatsan- 
wälte und  Vertheldiger    überlassen  kann  unmittelbar  Fragen 
an  die   Zeugen   zu  stellen.      Der  Umfang    in  welchem  der 
Vorsitzende   einen  Schlnssvortrag  zu  halten  hat,  veranlasste 


den  Bcralhungen  der  Geschwornen  den  Vorsitz  hätte,  s.  dagegen 
meinen  Aufsatz  im  Gerichtssaal  1852  S.  323. 

13)  Damit  erklärtes  rieh  dass  H.  Keller  mit  mehreren  Abgeordneten 
eine  Reihe  von  Anträgen  einbraefate,  welche  die  Anihahme  von  Be- 
stfanmmigen  bezweckten,  welche  dem  englischen  Verfahren  nach- 
gebOdei  waren. 

14)  Sitxnng  der  2len  Kammer  v.  2.  März  1852  VerhandL  der  Kam- 
mer S.  576. 

15)  VerhaBdlvDgen  S.  618  646. 

16)  Verhandl.  S.  738.  Reich  an  interessanten  Bemerknngen  ist  der 
Vortrag  Keller's  (Verhandl.  S.  741)  über  die  englischen  Ein- 
fichlungen. 

17)  VeilundL  darftber  S.  780. 
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bedeutende  Vcrhandliuigen  i^).  Bei  der  Benithiuigt*)  über 
die  Frage,  ob  die  Oeschvornen  nur  reine  Tbatfragen  za  ent- 
scheiden haben,  bemerkt  man,  wie  diejenigen  welche  dies 
wünschten  ^0),  doch  nicht  dem  Eindrucke  wiederstreben  konn- 
ten, dass  eine  absolute  Durchführung  der  Trennung  der  That- 
nnd  Rechtsfrage  nicht  möglich  ist  und  dass  wenn  man  die 
Frage  stellt:  ob  der  Angeklagte  schuldig  ist,  dies  in  vielen  Fäl- 
len nothwendig  auch  zur  Entscheidung  von  Rechtspnnkten 
führt  Im  Königreiche  Baiern  hatte  die  Regierung,  nachdem 
das  oben  angeführte  Gesetz  v.  10.  Nov.  1848  nur  von  Aus- 
schüssen der  Kammern  beratfaen  war,  im  Jahre  1850  eiüen 
die  vorbehaltene  Revision  des  Gesetzes  von  1848  enthalten- 
den Entwurf  den  Kammern  vorzulegen  und  dabei  die  durch 
die  Erfahrung  nachgewiesenen  Lücken  und  H&ngel  zu  ver- 
bessern ^1).  Es  wurde  dadurch  ein  durch  Anführung  wicht!« 
ger  Erfahrungen  über  Mängel  des  Gesetzes  von  1848  reicher 
Bericht  vom  Reichsrath  v.  Maurer  erstattet,  worin  der  Aus- 
schuss  mehrere  neue  Vorschläge  beantragte,  welche  Gegen- 
stand der  Berathung  in  der  ersten  Kammer  wurden^*).  Im 
Jahr  1853  legte  die  Regierung  (da  der  1850  vorgelegte  £nt- 


18)  Verhandl.  S.  787. 

19)  Verhandl.  8.  803. 

20)  Daher  machte  ein  Abgeordneter  den  Antrag,  die  Frage  so  zu 
fassen,  ob  der  Angeklagte  überführt  ist,  die  Tbat  begangen 
zu  haben. 

21)  Der  Entwurf  (ans  §§.  368  bestehend)  wurde  1850  in  der  Kam- 
mer der  Reichsräthe  vorgelegt 

22)  Zu  den  im  neuen  Entwürfe  vorgeschlagenen  EinschalUmgen, 
welche  in  der  Rammer  der  Reichsrithe  vielfache  Discussionen 
veranlassten,  gehören  vorzfiglich  Art  126  über  das  Recht  des  Prfi- 
sidenten  von  Amtswegen  Zengen  vbrzorofen  (auch  Art  137), 
s.  dagegen  Vortag  Maurers  S.  56  —  63  u.  merkwärdige  Enlwi- 
ckelang  von  dem  vormaligen  Jostizminister  Heintz  (Protokoll  Nr. 
53  S.  500),  ferner  Art.  181  über  das  Recht  des  Hofes  wenn  der 
Angeklagte  durch  Lärmen  etc.  die  Sitzung  stört,  in  seiner  Abwe- 
senheit zu  verhandeln.    (Vortrag  Maurers  8.  82  dagegen). 
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warf  ohnehin  nicht   weiter  verhandelt  wurde,   den  Kammern 
einen  yollatändigen  Entwurf  einer   Strafprozesaordnnng  yor, 
worin  alle  Einzelnheiten,  namentlich  die  Vorunteranchung  ge- 
nau yorgeaehrichen  und  Lttcken  welche  das  Oeaetz  yon  1848 
gelasaen  hatte,  ausgefüllt  wurden;  das  Verhältniea  des  Staate- 
Anwaltes  in   der  Voruntersuchung  wurde  genauer  (mit  man- 
chen Ahweichnngen  von  der  französischen  Einrichtung)  geord- 
net (Entw.  art.  151.  190).  Der  Entwurf  behielt  das  französi- 
sche System  bei  (351),   nach  welchem  zuerst  das  Beziricsge- 
licht  und  dann  erat  die  Anklagekammer  über  die  Verweisung 
XU  entscheiden  hat.    Uebrigens   zeigt  der  Entwurf,   dass  die 
Regierang  die  Oeffentlichkeit  mehr  als  nöthig  zu  beschränken 
beabsichtigte    (Art.    78   80).     Der  Einfluss  des  Präsidenten 
sollte   durch  die   (im  Gesetz  yon  1848  nicht  aufgenommene) 
Vorschrift,   dass  er   den  Inhalt  der  Verhandlung,  die  Ergeb- 
nisse der  Beweisführung  vortragen  soll  (470)  ausgedehnt.  Der 
Vorstellung  dass  der  Oeschwome  auch    über   Rechtspunkte 
entscheiden  dürfte,   sollte  durch  die  Fassung  (Art  472)  yor- 
gebengt  werden,  dass  die  Frage  darauf  gerichtet  wird ,  ob  der 
Angeklagte  der  That  welche   den  Gegenstand  der  Anklage 
bildet,  schuldig  ist^«).     Der  im  Jahr  1852  bearbeitete  Ent- 
wurf einer  Strafprozessordnung  für    Hessen- Darmstadt 
b^EwedEt  statt  des  unyollständigen   Gesetzes  von  1849,  ein 
yollständiges  Gesetzbuch  vorzulegen.    Der  französische  Code 
und  der  oben  angeführte  Preussische  Entwurf  v.  1851  schwebte 
bei  der  Bearbeitung  vor.    In  der  Zwischenzeit  waren  aber  in 
Hessen  wichtige  Veränderungen  vorgegangen.    Die  vielfachen 
Klagen  über  die  Dauer  der  Assisen  und    über  die    grosse 
Zahl  der  Lossprechungen   bei  Anklagen  über  politische  Ver- 
brechen, veranlasste  die  unten  anzuführenden  Gesetze,    wel- 
che die  Competenz  der  Schwurgerichte  beschränkten.    Diesen 
Bestimmungen  schloss  sich  der  neue  Entwurf  an.    Wesentlich 


22  a)  IHeser  Entwarf  theilte   das  Schicksal  der  flroheren  baierischen 
Entwürfe;  es  wurde  nicht  einmal  Bericht  fiber  ihn  eritaUet. 
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eatfenl  sidi  deiaelbe  roB  dem  System  de8  liramwwinrhen  «ad 
den  GeaeisgeliaiigeD  der  meisten  dentae hen  Staaten  in  Besag 
anf  die  Stellnng  des  Staatsanwalts,  dessen  Antrag  nicht  die 
Einleitung  der  üntersnchnng  bedingt,  Indem  vielmehr  nach 
Art«  8S  die  Gerichte  selbst  von  Amtswegen  eine  Vomnter- 
snchnng  einleiten  und  fortHihren  kdnnen,  jedoch  (nach  Art 
80)  so,  dass  das  Gericht,  wenn  es  ohne  Nachtheil  fSr  die  Un- 
tersnchung  geschehen  kann,  die  Anzeigen  nnd  Yerhandlnngen 
dem  Staatsawalt  rar  Stellnng  von  Anträgen  mittheilen  mnss, 
and  wenn  es  die  vom  Staatsanwalt  beantragte  Üntersnchnng 
nicht  ffir  znliBsig  erachtet,  den  Beschlnss  der  Rathskammer 
einholen  soll  (253).  Der  Entwurf  will  dass  die  Vomntersa- 
chnng^*)  inquisitorisch  geführt  werde.  DafBlr  dass  die  Rich- 
ter ondGesdiwomen,  wenn  anchdie  gerichtlichen  Beweisregeln 
aufgehoben  sind,  nicht  durch  eine  irrige  Fassung  aum  GHan- 
ben  verleitet  werden,  dass  sie  nur  einer  unbestimmten  durch 
keine  verständige  Prfifung  geleiteten  Ueberzeugung  su  folgen 
brauchten,  sollte  durch  die  Fassung  des  Art  5  (dazu  die 
gute  Ausitihrung  in  den  Motiven  S.  S5— 40)  gesorgt 
werden^).  In  Beaug  anf  die  Anordnung  der  Untersuchungs- 
haft entfernt  sich  der  Entwurf  von  der  Unterscheidung  des 
franiösischen  Code  und  giebt  wesentlich  sichernde  Bestimman- 
gen^).  In  der  Anordnung  des  schwnrgerkhdiehen  Verfah- 
rens wollte  der  Entwurf  auch  da  wo  der  Angeklagte  sich 


23)  hl  den  Motiven  S.  28  ist  sehr  gut  entwickelt,  dass  die  Yoraa- 
tersucbuDg  des  neaen  Veriahrens  zurHaoptverbandlnng  in  dnem 
ganz  andern  Verbällniss  steht,  als  wenn  man  nur  die  letzte 
als  eiaeSchlnssverhandlung  betrachteL 

24)  Art.  6  bestimmt:  Die  Gerichte  sind  in  Strafoaehen  an  positive 
Beweisregeln  nicht  gebunden;  sie  baben  unter  genauer  Prdfung 
aller  Bewdse  ffir  nnd  gegen  den  Beschuldigten  nach  ibrer  aus 
den  vor  ihnen  erfolgten  Verbandlungen  gescböpflen  Ueberzeu- 
gung Aber  die  Scbnld  oder  Nichtsebuld  zn  entscheiden. 

25)  Aueh  dartber  sind  die  Bemerkungen  in  den  Motiven  S.  41 
wohl  zu  beachten. 
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sdiiddig  bekennt,  die  Eiitflcheidung  den  Geschwornen  nkht 
estiiehen^).  Die  fransMache  diskretionifire  Oewalt  des  Prä- 
sidenten wurde  (Art.  307)  ebenso  wie  das  Resnm^  (359)  bei- 
behalten, das  Verbältniss  der  Fragestellnng  wurde  mit  dem 
Streben,  den  Gcschwomen  die  gehörige  Stellung  su  siehemi 
geordnet  (363  c)  *'). 

ni.  Eine  andere  Klasse  Ton  Qesetsgebungsarbeiten 
bilden  diejenigen,  welche  eine  Revision  der  1849  1850  ver- 
kündeten ßtrmfprosessordnungen  enthalten.  Dahin  gehört  die 
am  9.  December  1854  verkündete  Rension  der  Strafprozess- 
ordnung für  Verhandlungen  in  Strafsachen  für  Weimar  und 
die  Schwarzburgischen  Fürstenthümer.  Die  Grund- 
hgen  des  1850  verkündeten  Gesetzbuchs  sollten  nicht  geän- 
dert werden;  der  Zweck  der  Revision  war  nur  die  durch  viel- 
lache Klagen  über  die  Belästigung  wegen  Ausdehnen  der 
Schwurgerichte  veranlasste  Beschränkung  der  Zuständigkeit 
dieser  Gerichte  auszusprechen,  die  Bildung  derGeschwornen- 
bank  besser  zu  ordnen,  der  unpassenden  Ausdehnung  der  Vor- 
untersuchung entgegen  zu  wirken,  das  in  dem  Gesetze  von 
1850  nicht  passend  geregelte  Zwischenverfahren  über  die 
VeraetjRing  in  den  Anklagestand  (namentlich  wegen  der  Vor- 
vertheidigung)  zu  ändern,  in  den  Verhandlungen  vor  den 
Cteschwornen  manche  nach  den  Erfahrungen  nicht  als  gut  er- 
wiesene Bestimmungen  zu  ändern^).  Es  war  begreiflich, 
dass  in  den  Verhandlungen  die  IVage  über  den  Werth  der 
Schwurgerichte  zur  Sprache  kommen,  dass  selbst  manche 
Redner  sich  gegen  diese  Gerichte  überhaupt  erklären  würden, 
anderen  Mitgliedern   die  vorgeschlagene  Beschrän- 


26)  Eine  gate  Ansführong  in  den  Motiven  S   60. 

27)  Wir  werden  unten  das  System  näher  prüfen.  Die  Motive  8. 
62—73  enthalten  darüber  viel  Wichtiges. 

28)  Der  Entwurf  ist  abgedruckt  in  den  Landtagsvcrhandlungen  1863 
S.  105  Motiv  S.  122.  s  darüber  Schwarze  Bemerkungen  über 
den  Gesetzesentwnrf  die  Abänderung  der  Strafprozessordnung 
IBr  Thfiringon  belr.  Leipzig  1853. 
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kang  derZoBtändigkeit  Anstoss  erregen  nmsßie^).  Das  neue 
reridirte  Gesetz  beruht  nun  auf  dieser  Besdirankuig**).  Die 
poHtisehen  Verbrechen  sind  swar  denGeschwomen  nicht  ganx 
entaogen,  es  entscheidet  aber  bei  ihnen  nnr  die  Grösse  der 
gedrohten  Strafe,  Eine  Richtung  des  Gesetzes  war  die  Be- 
fugnisse der  Staatsanwaltschall  auszudehnen  '').  Das  im  Ge- 
setzbuch Ton  1850  Torgeschriebene  Verfahren  vor  der  AnUage* 
kammer  wurde  wesentlich  geändert  (Art.  ZI — 44  des  neuen 
Gesetzes).  In  Bezug  auf  das  Recht  des  Vertheidigers  Fragen  an 
Zeugen  unmittelbar  zu  stellen,  folgte  man  (§•  64  statt  241) 
dem  preussischen  Gesetze  Ton  1852.  Durch  Art  77  statt 
289  sollte  der  Versuchung  dass  Gesehwome,  weil  ihnen  die 
gesetzliche  Strafe  nicht  behagte,  iliren  Ausspruch  darnach 
einrichten  entgegengewirkt  werden. 

IV.  Andere  Gesetzgebungen  haben  die  Richtung,  die 
Zuständigkeit  der  Schwurgerichte  zu  beschranken,  weU  aui 
einer  Seite  die  Klagen  über   die  grossen  Opfer  an  Zeit  und 


79)  Insbesondere  der  Vortrag  von  Thon  (VerhandL  S.  1307)  in 
Vergleidiaog  mit  der  Rede  des  Mioisters  t.  Wydenbrack  lur 
BeibehattoDg  der  Schworgeridüe  (Verfaandl.  S.  1309).  Der  Aus* 
sehnss  der  lüunmer  hatte  we^en  der  im  £niworf  Torgeseblage- 
nen  Beschränkwig  der  Schwurgerichte  den  Antrag  auf  Ablch- 
nuig  des  EotwnrCs  gestellt  (VerhandL  S.  470)  uid  die  Mehrheit 
der  Kammer  stimmte  hei;  allein  später  wurde  die  Berathmig 
beschlossen  mid  der  Entwurf  mit  Ahänderungen  angenommen. 

80)  Nach  Art  1  gehören  znr  Zoständlgkeit  der  Schwurgerichte  die 
Verbrechen  Im  engem  Sinne.  Dahin  rechnet  das  Gesetz  1)  die 
Verbrechen  welche  einem  Strafsatze  von  Zuchthaus,  oder  2) 
Stralsätzen  unterliegen  welche  über  4j&hrige  Arbeilshausstrafe 
hinausgehen  (mit  Ausnahme  der  Art.  216.  221.  221.  bedrohten 
Diebstahle),  3)  die  unter  Art.  197.  199.  fallenden  Verbrechen 
(Zweikampf). 

31)  Der  §.  22  (statt  Art  81)  des  Entwurfs  gemachte  Vorschlag  dass 
der  Staatsanwalt  den  Vernehmungen  des  Angeschuldigten  und 
der  Zeugen  anwohnen  darf,  wurde  von  der  Kammer  (wohl  mit 
Recht)  abgelehnt 
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Geld  sicli  häuften  y  welche  die  m  Gteflchwornen  berafenen 
Bürger  bringen  massten,  nnd  auf  der  andern  Seite  die  Mei- 
nung verbreitet  war,  dass  zur  Abnrtheilnng  der  Press-  nnd 
politischen  Verbrechen  die  Schwurgerichte  nicht  geeignet  wä- 
ren,  oder  doch  kein  Bedürfniss  yorliege,  alle  (also  auch  mit 
geringen  Strafen  bedrohten)  politischen  Vergehen,  (nach  der 
1848  laut  gewordenen  Forderung)  den  Geschwornen  zu  über- 
weisen. Dahingehören  1)  die  preussischeu Gesetze,  durch  wel- 
che theils  manche  gemeine  1849  den  Schwurgerichten  zugewie- 
senen Verbrechen,  z.  B.  die  mit  geringeren  Strafen  bedrohten 
Diebstähle  den  Geschwornen  entzogen^),  theils  gewisse  po- 
litische Verbrechen  an  einen  mit  Staatsrichtern  besetzten  Ge- 
richtshof gewiesen  wurden  >').  2)  Die  Hessen  Darmstädtischen 
Gesetze  ^^)  durch  welche  insbesondere  die  Entscheidung  der 
politischen  Verbrechen  den  Proylnzialgerichten  (ohne  Geschwor- 
ne)  zugewiesen  war.  3)  Das  Nassauische  Gesetz  3^)  mit  glel- 
cherRichtung.  4)  Der  baierische  Entwurf  3<).  5)  Das  Kurhessische 
Gesetz^}.    6)  Die   Braunschweigische  Gesetzgebung '>)• 


32)  Preuss.  Einffihnmgsgeaetz  des  Strafgesetzbuchs  v.  14.  April  1851 

§.  xm. 

33)  Prenss.  Gesetz  v.  25.  April  1853  wodurch  die  im  §.  74.  75. 
76.  78.  des  Strafgesetzbuchs  bedrohten  Verbrechen  dem  Kam- 
in ergerichte  zur  Entscheidung  zugewiesen  wurden. 

34)  Gesetz  v.  22.  März  1852  u.  27.  März  1852  Die  Sehriflverftl- 
schong  war  nämlich  an  die  Provinz.  Gerichte  (ohne  Geschworae) 
gewiesen. 

35)  Gesetz  ▼.  23.  Deeember  1851. 

36)  fan  Apiil  1851  hatte  die  Regierung  den  Kammern  einen  Ent- 
warf Yorgelegt,  wodurch  die  mit  Zuchthaus  oder  schweren  Stra- 
fen bedrohten  Staatsverbrechen  durch  ein  ans  Staatsrichtern  (9)  beste- 
hendes Gericht  abgenrthcilt  werden  sollten.  Die  erste  Kammer 
nahm  den  Entwurf  an,  die  zweite  lehnte  ihn  ab. 

37)  Gesetz  v.  22.  July  1851,  nach  §.  5.  sollten  Anklagen  wegen 
Majestätsbeleidigung,  Aufruhr  u.  Pressvergehen  n.  im  1.  u.  2ten 

^Rdckfall  verftbter  und  gefährlicher  Diebstähle  nicht  an  Schwurge- 
richte kommen. 

38)  Gesetz  v.  30.  Oci  1851   (wodurch  einige  gemeine  Verbrechen 

Mlttsrmalfr,  Strafvcrfakreg.  4 
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V.  Eine  andere  Klasse  bilden  jene  Gesetzgebungen, 
welche  das  öiTentliche  mündliche  Strafverfahren  mit  Staatsan- 
walt einführten,  aber  die  Entscheidung  aller  Straifälle  an  Staats- 
richter (ohne  Oeschworne)  wiesen.  Es  beruhten  diese  Ge- 
setzgebungen auf  den  Grundlagen,  auf  welche  bereits  die  ita- 
lienische und  die  niederländische  Strafprozessordnung  gebaut 
waren  s®).  Vorzüglich  gehören  dahin  1)  die  k.  Oesterreichi- 
sche,  2)  die  Altenburgische,  3)  die  k.  Sächsische  Strafprozess- 
ordnung. In  Oesterreich  hatte  die  Regierung  durch  ein  Ge- 
setz V.  11.  Januar  1852  die  Schwurgerichte  aufgehoben.  Viel- 
fache Abneigung  gegen  diese  Gerichte  und  der  Wunsch  Rechts- 
einheit in  allen  Theilen  des  Reichs  einzuführen,  und  die  An- 
sicht, dass  mehrere  Länder  z.  B.  Siebenbürgen,  Italien  nicht 
geeignet  seien,  um  auch  bei  ihnen  Schwurgerichte  anzuord- 
nen, erzeugte  die  durch  Beschluss  des  Kaisers  vom  December 
1851  bezeichnete  Richtung  der  neuen  Gesetzgebung,  in  wel- 
cher die  Vortheile  des  öffentlich  mündlichen  Verfahrens  und 
der  Anklage  in  der  Hauptverhandlung  gewährt,  die  Staats- 
richter als  zuständige  Richter  erklärt,  jedoch  in  Bezug  auf 
ihre  Urtheilsfallung  die  Garantieen  der  gesetzlichen  Beweis- 
theorie und  der  Berufung  gegeben  werden  sollten.  Vielfache 
Abweichungen  von  der  1850  verkündeten  Prozessordnung 
mussten  dadurch  entstehen  ^^).    In  der  neuen  Strafprozessord- 


z. B.Beschädigung  an  Personen  die  keine Rranklieit  nach  sich  zieht, 
den  Schwurgerichten  entzogen  wurde).  Gesetz  v.  9.  Dcc  1855  §.  8. 
(wegen  Pressvergehen)  u.  9.  Feb.  1855  §.  1.  (wegen  politischer 
Verbrechen  wo  die  nach  der  Grösse  der  Strafe  zuständigen  Ge- 
richte entscheiden  sollten). 

39)  Schilderung  der  ital.  Gesetzgebung  in  meinem  Werk:  Die  Münd- 
lichkeit S.  82  und  über  die  niederländische  Gesetzgebung  daselbst 
S.  67. 

40)  Zum  Verstehen  des  Gesetzes  der  neuen  St  P.  0.  muss  vor- 
züglich empfohlen  werden,  das  auch  für  jeden  ausländischen 
Juristen  werthvolle  Werk  des  Mannes,  der  den  Hauptanthcil  an 
der  Bearbeitung  des  Gesetzbuchs  hatte,  Hm.  v.  Hye.  Glunek  die 
leitenden  Gnmds&tze  der  österr.  Strafprozessordnung.  Wien  1854. 


.  • 
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nun;  V.  29.  Jnly  1853  ist  in  der  Vonmtersachiiiig  der  inqai- 
aitorische  Prozess  durchgeführt;  die  Staatsanwaltschaft  ist 
snfgenoimneD  ^^) ,  allein  in  einer  anderen  Stellung  als  nach 
fransöslschem  Rechte  ^^j,  indem  in  Oesterreich  der  Untersn- 
chnngsrichtor  nicht  erst  den  Antrag  des  Staatsanwaltes  abzn-» 
warten,  sondern  von  Amtswegen  einzuschreiten  hai  (St.  P.  0. 
$.  61)  dem  Staatsanwälte  aber  die  Ueberwachung.  der  Unter- 
suchung und  die  Einwirkung  auf  ihre  gesetzliche  Betreibung 
möglich  gemacht  werden  muss  (§.  30—35),  wobei  ihm  noch 
mrner  zn  grosso  Befugnisse  eingeräumt  sind  ^3).  lAanche 
Yorschrirten  über  die  Untersnchungshandlungen  sind  gut  und 
sehr  in  das  Einzelne  eingehend;  eine  Controlle  des  Untersa- 
ehnngsrichters  dnrch  das  Bezirksgericht  findet  nicht  Statt. 
Eine  Befreiung  von  der  Haft  gegen  Sicherheitsleistung  wird 
nicht  gestattet^),  in  der  Hauptverhandlung,  (welche  wohl 
nicht  passend  Schlussverhandlung  genannt  ist),  wird  das  Prin- 
zip der  Unmittelbarkeit  (wie  wir  unten  zeigen  werden)  sehr 
ungenfigend  durchgeführt;  die  OeiTentlichkeit  ist  aber  (§.223) 
sehr  beschränkt  Der  Vertheidigung  ist  (durch  die  Befugniss 
unmittelbar  Fragen  zu  stellen),  ein  grösseres  Recht  als  im 
Gesetzbuch  von  1850  eingeräumt.  Den  nrtheilenden  Rich- 
tern sind  im  Gesetze  ($.  258—282)  über  die  Würdigung  der 
Beweise  ausführliche  Vorschriften  ertheiit  ^^).     Die  absolutio 


Ferner  finden  sich  in  der  dsterr.  Gerichiszeilung  (ausser  den  £n(- 
scbeidnngen  des  obersten  Gerichtshofes)  viele  sehr  gute  Abhand- 
lungen über  einzelne  Bestimmungen  der  St.  P.  0. 

41)  Zum  Verstehen  des  Verhältnisses  des  Untersuchungsbeamten 
and  des  Staatsanwalts  und  zur  Einsicht  in  das  Ineinandergreifen 
beider  bei  den  einzelnen  Untcrsuchungshandlungen  dienen  vor- 
zuglich die  ergangenen  Instruktionen  v.  16.  Juny  1854.  (Amts- 
instruktion) V.  3.  Aug.  1851  über  Staatsanwallschafl. 

42)  Darüber  v.  Hyc  a.  0.  S.  28.  122. 

43)  z.  B.  wegen  des  Rechts  den  Vernehmungen  beizuwohnen. 

44)  Versuch  dies  zu  rechtfertigen  in  Hye  S.  205. 

45)  Ucbcr  ihren  Inhalt  wird  unten  gesprochen  worden. 

4* 


52 

ab  msCutui  ist  (im  §.  287)  beibdulten.  Gegen  die  Urtlieile 
findet  Beniliuig  an  die  höheren  Gerichte  Statt ;  jedoch  entschei- 
den sie  nicht  anf  den  Gnind  einer  Tor  ihnen  Statt  findenden 
mündlichen  Yerhandlnng,  sondern  anf  schriAliche  Grandlage  ^J, 
Die  Altenbnrgische  St  P.  O.  t.  27.  Fehmar  1854  wel- 
cher ein  dem  Thüringischen  Gesetzbnche  nachgebildeter,  seit 
1850  mit  den  Landstanden  vereinbarter  die  Schwurgerichte 
anihehmender  Entwurf  Toraosging,  bis  die  R^emng  1853 
diesen  zurücknahm  und  einen  die  Greschwomen  ansschlieasen- 
den  Entwurf  den  Stinden  yorlcgte.  In  der  Kammer  hatte 
der  Ausschuss  in  seiner  Mehrheit  sich  for  Schwurgerichte 
erklärt;  allein  die  Mehrheit  der  Kammer  lehnte  den  Antrag 
ab  und  die  Berathang  des  Entwurfs  begann.  In  dem  Ent- 
würfe schwebte  das  Thüringische  Gresetibach  Tor;  jedoch  mit 
einer  andern  Gerichtsverfassung;  das  Altenbnrgische  Gesetz- 
buch ist  gebant  auf  das  Dasein  vonKriminalgeiichten,  (aus  3 
Mitgliedern)^'')  welche  die  VoruntersuchuDg  über  Verbrechen 
fuhren,  aber  die  Verbrechen  zweiter  Klasse  und  über  Rekurse 
entscheiden,  indem  von  einem  Kriminalgericht  der  Rekurs  an 
das  Andere  geht  Ein  Gerichtshof,  (ans  5  Mitgliedern)  ent- 
scheidet auf  den  Grund  der  vor  ihm  vorgehenden  Hauptver- 
handlung  über  Verbrechen  erster  Klasse.  Die  Staatsanw^lt- 
flchaft  (bei  jedem  Kriminalgericht  ist  einer  angestellt)  ist  ein- 
geführt, so  dass  (52)  in  der  Regel  die  Voruntersuchung  we- 
gen Verbrechen  nicht  zu  b^innen  hat,  als  bis  der  Staatsan- 
walt einen  darauf  zielenden  Antrag  gestellt  hat  Jedoch 
hat  das  Kriminalgericht  (§•  52)  wenn  esKenntniss  von  einem 


16)  Ansführiiehe  Rezenaonen  aber  das  östen-.  Gesetz  von  Arnold 
im  Gerichtssaal  1854  Uro.  5.  14.  19.,  von  IGUennaier  in  den 
Heidelberger  Jahrbaehtm  1855  Nro.  1.  n.  2^  Ton  Königswarter 
in  den  travaox  de  l'Academie  des  sciences  morales  et  politi- 
qaes  1854  vol.  X.  p.  217. 

47)  Man  wollte  die  im  Thüringischen  bestehenden  Kreisgerichle 
nicht  einfahren.  Die  Mitglieder  des  Altenbnrgischen  Kriminalge- 
liehts  haben  mü  der  Grilrecht^ege  nichts  za  IhUL 


53 

Verbrechen  erhiUt,  ehe  der  Staatsanwalt  ehien  Antrag  stellte 
einen  Untersuchungsrichter  zu  stellen,  der  dem  Staatsanwalt  so- 
gleich Nachridit  giebt,  in  der  Zwischenzeit  Handlungen  vor- 
nimmt, bei  denen  Gefahr  auf  Verzug  ist  Nach  §.  dO^hat  der 
Staatsanwalt  keine  Befugniss,  Untersuchungshandlungen  vor- 
zunehmen, Icann  aber  Personen  von  denen  er  Aufklärung  zu 
erhalten  wünscht,  durch  Unterrichter  und  Polizeibeamte  unbe» 
ddigt  vernehmen  lassen.  Ueber  die  Versetzung  in  den  An- 
klagestand entscheidet  das  andere  Eriminalgericht,  bei  dem 
nicht  die  Untersuchung  geführt  war  (182).  Die  Anklage- 
schrift muss  vor  der  Entscheidung  abgefasst  und  dem  Ange- 
klagten mitgetheilt  werden  (178);  für  denselben  wird  einVer- 
theidiger  bestellt^),  der  gegen  die  Versetzung  Einwendungen 
und  Anträge  machen  kann  (181).  Die  Hauptverhandlung  ist 
im  Wesentlichen  wie  in  der  Thüringischen  Strafpiozessordnung 
geordnet  Die  Staaatsrichter  sprechen  nach  innerer  Ueberzeu- 
gung  (238).  Als  Rechtsmittel  sind  nur  zulässig  die  Nichtig- 
keitsbeschwerde (260)  und  gegen  Urtheile  der  Eriminalgerichte 
(also  über  nicht  ^schwere  Verbrechen)  zwar  Berufung  aber 
nicht  über  die  Schuldfrage  (272)*®).  Eine  der  wichtigsten 
neuem  Gesetzgebungsarbeiten  ist  der  im  Königreich  Sachsen 
1853  den  Kammern  vorgelegte  und  von  ihnen  1854  angenom- 
mene Entwurf  der  Strafprozessordnung.  Die  Erfahrungen  über 
das  1848  nur  in  der  Anwendung  auf  Pressvergehen  in  Sach- 
sen eingeführte  schwurgerichtliche  Verfahren  konnten  aus  den 
oben  angegebenen  Gründen  nicht  günstig  sein  und  die  Vor* 
gange  von  1849  machten  die  Verstimmung  gegen  die  Schwur- 
gerichte begreiflich.     Der   1853   vorgelegte   Entwurf   behielt 


48)  Nach  §.  180  wird  von  der  Regel  dass  der  Angeschuldigte  nch 
mit  seinem  Vertbeidiger  allein  benehmen  darf,  dne  Ausnahme 
gemacht,  wenn  Verdacht  der  Flucht  oder  Kollusion  da  ist  Lei- 
der eine  sehr  anbestimmte  Fassung. 

49)  Sehr  beachtnngswürdige  Bemerkungen  über  diese  neue  St,  P. 
0.  finden  sich  in  der  Schrift:  Kritik  der  Strafprozessordoung  far 
Altenburg  von  F.  v.  Gross.  Jena  1854. 
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daher  die  Urtheilsfällung  durjh  Staatsrichter  bei,    baute  aber 
das  Verfahren  auf  die  Unmittelbarkeit,  Ocffentlichkeit  und  aaf 
Strafverfolgung  durch  Staatsanwaltschaft;   von  der  österreichi- 
schen   Strafprozessordnung,  unterschied   sich   aber    der  säch- 
sische Entwurf  dadurch,  dass  im  letztern  gesetzliche  Beweis- 
regeln nicht  aufgesellt,  vielmehr  die  Richter  angewiesen  wur- 
den, (wie  schon  seit    1838    das  Gesetz  bestimmt  hatte)  nach 
ihrer  durch  die-  vorliegenden  Beweise    gewonnenen  Ueberzeu- 
gung  zu  urtheilen,  aber  Entscheidungsgründe  anzugeben;  eine 
Berufung  gegen  die  Urtheile  war  ausgeschlossen.     Keiner  an- 
dern deutschen   Gesetzesarbeit  sind   solche   tiefgehende,    die 
Gründe  für  jeden  Vorschlag  erörternde,  mit  anderen  Gesetz- 
gebungen vergleichende  Motive  beigefügt,  als  dem  sächsischen 
Entwürfe^).    Der  Entwurf  schlicsst  sich  an  das  französische 
Gesetzbuch  an,  daher  darin  selbst  (55)  die  gerichtliche   Poli- 
zei   aufgenommen   ist;    auch    der   Staatsanwaltschaft  ist   die 
Stellung    (17)   gegeben,    dass  sie   nicht  blos  zum  Advokaten 
der  Anklage  gemacht  ist;  allein  von  dem  Code   unterscheidet 
sich  der  Entwurf  wesentlich  durch  die  Volls^tändigkeit  der  Be- 
stuimungen  über  die  einzelnen  Untersuchungshandlungen,  (so 
dass  die  Befugiüss  des  Untersuchungsrichters  mehr  durch  ge- 
setzliche Vorschriften  geregeU  ist),    durch  eine  von  der  fran- 
zösischen abweichende   Gerichtsverfassung,  was   dazu  führtCi 
dass  die  in   Frankreich  angeordnete  Controlle   der  Rathskam- 
mer   in  der  Voruntersuchung    wegfallen  musste,    durch  eine 
Beschränkung  des  Staatsanwalts  in  Bezug  aufUntersuchungs- 
handlnngen.     In    der  Hauptverhandlung  waren   die  einzelnen 
Handlungen  besser  als  im  französischen  Code  durch  Vorschrif- 
ten   geordnet,  die    im   französischen  Rechte     vorkommenden 
Streitfragen  entschieden   und  die  Rechtsmittel  z.  B.  der  Wie- 


50)  Namentlich  zeichnen  sie  sich  auch  durch  Beachtung  aller  wis- 
senschafllichen  Forschungen  aus.  Hr.  0.  A.  R.  Schwarze  ist  ihr 
Verfasser.  Von  ihm  siammt  auch  die  gute  Schrift:  Grundzüge 
des  Entwurfs  einer  Strafprozessordnung  für  d.  Königr.  Sachsen. 
Dresden  1853. 
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deranfnahme  gerechter  als  im  Code  ausgedehnt.  Dieser  Ent- 
wurf wurde  Gegenstand  einer  umfänglichen  Berathung  in  der 
Deputation  der  Kanunern.  Die  vorgeschlagenen  Grundlagen 
wurden  gebilligt,  nur  erklärte  die  Deputation  sich  für  die 
EinHihrung  der  Berufung  gegen  die  ürtheile.  In  Bezug  auf 
die  einzelnen  Vorschläge  enthält  der  Bericht  viele  beachtungs- 
würdige Bemerkungen  und  Verbesserungsvorschläge ,  nament- 
lich auch  über  die  Stellung  des  Staatsanwalts.  In  den  Ver- 
handlungen der  Kammern  waren  Anträge  auf  Schwurgerichte 
nicht  gestellt;  es  wurde  vielmehr  die  Ueberzeugung  ausge- 
sprochen ^i)i  dass  wenn  die  neue  Strafprozessordnung  nüt  den 
VorthcUen  der  Mündlielikeit  in  das  Leben  treten  wird,  der 
Wunsch  Geschwome  zu  haben  verstummen  würde.  Der  Ju- 
stizminister hatte  sich  auf  das  bestimmteste  gegen  die  gV 
schwomen  erklärt^).  Gegen  die  Oeffentlichkeit  wurden  zwar 
einzelne  Stimmen  laut;  allein  die  Mehrheit  der  Kammern 
stimmte  allen  vorgeschlagenen  Grundlagen  des  Entwurfs  zu* 
Abweichende  Anträge  betrafen  vorzüglich  die  Stellung  der 
Staatsanwaltschaft^),  die  Aufstellung  eines  Oberstaatsanwal- 
tes^), die  Erkennung  der  Haft  ^^),  die  Anwendung  der  Un- 
gehorsamsstrafen M),  die  Vereidung  der  Zeugen  ^^|  den  An- 
trag in  einzelngerichtlichen  Fällen  in  zweiter  Instanz  die 
mündMche   Verhandlung   auszuschliessen  m),    die  Einführung 


51)  Verhandlungen  des  Landtags  1854  erste  Kammer  S.  229  vom 
Rcgierungscommissär  Schwarze.  In  der  zweiten  Kammer  (Verh. 
derselben  S.  51 — 60)  hatten  doch  einige  Mitglieder  ihr  Bedauern 
ausgesprochen,  dass  Schwurgerichte  fehlten. 

52)  Verhandlungen  S.  243. 

53)  Verhandl.  der  ersten  Kammer  S.  268.  VerhandL  der  zweiten 
Kammer  S.  575. 

54)  Verband].  S.  295.    Verhandl.  der  zweiten  Kammer  S.  73. 

55)  Verhandl.  S.  305. 

56)  Verhandl.  S.  312  (in  der  ersten  Kammer  von  Einigen  beantragt), 
vergleiche  mit  Verhandl.  d.  2ten  Kammer  8.  88. 

57)  VerhandL  S.  321. 

58)  Verhandl.  S.  341. 
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der  abflk>latio  ab  instantia  ^<^).  Der  Yon  der  Kammer  ange- 
nommene Entwurf^)  weicht  von  dem  ursprüngliciien  vorsüg- 
lieh  ab  durch  Aufnahme  der  Berufung,  durch  Aendenmgen 
der  Vorschriften  über  Verhältnies  der  Polizeibehörden  zum 
Staatsanwalt  *i)  und  in  Bezug  auf  das  Verfahren  vor  demEin- 
zetairichter. 

Als  Gesetzbuch  (bestehend  aus  456  §§.)  wurde  der 
'    Entwurf  von  dem  Könige  am  15.  August  1855  verkündet 

VI.  Einer  eigenen  Klasse  Ton  Oesetzgebungsarbeiten  ge- 
hört der  Mecklenburg  Schwerinsche  Gesetzesentwurf 
von  1853  an,  dessen  Zweck  dahin  geht,  mit  Beibehaltung  des 
schriftlichen  InqulBitionsverfahrens  einige  Einrichtungen,  wel- 
che in  neuerer  Zeit  gefordert  wurden,  aufzunehmen,  sie  mit 
dem  bisherigen  Verfahren  zu  verbinden,  und  in  den  letzteren 
Verbesserungen  vorzuschlagen.  Der  Entwurf  bezieht  sich  zu- 
nächst nur  auf  die  zur  Competenz  des  Kriminalkollegiums 
gehörigen  Verbrechen;  es  sollte  den  bisher  beobachteten 
Gnindübeln  ^)  abgeholfen  werden,  und  zwar  durch  Anstel- 
lung eines  Staatsanwalts ,  welcher  über  die  Ausübung  der 
Justiz,  über  Beobachtung  der  Gresetze  bei  dem  Kollegium  zu 
wachen  hat,  (während  nach  $.  14  das  Kollegium  von  Amts- 
wegen wie  bisher  die  Untersuchung  einleitet  und  fortführt  und 
auch  bei  Anträgen  des  Staatsanwalts  nur  nach  seiner  Ueber- 
zeugung   zu  handeln  hat.)    Es  sollte  eine  mündliche  öffent- 


59)  Motive  zu  {.  292.  VerhandL  der  2ten  Kammer  8.  97—108 
und  S.  579.  VergL  mit  den  VerhandL  der  ersten  Kammer 
8.  329. 

60)  Eine  Darstellung  des  Ergebnisses  der  Verhandlungen  liefert 
Schwarze  in  dem  Archiv  des  Kriminalr.  1855  Nro.  vm. 

61)  Schwarze  im  Archiv  a.  0.  8.  178. 

62)  Nach  den  Motiven  sind  diese:  die  lange  Dauer  des  Verfahrens, 
die  Ueberladong  des  Kollegiums  mitUntersachnngen,  die  scharfe 
Scheidung  des  vorbereitenden  Verfahrens  vom  Hanptverfahren 
(da  das  erste  in  den  Händen  der  Ortsgerichte  ist),  gänzlicher  Man- 
gel der  Unmittelbarkeit  des  Rechtssprachs,  Mangel  einer  ControUe. 
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liehe  M)  SehliuuTerluuidlnng  eingeführt  werden,  in  welcher 
vor  Tersammeltem  Kollegium  den  Angeschuldigten  die  Ergeb- 
nisse der  Untersuchung  fibersichtlich  vorgehalten,  schliessliche 
Erörtemngen  vorgenommen,  Schlussfragen  vorgelegt,  die  Ver- 
thddignng  mtindlich  gefUirt  und  der  Staatsanwalt  gehört  wird. 
Die  in  der  Verordnung  v.  12.  Januar  1841  aufgestellten  Vo* 
raussetaungen  unter  welchen  allein  auf  Judicien  verurtheilt 
werden  konnte  (auch  da  nicht  zum  Tode)  sollten  nach  §.41 
aufgehoben  werden,  und  die  Richter  frei  nach  ihrer  Uebcr- 
zragoDg  Ci^^'^  A^^^  '^  Todesstrafe)  verurtheilen  dürfen.  Die 
in  der  Verordnung  von  1841  wegen  des  direkten  Beweises 
aufgestellten  Vorschriften  sollten  aber  beibehalten  werden« 
Rechtsmittel  gegen  Urtheile  sollten  zulässig  sein;  allein  nach 
|.  44  sollte  das  öffentliche  Interesse  dadurch  gewahrt  werden, 
dass  der  Staatsanwalt,  wenn  er  ein  Urth<^  zu  gelinde  findet, 
Berufung  zu  ergreifen,  auch  gegen  ein  zweites  UrtheO,  und 
jedes  Erkenntniss  gegen  den  Angeschuldigten  in  Schutz  zu 
nehmen  befugt  ist  Begreiflicher  Weise  mussten  über  diesen 
setir  verschiedenartige  Elemente  vereinigenden  Entwurf,  der 
die  Lage  der  Angeschuldigten  verschlimmerte ,  verschiedene 
Ansichten  entstehen«*). 

Fortbildung  der  Gesetzgebung  ober  Slrafprozess  in  der 

Schweiz. 

Auch  die  Gesetzgebung  der  Schweiz  hat  sich  vielfach 
an  die  Thätigkeit  über  Strafverfahren  angeschlossen,   welche 


63)  St  soll    unbeschoUenen,  unverd&ehtigen  und  anständig  gekleide- 
^  ten  Männern,  soweit  es  der  Raum  gestaUet,  der  Zotritt  gestattet 

werden. 

64)  Eine  austubrliche  Kritik  des  Entwurfs  (mit  der  Richtung  dieNach- 
thdle  der  in  diesem  Entwürfe  durcbgefOhrten  Halbheit  zu  zeigen) 
bat  den  Titel:  Betrachtungen  über  den  vom  Mecklenburg.  Staats- 
ministerium  herausgeg.  Gesetzeseatwurf  betr.  die  Zuständigkeit  des 
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durch  die  Forderungen  der  Umgestaltung  des  Strafprozessefl 
seit  1848  auf  dem  Gebiete  der  Strafprozessgesetzgebung  in 
Deutschland  sich  äussert.  Vor  1848  waren  es  nur  die  Kan- 
tone Genf  und  Waatland  welche  vollständige  auf  mündliches 
öiTcntliches  Anklage  verfahren  gebaute  Strafprozessordnungen  ver- 
kündeten; während  in  den  übrigen  Kantonen  die  Gesetzge- 
bung mit  einer  Art  mündlichen  Verfahrens  durch  Einführung 
einer  öffentlichen Schluss Verhandlung  sich  begnügte.  Genf  0 
war  der  erste  Kanton  welcher  1843  das  Schwurgericht  wieder 
einführte,  vielfach  verschieden  von  dem  französischen,  da 
die  Bildung  der  Geschwornengerichte  auf  ganz  andern  Grund- 
lagen beruhte  und  die  Geschwornen  ein  ausgedehntes  Recht 
erhielten,  aul  das  Strafmass  einzuwirken,  je  nachdem  sie 
dem  Ausspruch :  schuldig,  den  Zusatz :  mit  mildernden  Um- 
ständen, oder  mit  sehr  mildernden  beifügten^).  Ein  Gesetz 
V.  2.  März  1848  führte  zwei  wesentliche  Neuerungen  ein,  in- 
dem von  da  an  nunmehr  ein  Richter  als  Präsident  (ohne 
Theilnahme  von  andern  Assisenrichtem)  zu  entscheiden  hatte 
und  die  Entscheidung  der  korrcctionellen  Fälle  gleichfalls  Ge- 
schwornen (jedoch  nur  6)  überwiesen  wurde  ')• 

Die  Erfahrung  hat  im  Ganzen,   wenn  auch  der  Einfluss 
des  politischen  Parteikampfes  auf  Wahrsprüche  nicht  verkannt 


Kriminalkoliegiams  Hamburg  1854.  Eine  Vertheidigong  des  Ent- 
wurfs findet  sich  in  der  Beilage  zum  Norddeutschen  Corespon- 
denten.    Schwerin  Nro.  258  1854. 

1)  Wir  knüpfen  hier  an  die  Nachweisungen  an ,  welche  wir  in  der 
Schrift:  Die  Mündlichkeit,  das  Anklageprinzip  etc.  Stuttgart  1845 
S.  167  über  den  Zustand  der  Strafprozessgesetzgebung  in  der 
Schweiz  gegeben  haben« 

2)  Nachweisungen  in  der  Schrift:    Die  Mündlichkeit  S.  79. 

3)  Eine  (für  jeden  Juristen  empfehlungswerthe)  Darstellung  alier  Ein- 
zelnheiten des  Genfer  Verfahrens  s.  in  Masse  guide  annoU^  pour 
les  Debats  crimin.  et  correct  G6növe  J850.  Gute  Bemerkungen 
in  Wessel  sur  le  Jury  crimineL    Geneve  1849. 
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werden  kann^),    dem  Wirken  der  Genfer  Schwurgerichte  ein 
gutes  Zeugniss  gegeben*).     Im  Waatlande  war  1836  eine 
Strafprozessordnung,  die  auf  mtindiiehes  öffentliches  Verfahren 
gebaut   war  (jedoch  ohne  Schwurgerichte)  verkündet  *•  )  das 
Gesetz  v.  Sl.  Januar    1846   führte  nun  auch  Schwurgerichte 
ein  und  z^ar  lür  Krüninal-  und  korrectionelle  Fälle*).      Die 
Erfahrungen    über  die  Wahl  der  Geschwornen  scheinen  aber 
nicht  günstig  gewesen  zu  sein,    daher  ein  Gesetz  von  1850 
(1. Februar)  bestimmte,  dass  künftig  durch  das  Loos  aus  der 
Liste  alier  Wähler  die  Geschwornen  gezogen  werden  sollten. 
Eine  neue  Richtung  erhielt  die  gesetzgeberische  Thäti:keit 
in  der  Schweiz,   seit   die  Bundesverfassung  für  die  durch  das 
Bnndesgericht   zu   entscheidenden  Strafialle  Geschworne    ein- 
führte.    Ein  Gesetz  v.  27.  Aug.   1851  ordnete  das  Verfahren 
dafür  an,   und   hier  zeigt  sich  zuerst  der  Einfluss  schweizeri- 
scher Juristen  (vorzüglich  Rüttiman),   welche  die  Bedeutung 
des    englischen  Strafverfahrens  kannten,    und  dahin  strebten, 
englische  Bestimmungen  in  die  Bundesstrafrechtspflege  zu  brin- 
gen; daraus  erklären  sich  die  Vorschriften  (§.  35)   über  ein- 
fache Abfassung  der  Anklageschriften,  der  Grundsatz,  dass  in 
der  Anklage  es  habe  eine  Person  ein  Verbrechen  böswillig  als 


4)  Wichtige  ErCahniDgen  und  Bedenklichkeiten  über  die  Genfer  Jury 
8.  Cherbnliez  in  der  Zeitschrift  für  auslandische  Gesetzgebung 
XIX  S   205. 

5)  Nachweisungen  aus  den  Statist.  TabeUen  in  Heidelberger  Jahr- 
büchern 1852  Nr.  41.  Nach  den  neuesten  TabeUen  über  1854 
wurden  in  Genf  14  mit  Zusatz:  mit  sehr  mUdernden  Umständen, 
19  mit  mUdemden  Umständen,  15  ohne  Zusats  schuldig  er- 
klärt und  24  nicht  schuldig  erkannt.  (Unter  den  letzten  waren 
3  wegen  rebeUion  und  13  wegen  pillage  Angeklagte,  s.  über 
das  Genfer   Gesetz  guide  annotd   pour  les  dcbats  criminels  par 

^      Masses  Geneve  1850 ;    Heidelberger  Jahrbücher  1852  Nr.  41. 
5a)  Darstellung    derselben   in   meiner  Schrift:    Die  Mündlichkeit.  S. 
168. 

6)  Darüber  Renaud  in  der  Zeilschrül  für  ausL  Gesetzg.  XIX.  S.  173. 
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Viiifbtt  T«rübt   uad  ToOendet,  stUlackveigvBd    £«  AoUage 

• 

weg ea  FahrllAflgkeit,  BeibäUe  ete.  Hf^  «ad  ($.  70)  da»  die 
Zeugen  TOD  der  Partei .  welche  se  Torsehlog,  (Tom  Staatsaa- 
wah  die  AaificboldigaogszeugeD)  Terh(«t  und  dem  Krenzrer- 
hik  ui:it«»nrorfen  werden  £oUen.  Dorrh  Gesets  t.  IOl  Jolj 
1K4  wurde  aoch  der  englische  Grondsaa,  dass  da  wo  der 
Angeklagte  sich  schuldig  bekennt,  Geschworne  nicht  za  or- 
tbeilen  hatten,  in  das  Gesetz  über  ßtiafrechtspflege  iur  die 
efdgenöBJ^ischen  Truppen  eiDgefuhit  ^).  Im  Kanton  Bern 
worden  dnrcb  Gesetz  t.  2.  Ifarz  1850  Schwurgerichte  einge- 
führt Diese  traten  im  Jnlj  1851  in  Wiiksamkeit;  die  Stra^ 
prozessoidnnng  ist  zwar  der  franzodschen  nacbgdnldet,  enl- 
liält  aber  Tielfaebe  Yerbesseningen  und  hat  die  Eigentfafink- 
Uehkeit,  dass  ffii  Abnrtheilnng  der  bezirksgerichtlichen  Stiaf- 
ßlle  eine  gesetzliehe  Beweistheorie  Torgeschrieben  ist  (344 — 
M2).  Nach  einem  sehr  guten  Berichte  des  Generalprokura- 
tors  Hermann  haben  die  Scbwurgericbte  sich  gut  bewahrt  und 
als  eine  mächtige  Stütze  der  bfirgerlichen  Ordnung  sich  ge- 
zeigt*), auch  in  der  Ausübung  der  Pflichten  eine  grosse 
Energie  gezeigt*).  Die  Erüahrungen  ober  die  Wizksamkeit 
des  Gesetzes  von  1850  veranlassten  die  Verköndung  des  Ge- 
setzes ▼•  1.  April  185S>*),  worin  manche  Vorschriften  über 


7)  ArefaiT  des  KriminaL  1855  S.  131. 

8)  Anszflge  am  teinem  Berichte  in  der  Zeitschrift  fär  ansL  Gesetz- 
gebung XXVL  S.  276. 

9)  Von  den  seit  1.  Jnlj  1851  bis  31.  Dec.  1852  503  Angeklagten 
wurden  57  freigesprochen,  während  nach  dem  früheren  Gesetze 
auf  4,  3  Vermtheflongen  1  Freisprechung  kam,  betrug  jetzt  das 
Yerhiltniss  1  zu  6,  5.  Bei  politischen  Verbrechen  zeigte  sich  oft 
nicht  die  gehörige  Energie.  Nach  dem  neuesten  amtlichen  Be- 
richte über  das  Jahr  1853  wurden  in  Bern  581  schuldig  erUirt 
und  104  freigesprochen.  Wie  fiberall  so  zeigte  sich  bei  Diebstahl 
die  meiste  Neigung  der  Geschwomen  zur  Verurtheilung.  Während 
391  Diebstahls  Angeklagte  veruiiheilt  wurden,  erfolgten  nur  30 
Losspreebungen. 

10)  Ein  beachtungswfirdiger  Bericht  über  das  Gesetz  (mit  Anführun- 
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VonuiterBachiiiig  geändert  wurden.  Eine  wichtige  Yerbesse- 
nmg  liegt  in  §.  12,  nach  welchem  die  Anklagekammer  anf 
Antrag  des  Generalprokurators  Handlungen,  die  Ewar  das  Ge- 
setz als  Verbrechen  mit  Strafe  bedroht,  wenn  die  Richter  ein- 
stimmig überzeugt  sind,  dass  der  Gesetzgeber  keine  kriminelle 
Strafe  erkannt  haben  würde,  wenn  der  vorliegende  Fall  vor- 
geschwebt hätte  ^^),  zur  Beurtheilung  an  das  korrektionelle 
oder  an  das  Polizeigericht  weisen  kann*').  Die  Fr  ei  bur- 
ger Strafprozessordnung  v.  1.  July  1850'*)  bezweckt  ein 
Tollständiges  Gesetzbuch  aufzustellen;  das  Schwurgericht  ist 
darin  aufgenommen.  Das  französische  Gesetzbuch  hat  dem 
Freiburger  vorgeschwebt,  und  obwohl  sich  Verbesserungen 
«  finden,  so  ist  der  inquisitorische  Charakter  doch  zu  sehr  vor- 
herrschend (213 — 17).  Dem  Verwaltungsbeamten  (Prefet)  ist 
ein  grosser  Einiluss  auf  die  ersten  Untersuchungshandlungen 
eingeräumt  Die  (aus  3  Mitgliedern  bestehende)  Anklagekam- 
mer giebt  nicht  genug  Bürgschaften;  für  die  Entscheidung 
der  Fälle,  welche  nicht  an  die  Geschwornen  gehören,  ist  eine 
Reihe  von  Beweisregeln  vorgeschrieben  (243.  367 — 76).  Die 
einfache  Mehrheit  der  Stimmen  der  Geschwornen  genügt 
(462).  Eine  regelmässig  zu  stellende  Frage  ist  auch  die  von 
Hilderungsgründen  (452)  i^).  Das  bedeutendste  schweizerische 
Straf prozessgesetz  ist  das  für  den  Kanton  Zürich  v.  2.  Oct 
1852.  Es  trat  hier  der  glückliche  Umstand  ein,  dass  der 
Mann,  von  welchem  vorzugsweise  der  Entwurf  ausging  (Hr. 


gen   von  Erfahrungen)  ist  von  Blösch.    YerhandluDgen  in  dem 
Tagblatt  des  grossen  Raths  1853  S.  96  n.  S.  210. 

11)  Veranlasst  durch  die  grosse  Strenge  der  Strafdrohuogen. 

12)  Aach  ober  Yertheidigung  überOeffentlichkeit  kommen  belehrende 
Erfahrungen  vor. 

13)  Modifikationen  sind  durch  Gesetze  v.  22.  Nov.  1851  Ober  Bildung 
der  Assisenhöfe  u.    Gesetz  v.  10.  May  1853  über  Schwurgerichte. 

14)  Die  Hauptfrage  wh-d  immer  getheUt  1)  hat  der  Angeklagte  die 
Handlungen  verübt,  deren  er  in  der  Anlüageakte  beschuldigt  ist, 
2)  ist  er  deswegen  schuldig  (447). 
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Rtittimaini)  das  englische  Strafverfahren  genau  kannte  nnd  von 
der  Wichtigkeit  der  Aufnahme  von  einzelnen  Bestinunungen 
des  englischen  Rechts  für  Verbesserung  des  Verfahrens  durch- 
drungen war.  Auch  unter  den  Juristen  in  Zürich  war  eine 
dem  englischen  Verfahren  günstige  Stimmung  i&).  In  Bezug  auf 
die  Voruntersuchung  zeigte  sich  überall  das  Streben,  sie  zu 
vereinfachen,  nothwendige  (nicht  zu  sehr  in  Einzelnheiten  ein- 
gehende) Vorschriften  wegen  einzelner  üntersuchungsliand- 
lungen  zu  erlassen,  der  gefährlichen  Ausdehnung  des  inquisito- 
rischen Prinzips  entgegenzuwirken  ^%  dem  Angeschuldigten 
schon  in  der  Voruntersuchung  die  Befugniss  der  Wahl  eines 
Vertheidigers  zu  geben  (64).  Der  Gang  der  Berathungen  zeigt 
freilich  einen  Kampf  der  Anhänger  des  französischen  Systems 
mit  den  Freunden  des  englischen  Verfahrens  ^^) ,  allein  meis- 
tens siegten  doch  die  richtigen  Ansichten,  welche  der  engli- 
schen Rechtsübnng  folgten ,  und  zwar  in  Bezug  auf  die  An- 
klageschrift die  der  Anklagekammer  vorgelegt,  vereinfacht  wer- 
den soll  und  stillschweigend  die  Anklagen  geringerer  Ver- 
schuldungen enthalten  muss  (205 — 7).  Die  Zeugenverneh- 
mung ist  wie  in  England  mit  dem  Kreuzverhör  dem  Staats- 
anwalt und  Vertheidiger  tiberlassen.  Der  Schluss Vortrag  des 
Vorsitzenden  ist  mehr  die  englische  Charge,  die  Befugniss  der 
Gescbwornen  wird  ausgedehnter  anerkannt 'S).  Durch  die 
Nachahmung  der  englischen  Vorschrift,  dass  wenn  der  Ange- 
schuldigte sich    schuldig  bekennt ,   eine  Urtheilsfällung  durch 


15)  Dies  ergiebt  sich  aus  einer  in  alle  Einzelnheiten  gilt  eingehenden 
ausführlichen  Anzeige  meines  Werkes:  Das  englische  Strafver- 
fahren in  der  neuen  Züricher  Zeilung  1852  Nr.  95  bis  104. 

16)  Ein  Antrag  auf  OefTentlichkeit  der  Voruntersuchung  wurde  von 
der  Commission  verworfen.  Orelli  in  der  Zeitschrift  für  ausl. 
Gesetzgebung  XXV.  S.  443. 

17)  Hr.  Staatsanwalt  Dubs  hatte  in  Bezug  auf  die  Fragestellung  die 
Befolgung  des  englischen  Systems  vorgeschlagen. 

18)  Auffallend  ist  es  dass  für  die  Verhandlung  der  Polizeivergehen 
in  Zürich  das  alte  Verfahren  fortdauert. 
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Oeschworne  nicht  eintritt  wurde  die  Zahl  der  ?or  Oescfawor- 
nen  verbandelten  Fälle  vermindert  Das  richtige  Verstehen 
des  neuen  Qesetzes  wurde  durch  gute  praktische  Entwicke- 
luogen  desselben  >')  sehr  erleichtert  ^).  Die  Erfahrungen 
über  die  Wirksamkeit  des  neuen  Gesetzes  sind  sehr  günstig  ^i), 
die  darüber  erstatteten  amtlichen  Berichte^')  beweisen,  dass 
die  Stimme  der  Bürger,  wie  die  der  Juristen  das  neue  Insti- 
tut billigt,  dass  die  Geschwornon  eine  gehörige  Energie  an 
den  Tag  legten  ^3).  Die  Einrichtung,  dass  da  wo  der  Ange- 
klagte sich  schuldig  bekennt,  das  Schwurgericht  nicht  thätig 
ist,  scheint  grosse  Bllligiing  zu  finden  ^*)*  Was  vorherzusagen 
war,   trat  ein;  das  bisherige   Strafgesetzbuch    (vielfach  dem 


19)  Vorzüglich  durch  die  Schrift  von  Rüllmann:  Die  Zürcheri- 
sehen  Gesetze  betr.  den  Organismus  der  Rechtspflege  und  das 
Strafverfahren.  Zürich  18^  und  von  Hotz  (Staatsanwalt)  Leit- 
faden für  Geschworae.  1853.  Beide  Schriften  sind  auch  für 
jeden  ausländischen  Juristen  wichtig. 

20)  Eine  trefiliche  Darstellung  des  Gangs  der  Berathuogen  über  das 
Züricher  Gesetz  n.  der  Grunde  der  verschiedenen  Ansichten  v. 
Orelli  ist  in  der  Zeitschrift  für  ausl.  Gesetzgebung  XXV.  Art.  20 
n.  XXVI.  Art.  1. 

21)  Nor  eine  Stimme  ^e%en  das  nene  Gesetz  ist  laut  geworden  in 
Sebanberg's  Zeitschrift  XVIII.  S.  33.  229.  271.  385.  XIX,  S.  35^ 

21)  Reehenachaflsbericht  des  Regierangsraths  an  den  grossen  Rath. 
1854  S.  187.  Rechenschaftsbericht  des  Obergerichts  an  d.  gros- 
sen Rath.  1854  S.  46—53. 

23)  Hr.  Staatsanwalt  Dubs  theille  eine  gute  Ucbersicht  der  Wirksam- 
Iteit  des  neuen  Gesetzes  in  der  Zeitschrift  für  ausländische  Ge- 
setzgebung mit  Band  XXVI.  S.  450.  Darnach  wurde  von  den  im 
Jahr  1853  von  Geschwomen  abgeurthetlten  150  Angeklagten  137 
verurtheilt,  13  freigesprochen. 

24)  hn  Jahr  1853  hatten  von  137  Verurtfaeilten  47  ein  volles  Schnld- 
bekenntniss  abgelegt.  Man  wünscht  selbst  dass  das  Gesetz  diese 
Bekenntnisse  noch  mehr  begünstigen  möge.  Rechenschaftsbericht 
des  Regierangsraths  S.  196. 
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baierischen  nachgeUldet)  konnte  (wegen  seiner  vielen  doktri- 
nellen Abstnihngen  der  Begriffe  nnd  wegen  der  karten  Straf- 
drobnngen)  nickt  ffir  ein  Gesckwomengerickt  passen^). 

Im  Kanton  Tbnrgan  wnrde  das  Scbwnrgeriekt  dorck 
Gesetz  v.  17.  October  1851  eingefnkrt  Dies  Gesetz  mnsste 
zwar  znnäckst  nnr  für  die  Bildung  dieser  Gerickte  nnd  fBr 
das  Tor  ibnen  Statt  findende  Yerfakren  Yorsckriften  geben; 
allein  es  konnten  Bestimninngen  über  die  damit  zusammen- 
kängenden  Einricktungen,  z.  B.  der  Anklagekammer  (sie  be* 
stekt  naek  J.  29  aus  dem  Präsidenten,  dem  Staatsanwalt  nnd 
dem  Yerkörrickter)  über  Staatsanwalt  nickt  feklen.  Das  Ge- 
setz bezweckt  nickt  eine  vollständige  Strafprozessordnung  und 
deutet  auf  gedrängte  Weise  (in  §.  75—77)  die  Flickten  und 
Befugnisse  des  Yerbörsrickters  an^*).  Das  Tkurgaoergesetz 
folgte  mekr  als  das  Züricker  dem  franzMscken  Reckte;  da- 
ker  (§.  85)  Anklagescbrift  erst  abgefasst  wird,  wenn  die  An- 
klage bescklossen  ist;  der  Präsident  kann  beliebig  Zeugen 
wäkrend  der  Sitzung  vorrufen;  er  vernimmt  die  Zeugen  und 
Sackverständigen  (126)*^  und  den  Angesckuldigten  (139). 
Ein  Scklussvortrag  des  Präsidenten  kommt  vor  (155), 
wie  in  Franl^reicb,"  aber  erst  nackdem  der  Gericktskof  die  an 
die  Gesckwornen  zu  stellenden  Fragen  festgesetzt  kat  (145). 
Zum  Wabrspruck  der  Scbuld  gekört  Mekrkeit  von  10  Stim- 
men (162).  Auck  in  Tkurgau  lauten  die  amtlicken  Berickte^) 
durckaus  günstig  für  die  Sckwurgericbte.    Die  Zakl  der  Frei- 


25)  Wichtiges  Geständoiss  im  Bericht  des  Regierangsiaths  S.  199. 

26)  Nach  f.  77  wfthlte  man  den  Ausweg,  dass  Zeugen  in  der  Vor- 
anlersuchung  nur  verbandgelübdet  und  wegen  Bmehs  des  Ge- 
lübdes mit  Geldstrafe  bestraft  werden. 

27)  Nach  Beendigung  des  Präsidialverhörs  kann  der  Staatsanwalt, 
Angeklagte  und  Yertheidiger  Fragen  stellen. 

28)  Rechenschaftsbericht  des  Regierungsraths  an  den  grossen  Rath, 
S.  54.    Rechenschaftsbericht  des  Obergerichts  S.  11. 
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spreehongeii  ist  gering^)«  Die  amtlichen  Zeugnisse  ergeben, 
difls  alle  von  den  Gegnern  der  Jury  geäusserten  Befürchtun- 
gen sich  grundlos  zeigten,  dass  die  Oeffentlichkeit  sich  sehr 
wohlthätig  bewährte*^).  Manche  Anträge  auf  Verbesserung 
des  Gesetses,  gegründet  auf  gemachte  Erfahrungen  wurden 
lauf).  Der  vielfach  geäusserte  Wunsch,  dass  wenn  der  An- 
geklagte sich  schuldig  bekennt,  das  Schwurgericht  nicht  zu 
entscheiden  brauchte,  veranlasste  ein  neues  Gesetz  v.  28.  Nov. 
1854**),  durch  welches  diese  Einrichtung  zum  Gesetze  er- 
hoben wurde. 

Während  in  den  grösseren  Kantonen  der  Schweiz,  auf 
diese  Art  Schwurgerichte  in  Wirksamkeit  getreten  sind  und 
in  den  Ländern  ihres  Wirkens  immer  mehr  Theilnahme  fanden, 
sind  in  andern  Kantonen  die  Stimmen  über  den  Werth  dieser 
Gerichte  getheilt^^*  ),  dagegen  ist  die  Ueberzengung  immer 
allgemeiner,  dass  es  des  öffentlichen  mündlichen  ADklage- 
verfahrens  bedarf.  Die  neuesten  darauf  gebauten  Gesetzbü- 
cher, nach  welchen  die  UrtheilsiÜUung  ständigen  (gewählten) 
Kichtems^)  übertragen   ist,  sind  das  für  Graubündten^) 


29)  Von  10  Angeklagten  wurden  6  freigesprochen.  In  einem  Falle 
war  innerhalb  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Berathnngszeit  v. 
12  Stunden  ein  Wahrspnieh  nicht  zu  erhalten,  so  dass  eine  neoe 
Jury  zu  bilden  war. 

30)  Beachtangswnrdig  ist  desswegen  die  AosffihraDg  in  dem  Bericht 
des  Obergerichts  8.  14—18. 

31)  Der  Staatsanwalt  beantragt  namentlich  die  Einffihrong  des  Kreoz- 
verhörs,  statt  der  Prftsidialleitang. 

32)  Archiv  des  Kriminah-.  1855  S.  13Z 

32  a)  Die  Grfinde  sind  b&oflg  örtlicher  Natur,  vorzüglich  in  kleinen 
Kantonen,  wo  der  enge  Kreis  der  Verwandten  und  Verschwä- 
gerten, ans  denen  Geschworne  genommen  werden  mfisstcn,  Be- 
sorgnisse erweckt.  Nur  ein  Aufsatz  von  Planta  in  der  Zeit- 
schrift fOr  schweizer.  Recht  (Basel  1855)  IV.  Bd.  8.  29  sacht 
aus  allgemeinen  Gründen  (davon  onten)  die  NachtheQe  der 
Schwurgerichte  za  folgern. 

33)  Diese  sind  freilich  hAofig  nicht  rechtsgebildet 

34)  Vom  28.  Oct  1853. 

MifttermAler,   Straf Terfahreii.  5 
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und  das  itir  St  Gallen'»).  Das  erste  enthält  nv  kone 
Vorschriften  über  Yorontersnchang ;  zur  Yemrtheilang  fordert 
das  Gesetz  (58 — 61)  moralische  Ueberzengong  des  Richters; 
allein  es  giebt  doch  eine  Reihe  gesetzlicher  Beweisregeln, 
nach  welchen  die  Richter  die  Schuld  beurtheileii  sollen,  for- 
dert Entsclieidungsgründe ,  gewährt  aber  Iceine  Appellation, 
sondern  nur  Cassation«  Der  Entwurf  fSr  St  Gallen  enthält 
ausführliche  Vorschriften  über  Regulirung  der  Voruntersuchung, 
Icennt  Iceine  gesetzliche  Beweistheorie,  fordert  von  den  Rich- 
tern nur  die  vollständige  Ueberzeugung  tou  der  Schuld, 
schreibt  vor,  dass  in  schwierigen  Fällen  die  Thatfrage  vor 
dem  Rechtspunkte  verhandelt  und  entschieden  werde,  und 
lässt  Appellation  auch  gegen Urtheile  überThatfragen  zu,  so 
dass  vor  der  zweiten  Instan;E  ein  mündliches  Verfahren  (je- 
doch nicht  mit  Vorladung  neuer  Zeugen,  wenn  nicht  Zustim- 
mung der  Gegenpartei  vorliegt)  Statt  findet  <*). 


§.  6. 

■ 

Gesetzgebung  über  Strafverfahren  ausser  Deutschland, 
insbesondere  Gesetzgebnng'  Frankreichs.     Ihr  Charak- 
ter und  Fortbildung  seit  1848. 

Die  Gesetzgebung  Frankreichs  hat  auf  die  Gesetzesar- 
beiten in  Deutschlvnd  seit  1848  einen  so  entscheidenden Ein- 
fluss  gehabt,  zugleich  ist  ihre  Entwickelung  seit  1848  so  ei- 
genthümlich ,  dass  die  Betrachtung  derselben  für  jeden  mit 
Gesetsosarbeiten  Beschäftigten  von  Bedeutung  ist  Es  kann 
nicht  verkannt  werden,  dass  das  französische  Strafverfahren 
eine  Nachbildung  des  englischen  ist,  dass  vielfach  das  fran- 
zösische Strafverfahren  dem  englischen  nachsteht,  theils  wegen 


35)  Bisher  nur  Entwurf  vorgelegt  1853. 

36)  In  der  Strafl;>roze8sordniuig  für  BasseÜand  v.  1851  war  dies 
ebenso  gestaUet  und  nach  dem  Zeugnisse  (im  Bericht  8.  25) 
zeigten  sieh  keine  Naehtheile. 
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des  auJB  denVerhandloogen  derGeaetzgebnnguiidaiifldeu  fran- 
xosiachen  Werken  leicht  bemerkbaren  Mangels  gründlicher 
KenntnlsB  des  Geistes  und  der  Einzelnheiten  des  englischen 
Verfahrens,  theils  wegen  des  schlimmen  Einflusses,  welchen 
seit  der  Revolution  nnter  den  in  Frankreich  immer  inOährnng 
befindlichen  politischen  nnd  socialen  Zuständen,  gewisse  poli- 
tische Ansichten  auf  das  französische  Verfahren  aasübten. 
Ebenso  mass  aber  auch  gerechterweise  anerkannt  werden, 
dasB  jeder  Gesetzgeber  weise  handelt,  wenn  er  viele  Grund- 
lagen des  fransösischen  Code  befolgt,  weil  entschiedene  Vor- 
züge des  französischen  Verfahrens  vor  dem  englischen  aner- 
kannt werden  müssen. 

Die  französische  Strafprozessordnung  beruht  auf  einer 
GexichtsverfasBung,  welche,  weit  besser  als  die  englische  im 
Laufe  von  Jahrhunderten  durch  politische  Kämpfe  herausge- 
bildet, den  Interessen  entspricht,  welche  die  bürgerliche 
Gesellschaft  und  die  Angeschuldigten  bei  der  Strafverfolgung 
geltend  macht;  sie  macht  eine  wohlthätige  Controlle  des  Un- 
tersuchungsrichters durch  die  Bezirksgerichte  möglich  und  be- 
gründet eine  Gleichförmigkeit  dAr  Untersuchungen,  welche 
wegen  Mangels  von  Gesetzen  in  England  fehlt.  Ein  anderer 
Vortiieil  der  französischen  Gesetzgebung  liegt  in  der  Staats- 
anwaltschaft; das  Verfahren  in  der  Hanptverhandlung  ist  in 
den  Hauptpunkten  durch  Gesetze  geregelt,  und  wenn  dem 
Präsidenten  eine  grosse  Gewalt  eingeräumt  ist,  so  ist  doch 
durch  den  Cassationshof  für  eine  Gleichförmigkeit  derRechts- 
ftbung  ebenso  gesorgt,  wie  für  einen  (in  England  fehlenden) 
Schutz  gegen  Strafurtbeile ,  durch  welche  Gesetze  verletzt 
irerden  >). 

Wenn  aber  in  neuerer  Zeit  in  Deutschland  von  einem 


1)  Ueber  alle  diese  Vorzüge  meinen  Aufsatz  in  der  Denkschrift  der 
französ.  Akademie;  Iravaax  de  TAcademie  des  sciences  roorales 
par  V  erg«  Paris  18M  2  voL  p.  66. 

6* 


68 

erfahrenen  Juristen^)  der  Vorzug  des  fran208ischen  Strafver- 
fahrens deswegen  hervorgehoben  wurde,  weil  das  Verfahren 
in  der  organischen  AnsbUdung  des  Untersuchungsprinzips  in- 
nerhalb seiner  begriffsmässigen  Oränzen  seinen  grossen  Vor- 
zug vor  dem  englischen  habe,  so  bedarf  es  einer  näheren 
Verständigung  darüber.  Wir  verkennen  nicht  dass  im  engli- 
schen Prozesse  die  Nachbildung  des  civilgerichtlichen  Verfah- 
rens manche  der  Verwirklichung  des  öffentlichen  Interesse 
an  der  Gerechtigkeit  nachtheUige  Einrichtungen  erzeugte  und 
die  Entwicklung  des  Verfahrens  als  eine  fragmentarische  und 
unsystematische  mit  dem  Mangel  festbestimmter  Grundlagen 
darzustellen  scheint*);  allein  wer  das  englische  Verfahren  in 
seinen  Einzelnheiten  der  Rechtsübung  genau  beo- 
bachtet, wird  nicht  bestreiten,  dass  es  zwar  in  England  an 
geschriebenen  Regeln  fehlt,  dass  aber  die  Grundlagen  der 
Hauptverhandlung  fester  als  in  Frankreich  durch  die  Fortbil- 
dung im  common  law,  durch  leitende  Grundsätze  gesichert 
sind,  deren  gleichförmige  Anwendung  durch  die  Einrichtung 
verbürgt  ist,  dass  die  unter  sich  zusammenhängenden  Richter 
des  Londoner  Gerichts  die  mit  der  Rechtsübung  genau  ver- 
trauten Assisenpräsidenten  sind.  Das  englische  Verfahren  ist 
durchdrungen  von  der  Sorgfalt  das  öffentliche  Interesse  an 
der  Strafverfolgung  zu  wahren^),  die  civilrechtliche  Nachbil- 
dung welche  man  zum  Vorwurf  macht,  ist  nichts  anders  als 
das  coDsequente  Festhalten  an  dem  jedes  gerechte  Verfahren 
vor  Gericht  durchdringenden  Grundsatz  der  Gleichheit  der 
Waffen  der  Parteien.  Die  gerühmte  organische  Natur  des 
firanzösischen  Strafverfahrens  ist  zum  Theile  ein  Ausfluss  je- 
nes Formalismus  den   man   in  Frankreich  so  sehr  liebt  und 


2)  Von  Siemann  im  Archiv  des  Kriminalr.  1852  S.  69. 

3)  Dies  macht  Siemann  S.  74  dem  englischen  Verfahren  zum  Vor- 
wurt 

4)  Machweisangen  in  meiner  Schrift:   Das  eof^isefae  Strafverfahren, 
8.68. 
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derea  erklärt,  wie  man  in  der  Gesetsgebnng  Alles  in  gewisse 
Formen  xa  bringen  sucht  and  schöne  Phrasen  braucht,  wel- 
che dem  weicher  die  Macht  hat  möglich  machen ,  alle  Vor- 
schriften, 80  wie  man  sie  eben  in  dem  Falle  braucht,  zu  wen- 
den. Zur  organischen  Natur  gehörte,  dass  alle  Anordnungen 
aus  einem  leitenden  Grundsatze  hervorgehen.  Vergebens 
aber  wird  num  dies  im  französischen  Oesetzbuche  suchen, 
Herr  Steman  selbst  ist  ein  zu  erfahrner  und  gerechter  Jurist, 
um  nicht  zu  erkennen,  dass  im  französischen  Code  so  manche 
Vorsclirift  nur  dem  Umstände  zuzuschreiben  ist,  dass  man 
bemüht  war,  die  an  sich  trefflichen  Institutionen 
im  Geiste  des  Absolutismus  und  zum  Nachtheile 
der  bürgerlichen  Freiheit  zu  yerfälschen^).  Da- 
raus erklärt  sich  die  Einseitigkeit  in  der  Durchführung  des 
Untersuchungsprinzips,  die  zu  ausgedehnte  Wirksamkeit  der 
Staatsbehörde,  die  unrichtige  Stellung  derselben  zum  Richter. 
Wer  den  Verhandlungen  über  die  französische  Gesetzgebung 
und  dem  Gange  der  französischen  Rechtsübung  folgt,  kann 
mcht  in  Abrede  stellen,  dass  der  Gesetzgeber  vorzüglich  in  der 
Voruntersuchung  absichtlich  Vieles  unbestimmt  Hess,  um  dem 
Staatsanwalt  den  man  als  Werkzeug  (in  politischen  Strafverfol- 
gungen) brauchen  konnte,  einen  Einfluss  zu  geben,  und  durch 
die  sogenannte  gerichtliche  Polizei  Zwecke  zu  erreichen  und 
Mittel  zu  rechtfertigen,  welche  die  Justiz  nie  gebilligt  haben 
würdet*  Der  unbestimmte  Ausdruck  delit  flagrant  gab  ein 
willkommnes  Mittel,  die  Abweichung  von  dem  ernsten  Gange 
der  Justiz  zu  rechtfertigen  und  die  scheinbare  Strenge  mit  der 
man  die  Beobachtung  schützender  Formvorschriften  festhielt ,  im 
Falle  der  Verletzung  derselben  durch  schlaue,  die  fehlenden 
Beamten  schützende  Einrichtungen  zu  vereiteln'').    Vergebens 


5)  Wörtlich  spricht  dies  v.  Steman  1.  e.  8.  75  aus. 

6)  Auch  darüber  Steman  S.    80   nad   Helle  trait<^.  de  Knstrucüon 
crim.  vol.  V.  p.  64. 

7)  Daher  hatte  der  Geaeralprokiirator  Du^in   1847  in  seinem  dis- 
eotm  de  rentr^e  erklärt:     les  fonctionaires  sont  proteg^s  par 
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sucht  man  im  Code  jene  schützende  Fonnen,  welche  die 
Gerechtigkeit  fordert,  vergebens  die  nothwendigen  Ganntleen 
für  die  Beohachtong  der  auf  Schnts  berechoeten  Yorschrif- 
ten*).  Schwerlich  darf  man  von  [dem  Code  rühmen,  dass 
darin  der  Inquisitionsprozess  in  organischer  Gliederung  mit 
dem  Schutze  des  Angeschuldigten  durchgeführt  ist,  wenn  mau 
Gelegenheit  hatte ,  die  Akten  der  französischen  Vomntersu- 
chnng  näher  kennen  zu  lernen,  und  die  Schüderung  des  er- 
fahrenen Helie*}  liest  Verfolgt  man  die  Geschichte  der 
Schwurgerichte  in  Frankreich  seit  1791 1^),  so  wird  man 
schmerzlich  von  dem  Gefühle  berührt,  dass  an  dieser  Ein- 
richtung immer  gezerrt  und  gekünstelt  wurde,  damit  sie  den 
politischen  Plänen  der  Machthaber  nicht  schaden,  dass  viel- 
mehr das  Schwurgericht  unter  dem  freisinnigen  Aushänge- 
schild ein  Mittel  werden  konnte,  sicher  die  Verurtheilung  ei- 
nes Angeklagten  zu  erhalten.  Unter  solchen  Verhältnissen 
musste  die  Ansicht  dass  das  Institut  vorzugsweise  einen  po- 
litischen Charakter  habe,  herrschend  werden.  Wie  dieSchre- 
ckensmänner  in. der  Revolution  die  Jury  für  ihre  Zwecke  zu 


l'art  75  de  la  constitation  (nach  welchem  ohne  die  Ermächtigung 
des  Ministeriams  keine  Strafverfolgung  gegen  einen  Beamten  ein- 
geleitet werden  kann),  ce  sont  plus  les  ioix  ezceptioneiles  qui 
penvent  rendre  illusoire  la  responiabilit^  par  la  diflicuitö  de 
let  ezercer. 
8)  6o  kann  Helie  (der  erste  Kriminalist  Frankreichs)  in  teinem 
Werke :  traite  de  riDSlruction  crimin.  1  p.  697  aussprechen :  la 
redaction  negligde  du  code  manque  d'czaclitude ,  et  de  precition 
con^u  pour  Texpedition  des  affaires  plus  que  pour  la  satisfaction 
de  la  science,  ou  y  cherche  vainement  des  regles  generales,  des 
definitions,  *il  a  omis  d'ajouter  une  sanction  serienseaux  dispo- 
sition  liberales. 

9)  Wir  bitten  die  Worte  von  Helie  in  seinem  traite  voL  V.  p.  62 

wohl  zu  beachten. 

10)  Die  neueste  gute  Schilderung  des  Ganges  der  franz.  Gesetzgebung 
über  Jury  in  Berenger  in  den  s^ances  et  travaux  de  rAeademie 
des  sciences  murales  et  poÜtiques  avril  18&5  p.  73  ele« 
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Ofgaoiaireii  Teretanden  <i),  so  wnsste  Napoleon  and  nach  der 
RestanraÜon  das  damalige  Mioisterinm  die  Jury  so  einan» 
richten,  dasa  sie  völlig  abhängig  von  der  Regierung  war  >'). 
Die  spätere  politische  Umwälzung  in  Frankreich  suchte  das 
Institut  nach  seinen  Planen  zu  organisiren.  Wenn  ein  erfah- 
rener französischer  Praktiker  bemerkte  dass  das  droit  du  plus 
fort  d^guis^  sons  le  nom  d'interet  public  cache  dans  la  prati- 
que  bien  des  deceptlons  et  des  pidges,  und  wenn  ein  Ande- 
rer von  dem  Code  bemerkt:  k  coi6  d'nn  principe  partout  une 
restriction  qui  le  tue,  so  ist  damit  das  französische  Strafver- 
fahren geschildert*  Welche  treffliche  Garantie  verspricht  die 
Stellung  der  Rathskammer  in  der  Voruntersuchung?  Allein 
wie  leicht  [wird  die  Schutzwehr  durch  die  Befugniss  welche 
nach  Art.  153  der  Untersuchungsrichter  mit  seiner  entschei- 
denden Stimme  hat,  vereitelt?  Das  (besetz  verkündet  als 
obersten  Grundsatz  die  Mündlichkeit  (Unmittelbarkeit),  so  dass 
nur  auf  die  in  der  Hauptverhandlung,  als  dem  eigentlichen 
Strafverfahren  vorgekommenen  Beweise  das  Urtheil  gebaut 
werden  soll  ^) ;  aber  dieser  Grundsatz  wird  zerstört  durch  die 
Leichtigkeit  mit  welcher  aus  den  Yoruntersuchungsproto- 
kollen  die   Aussagen  abwesender  Zeugen  abgelesen  werden, 


11)  Eine  verdienstliche  Darstellung  (ans  den  französ.  Quellen)  über 
den  Gang  der  damaligen  Rechtsprechung  hat  geliefert  Bn ebner 
im  Geriehissaal  18^3  IL  8.  197  u.  in  seiner  Schrill:  Die  franz. 
Revolni  Iribanale  u.  die  Geschwomengerichte.  £rlangen  1854. 

12)  Daher  kann  Berengera  0.  (seances  p.  86)  sagen  dass  die 
damalige  Jary,  unter  der  Gesetzgebung  qui  mettant  complete- 
ment  le  Jary  sous  la  main  de  Vadministration  devait  devenir  nn 
pnissant  moyen  doppression;  u.  Berenger  de  la  repression  pö- 
nale dans  1855  p.  56.  (Die  in  den  memoires  der  academie  mit- 
gethetlten  Stöcke  sind  in  dem  Werke  als  Ganzes  gedruckt). 

13)  Der  Art  341  des  Code  spricht  durch  das  Verbot  den  Geschwor- 
nen  die  Protokolle  der  Yomntersuchang  mit  den  Zeugenaussagen 
miUngebeUv  den  Willen  ans,  dass  diese  Aussagen  keinen  Kin- 
floss  auf  die  ÜrtheilsISllung  haben  sollen. 
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so  dass  dem  AngeUagten  und  seinem  VerCheidiger  die  Mög- 
lichkeit geraabt  ist,  durch  geeignete  Fragen  an  den  Zeagen 
anf  die  Erlangung  einer  unparteiischen  vollständigen  Ans- 
sage  zn  wirken.  Die  Sache  wird  noch  schlimmer,  wenn  man 
weiss,  dass  der  Präsident  den  Angeklagten  ausführlich  ver- 
hört, ehe  die  Zeugen  vernommen  sind,  im  Widerspruche  mit 
Art*  190  Code,  nach  welchem  die  Vernehmung  des  Angeschul- 
digten erst  nach  beendigter  Zeugenvernehmung  Statt  finden 
soll«  Durch  dies  Verhör  werden  eigentlich  die  Verhandlungen 
des  schriftlichen  Vorverfahrens  in  die  Hauptverhandlung  ge- 
sogen und  für  den  Geschwornen  ein  Eindruck  bewirkt,  der 
um  so  bedenklicher  ^wird,  je  mehr  der  Präsident  bei  diesem 
Verhör  ebenso  wie  bei  der  Vernehmung  der  Zeugen  in  jedem 
Augenblicke  die  in  der  Voruntersuchung  abgelegten  Aussagen 
des  Vernommenen  vorhalten  kann.  Dadurch  kömmt  er  leicht 
SU  einem  inquisitorischen  Verhöre,  was  dem  Anklageprinzip 
widerspricht  auf  welches  nach  der  allgemeinen  Versicherung 
die  Hauptverhandlung  gebaut  sein  soU;  er  wird  aus  seiner 
unparteiischen  Stellung  herausgerückt,  um  so  mehr  als  er 
durch  die  Antworten  des  Angeschuldigten  (oft  in  einer  be- 
greiflichen sittlichen  Entrüstung  über  das  Verbrechen)  leicht 
gereizt  und  allmälich  ohne  es  selbst  zu  wollen,  zu  jener 
Art  der  Befragung  gebracht  wird,  bei  welcher  (im  Wider- 
spruche mit  dem  Anklageprinzip)  wie  bei  den  alten  Verhören 
durch  schlaue  Fragen,  durch  Verwickelung  in  Widersprüche 
ein  psychologischer  Zwang  dem  Innern  des  Angeschuldigten 
zugefügt  wird  und  eine  dem  Ansehen  des  Präsidenten  nach- 
theilige Leidenschaftlichkeit  entsteht*^),  die  um  so  bedenklicher 
wird  je  mehr  sie  unvermerkt  auf  den  Bchlussvbrtrag  des  Prä- 


14)  Wir  bitten  das  Benehmen  des  (sonst  sehr  töchügen)  Praddenten 
in  den  Prozessen  L^  o  ta  d  e  in  Toulouse  n.  Bocarm€  in  Belgien 
zu  veng^leiehen,  nm  zn  sehen,  wie  leieht  ehrenwerthe  Pr&sidenten 
xa  einer  beklagenswerlhen  LeidensehatUicbkeit  fortgerissen  wer- 
den können. 
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sldenten  und  seine  FragesteUnng  an  die  Gescliwornen  ein- 
wirkt. Das  GesetB  verbietet  die  Vernehmung  gewisser  Zeu- 
gen, es  fordert  (weil  sonst  Iceinc  geliörige  Vorbereitung  zur 
Vertheidigung  möglich  ist),  dass  nur  Zeugen  abgehört  werden, 
deren  Namen  vor  der  Sitzung  dem  Angeklagten  mitgetheilt 
worden;  aber  alle  diese  Vorschriften  verschwinden  vordem  pou- 
voir  discretionnaire  des  Präsidenten  ^)  welcher  beliebig  auch 
andere  Zeugen  (deren  Vernehmung  das  Gesetz  verbot)  und 
solche  Zeugen  vorrufen  lassen  kann,  deren  Namen  dem  An- 
geklagten vorher  nicht  mitgetheilt  waren  ^').  Man  klagt  die 
Geschwomen  an,  wenn  sie  nicht  verurtheilen ,  wo  die  Regie- 
raog  es  wollte,  und  beachtet  nicht,  dass  der  Grund  der  Los- 
sprechung nur  in  dem  Verfahren  liegt  (cette  procedure  trop 
longne,  trop  encombr^e  de  preuves  subsidiaires,  de  con- 
jectures)  i'').  Man  spricht  von  der  Gleichheit  der  Waffen  des 
Staatsanwalts  und  des  Vertheidigers ,  während  überall  der 
Erste  begünstigt  ist,  schon  vor  den  Vernehmungen  die  An- 
klage auseinander  setzen  kann  (wie  man  sagt),  dabei  aber 
Alles  Mögliche  aus  der  Voruntersuchung  und  nach  seinen 
Fiktionen  vorbringen  darf,  was  wohl  geeignet  ist,  Geschwome 
ungünstig  gegen  den  Angeklagten  zu  stimmen,  zugleich  in 
jedem  Angenbllcke  an  Zeugen  Fragen  stellen,  Folgerungen 
aus  iliren  Aussagen  ableiten,  Zeugen  durch  Drohung  derVer- 


15)  ^n  gebtreicber  französ.  Praktiker  sagt:  avec  ce  pouvoir  il  n*y 
a  plus  rien,  ni  priDcipes,  ni  regle«,  ni  loi,  ni  morale. 

16)  Man  täuscht  sieb  selbst  darch  die  Vorstellung,  dass  solche  Zeu- 
gen nicht  beeidigt  werden  und  nur  Informaüonszeugen  seien,  u. 
dies  der  Präsident  den  Geschwomen  bemerken  muss ,  u.  vergisst 
dabei,  dass  nach  der  unbewusst  in  der  Seele  des  Geschwor- 
nen  vorhergehenden  Geistesoperation  die  angehörte  Aussage  ei- 
nes solchen  Zeugen  auf  seine  sogenannte  intime  conviction  doch 
einen  Eindruck  machen  wird. 

17)  Eine  merkwfirdige  Schilderung  in  diesem  Sinne  entwirft  der 
geistreiche  Marquis  Diego  Soria  de  Crispan  Philosophie  du  droit 
public  vol.  IX.  p.  127. 


74 

haf  taug  wegen  angeblich  falscher  Aassagen  einschüchtern  Icann, 
wogegen  der  Vertheidiger  von  allen  diesen  Mitteln  keines 
brauchen  darf  und  Fragen  an  Zeugen  nicht  unmittelbar,  son- 
dern nur  durch  das  Organ  des  Präsidenten  stellen  kann  ^^). 
Nicht  ohne  Werth  mag  es  sein,  die  Fortbildung  der 
französischen  Gesetsgebung  über  Strafverfahren  seit  1848  zu 
yerfolgen.  Unter  dem  Einflüsse  der  republikanischen  Ansich- 
ten musste  die  bisherige  Gesetzgebung  über  Bildung  des 
Schwurgerichts  als  eine  schwere  Verletzung  gerechter  Forde- 
rungen erscheinen.  Man  kam  nun  dazu  alle  Garantieen 
die  man  bisher  im  Census  in  der  Aufstellung  von  Capacitäten 
fand  aufzuheben  und  den  Grundsatz  aufzustellen,  dass  jeder 
Fransose,  der  30  Jahre  alt  ist,  und  seine  bürgerlichen  und 
politischen  Rechte  geniesst  (mit  wenigen  Ausschliessungsgrün- 
den) auf  die  allgemeine  Geschwornenliste  kommen,  und  die 
zweite  Liste  durch  eine  Conunission  die  aus  Gemeindebeam- 
ten besteht  gebildet  werden  <*)  sollte.  Nachdem  die  Gesetz- 
gebung über  die  zum  yerurtheilenden  Wahrspruch  nöthige 
Stimmenzahl  viermal  gewechselt  hatte  ^®),  führte  die  Richtung 
der  provisorischen  R^erung  Ton  1848  sie  zum  Dekret  vom 
6.  März  1848»  nach  welchem  9  Stimmen  gefordert  wurden, 
worauf  die  constituirende  Versammlung  durch  das  Dekret  t« 
18.  Oct  1848  nur  8  Stimmen  als  genügend  erklärte.  —  Als 
durch  die  bekannten  Ereignisse  des  2.  December  die  politi- 
schen Zustände  in  Frankreich  sich  änderten,  und  die  Ansicht 
siegte  dass  mit  der  grössten  Strenge  die  Ordnung  aufrecht 
erhalten  und  die  unter  der  Asche  glimmende  Bewegung  nie- 


18)  Um  gerecht  zu  sein,  muss  man  bemerken,  dass  in  der  Rechts, 
übmig  (Trebatien  coars  de  droit  criminel.  0.  p.  408)  die 
Pr&sidenten  regelmftsäg  den  Yertheidigem  die  nnmftUelbare  Be- 
fragung sestatten  und  nnr  bei  Hissbraneh  des  Rechts  die  Unre- 
gelmftssigkeit  rügen. 

19)  Schilderung  der  verschiedenen  Gesetze  über  Bildong  des  Schwur- 
gerichts fierenger  de  la  repression  p.  54  bis  64. 

20)  Eine  gate  Schildemng  in  Berenger  de  la  repression  p.  68. 
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dogedrfickt  werden  mfiaste,  konnte  aneh  die  Gesetzgebung 
über  Stra^erfahren  von  diesem  Geiste  nicht  unberührt  bleiben 
nnd  Misstrauen  gegen  das  Schwurgericht  wirkte  auf  die 
neue  Gesetagebung«  Man  berief  sich  auf  Erfahrungen  dass 
das  Gesetz  von  1848  über  Bildung  des  Schwurgerichts  Los- 
^rediungen  begünstigte '>)  und  nach  der  Zusammensetzung 
der  Behörden,  die  über  den  neuen  Gesetzesentwurf  zu  ur- 
theflen  hatten,  konnte  leicht  das  Gesetz  v.  4.  Juny  1853  zu 
Stande  kommen,  nach  welchem  die  Bildung  der  Listen  nur 
denjenigen  überlassen  wurde,  welche  ihre  Stellen  der  Regie- 
nmg  verdankten  (Maires  inBezag  auf  die  Urliste,  Präfekten  in 
Ansehung  der  zweiten  Liste).  Auch  die  Stimmenzahl  von  8 
sdden  die  Lossprechongen  zu  begünstigen  und  das  Gesetz 
V.  9.  Junj  1853  kehrte  zum  alten  System  zurück,  welches 
mit  der  Mehrheit  tou  7  sich  begnügte;  die  Gesetzgebung^) 
griif  aber  noch  tiefer  ein.  Das  Gesetz  v.  31.  December  1851 
entzog  den  Geschwomen  die  Aburtheilnng  von  politischen 
Vergehen,  die  im  früheren  Gesetze  an  die  Geschwomen  ge- 
wiesen waren  und  wies  sie  an  die  korrektionellen  Gerichte, 
wihrend  andere  schwere  politische  Verbrechen  an  eine  haute 
eonr  gewiesen  werden  konnten,  bei  welcher  zwar  auch  Ge- 
sehworne  (aber  aus  den  Mitgliedern  der  conseils  generaux 
genommen)  urtheilten '*). 

Eine  neue  Richtung  äusserte  sich  in  Frankreich  in  den 
Vorschlägen  de  correctionaliser  les  crimes,  wie  man  es  nannte, 
d.  b.  nach  dem  Vorbilde  der  belgischen  Gesetzgebung,  den 
chambres  de  conseil  und  Anklagekammem  das  Recht  zu  ge- 
ben, die  Umstände  welche  in  dem  Falle  die  Verschuldung 
vermindern,   zu  erwägen  und  Handlungen  die  eigentlich  als 


%i)  ÜeberdieseErfahningen  die  Verbandlongen  über  das  neae  Gesetz 
V.  1853  in  Trebulien  coor.  II.  p.  341  etc.  and  Aufs.  v.  Beren- 
ger  L  c  p.  63.  Wir  werden  unten  in  §.  über  das  Schwnrge- 
rieht  näher  diese  verschiedenen  Gesetzgebungen  prüfen. 

22)  Journal  du  droit  crimin.  1862  p.  47. 

23)  Decret  v.  la  July  1852.  Journal  du  droUeTiminell852  p.  61.366. 
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cffnei  Tor  die  GeieliwonieB  ^horten  aa  fie  koreefinellai 
Gericht«  xn  weißen,  um  des  Tielen  Los^redmogen  vBd  der 
gnuidloseii  Annahme  von  Ifildenmg'Sgränden  entgegen  sn 
Wiiten,  da  regelmäesig  die  Härte  der  gedrohtm  kriminellen 
ßtrafen  die  Geschwomen  abhält,  das  Schnidig  nut  der  Tollen 
Energie  ao^zaeprecben  m).  Man  bemerkt  leicht,  dasB  in 
Franlcreich  eine  grosse  Partei,  die  nur  nicht  offen  das  Sdiwnr- 
gerieiit  angreifen  will^,  den  Zweck  dnrch  Besdirinkang  des 
Instituts  au  etreiehen  sucht  und  in  dem  hanfig  ungerechten 
Angriffe  auf  das  (allerdings  oft  grundlos  angewendete)  Recht 
der  Gescliwomen  Milderungsgrunde  anzunehmen,  ebenso  die 
Wohlthat  welche  die  Einrichtung  der  Rechtsprechung  Frank- 
reichs brachte  ^,  als  die  Grfinde  unberficksichtigt  laast  «^, 
ans  welchen  die  Wirksamkeit  der  8chwurgerldite  in  Frank- 
reich niclit  eine  so  gute  wurde,  als  dies  bitte  sein  können  *)• 


2i)  1.  darfiber  m  den  Annales  de  TAcademie  de  legislation  de 
Tonlonse  voL  IL  1855  pa«^.  170,  einen  auffiihiliehen  Aufsalz  t.Roqs- 
set  in  der  Revue  critiqnc  de  legislationl854  p.  352,  eine  Stimme 
dagegen  in  der  Bevne  1855  p.  69,  s.  aber  dafür  Bonneviile  de 
ramelioration  de  le  loi  crim.  p.  37. 

25)  Bei  Gelegenheit  dieser  Erörternngen  kamen  andi  andere  Yer- 
bessemngsvorschläge  der  Jnry  vor.  Revne  1854  p.  357  z.  B. 
anch  der  Vorschlag,  dass  Staatsrichter  o.  Geschwome  gemein- 
schaftlich berathen  soÜten. 

26)  Eine  gerechte  Würdigung  s.  von  Helle  In  der  Revue  de  legislation 
1847  voL  IL  p.  445  u.  inBerenger  in  den  sceances  de  PAcade- 
mie  p.  101  u.  de  la  repression  p.  81. 

27)  Viel  Wahres  sagt  darüber  Forsyth  trial  by  Juiy  p.   346  bis  67. 

28)  Am  richti^len  drfickt  Berenger  in  dem  Werke  de  la  repression 
p.  82,  nachdem  er  die  seit  der  Revolution  gemachten  Verände- 
rungen der  Jury  m  Frankreich  dargestellt  hat,  die  Grundansicht 
der  unparteiischen  Franzosen  aus,  wenn  er  sagt:  tel  est  le  jury, 
tel  il  a  M  depuis  sa  ereation,  td  il  est  maintenu  apres  les  va- 
riaüons  successives,  quil  a  subies.  De  quelque  maniere  qu*on 
alt  torture  celte  Institution  ponr  la  plier  aux  vues  du  ponvoir, 
auzeonvenancesdepartisauxezigence  de  l'opinon,  eile  est  cheie 
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Darfiber,  in  welebem  genauem  Zusammenhange  die  Aus- 
legung und  Anwendung  gesetilicher  Vorschriften  über  ge- 
richtliches Verfahren  mit  politisehen  Zuständen  steht,  mag 
efai  Rechtsspruch  des  Cassationshofes  belehren^),  wodurch 
ausgesprochen  wird,  dass  auch  dem  Präfekten  (also  dem 
Oberverwaltungebeamten)  das  Recht  zusteht,  Briefe  eines  An- 
geschuldigten ohne  dass  noch  der  Untersuchungsrichter  die 
Untersuchung  eingeleitet  hat  ,  mit  Beschlag  zu  belegen 
und  wegzunehmen.  Dieser  Rechtsspruch  mag  die  Gefahren 
zeigen,  welche  für  den  Vertrauen  erweckenden  Gang  der 
Justiz  und  für  jeden  Bürger  in  den  (absichtlich)  unbestimm- 
ten Vorschriften  über  gerichtliche  Polizei  und  über  flagrant 
delit  liegen  <o). 

Nicht  unbemerkt  darf  bleiben,  dass  die  Wissenschaft  in 
neuester  Zeit  ihre  Forschungen  auf  erfolgreiche  Weise  der 
Ercktemng  der  Grundsätze  über  Strafverfahren  und  der  bes- 
ten Anwendung  der  Vorschriften  des  Gesetzes  zuwendet  ^i), 
während  andere  Arbeiten,  vorzüglich  die  von  Bonneville'^) 
Vorschläge  zur  Verbesserung  des  Strafverfahrens  machen, 
und  die  Mittel  hiezu  namentlich  in  der  Verstärkung  der  Mit- 


a  laFranee,  sesracins  sesont  etenduesdanslesol,  quoiqu'on  pmsse 
faire,  eile  constituera  toujour  l'une  de  dos  pr^cieuses  Hbcrtes ;  celle 
qni  coare  le  inieax  de  sa  protection  Thonneur  et  la  vie  des  citoyens. 

29)  V.  21.  Nov.  1853  s.  die  VerhandloDgen  vor  dem  Cassationshofe 
TL  der  Reehtssprach  in  Morin  Journal  du  droit  criminel  1853 
p.  329— 361. 

30)  Mit  Freude  liest  man  dass  Helle  traite  vol.  V.  p.  302  u.  Trebu- 
tien  eours  elem.  da  droit  criminel  II.  p.  257  erhebliche  Zweifel 
an  der  Richtigkeit  dieses  Rechtssprachs  vorbrachte. 

31)  Yorznglich  geschieht  dies  dnreh  Helle,  in  den  zwei  nenesten 
Bänden  seines  Werkes  traite  de  l'instrucUon  crim;  und  TrCbutien 

•   eonrs  da  droit  criminel  vol.  II.  1854. 

32)  De  Tamelioration  de  le  loi  criminelle  par  Bonneville.  Paris  1855. 
Wir  werden  alle  vom  Verf.  gemachten  Verbessernogsvorschlftge 
im  Verfolge  des  Werks  näher  prfifen. 
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tel  Eur  Entdeckung  der  Verbrechen,  in  der  Bewirkong  grösse- 
rer Theilnahme  der  Bürger  daran,  in  der  Beschleunigung  des 
Verfahrens  und  in  der  Beseitigung  mancher  Einrichtungen  fin- 
den, welche  Hindemisse  der  sicheren  Entdeckung  der  Schul- 
digen sind. 

Englisches  nnd  Irländisches*)  Strafverfahren.  Charak- 
ter, Vorzüge  und  Mängel  desselben  und  Verbesserungs- 

versuche. 

Das  englische  Strafverfahren  war  das  Vorbild,  welches 
der  französischen  Strafprozessgesetzgebnng  seit  1791  vor- 
schwebte und  in  neuester  Zeit  in  Deutschland  immer  mehr 
ein  Gegenstand  der  Beachtung  wurde.  Es  ist  eben  so  oft 
als  das  nachahmungswürdige  Vorbild  fGr  jede  Gesetzgebung 
empfohlen,  als  vielfach  im  Ganzen  oder  in  seinen  einzelnen 
Theilen  in  Frankreich  und  Deutschland  schwer  getadelt  wor- 
den. Der  Tadel  geht  häufig  von  denjenigen  aus,  welche  aus 
Erfahrung  die  englische  Rechtsübung  nicht  kennen,  häufig 
nicht  sorgsam  der  Entwicklung  derselben  in  neuer  Zeit  fol- 
gen, sondern  ihre  Kenntniss  entweder  nur  aus  den  früheren 
Quellen  schöpfen,  ohne  zu  beachten,  dass  das  im  Einklang 
mit  der  Entwicklung  der  öffentlichen  Zustände  stehende  Straf- 
verfahren seit  30  Jahren  ein  anderes  geworden  ist,  als  es 
früher  und  selbst  zu  den  Zeiten  von  Blackstone  >)  war.  Nichts 
ist  schlimmer,  als  sich,  um  englisches  Verfahren  anzugreifen, 
auf  einzelne  in  den  französischen  und  deutschen  Zeitungen 
erzählten  Rechtsfalle   zu  berufen,   die  häufig  von  nicht  juris- 


*)  Das   Strafverfahren  in  Irland  ist  im  Wesentlichen  das  englische. 

Deber    einige  Abweichungen    unten  bei  der    Darstellung    des 

Schwurgerichts. 
1)  Viel  Gutes   über   die  Veränderungen  seit  Blackstone  in  Warren 

Blackstone  eomment.  abridged  and  adapted  to  the  existing  State 

of  the  law.    London  1866. 
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tiflch  gebfldeten  Berichterstattern  einseitig  aufgefasst  nnd  zur 
Belnstigong  des  grossen  Pablikums  oder  um  Parteicwecken 
zu  dienen,  mitgetheilt  werden.  —  Das  englisclie  Strafver- 
fahren ist  freilich  nicht  durch  eine  TOllständige  Strafgesetz- 
gebnng  geregelt;  allein  ftir  denjenigen  welcher  genauer  prüft, 
liegt  eine  innerlich  zusammenhängende  durch  gewisse  Grand- 
eatze  geleitete  Einheit  der  Rechtsübung  Yor,  um  so  mehr  als 
gewisse  Rechtssätze  von  einer  kleinen  Zahl  von  Richtern^) 
ausgehen,  welche  durch  ihre  lange  Praxis  genau  mit  der  Fort* 
bildung  des  Rechts  vertraut,  als  yorsitzende  Richter  das  Ver- 
fahren leiten,  die  Geschwornen  belehren  und  durch  gewisse 
leading  cases  und  die  Entscheidung  der  court  of  appeal  einen 
Innern  Zusammenhang  des  Verfahrens  sichern.  Wir  erlauben 
uns  in  Bezug  auf  einzelne  Punkte  des  englischen  Verfahrens 
auf  unsere  auf  den  Grund  langer  Beobachtung  gebaute  Dar- 
stellung dieses  Verfahrens  ^)  uns  zu  beziehen ,  aber  hier  die 
seit  dem  Erscheinen  dieses  Werkes  sorgfältig  beobachtete 
Fortbildung  des  Verfahrens  und  der  neuen  Gesetzgebung  mit 
Berufung  auf  neue  Rechtsialle  anzugeben ,  in  jeder  einzelnen 
Lehre  die  Einzelnheiten  des  englischen  Verfahrens  darzustel- 
len und  ihren  Werth  zu  prüfen,  zunächst  aber  um  den  Cha- 
rakter diesed  Verfahrens  zu  zeigen,  seine  Vorzüge,  aber  auch 
unparteiisch  seine  Mängel  nachzuweisen. 

Zu  den  Vorzügen  rechnen  wir: 

1)  Was  bei  der  Beobachtung  des  Gangs  der  englischen 


2)  Bei  der  Berathnng  der  neuen  Bill  wodurch  die  Ermächtigung 
zur  Haltung  mehrerer  Assisen  in  den  Grafschaften  (um  den 
Nachtheil  der  langen  Untersuchungshaft  zu  vermeiden)  gegeben 
werden  soll,  erklärte  der  Lordkanzler  (Times  v.  23.  Juny  1855) 
dass  es  ein  grosser  Nachtheil  sein  würde,  wenn  vielen  Richtern 
(und  nicht  den  Richtern  des  obersten  Gerichts)  die  lialtung  der 
Assisen  anvertraut  werden  müsste,  weil  dann  das  Verfahren  zu 
ungleich  wfirde. 

3)  Meine  Schrift:  Das  englische,  schottische  und  nordamerikanische 
Strafverfahren.    Erlangen  18^. 
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(schottischen)  Strafverhandlungen  ^)  vorzüglich  den  guten 
Eindrack  hervorbringt,  dass  hier  ein  unparteiischer  Versuch 
gemacht  wird,  die  Wahrheit  zu  entdeciLcn,  ist  die  Leiden- 
schaftslosigkeit« die  Ruhe  und  Würde  der  Verhandlung,  wel- 
cher die  Idee  zum  Grunde  liegt,  dass  der  Ankläger  strenge 
die  Schuld  des  Angeklagten,  so  wie  er  sie  behauptet  zu  be- 
weisen schuldig  ist  und  für  den  Angeklagten  dieVcrmuthung 
der  Schuldlosigkeit  spricht  und  der  Ankläger  auf  keine  Weise 
begünstigt  und  der  Grundsatz  der  Gleichheit  zwischen  den 
Waffen  der  Anklage  und  der  Vertheidigung  verletzt  wuxl. 

2)  Die  grosse  Einfachheit  und  Kürze  des  Verfahrens, 
weil  es  Grundsatz  ist,  dass  daraus  Alles  entfernt  werde,  was 
nicht  auf  Beweise  sich  bezieht,  welche  nach  den  durch  lange 
Uebung  hergebrachten  Regeln  die  Geschwornen  bei  ihrer  Ent- 
scheidung bestimmen  dürfen,  sodass  alle  Thatsachen  aus  de- 
nen höchstens  entfernte  Vermuthungen  abgeleitet  werden 
könnten,  oder  welche  nur  überhaupt  den  üblen  Ruf  oder 
schlechtes  Benehmen  des  Angeklagten  zeigen  sollten^)  von 
der  Verhandlung  ausgeschlossen  sind.  Durch  die  Strenge 
mit  welcher  das  englische  Recht  in  der  Regel  die  Zeugnisse 
von  Hörensagen  ausschliesst'),  wurd  viel  unnöthiges  Geschwätz 
beseitigt»  Auf  Rechnung  dieses  Strebens  nach  Einfachheit 
des  Verfahrens  ist  die  Sitte  der  englischen  Richter  zu  setzen, 
da  wo  es  auf  die  Vorfrage  ankömmt,  ob  der  Thatbestand  des 


4)  Vergleicht  man  französ.  StrafverhandlangeD ,  so  bemerkt  man 
sehr  oll  die  EinwirkuDg  jener  bei  den  romanischen  Völkern 
überhaupt  ersichüichen  Idee,  nach  welcher  der  Strafprozess  als 
ein  mit  allen  möglichen  Mitteln  geführter  Kampf  der  Macht  ist, 
um  zu  bewirken  dass  der  Angeklagte  schuldig  erklärt  werde. 

5)  Keinem  englischen  Juristen  würde  es  einfallen  eine  solche 
Reihe  von  Liebesgeschichten  des  Angeklagten,  wie  sie  z.  B.  im 
Prozesse  gegen  Grafen  Bocarmd  zum  Ekel  verhandelt  wurden, 
in  die  Verhandlung  hereinzuziehen. 

6)  Best  treaüse  of  the  principles  on  the  law  of  evidence.  2te  Aas- 
gabe 1854  p.  572  wo  gut  gezeigt  wird,  dass  der  Satz  mit  Vor- 
sieht angewendet  werden  mnss. 
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Verbreehens  in  dem  Falle  voriianden  ist,  wenn  er  es  zweck- 
mäßig findet,  vorerst  die  Verhandlung  nur  auf  diese  Vorfra- 
gen z.  B.  durch  Vernehmung  der  Aerzte  zu  richten  und  die 
Geschwomen  darüber  abstimmen  zu  lassen''),  so  dass  wenn 
die  Jury  den  Thatbestand  als  nicht  hergestellt  ausspricht,  jede 
weitere  Verhandlung  über  die  Schuld  des  Angeklagten  unnö- 
thig  wird.  Eine  Folge  der  Richtung  auf  Vermeidung  unnö- 
thiger  Verhandlungen  ist  auch  das  Verfahren  nach  welchem, 
wenn  schon  bei  Eröffnung  des  trial  die  Wahrscheinlichkeit 
sieh  ergiebt,  dass  der  Angeklagte  wahnsinnig  und  daher  nicht 
im  Stande  ist.  einer  gerichtlichen  Verhandlung  unterworfen 
zn  werden,  zuerst  die  Verhandlung  nur  sich  darauf  bezieht, 
ob  der  Angeklagte  an  der  Seelenstörung  leidet,  und  wenn 
dies  die  Jury  ausspricht,   das  weitere  Verfahren  wegfällt^). 

3)  Die  Abkürzung  des  Verfahrens  wird  noch  dadurch 
herbeigeführt,  dass  der  Ankläger,  welcher  oft  erst  im  Laufe 
der  Verhandlung  sich  überzeugt,  dass  auf  einen  Schuldaus- 
spruch der  Jury  nicht  zu  rechnen  ist,  weil  die  Handlung  nicht 
als  Verbrechen  erscheint,  oder  weil  die  Anschuldigungsbe- 
weise zu    schwach   sind,    mit  Erlaubniss  des  Richters  von 


7)  Hieher  gehört  der  in  meiner  Schrift:  das  englische  Strafverfah- 
ren S.  307  erzählte  Fall,  u.  ein  Fall  (Times  v.  5.  Januar  1854) 
wo  der  Richter  sogleich  im  Anfang  nachdem  sich  zeigte,  dass 
der  Thalbestand  sich  schwer  werde  herstellen  lassen  ,  den  Arzt 
darüber  vernahm  und  dann  die  Geschwornen  fragte ,  ob 
sie  Zweifel  darüber  hätten,  dass  die  Ursache  des  Todes  nicht 
in  Gewalttbäügkcit  liege ,  worauf  ohne  dass  es  zur  Yerhand- 
Inng  über  die  Anklage  kam  die  Geschwornen  sogleich  ihr 
Nichtscholdig  aussprachen. 

8)  Nach  den  Tabellen  welche  der  Arzt  der  Irrenanstalt  in  London 
Hood  in  seinem  Werke  snggesfions  for  the  future  provisions  of 
eriminal  Innatics  London  1854  pag.  75  giebt,  sind  in  der  An- 
stalt seit  1838  237  welche  sogleich  ohne  dass  es  zur  Verhandlang 
über   die   Anklage  kam,    als    insane     on   arraignment  erklärt 

wurden. 
MitterMtier,    8trif?erfahreii.  5 
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4a  S^nirttüilgung  absteht  ^  ud  das  adbsL  ds  Biddcr, 
sobald  er  saeh  der  Weiidcng  dfr  Terbaadiang  ific  GmdbH 
n^eit  6*r  AiJüage  bemerkt,  denAiJdÄger  anfiiieifcaam  macbt 
und  zum  Abstehen  von  der  Anklage  veranlasst  ** ». 

4j  Ein  in  der  YoninteigacbiLiig  nie  im  trial  dnrchge- 
fübrter  Grunduuz  ist  der,  das«  der  Ankläger  jcd^  Theil  sei- 
ner Anklage  beweisen  moss  und  VemebmnngeB  des  Ange- 
scholdigti'n  wegfallen,  weil  Jeder  berecLügt  ist  m  fordern  >') 
dass  Derjenige,  welcber  gegen  ihn  die  Verübung  einer  slnf- 
baren  Tbat  behauptet ,  auch  die  Bebanptung  beweise,  weil 
Kiemand  srhnldlg  ist,  sich  selbst  zu  begehnldigen,  weil  mm 
besorgt,  dass  sobald  eine  Temefamnng  erlaubt  wäre,  leidii 
eine  schlaue  inquisitonsche  In  Widec^iröche  Terwickelnde  Be- 
fragung eintreten  könnte,  und  die  Entdeckung  der  Wahrheit 
oft  mehr  gehindert  als  gefördert  würde  ^)j  während  dafiir 
gesorgt  ist,  dass  der  Angeschuldigte  wenn  er  wiD,  Alles  vor- 
bringen kann,  was  er  zu  seinem  Vortfaeile  geeignet  findet "). 

5)  Strenge  wird  der  Grundsatz  in  jedem  Abschnitt  des 
Yeriahrens  durchgefohrt,  dass  die  höchste  Gleichheit  in  den 
Befognissen  und  der  Stellung  des  Anklägers  wie  des  Ange- 
klagten sein,  und  jedem  Mittel  des  Angrilb  ein  Vertheidi- 
gnngsmittel  entsprechen  muss;  der  Angeklagte  mnss  fiber 
jeden  Torgebrachten  Beweis  gehört  werden,  es  muss  ihm  frei- 


9)  Meine  Schrift  S.  45. 

10)  Meine  Schrift  S.  322.  hi  einem  Falle  (Times  ▼.  14.  Dec  1852) 
erklärte  der  Richter,  nachdem  die  Zeugen  der  Anklage  vernom- 
men waren ,  dass  der  Beweis  nicht  genügend  sein  wurde  znr 
Verartheilang,  und  fragte  den  Advokaten  der  Anklage  ob  er 
nicht  mehr  Beweise  habe,  and  nach  Vemeinong  der  Frage, 
fragte  er  die  Jury  ob  sie  wünschte,  da&s  die  Verhandlung  fort- 
gesetzt würde,  worauf  die  Jury  not  guilty  aussprach. 

11)  Meine  Schrift  &.  326. 

12)  Vorzüglich  ausgeführt  in  Best  Ireatlse  p.  638. 

13)  Wir  werden  unten  zeigen,  mit  welcher  Vor^jclit  diese  Statements 
gebraucht  werden  dürfen. 
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stehen  jeden  gegen  Um  vorgebrachten  Zeugen  dem  snr  Er- 
foraehnng  der  Wahrheit  wesentlich  beitragenden  Kreuzverhör 
zn  unterwerfen;  in  der  Voruntersnchnng  wird  der  Beschul- 
digte erst  nachdem  er  die  Aussagen  der  Zeugen  gehört  hat 
und  an  sie  Fragen  stellen  konnte,  befragt,  ob  und  was  er  da- 
rauf an  bemerken  habe.  Nach  der  Erfahrung  ^  ■)  liegt  in 
der  Einrichtung  dass  die  Zeugen  in  der  Voruntersuchung  in 
Gegenwart  des  Beschuldigten  aussagen  müssen,  ein  Haupt- 
ndttel  die  Zeugen  von  übertriebenen  unwahren  Aussagen  ab- 
zuhalten. In  der  Oeffentlichkeit  der  Voruntersuchung  erken- 
nen die  englischen  Praktiker  einen  Hauptgrund,  welcher  Miss- 
briuche,  Anwendung  unerlaubter  lüittel  beseitigt,  die  Entde- 
ckung der  Wahrheit  fördert,  dem  Angeschuldigten  grossen 
Schutz  giebt  und  das  Vertrauen  zur  StraQustiz  sichert  >*}. 

6)  Das  Prinzip  der  Mündlichkeit  (Unmittelbarkeit)  ist 
folgerichtiger  als  in  irgend  einer  Gesetzgebung  in  dem  eng- 
lischen Trial  durchgeführt,  in  dem  die  Geschwomen  nur  auf 
Beweise  bauen,  deren  Erhebung  sie  selbst  beobachten  konn- 
ten^); so  dass  nur  die  in  der  Sitzung  abgelegten  Aussagen  der 
dem  strengen  Kreuzverhör  unterworfenen  Zeugen  entscheiden, 
diesen  Zeugen  nicht  die  in  der  Voruntersuchung  abgelegten 
abweichenden  Angaben  vorgehalten  werden  dürfen,  eine  Vor- 
lesung der  in  der  Voruntersuchung  aufgenommenen  Zeugnisse 
nur  unter  grossen  Beschränkungen,  insbesondere  nur  gesche- 
hen darf,  wenn  der  Angeklagte  Gelegenheit  hatte,  bei  der 
Vernehmung  sein  Frag^recht  geltend  zu  machen,  und  ebenso 


13  a)  Der  Coroner  Wackley  in  London  gab  darüber  einen  auf  Erfab' 
rangen  von  mehr  als  1000  Fällen  gegründeten  wichtigen  Aus- 
fprnch.    Times  ▼.  16.  Febr.  1853.' 

14)  Naeh Weisungen  in  meiner  Schrift  S.  220  etc. 

15)  Meine  Schrift  S.  334.  Nach  einem  RechUspruch  des  obersten 
Gerichts  v.  2.  Juny  1851  dürfen  Zeugenaussagen  gegen  An- 
geklagte vorgelesen  werden,  wenn  bewiesen  wird,  dass  der 
Angeklagte  Schuld  trägt,  dass  der  Zeuge  nicht  vor  Gericht  er- 
scheinen konnte. 

6» 
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dem  Angeklatgen  seine  Aussagen  in  der  Voruntersachong  (Sta- 
tement) nur  vorgehalten  werden  darf,  wenn  er  auf  die  Ernst' 
lichkeit  dieser  Aussagen  aufmerksam  gemacht  und  jeder  mo- 
ralische Zwang  beseitigt  war. 

7)  Einen  Schutz  gegen  die  grundlosen  Anklagen  und 
gegen  die  Stellung  vor  das  Trial  soll  **)  der  Angeklagte  in 
der  Einrichtung  finden,  dass  die  Anklageschrift,  ehe  er  dem 
Trial  unterworfen  wird,  der  grossen  Jury  vorgelegt  und 
auf  den  Grund  der  Anklage  nur  dann  die  Verhandlung  darü- 
ber Statt  finden  £ann,  wenn  die  grosse  Jury  die  Anldage  zu- 
gelassen hat'^. 

8)  Einen  bedeutenden  Einfluss  auf  die  Bewirkung  eines 
gerechten  Wahrspruchs  hat  die  unparteiische  Stellung  des 
Vorsitzenden  Richters  i^)  welcher  schon  dadurch,  dass  er  den 
Angeklagten  und  die  Zeugen  nieht  vernimmt,  vor  jedem  leicht 
möglichen  Bemühen  durch  die  Befragung,  gewisse  Aussagen 
zur  Begründung  der  Anschuldigung  zu  erhalten,  vor  jeder 
leidenschaftlichen  Stimmung,  vor  jeder  Aeusserung  wodurch 
er  in  jedem  Augenblick  mit  Berufung  auf  angebliche  Beweise 
aus  der  Voruntersuchung,  die  Antwort  des  Angeklagten  oder 
Zeugen  als  unwahr  und  die  Schuld  als  gewiss  erklären  kann^') 
bewahrt,  vielmehr  in  den  Stand  gesetzt  wird,  unparteiisch  ein 
Leitungsrecht  der  Verhandlungen  nur  so  weit  auszuüben,  als 
er  dem  grundlosen  Hereinziehen  unerheblicher  Umstände  ent- 


16)  Wir  werden  freilich  sogleich  nachweisen,  dass   in  der  Rechts- 
übung davon  eine  schlimme  Ausnahme  vorkommt. 

17)  Meine  Schrin  S.  263. 

18)  Meine  Schrift  S.  305. 

19)  Hier  zeigt  sich  der  grosse  Unterschied  der  franzosischen  and  der 
englischen  Richter.  Wie  häufig  behandelt  der  Erste  wenn  der 
Ang^eschuldigte  etwas  zu  seinem  Vortheile  sngt,  ihn  als  Lügner,  er- 
klärt, dass  das  Gcgentheil  bewiesen  sei  und  äussert  sich  indem 
er  einen  Zeugen  mit  Vorwürfen  wegen  angeblicher  Lüge  über- 
schüttet, auf  ähnliche  Art  über  den  Zeugen.  Alles  dies  kann 
in  England  nicht  vorkommen. 
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gegenwirkt,  unzulässige  Beweismittel  beseitigt,  an  Zeugen  und 
Sachverständige  nur  da  Fragen  stellt,  wo  das  Interesse  der 
Vertheidig^ng  eines  Angeklagten  der  keinen  Vertheidiger  hat, 
oder  die  Aufhellung  der  Wahrheit  wenn  der  Zeuge  unklare 
Antworten  gab,  dies  verlangt.  Aus  dieser  Unparteilichkeit  des 
Richters,  die  noch  dadurch  gesichert  wird,  dass  der  Richter 
in  England  keine  Zeugen  (wie  in  Frankreich)  von  Amtswegen 
Torrofen  lassen  kann,  erklärt  sich  der  mächtige  Einfluss  wel- 
chen der  Vorsitzende  durch  seine  Belehrung  an  dieOeschwor- 
nen  auf  ihren  Wahrspruch  um  so  mehr  ausüben  kann,  als 
überhaupt  in  England  der  unabhängig  gestellte  Richterstand 
das  höchste  Vertrauen  einüösst  und  die  von  jeder  Opposition 
und  Eifersucht  gegen  die  Geschwornen  entfernten  Richter  ^o] 
der  englischen  Jury  die  würdige  Stellung  sichern,  nach  wel- 
cher die  Geschwornen  mit  Achtung  die  Belehrung  der  Richter 
anfmerksam  prüfen,  aber  bei  der  Entscheidung  der  Schuld- 
irage  die  ihnen  gebührende  Selbständigkeit  bewahren. 

9)  Die  englische  Rechtsansicht,  nach  welcher  die  Ge- 
schwornen nach  den  durch  Gesetz,  und  lange  Rechtsübung 
anerkannten  Beweisregeln  die  Schuldfrage  entscheiden,  und 
der  Character  der  englischen  Beweislehre  hat  sowohl  auf  den 
Gang  der  Verhandlungen  als  auf  die  Richtigkeit  der  Wahr- 
sprüche einen  wohlthätigen  Einfluss  in  so  ferne  a)  grundlose 
Verhandlungen  vermieden  werden,  da  der  Ankläger  weiss, 
dass  die  Geschwornen  nur  nach  gewissen  Beweisen  prüfen, 
und  da  ihr  Nichtschuldig  aussprechen  werden,  wo  die  Be- 
weise nach  den  durch  den  Richter  den  Geschwornen  einge- 
schärften Beweisregeln  nicht  genügen  können,  so  dass  der  An- 
klager entweder  gar  nicht  den  Fall  verfolgt,  oder  in  der 
Verhandlung,  wenn  er  die  Schwäche  seiner  Beweisführung 
erkennt  surücktritt    b)  Die  Verhandlungen  sind   regelmässig 


W)  Ganz  vorzüglich  bewährt  sich  dies  in  den  Aensseningen  der  eng- 
lischen Richter,  wo  sie  über  den  WerÜi  des  Geschwornengerichts 
sieh  erklären  i.  unten  §.  14. 
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frei  von  ujinfitzen  Deklamationen,  von  dem' Vorbringen  von 
trtiglichen  und  daher  von  der  englischen  Rechtsübong  nicht 
anerkannten  Beweisen  ^^) ,  so  wie  von  dem  Hereinziehen  all- 
gemeiner, als  wahre  Verdachtsgründe  nicht  zu  betrachtender 
ViBrmuthungen ^^) ,  welche  da,  wo  die  Geschwornen  nur  auf 
ihre  innere  Ueberzeugung  gewiesen  werden,  z.  B,  in  Frank- 
reich eine  grosse  Rolle  spielen.  Daher  haben  auch  die  Vor- 
träge des  Anklägers  und  Vertheidigers  in  England  einen  ein- 
facheren Character,  weil  die  Redner  wissen,  dass  die  auf  das 
Gefühl  der  Geschwornen  berechneten  oder  nur  allgemeine 
Vermuthungen  enthaltenden  Vorträge  bei  den  Geschwornen 
keinen  günstigen  Eindruck  machen  werden,  c)  Durch  den 
seit  1843  durchgeführten  Grundsatz  der  englischen  Beweis- 
lehre ,  dass  kein  Zeuge ,  selbst '  nicht  wegen  erlittener  Be- 
strafung, oder  wegen  seines  Interesse  in  dem  Falle  von  dem 
Zeugnisse  ausgeschlossen  werde,  wird  der  grosse  Vortheil 
erreicht,  dass  die  Wahrheit  leichter  entdeckt  wird,  weil  die 
Geschwornen  nicht  wegen  allgemeiner  vom  Gesetzgeber  will- 
kürlich aufgestellter  Vermuthungen,  dass  gewisse  Zeugen 
nicht  die  Wahrheit  sagen  werden,  der  Mittel  alle  Beweises- 
quellen zu  benützen  beraubt,  überall  aber  daraufhingewiesen 
werden,  alle  Umstände,  von  deren  Beachtung  das  Urtheil  über 
die  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  im  einzelnen  Falle  abhängt, 
genau  zu  prüfen,  d)  Durch  den  englischen  Rechtsgrundsatz, 
dass  kein  Zeuge  vernommen  wird,  welcher  nicht  eidlich 
aussagt,  wird  der  Vortheil  erlangt,  dass  die  in  der  französi- 
schen Gesetzgebung  eingeführte  Unterscheidung  von  Zeugen» 
welche  (von  dem  Präsidenten  von  Amtswegen  vorgeladen) 
nicht  eidlich  vernommen  werden,  da  sie  nur  sogenannte  ren- 
seignements  liefern  sollen,  im  Gegensatze  leidlich  vernomme- 
ner  Beweiszeugen   in   England  nicht  vorkömmt   und    damit 


21)  z.  B.  Aussagen  von  Hörensagen. 

22)  z.  B.  wegen   des  schlechten  Characters,  oder    weil  man  dem 
Angeklagten  das  Verbrechen  zutrauen  kann. 
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eine  Quelle  trtiglicher  Auffassimg  durch  die  Oeschwornen  ver- 
nüeden  wird;  es  wird  bewirkt,  dass  diejenigen,  welche  man 
(nach  einer  sorgHUtigen  PrüfnDg  der  Peraönllchkeit)  nicht 
zur  Eidesleistung  zulassen  kann  ^^) ,  auch  gar  nicht  vernom- 
men werden. 

10)  Die  gute  Wirksamkeit  der  engUschen  Schwurgerichte 
wird  verbürgt  a)  schon  durch  die  Einrichtung,  dass  der  Ge- 
setzgeber weder  durch  die  ängstliche  Rücksicht  auf  ge- 
wisse politische  Gesinnungen  der  auf  die  Geschwornenliste 
tu  setzenden  Personen  noch  durch  zu  grosse  Strenge  in  der 
Aufstellung  der  Erfordernisse  eines  Geschwomen  in  Bezug 
auf  Vermögen,  die  Ausschliessung  vieler  tauglicher  Personen 
vom  Dienste  der  Geschwomen  herbcigelführt.  b)  Wesentlich 
erleichternd  wird  den  Geschwomen  in  England  die  Einfachheit, 
mit  welcher  das  zur  Entscheidung  nothwendige  Material  ihnen . 
durch  das  Verfahren  vorgelegt  wird  und  zwar  schon  durch 
die  Einfachheit  der  Anklageschrift,  welche  ebenso  von  der 
Aufstellung  einer  bestimmten  Begehungsart  des  Verbrechens^ 
wie  es  sich  der  Staatsanwalt  als  möglich  denkt,  als  von  dem 
Hereinziehen  weit  ausholender  Thatsacben  frei  ist,  durch 
welche  nachgewiesen  werden  soll,  dass  dem  Angeklagten  das 
Yerbreehen  zugetraut  werden  kann;  diese  Einfachheit  wird 
noch  bewirkt  durch  die  regelmässig  eintretende  Beschränkung 
der  Entscheidung  der  Geschwomen  über  einen  Angeklagten 
und  über  ein  Verbrechen**),    c)  Die  Rechtsbelehrung,  wel- 


23)  Es  kommen  darüber  oft  sonderbare  Verhandlungen  vor.  In 
dem  Polizeigerichte  in  London  1854  erklärte  der  prosecntor, 
dass  er  aus  religiösen  Gründen  keinen  Eid  leisten  könne.  Auf 
die  Befragung  des  Zeugen,  welche  Religion  der  Zeuge  bekenne, 
erklärte  dieser:  keine.  Der  Richter  sprach  darauf  aus,  dass 
der  prosecutor  auch  nicht  Zeuge  sein  könne. 

24)  Die  Er&hrung  lehrt,  dass  dies  in  England  höchst  günstig  wirkt, 
weil  dann  die  Geschwomen  immer  nur  über  einen  einfachen 
Pnnkt,  ob  A  des  in  der  Anklageschrift  bezeichneten  Yerbreehens 
schuldig  zu  entscheiden  haben.  Nur  selten  werden  in  der  An- 
klageschriA  und  Verhandlung  mehrero  zusammengefasst 
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che  die  Geschwornen  durch  den  Richter  erhalten,  ist  geeignet 
sie  bei  ihrer  Berathung  auf  vorhandene  Zweifel,  auf  wichtige 
Gesichtspunkte  aufmerksam  zu  machen,  und  vor  Missgriffen 
zu  warnen,  d)  Die  Aufmerksamkeit  der  englischen  Geschwor- 
nen ist  nur  auf  einen  Punkt  gerichtet,  indem  sie  nur  zu 
entscheiden  haben,  ob  der  Angeklagte  des  in  der  Anklage- 
schrift angegebenen  Verbrechens  schuldig  ist;  die  Gefahr, 
dass  sie  durch  die  Masse  der  an  sie  gestellten  Fragen  zer- 
streut und  verwu-rt  werden,  ist  beseitigt  während  ihnen  mög- 
lich gemacht  wird ,  da  wo  sie  den  Angeklagten  nicht  des  in 
der  Anklage  enthaltenen  Verbrechens  schuldig  fanden,  ihren 
Ausspruch  der  Schuld  auf  ein  geringeres  Verbrechen  zu  rich- 
ten, dessen  Anklage  stillschweigend  in  der  Hauptanklage  ge- 
legen ist  **). 

Während  wir  bisher  die  Vorzüge  des  englischen  Straf- 
verfahrens geschUdert  haben,  fordert  die  unparteiische  Wür- 
digung auch  die  vielfachen  Schattenseiten  der  englischen  Ge- 
setzgebung und  Rechtsübung  hervorzuheben. 

1)  Dahin  gehört  vorzüglich  der  Mangel  der  Einheit 
in  dem  Rechtszustande  Englands.  Wenn  auch  durch  das  alle 
Thelle  des  englischen  Rechtslebens  durchdringende,  durch 
Ueberlieferung  unter  dem  Schutze  der  Oefifentlichkeit  im  Volke 
bewahrte  common  law  ^)  und  durch  die  Sitte,  dass  die  Richter 
des  obersten  Gerichts  in  London  die  in  die  Grafschaften  gesen- 
deten Präsidenten  sind  und  einen  Mittelpunkt  der  Fortbildung 


25)  Daher  können  sie  statt  des  Mordes,  worauf  Anklage  ging,  des 
Todschlags  oder  statt  des  Kindesmords,  der  Verheimlichimg  der 
Niederkunft  schuldig  finden. 

26)  Sehr  passend  hat  nenerlich  der  Schriftsteller  im  Westminster 
Review  July  1855  pag.  226  vom  common  law  gesagt:  we 
cannot  say,  when  it  began  or  whence  it  sprang;  *  there  is  a 
law  before  legislators  appear,  and  it  was  this  anwritten  no 
ascertained  indwelling  law  answering  to  and  satisfying  the 
wants  of  individuals  as  well  as  of  society  wich  iaid  the  founda- 
tion  of  ftiture  independence. 
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des  Rechts  begräadsn,  im  Strafverfahren  eine  gewisse  Reelits- 
einheit  bewirkt  wird,  so  macht  sich  doch  der  Mangel  der 
Einheit  in  melirfaeher  Weise  geltend. 

a)  Durch  die  Masse  widersprechender,  oft  durch  plötz- 
lich Aufsehen  erweckende  Ereignisse  ^  dorch  vorttbergehende 
Bedürfnisse,  duch  tyrannische  Herrscher  und  serrile  Parlsr 
mente  ersengter  Statuten  ist  das  common  law  vielfach  er- 
schüttert worden.  Das  an  sich  wolilthätige  selfgovernment  '^) 
im  Zusammenhange  mit  den  Privilegien  der  Städte,  mit  dem 
Rechte  gewisser  Korporationen  selbst  ihre  Beamte  zu  ernen- 
nen, die  einen  Theil  der  richterlichen  Gewalt  ausüben,  musste 
im  Laufe  der  Zeit  seine  Mängel  an  den  Tag  bringen,  die 
da  sichtbar  werden,  wo  in  Zweigen  der  Verwaltung,  bei  wel- 
chen nach  dem  [fortgeschrittenen  Bedürfnisse  eine  gewisse 
Oleichformigkeit  und  ein  innerer  Zusammenhang  der  verschie- 
denen Beamten  nothwendig  wird,  das  selfgovernment  bei  Lo- 
kalinteressen hindernd  auf  die  Einführung  von  Verbesserungen 
wirkt '")  und  wo  bei  der  Wahl  der  Beamten  leicht  darauf  ge- 
sehen wird,  dass  der  Gewählte  den  Lolcalinteressen  nicht  ent- 
gegentritt, während  die  nach  dem  jetzigen  Zustande  erforder- 
lichen Eigenschaften  der  Beamten  bei  der  Wahl  nicht  genug 
gewürdigt  werden;  daraus  erklärt  sich,  dass  die  gewählten 
OraflBchafUimagistrate,  die  coroners  in  den  kleinen  Städten 
häufig  nicht  im  Stande  sind,  den  gerechten  Anforderungen  zu 
entsprechen«  Wolil  kann  nicht  geläugnet  werden,  dass  durch 
den  Nepotismus  und  eine  zu  weit  getriebene  Centralisation 
auch  in  England  die  Zahl  der  von  dem  Ministerium  angestell- 
ten richterlichen  Beamten  sehr  anwächst   und  manche  Nach- 


21)  Gut  darüber  Lieber  on  civil  liberty  and  selfgovernment,  Philadelph. 
1853,  2  VoL  verglichen  mit  Bucher  der  Parlamentarismus  S.  231. 

2S)  Dies  zeigt  sich  vorzuglich  im  Geßingnisswesen ,  und  in  der  Po- 
lizeieinrichtnng  s.  darüber  die  Nachweisnngen  aus  den  Parla- 
mentsreports  in  der  Zeitschrift  für  ausländ.  Gesetzgebung  XXVIL 
Nr.  1. 
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theile  erseogt  werden  ^),  dass  auch  das  alte  Inatitat  der 
Jury  durch  die  Ausdehnung  der  summarischen  Jurisdiktion, 
Tcrmöge  welcher  die  Ahurtheilung  vieler  bisher  von  Go- 
schwornen  entschiedenen  Fälle  jetzt  an  angestellte  Beamte  ge- 
wiesen wird,  vielfach  erschüttert  ist  so).  Dennoch  würde  man 
ungerecht  sein ,  ■  wenn  man  die  neue  Richtung  der  Gresetsge^ 
bung  nur  auf  Rechnung  der  egoistischen  oder  volksfreund- 
lichen Absichten  der  Machthaber  schreiben  und  verkennen 
wollte,  dass  sie  durch  die  fortgeschrittene  Rechtsbildung  und 
das  BedürfnisB  erzeugt,  durch  die  entschiedene  Stimme  der 
Bürger  gefordert  ist  s^),  und  dass  in  den  öffentlichen  Zustän- 
den Englands  und  der  freien  Volksbewegung  die  Bürgschaft 
liegt,  dass  die  Gesetzgebung  dauernd  keinen  Blissbrauch 
machon  kann.  Gewiss  ist  aber,  dass  durch  Alles  dies  immer 
mehr  die  Rechtseinheit  leidet,  welche  aber  auch  dadurch 
erschüttert  ist,  dass  im  Laufe  der  Zeit  eine  prinziplose  Un- 
terscheidung >')  von  treason,  folonies,  nusdemeanors  ein  höchst 
verschiedenartiges  Verfahren  herbeifüiurte,  so  dass  andere 
Grundsätze  und  andere  Rechtsübung  bei  der  Verfolgung  von 
treason  andere  bei  dem  Verfahren  wegen  ielonies  etc.  Statt 
finden. 


29)  In  dieser  Beziehung  können  viele  Klagen  Bnehers  in  seiner 
SchriA:  Parlamentarismus  S.  212  etc.  nicht  gelängnet  werden. 
Beachtungswerlh  ist,  dass  in  der  englischen  Rezension  des  Werks 
von  Bucher  im  Westminster  Review  Joly  1855  pag.  225  viele 
Behauptungen  Buchers  als  richtig  erkannt  werden. 

30)  Darfiber  klagt  Buchei^  S.  222. 

31)  Es  ist  freilich  nicht  zu  läugnen,  dass  auch  hier  theils  eine  in 
gewissen  Klassen  wachsende  Scheu,  Opfer  zu  bringen  (z.B.  Ge- 
schwome  zu  sein) ,  theils  der  Wunsch ,  die  Prozesse  recht  kurz 
und  wohlfeil  beendigt  zu  sehen,  die  Zustimmung  vieler  Bürger 
in  England  zu  den  neuen  Maassrcgeln  erklfiren. 

32)  Es  tritt  dies  oft  auf  die  störendste  Weise  hervor.  Während  bei 
misdemeanor  das  noth wendige  new  trial  gestattet  wird,  ist  es 
bei  felonies  nicht  erlaubt. 
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b)  Eine  andere  Quelle  von  Oebrechen  ist  in  der  Art 
der  englischen  Gerich tsyerfassnng  eu  suchen,  welche 
im  Lanfe  von  Jahrhunderten  ausgebildet  viele  alte  Einrich* 
tnngen  beibehalten  hat ,  welche  zu  den  geänderten  Verhält- 
nissen nicht  passen,  und  zwar^  indem  nur  das  (aus  3  Abthei- 
lungen bestehende)  oberste  Gericht  in  London  der  Mittelpunkt 
der  Justiz  ist,  und  das  alte  Institut  der  reisenden  Richter 
noch  jetzt  in  drr  Art  besteht,  dass  jährlich  2  mal  Mitglieder 
dieses  Gerichts  in  die  Grafschaiten  abgeordnet  werden,  um 
dort  in  den  circuits  Gericht  zu  halten.  Dadurch  wird  eine 
mangelhafte  Rechtsübung  begründet  ^) ,  weil  nur  in  London 
als  Mittelpunkt  die  Advokaten  sich  finden,  die  mit  den  Rich- 
tern zu  den  Assisen  reisen,  während  in  den  übrigen  Orten 
weder  in  Kollegien  vereinigte  Richter,  noch  tüchtig  gebildete 
Anwälte  vorkommen  können.  Ein  Hauptübel  zeigt  sich  dann 
bei  den  Quartalsitzungen,  an  welche  eine  grosse  Zahl  von 
StraSUlen  gewiesen  sind,  während  es  bei  diesen  Sitzungen 
auf  dem  Lande  an  den  Bürgschaften  fehlt,  welche  den  Assi- 
sen eine  gute  Justiz  sichern  ^).  Diese  Einrichtung  bewirkt 
auch,  dass  die  Angeschuldigten  in  den  Grafschaften  oft  lange 
in  den  Gefängnissen  warten  müssen,  bis  die  nächste  Assise 
an  dem  Orte  beginnt  Eine  weitere  nachtheilige  Wirkung 
dieses  Zustandes  ist  die  grosse  Ungleichheit,  welche  zwischen 
der  Rechtsübung  in  den  Orten  ausser  London  (vorzüglich  in 
kleinen  Städten  und  auf  dem  flachen  Lande),  und  zwischen 
der  in  London  vorkömmt  In  den  Gegenden  der  ersten  Art 
bieten  häufig  weder  die  Friedensrichter,    noch   die  coroners 


33)  Daraus  erklärt  et  sich,  dass  in  nenester  Zeit  in  England  die  Ge- 
setxgebung  sucht  durch  Yermehrang  der  Gerichtssitzungen  den 
Klagen  abzuhelfen. 

34)  Viele  der  dort  präsidirenden  Friedensrichter  sind  nicht  juristisch 
gebüdet  und  können  die  Verhandlungen  nicht  gut  leiten.  Dar- 
aus erklSft  sieh,  dass  neueräch  assistant  judges  (aus  rechtsge- 
bildeten  HSnnern)  bestellt  werden. 
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die  nöthigen  Bürgschaften  dar  »») ;  es  fehlt  an  juristischer  Bil- 
dung, so  dass  die  Vornntersuchung  oft  sehr  oherflächUch  ge- 
führt wird  (nm  so  mehr  als  es  dann  anch  an  tüchtigen  Aerz- 
ten  fehlt).  Die  Landmagistrate  sind,  oft  ahhängig  von  ihren 
Schreibern,  welche  gewöhnlich  barristers  sind  *<),  die  sehr 
geringe  juristische  Bildung  haben,  aber  vielfach  durch  ihr 
Interesse  geleitet  werden,  dass  ein  Fall  an  die  Geschwomen 
gebracht  wird. 

c)  Der  Mangel  an  Rechtseinheit  zeigt  sich  besonders 
noch  in  Bezug  auf  die  Polizeieinrichtung.  Während  in  Lon- 
don und  einigen  grossen  Städten  die  trefflich  organisirte  Po- 
lizei zur  raschen  Entdeckung  der  Verbrechen  und  zur  Samm- 
lung der  Beweise  beiträgt,  zeigt  sich  in  vielen  Gegenden 
ausser  London  der  Nachtheil  des  Mangels  einer  solchen  Po- 
lizei, so  dass  es  bei  ihrer  Wirksamkeit  oft  an  Energie  und 
Intelligenz  und  an  Zusammenwirken  fehlt  >7). 

2)  Die  Eigenthümlichkeit,  dass  das  englische  Strafver- 
fahren, vorzüglich  auch  das  Schwurgericht  sich  allmälig  als 
Nachbildung  des  bürgerlichen  Verfahrens  entwickelt  hat,  er- 
klärt manche  Einrichtung,  bei  welcher  der  Mangel  einer  amt- 
lichen Thätigkeit  zur  Entdeckung  der  Verbrechen  bemerkbar 
wird,  theils  in  einer  Stellung  des  Richters,  nach  welcher  die 
ganze  Verhandlung  nur  dem  Willen  der  Parteien  überlassen 
wird,  theils  in  der  ausgebildeten  Ansicht,  nach  welcher  auf 
nachth  eilige  Weise  für  die  Gerechtigkeit  in  manchen  Fällen,  wie 
bei  dem  Beweise  einer  Einrede,  der  Angeklagte  strenge  be- 
weisen muss^s),  theils  in  dem  Mangel  eines  öffentlichen  An- 


35)  Nachweisongen  in  meiaer  Schrift  8. 229,  240—244. 

36)  Ein  grosses  Uebel  in  England  ist,  dass  viele  Juristen  nur  Routi- 
niers sind,  deren  juristische  Bildung  nur  in  der  Kenntniss  der 
alten  barbarischen  Formeln  und  Rechtsausdrücke  besteht 

37)  Nachweisungen  darüber  aus  den  Parlaments  Vernehmungen  in  der 
Zeitochrift  fOr  ausländische  Gesetzgebung  XXVU.  Nr.  1. 

38)  Dies  zeigt  sieh  besonders  naehtheilig  im  Falle,   wo  der  Verthei- 
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UagerSi  so  dass  (mit  wenigen  AoBnahmen)  die  Einleitung 
einer  Strafverfolgung  nur  durch  das  Aufcreten  eines  Privatan- 
Uigers  bedingt  ist  Wenn  auch  einem  grossen  Theile  der 
schlimmen  Wirkungen  dieses  Systems  nach  der  Richtung  des 
öffentlichen  Lebens  in  England  und  der  allgemeinen  Theil- 
nähme  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  dadurch  abgehol- 
fen ist  ^) ,  dass  das  Ministerium  oder  eine  Behörde  ^®)  im 
Interesse  des  Schutzes  der  Yon  iliren  verwalteten  Zweige, 
oder  ein  zur  Verfolgung  gewisser  Verbrechen  gebildeter  Ver- 
ein «1)9  oder  eine  Körperschaft^^)  für  die  Aufstellung  eines 
Anwalts  der  Anklage  sorgt,  und  jeder  beschädigte  Privatmann 
durch  die  (in  den  grossen  Städten)  gut  organisirte  Polizei 
kräftig  bei  der  Entdeckung  von  Beweisen  zur  Herstellung 
der  Schuld  unterstützt  wird,  so  kann  doch  nicht  geläugnet 
werden,  dass  wegen  Mangels  des  öffentlichen  Anklägers 
nicht  selten  wegen  Armuth  oder  Unkenntniss  oder  Oleich- 
gfiltigkeit  oft  aus  falschem  Schamgefühl  der  Beschädigten 
ein  Verbrechen  nicht  angezeigt  und  oft  wegen  der  durch 
Verwandte  und  Freunde  des  mächtigen  Thäters  bewirkten 
Einschüchterung  oder  Abfindung  des  Beschädigten  nicht  wei- 
ter verfolgt  wird,  während  in  anderen  Fällen  die  Drohung  mit 
Anklagen  zum  Mittel  benutzt  wird,  um  von  einer  Person  Geld 
zu  erpressen  ^') ,  in  anderen  Fällen   die  Ueberweisung   des 


diger  auf  Seelenstörung  des  Angeklagten  sich  beruß,  hier  ist 
eine  Vermnthong  (aus  dem  starren  Formalismus  erkl&rbar) 
against  insanity  aufgestellt.    Best  treatJse  pag.  388,  473,  499. 

39)  Nicht  blos  bei  sogenannten  Verbrechen  gegen  den  Staat,  son- 
dern auch  bei  anderen  eine  grosse  Beunruhigung  und  Friedens- 
störungen eneugenden  Verbrechen  z.  B.  Tödtung. 

40)  z.  B.  die  Mfinzbehörde  (welche  ihren  eigenen  Anwalt  für  Ver- 
folgung von  Mnnzverbrechen  hat),  die  Postbehörde. 

41)  Nachweisnngen  in  meiner  Schrill  S.  78. 

42)  Die  Eisenbabndirektion  wegen  Verbrechen,  die  auf  der  Eisenbahn 
▼eröbt  werden. 

43)  Nachweisungen  in  meiner  Schrift  S.  280. 
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Sdmldigeii  nur  an  dem  Mangel  genfigendo*  Beweise  sckettert» 
welche  die  unerfahrene  oder  arme  Partei  sich  nidit  Tersdiaf- 
fen  konnte.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  schon  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  immer  allgemeiner  die  Forderung  der  Auf- 
stellung eines  öffentlichen  Anklägers  sich  geltend  macht  ^). 

3)  In  Bezug  auf  die  Voruntersuchung,  die  freilich  (wie 
unten  nachgewiesen  werden  soll)  anders  in  England  aufge- 
fasst  wird  als  in  Franloreich  und  Deutschland,  können  grosse 
Mängel  nicht  in  Ahrede  gestellt  werden  und  zwar  a)  in  so 
ferne  leicht  eine  Oherflächlichkeit  hemerkbar  wird,  indem  man 
mit  einigen  Zeugenaussagen  sich  begnägt,  die  ein  richt^;es  Bild 
des  Falles  nicht  gewähren  können,  b)  in  so  ferne  in  Fällen 
in  denen  es  auf  die  Herstellung  des  Tliatbestandes  und  tech- 
nisch zu  erforschende  Punkte  ankömmt ,  z.  B.  bei  Tödtungen 
zwar  durch  das  Institut  der  coroner,  wenn  ein  gewandter 
coroner,  z.  B.  in  London  thätig  ist,  oft  sicherer  ein  Verbre» 
eben  entdeckt  wird  als  in  anderen  Ländern  ^^),  aber  da  wo 
die  Untersuchung  des  coroner  in  die  Hände  eines  nicht  tüch- 
tig gebildeten  und  geübten  coroner  iUllt,  oder  wo  der  beige- 
zogene Arzt  ungeübt  ist^^),  es  an  der  Ausmittelung  der 
Grundlage  fehlt,  was  nachtheilig  auf  die  ganze  nachfolgende 
Untersuchung  wirkt,  c)  Eine  QueUe  ¥on  nachtheiligen  Ein- 
flüssen bildet  die  unselige  Eifersucht,  welche  nicht  selten 
zwischen  dem  coroner  und  dem  Polizeirichter  Statt  findet,  in- 
dem der  Erste  sich  oft  nicht  begnügt  den  Thatbestand  herzu- 
stellen, sondern  die  ganze  Gerichtsbarkeit  in  der  Vorunter- 
suchung,  auch  zur  Ueberweisung  und  Verhaftung  eines  An- 


44)  Meine  SchriA  S.  232. 

46)  Nachwdsungen  in  meiner  Schrift  S.  96. 

46)  In  London,  wo  gnte  Äerzte  sind,  wo  namentUch  der  ausgezeich- 
nete Taylor  häufig  beigezogen  wird,  ist  freilich  sehr  gnt  gesorgt, 
desto  schtimmer  steht  aber  die  Sache  nach  dem  mangelhaften 
Zustande  der  Medicin  in  England  aof  dem  flachen  Lande. 

47)  Wenn  man  z.  B«  zu  voreilig  Selbstmord  oder  natfirlichen  Tod 
annimmt 


gesehiddigtoii  sich  anmafist^),  während  der  znstHndlge  Poli- 
zeirichter ebenfalls  thätig  ist,  so  dass  oft  durch  solche  Strei- 
tigkeiten Zögerungen,  nachtfaeilige  Lähmungen  der  poliseiliehen 
Thäti^eit  und  dem  Ansehen  der  Justiz  schädliche  öffentliche 
Störungen  und  Auftritte  herbeigeführt  werden  ^*).  d)  iSin 
Mangel  aeigt  sich  darin,  dass  in  der  englischen  Voruntersn- 
cbung  das  zu  weit  getriebene  Streben  nach  Einfachheit,  und 
die  regelmässig  vorkommende  Sitte,  dass  der  Angeschuldigte 
sich  über  die  Beschuldigung  gar  nicht  erklärt,  sondern  dem 
Trial  seine  Vertheidigung  vorbehält,  weder  dem  Richter 
noch  dem  prosecutor  ein  genügendes  Bild  der  Lage  der  Sache 
gewährt,  weil  gewöhnlich  nur  wenige  Zeugen,  Entlastungs- 
zengen regelmässig  gar  nicht  veinommen  werden  (da  der 
Angeschuldigte  sich  nicht  erklärt).  Selbst  da  wo  entschiedene 
Gründe  der  Straflosigkeit  vorliegen,  welche  jede  Versetzung 
in  Anklagestand  unnöthig  machen,  z.  B.  Nothwehr,  Seelen- 
störung des  Angeklagten ,  wird  in  England  dies  regelmässig 
kein  Gegenstand  der  Voruntersuchung  sein,  so  dass  auf  ein- 
seitig erhobene  Anschuldigungsbeweise  die  grosse  Jury  ent- 
scheidet, und  eine  (unnütze)  Verhandlung  zulässt  <^<'). 

4)  Die  in  ihrer  ursprünglichen  Richtung  wirksame,  und 
vieliach  einen  Schutz  gegen  grundlose  ADklagen  sichernde 
Einrichtung,  dass  ein  Angeschuldigter  nur  dann  vor  das  Trial 
gestellt  werden  kann,  wenn  die  grosse  Jury  die  Anklage  zu- 
gehssen  hat,  hat  nicht  Mos  zum  grossen  Theile  ihre  Bedeu- 


48)  Naehweisongen  in  meiner  Schrift  S.  103. 

49)  Die  widerlichsten  Scenen  dieser  Art,  geschildert  in  der  Times 
V.  30.  Januar  1855,  kamen  bei  Gelegenheit  der  Vornnlersuchung 
gegen  den  Mörder  Bnranelli  vor.  Der  Pöbel,  welcher  bei  dem 
Abholen  des  Angeschuldigten,  über  dessen  Vernehmung  Polizei- 
richter und  coroner  sich  zankten,  anwesend  war,  ergötzte  sich 
an  der  nicht  sehr  würdigen  Rolle,  welche  dabei  die  Polizeibe- 
amten spielen  mussten. 

50)  In  solchen  FftUen  kann  in  Frankreich  nnd  Deutschland  die  An- 
Magekammer  aussprechen,  dass  die  Anklage  nicht  Statt  finde. 


taug  werlana  ») ,  sondern  erzeugt  Tidfidi  NaebdieQe.  Dm 
die  grosse  Jorjr  mit  einer  mudemlichen  Eile  TCffflut  ^ 
dn  sie  nur  anf  die  einseitige  DarsteUnng  des  FkDsecator  und 
mf  die  Aussagen  der  oberflächlich  abgehorten  nnd  w^en  des 
Mangels  der  OeiTentlichkeit  gegen  Strafe  des  Meineids  ge- 
sieberten,  oft  leichtsinnig  ansengenden  Zeogen  *^j  ohne  den 
Angeschuldigten  nnd  ohne  Entlastungszeugen  zu  h(>ren,  und 
ohne  gehörige  Belehrung  und  Leitung  ^)  über  die  Zulässig- 
keit  der  Anklage  entscheidet  k)  ,  so  gewährt  der  Ausspruch 
der  grossen  Jurj  dem  Beschuldigten  wenig  Schutz.  Die 
Machtheile,  welche  die  Einrichtung  erzeugt,  liegen  auch  darin, 
dass  sie  TOn  schlimmen  böswilligen  Anklägern  oft  gebraucht 
wird,  um  schändliche  Zwecke  dadurch  zu  erreichen,  dass  der 
angeblich  Beschädigte  den  Fall  Tor  die  grosse  Jury  bringt ») 


61)  NachweisoDgen  in  meiner  Schrift  S.  278. 

52)  In  dem  Aufsätze  eines  Praktikers  (in  Times  ▼.  19.  April  1852) 
hetsst  es:  Die  grand  Jury  inqoires  withoQt  snfficient  informa- 
Hon  and  deddes  with  the  foU  consciousness,  that  its  decisions 
are  mere  matter  of  formality. 

53)  Da  die  Aussage  im  geheimen  geschieht  und  über  die  vor  der 
grossen  Jury  vorgehende  Verhandlung  weder  ein  Protokoll  Tor- 
Uegt,  noch  ein  Geschwomer  aussagen  darf,  so  ist  der  Zeage 
sicher,  dass  er  auch  wegen  falscher  Aussage  nicht  bestraft  wer^ 
den  kann.    Meine  Schrift  S.  274. 

54)  Die  grosse  Jury  ruft  oft  zu  ihrer  Belehrung  den  Gerichtsschreiber 
in  ihre  Sitzung.  Meine  Schrift  S.  273.  Die  einzige  Belehrung, 
welche  sie  erhält,  ist  die  von  dem  Richter,  der  ehe  die  Jury  in  der 
Assise  zu  ihrem  Geschäfte  sich  zurüciczieht ,  in  seinem  einleiten- 
den Vortrage  die  Geschwomen  auf  die  rechtliche  Beschaffenheit 
oder  auf  Eigenthümlichkeiten  einzelner  yor  sie  gewiesener  Fälle 
auftnerksam  macht   Meine  Schrift  S.  270. 

55)  Meine  Schrift  S.  281. 

56)  In  einem  in  der  Times  y.  10.  Februar  1852  erzählten  Falle  hatte 
der  Ankläger  dreimal  angeblich  wegen  conspiracy  und  peijury 
die  Sache  hinter  dem  Rficken  des  Beklagten  und  ohne  an  einen 
magistrate  sich  zu  wenden,  an  die  grand  Jury  gebracht 
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und  dus  audi  ohne  aBe  Vonmtersachung  der  AnUlger  tfe 
Anklage  YOt   diese   Jury  bringen  kann,    wodurch  oft   eine 
Zolaasong  der  Anklage  ohne  Qrondlage  veranlasst  wird  und 
eine  Sache  Tor  das  Trial  kömmt,  während  wenn  ein  Richter 
in  der  Vomntersnchnng  den  Fall  hätte  prüfen  können,   er 
sie  die  Vorgerichtstelhing  ausgesprochen  haben  würde.    Da 
die  ^  von  dem  Coroner  berufene  Jury  gleichfalls  (oft  auf  den 
Grand  ^ner  sehr  oberflächlichen  Untersuchung)  die  Beschul- 
digUDg  wegen  eines  Verbrechens  gegen  eine* bestimmte  Person 
aasspricht  und  dies  als  Anklage  gilt,   so  geschieht  es,  dass 
häufig  die  grosse  Jury  über  die  Tor  sie  gebrachte  Sache  ihr 
„no  blll^  ausspricht,   und  dann  der  Fall  doch   in  das  Trial 
zar  Verhandlung  gebracht  werden  muss,   weil  die   coroners 
Jury  die  Vorgerichtsteliung  ausgesprochen  hatte  (^^.    Begreif- 
lieh hänfen   sifdi  unter  solchen  Umständen  immer  mehr  die 
Fälle,  in  welchen  die  Richter  in  ihren  charges  und  die  gros- 
sen Geschwomen  in  ihren  presentments  ihre   Ueberzeugung 
Yon  der  Nutalosigkeit  der  grossen  Jury  aussprechen  ^) ,   was 
dem  Ansehen  des  Instituts  nicht  förderlich  sein  kann. 

5)  In  der  Hauptverhandlung  liegen  die  Gründe ,  aus 
welchen  die  Verhandlung  nicht  die  nothwendigen  Materialien 
liefert  und  daher  leicht  aur  Verurtheilung  Unschuldiger  oder 
xur  Lossprechung  Schuldiger  fähren  kann :  a)  in  dem  häufig 
tu  weit  getriebenen  Streben  nach  Abkürzung  und  Verein- 
bchung  des  Verfahrens,  indem  nicht  selten  die  Zahl  der  vor- 
geladenen Zeugen  zu  sehr  beschränkt  wird,  und  die  Befira- 
gang  sehr  oberflächlich  geschieht;  die  oft  bemerkbare  Eilfer- 
tigkeit erzeugt  auch  die  Unförmlichkeit  und  Mangel  an  Würde, 


ST)  Die  Folge  ist  dann  regelmäMig,  dass  die  Verhandlung  eine  nutz- 
lose ist,  weil  sicher  die  kleine  Jury  die  Angeklagten  losspricht 

58)  Menere  Beispiele  Ton  Aeussemngen   der  Richter  in  der  Times 
▼.  16.  Dee.  1851,  14.  October  1852  und  Beispiele  solcher  pre- 
scatmento  in  Ihnes  ▼.  28.  1852. 
Mltlcraalsr,  atrafrtflihrca.  7 
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Torzürlich  bei  der  Beeidigung  der  Zieag^E  hifOfotixtUn  ^ 
J[enes  Streben  nach  Ver^iofachung  hat  oft  noch  dem  NacbAei), 
dass  das  Verfahren  auf  die  feinen  Abstufungen  4c9r  Yerachul- 
dung  und  AuBDiittelung  der  fär  richtige  Wüidigung  deraelbcm 
BÖthigen  Nebenumatände  nicht  auagedelint  wird*^^)« 

b)  Störend  wirkt  ebenao  der  Mangel  gehödger  Sorge 
für  die  Vertheidigung  ^^) ,  theils  a)  indem  das  G^eUi  siA 
darum  nicht  kümmert,  ob  der  Angeidagte  einea  Vertheidigflr 
bat,  so  dasa  man  oft  Verhandlungen  auwohnt,  bei  wekhea 
der  selbst  des  Mordes  Angeklagte  ohne  Vertheadiger  ia^  in 
welchem  Falle  durch  einige  zur  Aufiüärung  au  die  Zeugen  und 
Sachverständige  <')  gestellten  Fragen  des  Präaadenteii  und 
durch  die  (häufig  ungeschickt  und  auf  ungeeignete  Punkte  ge* 
rirhtetem  Fragen  des  Angeklagten  im  Kreuzverhör  nur  unge- 
nügend für  die  Vertheidigung  gesorgt  ist.  Auch  in  den 
Fällen,  in  welchen  Vertheidiger  auite'eten,  ist  die  Zeit,  welche 
der  Vertheidiger  zur  Vorbereitung  bat,  regelmiisaig  au  kura 
ala  dasa  er  die  gehörigen  Erkundigungen  anstellen  Icann,  qd 
die  Vertheidigung  gut  führen   zu  können*^),   vorzüglich  da. 


59)  Es  kann  keinen  erhebeoden  £in4rack  hervorbiiogen,  wenn  nur 
der  Gcrichtsbote  oft  sehr  niecbaiusdi  and  ra«ch  di^  ^desfonpel 
dem  Zeugen  vorsagt  und  dieser  sich  auf  das  Küssen  des  Evan- 
gelienbuchs (wobei  nichl  selten  eine  Verwechslung  mit  anderen 
daneben  liegenden  Büchern  eintrilt)  beschränkt. 

60)  Die  Gcschwornen  sprechen  ihr  Schuldig  aus  und  der  Richter 
der  nach  englischem  Gesetze  durch  liein  Minimum  gebunden  ist, 
spricht  dann  die  Strafe  (Gcßngniss  von  2  Monaten  oder  lebens- 
länghche  Transportation)  ohne  alle  Kennlniss  der  Umst&nde  der 
Verschuldung  aus. 

61)  Nachwetsungen  in  meiner  Schrift  S.  299. 

62)  Man  bemerkt  leicht,'  dass  die  Vertheidiger  nichl  die  nöihige  Zeit 
haben,  um  sieh  gründlich  auf  die  Befragung  der  Sachverständi- 
gen über  wichtige  technische  Fragen  vorzubereiten. 

63)  Bei  dem  allerdings  an  sich  lobeaswertbea  streben  sehnell  die 
Sache  za  erledigen  geschieht  es  oft,  dass  ^^  B.  in  London  der 
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wenn  (ww  eft  geschielU)  erst  in  der  Sitzang  einer  der  an- 
wesenden Advokaten  auf  Bitten  des  Präsidenten  oder  weil  ihn 
der  Sh^ff  bestellt,  die  Vertheidigung  übernimmt,  und  seine 
Vorbereltosg  im  Dorchlesen  der  Anklagesdirift  (zuweilen  die 
mageren  Aufseichnnngen  der  Voruntersuchung)  besteht,  so  dass 
die  dem  Vertheidiger  obliegende  Befragung  der  Zeugen  und 
Sachverständigen  oft  nnr  ungenügend  geschehen  Icann,  und 
bei  der  Eilfertigkeit  mit  der  das  Verfahren  betrieben  wird,  der 
Vertheidiger  nicht  darauf  rechnen  kann,  dass  eine  Vertagung 
bewilligt  wird  ^)*  Ein  Nachtbeil  liegt  noch  darin ,  dass  dem 
Vertheidiger  nicht  das  letate  Wort  gehülst,  sondern  der  An- 
walt der  Anklage  wenn  Vertheidigung  vorgebracht  wurde, 
darauf  antworten  kann,  was  die  Folge  hat  <^),  dass  oft  der 
Vertheidig«  lieber  das  Vorbringen  von  Entlastungsbeweisen 
Dttterlässt,  um  nicht  dem  Anwalt  der  Anklage  Gelegenheit  zur 
Sehlusaerklllrang  zu  geben. 

c)  Einen  schlimmen  Einfluss  auf  die  Gründlichkeit  der 
Verhandlungen  hat  der  ungenügende  Zustand  der  Medicin  in 
England  und  der  Mangel  an  Anstalten  für  Gerichtsärzte  zu 
sorgen  m).    Die  Wahl  der  beizuziehenden   Sachverständigen 


am  10.  Augnst  wegen  eines  am  8.  Aug.  verübten  Verbrechens 
vor  den  police  magislrate  gestellte  Beschuldigte  am  11.  Aug. 
vom  Richter  vor  die  grosse  Jury  gewiesen,  in  der  Assise  vom 
15.  die  Anklage  zugelassen,  die  Sache  am  16.  verhandelt  wird, 
so  dass  der  Vertheidiger  oft  kurz  vor  der  Sitzung  hestellt  ist, 
nnd  kaum  Zeit  hat  sich  mit  seinem  Schützling  zu  hcnehmen. 

64)  Es  geschieht  dies  zwar  zuweilen  nnd  der  Richter  he  willigt  die 
Vertagung,  wenn  der  Vertheidiger  zeigt,  dass  er  nicht  die  nöthige 
Zeit  zur  Vorbereitung  hatte,  z.  B.  Fall  in  der  Times  vom  18.  Dec. 
1851,  aber  die  Vertheidiger  stellen  nicht  gerne  solche  Anträge. 

.65)  Nachweisungen  in  meiner  Schrift  S.  430. 

66)  £s  giebt  ausgezeichnete  Aerzte  in  London ,  welche  in  der  £fc- 
richtlichen  Arzneikunde  als  Muster  vorleuchten,  z.  B.  Taylor. 
Seine  Ausführungen  sind  immer  höchst  belehrend.  Einen  Schatz 
seiner  Erlahmngen  s.  in  der  neuen  Ausgabe  seines  Werki:  Me- 
dical  jnrispmdenee,  London  1854. 
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hingt  Ton  den  Anwälten  ib,  und  diese  wüüai  Irgend  efnen 
der  ihnen  bekannten  Aerzte,  Ton  dem  sie  holfen  können,  dan 
er  f&r  die  UnterstStcnng  der  Ton  ihnen  anrgestellten  Befaanp- 
tnng  gfinatig  ist.  Wegen  der  Kürze  der  Zelt,  weidie  ihnen 
zur  Yorbereitong  gelassen  wird,  mangelhaft  Torbereitet,  von 
den  Anwälten,  welehe  mit  den  Fortschritten  der  gerichtlidiett 
Arzneiknnde  nicht  vertrant  sind,  oberflächlich  ond  einseitig 
befragt,  geben  diese  SachTerständigen  bei  Gericht  nor  selir  im- 
genfigende  Gntachten,  die  nicht  geeignet  sind,  die  Oeschwor- 
nen  aafznklären  ^).  Man  bemerkt  selbst,  dass  wenn  der  An- 
walt der  Anklage  erfahrt,  dass  ein  von  ihm  Torgeladener 
Sachverständiger  nicht  gfinstig  aussagen  w&de,  er  ihn  nicht 
Tormft  und  befragt,  so  dass  oft  eine  wichtige  Anssage  nnbe- 
nfitzt  bleibt  «•).  Vorzflglich  wird  nicht  selten  die  Frage  über 
das  Dasein  von  SeelenstSmng  des  Angeklagten  mit  einer 
beklagenswertben  Oberflächlichkeit  behandelt,   indem  die  des- 


67)  Wie  mangelhafl  die  Zostfinde  in  England  siod,  mag  ein  in  dem 
Cireoit  in  Hertford  am  1.  M&rz  1805  (Tmies  v.  3.  Hin)  Terhan- 
delter  Fall  zeigen.  Der  grosse  Arzt  Taylor  hatte  ausgesprochen, 
dass  der  Ehemann  der  Angeklagten  an  Arsenik  gestorben  seL 
Die  Leiche  wnrdc  beerdigt,  weil  Dr.  Godson  das  Zengniss  ans- 
geslellt  halte,  dass  der  Mann  an  Gehimleiden  gestorben  seL  In 
der  Assise  wurde  das  Zeugniss  vorgelegt,  als  aber  der  Richter 
genauer  den  Godson  fragte,  gestand  dieser,  dass  er  das  Zengniss 
nur  auf  die  Versicherung  seines  Assistenzarzts  ausgestellt  habe 
und,  dass  er  selbst  glaube,  dass  es  unrichtig  sei. 

68)  Bei  einer  Verhandlung  im  Parlamente  am  27.  April  1855  (Times 
V.  28.  April)  erfuhr  man,  dass  in  der  Verhandlung  gegen  den 
Mörder  Buranelli  (welcher  ungeachtet  des  Gutachtens  des  be- 
deutendsten psychiatrischen  Arztes  Conolly,  dass  der  Ange- 
klagte wahnsinnig  sei,  schuldig  erklärt,  zum  Tode  vcrurlheilt  und 
hingerichtet  wurde)  der  Rronanwalt  einen  erfahrenen  Arzt 
(welcher  den  Angeklagten  im  Krankenhause  behandelt  hatte) 
unter  den  Zeugen  der  Krone  vorgeladen  hatte,  diesen  in  der 
Sitzung  nicht  aussagen  Hess,  nachdem  er  erfuhr,  dass  der  Arzt 
das  Dasein  des  Wahnsinns  behaupten  würde. 
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wegen  YCHrgetadenen  Aerste  entweder  mit  dem  Ckgenetande 
sieht  Terirattty  regelmXsaig  nicht  gehörig  vorbereitet  sind,  (da 
8ie  den  Angeklagten  nicht  längere  Zeit  beobachteten)  sehr 
ongenügend  von  den  mit  den  Fortschritten  der  Payehiafarie 
nicht  Tcrtrauten  Anwälten  befragt  werden,  so  dass  selir  häafig 
die  ertheiiten  Gutachten  auf  keine  Art  genügend  sind  ^).  In 
Bezog  auf  solche  Fälle,  in  welchen  die  Zureclmungsfrage 
▼erhandelt  wird,  darf  auch  ein  anderer  Uebelstand  nicht  unbe- 
merkt bleiben.  So  wohlthätig  die  Rechtsbelehrungen  im 
Schlnss vortrage  der  englischen  Richter  wirken,  so  bedenklich 
wird  in  den  oben  bcEeichneten  Fällen  die  Angewöhnung  eng- 
lischer  Richter  nach  gewissen  durch  Ueberlieferungen  fortge- 
pflanzten irrigen  zu  einer  grossen  Härte  führenden  und  die 
Fortschritte  der  Wissenschaft  verkennenden  Ansichten  den 
Oeschwomen  einzuschärfen,  dass  sie  nach  einer  gewissen  For- 
mel, z.  B«  ob  der  Angeklagte  Recht  und  Unrecht  unterschei- 
den konnte  ''O),  die  Zurechnungsfrage  entscheiden  mössten« 
HierJarch  können  die  Geschwornen  um  so  mehr  irregeleitet 
werden,  als  häufig  die  englischen  Richter  einen  Geist  des 
Misstrauens  und  selbst  einer  Herabwürdigung  ärztlicher  An- 
sichten mit  spöttischen  sogenannt  witzigen  Bemerkungen  an 
den  Tag  legen  7^),  und  die  Geschwornen  warnen,  den  Aerz- 
ten  zuviel  zu  trauen  ''^^  so  dass  das  Vorkommen^  ungerechter 


Klagen  darüber  Äussert  der  vorzügliche  psychiatrische 
Arzt  in  London  Dr.  Winslow  in  seinem  Journal  of  psycholog.  me- 
diane 1854  Joly  pag.  393. 
*  70)  Das  Irrige  dieser  Ansicht  habe  ich  nachgewiesen  in  Goltdammers 
Archiv  für  Preuss.  Strafrecht.  I.  ThL  S.  296  und  jetzt  Winslow 
ÜB  Joomal  V.    18.  April  1854  pag.  196  s.    auch  Taylor  p.  6Sf. 

71)  Trefflich  hat  Winslow  dies  nachgewiesen  in  seinem  Journal  April 
1854  p.  403. 

17)  Kinen  meikwfirdtgen  Fall  dieser  Art  (aus  SchottUnd)  habe  ich 
milgetheik  in  Friedreichs  Blftttera  für  gerichtl.  AnthropoL  1855 
3.  Heft  Nr.  1. 
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Vemrtheiliiiigeii  wegen  oberflächlicher  Entsehefdang  der  Zu- 
rechnungsfrage  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  kann  ^*). 

7)  In  Besng  auf  das  Zustandekommen  der  Wahrsprfiche 
der  Geschwornen  können  als  Schattenseiten  nicht  in  Abrede 
gestellt  werden :  a)  die  Eilfertigkeit  ihrer  Entscheidung  *^) 
daher  häufig  eine  gründliche  Berathung  nicht  Statt  findet,  und  die 
Geschwomen  oft  zu  leicht  den  Ausweg  wählen,  das  Schuldig 
in  Bezug  auf  eine  geringere  Anklage  auszuspredien  ^')l 
b)  in  der  zu  liäufig  angewendeten  Empfehlung  zur  Milde  des 
Gerichts,  oft  ans  Rücksichten,  die  entweder  keiner  Beachtung 
würdig  gewesen  wären  oder  indem,  weil  die  Geschwomen  sich 
sonst  nicht  rereinigt  h^en  würden,  oder  wo  eigentlich  ein  Nicht- 
schuldig gerecht  gewesen  wäre,  der  Mittelweg  gewählt  wird, 
zur  Gnade  zu  empfehlen  (der  Sache  nach  das  Dasein  von 
Milderungsgrunden  auszusprechen). 

8)  Ein  wesentlicher  Fehler  liegt  in  England  in  dem  Mangel 
der  gesetzlichen  Sorgfalt  fBr  Rechtsmittel  7*). 

Es  ist  Pflicht  zum  Schlüsse  nachzuweisen,  wie  seit  1851  die 
Gresetzgebung  über  Strafverfahren  in  England  tief  eingreifende 
Fortschritte  und  Aenderungen  in  dem  bisherigen  Rechtszustande 
bereits  gemacht,  oder  angebahnt  hat.  Dahin  gehören  1)  die  Ver- 
suche mit  aller  Kraft  die  Einrichtung  eines  öffentlichen  An- 
Idägers  einzuführen  (public  prosecutor).  Nachdem  die  öffent- 
liche Stimme  in  der  Presse  und  im  Parlamente  inuner  ent- 


73)  Dies  darf  wohl  in  Benig  auf  den  in  Note  68  «ngefShrten  Fall 
von  Buranelli  behauptet  werden ,  s.  die  NachweUong  in  Win»- 
low*s  Schrift:  the  Gase  of  Loigi  Boranelfi  medieo  -legaBy  const- 
dered.    Lond.  1855. 

74)  Wir  haben  in  der  Sehrifl  über  engl.  Strafv.  S.  469  bereils  be- 
merkt, das«  in  der  Regel  die  Geschwomen  in  das  Berathongsiim» 
mer  sieh  nicht  zuräduiebenY  sondern  sogleich  im  Saale  lerathen. 

75)  Wir  werden  unten  näher  prüfen,  in  wie  fem  die  geforderte  Ein- 
stimmii^eik  die  Gereehtigkeit  der  Wahrspiüche  fiMert  oder 
hindert 

76)  Meine  Schrift  S.  538;  davon  mehr  unten. 
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BAtedener  dcli  fflir  eine  doldie  Anstalt  ausg^ffproehen  hatte  ^ 
(bd  w^elch^  man  frMIieh  weit  entfernt  war,  die  f)raneffoiBehe 
Staatsbehörde  nachcnahmen) ,  wurde  dorch  ^e  Verlage  eines 
daliin  abzielenden  Oesetzesentwurfs  ^  und  durch  Anträge  von 
Lord  Brongham  ''*)  die  Einführung  des  öffentlichen  prosecuior 
Gegenstand  legislativer  Berathungen  ^),  Durch  das  Oesets 
.V.  7.  Aug.  IWf  •*)  wurde  eine  grosso  Verbesserung  inBe%ug 
auf  die  Yereinfachung  der  Anklageschriften  (indictment)  ein- 
gefffhrt,  indem  nicht  mehr  Viele  nach  der  bisherigen  Rechts- 
fibung  geforderten  Angaben  über  Ort,  Zeit,  Art  der  Verübung 
des  Verbrechens  verlangt  werden  und  auf  diese  Art  vielen 
Einwendungen  und  Versuchen  die  Anklage  zu  vernfchten  vor- 
gebeugt wurde.  Vorzuglich  wurde  durch  Bestätigung  und 
Erweiterung  der  bisherigen  Rechtsübung  das  Recht  der  Ge- 
sehwomen  anerkannt,  statt  des  in  der  ursprünglichen  Anklage 
enthaltenen  Verbrechens  den  Angekllagten  eines  geringeren 
Verbrechens  oder  eines  ähnlichen  Verbrechens  schuldig  zu  er- 
USi^n  ^).  3)  Wichtig  sind  die  Anträge  die  Aufhebung  der 
grossen  Jury  —  (vorerst  für  die  vor  dem  Crimfhalhöfe  in  LoA- 
don  verhandelten  Fälle)  auszusprechen  und  das  Trial  über 
ein^n  Angeschuldigten,  ohne  dass  es  der  Mifwirknng  der 
grossen  Jury  bedarf,  schon- dann  eintreten  zu  lassen,  wenn  ein 


77)  s.  meine  Schrift  S.  232. 

78)  Durch  Phillimore  im  Uoterhaiwe  vorgelegt,  s.  über  den  iahalt  der 
Bill  meinen  Aufsatz  im  Archiv  des  Crimioalrechts  1855. 
S.  205. 

79)  im  Januar  1955. 

SO)  IKe  dafor  im  Patlament  snr  Berathung  aiedergesetate  Commit(ee 
hat  a«i  5.  August  1855  eineii  Berieht  erstattet 

8t)  lMt€t  den  BntiruK  und  den  6&ng  der  Verhandlungen  s.  meine 
INast^thiagr  ii»  der  Zeltsehrifl  für  ausländ.  Geseltgehung  XXIII. 
S.  127  u.  XXiV.  8.  74. 

82)  z.  B.  wenn  die  Anklagte  anf  Mord  gin^  da^  Sctiddig  wegen  Tod- 
sehlasis  antznsprecheiL  ' 
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magliirmte  auf  den  Gmiid  der  Tor  Ihm  Statt  gefnndeneiaVer* 
haadlaiig  das  Committment  aasgesproehen  hat  »)•  4)  Eia 
Gesetz  v.  1.  August  1851  ist  wichtig  wegen  der  Vorschrif- 
ten^)! wodurch  die  Bewilligung,  dass  den  Anklägern  «oa 
der  Staatskasse  die  Kosten  der  Verfolgung  vergütet  werden 
sollen,  erleichtert  werden  soll  (bedeutend,  weil  dadurch  die 
Strafverfolgung  häufiger  eintritt);  sodann  wegen  der  Vor- 
schrift, oass  die  dercs  bei  den  Friedensgerichten  mit  einer 
festen  Besoldung  angestellt  werden  sollen  ^).  5)  Durch 
das  Oesetz  vom  3*  July  1851  ^)  wurde  das  Verliältoiss, 
in  welchem  der  Umstand  dass  der  Angeklagte  schon 
wegen  Verbrechen  bestraft  wurde,  in  eine  Strafhandlung  ge« 
sogen  werden  soll,  näher  geordnet  und  die  Ermächtigung 
eines  jeden  Bürgers  einen  auf  der  That  begriflCenen  zu 
ergreifen,  bestimmter  ausgesprochen.  6)  Das  Gesetz  vom 
7.  August  185 1  «7)  über  gerichtlichen  Beweis  enthält  Vor- 
sdiriften  zur  Sicherung  dass  kein  Angeklagter  und  Zeuge 
genöthigt  werden  soll,  eine  Antwort  zu  geben  auf  Fra- 
gen, durch  deren  Beantwortung  er  sich  selbst  beschul- 
digen müsste,  femer  dass  Niemand  wegen  Interesse 
oder  verübter  Verbrechen  vom  Zeugnisse  ausgeschlossen  wer- 


83)  Vorzüglich  ist  dies  in  der  unter  dem  Namen  Grand  Jurors  Bill 
eingebracht  von  Attomey  General  Walpole  durchgeführt  Die 
CoqomiUee  des  Unterhauses  v.  19.  May  1852  sehlug  bedeutende 
Veränderungen  vor. 

84)  Meine  Hittheilungen  in  der  Zeitschrift  für  auslindische  Gesetsge* 
bung  XXIV.  S.  73. 

85)  Die  Wichtigkeit  dieser  Vorschrift  begreift  man  nur,  wenn  man 
die  Erfahrung  (s.  darüber  meine  Schrift:  Das  «ng^sehe  StraT- 
veHahren  8.  224)  kennt,  dass  bei  den  Friedensgeriehten  hioflg 
barristers  als  dercs  vorkommen,  wdehe  nur  aof  GebAbren  (fees) 
angestellt  sind,  und  daher  auf  die  FHedensriebter  wiiken  um  sie 
zu  bestimmen  Angeschnldigte  an  das  Trial  sn  weisen,  dtmitdann 
diese  barristers  als  Advokaten  etwas  verdtsneB. 

86)  Anaing  in  d.  Zettschrift  XXIV.  S.  81. 

87)  Zeitschrift  XXiV.  S.  83. 
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den  soll  ">)  und  wie  der  Beweis,  dass  Jemand  bereits  wegen 
Verbrechen  verartheilt  wurde,  zu  führen  ist.  7)  Durch  das 
neueste  Gtesetz  vom  14«  August  1855  haben  die  Friedens- 
nnd  PoUzeirichter  das  «Recht  erhalten  ^J,  bei  einfachen 
Diebstahlen  unter  5  Schillingen,  wenn  der  Angeschul- 
digte hiezu  einwilligt^),  ohne  (Jeschworne  das 
Drtheil  zu  fallen  und  bis  zu  drei  Monaten  Strafe  auszu- 
sprechen. 8ie  dürfen  selbst  (ohne  Oeschworne)  wenn  der 
Werth  des  Gestohlenen  5  Schillinge  übersteigt  und  sich  der, 
gehörig  vor  Uebereilung  gewarnte,  Angeschuldigte  für  schul- 
dig bekennt**),  eine  Strafe  bis  zu  sechs  Monaten  aussprechen« 
Diese  Bill  wurde  im  Unterhause  am  6.  August  1855  sehr 
angefochten  (Times  v.  7.  August)  und  gezeigt  dass  vorzüglich 
auf  dem  Lande  von  den  sehr  willkürlichen  Polizeibeamten 
die  Angeschuldigten  nichts  Gutes  zu  erwarten  haben  werden. 
8)  Auch  das  (zwar  zunächst  für  den  bürgerlichen  Pro- 
zess  gegebene)  Gesetz  v.  12.  Aug.  1854  ^)  ist  für  das  Straf- 
verfahren wichtig,  in  so  ferne  die  feierliche  Versicherung  von 
Personen,  welche  wegen  Gewissenszweifel  nicht  schwören 
wollen,  dem  Eide  gleichgestellt  ist,  als  der  Umfang,  iu  wel- 
chem zur  Entkräftung  eines  Beweises  andere  Beweise  vor- 
gebracht und  ün  E[reuzverhöre  Fragen  um  die  Glaubwürdig- 
keit der  Zeugen  zu  schwächen  gestellt  werden  dürfen,  genauer 


88)  Der  grötsta  Streit  war,  ob  auch  Ehegatten  als  Zeugen  vorgeru- 
fen werden  könnten.  Erst  dorch  das  Gesetz  von  1854  wurde 
diese  Frage  endlieb  entschieden,  davon  unten  bei  der  Bewets- 
lehre. 

80)  üeber  diese  Ersehdttenuig  desSchworgerichts  s.  Wirren  in  seiner 
•    Ausgabe  von  Blaekstone  pag.  569. 

90)  Wichtig  ist  hier  der  Yoitrag  von  Wohyeb  in  dem  law  Review 
1855  p.  385. 

91)  Lord  Brougbam  behauptete  im  Oberhanse  17.  Mirz  1854,  dass 
in  den  Assisen  von  Cumberland  Vi  !>>>  V*  derVerortheilten  sieh 
scboldig  bekennen. 

92)  Darüber  Auszog  ans  dem  wichtigen  report  Zeitschrift  XXVIL 
32a. 
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g^rdnet  ist,  und  bei  der  Berathung  dieses  Gesetzes  attch  an- 
dote  wichtige  Anträge  wegen  Einriclitung  der  Schwurgerichte 
2ttr  Sprache  kamen,  wo  sich  aber  zeigt  wie  sehr  sich  die 
englische  Ansicht  gegen  Neurangen  in  dem  Schwurgerichte 
in  Strafsachen  sträubt  ♦*)•  Die  wichtigste  neue  Vorbereitung 
zu  tiefer  eingehender  Verbesserang  des  Strafverfahrens  wurde 
durch  eine  Reihe  von  Anträgen  von  Lord  Brougham  am  23. 
März  1855  im  Oberhause  eingeleitet»*).  Der  Antragsteller 
griflf  die  bestehenden  üebel  in  ihren  Grundursachen  an,  führte 
vorzüglich  wegen  der  Nachtheile  des  Mangels  eines  öffentB- 
ichen  Anklägers  merkwürdige  Beispiele  an**)  und  trägt  darauf 
an,  da:ss  eine  meiu:  gleichförmige  Einrichtung  der  Polizei  in 
ganz  England,  vorzüglich  in  Bezug  auf  die  constabulary  force 
und  Anstellung  von  police  magistrates  getroffen,  dass  öfifent- 
liehe  Ankläger  angestellt  werden  sollten,  dass  die  Assisen- 
sitzüngen  häufiger  als  bisher  angeordnet^),  dass  die  Graf- 
schaftsrichter für  Entscheidung  kleinerer  Straffälle  zuständig 
erklärt  werden,  dass  die  Kosten  der  Strafverfolgung,  wenn 
Jemand  losgesprochen  wird,  der  Grafschaftskasse  zufallen 
sollten'^).    Den  reichsten   Stoff  zur  Erkenntniss  der  Mängel 


93)  VorzägUch  wegen  Vorschläge  der  Abänderung  des  Erfordemia- 
ses  der  Einstimmigkeit,  s.  Zeltschrift  XXVUI.  S.  1. 

94)  In  der  Times  v.  24.  März  1855  findet  sich  ein  Auszug  seiner 
metkwÜt^igen  Begrflndung,  s.  auch  den  Anfsatz  im  law  Review 
1855  Mäyheft  p»  111  elc. 

95)  Wir  werden  unten  bei  der  Frage  über  die  Staatsanwaltschaft 
nähere  Nachricht  geben. 

^^ '^6)  üiefher  gehört  anch  ein  gnler  Aufiati  im  law  Re-neW  iB55 
Februar  p.  30i. 

'"  97)  IMferkwfirdig  sind  dii^  Erklärungen,  welche  def  Lordkanzler  auf 
diese  Anträge  gab,  indem  er  sich  für  die  Bill  erklärte,  aber  die 
Nothwendiglceit  zeigte  nicht  zuviel  der  bisherigen  Einrichtungen 
zu  erschÜUern;  cbeitso  ist  die  einige  Tage  darauf  vorgekommene 
Verhandlung  im  Oberhausc  (law  Review  1955  p.  2^)  und  ein 
Aufsatz  fn  det^  Times  v.  13.  April  i9S8S  Aer  die  Bedenkllthkei- 
ten  wegen  Einfährung  des  öffentlichen  Anklägers  wichtig. 
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ded  bestellenden  englißcbcn  Strafverfahrens,  insbesondere  in 
Bezng  anf  das  System  der  Privatanklage,  des  Gangs  der  Vor- 
antersuchnng  so  wie  zur  Andeutung  tief  eingreifender  Ver- 
besserungen des  englischen  Verfahrens  liefern  die  bei  Gele- 
genheit der  Berathung  des  Vorschlags  Über  Einführung 
eines  öffentlichen  Anklägers  aufgenommene  Mittheilungen  der 
Erfahrungen  der  angesehensten  Praktiker**). 

$•  8. 

Strafverfahren  in  Scholtland. 
Das  Strafverfahren  Schottlands  yerdient  um  so  mehr 
eine  allgemeinere  Beachtung,  als  darin  viele  Einrichtungen 
sich  finden,  deren  Mängel  man  im  englischen  Verfahren  be- 
klagt, so  dass  das  schottische  noch  mehr  als  Vorbild  der 
Nachahmung  auch  im  Auslande  dienen  kann  ').  Dies  Ver- 
fahren beruht  auf  allen  gerechten  Grundlagen,  welche  in  ei- 
ner Vertrauen  erweckenden  Strafverhandlung  nicht  fehlen 
dürfen,  vorzüglich  auf  dem  Grundsätze  der  vollständigen 
Gleichheit  der  Hechte  des  Anklägers  und  des  Angeklagten } 
es  zeichnet  sich  aber  vor  dem  englischen  Verfahren  aus  durch 
den  in  Schottland  aufgestellten  öffentlichen  Ankläger,  dnrch 
die  grössere  Sorgfalt  für  den  Schutz  der  Vertheidigung  des 
Angeklagten.      Eine   Reihe    von  Verschiedenheiten    erklären 


dS)  Sie  sind  gedruckt  in  den  rainutes  of  evidence  zum  Report  firom 
the  select  Committee  onpublic  prosecutors.  9.  Augatt  1855.  Die 
Generalaitomies  England»,  Schottlands,  Iiiods»  der  Lordober- 
richter, die  aas  gezeichnetsten  Anwälte  sind  mit  ihren  Erfahrungen  u. 
Ansichten  Ober  Verbessenifigrrorschläge  vernommen.  Keine 
Pariamentsvem^miing  ist  noch  6o  in  Etntelliheite'n  eibgegangen. 
Wir  werden  Aberall  im  Verfolge  die  BfateiialSetib^ützung  an- 
2eigefi. 
1)  Wichtig  ist  dass  auch  in  der  von  der  engliechen  Regienmg  ver- 
kündeten Strafprozessordnung  ffir  Malta  (Vorüber  im  %,  10  Nä- 
here» berichtet  werden  soll)  im  WesentUehen  das  m^hotlische 
Strafverfahren  zom  Vorbilde  genommen  warde. 
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sich  ans  der  Efgenthümlichkeit  der  Ausbildung  des  schotti- 
schen Rechts,  aus  der  lange  fortdauernden  Selbständigkeit  sei- 
ner Gesetzgebung^),  aus  dem  schottischen  Nationalcharakter, 
aus  dem  Einflüsse  des  römischen  Rechts  auf  die  Ausbildung 
des  schottischen  Rechts  und  aus  einer  grösseren  wissenschaft- 
lichen Pflege  des  Rechts  in  Schottland.  Indem  wir  an  unsere 
Darstellung  des  schottischen  Strafverfahrens  anknüpfen*),  he- 
ben wir  die  wichtigsten  Eigenthiimlichkeiten  des  schottischen 
Rechts  mit  Hinweisung  auf  neuere  Erfahrungen  hervor: 

I.     In  der  schottischen  Voruntersuchung  ist  vorzüglich 

a)  die  Wirksamkeit  einer  Staatsbehörde  wichtig,  welche 
in  umfassenden  Verzweigungen  angeordnet*)  von  Amtswegen 
verübte  Verbrechen  verfolgt,  ohne  jedoch  die  Befugniss  eines 
Privatanklägers  aulzutreten  und  selbständig  zu  verrolgen  aus- 
zuschliessen. 

b)  Das  schottische  Verfahren  kennt  keeinn  Coroner,  so 
dass  die  Erhebung  des  Thatbestandes  in  den'^Fällen,  in  wel- 
chen der  englische  Coroner  thätig  ist,  von  dem  Richter  aus- 
geht. 

c)  Die  Handlungen')  der  Voruntersuchung  sind  nicht 
öfi'entlich,  die  Vernehmung  der  Zeugen,  welche  der  Eronan- 
walt  für  nöthig  hält,  geschieht  von  ihm  selbst,  da  es  für  ihn 
nur  darauf  ankömmt,  ob  er  auf  den  Grund  der  erhobenen 
Aussagen  Beweise  genug  findet,  um  gegen  eine  Person  dne 
Anklage  zu  erheben ,  und  zu  dem  Trial  Zeugen  vorzuladen, 
deren  Aussagen  die  Anklage  begründen  können. 


2)  Nsehweisimgen  in  meiner  Schrift:  Dm  englische  Strafverfahren 
6.  19. 

8)  In  der  angefGhrtan  Schrift  S.  182  elc  Sehottland  besitzt  eine  in 
England  nicht  so  vorhandene  gute  Sammlung  der  Criroinal  trials 
8.  Nachweisongen  in  meiner  Schrift  Seite  20  Note  5  n.  S.  24 
Note  23.  Die  neueste  Sammlung  ist  die  von  Shaw  Reports  of 
cases  betöre  the  high  eonrt  Edinburgh. 

4)  Heine  Schrift  S.  185. 

5)  Meine  Nachweisongen  in  der  Zeitschrift  £Sr  anslind.  Gesetzgebung 
XXV.  8.  467. 
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d)  Die  Vorladung,  Feetnehmung,  Vernehmnog  eines 
Beschuldigten  geaehieht  durch  den  Richter,  mit  offener  Vor- 
haltong  der  Beweise  an  den  Angeschuldigten,  der  aufmerksam 
gemacht  war,  dass  er  keine  Antwort  zu  geben  schuldig  sei. 
Oiebt  er  eine  Erklärung,  so  kann  sie  der Eronanwalt,  der  auf 
VeruriheiluDg  nie  rechnen  kann,  wenn  nicht  das  Oeständniss 
Tolüg  freiwillig  gegeben  war*),  imTrial  gebrauchen« 

2)  Das  schottische  Verfahren^)  kennt  keine  Einrichtun- 
gen, durch  welche  bezweckt  werden  soll,  dass  ein  Richter 
(wie  in  England)  die  Vorgerichtsetellung  im  Trial  gegen  den 
Beschuldigten  aussprechen  oder  ein  Ausspruch  der  grossen 
Jury  (wie  in  England)  oder  eine  Anklagekammer  (wie  in 
Frankreich)  fiber  Versetzung  in  den  Anklagestand  entscheide; 
die  Stellung  der  Anklage  ist  ?ielmehr  nur  dem  Kronanwalt 
überlassen*),  der  unter  seiner  Verantwortlichkeit  handelt, 
prüft  ob  die  ihm  bekannten  Beweise  genügen  werden,  die 
Anklage  zu  begründen,  darnach  die  Anklageschrift  entwirft 
und  dadurch  das  Trial  vorbereitet. 

3)  Eine  die  Vertheidigung  wesentlich  erleichternde  Ein- 
richtung ist  es,  dass  a)  die  Anklageschrift  in  Schottland  schon 
weit  Tollstandiger  (ohne  deswegen  nach  Art  eine^  französi- 
schen Anklageschrift  abgefasst  zu  sein)  bearbeitet  ist  und  dem 
Bescliuldigten  genau  zeigt  wogegen  er  seine  Vertheidigung 
zu  richten  hat  *),    dass  b)  mit  der  UitÜieilung  dieser  Schrift 


6)  Wie  ▼orsichtig  die  schottischen  Richter  sind,  wenn  sich  zeigt, 
dasf  der  Constabie  durch  Fragen  Eridäroogen  des  Ange- 
schnldigten  erhielt,  zeigt  ein  Fall  im  Sbaw's  Reports  voL  V  pag. 
516  wo  der  Richter  sogleich  erklärte,  dass  die  evidence  onwirk- 
sam  sei,  weil  der  Constabie  den  Verhafteten  befragt  hatte. 

7)  Ueber  die  H&oflgkeit  mit  welcher  der  schottische  Staatsanwalt 
in  den  an  ilm  gebrachten  Fällen  die  Sache  on  verfolgt  lässt.  Heine 
Schrift  S.  197  u.  Aber  die  Fälle  worin  der  Staatoanwalt  die  An- 
klage zurück  zieht    Zeitschrift  8.  480. 

8)  Meine  Schrift  S.  283  Zeitochrift  S.  471. 

9)  Beispiel  in  meiner  Schrift  S.  255. 
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rogljeich  die  Namen  der  vorgeladenen  OeBchwomen,  der  An- 
8chi|ldigangBzeagen  und  Sachverständigen  und  das  Verzeich* 
niss  aller  Urkunden,  deren  sich  der  Kronanwalt  bedienen 
will,  mitgetheilt  werden  müssen,  c)  dass  diese  Mittheilong 
14  Tage  vor  dem  Trial,  also  so  frühzeitig  geschehen  muss, 
dass  der  Angeklagte  genügend  seine  Ycrtheidigung  vorberei- 
ten kann  '<*). 

4)  In  der  Hauptverhandlung  ^eten  vorzüglich  folgende 
Abweichungen  von  dem  Gange  des  englischen  Verfahrens 
hervor,  während  die  Grundlage  die  nämliche  wie  in  England 
bleibt,  dass  der  Richter  weder  eüie  Befugniss  hat,  Zeugen 
vorzuladen,  die  nicht  auf  der  Zeugenliste  standen,  noch  die 
Zeugen  und  Angeschuldigten  vernimmt,  so  dass  jeder  Zeuge 
vpu  der  Partei  die  ihn  vorgeladen  hat,  vernoi^men,  und  nur 
dem  Kreuzverhör  des  Gegners  unterworfen  ist.  a)  Eigenthüm- 
lieb  ist,  dass  am  Anfang  des  Verfahrens  und  zwar  ehe  der 
Angeklagte  befragt  wird,  ob  er  schuldig  oder  nicht  schuldig 
sich  bekennt  und  ehe  die  Jury  beeidigt  wird,  eine  Ein>?en- 
düng  gegen  die  relevancy  of  the  libel  erhoben  werden  kann  i^) 
und  dadurch  eine  Verhandlung  über  die  Begründung  dieser 
Einwendung  herbei  geführt  wird,  worüber  das  Gericht  entscheidet. 
Grundlose  Anklagen  werden  dadurch  vermieden,  der  Kronan- 
walt  wird  auch  aufgefordert,  um  so  sorgfältiger  die  Grundlage 
djer  Anklage  zu  prüfen,  weil  er  besorgen  muss,  dass  sie  ohne 
dass  das  Gerieht  eine  Verhandlung  darüber  zulässt,  verwor- 
fen wird,  entweder  weil,  wenn  auch  die  Thatsachen  der  An- 
klage wahr  wären,  die  Handlung  kein  Verbrechen  sein  wür- 
de i>),  oder  nicht  unter  das  Strafgesetz  gestellt  werden  könnte, 


10)  Dies  bewirkt  dass  auch  der  scholüsche  Vertheidig^er  (dafür  dass 
ein  solcher  auT^eslellt  ist,  sorgt  die  Rechtsübung  in  Schottland 
besser  als  in  England)  mehr  Zeit  zur  Vorbereitung  hat. 

11)  Nachweisungen  in  meiner  Schrift  S.  350. 

12)  z.  B.  merkw.  Verhandlung  in  Irvings  Sammlung :  Reports  of  cases 
v.  1852— 54  Tbl.  ID.  pag.  232  dass  die  Handlung  keine  Fälschung 
sein  würde. 
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Ulf  wdclMB  die  Anklage  gebaut  war,  oder  wefl  Ae  AnU^ge^^ 
achdft  (Übel)  formell,  z.  B.  wegen  ihrer  UnToUständigkeii 
nicht  b^;rüDdet  ist  ^).  b)  Dies  Verfahren  giebt  auch  dev 
EinrichtoDg  nach  welcher  wie  in  England  der  Angeklagte  ge- 
fragt wird,  ob  er  sich  schuldig  oder  nicht  schuldig  bekenne, 
in  Schottland  eine  eigenthümliche  Richtung,  dass  der  Ange- 
klagte zu  der  ihm  günstigsten  Erklärung  sich  erst  entschlies- 
sen  kann,  wenn  er  durch  die  vorausgehende  Verhandlung  über 
die  rechtlichen  Folgen  seiner  Handlung  aufgeklärt  ist.  c)  Das 
sehottisehe  Recht  kennt  keine  Befugniss  des  Anwalts  der 
Anklage  einen  Einleitungsvortrag  zu  halten;  die  Verhandlung 
beginnt  vielmehr  damit,  dass  die  vorgeladenen  Zeugen  der 
Reihe  nach  vernommen  werden,  was  den  Vortheil  hat,  dass 
die  Gosehwomen  rein  den  Eindruck  welchen  die  Aussagen 
der  Zeugen  machen,  ohne  die  leicht  einseitige  Auffassung 
des  Kronanwalts  erhalten,  d)  Der  Kronanwalt  hält  seinen 
Vortrag  erst  nach  vollständig  beendigter  Beweisaufnahme;  ihm 
folgt  die  Augführung  des  Vertheldigers,  so  dass  demselbea 
in  Schottland  stets  das  letzte  Wort  gebührt  e)  Das  Ried:^ 
des  Kronanwalts  die  Anklage  zurückzunehmen,  ist  anerkannt 
und  wird  häufig  gebraucht,  wenn  der  Kronanwalt  von  der 
wahrscheinlichen  Erfolglosigkeit  der  Anklage  sich  überzeugt, 
nicht  selten  ist  es  .auch  das  Gericht,  welches  den  Anwalt  auf- 
merksam machtun«  veranlassst  die  Anklage  zurückzunehmen^^). 
Oft  ^ebt  auch  der  Kronauwalt  die  Anklage  gegen  einen  der 
Anigeklagten  auf,  welcher  dann  als  wichtiger  Zeuge  für  den 
Mitangeklagten  gebraucht  werden  kann  ^*).  f)  Im  Bchlussvor^ 
trag  der  versitzenden  Richter  in  Schottland  ist  cigenthümllch, 
dass  sie  weit  mehr  als  die  englischen  alle  einschlägigen  rccht- 


13)  z.  B.  in  dem  Falle  bei  Shaw  Reporte  V.  p.  475.  Der  Kronanwalt 
zieht  dann  häuflg,  wenn  er  aufmerksam  gemacht  wird  auf  die 
Fehler,  das  Übel  der  Anklage  zurück. 

14)  Merkw.  F&lle  in  den  Reports  (Sammlung  von  Schaw  1853)  ThL 
m.  p.  359  y.  p.  363. 

15)  Beispiele  in  der  Reporte  Th.IV.  p.  423. 
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lldieii  Qeilchtspvnkte  zergliedern,  die  Rechteansicfalen  welche 
die  Oeschwomen  leiten  sollen  i^,  angeben  und  den  Oang, 
welchen  die  Berathnng  der  Geschwomen  nehmen  eoll,  be- 
seichnen. 

5)  In  Besag  auf  das  Schwurgericht  in  Schottland  heben 
wir  hervor:  a)  die  von  der  englischen  abweichende  Art  der 
Besetzung  des  Gerichts  theils  wegen  der  Bildung  der  Listen  >^), 
theils  wegen  der  Zahl  ^%  b)  Die  eigenthümliche  Stellung 
der  Geschwornen,  in  dem  hier  häufig  die  Rechtsfrage  bei 
der  Verhandlung  der  Relevancy  des  libels  entschieden  ist'*), 
c)  Die  Einrichtung  dass  in  Schottland  der  Wahrspruch  nicht 
auf  Einstimmigkeit  zu  beruhen  braucht^).  Die  dreifache  Art 
des  Wahrspruchs,  indem  die  schottischen  Geschwomen  ent^ 
weder  mit  der  Formel  not  guilty  oder  not  proven  das  Nicht- 
schuldig  ^0  aussprechen  können^). 

6)  Verschieden  von  der  englischen  Einrichtung  ist  die 
schottische,  indem  darin  nicht  ein  sondern  3  Richter  das 
Gericht  bilden '<). 


16)  Namenilich  wenn  es  auf  die  Beurtheilung  der  Zarechnnnssf&big- 
keit  ankömmt,  wobei  freilich  bedauert  werden  muss,  dasa  oft 
die  Richter  zu  sehr  an  alten  strengen  Ansichten  hangen  und  die 
neuem  Fortschritte  der  Wissenschaft  angreifen. 

17)  Meine  Schrift  8.  38^  Wir  werden  unten  bei  der  Darstellung 
des  Schwurgerichts  dies  näher  darsteUea. 

18)  In  Schottland  sitzen  15  Geschwome. 
19)«s.  Jedoch  meine  Schrift  S.  461. 

!20)  Die  Geschwomen  fugen  aber  b&nfig  bei:  mit  Einstimmigkeit 

21)  Von  dem  h&ufigen  Gebrauch  der  Formel:  not  pro'ven  meine 
Schrift  S.  481  u.  Zeitochrift  l  c.  S.  478. 

22)  Mit  Unrecht  meinen  aber  manche  deutsche  Juristen,  dass  der 
Aussprach :  not  proven  der  deutschen  absolut  ab  instantia,  ent- 
spreche, s.  Fälle  in  meiner  Schrift  S.  482. 

23)  Dies  wirkt  dass  über  die  Rechtsfragen  u.  über  die  Strafbeslim- 
mung  eine  koUegialisehe  Berathnng  (öffentlich)  Statt  findet 
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§.   9. 

Nor  dam  erik»ni«e  hei  Straf  ▼erfahren. 

Das  Strafverfahren  in  Nordamerika  bemht  auf  den  nSm- 
Uchen  Grundlagen  ^ie  das  englische;  aber  auch  hier  zeigen 
ddi  Eigenthümlichkeiten ,  deren  nähere  Betrachtang  nm  so 
wichtiger  ist,  je  mehr  sich  daraus  ergiebt,  welchen  Einfluss 
bei  jedem  Volke  auf  die  Art  seines  Strafverfahrens  die  be- 
sonderen sittlichen,  gesellschaftlichen  und  politischen  Zustände 
ausüben  und  was  in  einem  Lande,  wie  Amerika  aus  dem 
Strafverfaliren  gemacht  werden  kann,  wenn  in  dem  Lande 
manche  Hindemisse  beseitigt  sind,  welche  in  England  der 
Fortbildung  des  Rechts  vielfach  entgegen  stehen.  Whr  haben 
bereits  in  der  früheren  Schrift^)  nachgewiesen,  wie  in  Nord- 
amerika die  durch  Erfahrung  über  die  Missbräuche  welche 
sur  Unterdrückung  der  Oerechtigkeit  Richter  sich  erlaubten^), 
belehrten  Männer,  welche  die  Verfassung  Nordamerika's  be- 
arbeiteten, die  Nothwendigkeit  erkannten,  in  der  Verfassungs- 
ufamde  gewisse  Grundsätze  zum  Schutze  der  Freiheit  gegen 
die  Bedrückungen  im  Strafverfahren  niederzulegen^.  Das 
Recht  auf  die  grosse  Jury,  der  Anspruch  auf  alle  Mittel  der 
Vertheidigung,  die  Strenge  mit  welcher  jede  Art  von  inquisi- 
torischem Zwang  beseitigt  ist,  sicherten  dem  Angeschuldigten 
einen  kräftigen  Schutz  ^);  während  in  England  dem  common 
law  und  den  von  den  Gerichten  in  London  ausgehenden 
Rechtssprüchen  die  Entscheidung  der  wichtigsten  Punkte  des 
Strafverfahrens  überlassen  war,  äusserte  sich  in  den  amerika- 


1)  Das  englisch  sehottiscbe  nordamerik.  StrafverCahren  8.  25  ete. 

2)  Nachweisongen  ia  meiner  Sehrifk  S.  27. 

3)  Daraus  erklären  sich  die  in  meiner  Schrift  S.  28—30  angegebe- 
nen Besttmmmigen  über  das  Strafverfahren  in  der  VerfassoBgs- 
«künde. 

4)  Dies  zeigt  Lieber  in  dem  Werke:  on  civil  liberty  and  seUgoven- 
mem  PhÜadelpfaia  1863  voL  L  p.  86.  149.  95a 

MlctarBaler,    Strafrtrfduta.  g 
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nlfeheii  SUatea  immer  mehr  das  Streben,  durch  Gesetze  vie- 
le dieser  Punkte  ca  ordnen,  nnd  manche  in  En^and  vorkom- 
menden Einriehtangen  za  verbeääem«  Den  grossten  EinflnsB 
daiaiir  hatte  Liiingston,  dessen  Entwarf  (mit  der  aosgeadch- 
neten  Begründong)  meiir  oder  minder  allen  späteren  Cresetz- 
gebangen  der  einzelnen  amerikanisdien  Staaten  Torschwebte^). 
Eine  neae  Bichtong  eriiielt  die  Gesetzgebung  über  Strafver* 
fahren  dnrch  den  vollständigen  osd  systematischen  Entwarf 
der  Strafprozessordnong  für  Newyork^,  die  neuen  Gesetzbü- 
cher von  Virginien,  Conneeticat  und  Indiana^);  alle  diese 
folgten  vielfach  diesem  Vorbilde.  Eine  Reihe  wichtiger  Ge- 
setze über  einzelne  Punkte  des  Strafverfahrens  ergingen  in 
einzelnen  Staaten  ^.  Zur  Erkenntntes  der  Art,  wie  in  den 
verschiedenen  Staaten  Amerika's  das  Strafverfahren  sich  aos- 
bUdete,  dient  vorzüglich  das  Studium  der  We^e  von  Whar- 
ton  •  •),  Davis  *),  Walker  ^•)j  Smith ")  und  der  unter  dem 
Titel:    Law  Reporter'')  erscheinenden  Sammlung.      Wie  bei 


6)  Daröber  meiae  Schrift  S.  3i.  32. 

6)  Im  Aasza^e  dargestellt  in  der  Zeitschrift  für  ausländ.  Gesetzgeb. 
XXL  Bd.  22. 

7)  The  Code  of  Virginia  Richmond  1849.  Revised  Statutes  of  tbe 
State  of  Conecticat  Hupford  1850.  Acts  to  revise,  simpUry  and 
abridge  mies,  practice  and  forms  in  crim.  action  for  Indiana 
18&3.  Auszug  darauB  in  meiner  Zeitschrift  ftir  ausl&nd.  Gesetz- 
gebung XXVI.  8.  136. 

8)  z.  B.  in  Massachusetts  s.  Nachwelsongen  in  der  Zeitschrift 
XXVI  S.  135. 

8  a)  A  treatise  on  the  criminal  law  of  the  united  states  by  Wharton 
PhUadelpiüa  1852  neue  Aufl.  1855. 

9)  A  practial  treatise  upon  the  authority  and  duty  of  justices 
of  the  peace  in  crim'mal  prosecntion  by  Davis,  sec.  edit  by 
Head  Boston  1853. 

10)  Introduetion  to  ametican.law  by  Walker  1846  Cincinati. 

11)  Elements  of  the  laws    or  oullines  of  the  system  of  eiYÜ  and 
crim.  laws  in  force  in  the  united  states  by  Smith.  Philad.  1853. 

12)  The  monthly  Law  Reporter  by  8anger Boston  mooallieh  erschei- 
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jedem  Volke  die  OeaeiigebuDg  und  die  Rechtsübong  einen 
eigenthümlichen  Charakter  durch  politische  und  geaellachaft- 
liehe  Zustände  dea  Staats  erhalten,  so  zeigt  sich  das  auch 
Tielfach  in  Nordamerika.  Während  in  England  ein  häufig  zu 
starres  Festhalten  an  den  bisherigen  Einrichtungen  die  Ein- 
führung mancher  im  öffentlichen  Interesse  gebotener  Insti- 
tute und  die  Beseitigung  mancher  nicht  zu  billigenden  Ansich- 
ten hindert,  ist  die  Gesetzgebung  der  amerikanischen  Staaten 
freier;  daraus  erklärtsich,  dass  in  Amerika  überall  öffentliche  An* 
Uäger  aufgestellt  sind  ^};  die  Anordnung  einer  grösseren  Zahl 
von  Gerichten  wirkt  dem  Nachtheile  der  Verzögerung  der  Vor- 
gerichtatellung  wegen  der  Seltenheit  der  gehaltenen  Assisen 
in  England  entgegen.  Die  aus  der  Entwicklung  im  Laufe  der 
Zeit  entstandene  scharfe  Unterscheidung  des  englischen  Straf- 
Terfahrens,  je  nachdem  felonies  oder  missdemeanors  verfolgt 
werden,  findet  sich  nicht  in  Amerika  und  die  in  England  feh- 
lende Gestattung  von  Eechtsmitteln  bei  felonies  ist  in  der 
Gesetzgebung  Amerika's  anerkannt.  Auf  der  andern  Seite 
entbehrt  Amerika  manche  in  England  wohlthätig  wirkende 
Einrichtungen;  vorzüglich  die  in  so  ferne  vorhandene  Einheit 
der  Rechtsfibung,  als  sie  dadurch  begründet  wird,  dass  das 
Gericht  in  London  den  Mittelpunkt  der  Rechtssprechung  bil- 
det, Ton  welchem  aus  die  Richter  nach  den  Grafschaften  ge- 
sendet werden,  während  in  Amerika  jeder  Staat  seine  eigene 
Rechtsentwic  klung  hat  und  daraus  sich  viele  Verschiedenheiten 
im  Strafverfahren  erklären.  Durch  die  in  mehreren  Staa- 
ten Ton  dem  Volke  i^)  ausgehende  Wahl  der  Richter,  ist  die 
Stellung  der  letztem  nicht  diejenige,   wie  in  England;   wenn 


nend.    Merkwürdig  weil  darin  alle  merkwürdigen  Kriminaltriais 
Nordamerikas  zergliedert  werden. 

13)  Heine  Schrift  S.  203 

14)  lieber  in  seinem  belehrenden  Werke:  on  civil  liberty  and  self- 
govemment  PbiladelpL  18^  vol.  L  p.  243.  Oiebt  sehr  gute  Be- 
merkungen. 
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tndi  la  efner  HioBieht  die  UnMvuk^i^A  der  Richlar  in 
Amerflcft  gesleheri  istu),  bemeikt  man  dodi  leicht»  ömbb  all- 
mlHg  in  einigen  Staaten  ein  weniger  gfinstiges,  in  lengliiH 
nnbdramiteii  VerfiaJtnfiw  der  Bicliter  und  der  Biirger  sieh  ans- 
qprieht,  indem  die  Ersten  in  einer  gewiesen  Eifenndit  die 
Beebte  der  Geschwomen  zn  besebrankensoclien  i*),  wogegen 
das  Volk  ein  waelisendes  Ifisstianen  gegen  die  Versnche  der 
Uebergriffe  der  Bichter  xeigt.  Die  Macht  der  demofaatisehen 
Elemente  ffihrt  in  Besng  anf  das  Stra^erCriiren  in  manchen 
Staaten  eine  beUagenswerthe  Lähmung  der  Energie  der  Staats- 
gewalt und  des  kriftigen  Einsdireitens  herbei,  daher  in  Nord- 
amerika auf  Einrichtongen  zn  denen  Centnllsation  gehM, 
TL  B.  durchgreifende  Poliadeinriciitnngen,  wie  in  England  nicht 
gerechnet  werden  Jamn  und  Klagen  Ober  den  Mangel  der 
Kraft  von  Seite  der  öffentlichen  Beamten  in  Fällen  in  denen 
die  dlTentliche  Meinong  (oft  nnr  dieMeinnng  einer  herrschen- 
den Partei)  das  Einsclireiten  missbilligL  Das  demokratische 
Element  kann  anch  oft  einen  bedenklichen  Einflns»  aof  die 
Wahlen  der  Beamten,  yorzfiglich  solcher  ansfiben,  bei  denen 
leicht  eine  Partei  wtfnscht,  dass  der  Beamte  ihren  Interessen 
diene  i^.  Im  Znsammenhange  damit  steht  der  Einünss,  wel- 
chen, hervorgehend  aus  der  Lebhaftigkeit  der  Kampfe  um 
Herrschaft,  der  Parteigeist  ^  auf  das  Strafverfahren,  insbeson- 
dere auf  die  Einschfichtemng  der  Richter  und  Geschwomen 
ausftben  kann.  Daraus  eAiart  sich  auch  dass  man  in  einxel- 
nen  Staaten  durch  Gesetse   der  als  nachtheilig  bewiesenen 


15)  lieber  p.  249  Walker  p.  104. 

16)  Darfiber  HiUennaier  (Sohn)  in  der  Zeitschrift  für  sdiL  Rechtsw. 
XXVn.  S.  430  besonders  die  Note. 

17)  Nftchweisungen  in  meiner  Schrift  8.  200  s.  auch  die  Bemerknngen 
von  Mobl  in  dem  Werke:  Die  Geschichte  u.  Literatur  der  Staals- 
wissenschaften.    Erlangen  1855  I.  Tbl.  S.  533. 

18)  Daher  erklärt  Walker  in  der  introdaction  on  the  american  law 
p.  107  es  ftir  sehr  nacbtheOig,  wenn  in  einigen  Staaten  aacfa  die 
Staatsanwälte  von  dem  Volke  gewählt  werden. 
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Einiichtiu^  entgegen  bu  wirken  snehti  nach  wcldier  die  Po- 
Bseibeamten  unter  dem  Einfloflse  des  Parteigeietes  angestellt 
wurden  >*>  Auch  ist  das  damit  zusammenhängende  Uebermaas^ 
ifi  welchem  die  Begnadigong  ausgeübt  wird  ^)^  nicht  geeignet  dem 
Strafgesetae  die  gehörige  Kraft  zu  sichern  ^').  Um  den  Stand  der 
yerschiedenen  Ansichten  in  Amerika  über  die  MXngel  mancher 
auir  das  Strafverfahren  sich  beziehender  Einrichtungen  kennen 
zu  lernen,  sind  die  über  die  Revision  der  Verfassung  im  Staate 
Ifassachusetts  1853  -  Statt  gefundenen  Verhandlungen^^) 
höchst  belehrend.  Das  Werk  ist  um  so  bedeutender,  als  es 
am  besten  den  Kampf  der  Ansichten  der  verschiedenen  Par- 
teien in  Amerika  über  die  wichtigsten  Fragen  des  Staatsrechts 
und  der  Gerichtseinrichtungen  darstellt^)  und  die  Erfahrungen 
über  Mängel  und  vorhandene  Streitfragen  über  einzelne  Be- 
stimmungen der  Grundrechte  (Bill  of  rights)  mit  Verbesserungs- 
vorschlägen mittheilt  ^). 


19)  In  Ncwyork  ist  1854  ein  Gesetz  ergansen,  wodurch  den  police* 
men  verboten  ist  an  clnbs  TheU  zu  nelimen  n.  ihre  Anstdlong 
vor  polit.  Einflüssen  gesichert  wird.  Wichtige  Berichte  über  die- 
sen Punkt  im  Report  relating  to  the  reorganisation  of  tbe  QvU 
Service  London  1855  psg.  148. 

20)  Gut  lieber  1.  c.  1  pag.  1Ü5  über  Bedentnng  von  Parteien  bei 
einer  freien  Verfassung. 

21)  Ueber  die  NacbtheUe  Lieber  in  seiner  Schrift  vol.  Ü.  p.  144. 

22)  In  drei  dicken  Binden  unter  dem  Titel:  ofTicial  repori  of  the 
Debates  and  Proceedings  in  the  State  Convention  Assembly  May 
1853  to  revise  and  amend  the  Constitution  Boston  1853.  —  Eine 
Anzeige  des  Werlies  von  Mohl«  s.  in  der  Zeitschrift  für  ausllnd. 
Gesetzgeb  XXVIi.  S.  283. 

23)  z.  B.  die  merkwürdige  Verhandlung  ob  die  Richter  vom  Volk 
gewählt,  ob  anf  Lebenszeit  angestellt  werden  sollen,  Report  of 
the  Debates  vol.  HI.  p.  178.  Die  Gründe  der  verständigsten 
Redner  gegen  die  Volkswahl  siegten  nicht  (204  Stimmen  gegen 
143  erklärten  sich  für  Volkswahl),  allein  das  Volk  verwarf  den 
Beschlass. 

21)  z.  B.  über  habeas  corpus  Acte,  über  grand  Jury,  über  martial 
law,  iwys.  Report  voL  RL  p.  879—517. 
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Die  Betrachtang  der  Art,  wie  engUBchea  StrafrerCfthreii 
in  Nordamerika  durch  Gesetze  und  Rechtsübnng  fortgebildet 
wurde,  iBt  darnach  wichtig  um  za  erkennen,  welcher  Verbea- 
aeningen  das  englische  Verfahren  fUiig  ist,  insbesondere  durch 
den  Antheil  welchen  der  Staatsanwalt  an  der  Strafverfolgung 
nimmt.  —  Vorzüglich  wird  dies  bedeutend  in  Bezug  auf 
Schwurgerichte,  nicht  blos  in  Ansehung  der  Art,  wie  diese 
Oerichte  (abweichend  ?on  den  Formen  anderer  Länder)  ge- 
bildet werden ,  sondern  auch  in  Betreff  der  Stellung  der  Ge- 
schwornen  und  ihrer  Befugnisse.  Hier  zeigt  sich  eine  auf- 
fallende Eifersucht  von  Seiten  der  Richter,  die  einen  Einfluss 
auf  die  Gkschwomen  auszuüben  suchen;  daraus  erklärt  sich, 
dass  in  mehrten  Staaten  '>)  die  Geschwomen  vorerst  bei 
Anklagen  wegen  der  mit  Todesstrafe  bedrohten  Verbrechen 
befragt  werden,  ob  sie  Gegner  der  Todesstrafe  sind,  und  im 
Falle  der  bejahenden  Antwort  von  der  Theilnahme  ausgeschloa- 
sen  werden,  daher  erlauben  sich  auch  manche  Richter  vorerst 
die  Geschwornen  zu  fragen,  ob  sie  die  Entscheidung  über 
denRechtspunkti  wie  siedieRichier  gebeni  annehmen  wollen  ^)« 
Vorzüglich  erklärt  sich  aus  dem  obigen  Grunde,  warum  seit 
Story  viele  Richter  Amerika's  unbedingt  den  Geschwornen  die 
Befugniss  bestreiten,  auch  über  den  Rechtspunkt  zu  entschei- 
den^^. Um  so  wichtiger  ist  die  Erscheinung,  dass  eben  in 
den  neuesten  Gesetzgebungen  ^8)  das  Recht  der  Geschwornen 
anerkannt  ist,  die  vom  Richter  gegebene  Anweisung  in  Be- 
zug auf  Rechtspunkte  zu  prüfen  und,  ohne  an  die  Anweisung 
gebunden  zu  sein  '^,  nach  ihrem  Ermessen  den  Wahrspruch 
zu  geben. 


25)  Ntehweirangen  in  meiner  Schrill   S.  ^95  und  Whaiton  ireaüie 
on  erim.  law  p.  957. 

26)  Dies  wird  bezeugt  in  den  oben  in  Kote  22  angeführten  debates. 

27)  Wharton  erimin.  law  p.  886. 

28)  Vorzüglich  durch  ein  Gesetz  von  Massachusetts  v.  6.  April  1855 
(mügelheilt  in  der  ZeiUehrift  XXVII.  S.  40P. 

29)  Belehrend  sind   hier  die  Verbandlimg^  ul^^  419999  j^HQkt  in 
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§.    10. 

Strafprozessgesetzgebung  in  Italien  und  Portugall,   vor- 
zoglich   die    Strafprozessordnung    für    die   Insel    Malta 

and  der  Entwurf  für  Portugal]. 

Wir  liaben  in  einem  früheren  Werke  i)  nachgewiesen, 
wie  in  Neapel,  in  Toskana,  in  Parma,  in  Sardinien  Strafpro- 
zeesordnungen  eingeführt  wurden  ^),  welche  mehr  oder  minder 
nur  dem  französischen  Gesetzbucho  nachgebildet  sind,  sich 
jedoch  darin  unterscheiden,  dass  ständig  angestellte  Staats- 
richter ohne  Geschworne  entscheiden.  Die  Verschiedenheiten 
dieser  Gesetzbücher  unter  sich  liegen  nur  darin,  dass  inmeh« 
reren  derselben  ')  die  Richter  verpflichtet  sind,  genau  in  das 
Einzelne  eingehende  Entscheidungsgründe  auch  über  alle 
Thatfragen  anzugeben,  dabei  aber  nicht  nach  gesetzlicher 
Beweiatheorie,  sondern  nach  innerer  Ueberzeugung  entschei- 
den. Je  mehr  auch  in  Italien  seit  1847  die  politischen  Er* 
schüttemngen  auch  die  geistige  Bewegung  erzeugten,  desto 
mehr  mussten  im  Strafverfahren  auch  in  Italien  die  Fragen, 
welche  die  Einführung  noch  grösserer  Schutzmittel  gegen 
grundlose  Anklagen  betreffen,  Gegenstand  der  Verhandlung 
und  Mängel  der  bestehenden  Einrichtungen   und  Vorschriften 


den  angeführten  Debates  und  über  die  neue  Bill  s,  Auszüge  von 
MHtermaier  (Sohn)  in  der  Zeitschrift  XXVII.  S.  410,  455.  Es 
ttoU  unten  die  Frage  genauer  er5rtert  werden. 

1)  Dte  Mündlichkeit,  das  Anklageprinzip.  JSiuUgart  1845.  Zusätze, 
welche  Italien  betreffen  in  der  itaÜän.  Uebersetzung  des  Werks 
und  in  einer  ausführliche  Rezension  (mit  Angabe  italifin.  Erfah- 
rungen) des  Werkes  in  der  in  Florenz  erscheinenden  Zeitschrift 
La  Temi  voL  HI.  p.  650,  p.  721.  voL  IV.  p}  13,  68,  590. 

t)  Nachweisungen  über  diese  einzelnen  Gesetzgebungen  s.  im  Werke 
die  Mündlichkeit  S.  82  bis  10^  Das  in  dem  Werke  S.  96  etc. 
dargestellte  Verlahren  im  Kirchenstaate  ist  nicht  geändert. 

3)  z.  B.  in  Neapel  in  Sardinien. 
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zur  Sprache  gdinclit  werden.  In  der  letzten  Beiielinng 
len  Torzfiglieh  die  Gegenstande  der  Beediwcrdcn  ^):  der 
fibennichtige  Einflnss  der  Polixeibdiörden  in  der  Yoranter- 
snehnng,  der  fortdauernde  gefährliche  Giancter  der  ohnehin 
gewöhnlich  lange  dauernden  Vomntersnehnng »  in  der  Hanpi- 
▼erhandlnng  die  fibermaBsige  Begnnatignng  des  Staatsanwalts, 
und  die  Besefaränlning  der  Befugnisse  des  Yertheldigers,  die» 
genügenden  Schatz  gegen  wüIkGrliche  Stralurtheile  nicht  ge- 
währende, dem  französischen  Rechte  entlehnte,  Yorschrift, 
dass  die  Richter  nach  innerer  Ueberseugung  die  Schnldfrage 
entscheiden  sollten,  der  unzureichende  Schutz,  den  das  Redits- 
mittel  *)  der  Cassation  gewährt  Yorzfiglich  waren  die  Yer- 
handlungen  in  den  Zeitschriften  seit  1848  auf  die  Frage  ge- 
richtet, ob  nicht  auch  in  Italien  Schwurgerichte  eingeführt 
werden  sollen.  Zwar  fehlte  es  nicht  an  Erörterungen  ehren- 
werther  Männer  insbesondere  auch  im  lombaiisch  venetiani- 
sehen  Königreiche,  als  die  nach  Wien  berufenen  Männer  zu 
berathen  hatten,  ob  nicht  auch  in  Italien  ebenso  wie  1850  in 
Oesterrdch  Schwurgerichte  eingeführt  werden  sollten;  man  wollte 
nicht  zugeben ,  dass  die  Italiäner  nicht  ebenso  reif  und  fähig 
wären,  solche  Gerichte  zu  besitzen,  während  vielfach  ron  An- 
dern^ geltend  gemacht  wurde,  dass  ein  übereilter  Uebergang 
von  dem  alten  Yerfahren  zu  einer  auf  YoDcsgerichte  gebauten 
P^ocedur  in  Italien  gefährlich  werden  könnte,  da  es  erst  einer 
Yorbereitung  bedürfe ,  um  Zustände  und  Sitten  in  Italien  V) 


4)  Darfiber  findet  tich  eine  Reibe  von^Aofiiitien  in  der  angeführten 
Florentiner  Zeitscfarifl:  la  Temi  —  Ueber  die  Mangelhanigkeit 
der  U&tertncbnns;^  s.  CoDforti,  saggi  di  filosofia  eivile  nella 
aeademia  di  filosofia,  Genova  18&&.  n,  p.  367. 

6)  Darüber  ond  über  die  fast  blinde  Nachahmimg  des  firanzös.  Code 
BoseDini  in  der  Zeitschrift  für  ausl.  Gesetxgebniig  XXVIL  S.  134. 

6)  Yorsüglieh  gehören  hieher  die  Anlsätze  in  der  Zeitschiflt  Eco 
dd  Tribnnali  (in  Venedig  erscheinend). 

7)  Vonügtich  wegen  des  verderbliehen  in  allen  Lebensverhiltnisse 
in  Gemeinden  und  Familien  in  Italien  bemefhbaren  Parteigeistes. 
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albnllig  umxügMtalteii,  deren  Fortdauer  keine  Bürgschalten 
für  eine  gute  Wirksamkeit  des  Schwnrgericiits  geben  wttrde. 
Eine  aUgemeio  anerkanate  Ansiclit  der  Nothwendigkeit  der  Ein- 
fiihnuig  dieser  Gericlite  lässt  sicli  in  Italien  nicht  nachwei- 
sen 0).  Nnr  im  Königreiche  Piemo&t  ftthrte  die  durch  die 
neue  Verfassung  eiogeiührte  Pressfreilieit  auch  zur  Einfülirung 
der  Qeschwomen  bei  Anidagen  über  Pressvergehen  durch  das 
Gesetz  t«  26.  März  1848  ^,  in  welchem  auch  eine  auf  Wirksam- 
keit der  Schwurgerichte  berechnete  Anordnung  des  Verfahrens 
nothwendig  wurde.  Dies  Verfahren,  das  in  Piemont  noch 
angewendet  wird,  ist  im  wesentlichen  dem  französischen  Code 
nachgebildet. 

Im  Königreiche  Piemont  trat  ausserdem  an  die  Stelle 
des  1840  erlassenen  provis.  Gesetzes^**)  1847  eine  vollstän- 
dige Strafprozessordnung  ^  i).  Sie  ist  im  Wesentlichen  auf  die 
Grundlagen  der  französischen  gebaut,  unterscheidet  sich  von 
ihr  dadurch,  dass  statt  der  Geschwornen  die  Staatsrichter  ur<« 
theilen,  und  zwar  ohne  durch  eine  gesetzliche  Beweistheorie 
gebunden  zu  sein,  jedoch  mit  der  Verpflichtung  auch  über 
die  Entscheidung  der  Schuldfrage  Gründe  anzugeben  (Art. 
448)  »).    Die   Vorschriften  vorzüglich   über  die  Befugnisse 


8)  Selbst  ein  freiiinniger  Italiäner  Soria  de  Crispan  in  seinem 
Werke  Philosophie  du  droit  public.  Bmxelles  1854  vol.  IX. 
p.  128  bemerkt,  dass  in  Italien  die  Einführang  der  Jory  nicht 
^t  wiiken  würde,  wenn  nicht  manche  vorbereitende  Einrichtun- 
gen und  Zustände  vorausgingen. 

9)  Einen  Commentar  darüber  von  Chiaves  U  giudice  di  fatto  negli 
itaü  sardL  Torino  1863. 

iO)  Darüber  meine  Schrift:  Die  Mündlichkeit  S.  100. 

11)  Codice  di  procedura  crimlnale  per  gli  Stati  del  re  di  Sardegna. 
Torino  1847  (sie  enthält  §}.  800). 

12)  Es  muss  bemerkt  werden,  dass  in  den  Entscheidungsgrönden 
der  sardinischen  Gerichte  eine  treffüehe  Entwickelung  der  gan- 
zen logischen  Operation,  durch  welche  die  Richter  zu  ihrem 
Urtbeile  gelangten,  mit  Anführung  aller  Beweise  und  mit  Prä- 
fong  derselben,  enthatten  ist. 
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und  Piliditeii  der  üntemiehiuigsbeamteii  sind  weit  ansiniir» 
lielier  alB  im  fnaxösuBclieii  Code;  die  gerichtliche  Poliid 
(§«  49)  und  die  Aofldehniiiig  der  Befugidsae  der  Beamten 
dieser  Polizei  un  FaDe  des  delit  flagnst  (50)  ist  wie  im 
iraozdsisehen  Code  aufgenommen,  jedoch  wird  strenge  danmf 
gehalten,  dass  alle  eigentlichen  Untenuchnngshandlongen  Ton 
dem  Untersachnngsrichter  ausgehen,  (127)  der  wöchentlich 
(224)  seinen  Bericht  an  die  Rathslounmer  über  den  Stand 
der  Untersuchungen  erstattet  >').  In  der  Hanptverhandlung 
ist  die  diskretionire  Gewalt  des  Präsidenten  (889)  mit  der 
Befugniss  beliebig  Zeugen  und  Sachverstandige  vorzuladen 
(die  jedoch  nicht  eidlich  vernommen  werden  dürfen)  (399) 
beibehalten.  Ein  munittelbares  Befragungsrecht  der  Zeugen 
steht  dem  Angeklagten  und  seinem  Vertheidiger  nicht  zu 
(418),  für  die  Yertheidigung  ist  dadurch  gesoi^,  dass  in 
Piemont  Advokaten  der  Armen  aufgestellt  sind,  welche  (fie 
Yertheidigung  führen  müssen  (362).  Während  in  Polizei- 
und  korektionellen  Fällen  Berufung  gegen  Urtheile  zulässig 
ist,  findet  eine  solche  gegen  Criminalurtheile  nicht  Statt;  nur 
Cassation  ist  zulässig  (451). 

Nachdem  Piemont  1848  eine  Verfassung  erhalten  hatte, 
und  im  Einklänge  damit  ergänzende  Gesetze  nöthig  wurden, 
musste  die  Gesetzgebung  auch  zur  Abänderung  mancher  Vor- 
schriften der  Strafprozessordnung  kommen.  Während  auf  einer 
Seite  mehr  Stimmen  laut  wurden,  welche  die  bereits  für 
Pressvergehen  eingeführten  Schwurgerichte  für  die  Entschei- 
dung aller  schweren  Verbrechen  forderten,  wurden  auf  der 
anderen  Seite  die  Klagen  über  die  grossen  Kosten  der  Ver- 
handlungen in  Criminalfällen  lebhafter.  Die  Regierung  legte 
nun  den  Kammern  am  17.  May  1854  einen  Gesotzesentwurf, 
vor,  welcher  die  Einfuhrung    der   Assisen   mit  Geschwomen 


13)  Bei  der  Entseheidung  über  Verselzong  in  Anklagestand  (347)  ist 
der  Feh  1er  des  franzos.  Code,  diss  der  Generalprocttrator  den  Be-  ^ 
rieht  aas  den  Akten  erstattet  beibohaHeD. 
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bezweckt.  In  der  beigeftigten  Denkflcbrift  des  Hinistoivins 
wild  von  dem  Schworgerichte  als  einem  die  Gerechtigkeft  der 
Strafortheile  sichernden  Institute  gesprochen,  nach  welchem 
die  Gkschwornen  die  Schnidfrage  am  besten  entscheiden  *^). 
Dass  sie  ihrem  Wahrspmche  (der  nach  Stimmenmehrheit  von 
7  zu  5  erfolgt)  den  Znsatz:  des  Daseins  von  Milderangsgründen 
beiftgen  können,  wird  überzeugend  gerechtfertigt  Gesehwome 
sollten  jedoch  nur  entscheiden  über  Anklagen  wegen  Verbre- 
chen, wegen  welcher  die  Verweisung  von  der  Anklagekammer 
erfolgt,  wegen  aller  politischen  Verbrechen  und  Vergehen  und 
über  Pressvergehen. 

lieber  diesen  Entwurf  wurde  ein  auf  die  sorglUtige  Be- 
rathung  der  Comnüssion  gebauter  Bericht  erstattet,  in  welchem 
alle  wichtigen  Fragen,  die  auf  Geschwomen Verfassung  sich  be- 
ziehen mit  Angabe  der  Gründe  fCir  und  wider  erörtert,  und  die 
Vorschläge  des  Ministeriums  vielfach  verändert  sind.  Ueber« 
äH  zeigt  sich,  dass  das  französische  und  belgische  Gesetz 
vorschwebte,  und  die  abweichenden  Ansichten  des  englischen 
Verfahrens  unbeachtet  blieben.  Ein  anderer  vom  Ministerium 
in  Piemont  vorgelegter  Oesetzesentwurf  bezweckt  (in  Nachah- 
mimg des  belgischen  Gesetzes)  die  sogenannte  Correktionali- 
sirung  der  Verbrechen,  in  so  ferne  die  Rathskammer  und  die 
Anklagekammer,  auch  wenn  die  Anklage  auf  ein  Verbrechen 
geht,  das  Dasein  von  Müderungsgründen  aber  die  Herab- 
setzung der  Verbrechensstrafe  rechtfertigt,    den  Fall  an   die 


14)  Es  heisst:  le  decisioni  dei  Giorati  vogtiono  essere  in  certo 
modo  Fespressione  della  cosdcnza  publica,  che  non  apprende 
le  coie  e  non  le  giudica  secondo  le  regole  dl  una  logica  arlifi- 
dale,  ma  con  qaella  intuizione,  con  quel  naturale  discernimento  di 
coi  ■QUO  gli  nomini  dotati  dal  supremo  Facitore. 

15)  AvflUlend  ist  es,  dass  die  Mehrheit  den  Artikel  wegen  der 
Milderongsgründe  nicht  aofachmea,  und  die  Aendemng  der  Re- 
vision des  8tra%eselzbo6hs  überlassen  wollte.  Die  Gründe  (rap- 
porto  p.  86,  87)  sind  sehwach. 


124 

coneUfondlea  Oerichte  weisen  kdanen  *^  Auch  daniber 
wofde  eiii  den  Entwarf  billigender  Bericht  der  Commiasion 
der  Kammer  der  Abgeordneten  erstattet  Das  Gesets  Tom 
24.  Jony  18M  enthalt  diese  und  andere  Verbesseningen. 

Die  dorch  die  Gesetzgebong  yon  1838  in  Toskana 
eingeffihrte  Strafprosessordnnng  '^  wurde  in  dem  Lande  als 
ein  grosser  Fortschritt  anerkannt;  aber  immer  mehr  Yonfig^ich 
seit  1848  wurden  Klagen  laut  über  den  grossen  EInfloss  des 
sehriftllchett  Verfahrens  auf  die  Entscheidung,  über  Beschrän« 
knng  der  Vertheidigung,  über  die  mystische  Formel  der  inne- 
ren Ueberzeugung  ohne  Angabe  von  Entscheidungsgründen  ^*). 
Ein  provisorisches  Oesets  v.  22.  Not.  1849  '*)  bezweckte  meh- 
reren Klagen  abzuhelfen ,  Torzüglieh  durch  Vorschriiten  ober 
das  Vorreriahren.  Die  gerichtliche  Polizei  mit  den  Abstu- 
fungen ihrer  Beamten,  so  dass  die  informaslone  preliminare 
von  ihnen  geführt,  die  istmzione  regolare  dem  Untersuchungs- 
richter übertragen  werden  sollte,  wurde  nach  dem  französl» 
sehen  Vorbilde  eingeführt  und  zwar  mit  grosser  Ausdehnung 
der  Befugnisse  des  Staatsanwalts.  Zugleich  wurde  das  Verfahren 
vor  dem  Etnzelnrichter  wegen  geringer  Vergehen  geordnet  ^). 

Eine  reiche  Quelle  der  Belehrung  über  Foribüdung  des 


16)  Nach  dem  Entwurf  sollen  Mindeijährige  bis  14  Jabre  auch  bei 
Anklagen  wegen  Verbrechen  an  das  korrektionelle  Gericht  ge- 
wiesen werden. 

17)  Sie  ist  aosfiibrlich  geschUdert  in  meiner  Schrift:  die  Mündüehkeit' 
S.  93—97. 

18)  Am  besten  ergibt  sich  der  SUnd  der  Ansichten  der  Praktiker 
Toskanas  aus  den  Aubätzen  in  Panattonis  in  Florens  erscheinen- 
der ZeiUchrifl:  la  Teroi  voL  I.  p.  42,  87,  129,  164,  552.  IL 
p.  16,  148. 

19)  BaonCuti  (Generalprokurator)  hatte  1850  in  einem  Commentar 
sol  regolamento  das  Gesetz  erliotert  und  das  Vorverfahren  ans- 
föhriich  entwickelt. 

20)  Eine  Schilderung  der  Wirknngen  des  neuen  Gesetzes  in  la  Temi 
m.  p.  176. 
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Redita  In  Bezog  auf  wtehtige  Fragen  des  Staiverfahrens  liefern 
die  Rechtaeprfiche  der  obersten  Gerichte  der  italiänischen  Btaa^ 
ten  >i),  merkwürdig  deswegen  weü  sie  in  den  Entscheidnngsgrtln«» 
den  tiefer,  als  in  den  französischen  in  die  Rechtsfragen  eingehen, 
und  vielfach  in  Bezng  auf  Auslegung  der  (besetze  aof  den  frü« 
heren  Gkrichtsgebranch  nnd  anf  römische  Stellen  Rücksicht  neh- 
men. Vergleicht  man  den  Gang  italiänischer  StraArerband- 
Imigen,  so  bemerict  man  bald,  wie  bei  den  nämlichen  formel- 
len Gmndlagen  (z.  B.  Mfindliehkeit,  OefTentlichkeit,  Anklage- 
piinzip),  bei  jedem  Volke  der  Character  des  Strafrerfahrens 
miter  dem  Einflösse  des  Volkscharacters  nnd  gewisser  Zo- 
stSnde  steht.  Während  der  Theilnehmer  an  den  Strafver- 
handlangen  in  mehreren  italiänischen  Staaten  dorch  das  wür- 
dige Schanspiel,  das  hier  aufgeführt  wird,  dorch  die  Feier- 
lichkeit, welche  Präsidenten,  Staatsanwälte  ond  Vertheidiger 
dem  Verfahren  zo  geben  soeben  ergriffen  wird,  ond  das 
Wohlwollen  der  Präsidenten  gegen  Angeklagte  ond  Verthei- 
diger, die  Bereitwilligkeit  der  Staatsanwälte,  das  Interesse 
der  Angeklagten  in  Bezog  aof  Vertheidigongsbeweise  zo  för- 
dern ond  die  Lebhaftigkeit  ond  den  Schwong  in  den  Vorträ- 
gen der  Vertheidiger  mit  Achtong  anerkennen  moss,  be- 
merkt man  leicht  mit  weniger  Freode  den  Einfluss  der  fort- 
daoemden  Wirkong  feindlicher  sieh  gegenüber  stehender 
Parteien  yorzfiglich  in  den  Verhandlongen  wegen  politischer 
Verbrechen,  Mangel  der  Unparteilichkeit  ond  Würde  bei  dem 


21)  Jeder  Stasi  hat  seine  eigene  jorisUsche  Zeitong,  in  welcher  aus- 
ser Abhandlangen  über  wichtige  Fragen  die  Strafverhandlnngen 
nnd  die  Recfataspruche  der  obersten  Gerichte  angegeben  werden. 
In  Neapel  besieht  eine  gazelta  dei  tribnnali,  auf  ahnliche  Weise 
one  solche  gazelta  i3r  Toskana.  Vorzüglich  verdient  ffir  Pie- 
mont  die  gazelta  dei  tribnnali,  die  seit  1850  in  Genna  erscheint 
Beaehinng  nnd  für  Parma  die  gnte  Sammlang  decizioni  dei 
snpremo  tribanale  di  Revisione  di  Parma  con  note  di  Melegari. 
Modena  bia  Jetzt  17  Hefte. 


Pkindoüm  nd  Staaisaamhe,  nd  aäkoL  bei  ds  StaArer- 
lolfng  weirea  ganeiner  TerbRcbea  de»  kicki  kemorlRCteB- 
dca  Pjruigeist,  wddMr  die  ÜAbeüugexJMit  der  AiiflBiigea 
der  Zeuges  störC  Mai  bedaneit,  dtfa  djs  StrdicB  da  er- 
babene«  8cbaas|»el  aafralibrcm  oft  BaThtbeilig  vUi,  Aas- 
debnmg  de«  Yerfihrfin,  nd  hoble  DcUanutioMm  ksdcr  aocb 
oft  bi  den  YertbeidlgBBgivortiigea  berbeiliibrt.  As  meisteB 
moM  nuB  es  bddages,  dase  die  YerhaadlMg  oft  gnudko 
dneb  &  Ifaese  Torgdadeaer  Zeogen  anwgedebrt  wird,  wei- 
de fibcr  die  ganxe  Lebeaflgeacbichie  des  Aagdlagteii,  äicr 
die  lieiinnig  der  Ifenscben  fiber  flm  **)  nod  oft  ober  das 
was  sie  tob  Anderen  bfrten  oder  was  aie  tnomten''),  tci^ 


Eine  nene  Verbreitung  erbielt  in  /tauen  das  öffentUche 
mfiodliebe  Yerfaliren,  seit  Im  Anlange  Ton  18S5  In  den  lom- 
bardisch  venedanlschenProylnaen  die  oben  angeführte  öster- 
reiehlsehe  Strsfprozessordnang  eingeführt  wurde, 
und  2war  mit  einer  Ton  dem  in  andern  Italienischen  Staaten 
fibUchen  mfindlichen    Yeifüiren  abweichenden  Bachtong,   da 


TU)  lo  dem  in  Genna  (vom  26.  Febr.  bis  19.  März  1855)  verban- 
dellen  Prozesse  gegen  M aineri  wegen  Giftmords  waren  von 
der  Anklage  202  Zeogen  und  9  Saehverslindige,  von  der  Ver- 
thcidignng  24  Zeogen  und  7  Sachverstfndige  geladen.  Die  Menge 
der  Zengen  lieferte  dnrchans  keinen  Beweis  gegen  Maineri. 
Viele  Zeugen  wurden  und  gefragt,  ob  sie  den  Angeklagten  fähig 
hielten,  das  Verbrechen  zu  verüben,  und  einer  erklärte  (gazetta 
dei  tribnnali  21  supplem.  9  marzo),  dass  er  ihn  fähig  hielte,  weil 
Maineri  seine  politische  Farbe  wechselte  und  weil,  wenn  Jemand 
seiner  Partei  nicht  treu  ist,  er  zu  Allem  —  auch  zum  Veigillcn 
fähig  sei.  ' 

23)  In  einer  Verhandlung  wegen  Gattenmords  in  Genna  erzählte  ein 
Zeuge  (gazetta  dei  tribun.  1855  p.  15),  was  sie,  in  Bezug  auf 
die  Verfibung  des  Verbrechens  träumte  und  nun  ward  sie  Veit- 
Uuflg  vom  Präsidenten  und  dem  Vertheidiger  wegen  seiner  Träu- 
me befragt 
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nadi  der  öeterreicb.  StrafprozesBordniuig  aueh  gegen  Straf- 
ortheSle  zweifach  Berufung  Statt  findet,  und  die  Richter  ein 
ausgedehntes  Mildcrungerecbt  anaüben  können.  Wenn  auch 
das  neue  Verfahren  nicht  Mos  bei  denjenigen,  welche  mit 
jedem  Verfahren  unznfiieden  sind,  das  nicht  anf  Schwurge- 
richte gebaut  ist,  sondern  auch  bei  Andern  wegen  dej*  melir 
oder  minder  die  Nachtheile  des  Inquisitionsprozesses  bewäh- 
renden Vomntcrsuchung,  wegen  Beschrinknng  der  MfiDdlich- 
keit  (wege  n  des  grossen  Einflusses  der  Protokolle  der  Vorun- 
tersuchung) und  Oeffentlichkeit,  manche  Klagen  veranlassle, 
80  erwarben  sich  doch  dieStatt  gefundenen  Verhandlungen'^) 
entschiedene  Anerkennung,  da  weniger  Leidenschaftlichkeit 
als  in  anderen  italiänischen  Staaten  sich  zeigte,  die  Verhand- 
lungen nicht  so  ausgedehnt  waren,  die  dabei  betheiligten 
Präsidenten,  Staatsanwälte  und  Vertheidiger  von  dem  Wunsche 
beseelt  schienen,  zur  Entdeckung  Schuldiger  beizutragen,  ohne 
die  Interessen  der  VertheidJgung  zu  beeinträchtigen  und  die 
Entscheidangsgründe  gut  ihrem  Zwecke  entsprachen. 

Eine  der  wichtigsten  Gesetzgebnngsarbeiten  ist  die  Strafpro- 
zessordnung fär  die  Insel  Malta  y.  10.  März  1854^).  Sie 
ist  ein  Werk  italiSnischer  und  englischer  Juristen,  welche  die 
seit  1829  in  Malta  über  die  dort  eingeführten  auf  Schwurge- 
richte gebauten  Gesetze,  gemachten  Elrfahrungen  prüften,  itali- 
änischc  Rechtsansichten  benutzten,  vorzüglich  aber  dem  schot- 
tischen Strafverfahren^^)  folgten,  mit  dem  Streben  englische 
Einrichtungen  nach  den  Erfahrungen  über  notliwendige  Ver- 
besserung einzuführen.  Li  Bezug  auf  die  Voruntersuchung 
ist,  wie  in   Schottland   der  Kronanwalt  die  Hauptperson;  er 


U)  8.  die  in  Hailand  erscheinende  Gazeita  dei    Iribunali  u.  die  in 

Venedig  herausgegebene  Zeitschrift:    Eco  dei  tribunali. 
!25)  Leggi   Criminali  per  l'isola    di  Malta.     Malta  1854  im  cweiten 

Tfaeil  V.  Art  313  an. 
7ß)  Der  erste  Entwurf  wurde  schon  1836  von  den  Hrn.  Bonavita  u. 

Chapelie  bearbeitet,  1843  omgearbeitet  nnd  dann  nach  England 

zur  Prfifong  n.  Genehmigong  gesandt. 
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BclMitei  da,  Boliald  flun  toh  den  Gericiite  da  gaUUBAm 
PoUxd  die  Akten  zugestellt  woideii  ^}  Oad;  er  kaum  mk 
0edoch  mit  ErUimiig  deswegen  an  das  Kiiniiaalgerielit),  die 
Anklage  nnteriassen  (274),  moss  sonst  in  einer  bestimmten 
Zeit  (272)  die  Anklagesduift  bearbeiten,  wenn  er  nieht  eine 
weitere  Instruktion  durch  das  Poliseigeridit  iSr  nothwendig 
hiU  (27«). 

Die  Anklageschlift  (502)  whrd  so  wenig  als  hi  Schott- 
land einer  Entscheidung  der  grossen  Jury  oder  der  Anklage- 
ksmmer  unterworfen,  sondern  unter  Verantwortlichkeit  des 
Kronanwalts  zur  Hauptverliandlang  gebradit,  in  welcher  nur 
ein  Richter  mit  den  9  Geschwomen  zu  Gericht  sitsf"),  wenn 
der  Angeklagte  sich  nicht  schuldig  bekennt  Der  Angeklagte 
darf  von  Niemanden  befragt  werden,  Zeugen  werden  wie  in 
England  yemonunen  (296).  Eine  Haup^iflicht  des  Richters 
ist,  die  Jury  (bei  deren  Wshrspruch  eine  Mehrheit  tou  §  Stim- 
men entscheidet,  ausgenommen,  wenn  Todesstrafe  erkannt 
werden  soll,  wo  8timmeneinhelli|^eit  nothwendig  ist)  alle 
Bechtspunkte  zu  entwickeln  (406)«    Die  Jury  kann  beliebig, 


71)  Dieser  Aofdmck  dtrf  nicht  mit  dem  der  geriehüichen  Polizei  im 
französ.  Sinne  verwechselt  werden.  Nach  dem  Gesetzbuch  von 
Malta  hat  die  exekutive  Poliid  (313)  die  Pflichten,  welche  der 
französ.  Code  der  gerichtlichen  Polizei  beilegt)  Vergehen  nach- 
zuforschen, zn  entdecken  ond  die  Schuldigen  der  geriehtl.  Be- 
hörde zu  fiberliefem  (aber  mit  weit  weniger  Befasnissen,  als  die 
französ.  gerichtliche  Polizei  hat).  Der  Corte  Della  polizia  giadi- 
ziaria  (334)  besteht  ans  3  Richtern  und  hat  (wie  der  Policemagi- 
strat in  England)  theils  die  Sirafgerichtobariceit  (bis  3  Monate) 
fiberJdeine  Vergehen,  theils  ist  er  das  Untersuchungsgericht  (351) 
nimmt  die  Vernehmungen  vor,  nachdem  er  durch  die  Privatpar- 
tei oder  durch  eidlichen  Bericht  eines  Polizeibeamten  aufgefor- 
dert ist 

t28)  Wir  werden  unten  bei  dem  Schwurgerichte  von  den  eigenthüm- 
liehen  Vorschriften  aber  Bildung  dieses  (krichts,  voa  den  Reku- 
sationen  Nachricht  geben. 
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wenn  sie  glanbl  dasB  der  Angeklagte  des  VerbreehenB^  worauf 
die  Anklage  ging,  nicht  schuldig  sei,  ihn  wegen  eines  gerin- 
geren Vergehens,  oder  des  Versuchs  schuldig  erkennen  (408). 
Das  Gesetzbuch  enthält  viele  Beweisvorschriften,  welche  bei 
der  Entscheidung  leiten  sollen  (538 — 560).  In  Bezug  auf  die 
Zeugen  ist  der  englische  (Srundsats  angenommen  (544),  dass 
durch  erlittene  Strafiß  oder  Interesse  an  dem  Ausgange  des 
Streits  I^iemand  von  dem  Zeugnisse  ausgeschlossen  werden  solL 
Einer  Erwähnung  würdig  ist  unter  den  italiänischen  Oe- 
setzesarbeiten,  noch  der  von  Carmignani  gelieferte  Entwurf 
einer  Strafprozessordnung  für  Portugal^*).  Er  ist  zwar 
nur  eine  Privatarbeit  ^) ;  allein  da  Carmignani  einer  der  ein- 
flnssreichsten  Kriminalisten  Italien's  war,  da  sein  Entwurf 
die  Ansichten  eines  grossen  Theils  der  Italiäner  darstellt,  und 
er  Gegner  der  Jury  war,  so  ist  es  merkwürdig  zu  beobachten, 
wie  er,  der  seinen  eigenen  Weg  ging  und  französische  Rechts- 
anschauungen  nicht  liebte,  die  in  seinen  Werken  vertheidigten 
Ansichten  durchfahrt  Der  (aus  §§.  852  bestehende)  Ent- 
wurf ist  auf  Anklage  durch  einen  öffentlichen  Ankläger  ge- 
baut, (132)  dem  er  aber  nicht  die  Befugnisse  des  französi- 
schen Staatsanwalts  einräumt,  da  die  '  Instruktion  ganz  dem 
Untersuchungsrichter  anvertraut  sein  muss  (454).  Der  Ver- 
iasser  bleibt  seiner  Ansicht  von  der  Nothwendigkeit  des  in- 
quisitorischen Prinzips  treu,  dem  er  die  Hauptbedeutung  bei- 
legt, dass  dadurch  die  Beweise  vollständiger  erhoben  und  be- 
nutzt werden  können;  femer  baut  er  Alles  auf  die  Nothwendig- 
keit, dass  da  wo  Staatsrichter  entscheiden,  die  beste  Ga- 
rantie in  der  Befolgung  der  Vorschriften  der  gesetzlichen 
Beweistheorie  liegt,  daher  auch  sehr  umfassende  und  eigen- 


29)  Abgedmckt  in  dem  SerilU  inediti  del  cav.  CarmigDani  (Loeca 
1852)  im  Y.  Bd.  p.  251.  etc. 

30)  YeraiÜASst  durch  die  Aaflbrderang  der  Cortes  in  Portugal  1834, 
an  alle  Juristen  mit  Bestimmung  eines  Preises,  Gesetzesentwürfe 
voRolegen. 

Mlttermaiar,  SCrafTorfahren.  9 
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thümliehe  Vonchriften  dieser  Art  (§.  351 — 409)  gegeben 
werden.  In  der  Hanptverhandlnng  ist  dem  schriftUehen  Ver- 
fahren ein  fibermSssiger  Einflnss  beigelegt  (§29)  <i). 


31)  Zur  ErgSBziuig  der  Vonchlftge  von  Camignsni  dienen  noeh  die 
Ton  ihm  1838  in  Rom  eingereichten  Erörterungen  ober  den  im 
Kirchenstaat  geltenden  Strafprozess  (seritti  inediti  voL  VI.  pag. 
111)  n.  die  Erörterungen  über  den  bürgerlichen  (ebenda  p.  199) 
n.  den  (ofl  sehr  harten)  Tadel  der  toskanischen  Leopoldinischen 
Vors chriften  p.  335. 


IL  Voraussetzungen,  von  deren  Dasein,  die  Wirk- 
samkeit der  Gesetze  fiber  Strafverfahren  abhängt 


S.  11. 

A)    Znsammenhang   des  Strafverfahrens  mit    den   politi- 
schen, socialen  und  sittlichen  ZustAnden  eines  Volkes. 

Bei  keinem  Theile  der  Gefletzgebimg  zeigt  eich  im  so 
hohen  Grade,  wie  bei  dem  Strafverfahren,  dass  die  besten 
formellen  Yorsdiriften  keine  Wirksamkeit  haben,  virenn  sie« 
nicht  durch  den  sittlichen  und  öffentlichen  Geist  des  Volkes 
belebt  sind,  ffir  welches  jene  Vorschriften  erlassen  werden. 
Eine  Grondbedingung  ist  hier  die  in  allen  Kreisen  der  Bürger 
▼erbreitete  Uebersengnng,  dass  in  einem,  die  Anwendung  der 
Strafgesetze  gegen  die  Schuldigen  sichernden,  die  Entdeckung 
der  Verbrechen  nnd  der  Uebertreter  TerbUrgenden  Strafver- 
flshren  ein  Hanptmittel  Bogt,  die  btbrgerliche  Ordnung  aufrecht 
SU  erhalten«  Daran  muss  sich  die  Ueberzeugung  aller  Mit- 
glieder der  Gesammtheit  knüpfen ,  dass  jeder  Bürger  schuldig 
ist,  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  und  daher  zur  Wirksam- 
keit der  Anstalten  beizutragen ,  welche  auf  die  Handhabung 
der  Gerechtigkeit  berechnet  sind. '  Je  melir  diese  Bereitwillig- 
keit Opfer  zu  bringen,  um  die  Justiz  zu  unterstützen,  in  dem 
Volke  lebt,  und  in  der  Unterstützung  der  für  die  Entdeckung 
dflr  Verbrechen  thätigen  Beamten ,  insbesondere  der  mit  der 
Anümchung  der  Spuren  und  Beweise    verübter  Verbrechen 
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beauftragten  Polizeibeamten ')  in  der  Bereitwilligkeit,  ein  vor 
allen  schlauen  Zurückhaltungen  freies  Zeugniss  abzulegen,  in 
dem  Willen  als  Geschwome  zu  dienen  sich  anspricht,  desto 
mehr  wird  die  Wirksamkeit  der  Strafprozessgesetze  gesichert 
sein,  während  in  einem  Lande,  in  welchem  falsches  l^litleiden, 
Schwäche  oder  Parteigeist  den  Bürger  mit  dem  Streben  er- 
füllt, die  Verbrecher  dem  Arme  der  strafenden  Gerechtigkeit 
zu  entziehen^),  die  besten  Strafgesetze  nicht  ihren  Zweck 
erreichen  werden.  Der  wünschenswerthe  Eifer,  die  Anwen- 
dung der  Strafgesetze  zu  befördern,  darf  aber  nicht  ein  ein- 
seitiger blinder  sein,  er  kann  nur  wohlthätig  in  Verbindung 
mit  der  lebendigen  £rkenntniss  wirken,  die  alle  Bürger  durch- 
dringen muss,  dass  der  Strafprozess  leicht  ein  Werkzeug  der 
Unterdrückung  der  Freiheit  der  Bürger  werden,  dass  der  Par- 
teigeist verblenden,  böser  Wille  der  Ankläger,  falscher  Amts- 
eifer oder  Unverstand  die  Strafverfolgung  auch  gegen  unschul- 
dige Personen  missbrauchen  kann,  und  es  dann  Pflicht  aller 
Bürger  ist,  nicht  durch  gefügige  Hingebung  oder  Schwäche 
die  Erreichung  der  bösen  Zwecke  zu  fördern. 

Soll  das  Strafverüediren  wohlthäüg  wirken,  so  bedarf  es 
einer  freien  Entwicklung  des  öffentlichen  Lebens,  wo  das  Volk 
den  öffentlichen  Zuständen  vertraut,  sie  liebt  und  gerne  bei- 
trägt, dass  sie  auf  die  beste  Weise  sich  entfalten.  Lebendige 
Achtung  des  Gesetzes  muss  das  ganze  bürgerliche  Leben 
durchdringen,  so  dass  der  nothwendige  Kampf  der  Parteien 
nicht  im  Strafverfahren  zu  ungerechter  Begünstigung  oder 
Unterdrückung  verleitet;  dass  auch  der  Beamte  von  dem  Be- 


1)  Darin  liegt  vonüglich  der  Grand,  aus  welchem  in  England  die 
Entdeckung  der  Verbrechen  si  sehr  erleichtert  ist,  weil  die  Bür- 
ger so  bereitwillig    die  Polizeibea^Men  unterstützen. 

2)  Bei  aller  VorDebe  für  Italien  kann  niuH  in  Abrede  gestellt  wer- 
den, dass  dort  ein  falsches  Blitleiden  die  Bürger  oft  von  Unter- 
terstfitzung  der  Behörden  abhält  und  der  Parteigeist  namentlich 
der  Offenheit  und  Wahrheitsliebe  der  Zeugen  «chadet. 
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wnsstsein  geleitet  ist,  dass  er  jeden  Schritt  unter  seiner 
nicht  erfit  dnrch  eine  Masse  Ton  Förmlichkeiten  be- 
schränkten Verantwortlichkeit  3)  unternimmt^  und  der  Bürger 
weiss,  dass  er  auf  den  Schutz  des  Gesetzes  rechnen  und  yor 
jeder  Willkür  gesichert  ist.  Je  unabhängiger  die  Stellung 
der  Beamten  ist,  desto  grösser  ist  das  Vertrauen  zu  ihrer 
Wirksamkeit,  desto  stärker  wird  die  Achtung  vor  dem  Ge- 
setze, das  der  Beamte  handhabt,  desto  sicherer  wird  die 
Unterwerfung  unter  das  Gesetz  und  seine  Vollziehung  sein. 
In  Bezug  auf  politische  Zustände  deren  Beschaffenheit 
den  Rechtssinn  im  Volke  stärkt  oder  erschüttert,  lehrt  die 
Geschichte,  dass  in  der  Häufigkeit  mit  welcher  in  einem  Staate 
politische  Umwälzungen  sich  vorbereiten  oder  zum  Ausbruche 
kommen,  ein  Hauptgrund  der  Erschütterung  des  nothwendigen 
Rechtssinns  liegt.  In  Zeiten  solcher  Gährungen  yerleitet  der 
Parteigeist  leicht  die  von  der  herrschenden  Partei  abhängigen 
Beamten,  (vorzüglich  bei  der  Polizei  und  der  Verwaltung 
überhaupt)  die  gesetzlichen  Gränzen  im  Amtseifer  zu  über- 
sehreiten. Die  Masse  häufig  übertriebener  Denundationen 
wird  vermehrt  und  die  Wahrhaftigkeit  der  Zeugen  leidet,  wel- 
che selbst  ohne  bösen  Willen  durch  das  Misstrauen  oder  den 
Unwillen  gegen  politische  Gegner  verleitet  das  Schlimmste 
ihnen  zutrauend,  in  leidenschaftlicher  Aufregung  mit  Ueber- 
treibungen  aussagen.  Eine  bisher  unterdrückte«  zum  Siege 
gelangende  Partei  sucht  nur  zu  oft  durch  Gewaltmassregeln 
ihre  Macht  zu  befestigen  und  ebenso  kommt  eine  altbefestigte 
Regierung  nach  niedergekämpfter  Empörung  leicht  zum  Glau- 


3)  Hier  zeigt  sich  wieder  der  grosse  Unterschied  zwischen  den  eng- 
lischen und  den  französischen  Zuständen.  Während  nach  den 
letzten  keine  Klage  gegen  Beamte  wegen  Amtsüberschreitung 
zulässig  ist,  wenn  nicht  die  Regierung  hiezu  die  Ermächügong 
^ebt,  weiss  in  England  jeder  Beamte,  dass  er  der  strengsten 
Verantwortlichkeit  u.  gerichtlicher  Klage  wegen  Amtsmissbranchs 
ausgesetzt  ist. 
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ben,  dass  nur  ihre  zu  grosse  Milde  den  Aufibmch  der  Dmh 
wäbsong  möglich  machte^).  Sie  sucht  dann  durch  übergrosse 
Strenge  in  der  Gesetzgebung  nnd  Verwaltung  der  Wiederho- 
lung verbrecherischer  Plane  kräftig  entgegen  zu  wirken ,  und 
wird  vielfach  zu  Ausnahmsgesetzen  getrieben,  in  denen  die 
Abweichung  von  dem  bisher  als  gerecht  anerkannten  Ge- 
setze die  nothwendige  Yerbttrgung  der  Freiheit  verletzt,  das 
Vertrauen  zur  Festigkeit  und  dem  Ansehen  des  Gesetzes  un- 
tergräbt und  den  Rechtssinn  im  Volke  zerstört,  indem  es  all- 
mäUch  an  die  Ausnahme  vom  Gesetze  und  die  leidit  unter 
der  Form  des  formellen  Rechts  geübten  Willkürakte  sich  ge- 
wöhnt und  umwälzende  das  Gesetz  aufhebende  Akte  von  Oben 
kennen  lernt  Wie  überhaupt  auf  einen  Zustand  der  üeber- 
gpannung  und  Aufregung  regelmässig  ein  Zustand  der  Ab- 
spannung eintritt,  so  zeigt  sich  auch  gewöhnlich  nach  dem 
Revolutionszustande  eine  moralische  Abspannung,  welche  leicht 
Stimmungen  nährt,  die  den  moralischen  Sinn  des  Volkes  ver- 
schlimmem,  indem  sie  auf  einer  Seite  eine  Muthlosigkeit  her- 
Yorrufen,  bei  welcher  selbst  sonst  wohlgesinnte  Bürger  zu  den 
härtesten  Ausnahmsmassregeln  zustimmen  und  sie  unterstü- 
tzen, weil  sie  eingeschüchtert  die  Wiederkehr  der  Revolu- 
tionszeit fürchten,  die  abschreckenden  Anordnungen  durch 
den  Nothstand  für  gerechtfertigt  halten,  während  Andere,  oft 
um  durch  ihre  jetzige  recht  auffallend  an  den  Tag  gelegte 
Hingebung  und  Anhänglichkeit  an  die  Macht  ihre  früheren 
während  der  Aufregung  verübten  Handlungen  vergessen  zu 
machen,  an  einen  Zustand  von  Heuchelei  eich  gewöhnen,  der 
sehr  gefährlich  wird,  wenn  solche  Personen  als  Zeugen  oder 
Geschwome  bei  Gericht  thätig  sein  sollen.  Andere  dagegen 
kommen  leicht  zu  einer  GleichgiUtigkeit,  welche  zu  jedem 
Unrecht  schweigt  I  und  kein  Gesetz  achtet.  Eine  Grundbe- 
dingung einer  guten  Gesetzgebung  und  einer  gerechten  Ver- 
waltung des  Strafverfahrens  liegt  ferner  darin,  dass  dies  Ver- 


4)  Es  paBst  hier  häufig  die  Schildenmg  welche  Guizot  macht  (m 
Bezog   auf  die  Zeiten  Cromwells)  oben  §.  4  Note  1  abgedrackt. 
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fahren  nur  auf  die  Errdehimg  des  Zwecks  der  StraQiistix 
beredinet  mid  Ton  dem  Einflösse  der  Politik  frei  ist  Eine 
Klippe  aber,  an  welcher  die  Gerechtigkeit  der  gesetzgeberi- 
schen Anordnnng  und  der  Führong  der  Strafproaesse  scheitert, 
ist  fben  die  H&ufigkeit  der  Frosesse  wegen  politiBcher  Ver* 
brechen.  Je  häufiger,  ans  dem  Parteikampfe,  dem  raschen 
Wechsel  politischer  Gestaltungen  erkllrbar,  in  einem  Staate 
solche  politische  Prosesse  vorkommen,  desto  mehr  wird  dieGe- 
setsgebung  über  Straftrerfahren  yon  ilirer  gerechten  Bahn  ab- 
geleitet, indem  jede  Partei  bei  ihren  Vorschlägen  durch  die 
Hintergedanken  an  zu  befttrchtende  politische  Verfolgungen 
geleitet  wird  und  die  Partei  des  Fortschritts  möglichst  Gesetae 
wül,  welche  ihr  nicht  gefahrlich  werden,  während  die  Partei, 
welche  die  Macht  inne  hat,  den  Strafprozess  so  einzurichten 
wünscht,  wie  am  ersten  die  Verurtheilung  der  angeklagten 
Gegner  gesichert  wird^).  Die  gerechte  Ftthrung  der  Btraf«* 
prozesse  leidet  aber  auch  durch  den  Einfluss  der  poUtischen 
Strafverfolgungen,  indem  die  Beamten  welche  hier  thätig  sein 
mfissen,  insbesondere  Staatsanwälte^  den  Aufträgen  folgend 
zu  leicht  in  leidenschaftlicher  Weise  ^)  weniger  strenge  an 
dem  Gesetze  festhalten  und  selbst  Bichter  oft  unbewusst  ihre 


5)  Die  Geschichte  der  engl.  GeseUgebung  im  Strafverfahren  xeigt 
dies  am  besten.  Eine  Reihe  tou  Anordnungen  erklären  sieh 
daraus,  ob  zeitweise  die  poätische  und  religiöse  Yerfolgongspar- 
tei  mächtig  war,  oder  die  siegenden  Freunde  der  Freiheit  der 
Wiederkehr  scb&ndlicher  Scenen  der  Justiz  entgegen  zu  wirken 
suchten. 

6)  Auch  hier  ht  die  Geschichte  der  schottischen  Staalsanweltschaß, 
welche  jetzt  so  hohe  Achtung  geniesst,  in  soferoe  belehrend, 
als  in  Zeilen,  in  denen  das  engl.  Ministerium  vielfach  politische 
Prozesse  einleitete,  der  Lord  Advocatc  die  Würde  und  Rahe  nicht 
behanp\<Kte,  welche  sonst  diesen  Beamten  auszeichnet 

7)  Schon  die  Abfassung  der  Anklageschriften,  die  Reden  der 
französ.  Staatsanwälte  hl  denpolitisehen  Prozessen  zeigen  oft  diese 
Leiden  schaffliehkeit 
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Unparteilichkeit  verliefen  und  durch  alle  Mittel  auf  Vemrthei- 
lung  der  Angeklagten  hinwiiken^).  Wie  wenig  unter  solchen 
Umständen,  za  denen  noch  die  befangene  Stellung  der  in  po- 
litischen Processen  auftretenden  Zeugen  hinzu  kommt,  die 
ergangenen  Urtheile  auf  Vertrauen  und  Wirksamkeit  Anspruch 
machen  kdnnen,  wie  sehr  dies  seihst  die  Achtung  vor  dem 
Stande  der  Beamten ,  selbst  der  Richter  vennindem  kann,  ist 
begreiflich. 

Auch  der  Charakter  der  Strafgesetse,  auf  deren  Anwen- 
dung es  ankömmt,  ist  von  EinflusB  auf  den  Gang  des  Straf- 
verfahrens. Wir  werden  unten  bei  dem  Schwurgericht  nach- 
weisen, wie  sehr  die  Wirksamkeit  der  lotsten  durch  die  Art 
der  Strafgesetzgebung  untergraben  werden  kann;  hier  genüge 
die  NachweiBung,  welchen  schlimmen  EinflnSH  die  in  neuerer 
Zeit  in  manchen  Staaten  ergangenen  Strafgesetze  in  zweifacher 
Richtung  auf  das  Stra^erfahren  ausfiben.  Dies  ist  der  Fall 
bei  den  vorzfiglich  in  Frankreich  verkfindeten,  in  Deutschland 
vielfach  nachgeahmten  Gesetzen'),  die  mit  dem  Streben  den 
Ursachen  gewisser  Verbrechen  vorzubeugen,  mit  völlig  un- 
bestimmten Thatbestande  erlassen,  daher  der  willktirlichsten 
Auslegung  f&hig  sind  und  daher  leicht  grundlose  Strafverfol- 
gungen veranlassen,  deren  Ergebnisse  häufig  auf  allgemeines 
Vertrauen  nicht  rechnen  dürfen.  Nicht  weniger  bedenklich 
werden  Strafgesetze,  welche  im  Widerspruche  mit  den  An- 
sichten einer  grossen  Mehrheit  des  Volkes  stehen,  von  Vielen 
ftlr  ungerecht  gehalten  werden,    und  daher  ein  Widerstreben 


8)  Die  Gesehichfe  der  englischen  Strafverfaandlimgen  zeigt  hinrei- 
chend  wie  in  schlimmen  Zeiten  z.  B.  von  Karl  L  an  bis  Jakob 
ebenso  wie  anter  Cromwell  d^r  Strafprozess  missbraucht  worde 
und  entartete.  Nachweisnngen  in  meiner  Schrift:  englisches 
Strafverfahren  S.  3—11. 

9)  Dahin  gehören  die  französ.  Gesetze  fiber  Yerbreitang  falscher 
Nachrichten,  Gesetze  über  Stönmg  der  öffentlichen  Ruhe  und 
Ordnung  etc.     s.  Archiv  des  Kriminalrechts  1854  8.  171. 
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voD  Seite  des  Volkes  und  eine  der  Aishiung  yor  dem  Richter* 
stand  leicht  gefShrliche  Stellung  der  Richter  im  Strafverfah- 
ren herbei  führen '<0* 

Je  freier  und  mit  Ehrlichkeit  dorchgeführt  die  öffentli- 
chen Einiichtungen  >')  überhaupt  in  einem  Staate  sich  ent- 
wickeln, je  mehr  sie  der  Entfaltung  einer  freien  öffentlichen 
Meinung  günstig  sind,  desto  mehjc  wird  das  Strafirerfahren  in 
dem  Staate  seinem  Zwecke  entsprechen. 


§.    12. 

B)  Zasammenhang  des  Strafverfahrens  mit  der  Gerichts- 
verfassung. 

Die  Art,  wie  in  Deutschland  1848  und  1849  das  im 
Wesentlichen  dem  französischen  Code  nachgebildete  Strafver- 
fahren mit  Mündlichkeit,  Anklageprozess  und  Schwurgerichten 
eingeführt,  die  Erfahrungen  welche  in  den  deutschen  Staaten 
in  Folge  des  neu  eingeführten  Verfahrens  gemacht  wurden, 
sind  geeignet,  auf  den  wichtigen  Zusammenhang  der  Ge- 
richtsverfassung mit  dem  Strafverfahren  aufmerksam  zu  ma- 
chen. In  Deutschland  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  die  Ge- 
richtsverfassung in  der  Art  ausgebildet,  dass  in  erster  Instanz 
Einzelnrichter  die  Verwaltung,  insbesondere  auch  Polizei,  Justiz 
und  zwar  so  ausübten,  dass  sie  in  erster  Instanz  alle  Civil- 
streitigkeiten,  die  Straffalle,  so  weit  es  auf  geringere  Strafen 
ankam,  entschieden  und  die  ganze  Untersuchung  in  allen  Straf- 


10)  Besonders  zeigt  sich  dies  bei  den  neuen  in  Amerika  ergangenen 
Gesetzen,  über  flüchtige  Sklaven,  über  den  Verkanf  geistiger 
Getränke.  Die  allgemeine  Erbitterang  dagegen  mass  verderblich 
auf  das  Geschwomengericht  wirken. 

11)  Die  Gemeindeverwaltung  gehört  vorzuglich  dahm;  denn  von  ihr 
hAngt  viellach  die  Entwicklung  des  Öffentlichen  Geistes  ab,  und 
auf  die  Bildnog  der  Schwurgerichtslisten  wirken  die  Gemeinde- 
behörden. 
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chiingsrichter ,  sondern  unter  beständiger  alle  Interessen 
sichernder  Mitwirkung  eines  Gerichtshofes  geschehen  kann^). 
Dass  dadurch  Garantieen  für  die  beste  Handhabung  der  Ge- 
setze gegeben  werden  können,  ist  unverkennbar.  Wo  aber 
in  erster  Instanz  keine  solchen  Bezirksgerichte  bestehen,  fallen 
diese  Garantieen  weg,  daher  auch  in  den  Staaten,  in  denen 
die  alte  Gerichtsverfassung  beibehalten  wurde,  nur  der  Ein- 
zelnrichter und  der  (für  einen  grossen  Bezirk  bestehende) 
Appellhof  thätig  sein  können;  was  manche  Nachtheile  zur 
Folge  haben  kann.  An  eine  folgerichtige  Durchfährung  des 
französischen  Code  ist,  da  wo  nicht  die  Geiichtsyeriassung  in 
Einklang  gebracht  wird,  nicht  zu  denken.  Wo  die  Einzeln- 
richter fortbestehen,  bleibt  regelmässig  mit  der  Justiz  die 
Verwaltung  vereinigt;  die  Strafjustiz  kann  dabei  leiden,  eine 
folgerichtige  Durchführung  der  Interessen  derselben  ist  wegen 
vielfacher  Conflikte  der  Verwaltung  mit  der  Justiz  nicht  zu 
erwarten,  so  wonig  als  eine  die  Untersuchungen  fördernde 
Stellung  des  Untersuchungsrichters  der  die  verschiedenartig- 
sten Geschäfte,  Kenntnisse  und  Gewandtheit  vereinigen  soll^). 
Die  in  manchen  neuen  Gesetzgebungen  eingeführten 
Mittelsysteme  sind  sehr  bedenklich.  Wenn  in  Altenburg  statt 
kollegialisch  organishrter  Bezirks-  (Kreis-)  Gerichte  Kriminal- 
gerichte errichtet  werden,  die  (im  Interesse  der  Kostenerspa- 
rung)  ausschliesslich  für  die  Verwaltung  der  Strafjusiz  be- 
stimmt, aus  einem  Direktor  und  Assessoren*)  bestehen,  so 
ist  sehr  zu  besorgen,  dass  dies  Gericht  (einseitig  nur  mit 
Strafsachen  beschäftigt)    nicht  jenes  Vertrauen  geniesst,  wel- 


4)  Wir  werden  unten  in  den  Einzelnheilen  die  Vortheile  dieses 
Systems  mit  Hülfe  der  Statistik  nachweisen. 

5)  Richtig  bemerkt  von  Freiherr  von  Gross  in  der  Kritik  der  Straf- 
prozessordnung S.  26. 

6)  Dazu  können  nach  Strafprozessordn.  §.  12  auch  Ergänznngsrich- 
tcr  aus  den  zum  Richteramt  befalugten  Personen  und  ans  Sach- 
waltern genommen  werden. 
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dies  sonst  ein  mit  ständigen  Richtern  besetstes  Oericlit  er- 
warten darf,  ^nch  die  Einrichtung,  nach  welcher,  wie  in 
Altenbnrg  ein  solches  Kriminalgericht  die  Anklageiuunmer 
sein  soll,  nm  bei  der  von  dem  anderen  Eriminalgerichte  ge- 
ffihrten  Yorontersnchnng  über  Versetsung  in  den  Anklage* 
stand  zu  entscheiden,  erweckt  Besorgnisse  '')•  Ohnehin  giebt 
es  eine  ungenügende  Bürgschaft ,  wenn  man  den  wichtigen 
Beschluss  über  Versetzung  in  den  Anklagestand  einem  nur 
aus  3  Richtern  bestehenden  Gerichte  übertragen  will. 

Bei  der  Durchfülurnng  des  Strafverfahrens  kömmt  man 
ohnehini  wenn  es  auf  Errichtung  von  Gerichten  ankömmt,  die 
den  französischen  Bezirksgerichten  gleichgestellt  werden  sol- 
len, zu  manchen  Schwierigkeiten  und  zwar  in  geographischer 
Beziehung  und  in  Ansehung  der  Besetzung.  Während  die 
Einrichtung,  nach  welcher,  um  die  Nachtheile  grosser  Gerichts- 
bezirke in  Strafsachen  zu  vermeiden  ^) ,  viele  solche  Beziries- 
gerichte (daher  für  kleinere  Bezirke  z.  B.  40  bis  50000  Ein- 
wohner) errichtet  werden,  dazu  führt,  dass  diese  Gerichte 
weniger  stark  *)  und  auf  Vertrauen  erweckende  Weise  ^^)  be- 
setzt werden  können  i>) ,  wird   die  entgegengesetzte  Einrich- 


7)  Gegründete  Bcmerknogen  in  der  Schrift  von  Gross  S.  27 --32. 

8)  Die  schnelle  Verfolgang  der  Sporen  des  Vorbrechens,  die  Vor- 
nahme des  Aagenscheins  leidet,  wenn  grosse  Bezirks-Gerichle 
bestellt  sind ,  an  denen  der  Untersuchungsrichter  angestellt  ist, 
für  die  Zeugen  entstehen  grosse  Lasten. 

9)  Gewöhnlich  dann  nur  mit  3  Richtern;  dann  kommt  man  auch 
dazu,  dass  der  Untersuchungsrichter  bei  deQ  Beschlüssen  mit- 
stunmt 

10)  Man  darf  nicht  hoffen  für  viele  solche  Gerichte,  die  gewöhnlich 
auch  an  kleinen  Orten  errichtet  werden  müssen,  viele  tüchtige 
Richter,  die  längere  Zeit  bleiben,  zu  gewinnen. 

11)  Wenn  man  die  französ.  Zustände  genau  prüft,  so  zeigt  sich, 
dass  bei  vielen  der  Bezh-ksgerichte  in  kleinen  Bezirken,  die  Ga- 
rantieen,  welche  sie  geben  nicht  sehr  gross  sind. 
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tongi  die  nur  wenige  BesUsgerichte   wganisirt»   bedenklich 
wegen  der  groBsen  Kosten  '^). 

In  Oeeterrelch  ist  das  Verfahren  dadoich  wesentlich 
verschieden,    jenachdem    dasselbe  Yon    einem   (nicht  kolle- 
gialisch    eingerichteten)  Bezirksgerichte,  oder  von   dem  Ge- 
richtshöfe selbst  geßihrt   wird  (das   letzte  bei  gewissen  Ver- 
brechen z.  B.  Hochverrath ,  Majetätsbeleidignng)  ^).    In  den 
Fällen  der  ersten  Art  (also   in  der  Regel)   ist  der  üntersa- 
ehnngsrichter  regelmässig  ohne  Mitwirkong  des  Staatsanwalts 
thätig  nnd  hat  nnr  Anzeigen   an  den  Gerichtshof  zu  machen 
(§.  63  St  P.  00,  während  in   den  Fällen  der  zweiten  Art 
regelmässig   Untersnchnngsrichter   und  Staatsanwalt    zusam- 
menwirken,   nnd  der  Erste  keinen  wichtigen  Akt  ^)   ohne 
Verständigung  mit  dem  Staatsanwälte  yomehmen  kann.    Wir 
haben  nicht  nöihig  die  Nachtheile  dieser  Einrichtungen  hervor- 
zuheben, da  der  ausgezeichnete  Kedaktor  des  neuen  österr. 
Gesetzbuchs  v.  Hye  ^)   selbst    diese  Anordnung    bedauert, 
und  ausspricht,  dass  nur  aus  finanziellen  Bücksichten  die  Gre- 
setzgebung  gehindert  worden  sei,  schon  jetzt  die  nothwendige 
Gleichheit  durchzufahren,  und   in  allen  Untersuchungen   die 
VortheUe  zu  sichern,   welche  da  vorliegen,  wenn  der  Unter- 
suchungsrichter   bei    dem  CoUegialgerichte  angestellt  ist  und 
UQter    Controlle    desselben    handelt.      Wie    störend  auf   die 
Durchfährnng  des  richtigen   Grundsatzes  die  Gerichtsverfas- 
sung wirkt,   zeigt  sich  auch  daraus,   dass  in  Oesterreich  der 
Untersuchungsrichter  von  der  Mitwirinmg  als    abstfmmender 


12)  In  Braonschweig  wählte   man    das  System   die  Rreisgerichte  (je 

anf  41000  Seelen)  zu  errichten ;  in  Bannover  kommen  auf  ^n 

grosses  Obergericht  126766  Seelen.    Der  Ansschnssbericht   über 

den  Oldenburg.  Entwarf  hat  recht  gut  die  Bedenken  gegen  jede 

dieser  Einrichtongen  angegeben. 

13)  Strafproz.  0.  §.  10. 

14)  Am  klarsten  ergiebt  sich  das  VerhSUaiss  ans  der  Amtsiastnik- 
tion  V.  16.  Jony  1854  §.  11,  23,  41. 

16)  Die  leitenden  Grunds,  der  Strafprozessordn.  v.  Bye  S.  168. 
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Richter  bei  Entscheldiuig  über  das  abgeachloasene  ?oii  ihm 
geführte  Yerfigdiren  nicht  ausgeBcfaloBsen  ist,  weil,  wie  v. 
Bye  ^)  erklärt,  num  bei  der  oft  nicht  zahkeichen  Besetzung 
des  Gerichts  auf  Schwierigkeiten  gestossen  sein  würde. 
Von  der  Art  der  Besetzung  der  Gerichte  liiingt  die  Wirksam- 
keit mancher  bedeutenden  Vorschrift  ab '''). 

In  dem  Systeme  des  französischen  Rechts  ist  der  Cas- 
sationshof  höchst  einjBussreich ;  wir  werden  aber  nnten  bei 
den  Bechtsmitteln  nachweisen,  wie  verschieden  —  wegen  der 
von  der  französischen  abweichenden  Oerichtsverfassnng  — 
dies  wichtige  Gericht  nach  den  dentschen  Gesetzgebnngen 
sich  gestaltet 

Auch  in  Beziehung  auf  die  Aufnahme  mancher  Ein- 
richtungen des  englischen  Rechts  bemerkt  man  leicht,  mit  welcher 
Vorsicht  dies  geschehen  muss,  weil  das  englische  Verfahren 
mit  einer  andern  Gerichtsverfassung  zusanmienhängt  In  Eng- 
land ist  diese  Verfassmig  nicht  aus  einem  Gusse  —  im  wohl- 
berechneten Zusammenhange  aller  Theile  hervorgegangen, 
sondern  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  unter  den  Einflüssen  ver- 
schiedenartiger politischer  Verhältnisse  ausgebildet  und  die 
Gegenwart  trägt  fast  überall  den  Character  eines  üeberbleib- 
sels  vergangener  Zeiten  und  äusserer  Einwirkungen.  In  der 
Voruntersuchung  zeigt  sich  dies  in  Bezug  auf  die  coroner 
und  die  Stellung  der  Friedensrichter.  In  der  Hauptverhand- 
lung (Trial)  lingt  noch  die  alte  Vorstellung  zum  Grunde, 
dass  das  Gericht  des  common  law,  welches  in  London  seinen 


16)  V.  Hye  die  leitenden  Grundsätze  S.  154. 

17)  z.  B.  wenn  nach  dem  französ.  Code  und  den  neuen  Gesetzbu- 
ehern  der  Bpmch  der  Geschworaen  omgestoMen  werden  kann, 
wenn  die  Richter  dnstimmig  überzeugt  sind,  dan  die  Gescbwor- 
nen  irrten.  Wenn  mm  aas  Sparsamkeit  nur  3  (nicht  wie  im 
Code  6)  Assisenrichter  das  Gericht  bilden  sollen,  so  sieht  man 
leicht  ebit  dass  die  Anwendung  der  Vorschrift  der  Voransietrang 
entbebrty  wekhe  sie  im  Code  hatte. 
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Sitz  hat,  das  eigentliche  Gericht  für  ganz  England  ist,  die 
Präsidenten  (aus  den  reisenden  Richtern  entstanden)  za  gewis- 
sen Zeiten  in  die  Grafschaften  sendet,  um  Gericht  zu  halten. 
Manche  Vortheile  dieser  Einrichtung  i^),  ebenso  wie  die  immer 
mehr  füUbaren  Nachtheile  '^  *)  sind  nur  die  Folgen  dieser 
alten  Gerichtsverfassung. 

§.    18. 

C)    Von  den  Beamten,  welche  zur  Wirksamkeit  der  Vor- 
schriften über  Strafverfahren,    welches  auf  Anklageform 
gebaut  ist,  gehören,  insbesondere   von  der  Staatsan- 
waltschaft 

Die  Gesetze  der  germanischen  Staaten  i)  kennen  von 
der  Zeit  an,  als  die  Vorstellung  Wurzel  fasste,  dass  die  bür- 
gerliche Gesellschaft  selbst  ein  Interesse  habe,  die  Bestrafung 
verübter  Verbrechen  zu  betreiben,  ein  Institut,  das  im  Laufe 
der  Zeit  zur  heutigen  Staatsanwaltschaft  führte,  schon  früh 
aber  nach  zwei  verschiedenen  Richtungen  sich  entwickelte. 

Während  in  Spanien^  Portugal,  Italien,  in  den  Nieder- 
landen^) die  Beamten,  welche  als  Staatsanwälte  betrachtet 
werden  können,  nur  als  die  Beauftragten  erscheinen,  das 
öffentliche  Interesse  in  Bezug  auf  die  Verfolgung   von  Ver- 


18)  z.  B.  dass  immer  nur  die  hochgestellten  mit  dem  Gcrichtsge- 
brauche  vertrauten  gelehrten  15  Richter  die  Präsidenten  sind. 

18  a)  z.  B.  dass  wegen  der  Seltenheit  der  Haltong  der  Assisen  in 
den  Grafschaften  die  Gefangenen  Monate  lang  anf  die  nächste 
Assise  warten  müssen. 

1)  Darüber  dass  im  römischen  Rechte  keine  Beamte  voriumen, 
welche  den  Staatsanwälten  gleichgestellt  werden  können,  s.  die 
Nachweisnngen  in  den  in  meinem  Strafverfahren  angeführten 
Schriften. 

2)  Nachweisnngen  über  die  in  den  genannten  Ländern  vorkom* 
mende  Staatsanwaltschaft  in  meinem  Strafverfahren  I.  S.  339. 
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hreehen  dordr  Einleitiuig  und  Betreibiuig  der  Untttsnehung 
fli  Tertreten  lehrt  die  Geschichte  der  fraiuBÖeischen  Staatsbe- 
kMe*),  dass  die  procüreiirB  du  roi  ursprünglich  nur  die 
Geldinteressen  des  Königs  in  Streitigkeiten  die  ihre  Domänen 
betrafen,  bald  auch  die  Interessen  der  Krone  in  Besng  auf  die 
ans  verübten  Verbrechen  dem  König  zukommenden  Rechte 
I.  E  wegen  Confiskation ,  bei  Gerichte  su  vertreten  hatten  *X 
mid  aUmSIig  erst  bei  den  Parlamenten  das  öffentliche  Inte- 
resse in  Beaug  auf  stra^erichtliche  Verfolgung  besorgten  >). 

Diese  letste  Verrichtung  wurde  später  zwar  ihr  Haupt- 
beruf; allefai  die  Geschichte  lehrt*),  dass  die  Könige  die  pro- 
enreors  du  roi  TorzügUch  als  die  von  ihnen  ganz  abhängigen 
Beamten  betrachteten,  mit  dem  Berufe,  die  nicht  immer  aus  dem 
höheren  Interesse  der  Gerechtigkeit  stanunenden  königlichen 
Interessen  den  Parlamenten  gegenüber  "0  geltend  zu  machen, 
welche  bekanntlich  häufig  im  Kampfe  mit  den  königlichen 
Forderungen  standen.  AUmälig  bildete  sich  das  Institut  des 
nunistere  public  im  Zusammenhange  mit  dem  Strafverfah- 
ren aus,  wo  sich  ergiebt,  dass  die  königlichen  Prokuratoren 
weit  weniger  Befugnisse  im  Prozesse  hatten ,  als  ihnen  jfetzt 
zustehen,   dass  aber  ihre  Stellung  zum  Könige  immer  die 


3)  Uterar.  NaehweiiUDgen  im  Strafverfahren  I.  S.  33i.  Frey,  die 
Staataanvraltochaft  in  Deutschland  and  Frankreich.  Erlangen 
1860. 

4)  Daraus  erkl&rt  sich  auch ,  dass  in  den  ersten  Urkunden  die  pro- 
cnreuFi  da  roi  überall  gens  du  roi  genannt  werden. 

5J  Gut  Pardessas  essai  liistor.  sar  Torganisation  jadiciaire  et  Tadmi- 
Distraaon  de  la  justice.    Paris  1831.  p.  191. 

6)  Die  erste  sichere  Spar  findet  sich  p.  314  in  den  Olim  ou  Regi- 
stres  des  arrets.  YoL  II.  p.  616,  wo  im  Zusammenhang  mit 
Strafverfolgung  procorator  noster  erwähnt  wird. 

7)  Die  Geschichte  der  Parlamente  bietet  hier  die  herrlichsten  Bei- 

trige  s.   Giraud  du  Parlement  et  du  Barreau  dans  randenne 

Provence.    Alz  1842. 
Mltitraaisr,   StrafrnilikrtB.  10 
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bliefe,  mimm  (poliCifldMB)  Zmttkat  m  Abmb  ud  der  Madit 
der  Piriflmeiite  ratgegenzswirkeii  *}•  b  dca  SUiiaw  da> 
BevofaitioD  hatte  die  Gesetzgebmg  TenchiedeBe  Beamte  nr 
VertretuDg  des  (Ton  dca  Paileiluliieni  fOigeacUUileB)  Sffent* 
ttdbea  InlCRflK  bei  der  Slnfferfblgviig  •). 

Dmi  diimlii  aber  der  öffcBiliefae  AskÜger  gewoinlirih 
Dir  das  Wericaevg  der  Machtbaber  war,  um  ibre  Zwed^e 
dnifbromelaen  *•) ,  ist  ebewo  bekaam,  als  die  Encbeinimg, 
daaa  swar  Ton  der  Zeit  der  Wiedcriientelhaig  der  Ordauig 
&B  Slaatsbeböfde  eine  gesiciiefte  OrgaalBatioD  eriüelt,  und 
data  wiriügefliiiBte  üinaer  <>)  das  laatitiit  in  einem  wCidigea 
Sinne  anJBiMm  ^  daaa  ca  aber  ebenao  in  dem  yiinmcirlii,  wie 


8)  Wir  bitten  nicht  zu  Tergesten ,  da»  die  franzos.  Könige  hiofig 
im  Kampfe  mit  den  Parlamenten  wegen  des  enregirtrement  der 
(oft  sehr  wiQkfiriiehen)  iKönigUdien  Edikte  waren  and  dass  hier 
die  Generalproknratoren  dem  faileresse  des  Kdni^  dienen  mass- 
tcn,  nsmentlifh  in  den  idigiSsen  Kimpfan  des  16.  Jahrfannderis. 

9)  Hdie  toL  IL  p.  90.  Anfangs  (1791)  waren  die  Fonklioncn  des 
miairtfrr  pnblie  zwiMhen  den  eomnussaircs  dn  roi  nnd  den 
accnsateoTB  pnblics  getheilt  Daranf  folgten  bald  (Helie  L  e* 
p.  99—131)  die  Terschiedenartigrten  Systeme. 

10)  Das  Stodinm  der  Prozesse ,  in  welchen  die  den  Parteih&optem 
miisliebigen  Personen  angeklagt  nnd  venirlbdlt  werden  mnss- 
ten«  lehrt,  wie  diese  Ankläger  es  nicht  an  Mitteln  fehlen  Hessen, 
nm  Richter  nnd  Geschwome  einznsehfichtem. 

11)  Helle  traite  II.  p.  90.  IV.  p.  49.  de  Vanh  in  der  Zeitschrift  für 
ansL  Gesetzgebung  YIL  nr.  12. 

12)  Schon  Montesqnlen  XXVHL  cap.  36  spricht  mit  Begdstemng 
von  dem  wohllhätigen  Einflnsse  des  öffentlichen  Anklägers. 
Eine  erhabene  Auffassung  findet  rieh  bei  Henrion  de  Pansey  de 
rantoriti  jndiciaire  p.  127,  wenn  er  vom  ministere  public  sagt, 
dass  es  das  Ange  nnd  der  Wächter  der  Gesetze  sei.  Leider  ver- 
gisst  man  za  oft,  unter  wdchen  Verfa&ltnSisen  das  Institut  in 
Frankteieh  sich  ausbildete.  Gut  Berenger  de  la  jnstiee  eiim. 
p.  267—^267. 
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unter  den  Sjpittereii  Königen  ein  in  den  TieUiBchen  ProxeMen 
wegen  politiseher  Yerhrechen  wichtiges ,  nicht  immer  leiden« 
aehafUosee,  von  dem  Willen  des  Ministeiinma  unbedingt  ab* 
lumgigeB  Inetitttt  wurde,  dessen  gute  Dienste  für  die  Errei- 
chung politischer  ZweAe  gebrtacht  wurden.  In  die  dent- 
aehen  Gesetzgebungen  ging  das  Institut  der  Staatsbehörde 
als  Nachahmung  der  fransösischen  Einrichtungen  über. 

Nothwendig  wird  es  die  Einrichtung  nach  den  verschie* 
denen  Bichtongen,  wie  sie  in  den  Gesetzgebungen  der  einzel- 
nen Staaten  Torkömmt,  au  betrachten: 

A.  Am  ausgedehntesten  durchgeführt  kömmt  das  Insti- 
tut in  der  Gesetzgebung  Frankreichs  vor. 

Nach  dem  Gange  der  Berathungen  über  die  Einrichtung 
und  Stellung  der  Staatsbehörde,  wie  sie  im  jetzt  geltenden 
Code  TOikömmt  ^^  überzeugt  man  sich  leicht,  dass  unter  den 
Männern,  die  an  der  Berathung  Theil  nahmen,  grosse  Ver- 
schiedenheit der  Ansichten  war,  indem  ein  Theil  (selbst  Cam* 
baceres)  die  Stellung  des  Staatsanwalts  als  eines  öffentlichen 
Anklägers,  und  die  Unabhängigkeit  des  Untersuchungsrichters 
dnrcUUhren,  und  daher  dem  Ersten  keine  BelugnlBse  einräu- 
men wollte,  welche  nur  dem  Richter  zustehen,  während  Andere 
von  der  Ansicht  geldtet,  dass  die  Staatsbehörde  am  besten 
zur  Verfolgung  des  sogenannten  öffentlichen  Interesse  und 
zur  Durchsetzung  der  Plane  der  Regierung  zu  wirken  geeig- 
net sei,  den  Kreis  der  Befugnisse  der  Staatsanwälte  möglichst 
ausdehnen  wollten,  so  dass  zuletzt  ein  Transaktionssystem 
sich  geltend  machte,  nach  welchem  in  dem  Falle  (des  absicht- 
lich unbestimmt  im  Gesetze  gehaltenen)  flagrant  delit  dem 
Staatsanwälte  das  Recht  zu  Handlungen  zuerkannt  wurde, 
welche  entschieden  als  wahre  Untcrsuchungshandlungen  nur 
den    Richter    zustehen    sollten    und   ausser  dem   Falle   des 


13)  Darfiber  gut  die  DantelloDg  bei  Helie  1.  c.  p.  131  t.  auch  Frey 
8.  16  etc.   , 

10  • 
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delit  flagrant  gesetzlich  auch  nur  ihm  znstehen  ^).  Die  lei- 
tende Grundidee  war,  dasa  der  Staatsbehörde  eine  grosse 
Qewalt  gegeben  werden  müsse,  und  da  man  den  Staatsanwalt 
nicht  unter  die  Aufsieht  des  Gerichts  stellen  wollte,  so  musste 
man  eine  Organisation  schaffen,  bei  welcher  in  einer  Hierar- 
chie ähnlich  wie  bei  den  Gerichten  der  Staatsanwalt  des  Be- 
zirksgerichts unter  die  Aufsicht  des  Generalproknrators  gestellt 
wurde  i>).  Man  erfand  zwei  erhaben  klingende  Worte:  die 
unit£  et  indlvisibilit^  du  ministere  public  >*),  um  das  Wesen 
der  Anstalt  zu  bezeichnen,  Worte,  über  deren  Sinn  unter  den 
Juristen  Frankreichs  selbst  grosse  Yerschiedenheit  herrscht  i^, 
so  dass  in  der  Rechtsübung  die  Stellung  der  Staatsbehörde 
wegen  der  Unbestimmtheit  eine  bedenkliche  wird,  und  die 
Unabhängigkeit  des  einzelnen  Beamten  der  Staatsbehörde  läh- 
men kann  ^^,  Die  überall  entscheidende  Rücksicht  der 
Staatsbehörde  eine  grosse  Macht  einzuräumen,  um  durch  sie 
die  Wünsche  des  Ministeriums  durchzusetzen,  musste  dazu 
führen,  den  Beamten  dieser  Behörde  als  Staatsbeamten  eine 
SteUung  zu  geben,  welche  geeignet  ist,  auf  Richter  und 
Geschwome  zu  wirken,  die  Staatsbehörde  zum  Organ  der 
obersten  Justizverwaltung  mit  Oberaufsichtsrecht  über  alle 
zur  Justiz  gehörigen  Beamten  zu  machen  und  in  unmittelbare 


14)  Vergebens  hatte  Cambaceres  gewarnt,  Fonküonen  des  Anklägers 
und  des  Inqnirenten  in  einer  Person  za  verbinden;  er  sagte: 
fl  est  diflicile  qne  rhomme,  qni  poursoit  conserve  son  impar- 
tialit^  quand  U  s'agit  d^instroire. 

16)  HeUe  L  c.  IL  p.  134. 

16)  Darüber  Helie  IL  p.  414. 

17)  Wenn  man  z.  B.  Mangin  de  Taction  pnbUqne  L  p.  210  mit 
Helie  L  c.  p.  416  n.  Tr^baticn  Conrs  H.  p.  6  vergleicht;  s.  noch 
Rosshirt  im  Magazin  für  badische  RechUpflege  IL  Bd.  S.  214. 

18)  z.  B.  nach  Art.  49  des  Dekrets  v.  6.  Joly,  1810  über  Verhältnisa 
der  Generaladvokaten  zam  Generalproknrator.  Frey,  die  Staats- 
anwahiehaft  S.  52, 
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Verblndimg  mit  dem  JostisminiBteriiun  za  stellen  >*),  ein 
iib«all  wachsames  Heer  von  Beamten  (der  sogenannten  ge- 
richtlichen Polixei)  ihr  unterzuordnen,  die  gerichtliche  Ver- 
folgung von  Verbrechen  von  der  Staatsbehörde  abhängig  zu 
machen,  und  ihr  das  Recht  der  Stellung  von  darauf  bezüg- 
lichen Anträgen  zu  geben,  um  aber  ihren  Einfiuss  zu  ver- 
mehren in  der  Voruntersuchung  ihr  mehrere  Befugnisse  zu 
Handlungen  einzuräumen,  die  eigentlich  gerichtliche  Unter- 
suchungshandlungen sind  ^},  ihr  in  der  mündlichen  Haupt- 
verhandlung die  DurchfQhrung  der  Anklage  im  Namen  des 
Staats  und  Vertretung  des  öffentlichen  Interesse  zu  übertra- 
gen und  dabei  dem  Staatsanwälte  grössere  Vorrechte  als  sie 
dem  Vertheidiger  zustehen,  einzuräumen« 

Auf  diese  Art  kann  die  französische  Staatsbehörde 
anfgeiasst  werden  als  ein  Inbegriff  von  Staatsbeamten,  welche 
unter  sich  zusammenhängend,  im  Verhältniss  der  Unterord- 
nung in  einer  gewissen  Stufenfolge  zur  Aufsicht  über  die 
Verwaltung  der  Justiz  zur. Vertretung  des  öffentlichen  Inter- 
esse in  Bezug  auf  Verfolgung  der  Verbrechen  vor  Gericht 
bestellt  und  mit  gewissen  auf  den  Gang  der  Untersuchung 
die  Gesetzmässigkeit  und  das  Gelingen  derselben  bezüglichen 
Befugnissen  versehen  sind. 

B.  Eine  andere  Einrichtung  des  Instituts  wird  begrün- 
det dadurch  dass  die  Staatsregierung  gewisse  Personen  mit  Ver- 
tretung des  öffentlichen  Interesse  in  Bezug  auf  die  Vorberei- 
tung und  Durchführung  der  Anklage  vor  Gericht  wegen  Ver- 
brechen beauftragt.  Hieher  gehören  a)  die  irländische,  b)  die 
schottische  Einrichtung,  c)  die  englische,  d)  die  nach  dem 
Gesetzbuche  von  Malta  eingeführte  und  e)  die  nordamerika- 
nische. 

a)  Die  Einrichtung    in   Irland  ^^)  beruht   auf   dem 


19)  Dekret  v.  30.  März  1806.  Art  80. 

20)  Ueber  die  einzelnen  Befagniste  soU  in  der  Folge  gesprochen 
werden. 

21)  Die  treue  Darstellong  der  Einricbtong  der  Staatsbehörde  in  Irland 
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Groodsalse,  das«  die  StrafreHölfmig  tob  dem  Staate  ausge- 
hen uid  durch   reraDtwortiiche  ollipiitliclie  Beamte   ausgeübt 
werden  rniiAS.    Zn  [diesem  Zwecke  atdit  an  der  Spitze   em 
attomej  geneial  mit  den  Ihm  untergeordneten  crown  mllici- 
tora  und  aeseional  proaeentora  fb  jede  eonnty.    Die  Yeno* 
teraoehnng  wird  Tom  magiatrate  begonnen,  der  aber  die  erho- 
benen Materialien  dem  crown  aolUdtor  mittheHt,  dnrch  welchen 
sie  an  den  attomej  general  gelangt^  welcher  ^  seine  Ansicht 
ausspricht,  ob  die  Sache  verfolgt  werden  soll,  nnd  wo  es  von 
ihm  abliangt,  ob  er  selbst  die  Verfolgung  iibemehmen  oder 
durch  einen  nntergeordneten  prosecntor  besorgen  lassen  wUl, 
imm»  aber,   so   dass  es  von  ihm  abhängt,  ob  er  durch  ein 
nolle  proseqni  die  Vetfolgnng  einzustellen  ffir  passend  findet  ^). 
b)  In  Bezug   auf  die  schottische  Einrichtung  zeigt 
sich  zwar  auch  eine  bei  dem  ersten  AnbUcfc  der  französisdien 
Oliedemng  der  Beamten  der  StaatsbehMe   ähnliche  Abstu- 
fung Ton  Personen,  welche  mit  der  straiirechtlichen  Verfolgung 
als  Ankläger  beauftragt  sind;    allein  wesentlich   yerschieden 
dadurch  ^) ,   dass  nur  der  Lordadvocate  der  eigentliche  ange- 
stellte öifentliche  Ankläger  ist,  der  sehie  Stellvertreter  (ad- 
vocates  depute)  aua  der  Zahl  der  Advokaten  für  die  Besor- 
gung der  Geschäfte  bei  den  circuits  bestellt,  während  die  bei 
den  einzelnen  Gerichten  des  sheriff,  und  police  magistrate 


verdankt  man  Jetzt  der  Aussage  des  Hm.  Napler  attomey  gene- 
ral IQr  Irland  vor  der  Pariamentscommissioii  im  Report  on 
public  prosecntor  pag.  141— 1&3  a.  p.  199. 

22)  Es  ergiebl  sich,  dass  oll  der  magislrate  an  den  ättomey  general 
sich  wendet,  am  seine  Ansicht  zn  erfahren,  ob  der  Prozess 
fortgesetzt  werden  soll.    Report  p.  144. 

23)  Report  p.  148. 

24)  s.  geschichtliche  nnd  praktische  Nachweisnngen  in  meinem  Werke: 
Das  englische  Strafverfahjcn  S.  187.  Anch  in  Bezng  auf 
Schottland  enthält  die  Anssage  des  Lord  Advocate  von  Schott- 
land in  dem  angeführten  Report  p.  17  die  genaueste  Darstellung 
der  schott  Staatsbehörde. 
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aus  der  Zahl  der  Advokaten  ernamiten  und  ftir  die  einzelnen 
besorgten  Oescliäfte  bezahlten  procnrator  fiscal  vom  Richter 
bestellt  sind  ^).  Die  Apieigen  wegen  Verbrechen  gelangen 
regelmässig  znerst  an  den  procnrator  fiscal,  der  swar  Materia- 
lien sanuneln,  aber  wegen  jeder  Untersuchungshandlnng  an 
dem  Richter  sich  wenden  mnas  ^).  Der  Lordadvocate,  an  wel- 
chen die  in  der  Yomntersnchang  (precognition)  geführten 
Akten  gelangen,  ist  es,  der  allein  prüft,  ob  er  und  in  wel- 
chem Masse  er  eine  Anklage  erheben  (will ,  welche  (libel) 
dann  an  das  Criminalgericht  gelangt,  ohne  dass  sie  von  einer 
grossen  Jnry  oder  von  einem  Gerichte  als  znlässig  erklärt  ist 
Von  ihm  hängt  es  ab,  ob  er  den  Fall  vor  den  hohen  Crimi- 
nalgetichtshof  oder  vor  ein  geringeres  Gericht  bringen  will. 
Ein  streng  durchgeführter  Grundsatz  ist,  dass  der  Lordadvo- 
cate wie  die  anderen  als  Ankläger  ernannten  Beamten  nur 
Ankläger  ist  und  zwischen  ihm  und  dem  Angeklagten  (oder 
Vertheidiger)  die  vollste  Gleichheit  herrscht,  so  dass  er  kein 
Vorrecht  geniesst  und  zu  dem  Gerichte  in  keinem  Verhältr 
nisse  eines  oberauüsehenden  oder  controllirenden  Beamten 
stdit,  daher  auch  keine  der  Befugnisse  hat,  welche  der  Iran- 
zdäsehe  Generalprokurator  hat,  obwohl  der  Lordadvocate  eine 
wichtige  politische  Stellung  geniesst,  die  aber  nicht  auf  das 
Gericht  wirkt,  sondern  nur  einflussreich  ist,  da  das  Ministe- 
rium über  alle  Schottland  betrefifende  Einrichtungen  und  Ge- 
setzesvorschläge mit  ihm  verkehrt  und  im  Parlamente  seihe 
Stimme  in  den  Sdiottland  betreffenden  Fragen  zunächst  ge- 
hört wird  und  für  das  Ifinisterinm   von  Einflusa  ist  ^).    In 


25)  Mdne  Schrift  8.  185. 

26)  Aussagen  im  Report  p.  20. 

27)  Um  die  Stellung  des  Lord  Advocatc  zu  würdigen  dient  vorzüg- 
lich die  Verhandlang  v.  15.  Dec.  1853  im  meeiing  der  national  as- 
sodation  for  the  vindicaüon  of  Scotch  Rights  (in  Glasgow  Herald 
nr.  5309),  woraus  man  die  Klagen  erkennt,  die  erhoben  werden, 
well  der  Lordadvocate  durch  seine  polit  Thätigkeit  (er  mnss  hei 


te  VwntefVMtear  ■»■  It  ««r  Affiger 

4^  BevetM,  er  ▼Fmini  2>«ceB,  aber  aar  hi  & 

Tmaberdtc»  od  prtfea  tm  kionaeB,  ^b  md  vdcte  AakUfe 
€r  ateHeB  viD,  und  welAe  \mKhm]digum^ßMmgtm  er  ▼«■!•- 
d»  wM,   ntne  daie  jedodk  £e£c 

aaden  Wcrtfc  habea,  als  £e  tob 


e)   b   Beag  aaf  die  esgliicke 
0)  die  jetzt  beateiieBde  od  ß) 


wdAiden  wcvdea:  xm  a)  Wir 
wüte  (attomej  geaenl,  soDküor  gencnl)*')^ 
tong  tbeila  dne  poHlladie  Ist,  la  ao  ieoM  ale  Im  Bathe  der 
maiater  mtt  ihrer  Stiiiiiiie  als  grfiadlicfae  Jiristca  In  wkhägok 
jioMisclieB  Fragen  eineii  Ebdtam  Ubca  «ad  Im  Pariaairate, 
wenn  aie  MltgUeder  deaaelbea  aiad,  bei  Vcrflieid^aBg  tob 
Interessen  der  Regiemng  irkhiig  werden,  tlicils  sind  sie  in 
gerfebtlielien  Veriblgongen  diejenigen,  weklie  bei  AnU«gen 
wegen  Hodnreiratiis  alsAnkliger  Im  TUal  aaflreten^  oder  anf 
dem  Wege  der  information  ^  a.  B.  PkcssrergeheB  verfolgen, 
oder  in  anderen  widiUgen  Fkosessea  z.  B.  wegen  Mordes, 
Anfrahrs,  die  Ffihmng  der  AnUage  fibemehmoi  oder  Advo- 
katen mit  der  Durchführung  d»  Anklage  beanflragen.  Ueber^ 
all  aber  erscheinen  sie  dann  nnr  als  Ankliger  ohne  andere 
Beeilte  (mit  wenigen  Ansnahmen)  als  die  jedem  Advokaten  bei 
PrivatanUagen  anstehen,  sie  sind  ihrem  Gmndcharakter  nach 
nor  Advokaten  und  wo  sie  als  Ankliger  auftreten,  nehmen 
sie  häuüg  als  Oehtilfen  andere  Advokaten  hinsu^). 


den  ParUmentositzongen  in  London  gegenwärtig  teib)  von  der 
Th&tigkeit  bei  Gericht  zuviel  abgezogen  wird. 

28)  Meine  Schrift:  das  eng^cfae  Slrafverfahren  S.  134«  Edinbm^ 
Review  Angoit  1825.  p.  403  nnd  die  Aussagen  des  attomey 
general  für  England  im  Report  p.  184. 

29)  Meine  Schrift  S.  136. 

90)  Nach  den  Schildeningen  von  Lord  Campbell  (Rq^oit  p.  62)  ist 
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ß)  Der  Chankter  der  dnrdi  die  seK  einer  Reibe  von 
Jahren  '^  dringender  gewordenen  Forderungen  der  AnfBtel- 
Ivng  OlTentlidier  Ankläger  nnd  in  neuerer  Zeit  durch  die 
Presse  wie  durch  Parlamentsverhandlungen  herrorgemfenen 
Torsdiläge  geht  dahin s*),  dass  ans  der  Zahl  tttchüger  ge- 
wandter Anwälte  Männer  von  der  Regierung  bestellt  werden, 
welche  theils  als  Ankläger  sum  Zwecke  der  Thätigkeit  im 
Trial  aufgestellt,  theils  zum  Behufe  der  Wirksamkeit  in  der 
Yoniniersuchung  in  kleinen  Besfarken  beauftragt  als  Sifent- 
liche  Ankläger  auf  die  Weise  thädg  sind,  wie  ein  sorgfältiger 
vm  dem  Privatmann  oder  einer  Korporation  aufgesteUter  Ad- 
vokat der  Anklage  für  die  beste  Vorbereitung  und  Durchfüh- 
rung der  Anklage  sorgt  Durch  Lord  Brougham's  Anträge  ^), 
worin  die  Geiahren  des  Mangels  ölfentlicher  Ankläger  mit 
ld>haften  Farben  geschildert  werden,  wird  die  Ausführung 
des  anch  in  der  Presse^)  belobten  Vorschlags  noch  mehr 
befiSrdert;  merkwIMig  ist  aber,  dass  schon  Stimmen  dagegen 
sich  erheben  >*)  und  selbst  der  Lordkameler  ^)  davor  warnt. 


der  attomey  general  immer  noch  Advokat,  fiberaimitit  Prozeste 
für  Pnvatpersonen,  nur  bei  writ  of  error  tritt  seine  Eigenschaft 
als  Oberanfseher  der  Rechtspflege  hervor. 

31)  Meine  Schrift:  das  englische  Strafverfahren  S.  232. 

32)  Vorzfiglich  haben  diese  Vorschläge  eine  Formulirung  durch  die 
1854  nnd  1855  von  Phillimore  eingebrachte  Bill  erhalten.  Wir 
haben  sie  im  Archiv  des  Criminalr.  1855.  S«  205  mitgetheUi 

33)  am  23.  März  1855  imOberhaose;  seine  Aussagen  vor  der  Parla- 
menls4K>mmission  im  Report  p.  1^ — ^16. 

34)  a  few  words  on  the  advantages  of  an  appointment  of  a  public 
proseentor  by  Roope.  London  1855  und  Aufsatz  im  law  Re- 
view May  1855.  p.  111. 

35)  1.  E  Aufsatz  in  der  Times  v.  13.  April  1855  —  die  Gründe 
dagegen  betreffen  die  Rosten,  die  grosse  Zahl  neu  zu  schaffender 
Beamten  nnd  ihre  leicht  gefährliche  Stellung. 

36)  Bei  der  Verhandlung  am  23.  März  1855  erklärte  zwar  der  Lord- 
kanzler, dass  er  fttr  den  public  proseentor  sei,   dass  aber  dann 
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nicht  tu  tief  dveh  AnfsteBimg  Mfentlklier  Ankläger  in  die 
bestellenden  NaHonaleinriditaBgen  einxngreifen.  Alle  Vex- 
handlnngen  nnd  (iesprädie  mit  erialneBen  MSnneni  in  Eng- 
land lebren  aber,  dasB  bei  der  Fordemng  der  Anatellnng  9f- 
fentlieher  Ankläger  eine  feierliehe  Verwahrong  gegen  Auf- 
nahme eines  Institots,  wie  die  firancSSische  StaatAehMe  ist, 
sich  geltend  macht  nnd  nnr  der  Wnnseh  TOisdiwebt,  dais 
die  ansnsteBenden  Ankläger  nicht  mit  einem  poHtiscfaen  Ein- 
flösse,  nicht  mit  Befugnissen  eu  ünterBuchungshandfamgen  su 
▼ersehen,  sondern  nur  so  gestellt  seien,  dass  sie  die  Anklage 
im  dffentttchen  Interesse  gehörig  betreiben,  vorbereitai  und 
durehHihren  *>)•  « 

d)  Nach  dem  Oesetibnche  Ar  Malta  *)  ist  ein  Kronan- 
walt aufgestellt ,  wricher  im  Namen  der  Königin  die  Anklage 
erhebt  (371);  seine  Verrichtungen  beginnen,  sobald  ihm  von 
dem  Oerichte,  weldies  die  Voruntersuchung  fOhrte,  die  Akten 
mitgeiheiit  sind.  Er  besthnmt  dann,  ob  auf  den  Grund  dieser 
Untersuchung  eine  Ankli^  zu  erheben  ist  (371),  kann  aneh 
sogleich  eine  solche  aufgeben,  muss  aber  dann  dem  Strafge- 
richtshofe Anseige  machen,  er  kann  auch  neue  Beweise  er- 
heben und  dann  das  Untersuchungsgericht  sur  Vervollständi- 
gung aufiördern  (374),  und  wenn  er  eine  Anklage  als  begrün- 
det erkennt,  entwirft  er  (wie  in  Schottland)  die  Anklageschiift 
(503) ,  legt  sie  dem  Strafgerichtshofe  vor  (der  jedoch  keine 
Entscheidung  über  Zulässigkeit  su  geben  hat);  er  kann  auch 


neben  einem  solchen  die  jeiäge  Art  der  Verfolgimg  zngeUssen 
werden  mfiste,  dass  ei  der  Stimme  des  Volkes  widerstreite 
einem  von  der  Krone  angestellten  Beamten  es  allein  zu  fiber- 
lassen ,  ob  Jemand  angeklagt  werden  aoll ,  nnd  dass  das  Institut 
der  coroner  ein  für  Entdeckung  von  Verbrechen  wichtiges  nnd 
»gleich  populäres  sei.  ^ 

87)  Am  stärksten  erklären  sich  gegen  die  frani.  JBintiehtnng  Bron^. 

harn  p.  13  und  der  Lordoberrichler  Campbell  p.  63  im  ReporL 
38)  Leggi  Crimiaali  per  Tlsola  dl  Malla  ia  März  1851 
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die  gestellte  Anklage  wieder  fallen  lassen  (S14).  In  der 
HanptTerhandlnng  hat  der  Kronanwalt  die  Stellung,  welche 
der  schottische  Lordadvokate  hat;  ohne  irgend  ein  Vorrecht 
vor  dem  Yertfaeidiger. 

e)  In  Nordamerika^*)  ist  fKr  Anfstellnng  öffentlicher 
AnUfiger  insofeme  gesorgt,  als  für  die  Verfolgung  der  vor 
die  Bnndesgerichte  gehörigen  Verhrecher  ein  attomey  general 
und  Distrikts  attomies  aufgestellt  sind^)  und  in  den  einzel- 
nen Staaten  ebenso  Anwälte  bestellt  werden,  um  die  Anklage 
hn  UTentlichen  Interesse  zu  betreiben*  Diese  Anwälte  hören 
nicht  auf  Advokaten  zu  sein;  sie  sind  in  manchen  Staaten^') 
erat  thätig,  wenn  nach  geschlossener  Voruntersuchung  es  da- 
rauf ankömmt,  ob  Anklage  erhoben  werden  soll.  In  anderen 
Staaten  ^)  ist  der  Distriktsanwalt  berechtigt  den  Friedensrich- 
ter Bur  Untersuchung  aufzufordern,  bei  den  Zeugenverneh- 
mungen zu  erscheinen  und  Fragen  zu  stellen.  Die  Haupt- 
äiatigkeit  des  public  prosecutor  neben  welchem  die  Privatan- 
klage gestattet  ist  (und  in  manchen  Staaten  selbst  regelmäs- 
sig eintritt)  ist  die  Anklageschrift  an  die  grand  Jury  zu  brin- 
gen ^^)    und  in  manchen  Staaten^)  vor  ihr  zu  vertreten  und 


.  99)  8.  darüber  meine  Schrill:  Das  englische  Strafferfahren  S.  203 
und  die  Aussage  des  nordamerikan.  Juristen  Davies  vor  der  Par- 
lamentseommission  Report  p.  55. 
10)  Der  attomey  general  of  the  United  States  ist  zugleich  der  jnrist 
Ratbgeber  des  Präsidenten  n.  der  Minister.  Walker  Introduetion 
to  American  law  p.  107. 

41)  Nachwelsongen  in  meiner  Sehrifl  S.  203. 

42)  Im  Staate  Indiana  wird  für  jeden  circuit  ein  prosecnting  attomey 
nnd  fSr  jeden  District  ein  dlstricts  attorney  gewählt  lieber  ihre 
Stellong  8.  Revised  Statutes  of  Indiana  1852  vol.  U.  p.  385. 

43)  Wharton  trealise  on  criminal  law  of  the  united  States  pag.  159. 
173. 

44)  Darüber  ist  Verschiedenheil  in  den  einzelnen  Staaten,  z.  B.  in 
Newyork  darf  der  dfTentlicbe  Ankläger  bei  den  Verhandlungen 
der  grand  Jury  nicht  gegenwärtig  sein;  in  Massachusetls  ist  er 
gegenwärtig  u.  hat  grossen  Einfluss.    Wharton  p.  179. 
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wenn  die  AoUige  ngebnea  ist,  ia  dem  IMal  die  AaUNge 
flo  dorchxiifalireii,  wie  in  Engend  mid  Scbottleiid  der  Adiro- 
ket  der  Anklage  dies  tlnit  Diese  öffentUchen  Beamten  liaben 
in  Amerika  weiter  keine  poütisclie  SteDnng,  als  dass  sie  dem 
goremor  jnristiaelien  Batii  geben,  nnd  jiiulicii  (SffentBdi  be- 
kannt gemachte)  Berichte  über  die  Juslisyerwaltoag  (Yonfid^ich 
mit  statistischen  Nacluichten)  Tori^gen,  nnd  die  Interessen 
wahnsinniger  Personen,  nnd  der  Chafiidiaft  oder  fiJMifliciier 
Fonds  yertreten^). 

In  Deutschland  kamen  swar  Einrichtungen  Tor,  dem 
Durchführung  au  einer  dem  fianzMschen  Insütute  ilmlidien 
Einrichtung  unter  anderen  Verhältnissen  hatte  fuhren  kmi- 
nen^  und  die  Gesetse  einxelner Staaten  kannten  in  d«r  Auf- 
stellung Ton  Fiskalen*^  etwas  Aehnliches,  allein  das  Institnt 
wie  es  jetzt  seit  1849  vori^ömmt,  ist  eine  Nachbildung  des 
franzosisdien.  Die  Verschiedenheit  der  Ges^sgebungen  liegt 
darin,  ob  mehr  oder  minder  Modifikationen  Torkonunen. 


45)  Revlsed  statntes  of  Indiina  p.  386.  Am  ansfnhrliehsten  ist  in 
Ohio  das  Verbiltniss  geordnet,  s.  Swan*8  statntes  of  the  State  of 
Ohio  1854  p.  50.  Der  Attoniey  general  des  Staats  hat  darnach 
inr  den  Staat  bei  Gerieht  in  allenSachen  zu  erseheinen,  wo  die- 
ser onmittelbar  beiheiligt  ist,  nnd  jede  wegen  eines  Yerbr.  be- 
scholdigte  Person  auf  Anfforderang  des  Statthalters  m  verfdgen, 
die  Verfolgong  in  gewissen  (im  Gesetse  bexeidmetai)  Fillen 
onanfgefordert  zu  betreiben,  dem  Statthalter  nnd  öffentlichen  Be- 
hörden Gutachten  aber  Rechtsfragen  m  geben,  den  GraüMhan»- 
staatsanwiUen  auf  ihre  Anfragen  Raih  zn  ertheilen.  Ausserdem 
werden  ffir  jede  Grafechaft  attoraies  erwählt  (statntes  pag.  756« 
ebenso  ffir  die  police  conrts  Statutes  p.  991  d.) 

46)  Hr.  Hemnann  hat  auf  eine  gebtrdche  Wdse  im  Archiv  des 
Crim.  1852  S.  299  die  Staatsanwaltschaft  ans  der  deutschen  Ge- 
richtshorrlichkeit  abgeleitet  Die  Geschichte  der  Entwicklmig  des 
Instituts  in  den  einzehien  Ländern  Enropa^s  bestätigt  diese  An- 
sicht nicht 

47)  Mein  Strafverfahren  L  ThL  8.  341. 
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1)  Ebne  Klasse  bilden  die  Gesetzgebungen,  welche  im 
WesentHelien  das  firanaltoische  StndVerfahren  annahmen ,  zn- 
f^A  eine  mit  demselben  im  Einklang  stehende  Gerichtsver- 
isssang  einlttlirten.  "^r  zählen  dahin  die  (Gesetzgebung  von 
Hamiover ,  Braonschweig  nnd  den  thüringischen  Staaten.  In 
Hannover  ordnet  das  Gesetz  über  Gerichtsverfassung  ^) 
die  Staatsanwaltschaft  in  der  Art,  dass  bei  jedem  Oberge- 
lidite  ein  Staatsanwalt  und  bei  dem  Oberappellationsgerichte 
ehi  Oberstaatsanwalt  angestellt  ist.  Wälurend  das  Gesetz  den 
Wiikungskreis  der  Staatsanwaltschaft  der  französischen  Ein- 
richtung nachgebildet  ausdehnt^*)  sichert  es  abweichend  von 
der  französischen  Ansicht  die  Selbständigkeit  der  Staatsan- 
wälte besser M»)y  stellt  aber  die  Unterordnung  so,  dass  der 
Staatsanwalt  unter  den  Befehlen  des  Oberstaatsanwalts  steht, 
und  selbst  unmittelbar  mit  dem  Justizministerium  in  Geschäfts- 
verbindung tritt  (56).  In  der  Strafprozessordnung  scliliesst  sich 
das  (Gesetz  (f.  19)  der  französischen  Auffassung  an,  erklärt 
den  Oberstaatsanwalt  als  das  Haupt,  und  alle  Staatsanwälte 
als  seine  Stellvertreter,  giebt  ihm  das  Recht  immer  Vorlegung 
der  Akten  zu  fordern,  einen  andern  als  den  zuständigen  An- 


48)  T.  8.  Nov.  1850  §.  62. 

49)  Nach  §.52  hat  der  Staatsanwalt  l)die  Polizei- u.Griminalvergehen 
zu  erforschen  n.  gerichtlich  zu  verfolgen  (gerichtliche  Polizei), 
2)  Aufsieht  fiber  Strafanstalten,  3)  Ueberwaehong  der  Beobach- 
tung der  Gesetze  u.  reglementar.  Vorschriften,  4)  Ueberwaehong 
der  Dienstffihmng  aller  bei  den  Gerichten  angestellten  Personen, 
so  wie  der  Notare,  Advokaten,  5)  Wachsamkeit  dass  die  ge- 
setzlich vorgeschrieben  specieller  e  Vertretung  Interessen  gehörig 
erfolg,  6)  Wahrnehmung  der  bei  Gericht  vorfallenden  Verwal- 
tongsgeschäfte  in  Gemeinschaft  mit  Prftndenten,  7)  Vermittlung 
der  Geschftftsverb  indang  der  hohem  Gerichte  unter  sich  und  mit 
anderen  Beh((rden. 

50)  Nach  §.  54  stehen  dieStaatsanw&lte  anf  dem  Besoldnngsetat  der 
Richter,  rficken  zu  hohem  Gehalten  vor,  üben  ihre  Verrichtungen 
als  Staatsanwälte  vermöge  (widerruflichen)  Auftrags  ans. 
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w«lt  m  bestellen;  jeder  Staalsanwalt  kann  den  PoliMibeaai- 
ten,  Gericht3T0igten  etc.  Befehle  ragehen  laeeeB,  vom  Un- 
tersnchiingerichter  jeder  ZeH  Einsicht  der  Akten  fordern. 
Der  Staatsanwalt  hat  von  Amtswegen  für  Untersuchung  und 
Bestraiung  su  sorgen,  sugleieh  aber  su  wachen ,  dass  Nie- 
mand schuldlos  verfolgt  werde;  in  jedem  Falle  selbst 
SU  prüfen,  ob  die  öffentliche  Klage  erhoben  werden  soll;  der 
Staatsanwalt  muss  aber  den  Befehlen  des  Justiflninisteriunia 
und  des  vorgesetsten  Staatsanwaltes  unbedingt  Folge  leisten. 
In  Beaug  auf  die  Thätigkeit  des  Staatsanwalts  in  der  Vorun- 
tersuchung folgt  das  Gesets  im  Wesentlichen  der  iranaital- 
sehen  Ansicht  und  giebt  viele  Befugnisse  auch  zur  Vornahme 
Ton  Dntersuchungshandlungen  **) ,  (jedoch  weniger  als  In 
Frankreich)  und  macht  die  Thätigkeit  des  Untersudiungs- 
richters  von  der  Mitwirkung  des  Staatsanwalts  hSufig  ab- 
hängig»»). 

Nach  der  Braunschweigischen  Gesetzgebung  ist 
die  Organisation  der  Staatsanwaltschaft  swar  im  Wesentlichen 
wie  in  Hannover  geordnet  m),  jedoch  kann  die  Eegierung 
auch  Kichterpersonen  mit  Geschäften  der  Staatsanwaltschaft 
beauftragen;  die  Unterordnung  ist  strenger  ausgesprochen m), 


51)  z.  B.  nach  §.  54.  58.  wegen  des  Rechts  vorUaflgerVerwahrang 
des  Verdächtigen,  Augenschein  einzunehmen,  Sachverständige 
beizuziehen. 

52)  Strafprozessordnung  §.  65.  105.  109—112. 

53)  Geset9(  aber  Gerichtsverfassung  v.  21.  Aug.  1849  }.  24—27. 

54)  Jeder  Staatsanwalt  ist  dem  Oberstaatsanwalt  und  dieser  dem  Ju- 
stizministerium untergeordnet  (§.  27.)  Um  einigennassen  die 
Selbständigkeit  der  üeberxengnng  der  Staatsanw.  zusichern,  spricht 
der  S*  4.  der  SL  P.  0.  aus,  dass  der  Staatsanw.  selbständig  als 
öiTentl.  Ankläger  zu  handeln  u.  nur  die  Weisungen  des  vorgesetz- 
ten Staatsanw.  zu  befolgen  habe,  u.  dass  wenn  ifaaen  von  Vorge- 
setzten die  Einleitung  einer  Untersuchung  gegen  eine  naoh  ihrer 
Ueberxeugung  unschuldige  Person  atifgetragen  wird,  der  vorge- 
setzte Staatsanw.  dem  sie  Anzeige  machten,  die  Sache  an  sich  zie- 


ise 

das  A«it  des  Staatsamralts  80  bexetehnet  ($.  28)  dass  er 
das  öffentliche  und  Staatswohl  und  die  Aufrechthaltnng  der 
Qesetie  bdi  den  Oeriehten  sn  verfolgen  habe,  nach  Massgabe 
der  in  den  Prozessordnnngen  enthaltenen  Vorschriften.  In 
Besng  auf  das  Strafverfahren  hat  die  Gesetigebong  das  fran- 
sMscfae  Institut  der  gerichtlichen  Polizei  aufgenommen  M), 
auch  mit  der  (bedenklichen)  fransösbchen  Ausdehnung  des 
BegrifEes:  Ergreifung  auf  frischer  That;  in  Oemässheit  dar 
Y€ia  ist  dem  Staatsanwalt  die  Befngniss  au  yielen  Untersu- 
chuttgahandlungen  M),  ebenso  den  Verhören  des  Untersucbungs* 
richtera  beisttWolmen^'O  eingeräumt;  die  Thätigkeit  des  Rich- 
ters ist  auTiel  von  der  Zustbmnung  des  Staatsanwalts  abhängig 
gemacht  M).  Um  jedoch  die  Stellung  des  Staatsanwalts  an. 
zodenten,  bestimmt  das  Gesets^*),  dass  die  vom  Staatsanwalt 
au|genommenen  Protokolle  keinen  öffentUckeii  Glauben  haben  ^ 
Die  Thüringische  Strafproaessoidnung '0  schliesst 
flidi  in  der  Auffassung  derSiaatstttwaltschafit  der  französischen 
Rinrichtnng  an,  jedoch  mit  manchen,  den  Braunschwelgischen 
Anordnungen  ahnlichen  Bestimmungen.  Die  Unterordauiig 
der  Staatsanwaltschaft  nach  ihren  Abstufungen  ist  ansgespro- 


hen  oder  einem  andern  ßUalia.  die  Beirdbung  saftragen  kann. 
8.  aber  den  (scheinbaren)  Widerepmeh  mit  f.  27  des  Geselies 
fiber  Geriehtsverfassnng.  Degener  die  Jnstizorganisation  VI. 
S.  39. 
55)  Durch  Gesetz  v.  19.  MSrz  1850  geordnet  In  |.  4  ist  das  Ver- 
bältniss  znr  Polizei  geordnet. 

66)  Strafprozessordnung  ].  29. 

57)  Strafprozessordnung  §.  44. 

58)  Strafprozessordnung  §.  41  n.  45 

59)  |.  27.  28.    lieber  die  Stellung  des  St  A.  in  Braunschweig   s. 
Görtz  in  der  Sammlung  der  Slrafrechtsfälle  S.  5. 

60)  Nach  Degener  l  c.  S.  42  nimmt  der  Staatsanw.  dem  Angeklagten 
gegenüber  eine  ParteistcUung  ein. 

61)  V.  20.  März  1850. 
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chen«*).  Um  zu  zeigen,  dass  der  Staatsanwalt  nieht  blos  An- 
kläger seiy  spricht  das  Gesetz  ans,  dass  er  auch  zn  wachen 
habe,  dass  Niemand  schuldlos  verfolgt  werde;  legt  ihnen  aber 
anch  die  Pflicht  aof,  darauf  zn  sehen,  dass  die  Dntersachnng 
den  gesetzmässigen  Gang  einhalte  und  alle  zweckdienlichen 
Mittel  benutzt  werden.  Um  die  Selbständigkeit  des  Untersu- 
chungsrichters anzuerkennen  erklärt  das  Gesetz  (77),  dass  er 
über  die  Anträge  des  Staatsanwalts  Entschliessong  fassen, 
aber  auch  den  Antrag  ablehnen  kann.  Die  französische  An- 
sicht Ton  der  gerichtlichen  Polizei  ist  nicht  aufgenommen, 
und  entschieden  ausgesprochen,  dass  der  Staatsanwalt  keine 
Untersuchnngshandlungen  vornehmen  darf^  sondern  um  Auf- 
klärung zu  erhalten,  durch  Einzelnrichter  oder  Polizeibeamte 
Personen  (unbeeidigt)  vernehmen  lassen  (81),  den  Verneh- 
mungen des  Untersuchungsrichters  nicht  beiwohnen,  jedoch 
bei  Augenschein,  Haussuchung  gegenwärtig  sein  kann  (82). 
In  Bezug  auf  Einstellung  des  Veriahrens  bestimmt  §.  95  dass 
der  Richter  sie  nur  aussprechen  dürfe,  wenn  der  Staatsanwalt 
darauf  anträgt  und  das  Kreisgericht  damit  einverstanden  ist« 
In  Ansehung  der  Befugnisse  der  Staatsanwaltschaft  bei  der 
Stellung  der  AnUage  war  eine  wesentliche  Abweichung  von 
dem  französischen  Bechte^)  in  Bezug  auf  das  Hanptver- 
fahren  aber  im  Wesentlichen  die  franzSsische  Ansicht  aui^ 
nommen.    Eigenthümlich  ist  nur,  dass  die  Stra^rozessordnung 


62)  Nach  8LP.  0.  {•  43«ind  die  8taat«uiir.  der  Aofiacbt  des  Obei^ 
staatsa.  untergeordnet  vu  haben  in  einzelnen  StrafDÜlen,  wenn  es 
sich  um  Anfang  oder  Einstellmig  einer  Untersnchung  oder  ein- 
zelne Untersaehongsschritte  handelt  vnd  Urnen  Zweifel  desshalb 
beigehen,  an  den  Oberst  A.  zu  berichten  und  dessen  Wei- 
sungen zu  befolgen.  Nach  {.  44  sind  die  Ober  SL  A  und 
Generalstaatsa.  den  Jostizministem  untergeordnet  n.  haben  deren 
Anordnungen  nachzugehen. 

63)  Indem  der  Staatsa.  die  Anklageschrift  schon  der  Anklagekammer 
▼oriegen  mosste  und  diese  Schrift  Gegenstand  einer  besonderen 
Veihandlang  wurde. 
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gegen  die  Beamten  der  StaatsanwaltBchafi  wegen  Versänm- 
ntee  Oidnnngssisafen  dem  Gerichte  aussuaprechen  geatat^ 
tet^).  In  der  Reciitaübung  muaate  eine  Verschiedenheit  dar- 
nach hervortreten,  jemebr  man  an  die  französische  Auffassung 
der  Staataanwaltschaft  sich  anschloss,  oder  davon  ausging, 
dass  das  InatÜut  im  Gesetsbuche  ausscliliesslich  als  anklagende 
Behörde  aufgefasst  wurdet).  Es  ist  daher  begreiflich,  dass 
in  Thüringen  gerade  von  Männern,  die  in  sich  die  Kraft  der 
Unabhängigkeit,  das  öffentliche  Interesse  unparteiisch  zu  ver- 
treten fülilten  und  von  dem  französischen  Vorbilde  geleitet 
wurden^  die  Stimme  gegen  die  der  thürüigischen  Strafprozess- 
ordnung zum  Grunde  gelegte,  angeblich  einseitigen  Auf- 
lusang^)  der  Staatsanwaltschaft  sich  erhob  *7),  insbesondere 
gegen  das  der  Staatsanwaltschaft  bezeigte  Misstrauen,  gegen  die 
Ausschliessung  des  Staatsanwalts  von  den  Vernehmungen  und 
gegen  das  Becht  der  Gerichte  Ordnungsstrafen  gegen  Staats- 
anwälte zu  erkennen.  Daraus  erklärt  sich,  in  dem  1853  be- 
arbeiteten die  Strafprozessordnung  von  1850  modificirenden 
£ntwiirfe  die  veränderte  Ansicht  über  Staatsanwaltschaft; 
daraus  erldären  sich  die  in  den  Motiven  zu  §.  15.  19«  etc. 
ao^geaprochenen  Ansichten,  dass  die  Staatsanwaltschaft  unab- 


64)  8t  P.  0.  5.  194-22i. 

65)  Diese  letzte  Ansicht  sprach  das  Oberapp.  Gericht  Jena  ani  5. 
Jany  1851  aus  u.  gestaltete  daher  nicht,  dass  der  St.A.  Rechts- 
mittel zum  Vortheil  des  Angeklagten  einlege,  s.  Urtheil  im  Wo- 
chenblaU  für  8trarrechtspflege  in  Thfiringen  1852  S.  56  und  da-* 
gegen  v.  Gross  S.  59  verglichen  mit  dem  Aufsatze  in  dem  Wo- 
chenblatt 8.  801  u.  dem  dort  abgedrackten  Urtheilo  des  Ober- 
appelL  Ger.  v.  10.  Juny  1852. 

66)  Eine  gute  Znsammenstellung  der  in  der  St  P.  0.  über  Staatsanw. 
enthaltenen  Bestimmungen  liefert  Herrmann  im  Wochenblatt  1852 
Nr.  17.  18.  19. 

67)  Yorzfiglich  gehört  hierher  der  Aufsatz  des  fim.  BÜniaters  von 
Bertrab  (firüher  selbst  OberstoaUanwalt)  im  Gerichtssaal  1852  I. 
Bd.  S.  152. 

mttermaUr,  Strafrerfahreo.  11 
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hängig  von  den  Gerichten  sein,  dafifl  sie  aueh  cum  Sdintse 
des  Angeschuldigten  wirken,  und  daher  auch  zu  Beinern  Vor- 
theile  Rechtsmittel  anzulegen  befugt  sein  müsse,  daas  die 
Untersuchungsrichter  und  Staatsanwälte  coordinirte  Staatsbe- 
amte, gleich  berechtigte  Organe  für  gerichtliche  Verfolgung 
von  Verbrechen  sein  sollten,  dass  daher  der  Richter  nieht  fllr 
sich  Anträge  des  Staatsanwalts  ablehnen  dtirfe  and  das  Recht 
des  Letzteren,  den  Vernehmungen  beizuwohnen  aasgesprochen 
werden  müsse.  Diesen  Ansichten  gemäss  sind  aach  im  neaern 
Entwürfe  die  neuen  §.  15.  16.  22.  abgefasst  —  Eine 
andere  Auffassung  dagegen  zeigen  der  Ausscfaussbericht  der 
Kammer  M)  und  die  Verhandlungen  der  StKndeversamm- 
lungM)«  Die  nothwendige  Kraft  der  Staatsanwälte  soll  nicfat 
geschwächt,  ihr  aber  nicht  eine  Stellung  ehigeräumt  werdeoi 
bei  welcher  man  eine  gesetzliche  Vermuthung  für  ihre  Un- 
fehlbarkeit  in  Stellung  der  Anträge  zuschreiben,  die  Unab- 
hängigkeit des  Untersuchungsrichters,  Freiheit  der  Berathung 
der  Gerichte  gefährden  und  dem  Staatsanwälte  einen  bedenkli- 
chen Einfluss  auf  den  Gang  der  Vernehmungen  geben  Würde. 
Daher  schlug  der  Ausschuss  vor,  die  darauf  beaüglichen  neuen 
Vorschläge  des  Entwurfs  abzulehnen.  In  den  Verhandlungen 
machte  sich  bei  der  Melirheit  der  nämliche  Geist  geltend* 
Es  wurde  zwar  von  einem  tüchtigen  Juristen^®)  die  Ansicht 
vertheldigt,  dass  der  Staatsanwalt,  welcher  nur  eine  objective 
Stellung  habe ,  dem  Vertheidiger  nicht  gleichgestellt  werden 
dürfe ;  allein  selbst  ein  Oberstaatsanwalt  7>)  erklärte  sich  für 
den-  Antrag  des  Ausschusses  und  daher  gegen  den  Entwurf, 
welcher  dem  Untersuchungsrichter  das  bisherige  Recht  ent- 
liehen wollte,  die  Anträge  des  Staatsanwalts  abzulehnen* 
Auch  bei   der  Abstimmung  wurde  von  der  Mehrheit  die  Ab- 


68)  Abgedruckt  in  den  Landtagsverhandlungen  1853  S.  469. 

69)  I^andtagBverhandl.  S.  1307. 

70)  Hr.  Minister  v.  Wydenbragk  in  den  Verhandlangen  S.  1350. 

71)  V.  Eckendalil  in  den  VerhandL  S.  1356. 
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lehnang  ebenso  ansgesprochen ,  wie  in  Bemg  auf  den  Vor- 
sehlag  des  Entwnrta^  das8  der  Staatsanwalt  den  Vemehmnngen 
anwohnen  dfirfe.  Ein  (Gegenstand  langer  Berathnngen  war 
der  $.  37,  nach  welchem  der  Staatsanwalt  den  Berathnngen 
der  Anklagefcammer  anwohnen  darf  ^) ;  auch  hier  erfolgte  die 
Ablehnung.  Dagegen  wnrde  der  Vorschlag,  dass  der  Staats- 
anwalt Rechtsmittel  im  Interesse  des  Angeklagten  einlegen 
darf  Yon  der  Kammer  angenommen,  Anch  die  auf  das  Recht 
des  Oecichis,  Ordnungsstrafen  gegen  die  säumigen  Staatsan- 
wilte  <u  erkennen,  hesüglichen  Artikel  des  Gesetzbuchs  von 
1850  wurden  weggelassen.  Im  §.15  des  neuen  Gesetees  yom 
9.  Dec  1854  (s,  oben  §.  4)  wurde  allerdings  dem  Staatsan- 
wälte das  Recht  der  Rechtsmittel  im  Interesse  des  Angeklagt 
ten  gegeben,  aber  die  beantragte  Befugniss  den  Yemehmun- 
gen  beizuwohnen,  nicht  aufgenommen;  dagegen  wurde  ihm 
das  Recht  beiaasen,  den  Berathnngen  (Ucht  den  Abstimmungen) 
des  Gerichts  in  der  Voruntersuchung  anzuwohnen. 

Die  bisher  geschilderten  Ansichten  schwebten  auch  dem 
Altenburgischen  Gesetzbuche  vor ''3);  die  Befugnisse 
welche  der  neue  Thüringische  Entwurf  der  StasfSanwaltschaft 
geben  wollte,  sollten  ihr  auch  in  Altenburg  zukommen, 
iasbesondere  das  Recht  (Entw.  Art«  61)  den  Vernehmungen 
des  Untersuchungsrichters  anzuwohiien;  in  der  Denkschrift 
des  Ministeriums  wurde  es  gerechtfertigt,  dass  der  Entwurf 
keine  Oberstaatsanwaltschaft  aufnahm  ''^)  und  entschieden  aus- 
gesprochen, dass  der  Staatsanwalt  nur  als  Anwalt  des 
Staats  bei  der  gerichtlichen  Verhandlung  gegen  Verbrechen 


72)  YerfiandL  8.  1360-65. 

73)  Strafprozessordn.  v.  27.  Febr.  1854. 

74)  Die  Grande  liegen  darin,  das  es  weit  natürlicher  ist,  wenn  jeder 
Staatsanwalt  anmittelbar  dem  Ministerium  untergeordnet  ist,  dass 
auch  dem  ßraatsanwalt  die  Verfolgung  der  Hauptverhandlnng 
überlassen  werden  kann,  und  ein  Oberstaatsanwalt  zu  wenig  be- 
sehUligt  sein  würde. 
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aufgefasst  und  sein  Verh&ltniBB  durch  ein  ungeeignetes  Herein- 
zielien  von  Pflichten,  die  nur  dem  Yertheidiger  obliegen,  un- 
klar gemacht  werden  sollte.  In  den  Verhandlungen^^)  wurde 
die  von  der  Minderzahl  beantragte  Ablehnung  des  §.  welcher 
dem  Staatsanwälte  Recht  der  Gegenwart  bei  Vernehmungen 
geben  wollte,  zum  Beschlüsse  erhoben.  Die  Strafprozessord- 
nung ist  auf  diese  Ansichten  gebaut;  sie  stellt  den  Staatsan- 
walt (Art.  25)  ebenso  wie  das  Thüringische  Gesetzbuch  auf, 
aber  mit  dem  bestimmten  Zusätze :  dass  er  nicht  das  Recht 
habe,  im  Interesse  dos  Angeschuldigten  Rechtsmittel  einzule- 
gen. Das  Recht  des  Untersuchungsrichters  Anträge  des  Staats- 
anwalts abzulehnen,  ist  im  Art.  54  anerkannt,  und  im  Art 
^1  die  Befagniss  den  Vernehmungen  beizuwohnen  nicht  ge- 
geben. Ein  Mitwirkungsrecht  eines  Staatsanwalts  in  Straff&l- 
len,  die  vor  Einzelnrichter  gehören,  ist  im  Gesetzbuch  nicht 
aufgenommen  ''*). 

In  der  neuen  königl.  sächsischen  Strafprozessordnung 
ist  die  Staatsanwaltschaft  mehr  in  demShme  des  französischen 
Rechts  mit  der  Richtung  aufgefasst,  dass  ihr  eine  crfaar 
bene  unparteiische  Stellung  nicht  blos  als  öffentlichen  Anklä- 
gerin, sondern  auch  als  Wächterin  der  Gesetze  einge- 
räumt werdet,  daher  spricht  §.  20  dass  die  Staatsanwalt- 
schaft auch  wachen  soll,  dass  Niemand  schuldlos  verfolgt, 
oder  mit  schwerem  als  im  Gesetze  bestinmten  Strafe  belegt 
werde,  dass  sie  selbst  Nichtigkeitsbeschwerden  zum  Vortheil 
des  Angeschuldigten  einlegen  könne ,  über  die  Einhaltung  des 
gesetzmässigen  Ganges  in  der  Untersuchung  wachen  soU, 
dass  der  Staatsanwalt  (nach  28)  den  Berathungen  der  Ge- 
richte in  den  die  Voruntersuchung   und  das  Anklageverfahren 


75)  LandflchafUiche  Bfittbeiiongen  S.  623. 

76)  Viele  wichtige  Gründe  gegen  die  Organisation  der  Siaatsanwall- 
schaft  im  AUenbnrg.  Geselzb.  finden  sich  bei  Gross  Kritik  der 
Altenbnrg.  Strafprozesso.  8.  34. 

77)  Ansdracklich  erkl&ren  diese  die  Motive  zum  Entw.  8.  166. 
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betrefienden  Süraogen  beiwohnen  dürfe.  Da  das  Gesetzbuch 
auch  das  Institiit  der  französischen  gerichtlichen  Polizei  auf- 
nahm (§•  75)  so  wurde  dadurch  auch  das  Recht  der  Staatsanw. 
zur  Vornahme  von  Untersuchungshandlungen  (der  französischen 
Ansicht  gemäss''^)  selir  erweitert  (76).  Die  Abhängigkeit 
des  Untersuchungsrichters  von  der  Zustimmung  des  Staats- 
anwalts ist  so  ausgesprochen  ($•  157)  dass  der  Untersuchungs- 
richter den  Angeschuldigten  nicht  der  Haft  entlassen,  Iseinen 
Beschiuss  über  Entlassung  gegen  Caution  erlassen  kann, 
wenn  nicht  der  Staatsanwalt  zustimmt ''').  Das  Recht  bei  den 
Verhandlungen  gegenwäiflg  zu  sein,  giebtArt  127  dem  St. A. 
nicht  Im  §.  119.  120  ist  auch  das  Prinzip  anerkannt,  dass 
die  EntSchliessung  des  Richters  auf  die  vom  Staatsanwalt  ge- 
stellten Anträge  zu  verfUgen  yöllig  frei  ist  ^*>). 

Nach  dem  Ausschussberichte  fiber  den  Entwurf  ergiebt 
sich,  dass  die  Ansichten  der  Mitglieder  getheilt  waren,  und 
eine  Minderzahl  (deren  Gründe  häufig  nicht  widerlegt  sind), 
mehr  an  der  Idee  fest  halten  wollte,  dass  der  Staatsanwalt 
als  Ankläger  betrachtet  werden  müsse  ^'),  daher  das  Recht 
auch  xa  Gunsten  des  Angeklagten  ein  Rechtsmittel  zu  er- 
greifen, und  die  Mitaufsicht  der  Staatanwaltschaft  über  die 
Gerichte  und  die  Befugniss  den  Berathungen  des  Gerichts 
anzuwohnen,  von  der  Minderzahl  nicht  gegeben  wurde,  wäh- 
rend die  Mehrheit,  da  sie  von  der  Nothwendigkeit,  der  Staats- 
anwaltschaft, grosse  Gewalt  zu  sichern  und  von  der  Vermu- 
thung  für  die  Unparteilichkeit  der   Beamten  derselben  aus- 


i8)  Die  Motive  S.  167  erklären  aber,  dass  man  im  Entwürfe  be- 
müht war,  die  mannigfachen  Besch weiden  gegen  französ.  Auf- 
fassung zu  verwenden. 

79)  Die  Motive  S.  215  liefern  dafür  keinen  Grund. 

SO)  Die  Motive  S.  211  sind  beachiungswürdig.  Was  von  Berirab  im 
Geriehtssaal  1852  S.  158  für  die  entgegengesetzte  Ansicht  sagt, 
wird  nicht  einmal  in  Frankreich  zugegeben. 

81)  Ansschussberieht  8.  35—40. 
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ging,  die  Bestimmungen  des  Entwurfs  (mit  einigen  Redak- 
tionsveränderungen) annahm.  Bei  den  Verhandlungen  in  der 
ersten  Kammer^')  richtete  sich  die  von  melu^eren  Mitgliedern 
gestellten  Anträge  gegen  die  im  Entwürfe  der  Staatsanw.  ein- 
geräumte zu  grosse  Gewalt,  gegen  ihre  Befugniss  eine  Auf* 
sieht  üher  die  Gerichte  auszuüben,  vorzüglich  gegen  das  vor- 
geschlagene Recht  die  Nichtigkeitsbeschwerde  ^)  auch  zu 
Gunsten  des  Angeschuldigten  zu  ergreifen  ^)  und  gegen  das 
Recht  des  StA.  der  Berathung  der  Gerichte  anzuwohnen. 
Allein  die  Anträge  der  Mehrheit,  welche  dem  Staatsanwälte 
das  volle  Vertrauen  sshenkte  ^)  siegten  und  der  Entwurf 
wurde  angenommen.  In  der  zweiten  Kammer  bezogen  sieh 
die  Verhandlungen  vorzüglich  darauf,  ob  neben  dem  General» 
Staatsanwalt  bei  dem  Oberappellationsgeriehte  noch  Ober- 
staatsanwälte bei  jedem  Appellationsgerichte  angestellt  werden 
sollen,  ferner  ob  den  Staatsanwälten  eine  gesicherte  den  richter* 
liehen  Beamten  gebührende  Stellung  einzuräumen  sei^. 

2)  Eine  eigenthümlicbe  Richtung  hat  die  Organisation 
der  Staatsanwaltschaft  in  Preussen.  Man  kann  nicht  ver> 
kennen,  dass  in  Preussen,  wo  in  einer  Provinz,  in  denRhetn- 
landen  die  französische  Gesetzgebung  und  Reehtsübung  aueh 
in  Bezug  auf  die  Staatsanwaltschaft  gilt,  bei  allen  immer 


82)  Mittheilongen  ober  die  Verhandlungen  des  ausserordentlichen 
Landtags  ite  Kammer  S.  267^298. 

83)  Nor  von  dieser,  nicht  von  der  Berufung  war  die  Rede. 

84)  Besonders  hatte  der  Regierungscommissair  Schwarze  (VerhandL 
S.  269)  dies  Recht  vertheidigt;  insbesondere  mit  Berufung  auT 
das  Beispiel  anderer  Länder,  auf  die  sittliche  Würde  des  Staats 
die  nicht  dulde,  dass  ein  Beamter  nur  der  Verfolger  sei,  auf  den 
mangelhaften  Schutz,  den  die  Vertheidigung  gewähre. 

85)  Der  Hr.  Reg.  Commissair  (Verhandl.  zu  269)  gesteht  selbst,  dass 
die  Stellung  welche  der  Entwurf  der  Staatsanw.  giebt,  eine  sehr 
erhabene,  Ja  eine  ideale  ist 

86)  Mittheilongen  aus  den  Verhandlungen  des  Landtagt  2te  Kammer 
8.  73—83. 
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driagendcr  «oBge^rochenen  Fordeniogcn  die  Einführung  des 
öieaüielien  mündlichen  Strafverfahrens  der  Blick' vorzagsweise 
auf  dasjenige  geriehtei  war,  waa  in  den  Rhelnlanden  galt 
und  auch  in  Besag  auf  den  Wunsch  der  Einführung  der 
Staatflanwaltschaft  das  Insütat  in  der  Gestalt  vorschwebte, 
welche  es  in  der  fransösisehen  Gesetzgebung  hatte.  Es 
war  daher  begreiflich,  dass  bei  der  Abfassung  der  Verord* 
Rung  vom  17.  Jnly  1846  das  was  in  den  Rheinlanden  in  Be- 
zug auf  die  Stellung  der  Staatsanwaltschaft  galt,  vorzugsweise 
berücksichtigt  wurde,  um  so  mehr  als  die  mit  dem  rheini- 
schen Rechte  vertrauten  Juristen  grossen  Einiluss  auf  die 
Gesetzgebung  ausübten  und  die  Art  des  Wirkens  der  rheini- 
schen Staatsanwälte  geeignet  war,  Achtung  dem  Institute  zu 
erwerben.  Die  Verordnung  von  1846  §.  2  verfügte  die  An- 
steUusg  eines  Staatsanwaltes  bei  dem  Kammergerichte  (mit 
den  nöthigen  Gehülfen).  Ihr  Amt  sollte  sein,  bei  allen  Ver- 
brechen die  Ennittlung  der  Thäter  herbeizuführen  und  diese 
vor  Gericht  zu  verfolgen.  Nach  §•  3  sind  die  Beamten  der 
8t«A.  schuldig,  den  Anweisungen  des  Justizministers,  dessen 
AuDsieht  (nicht  der  der  Gerichte)  sie  untergeordnet  sind,  Folge 
zu  leisten.  Nach  der  Verschiift  des  §,  6  sollte  der  StA. 
wachen,  daes  4en  gesetzlichen  Vorschriften  bei  dem  Straf- 
verfahren genügt  werde,  und  darauf  achten,  dass  kein  Schul- 
diger der  Strafe  entgehe,  aber  anch  darauf,  dass  Niemand 
schuldlos  verfolgt  werde.  Nach  §.  7  darf  er  keine  Un- 
tersuchungshandlungen  vornehmen,  kann  aber  den  polizeili- 
chen und  gerichtlichen  Verhandlangen,  welche  Gegenstände 
seines  Geschäftskreises  betreffen,  beiwohnen.  Nach  §.  11 
war  anerkannt,  dass  die  Gerichte  nicht  an  die  Anträge  des 
Staatsanwalts  gebunden,  vielmehr  verpflichtet  sind,  die  That 
deren  Untersuchung  und  Bestrafung  vom  Staatsanwalt  bean- 
tragt ist,  ihrer  selbständigen  Beurtlieilung  zu  unterwerfen. 

So  freudig  das  neue  Verfahren  und  die  Vorschriften  über 
Staatsanwälte,  die  nach  diesem  Verfahren  nothwendig  waren, 
begrüsst  und  von  Vielen,'  die  in  der  französischen  Gesetzge- 
bung das  Ideal  sahen,  gerühmt  wurden ,  so  hatten  doch  bald 


aoch  tiefer  blkkende  Juristen,  welche  waffiten.  &$m  der 
Werfh  einer  Geeetzgebong  daTon  abhängt,  welcher  Auiegnig 
nnd  Anwendung  de  anch  in  schlimmen  Zeiten  fihig  ist,  die 
Vorsehriften  der  neaen  Verordnung  über  Staatsanwaltschaft 
als  solche  bezeichnet,  welche  die  Interessen  der  Yerletiten 
wie  der  Angeklagten,  ja  der  öffentlichen  Qrdnnng  selbst  und 
der  Gerichte  gefährden  können,  nnd  der  Staatsanwaltschaft 
eine  Reihe  von  Befugnissen  ertheflen,  welche  in  ihrem  wah- 
ren Begriffe  nicht  liegen^). 

Als  1848  die  Macht  der  Umstände  die  Einflihraiig  des 
öffentlichen  mtindlichen  Anklageverfahrens  bewirkte,  war 
nicht  sogleich  eine  vollständige  Gesetzgebung  fiber  das  Straf- 
verfahren bezweckt.  Statt  ^le  in  Hannover  und  nraunschweig 
eine  vollständige  Strafprozessordnung  zu  erlassen,  wählte  man 
in  Peussen  den  Weg  durch  die  Verordnung  v.  3.  Januar 
1849  vorläufig  die  wichtigten  Punkte  des  neuen  Verfahrens 
vorzüglich  in  Bezug  auf  die  Schwurgerichte  zu  ordnen,  die 
Criminalordnnng  v.  1806  aber  nicht  vdllig  ausser  Kraft  zu 
setzen.  In  Bezug  auf  die  Staatsanwaltschaft,  in  weldier 
nach  der  Verordnung  v.  1849  bei  jedem  Appellationsgericht  ein 
Oberstaatsanwalt  und  für  jedes  Kreisgericht  ein  Staatsanwalt 
angestellt  wurden,  nahm  man  in  die  neue  Verordnung  wört- 
lich Bestimmungen  aus  der  Verordnung  von  1846  auf,  insbe- 


87)  Die«  ist  namentlich  ansgeffihrt  in  der  Schrift  eines  tnchtigen  Ju- 
risten: Krit  Bemerkungen  über  d.  Gesetz  ▼.  17.  July  von  einem 
prsküsehen  Richter.  Berlin  1847.  8.  11—14.  hi  der  Schrift  von 
Nessel  das  preuss.  Stratprozessgesetz  und  dessen  Zukunft. 
Berlin  1848.  8.  76—106,  167  wird  zwar  ausgesprochen,  dass 
die  preuss.  Verordn.  das  Verhältniss  selbst  besser  als  die  französ. 
Gesetzgebung  geordnet  habe,  und  durch  Staatsanwalt  und  Unter- 
suchungsrichter ein  wechselseitiges  Ergänzen  zur  Ausmittelung  der 
Wahrheit  eintrete;  allein  ungeachtet  dieser  idealen  Auffassung 
liann  er  doch  nicht  bestreiten,  dass  manche  Befugnisse  der 
St.  A,  z.  B.  Recht  den  Vernehmungen  anzuwohnen,  bedenklich 
sein  können. 
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sondere  war  in  §«  6  der  Satx  aufgenommen,  daaa  der  Staats- 
anwalt auch  darauf  tu  achten  hat,  dass  Niemand  schnldloa 
verfolgt  werde.  Der  Hanptartik'el  über  die  Stellung  des 
Staatsanwalts  in  der  Voruntersuchung  ist  der  §.  7.  Man 
bemerkt  leicht,  dass  die  iransösischen  Ansichten  yon  der  ge- 
richtlichen Polizei,  ebenso  die  Vorschriften  über  Befugnisse 
fo  Staatsanwaltschaft  bei  flagrant  delit  zwar  vorschwebten ;  allein 
der  Gesetzgeber  vermied  die  Aufnahme  der  Vorschriften  über 
die  gerichtliche  Polizei,  erklärt  aber,  dass  der  Staatsanwalt  Un- 
tersuchungshandlungen, Verhaftungen,  Beschladnahmen,  wenn 
nicht  Gefahr  auf  dem  Verzuge  obwaltet  und  der  Fall 
der  Ergreifung  auffrischeThat  vorliegt  ^),  nicht  selbst  Tor- 
nehmen  kann.'  Auch  ist  ihm  (wie  im  Gesetze  v.  1846)  die 
Befugniss  gegeben,  allen  polizeilichen  und  richterlichen  Ver- 
handlungen, welche  Gegentsände  seines  Geschäftskreises  be-  ' 
treffen,  anzuwohnen^}.  In  dem  1851  bearbeiteten  Entwürfe 
einer  vollständigen  Straf  P.  0.^)  war  die  Stellung  der  St  A. 
schon  besimmter  bezeichnet  und  sie  das  Organ  der  Staatsgewalt 
zur  Wahrnehmung  der  Öffentlichen  Interessen  und  Vertretung  des 
Gesetzes  genannt  *^).  In  diesem  Entwurf  war  schon  das  Insti 
tat  der  gerichtlichen  Polizei  (ähnlich  wie  in  Frankreich)  auf- 
genonomen.  —  Bei  den  Berathungen  tib^  das  Gesetz  v.  1849 
in  den  Kammern  von  1852  wurde  im  Wesentlichen  die  Stel- 
lung des  St.  A.  wie  in  der  Verordn.  v.  1849  beibehalten; 
allein  die  Verhandlungen  zeigen,  dass  man  noch  schärfer  die 


88)  Also  in  diesen  Fällen  darf  dbr  Staatsanwalt  diese  Handlungen 
vornebmcn  und  zwar  hat  er  mehr  Recht  als  in  Frankreich,  wo 
flagrant  delit  nur  bei  crimes  angenommen  wird. 

89)  Oeber  Geschäftsverwaltong  and  Gesch&flskrcis  der  StaatsA.  er- 
ging eine  ausführliche  Verordn.  v.  23.  April  u.  13.  Nov.  1849 
(im  Justizministerialblatt  1849  S.  236,  460). 

90)  §.  28—42  (im  JosUzministerialblatt  1851  S.  90). 

91)  Im  §.  37  ist  ausgesprochen ,  dass  ^der  8t  A.  den  Berathungen 
und  Abstimmungen  der  Gerichte  nieht  beiwohnai  darf. 
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Idee  hervorheben  wollte  (die  rheinische  Rechftsübung  schwebte 
oft  vor),  ckass  das  Institut  kein  einseitiges  sei ,  sondern  die 
Beobaditung  des  Gesetzes  überwachen  und  bewiAen  sollte» 
dass  liein  Schuldloser  verfolgt  werde  *'). 

Die  Betrachtung  des  Gangs  der  Rechtsübung  in  Preus- 
sen  in  Bezug  auf  Stellung  der  Staatsanwälte  lehrt,  dass  der 
oberste  Gerichtshof  überall  die  Vorstellung  verbannte,  dass 
der  Staatsanwalt  nur  einen  Parteienzweck  verfolge  *>). 
Die  Selbständigkeit  des  Untersuchungsrichters,  der  nicht  ge- 
bunden sein  kann,  den  Anträgen  des  St.  A.  z.  B.  wegen  Ver- 
nehmung gewisser  Zeugen,  Folge  zu  geben,  wurde  aner* 
kannt  **),  dagegen  aber  auch  die  Unabhängigkeit  der  Stel- 
lung des  St.  A.  der  von  den  Gerichten  nicht  zur  Ordnung 
gerufen  werden  kann  *^). 

Sanunelt  man  die  Stimmen  der  preussischen  Praktiker, 
insbesondere  auch  solcher  die  selbst  Beamte  der  St.  A«  sind, 
über  die  Staatsanwaltschaft,  so  bemerkt  man  freilich  eine 
Verschiedenheit  der  Richtung  der  Ansichten,  je  nachdem  mehr 
Vorliebe  für  das  französische  Institut  (dessen  Oefahroi  In 
der  Wirklichkeit  in  Frankreich  viele  Lohredner  nicht  kannten) 
oder  der  Wunsch,  in  einer  gewissen  erhabenen  Vorstellung 
von  der  St  A«  die  Energie  der  Staategewalt  in  Bezug  auf 
Entdeckung  der  Verbredien  zu  verstärken,  die  Ansichten  lei- 
tete, oder  die  richtige  Erkenntniss  der  Kotbwendigkelt,  die 
höchste  Unabhängigkeit  des  Richteramto  zu  sichern  und  die 


92)  Darauf  bezieht  sich  der  §.  1  des  Gesetzes  v.  1852,  worin  es  be- 
stimmt heisst:  die  Staatsanwaltschaft  hat  das  Recht  auch  im  In- 
teresse des  Angeschuldigten  Rechtsmittel  einzulegen  —  s.  darüber 
auch  Urtheü  des  Obertribunals  (Justizministerialblatt  1850  S.  150). 

93)  Daher  wurde  erkannt,  dass  wenn  der  Staatsanwalt  gegen  ein 
Urtheü,  weil  es  zu  mild  wäre,  appellirt,  das  Obergerieht  auch  zum 
Vortheil  des  Angeklagten  das  UrtheU  ändern  kann. 

94)  Archiv  für  Freust.  Strafr.  D.  S.  410,  809. 

95)  Archiv  Mr  Preuss.  Strafr.  H.  S.  799. 
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praktLsehe  Würdigung  der  gefUirlicheB  Folgen,  welche  in  der 
Wirklichkeit  in  erhaben  klingerde  Worte  eingekleidete  ge- 
setzliehe Yorschriflen  haben  können,  eine  schärfere  Prüfong 
forderte.  Eine  der  bedeutendsten  Arbeiten  ist  in  der  letzten 
Besiehung  die  des  Oberstaatsanwalts  v.  Tippeiskirch  **)  mit 
der  Hauptrichtung  nachzuweisen,  dass  der  Anklageprozess 
folgerichtiger  durchgeführt  werden  soll ,  und  die  Staatsanwalt- 
schaft (neben  welcher  für  yiele  Verbrechen  das  System  der 
PriYatanklage  gut  bestehen  kann)  von  allen  ihr  in  Frankreich 
(aus  politischen  Ursachen)  übertragenen  Verrichtungen  befreit 
werden  muss,  die  nicht  nothwendig  zu  ihrer  Stellung  als  öffent- 
liche Anklägerin  gehören.  Der  Verfasser  zeigt,  dass  die  Voi^ 
Stellungen,  nach,  welchen  der  Staatsanwalt  Organ  des  Justiz- 
nunisteriums  sei  und  die  Aufsicht  über  die  ganze  Justizver- 
waltung haben  soll,  ungegründet  seien,  selbst  nachtheilig  wir- 
ken, und  folgerichtig  nur  die  Idee  durchgeführt  werden  dürfe, 
dass  dem  St.  A.  das  ^mt  des  öffentlichen  Anklägers  obliege. 
In  einem  entgegengesetzten  Sinne  haben  zwei  andere  Beamte 
den  St.  A.  in  Preussen  *^  zwar  auch  gezeigt ,  dass  in  man- 
chen aufgestellten  allgemeinen  Ansichten  viel  UnUarheit 
herrsche,  bezwecken  aber  den  St.  A.  selbst  noch  mehr 
Rechte  einzuräumen  als  die  preussischen  Gesetze  gewähren. 

3)  In  einer  anderen  Richtung  ist  das  Institut  in  Oe  st  er- 
reich aufgefasst.  Der  StrafprozessO.  v.  1850  schwebte  das 
französische  Institut  vor  und  die  Absicht  die  einzuführende 
Staatsanwaltschaft  nach  dem  Vorbilde  der  französischen  zu 
organisiren,  kann  nicht  verkannt  werden,  wenn  man  die  Aus- 
sprüche der  St.  P.  0.  ^)  das  über  die  Organisation  ergan- 
gene Gesetz  >*)  und  die  Erklärung  des  Redaktors  des  Gesetz- 


96)  Im  Archiv  ffir  Preuss.  Sirafrechi  II.  S.  26—36,  u.  8.  44. 

97)  Oberst.  A.  Schwark   im  Archiv  für  Preuss.  Strafrecht  I.  8.  662 
Q.  Dleterici  in  demselben  Archiv  IL  S.  501. 

98)  §.  51—66. 

99)  Gesetz  v.  la  Jiily  1860. 
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buehs  100)  vergleicht,  worin  er  die  Staatsanwaltschaft  nach 
der  französischen  Gliedcmng  und  nach  der  franziUnschen  Ansicht, 
dass  die  St  A.  das  Organ  der  obersten  Aufsicht  ttber  die 
Gerichte  und  als  Wächterin  der  Gesetze  sei,  auffasst  IKe 
edle  Gesinnung  Würtbs  aber  hoffte  dabei,  dass  die  (von  ihm 
vielleicht  weniger  aus  Erfahrung  erkannten)  Misshräuche  In 
Frankreich,  nicht  in  Oesterreich  vorkommen  und  dass 
die  Staatsanwälte  ihre  Unabhängigkeit  bewahren  würden  >o>) 
sein  Streben  war  ^^) ,  dem  St.  A.  eine  möglichst  reine  Stel* 
lung  anzuweisen  und  die  richterlichen  Funktionen  abzuneh- 
men 10*).  Erfreulich  war  es,  dass  in  Bezug  auf  die  Stellung 
des  St.  A.  in  der  Voruntersuchung  die  österreichisehe 
St.  P.  10«)  dem  Staatsanwälte  kein  Recht  Untersuchungshand- 
lungen vorzunehmen,  einräumen  wollte;  und  keine  Befugniss 
des  St.  A.  den  Vernehmungen  des  Untersuchungsrichters  bei- 
zuwohnen gestattete  io5),  Jq  der  neuen  StrafprozessO.  von 
1853  ist  dagegen  die  Staatsanwaltschaft  freier  von  dem  Ein- 
flüsse der  ihmzösischen  Ansichten  anfgefasst;  die  der  un- 
abhängigen und  unbefangenen  Rechtsprechung 
leicht  gefährdende  in  der  Gesetzgebung  v.  1850  au^enom* 
mene  Stellung,  nach  welcher  die  Staatsanwälte  die  ganze 
Justiz  überwachen,  auf  die  Besetzung  der  Stellen  Einflnss 
ttben  und  die  Richterthätif^eit  controlliren ,   wurde  nicht  boi- 


100)  von  Würth  in  seinem  Werke:  die  Österreich.  Strafprozessordn. 
S.  137-155. 

101)  8.  z.  B.  was  Würth  S.  150  in  Bezug  auf  die  Frage  bemerkt: 
ob  die  Staatsanw.  bei  Strafverfolgung  an  die  Aufträge  des  Justiz- 
ministeriums gebunden  wären. 

102)  Ausgesprochen  in  seinem  Werke  S.  145. 

103)  Wie  sehr  aber  die  Unabhängigkeit  der  Gerichte  gefährdet  würde, 
wenn  der  St  A.  wie  dies  §.  58  ausspricht,  den  Berathungen  der 
Gerichte  beiwohnen  darf,  fühlte  Hr.  Würth  nicht. 

104)  SL  P.  0.  §.  95  n.  dazu  gut  Wurth  8.  206. 

105)  8t.  P.  0.  ft.  96.  T.  Würth  S.  268. 
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behalten  ^^)  y  dagegen  sollte  der  8t.  A.  ala  das  die  sichere 
Handhabung  des  Gesetzes,  die  Hintanhaltong  jeder  Veraöge- 
mng  im  Strafprozesse    überwachende   und  controllirende  Or- 
gan ZOT  Durchführang  der  Anklage   in  dem  Gesetzbuche  ge- 
sichert sein  ^®^;;  jedoch  so  dass  die  St.  A«  von  jeder  für  die 
Richter  bindenden  Einflnssnabme  auf  den  Gang  des  Strafpro- 
sesaes  der  auf  die  richterliche  Entscheidung  ferne  gehalten 
werden  soll.    Vergleicht  man   die  einzelnen  Vorschriften,  so 
ist  jedoch  nicht  zu  verkennen,  dass  durch  die  Anordnung, 
nach  welcher  die  Gerichte  in  so   vielen  Fällen  die  Anträge 
der  Staatsanwaltschaft  hören  müssen  ^^),  wodurch  auf  jeden 
Fall  Verzögerungen  entstehen  können,   femer  durch  die  Be- 
fngniaa  des  St.  A.  den  Vernehmungen  beizuwohnen  i<^)   und 
durch  das  den  St.  A.  eingeräumte  Recht,   bei  den  Berathun- 
gen   der  Gerichte  gegenwärtig  zu  sein^'®),  die  Macht  der 
St.  A.  auf  eine  der  Unabhängigkeit  der  Gerichte  leicht  be- 
drohende Weise  ausgedehnt  wird  ii^). 


106)  Ueber  die  Grfinde  gut  v.  Hye  die  leitenden  Grundsätze  S.  123. 

107)  V.  Hye  8.  28. 

108)  Nach  Art.  63  St.  P.  0.  vergl.  mit  $.  77,  104,  110,  145,  148, 
150,  151—56,  186. 

109)  Nach  §.  23  der  Instruktion  über  die  innere  Wirksamkeit  der  Ge- 
richtsbehörden in  strafrecht].  Angelegenheiten  ▼.  16.  Juny  1854 
soll  die  Anwesenheit  des^  Staatsanwalts  bei  Augenschein ,  Haus- 
suchung und  anderen  Untersuchungshandlungen,  über  welche  ein 
Protokoll  auiigenommen  wird,  im  letzten  bemerkt  werden.  Nach 
neuen  dem  Verf.  dieses  Werkes  zugekommenen  Nachrichten  ist 
Jedoch  von  dem  Blinisterium  ausgesprochen  worden,  dass  ans 
jener  Insruktion  nicht  das  Recht  des  St.  A.  folge ,  bei  Verneh- 
mungen gegenwältig  zn  sein. 

110)  Nach  §.  35  d.  8t.  P.  0.  soll  nur  bei  Berathung  über  Schiusa- 
verhandlung der  St  A.  nicht  gegenwärtig  sein  s.  v.  Hye  S.  124. 

111)  Ueberhanpt  Verordn.  v.  3.  August  1854  über  Einriohtang  und 
Geschäftsordnung  der  Staatsanwaltschaften. 
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4)  In  den  deutschen  Gesetegehnngen,  welche  seit  1849 
ergingen  und  weder  eine  vollständige  Strafprosessordnnng 
noch  Einführung  einer  neuen  Gerichtsverfassung  bezweckten, 
vielmehr  nur  vorläufig  die  Einführung  des  mündlichen  An- 
klageverfahrens und  der  Schwurgerichte  und  einiger  Abände- 
rungen in  der  bisherigen  Voruntersuchung  durch  gesetsliche 
Vorschriften  regeln  wollten,  musste  die  Stellung  der  Staats- 
anwaltschaft eine  beschränktere  sein.  Das  baierische  Ge- 
setz 11^)  bestimmt,  dass  bei  dem  obersten  Gerichtshofe  bei 
jedem  Appellations -  und  Kreis-  und  Stadtgericht  ein  Staats- 
anwalt aufgestellt  werden  soll.  Da  die  Strafprozesse,  von 
1813  in  Kraft  blieb  und  die  Voruntersuchung  von  Amtswegen 
durch  die  Voruntersuchungsbeamten  eingeleitet  und  durchge- 
führt wird,  so  war  die  Thätigkeit  des  St  A.  vorläufig  nnr  so 
zu  regeln,  dass  die  Staatsanwälte  durch  monatlich  einzusen- 
denden Tabellen  der  Untersuchungsgerichte  den  anhängigen 
Untersuchungen  in  Kenntniss  gesetzt  (22)  und  berechtigt  er- 
klärt wurden,  Anträge  auf  Einleitung  einer  Voruntersuchung 
und  geeignete  Anträge  während  der  Untersuchung  zu  stellen 
(23)  und  wenn  sie  Ordnungswidrigkeiten  oder  Verzögerung  in 
der  Untersuchung  bemerken,  auf  Abstellung  zu  wirken  (25). 
Nach  Art.  23  hat  der  St.  A.  auch  das  Recht  mit  den  Poli- 
zeibehörden in  unmittelbare  Verbindung  zu  treten  und  hat 
die  ün  Gesetzboche  von  1813,  Art.  19  den  Polizeibehörden 
gegebenen  Rechte  und  Verbindlichkeiten  i^^*).  Die  Unab- 
hängigkeit des  Untersuchungsrichters  von  den  Anträgen  des 
Staatsanwalts  ist  ausgesprochen  (Art.  24)  >  ^^  ^).    Die  Haupt- 


112)  10.  Nov.  1848  Art.  19—29. 

112  a)  Ucber  die  Einzelnheiten  des  Verhaitnisset  sind  belehrend  die 
MinisterialTerfQsQngen  und  Ansscheidangen  des  OberappeUadons- 
gericbts  in  der  Sammlung  von  Fertig  I.  S.  14.  Ergänzungshcfl 
I.  S.  67,  117,  188.  3.  Heft  S.  7. 

112  b)  Im  Falle  der  Ablehnimg  eines  Antrags  kann  der  St.  A.  Be- 
richt erstatten  an  d.  Appellationsgericht,  um  Abänderung  zu  be- 
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tblt^keit^^*)  de«  Staatsanwalts  beginnt  nach  gescliloaaner 
Voninteraa^ihiuig  und  äussert  sich  in  der  Durchführung  der 
Anklage  (26,  47)  ^  i«). 

Nach  dem  trürtemb ergischen  Gesetze  i^^),  in  wel- 
chem das  nach  dem  Grundsätze  der  Untersuchung  geleitete 
Verfahren,  wie  es  in  der 'Btrafprozessordn.  v.  1843  geregelt 
ist,  beibehalten  wurde,  hat  die  Staatsanwaltschaft  erst  eine 
Bedeutung,  wenn  nach  geschlossener^Voruntersuchung  ihr  die 
Akten  mitgetheilt  werden  und  sie   für  die  Stellung  der  An- 


wirken.    Der  St  A.  kaim  aber  (Fertig  ErgSnzungsheft  L  S.  66) 
keine  Nichtigheitsbeschwerde  einlegen. 

113)  Nach  Art.  27  haben  die  St.  A.  von  6  zu  6  Monaten  Bericht 
Ober  den  Zustand  und  Gang  der  Strafrechtfpflege  an  das  Uini- 
sterinm  zu  erstatten. 

114)  In  dem  1851  in  Baiem  den  Kammern  vorgelegten  fintwnrfe 
einer  vollständigen  Strafprozessordn.  ist  im  Art  144—156  das 
Verhältniss  der  St  A.  schon  mehr  im  französ.  Sinne  durchge- 
führt, nach  §.  147  moss  der  St  A.  die  Weisungen  des  Justiz- 
ministeriums und  vorgesetzten  St.  A.  wegen  bestimmter  Anträge 
im  Gericht  befolgen,  wenn  er  auch  nicht  damit  einverstanden  ist 
Nach  i.  151  hat  der  6t  A.  die  strafbaren  Handlungen  von  Amts- 
wegen zu  verfolgen  und  zu  wachen,  dass  keine  Gesetzwidrig- 
keiten vorkommen.  In  der  Voruntersuchung  ist  (§.  179)  der 
Richter  nicht  an  die  Antrfige  des  St  A.  gebunden,  der  aber 
dann  inRenntniss  gesetzt  werden  muss,  um  d'e  nöthigen  Sehritte 
thun  zu  können,  der  St  A.  sammelt  Beweise  (187)  und  kann 
hiezn  auch  Personen,  von  denen  er  Auiklärung  wünscht,  vorrufen 
und  unbeeidigi  vernehmen.  In  den  Motiven  zu  den  §.  187  ist 
die  Gefahr  hervorgehoben,  wenn  die  vom  St  A.  vorgenomme- 
nen Untersuchnngshandlongen  später  wegen  Unregejm&ssigkeit 
angegriffen  werden  und  zu  §.  189  ist  anerkannt ,  dass  man  dem 
8t  A.  keine  Befugniss  geben  könne,  den  Vernehmungen  beizu- 
wohnen. 

115)  Wüitemberg.  Gesetz  v.  14.  Aug.  1849  Art.  c)  etc.  Lebret  die  Ge- 
Strafrechtspflege  der  Gerichte  in  Würtemberg  11.  Bd.  S.  166  (wo 
sich  die  erliutemden  Verfügungen  finden). 


Acf  iLMj>^    WftSi^   i«:   asiJi  a   dem   Gesctaea 
Htftseftdaraitadt  >*^/  u^  Xaüa«  >>^  die  Scelhing 

die  Akzea  der  VoraittrsstiiBJLg  ika  nr  Sc#-iisag  der  Asldagr 
ZBj^ekMCK.eB  nad  >>^j.  Ja  dem  fjp-^:era  Eanroie  der  St.  P. 
fir  HesseB'Danmtadt  ist  die  Sc  A.  scboa  neir  la  dem 
IraazdfifebeB  Siiuie  nad  eis  weh  gelieadea  BeiiigaiaBea  aber 
docb  aieht  ia  der  Aaidehaini^  des  fraazötsisthea  Redits  ge- 
reg^U  ««•;. 

U0t  liadüdie  St.  P.  t.  18«  '^  war  anf  eiae  Gerichts- 
veriaiw«iuif  berechaet,  ia  veleiier  Kollegialgericiite  —  ihalicli 
dea  fraazddschen  BezJrkfgericfatea  aageordaet  werdea  aoll- 
tea;  eiae  Staatautwaludialk  sollte  eiagefuhrt  werdea,  so  dasB 
Toa  ihr  der  Aatrag  aaf  Eialeitoag  dacr  Uateraochvag  aos- 
gehea^fisste.    Aas  dem  Kampfe  vnnrlijidfaMlIgfi  Aarirliifii 


116)  Geselx  v.  28.  Oet  1848  f  73. 

117)  Gesetz  ▼.  14.  April  1849  §.  75. 

118)  Kach  beidea  Geselzea  ist  bei  der  Benifasdibigiiiig  der  Geiiehle 
der  8t  A.  nicht  gegenwiitig. 

119)  Eotworf  ▼.  1852  Art.  36-48.  Die  Sfelbuig  der  Si.  A.  ist  dar- 
naeh  von  der  fianzös.  Terschiedea ,  weil  nadi  dem  heis.  Entw 
der  Untemichiiogsricbter  Ton  Amtswegen  die  Untemchung  da- 
leitet  —  aber  nach  $.  81  der  Staatunw.  noch  auf  üntersachimg 
antragen  kann.  Naeh  Art  42  ist  die  St  A  benifen,  im  Interesse 
d.  öflenllichen  Ordnung  strafbare  Handlongen  zu  ennitleln,  des- 
wegen Antrftge  zu  stellen,  und  auch  im  Interesse  des  Ange- 
schuldigten Rechtsmittel  einzulegen.  Die  Motive  zum  Entw- 
8.  18  —  25  enthält  viele  gute  Ansfähmngen  über  St  A  Nach 
{.  94  darf  der  St  A.  den  Vernehmungen  der  Angeschuldigten 
und  Zeugen  nicht  anwohnen,  auch  nicht  den  Berathungen  der 
Gerichte,  nach  §.  46  kann  er  aber  zur  Ermittelung  Personen, 
Jedoch  nicht  eidlich  vernehmen. 

120)  Darfiber  meine  Schrift:  die  Mündlidikeit  S.  314. 
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dflr  MitgUeder  der  Oeseixeominission  und  der  Kammera  gioh 
gen  die  BeBtimmiingeii  des  GesetzbnchB  über  Stellung  des 
Si  A«  In  der  Yoruntersuchung  heryor  >*>),  so  daas  vielfache 
BeIngnisBey  die  nur  richterliche  sind,  ihm  eingeräumt  wardeUi 
jedoch  80  dass  man  den  Gefahren  des  Missbrauchs  vorbeugen 
wollte.  Als  in  Folge  der  Ebreignisse  von  1849  die  Einführung 
der  beftbsichtigten  Gerichtsverfassung  Schwierigkeiten  fand,  das 
mündliehe  Verfahren  mit  Schwurgerichten  dennoch  eingefiihrt 
werden,  und  hieau  die  schon  1845  verkündete  St.  P.  0.  in 
das  Leben  treten  sollte,  kam  das  Gesetx  von  1851  ^^)  zu  dem 
Auswege  au  bestimmen  (§.  25) ,  dass  die  Yorschriflen  der 
St  P.  O. ,  welche  sich  auf  die  Bfitwirkung  der  Staatsanwälte 
oder  Beahrksgerichte  bei  der  Untersuchung  beziehen,  vorläufig 
ausser  Wirksamkeit  gesetzt  werden.  Das  Amt  kann  in  den 
seine  Gerichtsbarkeit  übersteigenden  Strafsachen  die  Unter- 
snchung  nur  mit  Genehmigung  des  hofgerichtlichen  Staats- 
anwalts einstellen.  Nach  Art.  22  whrd  dem  St  A.  monatlich 
ein  Verzeichniss  der  vom  Amt  entschiedenen  Fälle  einge- 
sandt ^,  Obwohl  darnach  die  Thätigkcit  des  badischen 
St  A.  erst  beginnt,  wenn  die  Voruntersuchungsakten  an  ihn 
gelangen,  so  übt  er  auf  den  Grund  des  nach  den  angeführten 
SS*  gepflogenen  Verkehrs  mit  dem  Untersuchungsbeamten 
nicht  selten  dnrch  seine  Vfeisungen  Einfloss  auf  den  Gang 


131)  Nach  §.  41  darf  der  St.  A.  auch  in  Abwesenheit  des  Uoler- 
snchongsrichters  Augenschein,  Haussuchung,  und  andere  Unter- 
suchungshandlung vornehmen,  selbst  nach  §.  46  in  den  dem 
französ.  flagrant  dellt  nachgebildeten  Fällen  Feslnehmung  des 
Angeschuldigten  verfügen  —  nach  45  soll  er  aber  bei  den  Ver- 
nehmungen des  Untersuchungsrichters  nicht  gegenwärtig  sein, 
nach  62  kann  der  Richter  nur  mit  Zustimmung  des  SL  A.  die 
Untersnehnng  einstellen. 

122)  V.  5.  Februar  1851. 

123)  Der  St  A.  kann  in  solchen  Fällen,  in  denen  das  Amt  urtheilte, 

wälirend  der  Fall  die  Zuständigkeit  des  Amts  übersteigt,  bei  dem 

Hoiigerieht  auf  Vernichtung  des  Urtheils  antragen. 
MiCt«r«aler,    Strafrerfahrcn.  |2 
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der  Yorwlccmfani^  »  >^>.  Eimt  — A  budaMiiue  Stei> 
Inij^  stebt  d«n  Sc  A.  in  LSnitfrm  n  »»),  vHefe  «e  Ui- 
herige  incfmdUrriscfae  üntersoclnB^  bofodnltca  «ai  Bur  zvbi 
Ziredce  der  Dnrelifülinmg  cukt  iBJaffirfif ,  iber  aaf  dm 
6md  der  idnifdidieii  üntenadmi^  ^efSkKttm  Sdifaanrer- 
kaadhmf  des  StaatBaowahs  bedncini. 

Die  Usherige  KacinrelBaa^  der  TCtscUedeMB  Oeslii- 
l—tctt  der  nimlidiCB  Gnniffidee  lielcit  «bs  dfe  Gnadfaige 
Ar  die  Priifimg  wie  das  Institet  der  StaalanwaltEdiaft  am 
sweeknlisrigsteB  eingeridiftet  wcidos  Iob.  Maii  fcmii  bei 
der  VergleielmBg  der  vendüedeDeB  GcsgUgclwiBfcWifiBUflie 
ud  der  Yondilige  der  Scfariftslellcr  aidit  reriDeiuen^  dsss 
der  Gfimd  imldarer  Anflinsaiig  theOs  m  der  lünmiUglrit,  nüt 
weldier  mo  in  Deatsefalsnd  das  bstitat  mar  mbA  aeitter 
ItanaMsekea  Organisatioii  hematj  theils  in  dem  Mangel  der 
Kemrtniss  Hegt,  wie  das  Institat  In  seiner  Anwendung  in 
naidffeidi  sidi  bewahrt  Das  Stndinni  dniger  Werice  tiber 
Staataaswattschaft,  cAn  Paar  flfidiftige  Bciaen,  anf  denen  der 
Porseher  die  Staataanwaltsdiaft  beobachtet»^,  kann  Uesn 
nicht  genfigOL  Die  in  niliigen  ZeÜea  und  in  Bezng  hvi  Ae 
Yerfolgnng  gemeiner  Veibredien  bemeddure  Wlrianmkeit  der 
Staatsanwälte  liefert  keine  Bürgschaft  dalftr,  dass  nicht  ilir 
die  Entwickeinng  eines  gerediten  nnd  Vertranen  erwedcenden 


124)  la  Baden  werden  aas  der  Mitte  der  HoigeriGfalsrithe  Eimelae 
ab  StaatMUiwälte  zur  Vomahme  der  YenichinDgen  des  St  A. 
etnaaiit:  bleiben  aber  in  ihrer  StdloDg  als  Hofgerichfsräthe. 

125)  z.  B.  nach  Meeklenbergisehen  Enlw.  über  Zaständigkeit  des  Cii- 
mfaMlkoliegiams  (1853).  Nach  §.  10  soll  der  St  Ä.  das  öffent- 
liche Interesse  in  der  Untersnehung  nnd  BestraTung  der  Verbr. 
wahren  s.  §.  11 ,  12.  Gegen  diese  Anffassoog  manche  bedeu- 
tende Bemerkungen  in  der  Schrift:  Betrachtungen  über  den  Ent* 
wnrf  S.  56. 

126)  Wir  möchten  ohnehin  warnen ,  von  der  Art,  wie  in  den  deut- 
schen Rheii^royinzen  das  Institut  weil  gunstiger  sich  gestaltet, 
einen  Schluss  auf  die  Zustände  in  Frankreich  zu  ziehen.. 
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BinTverfabrens  das  Instittit  in  aufgeregten  Zeiten  und  in  An- 
wendung auf  Verfolgung  der  politLsehen  Verbrechen  nnd  der 
in  neuerer  Zeit  erfundenen  zur  Beschränkung  der  freien 
Bewegung  mit  Strafe  bedrohten  Vergeh'ten  gefährlich  werden 
kann  ^ ,  und  die  Beamten  der  Staatsbehörde  so  leicht  als 
Werkzeuge  der  Regierung  zur  Durchsetzung  politischer  Zwecke 
gebraucht  werden  können  >^). 

Die  Entscheidung  über  die  Frage  der  Stelhmg  der 
Staatsanwaltschaft  und  den  Umfang  ihrer  Befugnisse  hängt  ab: 
1)  Ton  der  Art  wie  die  Beamten  dieser  Behörde  mehr  oder 
ndnder  nnabliangig  gestellt  sind,  damit  das  allgemeine  Ver- 
trauen befestigt  werden  kann,  dass  ilire  Handlungsweise  nur 
das  ErgebnISB  ihrer  üeberzeugung  ist,  die  durch  keine  Macht- 


127)  Vorzüglich  durch  das  Verhältniss,  welches  besonders  in  grossen 
Slftdten  xwischen  den  Staatsanwälten  und  der  höheren  Polizei- 
ateHe  Idclit  eintritt 

128)  Man  bemerkt,  dass  viele  ehrenwerthe  Männer  in  Deutschland, 
die  selbst  Beamte  der  Staatsbehörde  sind,  in  ihren  Aufsätzen 
mit  Unwillen  sich  beschweren,  dass  man  die  nolhwendige  Ener- 
gie der  Staatsanwaltschaft  so  viel  beschränken,  und  nicht  aner- 
kennen will,  dass  die  Staatsanwälte  von  der  Achtung  der  Ge- 
rechtigkeit und  dem  Streben,  dass  Niemand  ungerecht  verfolgt 
werde,  durchdrungen  unparteiisch  zu  bandeln  im  Stande  sind. 
Wir  besorgen,  dass  diese  Männer  tlieils  durch  eine  nur  kurze 
Erfahrung  in  Deutschland,  thcils  durch  das  Bewusstsein  der 
Reinheit  ihrer  eigenen  Gesinnungen  gehoben  nicht  genug  beach- 
ten, dass  es  bei  Erlassung  von  Gesetzen  auch  darauf  ankömmt, 
zu  prüfen,  wie  unter  verschiedenen  Verhältnissen  die  neue  Ein- 
richtung sich  bewähren  wird  und  eine  Macht  missbraucht  wer- 
den l^nn.  Unsere  Juristen  sollten  erwägen ,  dass  alle  erfahrnen 
und  die  Energie  der  Stellung  des  public  proseculor  fordernden 
Männer,  die  von  der  Parlamentscommission  vernommen  wurden, 
entschieden  gegen  eine  Stellung,  wie  die  Staatsbehörde  in  Frank- 
reich hat  sich  erklären  und  dass  in  Irland  und  Schottland  das 
Institut,  wo  es  nur  als  Anklageinstitul  hesteht,  die  grosste  Wirk- 
samkeit und  Ansehen  hat. 

12  • 
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geböte,  aondem  mir  doch  die  Riftairht  auf  die  FotdcfimgCB 
der  Gcreditigjkeit  geleitet  imd  dordi  die  ünAhfagigkeit  der 
Stellimg  TcriiOrgt  wird  ^*^.  2)  Von  Einflofls  «af  die  Wiifcsam- 
keü  der  Staatsanwälte  siiid  die  poHtiadieii  Zvstiiide  und  Ein- 
liditongen  eines  Staats.  Je  mehr  das  Wiiken  der  Staataaa- 
wUte  nur  auf  Verfolgong  gemeiner  Veriwediett  aidi  bezielity 
je  gifiddidier  die  Veilülltniase  xwiselien  Regierang  nnd  Volk 
sind,  je  mehr  die  difenfliche  Heinnng  firei  sieh  inssem  und  Miss- 
brandie  rfigen  kann^  desto  tidere  Wurzel  fasst  die  Staatsan- 
waltschaft im  allgemeinen  Yertranen  nnd  desto  leichter  kann 
der  Kreis  ihrer  Befugnisse  ansgedelmt  weiden,  irShrend  das 
Gegentheil  Statt  findet,  wo  die  HSnfi^eit  politischer  Untersn- 
ehnngen  am  Idchtesten  die  Abhingigkeit  der  Staatsanwälte  von 
den  Vorschriften  des  Ministeriums  an  den  Tag  bringt,  und  die 
Leidenschaftlichkeit  der  Verfolgung  heryorruft  >  **).  Daraus 
ergiebt  sich  auch,  mit  welcher  Vorsicfat  von  den  Einiichtan- 
gen  emes  Landes  in  einem  anderen  Staate  Gebrauch  gemacht 
werden  muss  i*^).  3)  Auch  die  Volksansidit  und  die  Art  wie 


129)  In  ^eter  BeziehnDg  ist  die  deolsehe  finrichtniig,  nach  weleher 
die  Staatsanwälte  als  Staatsbeamten  wie  Richter  betrachtet  nnd 
nicht  beliebig  entlassen  werden  können,  vieUich  besser  als  in 
Frankreich,  wo  diese  Beamten  in  jedem  Augenblicke,  wenn  das 
Ministerium  nicht  zufrieden  ist,  entTemt  werden  können,  s.  über 
diese  Frage  die  Terschied.  Schrillen  in  meinem  Strafverfahren  I. 
f.  45.  Note  76. 

130)  Die  Geschichte  der  englischen  Rechtspflege  die  Vergleichung  der 
Zeiten,  wo  die  Regierung  leidenschafUich  missliebige  Personen 
verfolgen  UesM  und  der  altomey  general  leidenschafllich  wöthete, 
mit  den  jetzigen  Zuständen  Englands  giebt  hier  die  wichtigsten 
Beiträge  zur  Behauptung  von  der  Gefährlichkeit  des  Wirkens  der 
St  A.  in  schlimmen  Zeiten. 

131)  Wir  haben  oben  gezeigt,  welche  Macht  der  schottische  Kronan- 
walt hat  nnd  wie  viel  in  die  Hand  des  Anwalts  der  Krone  in 
Malta  gelegt  ist;  in  Schottland  geniesst  die  ICronanwaltschaft  ein 
grosses  Vertrauen ;  allein  schweriich  durfte    man  die  Kinfnhmng 
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die  Borger  das  Iii«diiit  anffiusen,  bedingt  wesentlich  die 
glficdcliche  oder  bedenUiche  Wirksamkeit  der  Staatsanwalt- 
schall  «««). 

Wir  sind  überaengt,  dass  das  Iiistitat  ein  aur  Handha« 
bong  einer  allen  Forderungen  der  Gerechtigkeit  entsprechen- 
den Straijustia  wesentlich  nothwendiges  ist^  nnd  höchst  wohl- 
ihatig  wirken  kann.  Dorch  die  Staatsanwaltschaft  werden  die 
Nachtheile  yermieden,  welche  für  die  bürgerliche  Sicherheit 
entstehen  können,  wenn  wegen  Oleichgültigkeit,  oder  Dürftig- 
keit, oder  Fnrcht  des  dorch  ein  Verbrechen  Beschädigten  vor 
dem  mächtigen  Uebertreter,  oder  weil  der  Verletzte  durch  den  rei- 
chen Besdiädiger  entschädigt,  oder  eingeschüchtert  wird,  yer- 
fibte  Verbrechen  unyerfolgt  bleiben,  oder  der  Priyatankläger 
die  Anklage  nicht  fortsetzt  Durch  die  Staatsanwaltschaft  erhält 
die  Anklage  ihren  würdigen  anf  lue  Verfolgung  des  öffent- 
lichen Interesse  gerichteten  leidenschaftlosen  Charakter.  Die 
gegen  dies  Institut  geltend  gemachten  Einwendungen  >'^)  be- 


der  schottischen  Einrichtnng  in  einem  andern  Lande  wagen,  wo 
nicht  die  Verhältpisse  so  wie  in  Schottland  sich  gestallen. 

132)  Vergleicht  man  die  Verhältnisse  in  dentschen  Staaten,  in  wel- 
chen seit  1849  erst  die  St.  A.  eingeführt  ist,  so  bemerkt  man 
leicht,  dass  im  Volke  noch  keine  Klarheit  herrscht,  dass  insbe- 
sondere oft,  wo  der  Staatsanwalt  Behanptangen  aufstellt,  der 
Vertheidiger  einen  schlimmen  Stand  hat,  weil  die  Bürger  (anch 
als  Geschworne)  zu  dem  Glaoben  kommen,  dass  der  hochge- 
stellte Beamte  dies  nicht  gesagt  haben  würde,  wenn  er  es  nicht 
genau  gewosst  hätte  und  dass  für  den  Beamten  die  Ver- 
mulhung  spreche. 

133)  Vorzüglich  in  Italien;  schon  Pagano  sagt  von  dem  Öffentlichen 
Ankläger,  er  vereinigt  alle  Vorrechte  eines  Richters  mit  der  Lei- 
denschaftlichkeit eines  Anklägers;  er  kann  das  Werkzeug  der 
Unterdrückung  werden  und  durch  sdn  Schweigen  Straflosigkeit 
der  Schuldigen  gewähren ,  s.  anch  Soria  de  Crispan  philos.  du 
droit  public  vol.  VE  p.  87.  In  Deutschland  haben  vorzüglich 
Stahl  Philos.  des  Rechts  II.  S.  400  und  Höpfner  der  Anklage- 
prozess  S.  22  gegen  die  Staatsbehürde  Einwendung  vorgebracht. 
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treffen  nur  Missbräuche  oder  die  maugeliiafte  Organisaüon^^^). 
Dass  selbst  in  Frankreich  (wenn  nicht  politische  Rücksichten 
einwirken)  die  Staatsbehörde  nicht  mit  grundloser  Härte  Ver- 
brechen verfolgt,  dass  sie  vielmehr  sorgfältig  die  ihr  zuge- 
kommenen Anzeigen  prüft  und  da  wo  kein  Interesse  der  bür* 
gerlichen  Gresellschaft  vorliegt,  der  Staatsanwalt  die  Sache 
unverfolgt  lässt,  lehren  die  statischen  Tabellen  i^^)«  Wenn 
wir  das  Institut  der  Staatsanwälte  für  wohlthätig  erklären ,  so 
bedarf  es  aber  einer,  genauen  Verständigung  über  die  Vor- 
aussetzungen, unter  welchen  die  gute  Wirksamkeit  erwartet 
werden  darf. 

1)  Das  Wesen  der  Thätigkeit  der  Staatsan- 
waltschaft darf  nur  darin  gefunden  werden,  dass  sie  die 
Vertreterin  des  öffentlichen  Interesse  der  Verfolgung  ver- 
übter Verbrechen,  danüt  der  Schuldige  der  verdienten 
Strafe  nicht  entgehe,  durch  Vorbereitung,  Begründung  und 
Durchführung  der  Anklage  ist.  Damach  ist  sie  es,  welche 
im  Namen  der  bürgerlichen  Gesellschaft  sorgt,  dass  eine  Un- 
tersuchung eingeleitet  werde,  die  Verdachtsgründe  und  Beweise 
sammelt,  die  nöthigen  Anträge  bei  Gericht  stellt  und  die  An- 
klage durchführt.  Wenn  gegen  diese  Ansicht  oft  hervorge- 
hoben  wird,   dass   durch  sie  dem  Institute  in  der  Achtung 


134)  Meine  Schrift:  die  Mündlichkeit  S.  315. 

135)  Naehweisuigcn  in  meiner  Schrifl  S.  329.  In  neuerer  Zeit  hat 
Ur«  Büchner  in  der  Zeitschrift  für  ausländische  Gesetzgebung 
26.  Band  S.  420  ans  der  französ.  Criminalatatistik  gezeigt,  dass 
fast  ^liiel  der  Sachen,  welche  an  die  Slaatsanwaltschad  gelang- 
ten, unverfolgt  gelassen  wurde;  dort  auch  über  die  Gründe. 
Von  Belgien  haben  wir  im  Archiv  des  Criminairechts  1854 
S.  492  gezeigt,  dass  von  282540  Fällen,  weiche  bei  den 
Staatsanwälten  v.  1840 — 49  zur  Anzeige  kamen,  51040  ohne 
Verfolgung  gelassen  wurden.  Nach  der  neuesten  franzos.  Crimi- 
nalstatistik  über  das  Jahr  1853  wurde  in  20641  Fällen  keine 
Untersuchung  von  den  St  A.  beantragt,  weil  sie  kein  genügen- 
des ölTentliches  Interesse  zur  Verfolgung  fanden. 
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dessdben  bei  den  Bvrgeta  geschadet,  ebenso  eim  die  meraliache 
Maeht  der  SUatsanwaltsdiaft  vermindernder  Charakter  der  Ein- 
seiiigkeit  aa%edräckt  ivird^  bei  welcher  man  sich  gewöhat, 
die  Beamten  dieser  Behörde  nur  als  die  leidenschaftlichen 
Verfolger  za  betraditen,  so  verschwindet  das  Gewicht  dieser 
fiinwenduiig  >^,  wenn  man  erwägt  ^  dass  nach  der  sogleich 
näher  sa  begründenden  Ansicht  das  Benehmen  des  Staatsan- 
walts durch  die  Bücksicht  geleitet  werden  muss^  dass  er  im 
öffentlichen  Interesse  handelt,  das  seiner  Nator  nach 
kein  einseitiges  ist.  Es  kann  nicht  genug  hervorgehoben 
werden,  daas  die  Achtang  vor  dem  Staatsanwalt  nur  gesichert 
sein  wird,  wenn  bei  jedem  Aufti'eten  desselben  ebenso  seine 
Kraft  verbanden  mit  leidenschaftsloser  Würde  in  der  Durch- 
fohrung  der  Anklage  gegen  den  Schuldigen,  als  seine  Unpar* 
teilichkeit  anerkannt  werden  muss  und  wenn  sein  Wirken ' 
zeigt,  dass  kein  Unschuldiger  von  ihm  etwas  zu  befürchten 
hat  nnd  dass  selbst  die  Vertheidigung  durch  den  Staatsanwalt 
nicht  beachränkt  wird  »7). 

2)  Das  wesentliche  Merkmal  der  Wirksamkeit  desStaato- 
anwalts  muss  nach  der  obigen  Ansicht  das  sein:  dass  er 
im  öffentlichen  Interesse  handelt,  dessen  Wesen 
dadurch  bestimmt  wird,  dass  durch  das  Strafverfahren  nur  die 
Wahrheit  ausgemittelt  werden  soll,  diese  aber  ebenso  wie  das 
Vertrauen  zur  StraQastiz  und  ihre  Wirksamkeit  leiden  würde, 
wenn  durch  das  Verfahren  ein  Unschuldiger  oder  ein  Schul- 
diger härter  als  er  es  verdient,  bestraft  oder  schwerere  üebel 
als  durchaus  nöthig  ist,  leiden  würde.  Wenn  in  Frankreich 
ehrenwerthe  Männer  ^^^)  dagegen  sich  verwahren,  dass  der 


136)  Mit  Recht  sagt  Biener  im  Gcrichissaal  1855  I.  S.  432 :  Die  Sehen 
den  Staat  nicht  als  Partei  aufstellen  za  wollen,  hat  keinen  Gnmd. 
Man  kann  Partei  sein,  ohne  deswegen  parteiisch 
zn  sein. 

137)  Sehr  gut  widerlegt  auch  v.  Tippelskirch  im  Archiv  für  Prenss. 
Strafjrechl  11.  S,  456  die  gevröhnücben  Yorstellungen. 

138)  Nachweisungen  in  meiner  Schrift  über  Mündlichkeit  S.  319. 
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SiJsUaawah  tm  Eimern  SFMst  4t  Im 
w^rde,  .«o  ist  diese  Tenrakmg  gcfrndci 
dm  ebea  bemciitea  Avsdnicke  tc 
der  ScaatKumah  «ie  ein  (sdilectoer)  AMVib  die 
fibenngene  Kljge  daveiifuhreB  «sd,  veil  er  sie 
fefanfen  lutf,  so  wie  die  Anklage  gestelk  IM, 
TfeDeielit  erst  dmcii  £e  Yeriiaadteiigea  yo— tat,  Uebcr» 
zeogmg  zum  Ende  bringen  floD.  Eine  aoldbe  Slellnvg  tedert 
kein  YeiEtindigcr M),  sie  würde  dem  Ghnnkter  dcsHnndelnB 
im  dflentüdien  Interesse  widenpie^en.  I>er  Gmndcfanklcr 
aber,  dass  der  Stanftaanwah  die  bfiigfiBcte  GcfldlsAsft  in 
der  Yerfolgang  Ihres  Intetease  bei  Gen^  rafritt,  daas  der- 
jenige weldier  Yetbrechen  rcrfibt  a  geiecliin  Besliafuf 
gezogen  w^de,  ist  volfig  wemm^ädt  mit  ein«  aolcim  Sld- 
Inngi  bei  welcher  Alles  vermieden  wird,  was  den  Staataan- 
walt  mir  als  den  einseitigen  leidenadialUidien  Yerlölger  dar- 
stellen mid  die  Achtong  Tor  dem  WiilDen  des  Staats  vennin- 
dem  w6rde>*i).  Daraas  erUart  es  sieb,  a)  dass  der  Staats- 
anwalt wenn  ifam  Klagen  oder  Anzeigen  ankommen,  a<»gffl- 
tig  prfife,  ob,  wenn  andi  die  angezeigten  Thataadien  wahr 
rind,    die  gesetzUchmi  Bedingongen  der  StndWfirdlg^eit  ror- 


139)  Krit  Bemerkangen  über  die  Innzdi.  Staalsanw.  in  Frey  die 
Slaaltanwallscbsa  Eriangen  1850  S.  12—53. 

140)  Aach  in  Eog^d  wo  die  PriratankUige  gOt,  wird  der  Anwalt 
der  Anklage  immer  nur  als  deijeoige  betoaehtel,  welcher  im  Ma- 
men  der  Krone  Tcrfolgt 

141^  In  fo  ferne  ist  es  richtig,  dass,  wie  nene  Gesetze  anssprechen, 
der  8t  A.  anch  daranf  achten  soll,  dass  Niemand  schuldlos  ver- 
fotgt  werde;  aDein  Hr.  t. Uppelskirch  hat  Qm  ArchiT  lürPrenss. 
Slrafrecht  U.  S.  455)  ganz  Recht,  wenn  er  bemerkt,  dass  dieser 
Satz  besser  ans  dem  Gesetze  wegbleiben  wurde.  Aach  derVer- 
theidigcr  soll  nichts  gegen  das  Gesetz  n.  sein  Gewissen  thnn 
nnd  dient  so  der  Gerechtigkeit;  alleui  IGemand  wird  in  einem 
Gesetzbuch  sagen:  dass  derVeriheidiger  anch  sorgen  soll,  dass 
kein  Schuldiger  unbestraft  bleibe. 
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Hegen  würden  and  ob  das  dffentliehelnteresBedie  BtrafVerfolgiing 
fordert  i^).  b)  Dieser  würdigen  Stellung  gemäss  ^  wird  der 
Staatsanwalt  aberall  vor  übertriebenen  Anklagen  sieh  hüten 
und  im  Zweifel  lieber  den  Fall  unter  einem  milderen  Ge- 
sichtspunkte anklagen  1^).  Er  wird,  wenn  er  sich  im  Laofe 
der  Untersuchung  überzeugt,  dass  seine  frühere  Anklage  un- 
g^[ründet  ist,  sie  in  der  Voruntersuchung  zurücknehmen  >^), 
er  wird  bei  seinen  Anträgen  an  die  Anklagekammer  Mässi- 
gUDg  obwalten  lassen,  und  in  der  mündlichen  Verhandlung 
den  grossen  moralischen  Eindruck,  dass  der  Staatsanwalt  nur 
der  Gerechtigkeit  diene,  hervorbringen,  wenn  er  sobald  er 
sich  durch  die  Wendung  der  Verhandlungen  davon  überzeugt, 
dass  die  gestellte  Anklage  nicht  begründet  ist,  von  der  An- 
klage absteht,  oder  den  milderen  Gesichtspunkt  hervorhebt  i*^)* 
Der  würdigen  SteUung  des  StA.  entspricht  es,  wenn  er  jedes 
Mittel  der  Vertheidigung,  worauf  der  Angeklagte  anträgt,  be- 
günstigt ^  und  Anträgen  des  Vertheidigers  sich  nicht  wi- 
dersetzt mt). 


142)  Hier  bewährt  sich  die  oben  angeführte  Einrichtong,  nach  welcher 
der  Staatsanw.  häufig  wegen  mangelnden  Interesses  die  Verfol- 
gimg onterlässt 

143)  z.  B.  nnr  die  Anklage  anf  Betrag  statt  auf  Fälschung,  nur  auf 
Todschlag  statt  Mordes  stellen. 

144)  Wtt  werden  unten  prüfen,  ob  dies  zur  Einstellung  der  Untersu- 
chung genügt,  oder  der  Untersuchungsrichter  damit  übereinstim- 
men muss. 

145)  In  Schottland  k5mmt  dies  sehr  häufig  vor,  und  in  Deutschland 
gewinnt  die  Achtung  vor  dem  Staatsanwälte,  wenn  er,  so  oft 
die  Verhandlung  sich  günstiger  für  den  Angeklagten  wendet, 
dies  in  der  Stizung  anerkennt  und  z.  B.  statt  der  Anklage  auf 
Mord  selbst  sie  auf  Todschlag  stellt 

146)  IKes  zeigt  sich  vorzüglich,  wenn  der  Staatsanw.  auf  die  Zeugen- 
listen bereitwillig  die  Namen  von  Zeugen  setzt,  deren  Vorrnfung 
der  Angeklagte  wünscht,  wo  er  aber  vielleicht  die  Kosten  nicht 
zu  tragen  im  Stande  ist 

147)  Es  macht  einen  widerlichen  Eindruck,   wenn  bei  jedem  Antrage 
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S)  Die  Staataanwaltschall  entspricht  ihrer  wahren  wohi- 
tbltlgen  Stellung  nor  dann,  wenn  diese  so  geregelt  ist,  daas 
die  völlige  Glcidiheit  der  WalTen  der  Anklage  und  deren  der 
Vertheidigong  nidit  rerletzt  und  so  die  auf  die  Ffihmng  der 
▼erhandinng  nnd  der  Entscheidvng  leicht  nachtheüig  wirkende 
Uebennacht  des  StA.  rermieden  wird.  Vergleichen  wir  dne 
Terhandlong,  in  welcher  in  England  der  attomej  general  ak 
AnkUger  Theil  nimmt,  oder  in  Schottland  nnd  Irland  der 
Kronanwali  thitfg  ist,  mit  einer  franxösischen  Yerfaandlnng, 
in  welcher  der  Generalanwalt  die  AnUage  dorchfBlirt>^*),  so 
füllt  man  hänfig  klar,  dass  in  den  Landern  der  ersten  Art, 
das  Btrafverfidiren  auf  dem  Prinzips  der  Oldcfaheit  roht,  wSh* 
rt nd  in  Frankreich  die  Yertheidignng  eine  weit  nngflnstigere 
Stellnng  hat«  Dies  zeigt  schon  der  Umstand,  dass  der  eng- 
llBcho,  schottische  und  irische  Kronanwalt  fiberall  noch  dem 
AdviAatenstande  angehört,  sich  es  zur  Ehre  rechnet,  den  Ver- 
theidiger  als  seinen  Kollegen  zn  behandeln,  wihrend  inF^rank- 
reich  die  Staatsanwaltschaft  in  einen  Nimbus  gehüllt  ist,  wel* 
eher   das  eigentliche  Anklägeramt  den  Blicken  so  gut  wie 


des  Vertheidigersi  z.  B.  einen  gewissen  Zeogen  noch  nachtrig- 
Uch  Torzarnfen,  oder  eine  Urkunde  abzulesen  oder  nicht  vorzn- 
lesen  der  SUatsanw.  sich  widersetzt,  nnr  weil  er  besorgt,  dass 
dadurch  der  Beweis  der  Anldage  erschüttert  werden  könne.  Es 
versteht  sich,  dass  da  wo  der  Staatsanw.  tSberzengt  Ist,  dass  der 
Antrag  des  Vertheidigers  gesetzlich  nicht  beendet  ist,  er  aneh 
dem  Antrage  widersprechen  mnss. 
148)  Man  staunet  wenn  verständige  erfahrene  Mflnner  in  Fraalcreich, 
z.  B.  Bonneviile  in  dem  Werke:  de  l'amelioration  de  la  loi 
criminelle  p.  568  einen  Hauptgrand  dass  die  Geschwomen  oft 
lossprechen  darin  findet,  däss  so  oft  nicht  die  hochgestellten  an- 
gesehenen  Generalproknratoren,  sondern  Staatsanwälte  niederen 
Rangs  Sans  -  notorietd  depouillds  de  Tinsigne  de  la  rohe  rouge 
die  Anklage  in  der  Assise  ftihren.  Es  scheint,  dass  man  also 
durch  das  &ussereAnsehen  des  mächtigen  Hannes  im  rothen 
Kleide  und  nicht  durch  die  Beweise  welche  der  Ankläger 
vorbringen  musa,  auf  die  Geschwomen  wirken  wilL 
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verhüllt  ^<)  uiid  der  hochgestellie  Oberstaatoanwali  ala  mäch«- 
iiger  in  90  Tiden  Verhältnissen  bei  denen  die  Bürger  betheir 
ligt  sind,  einflossrelcher  Staatsbeamter  ein  Stellung  geniasat, 
die  der  'Wirksamkeit  des  einfachen  Yertheidigers  sehr  schaden 
Itann,  rorzfiglich  wenn  man  die  Masse  ¥on  Vorrechten  er^ 
wägt,  welche  das  iranztfsisclie  Gesets  dem  Staatsanwälte  ein- 
räumt. Er  ist  es,  welcher  schon  dareh  sein  £xpos€  am  An- 
fang der  Verhandlung  einen  mächtigen,  Zeugen  einschüchtern- 
den und  Geschwome  irreleitenden  Eindrack  hervorbringen 
kann,  d«  beliebig  Fragen  an  die  Zeugen  und  Sachverständigen 
stellen  und  nicht  von  dem  Präsidenten  zur  Ordnung  gerufen 
worden  darf,  wenn  er  auch  das  rechte  Mass  überschreitet;  er 
darf  nach  jeder  Antwort  eines  Zeugen  Bemerkungen  darübtf 
maeheo  und  dadurch  einen  Einfluss  aufdieGeschwornen  üben, 
während  der  Yertheidiger  nicht  antworten  kann  und  alle 
groasen  Befugnisse  des  StA.  nicht  hat.  Ueberall  aeigt  der 
französische  Staatsanwalt,  dass  er  die  Aufsicht  über  die  Justiz 
übt  und  in  dieserEigenschaft  als  einflussreicher  Staats- 
beamter die  Zeugen  wenn  sie  nicht  iür  die  Anklage  oder 
abweichend  von  den  Erldärungen  der  Voruntersuchung  aus- 
sagen, durch  die  Drohung  mit  dem  Antrag  auf  Verhaftung 
des  Zeugen  wegen  Meineids  einschüchtern,  den  Vertbeidiger 
schwer  tadeln  und  auf  die  Geschwornen  durch  Ermahnungen, 
durch  Hervorheben  der  nachtheiligen  Folgen  einer  Losspre- 
chung  einen  mächtigen  Eindruck  machen  kann. 

4)  Soll  die  Staatsanwaltschaft  ihre  rechte  Stellung  ha- 
ben, so  muss  aus  ihrem  Wirken  Alles  verbannt  werden,  was 
Misstrauen  gegen  das  Richteramt  ausspricht  oder  eine  Ein- 
schüchterung der  Richter  bewirken  kann.  Nie  lässt  sich  da- 
her es  billigen,  wenn  der  Staatsanwalt  die  Befugniss  erhält, 
den  Berathungcn   der  Richter  anzuwohnen  i^).    Es  leuchtet 


149)  So  bczeicluiet  mit  Recht  v.  Tippelsklrch  im  Archiv  II.  S.  456 
die  fiache. 

150)  Schon  Moldnca  (selbst  Slaatsprokuralor)  in  seinem  Werke  traitd 
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ein,  dass  dadurch  der  Staatsanwalt,  indem  er  Bemerkongen 
einstreut,  den  Willen  der  Regierung  offener  oder  versteckter 
durchblicken  lässt,  oder  die  von  einem  Richter  vorgebrachte 
Ansicht  durch  heftigen  Tadel,  durch  Hinvreisung  darauf,  wie 
eine  solche  geäusserte  Gesinnung  der  Regierung  missfallen 
musB,  auf  die  Richter  leicht  einschüchternd  wirken,  oder  eine 
Zurückhaltung  der  Richter  und  daher  eine  ungründliche  Be- 
rathung  veranlassen  kann  ^^^)  und  auf  jeden  Fall  auch  den 
unbefangensten  Richter  mit  einem  bittem  Gefühle  erfBllen 
muss,  wenn  er  in  dem  Staatsanwalt  den  Wächter  und  Con* 
trolleur  erblickt 

5)  Die  Stellung  der  Staatsbehörde  wird  dann  am  wohl- 
thätigsten  sein,  wenn  sie  rein  nur  die  Befugnisse  hat,  welche 
aus  ihrem  Charakter  als  der  im  Namen  des  Staats  Verbre- 
chen als  Anklägerin  verfolgenden  fliessen  und  daher  keine 
Handlungen,  welche  als  richterliche  betrachtet  werden  müssen, 
vorzunehmen  berechtigt  wird.  Die  Geschichte  Frankreichs  lehrt, 
dass  die  Auffassung  des  Instituts  durch  das  Fortwirken  der 
früheren  Ansichten  von  der  Stellung  der  Beamten  des  Ifinis- 
tere  public  als  gens  du  Roi  und  in  der  Revolution  durch  das 
Streben  der  herrschenden  Partei,  die  Sffentlichen  Ankläger  zu 
ihren  Zwecken  zu  gebrauchen,  zur  unnatürlichen  Ausdehnung 


des  fonetions  da  procureur  du  Roi  IL  p.  334  zeigt  dasi  diese 
Theilnahme  unpassend  ist  EinArrel  des  Cassalionshofes  v.  18. 
Aog.  1842  erkennt  dies  such  an. 

151)  Möchten  di^enigen  welche  in  dem  Bewnsstsein  ihrer  redliehen 
Gesinnungen  sieh  zutrauen,  dass  sie  als  Staatsanwälte  ihre  volle 
Unparteilichkeit  bewahren  werden,  nicht  vergessen,  wie  durch 
den  Widersprach  im  geistigen  Kampf  leicht  eine  Gereiztheit  ent- 
steht, die  auch  den  Ruhigsten  wider  stinen  Willen  weiter  fort- 
reisst  und  ihn  veranlasst,  seine  Macht  zu  gebrauchen.  Schon  de 
Vanlx  in  der  ZeitschriA  för  ansl.  Gesetzgebung  YD.  S.  285  Note 
bemerkt,  dass  in  vielen  Gerichtshöfen  Frankreichs  sich  der  8t.  A. 
zarockziehen  muss,  wenn  die  Berathnng  beginnt. 
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der  Befiigiii08e  der  Staatsbehörde  fOhrte  ^*).  Man  weiaa  auch 
wie  In  Frankreich  durch  ein  Transaktionssystem  der  swei 
Parteien  bei  der  Berathnng  des  Gesetzbuchs  in  den  Code 
dnrch  die  Auistellnng  der  gerichtlichen  Polizei  und  des  fla- 
grant delit  die  Sätze  kamen,  wodurch  der  Staatsanwalt 
in  der  Vorontersuchnng  Befugnisse  erhielt,  die  nur  dem  Cn- 
tersuchnngsrichter.  zustehen  können.  Wir  erkennen  die  Noth- 
wendfgheit  dem  Staatsanwälte  das  Recht  zn  geben,  zu  seiner 
AnfkUrnng  ehe  er  den  Antrag  auf  Untersuchung  stellt,  Zeu- 
gen und  Sachyerstilndige  zu  vernehmen,  jedoch  nicht  eidlich 
und  nur  zur  Erkundigung,  um  beurtheilen  zu  können»  ob  und 
wie  ein  Antrag  auf  Untersuchung  gestellt  werden  soll;  allein 
diese  Protokolle  dürfen  nur  Theile  der  Akten  des  Staatsan- 
walts ^^),  nie  aber  Theile  der  gerichtlichen  Akten  werden, 
auf  welche  ein  Urtheil  gebaut  werden  kann  i*^).  Nie  sollte 
daher  yon  den  Aussagen,  welche  nur  in  Vernehmungen  der 
Staatsanwälte  yorkommen,  in  der  mündlichen  Hauptverhand- 
lung Gebrauch  gemacht  werden,  weil  sie  den  in  öffentlichen 
Glauben  gerichtlich  aufgenommenen  Verhandlungen  nicht 
gleleh  gestellt  werden  können  ^. 


152)  Man  muM  bedanern,  dass  die  trefflichen  Forschungen  von  Be- 
renger  in  dem  Werke:  de  la  jostiee  crim.  en  France  p.  257  n. 
die  Ausföhrong  p.  267  was  die  Staatsbeh.  in  der  constitnt.  Mo- 
narchie sein  soll,  nnheachlet  gehliehen  sind. 

153)  Ebenso  wie  die  Hanaalakten  eines  Anwalts. 

154)  Nach  Art  60  des  Code  hrancht  der  Untersacbnngsrichter  die  ihm 
vom  Staalsanw.  mitgetheOten  Protokolle  nicht  zn  heachten;  er 
kann  rifaire  les  actes,  qni  ne  lui  paraitraient  pas  complets. 

155)  In  dem  Prozesse  gegen  Doudet  zeigte  sich,  wie  weit  diese  an- 
gehlichen  Befugnisse  der  Staatsbehörde  einseitig  Personen  zu  Ter- 
nehmen  u.  dann  in  den  Verhandinngen  zn  henfltzen  getrieben 
werden  kann.  Hier  zeigt  sich  der  Einfloss  der  französ.  Ansicht, 
nach  welcher  man  die  zwar  dnseitig  nnd  selbst  unbefugt  anljge- 
nommenen  Akten  als  sogenannte  renseignements  betrachtet  u.  in 


im 

€)  Hne  ireMntlidie  VobeMenmg  des  InstitBta  wird  ge- 
flkheit,  wenn  maii  mit  Yenidil  wd  die  fldiiii  Idiii^nden 
PltfascB  TOB  Auge  imd  Wächter  des  Gesetzes  die  Staatstn- 
ivältscliaft  TOB  alleii  jenen  Gescliiften  befreit,  welche  in 
FVanknieii  ihr  am  dem  Gnmde  'anfgebGidet  sind,  dass  fie 
BLA^  das  Organ  der  Regierang  in  Ben^  anf  Ae  Aufsicht 
fiber  Ae  Yenraitong  der  Jnsdx  «nd  Ae  Beamten  sein  solle  i^) 
nm  dnreh  die  lon  dem  Ministeiinm  äbhingigen  Staatsanwälte 
anf  die  Yerwaltnng  der  Jostia  eininwiiten  ■*n.  Unter  dem 
Eiirfinss  dieser  franzorisdien  Anrieht  Ist  krine  Gränse  der 
nngehttuüehen  Snwiiknng  anf  <Be  Sechtspüege;  der  Btants* 
anwidt  Ist  es,  der  in  allen  Angelegenheiten  ^  Parteizwedten 
des  Ifinisteriunis  dienend,  eine  Inrditbare  Madit  €berBeamte 
auil>en  nnd  sie  dnrdi  Drohnngen  einsehMitem  kann;  je 
bewegter  die  Zeilen  aind,  jemelv  die  Freiheit  der  Meimmgcn 
beschrtnkt  Ist,  desto  geftiditeter  Ist  der  Staatsanwalt,  in  wel- 
chem jedfr  Richter  seinen  bestandigen  ObemnliBeher  erblickt^ 
dessen  Bericiite  nn  das  IBnisterimn  den  grossten  Einflnss  anl 
das  Sefaidkaal  der  Richter  haben  können.  Dies  orgaiBlsirte 
Misstrauen  unteigribt  das  wohkhifige  Yerhiltniss  zwischen 
Staatsanwaltschaft  nnd  Richterstand  i^).    Anf  diese  Art  wird 


der  SHzoiig  selbst  ToHesen  ttsst    Wichtig^  AbhandL  im  Joninal 
da  droit  ciimineL  1855  Aoat  p.  241. 

156)  Oben  Note  100  über  die  aD^eiuhrte  ösierr.  Einriehlno^  die  diese 
Fehler  Tenneidet. 

157)  Wir  freoen  uns,  dass  Biener  im  Gerichtssaal  1S55  S.  433  sich 
enisebieden  anch  gegen  die  Ausdehnung  der  Befognisse  des  StA. 
erkürt  und  aasspricht,  dass  dadurch  leicht  die  Regiemngen  das 
Ansehen  der  Richter  herabseixen  nnd  densen>en  Hangd  an  Ver- 
trauen  beweisen. 

158)  Man  frage  'm  Frankreieh,  welche  Ümlau&ehreibea  x.  B.  bei  her- 
annahenden Wahlen  der  Geaeralproknrator  an  die  nnlergeord- 
neten  Beamten  erlässL 

159)  Wohl  gegründet  sind  die  Bemerkungen  zweier  Männer,  die  selbst 
Staatsanwälte  hohem  Ranges  smd  oder  waren,  Tippelskirch  im 
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der  Stafttaa&walt  nit  einer  Maase  von  Oesehäftett  fiborladen, 
welche  ihm  die  B5Uüge  Zeit  tu  seiner  wahren  Bemfstfaätig* 
kdt^  cur  Vorbereiinng  der  Ankkge  nicht  UuMen;  nachtheiUge 
VerzSgenmgen  werden  herbeigeführt  ^<<>).  Der  Haspibernf 
tritt  dabei  leicht  in  den  Hintergrund  ><0- 

7)  Für  nicht  wünechenawerth  können  wir  die  iianaltoi* 
sehe  Einrichtong  betrachten  ^  nach  welcher  dem  Staatsanwalt 
die  Sorge  für  Vollziehnng  gerichtUcher  Urtheile  nnd  Verlli- 
gnngen  und  Ueberwachong  derselben  übertragen  ist  Eine 
solche  Anordnung  widerspricht  der  natorgemSssen  und  eigent- 
Uehen  Stellung  des  StA»,  im  Namen  des  Staats  vor  Gerieht 
als  Ankläger  zu  verfolgen,  belastet  den  Staatsanwalt  mit  einer 
Masse  seitsaabender  Geschäfte  ^*^)  nnd  erzeugt  manche  stö- 
rende, der  Achtung  vor  dem  Richterstande  gefahrliche  und 
die  Ansichten  des  Volkes  irreleitende  Conflikte,  wenn  der 
Stsatsanwalt  der  Ansicht  ist^  dass  die  gerichtliche  Verfügung 
nkht  dem  Gesetze  entspreche  ^^). 


Archiv  für  PrensB.  Sirafv.  II.  S.  450  n.  v.  Holitor  in  Jasemanns 
Zeitochrift  ID.  8.  27. 

160)  Wir  bitten  nnaere  Leser  die  merkwüriflsen  Worte  von  Bonne- 
ville  de  Tanielioration  des  loix  crimin.  p.  350  56  (der  Yerf.  war 
40  Jahre  Beamter  der  Siaalsanwaltsehsft)  za  beachten;  wenn  er 
von  der  Ueberladoog  des  Parqnet  (er  nennt  die  Staatsbehörde 
wie  sie  Jetzt  nt  cbevttle  oovriere  de  la  justtee)  mit  iVemdartigen 
Gesehiften  und  Ton  den  bnreaoliralisehen  Vielsehreibereien  nnd 
der  Masse  ministerieller  Anweismgen  spricht. 

161)  Hit  Recht  rügt  Helenes  in  seinem  Werke  II.  S.  328  die  (ans 
der  Sitte  der  Generalproknraloren  entstandene)  Einrichtong,  nach 
welcher  der  Generalstaalsanw.  sogenannte  discours  de  rentree 
halten  soll.  Wie  viel  Zeit  nimmt  ihre  Bearbeilong  dem  Staats- 
anwalt weg  o.  wie  wenig  sind  sie  im  Einidang  mit  der  wahren 
Stellong  der  StaatsbehSrde. 

162)  Wir  bitten  auf  den'franz^s.  Parlcets  die  grosse  Zahl  der  Schrei- 
bereien die  dadurch  veranlasst  werden,  zu  beachten. 

163)  Einen  Fall  dieser  Art  liefert  die  Brannschweigische  Rechtsfibung 
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8)  Die  reckla  Wiikaamkeit  der  StutebdiMe  mid  ilire 
BorattBelie  Ifadift  würden  noA  gewinncii,  wenn  den  Beanifeii 
dfescr  Asetait  eine  groeeere  SeButfendigkeit  gesichert  würde, 
theib  in  Besag  «nf  das  VeriiilCniss  des  Staatsanwalts  sn  den 
BefeUen  des  Jastisministerfnins  ^^X  theOs  des  Beamten  bd 
dem  Besiifcsgerieiite  ni  dem  Torgesetsten  Oberstaatsanwälte. 
Wenn  es  aneli  begreUidi  ist,  dass  in  einer  Organisation  der 
StaatsbehSrde  eine  Untenndnnng  der  Beamten  nadi  ihrer  An- 
stellnng  l>ei  den  rersdiiedenen  Gerichten  ^oiliommen  irird, 
nnd  daher  Weisungen  yon  OI>en  an  untergeordnete  Staatsan- 
wllte  ergehen  werden,  so  solltai  diese  Anwelsangen  sidi  nnr 
anf  die  Gegenstände  beziehen,  wo  eine  GleidiiSrmigkeit  des 
Benelnnens  wfinschenswerth  ist,  oder  Ifissbrinche  abgestellt 
werden  sollen.  Da  wo  die  Torgesetxte  Behörde  sich  yeran- 
lasst  sieht,  in  Bezug  anf  einen  einzelnen  Fall  dem  unterge- 
ordneten Staatsanwälte  Befehle  zugehen  zu  lassen,  sollte  da- 
hin gewirlit  werden,  dass  die  Stellung  des  efaizelnen  Beamten 
selbstSndig  in  der  Art  sei,  dass  er  seiner  eigenen  Ueberaeu- 
giing  folgen  darf'**). 


Y.  1854  (f.  in  der  ZeiUchrill  far  Rechtspflege  in  Brauofchweig 
1855  8.  21),  Das  Gericht  hatte  gegen  einen  ansgehliebenen 
Zeugen  Geldstrafe  ansgesproehen  n.  dieser  Beschluss  zagleich 
mit  Voriadang  xa  einer  Tagiahrt  wurde  ohne  Hitwiikimg  des 
Staatsanw.  durch  den  Gerichlsvoigt  dem  Zengen  zogestdlL  Der 
Staatsanw.  weigerte  die  YoUziehvDg,  weil  die  Bedingongen  des 
f.  87  der  St.  P.  0.  fehlten.  Der  OberstJL  billigte  dies  Yeriahren 
da  die  Staatsanw.  Yollziehiing  abznlehoen  befagt  sei«  wemi  dem 
Yoransgegangenem  Verfahren  die  äusseren  Bedingongeii  formel- 
ler Rechlsm&ssigkeit  fehlen. 

164)  Ueber  dies  Verhfiltniss  got  Helie  instniet.  crim.  IL  p.  203  und  p. 
302  mid  über  die  n&thige  Unabhängigkeit  der  Staatsbehörde  Be- 
renger  de  la  justice  p.  275  ivenn  er  sagt:  la  Tolonli  ministerieUe 
n'a  qaelqne  Taleor,  qne  lorsqn'elle  est  conforme  a  la  loi  et  a 
l'interet  de  la  patrie;  il  (le  proearenr  da  Roi)  n*est  FesdaYe  d'an- 
con  poavoir  il  n*est  le  complaisant  d'aneone  Caction. 

165)  hl  der  Bnmnschweig.  8L  P.  0.  f.  4  ist  ansdriicidieh  erklärt,  dass 
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Besorge  man  nicht,  daas  nedi  der  biaberigen  AnefÜli- 
roag  der  Staatsbehdide  der  Charakter  der  Einseitigkeit  anfge- 
drGekt  und  de,  wenn  der  Staatsanwalt  nnr  anm  Ankläger  ge- 
macht ist,  herabgewürdigt  wird.  Wir  Bind  nach  dem  Ergeb- 
niaae  einer  langen  Beobachtung  Tielmelir  ttberzengt  ^^,  daas 
das  Inatitnt  durch  die  Stellung,  bei  welcher  ihr  der  Nimbufl 
eines  hohen  und  einschüchternden  Amtes  entlegen  wird,  an 
Achtong  und  an  Wirksamkeit  gewinnt,  wenn  nnr  die  Anklage 
tan  5ffentlichen  Interesse  nach  der  oben  beaeichneten  würdi- 
gen Richtung  dem  Staatsanwälte  übertragen  ist,  dass  dadurch 
die  Schnelligkeit  der  Thätigkeit  gesichert  und  die  Durchfüh- 
rung des  Gmndsatf es  der  Gleichheit  der  Waffen  der  Anklage 
und  der  Vertheidigung  verbürgt  wird  ^. 


wenn  einem  Staatoanw.  durch  den  Yorgetelsten  Auftrag  tnr  Un- 
tereuchuBg  gegen  eine  nach  seiner  Uebcfseogung  uneehnldige 
Penon  gegeben  ivird,  der  StA.  Bericht  zu  entstten  liai  und 
dann  einem  andern  MHeiiede  der  StA*  dieBelreibmig  Q1>ertnigen 


lee)  Diese  Uebeneang  wird  vorsügllch  begründet,  wenn  man  die 
Stimme  der  Bürger  in  Sehotüand  und  Irland  wo  der  Kronanw. 
nur  die  Anklage  betreibt  u.  in  deatschen  Ländern»  wo  der  StJL 
die  beschranktere  SleUnng  hat,  z.  B.  in  Baiem  mit  den  ErCah* 
mngen  in  Frankreich  vergleicht.  Die  Achtong  vor  dem  StA. 
leidet  nicht  in  den  zuerst  genannten  Ländern,  die  Bürger  fühlen 
welches  wichtige  Amt  ihm  anvertraut  ist;  nicht  der  Nimbus  den 
^e  Gesetzgebung  schaut,  nicht  die  ausgedehnte  Macht  gewähren 
Achlang,  und  Jemehr  die  Persönlichkeit  des  Staatsanw.  flecken- 
los ist,  Jemehr  die  Art  sehier  Thätigkeit  zeigt,  dass  er  nur  von 
dem  Streben  nach  Wahrheit  geleilet  wird,  Je  weniger  er  in  das 
politische  Parteitreiben  dch  einmischt,  desto  grössere  Wirksam- 
keit und  moral.  Ansehen  ist  ihm  gesichert 

167)  Richtig  nachgewiesen  fai  Geib  Reform  des  deutschen  Redilsle- 
bens  8. 102. 


MltUrsalsr,  Straf verfldirea.  ]) 
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8.     14. 

D)    Das   Sehworgerieht,    sein  Charakter  fiberhanpt  vad 
die  Gel taltongen  deiselbea  in  den  yerschiedenea 

Gesetzgebangen. 

Das  aDea  Fonneii  der  Entwidreliiiig  des  Sdiimigeilclils 
gemrinsrhaWiclie  Gfoiidmcrimial  bestdit  daris,  dass  Min- 
fter  ans  dem  Volke,  die  nklit  stiiiAg  oder  flbr  gewisse  Pe- 
liodeii  als  Riditer  angestellt  oder  geiriSilt  sind,  und  nidit 
redilagelebrC  zn  sein  brandien,  flfr  eincelne  RDe,  für  welche 
das  Bdiwnrgerieht  gebildet  wird,  nacfadera  Ablebnnngen  ge- 
gen ^  Gewählten  geltend  gemadit  werden  konnten,  auf  den 
Gnind  der  ror  ihnen  voigegangenen  Yethandlongen  ab  Bidi- 
ter  (in  Stralsaehen  fiber  die  Schnldfrage)  so  nrtheilen,  dass 
Hur  Wahnpmch  Ton  den  Staatarichteni  ihrem  Urtheile  vom 
Gronde  gelegt  werden  nrass. 

Als  das  Ergefaniss  der  geschirhflichen  Foiaehangen  darf 
ingenommen  werden,  dsss  das  Schwnrgeridit  in  der  Art, 
%ie  es  nadi  Frankreich,  Deutschland  nnd  einigen  andern 
Staaten  seit  1790  fiberging,  nur  als  ein  in  England  ausgebil- 
detes Institut  betrachtet  werden  dsif ,  wenn  auch  gewiss  Ist, 
dass  manche  ähnliche  Einrichtungen  sowohl  im  Alter- 
ihnm,  als  bei  den  germanischen  Völkern  >)  vorkamen,  bei 
welchen  aber  die  darauf  bezüglichen  Institute  wegen  der 
elgenfhfimllchen  politischen  Zustände  sich  nicht  so  ausbilden 
konnten,  wie  dies  in  England  bei  dem  Schwurgerichte  der 
Fall  war.  Nicht  weniger  ergeben  sich  aus  der  Geschichte  in 
Besug  auf  die  Ausbildung  der  Schwurgerichte,  dass  «war  in 
dar  Zeit  Tor  der  normannisdien  Eroberung  (bei  den  An- 
gelsachsen) schon  einige  gerichtHche  Einrichtungen  vorkamen. 


1)  z.  B.  den  ttorditchen  Tölkem  Miefaelsen  fiber  Genesis  der  Jmy. 
Leipzig  1847.  DaUmann  Zeitschrift  t  deatscbes  Recht  Nr.  6.  Zeit- 
schrift för  ausländ.  GeseUgebnng  V.  S.  412.  XE  S.  238.  Maurer 
Bettr.  zur  Rechtsgesch.  des  german.  Nordens.    Manchen  1852. 
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weldie  in  der  spifteren  Eatwickelnng  der  Schwnrgeriehte  Yer- 
uüastaiig  geben  konnten,  dass  aber  nie  in  jener  Zeit  ein 
Befawargerieht  gefnnden  werden  kann  ^,  dass  anch  die  Nor- 
mannen  in  ibrem  Beweiarecbte  nnd  in  ihren  Oericbtseinrieh- 
tongen  >)  mancbe  Institute  hatten ,  welche  den  Uebergang  zur 
spfiteren  Jnry  erleichterten,  dass  aber  die  normanniBcben  Ed- 
nige  in  England  eich  an  die  vorgefondenen  Institute  anschlos- 
8tn^)  und  erst  aus  eigenthümlichen  Verhältnissen  sehr  lang- 
sam das  Schwurgericht  entstand,  das  aber  auch  da  wo  wir 
es  ausgebildet  finden,  wesentlich  von  dem  späteren  dadurch 
steh  unterscheidet,  dass  zuerst  die  Gkschwomen  nicht  als 
Richter  die  vor  ihnen  verbandelten  Beweise  prüften  und  dar- 
nach entschieden,  sondern  als  Zeugen  nach  ihrem  Wissen 
den  Wahrspruch  gaben  ^). 

Die  wichtigsten  geschichtlichen  Ergebnisse  für  die  richtige 
Würdigung  des  Instituts  sind :  Die  Ausbildung  der  Jury  steht 
im  nächsten  Zusammenhange  mit  der  Rechtsentwickelung  und 
mit  der  Ausbildung  des  Richteramts.  Ueberall  findet  man  so 
hmge  die  Rechtszustände  einfach  sind,  bei  den  Gerichten  als 
rechtsprechend  entweder  das  Volk  oder  sogenannte  Schöffen, 
sobald  aber  die  Zustände  verwickelter  werden,  erscheinen 
schon  bei  den  Gerichten  Männer,  welche  nach  den  damaligen 


2)  t.  zwar  an  Inquiry  into  anglosaxon  mark  courls  and  trial  by  Jury 
by  Maurer.  Manchester  1855.  s.  aber  Biener  in  der  Zeitschrift 
für  auslfind.  Gesetzgebung  XXVIIL  Nr.  2  Biener  im  Gcschwor- 
nengericht  I.  S.  10  nnd  Forsyth  history  of  the  trial  by  Jury 
p.  54,  70. 

3)  Nachweisnngen  in  meinem  Strafverfahren  I.  §.  42  notc  41.  For- 
syth p.  93 ,  209.  Biener  Geschwomengericht  I.  S.  40  —  45. 
Conppey  de  la  preuvo  judiciaire  au  moyen  age  en  Normandie. 
Cherbonrg  1846  und  Sachsse  das  Beweisverfahren.  Erlangen 
1855.  S.  176. 

4)  Forsyth  p.  99-102,  140,  196,  200.  Biener  I.  S.  56,  62,  89— 
114. 

5)  Forsyth  p.  152.    Biener  I.  8.  158. 
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Yorstellimgeii  das  Verinnieii  geniessen ,  diSB  ite  olUhnier  üi 
der  RechUkeimtDiss  sind  und  daher  als  Rathgeber  in  Berag 
aof  das  Reeht  beigecogen  werden  *)  oder  man  flildt  die 
Nothwendigkeit,  dasa  Ricliter  die  Yerbandlongen  leiten,  und 
die  Volksrichter  belehren,  worans  bald  im  Laufe  der  Zrit  die 
Eiarichtnng  sich  entwidEelt,  dass  der  Begent  Richter  bei  den 
Gerichten  aoflBtellt,  welche  mit  den  Yolkarichtem  daa  Gericht 
bilden.  In  den  meisten  Staaten  Europas  wvrde  eine  Umge- 
staltung durch  die  Ausbildung  der  Regierungsgewalt  liewirfct; 
die  Regenten  betrachteten  namlirh  die  Besetsung  der  Gerichte 
mit  den  von  ihnen  ernannten  und  ilmen  ergebenen  Richtern 
als  ein  Mittel  der  Vermehrung  ilirer  Macht,  sie  iiielten  daran 
fest,  dass  diese  Richter  den  ganzen  Fall  zu  entsscheiden  hlt^ 
ten,  und  die  Ausschliessung  der  bisherigen  Volksrichter  ge- 
lang um  so  leichter  je  mehr  durch  den  Einfluss  des  römischen 
Rechts,  durch  die  veränderten  Beweislehren  von  den  Riditem 
andere  Eigenschaften  als  bisher  gefordert  wurden,  und  je 
mehr  die  politischen  Zustände  die  Unterdrückung  des  Volkes 
bewirkten  und  das  Volk  selbst  gleichgültiger  gegen  die  Theil- 
nahme  an  Rechtsprechung  machte.  Die  Entwickelnng  der 
Zustände  Englands  hatten  dagegen  andere  geriditUche  Ver^ 
hältnisse  herbeigeführt  Die  Grundansicht,  dass  zur  Besetzung 
eines  Gerichts  und  zu  dem  Zustandekommen  eines  Urthefls 
in  Fällen,  in  denen  es  auf  Thatfragen  ankömmt,  Volksrichter 
gehörten,  deren  Wahrspruch  Ton  den  Staatsrichtem  zum 
Grunde  gelegt  wird,  blieb  fortdauernd  im  Rechtsleben  aner- 
kannt, und  wurde  durch  die  gesetzliche  Einrichtung  der  rei- 
senden Richter  ein  Theil  der  Gerichtsverfassung  in  einer 
Weise,  dass  selbst  nach  dem  immer  tiefer  wurzelnden  common 
law  die  Staatsrichtcr  diese  Theilnahme  der  Volksrichter 
(jurati)  zur  Entscheidung  gewisser  Fragen  als  nothwendig 
erkannten,  und  jener  in  andern  Ländern  bemerkbare  Wider- 


6)  Dahin  gehören  die  in  den  allen  leges  vorkommenden  sapienlea, 
und  die  sagibarones. 
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stand  der  Richter    gegen  die  Volksrichter  in  England  nicht 
bemerkbar  wurde.  Dies  war  nm  so  weniger  der  Fall,  als  die 
Reehtsbildong  in  England,  welche  durch  den  Sieg  des  frem- 
den Hechts  nicht  umgestaltet  wurde,   yielmehr  auf  dem  fort« 
dauernden  nationalen  Rechte  beruhte,  auch  die  Fortdauer  der 
Tlieilnahme  des  Volkes  an  der  Rechtsprechung  begünstigte. 
Das  durch  die  politischen  Kämpfe  in  England  noch  erhaltene 
öffentliche  Leben   die  dadurch  dem  Volke  fortdauernd  gege- 
bene Bedeutung  wirkte  selbst    einer   Zerstörung  des  volks- 
tbümlichen  Elements  in   der  Rechtspflege  durch  die  Könige 
entgegen*    Auf  diese  Art  wurde   der  Grundsatz  der  Mitwir- 
kung der  Oeschwomen  ein  Bestantheil  des  verfassungsmässi- 
gen Lebens  in  England,  überall  aber  in  der  Richtung,  dass 
ein  Zusammenwirken  der  Geschwornen  und  der  Staats- 
riehter  zu  dem  Wahrspruchc  gehört^,  so  dass  die  Geschwornen 
durch  den  rechtsgelehrtcn  Richter  die  geeignete  Rechtsbeleh- 
mng  und  Warnung  erhalten  und  dadurch  bei  ihrer  Berathung 
Yor  Einseitigkeit  bewahrt   werden.    Die   Beachtung  der  Ent- 
wickelung    der  englichen   Rechtspflege    lehrt,   dass   zwar  in 
früheren  Zeiten  in  den  politischen  Prozessen  die  damals  von 
dem  Hofe  abhängigen  Richter  vielfach  ihre  erhabene  Stellung 
yergassen,   Geschworne    unwürdig    behandelten   und   schänd- 
liche Mittel  anwendeten,   um   sie   zu  einem  Wahrspruche  zu 
zwingen,  wie   die   herrschende   Gewalt    den  verurtheilcnden 
Ausspruch  zu  ihren  Zwecken  brauchte.    Aus  solchen  Zeiten 
eiUären  sich  manche  durch  die  Richter  schlau  aufgestellten 


7)  Daraof  hat  der  Verfasser  schon  in  seiner  Schrift:  Das  englische 
Strafvertabren  S.  52  aufmerksam  gemacht  Wir  bitten  wohl  zu 
beachten,  was  1853  in  den  second  Report  of  the  Commissioners 
for  inqniring  into  Üie  process  in  the  superior  coorts  of  common 
law  pag.  4  die  aasgezeichnetsten  Jaristen  Englands  darüber  be- 
merken ,  indem  sie  die  Ansicht  eines  abrupt  antagonism  des 
trial  by  Jary  to  the  trial  by  a  jadge  als  Irrthum  erklären ,  da 
man  vielmehr  sagen  müsse:  es  sei  ein  trial  by  a  Jnry  assi- 
sted  by  a  Jadge. 
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vad  in  der  BechtBübwig  fertgepOttutoa  Bedüasilse,  di«  nt 
das  englifiche  Schwurgericht  sich  beziehen.  Yonefi^idi  be- 
merlrt  man  anch|  dass  dorch  die  Richter  in  Besag  auf  den 
Umfang  der  Befugnisse  der  Geschwornen  Sitia 
aufgestellt  worden,  welche  die  Zostindtg^ceit  der  Geadiwor* 
nen  beschränken  sollten,  z.  B.  dass  die  Gteschwomen  nur  die 
Tliat-  die  Richter  über  Reclitsftagen  entscheiden  sollten. 
Diese  Bätae  eiUarten  sich  theils  ans  der  schlimmen  Stellung 
der  Richter  in  politischen  Prozessen,  in  denen  man  am  besten 
die  Geschwornen  nnschMlkh  machen  konntCi  wenn  man  be- 
hauptete y  dass  sie  nur  über  das  Dasein  der  Thatsache  ent- 
scheiden dürften^),  theils  sind  sie  der  Ausfluss  des  in  der 
englisdien  Rechtspflege  beliebten  Formallsmus,  theils  konnten 
sie  unter  dem  Einflnss  der  Rechtsansicht  früherer  Zelt  ent- 
stehen, in  der  man  um  Abstufungen  der  Schuld  wenig  sich  küm- 
merte. Auch  hatte  hier  wie  in  anderen  Fällen  der  Umstand 
Einfloss,  dass  mancher  Satz,  der  auf  die  Stellung  der  Ge- 
schwornen im  CiYilprozesse  passte,  aUgemein  aufgestellt 
wurde  *).  Ungeachtet  dieser  Verhältnisse  lässt  sich  doch 
nicht  beweisen,  dass  in  England  die  Richter  gegen  die 
Jury  überhaupt  wirkten  >^  es  ergiebt  sich  vielmehr,  dass  fan- 


8)  Weil  die  Richter  wohl  wussten,  dass  über  die  Thattsehe  kein 
anderer  Ausspruch  als  die  Schuld  möglich  war,  während  die 
Richter  dann  die  Thatsache  als  Verbrechen  erklärten. 

9)  Man  mnss  bei  der  Anwendung  von  Aussprüchen  engliseher 
Juristen  wohl  prüfen ,  in  welcher  Art  von  Prozessen  ein  solcher 
Satz  aufgestellt  wurde. 

10)  Ausnahmen  kommen  nur  in  Bezug  auf  politische  Prozesse  vor, 
in  denen  freilich  die  Geschwornen,  wenn  sie  mcht  sprachen, 
wie  man  es  wünschte,  gehasst  wurden.  An  dem  Namen: 
Jei&ies  unter  Jacob  IL  knüpfen  sich  die  traurigsten  Erinnerun- 
gen. Die  Engländer  selbst  (z.  B.  neuerlich  auch  Forsyth  history 
of  trial  by  Jury  pag.  388)  heben  die  VerhäUaisse  der  Jury  in 
poliüschen  Prozessen  als  Ausnahmszustände  hervor. 
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Busr  aneAansl  war,  diM  Jqiy  uad  Bfehier  nr  gnten  Beeht»- 
pflege  gehörea. 

Im  Widerspruche  mit  der  geschichtlichen  Ausbildang  des 
Sehwmgerichts  in  Eogland  ist  die  in  Frantareich  nnd  Deutschland 
Boeh  neuerlich  aus  Unkenntniss  oder  bösem  Willen  um  die  Jnry 
bei  Begenten  und  Staatsminnem  zu  TerdMchtigen,  verbreitete  An- 
sieht» dass  das  Schwurgericht  ein  demokratisches  Institut  sei,  oder 
als  Mittel  aur  B^nstigung  demokratischer  Zwecke  gebraucht 
werde,  daher  dem  monarchischen  Prinzipo  widerspreche.  Die- 
ser Anaidit  liegt  eine  schlimme  Verwechslung  des  demokra^ 
tisehen  mit  dem  Tolkstfaümlichcn  Elemente  zum  Grunde  >*> 
Wihrend  das  letzte  wohlthatig  in  der  Rechtspflege  wkkt,  in 
so  ferne  dadurch  die  im  Volke  lebenden  Emsichten,  Kennt- 
nisse, Erfahrungen  bei  der  Bechtsprechung  benützt,  die  in 
dem  zn  entscheidenden  Falle  in  Frage  stehende  Handlungs^ 
weise  einer  Person  richtiger  von  den  die  Lebensverhältnisse 
würdigenden  Oeschwornen  beurtheilt  werden,  und  der  Wahr- 
qpruch  der  Männer  aus  dem  Volke  grösseres  Vertrauen  ge- 
winnt, würde  in  dem  demokratiBchen  Elemente  der  Sieg  der 
VolksherrsiAaft  liegen.  Dies  mag  von  Einzelnen  im  Fartei- 
interesae  durch  das  Schwurgericht  bezweckt  werden;  aber  es 
liegt  nicht  im  Wesen  des  Schwurgerichts,  und  widerstrebt  der 
englischen  AuAaasung,  nach  welcher  die  strengsten  Anhän- 
ger der  Monarchie  keine  Gefahr  in  der  Jury  fanden  ^ ,  viel* 
mehr  in  dem  durch  Zusammenwirken  mit  den  Richtern  be- 
lehrten Schwurgerichte  eine  wohlth&tige  gerichtliche  zur  Wirk- 
samkeh  der  Gesetze  dienende  Einrichtung  erkannton.  So 
wenig  eine  Besetzung  der  Handels-  oder  Gewerbsgerichte 
mit  nicht  jurisüsch  gebildeten  angestellten  Richtern  ab  Aus^ 


ii)  Richtig  bemerkt  von  Hildgard  im  Archiv  desCriminalrechts  1856 
S.  344. 

12)  Da  wo  schlimme  Absichten  erreicht  werden  sollten,  diente  frei- 
Ueh  dne  seUechte  Jnry,  die  man  zu  gewinnen  wusste,  aach 
nach  der  Geschichte  den  Absichten  der  Feinde  freier  fitthnckelong. 


das  Sdiwingeridii  mit  eokkca 


Ddier  iit  amA  «e  TWAayüM  A»ffMMt  des 
gerithi  ab  p«liiiscke8  iBBtitwt  der  ncUgem  wgiifhi« 
AMdbt  nd  de»  Weaea  der  Jmj  fremd.  Die  iwlwuefcea- 
de  AMidtf  ia  Emtfami  iit  die,  dase  die  Jvy  ene  geriAr 
Bdw  Karichtmg  ist,  die  Geeckw« 
Zweck  ciaer  gcrcditem  «sd  Vi 
pfege  dmdi  Beiachng  der 

gewiiMr  Tngm  beaeer  cncidit  «crdea  kasB,  ab 
ftaataidbten  die  gaue  EnlacheidaBg  fiberiaMea  wfiide  >^ 
Greif if ha  arft  Eo^aaden,  welche  oft  ab  Geachweme  am 
Gcrfdit  aaaeea,  tehrca,  daaa  das  GcfUd  des  GeeAwQnea  eia- 
wOoA^  daaa  aie  Biehftcr  aeiea  aad  dank  dte  Gcaetu  geh«»- 
des  aeiea«  Die  ftaariiaiecha  Weiahcü  der  Erfiadaag  der 
Albaachi  der  Geadiwomea  «ad  tob  de»  IroanBea  Meineid 
wideiafaeht  dem  engliechea  Beehlageliihle.  Es  kaaa  awar 
■idil  ia  Abrede  gestellt  wcidea,  dass  In  Eagland  das  Anso* 
hon  Ton  da  Lohne  ^)  ^Id  daaa  beimig  den  politischen 
ChsrahtfT  der  Jmy  hemmaheheny  nnd  einer  der  neuesten 
engUsden  pottüedben  SdsiftstclUer  ^)  Mgt  dieser  Ansicht; 
aUeia  de  Lohne  wvde  liiaig  nmlAfig  safgefssst.  Wenn  er 
aaeh  den  Yorflieil  der  Jmy  hemnheht,  daaa  darch  ab  db 
Gefshien  der  IJebennacht  der  Tolbiehenden  nnd  den  Staats» 
richtem  tbertiageaen  richterlfchen  Gewalt  beeeitigt  wcidea 
nnd  eb  Bchnta  der  IMhelt  den  AngiiHagien  gewihrt  wiid, 
so  bt  dodibelihm  wte  bei  allea  andern  BchEffMeDem  Eag- 
lands  der  Grundgedanke  der:  dass  db  Gesehwonen 


13)  Fonqrth  F-  413  sie. 

14)  CoBslilalkm  of  SoQ^end  hj  de  Lohne  boofc  L  ch^  13. 

16)  Homanham  Cox  n  dem  Wofce  the  britah   eeamioBweallli. 
Loadoa  1864.  p.  320. 
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fldeii.  D«r  neueste  enf^ehe  SdurlftsteDer  Beet  ^)  tadelt  da- 
her auch  die  Anflkemuig  der  Jury  ale  conetitationeneii  Schnts- 
mitteb  der  Freihdt,  da  Tielmehr  das  Schwurgericht  im  Geiste 
des  engUschen  Rechts  im  Zasammenwiiken  mit  richterlicher 
Mitwirkmig  als  der  beste  Weg  Oerechtigkeit  sn  üben  erscbei- 
ne,  indem  dabei  der  Oerichtshof  ans  ständigen  und  ans  au- 
flOlig  gerufenen  Belsitsem  bestehe  nnd  so  durch  Yereinigong 
der  iwei  Elemente,  der  Ständigkeit  und  des  Wechsels 
möglichste  Yortheile  erreicht,  nnd  möglichst  Nachtheile  ver* 
mieden  werden.  Um  die  Auflassung  der  Jury  in  England 
bei  den  Tcrständigsten  Personen,  insbesondere  aucb  den  Rieh* 
tem  zu  erkennen  dient  am  besten  der  Bericht  der  Commission 
?on  1853  über  den  Entwurf  der  Civilprozessordnung  ^  *)  in 
den  Aensserungen  über  das  Yerhältniss  der  Staatsrichter  und 
der  Geschwomen.  Die  natürliche  bei  jedem  Staatsrichter  be- 
merkbare Neigung  nur  auf  den  strengen  Buchstaben  des  Gesetaes 
sn  sehen,  wird  gemildert  und  verbessert  durch  die  entgegenge- 
setste  Neigung  der  Geschwomen  Ton  grossartigern  und  freiem 
Gesichtspunkten  nach  derMoralität  und  den  Bedürfnissen  des 
Falles  bei  der  Entscheidung  auszugehen«  Allerdings  erkennt 
auch  der  Engländer  in  dem  Schwurgerichte  eine  Schutzweiir 
bürgerlicher  Freiheit,  yorzüglich  bei  Anldagen  wegen  politi- 
scher Verbrechen,  wo  die  Besorgniss  des  Missbrauchs  solcher 


16)  ia  seiner  Abhandlwig  über  Einsifanmigkeit  in  den  Papof  read 
before  the  joridical  todety  1855.  p.  23. 

16 1)  Report  (s.  oben  in  Note  7)  pag.  6.  Es  heisst  im  Berichte: 
Wenn  auf  einer  Seite  die  höheren  Kenntnisse  nnd  die  InteOigenz 
der  Staatsriehter  i agegeben  werden  mfissen,  so  darf  auf  der  an- 
dern Seite  nieht  veriiannt  werden,  dass  die  Geschwomen  eigen- 
thttanliche  Kenntnisse  nnd  Erfalimngen  mitbringen,  um  die  in 
dem  gerichtlieben  Verfahren  vorkommenden  Fragen  su  entschei- 
den, nnd  dass  der  nur  bei  einer  vorfibergehenden  Gelegenheit 
gerufene  Geschwome  mit  einer  Frische  nnd  einem  Interesse  stt- 
ne  Fflichf  erlSüt,  welche  von  dem  an  die  tägliche  Routine  sei- 
nes Bends  gewOlmten  Richter  kaum  erwartet  werden  dar! 
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Anklagen  im  Parteliateresse  gegen  mlseUAbige  Personen  und  die 
Furcht  vor  dem  Einfloase  der  Regiemng  auf  abhängige  Rid^ 
ter  nahe  liegen.  Er  hebt  nidit  weniger  als  Vortheile  der 
Jury  hervor,  dass  dadurch  das  Volk  mit  dem  Gesetxe  ver- 
traut, die  Verwaltung  der  Justis  volksthttmlicher  und  das  all- 
gemeine Vertrauen  auf  die  Justiz  verstärkt  wird  ^''j;  allein 
alle  diese  Bücksichten  bOden  nach  englischer  Ansieht  nicht 
die  Hauptgründe  für  die  Jury,  die  vielmehr  nur  als  geridit- 
liche  Einrichtung  betrachtet  wird  >^. 

Für  die  richtige  Auffassung  der  englischen  Jury  wird 
aber  die  Ansicht  wichtig,  dass  das  Schwurgericht,  wie  es  in 
England  jetst  besteht|  erst  in  einer  langen  Reihe  von  Jahren 
unter  dem  Einflüsse  vieler  politischer  und  socialer  Zustände 
und  Veränderungen,  das  was  es  jetzt  ist»  geworden  ist  Die 
Geschichte  lehrt,  dass  aus  der  ursprünglichen  Anklagejury 
erst  allmälig  die  Urtheilsjury  sich  entwickelte,  dass  in  der 
letstem  zuerst  die  Idee  des  GemeindezeugBisses  sich  geltend 
machte   und   erst  q>äter  die  Ansicht  sich  bildete^  dass  der 


17)  Dies  wird  wörtlich  im  bezeichneten  report  p.  4  von  den  Rich- 
tern hervorgehoben  s.  auch  Forsyth  history  p.  415. 

18)  Wie  zwei  der  hochgestellten  ausgezeichneten  englischen  Juristen 
die  Jury  betrachten,  zeigen  die  Aeusserungen  des  Lordkanzlers 
und  des  Lordoberrichters  Campbell  im  Oberhause  am  27.  Febroar 
1854.  —  Der  Erste  spricht  aus,  dass  er  die  Jary  für  die  beste  Ein- 
riehtang halte,  um  zur  Wahrheit  zu  gelangen,  er  giebt  in,  dass 
zwar  die  Geschwomen  zuweilen  irrten,  er  frSgt  aber,  ob  dies 
nicht  aueh  bei  Staatirichtem  der  Fall  wäre.  Während  11  Jahren 
als  er  lUchter  war,  seien  ihm  zwar  Fälle  vorgekommen,  wo  er 
glaubte,  dass  die  Geschwomen  irrten ,  aber  bei  späterem  Nach- 
denken habe  er  erkannt,  dass  sie  Recht  halten.  Daraus,  dass 
die  Richter  glaubten,  dass  die  Geschwomen  irrten,  folge  nicht, 
dasa  es  wirklich  so  wäre.  Die  GeGüir  findet  er  darin,  dass  die 
Staatsriehter  vom  professional  Standpunkte  aus  die  Sachen  benr- 
theilten.  Der  Lordoberriditer  bemeikt,  dass  in  der  Mehrahl  der 
Sachen  die  Jury  hiflnitely   besser  sei  zu  entacheiden  mit  dem 

r,  als  Riehler  ohne  Jury  x.  B.  bei  h^urien,  Preiiveifehen. 


WalmpraA  Ae  Wrinuig  des  liehtailiehea  Urtheils  dor  Ge- 
sckwomen  auf  den  Gnnid  der  vor  iimeii  verhandelten  Be- 
weise aeL  WUirend  der  tnnrigen  Zeit  fortdauernder  poUtl- 
sdier  Kimpfe  vrnrden  von  den  Königen  (von  Karl  L  an  bis 
Jscob  n.)  jsor  Erreidiang  Terderbllcher  Plane  die  Staatspro* 
lesse  als  Mittel  gebfancht,  hier  mnsste  in  der  Joryeinrieh* 
tQng  ein  Chaiakter  sieh  ansprigen,  nach  welchem  die  von 
dem  Könige  abhSngigen  nnvTürdIgen  Bichter  Rechtssatxe  anf- 
stellten  nnd  eine  Rechtstibnng  einführten,  wdehe  geeignet  wa- 
ren, Aussprfiehe  der  Geschwomen  nach  dem  Willen  der 
Krone  zn  erhalten;  die  Bätse  von  der  BeschrMnkong  der  Be- 
fogolBs  der  Geschwomen  avf  Entscheidung  der  Thatfragen, 
von  dem  Special verdikt,  von  dem  Zwange  gegen  die  wider* 
qpenstigen  Geschwomen,  nnd  einem  Strafrechte  gegen  sie, 
gehören  jener  Zeit  an.  Was  wegen  der  politischen  Prozesse 
behauptet  wurde,  ging  bald  in  eine  feste  in  idlen  SCrafprozessra 
sDgewendete  Rechtsübung  über,  bis  die  Grösse  des  Debels 
den  Widerstand  reizte  und  in  dem  Wahrsprache  der  Geschwor* 
nen  im  Prozesse  gegen  die  Bischöfe  der  Muth  der  Jury  die 
Umgestaltung  vorbereitete  und  die  Selbständigkeit  eines  edlen 
Sichters  (Yaughan  >  •)  die  Allmacht  der  SäUe  von  der  be- 
schränkten Stellung  der  Geschwomen  und  von  dem  gegen  sie 
anzuwendenden  Zwange  erschütterte.  Erst  von  der  Zeit  an, 
als  seit  der  politischen  Umwälzung  von  1688  die  öffentlichen 
Zustände  besser  wurden,  als  die  Stellung  der  Bichter  unab- 
hängiger war,  erhielt  auch  die  Jory  einen  freieren  selbstän- 
digen Charakter,  der  nur  dadurch  oft  litt,  wenn  ängstliche 
an  alten  Aussprüchen  hängende  Richter,  die  in  der  schlim- 
men Zeit  entstandene  Rechtsübung  geltend  machen  wollten  ^) ; 


19)  Nschwetsnogen  in  Philimore  üie  hisiory  and  prindplei  of  üie 
law  of  evidence  p.  288  nnd  meine  Schrill  fiber  das  englische 
Strafveif.  8,  10. 

20)  Yonfiglieh  geschah  dies  oft  in  StraQ^rozessen  s.  B.  wegen  Mords 
der  eine  greise  Aufir^gwig  vemnacht  hatte,    Ueberhaiqpi  gehört 


204 

▼onttf^ich  weim  ia  polHiMhen  mad  FkeaBrcrfblgimgai  der 
Partefgeist  imd  Amtseifer  Geflchworne  ciiimsdiliehteni  sncb- 
ften.  AUeia  solche  eeltene  Falle  kommen  mdit  in  Betneh» 
tong.  Besonders  einflossreicli  woide  die  gesetzliche  Aner- 
nennnng  (1792),  dass  die  Geschwomen  In  Ptesqiroxessen 
nicht  gendthigt  werden  könnten,  dnen  Wahrspmch  der 
Schuld  zu  finden,  blos  weil  die  Yerdfientlichnng  der  firaglichcii 
Schrift  bewiesen  sei,  dass  sie  somit  berechtigt  seien,  auch 
die  Stralbarkeit  der  Schrift  zu  profen *>);  dies fShrte  dazu,  dass 
in  diesem  Ansqiniche  nicht  blos  ein  yereinzehDit  stehendes 
den  Oeschwomen  gegebenes  Vorrecht ,  sondern  eine  alige- 
meine Anerkennung  des  Grandsatzes  von  Seite  Torortheils- 
freier  Joristen  gefanden  worde,  dass  die  Geschwomen  die 
ganze  Schnldfrage  zu  entscheiden  hatten.  Je  seltener  politi- 
sche Prozesse  in  England  worden,  je  mehr  die  frfiher  ange- 
wendeten Mittel  des  Zwangs  nnd  der  Strafe  gegen  die  Ge- 
schwomen wegfielen,  desto  mehr  begriindete  sich  die  Selb- 
ständigkeit der  Geschwomen;  vorafig^ch  darch  das  glfick- 
lichere  Yerhältniss,  dass  die  Richter  selbst  von  Widerstand 
gegen  die  Jory  frei  waren,  ond  den  Werth  des  Instituts  an- 
erkannten dessen  freie  Stellung  inmier  mehr  noch  dadurch 
gewann,  dass  die  Gesetze  selbst  die  Befagniss  der  Geschwor- 
nen  aussprachen  statt  des  in  der  Anklage  enthaltenen  Ver- 
brechens den  Wahrsprach  der  Schuld  auf  ein  anderes  Verbro- 
chen zu  richten  ^),  das  als  stillschweigend  in  jenem  enthal- 
ten anzusehen  ist. 


diese  oft  blinde  Anhänglichkeit  englischer  Juristen  an  alte  nach 
damaligen  Rechlsansichten  von  grossen  Jaristen  a.  B.  Coke,  Mans- 
field  aufgestellten  Sfttze  zn  den  Schattenseiten  des  engiisehen 
Reehlslebens. 

21)  Nachweisongen  in  mdner  Schrift  8.371.    Forsyth  history  p.278. 

22)  z.  B.  dass  wenn  die  Anklage  auf  Mord  ging,  die  Geschwomen 
das  Schuldig  wegen  Todsehlags  und  seit  1851 ,  wenn  Anklage 
aof  Diebstahl  ging,  das  Sehnldig  wegen  UnterseUagmig  ansspre- 
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VorsfigUdi  mfisMiiy  am  die  englische  Jury  richtig  anf- 
lofassen,  svei  Grandmerkinale  derselben  festgehalten  werden, 
nSmlich,  dass  das  Institat  nicht  blos  in  Strafsachen,  sondern 
auch  in  allen  Ovilprosessen  (welche  nicht  an  die  conrt  of 
eqnity  gehören)  angewendet  wird,  und  dass  die  Oeschwor- 
nen  nnr  nach  gewissen  dnrch  Gesetz  und  Gerichtsgebranch 
aasgebildeten  Beweisregeln  su  entscheiden  haben  ^. 

In  einer  gleichen  Aaffaassang  kömmt  die  Jory  in  Schott- 
land Tor^),  wo  das  Institat  gleichfalls  sehr  verschiedene  Perio- 
den dorchlaafen  and  yielfache  Beschränkangen  erfahren  hat.  Die 
Jory  in  Schottland  erfrent  sich  des  nämlichen  günstigen  Verhält- 
nisses zn  den  Staatsrichtem,  wie  in  Enghind.  Verschiedenheiten 
Yon  der  englischen  Jory  beziehen  sich  daraaf :  1)  dass  in  Civil- 
Sachen  die  zwar  früher  yorkommende  Jory  in  Schottland  später 
aofhörte  and  erst  in  neaercr  Zeit  wieder  eingeführt  wurde  m) 
(im  J.  1815),  2)  dass  in  Schottland  weder  die  grand  Jary  noch 
die  Jniy  of  the  coroner  yorkommt,  3)  dass  die  Besetzung  der 
Jury  eine  andere  ist  als  in  England,  auch  nicht  12,  sondern  15 
Oeschwome  zum  Schwurgericht  gehören,  4)  dass  die  Jury  in 
einem  Straffalle  erst  berufen  wird,  wenn  über  die  Zulässlgkeit 
der  Anklage  und  die  Frage :  ob  die  der  Anklage  zum  Grunde 
liegende  Handlung  unter  einem  Strafgesetze  steht,  yon  dem 
Gerichte  entschieden  ist,  5)  dass  nur  Stimmenmehrheit  zum 
Wahrspruch  verlangt  wird,  6)  dass  die  Jury  ausser  den  zwei 
Formeln:  schuldig  oder  nichtschuldig  der  Formel:  not  proyen 
sich  bedienen  kann  '*). 


ehcn   konnten,    s.  meine  Schrift:    das  engliiche   Strafverfahren 
8.  449. 

23)  Die  BedentoDg  dieser  beiden  Merkmale  soll  unten  nfther  ge- 
ceigt  werden. 

24)  Darüber,  ob  bereits  die  Jury  in  der  regia  Maiestas  (deren  Be- 
dentimg  selbst  sehr  bestritten  ist)  yorkömmt,  ist  in  Schottland 
selbst  vielfach  Streit    Forsyth  history  p.  209. 

26)  Forsyth  p.  304. 

26)  Wir  werden  von  diesen  Verschiedenheiten  bei  Jedem  Punkte 
unten  einzeln  handeln. 


Ii  IrUa«  ist  swv  ^«ir hlaDs  die  Jin^^  eia  MlioBBles  m 
d»  alten  BcditsqoeneB  Iriaib  b«gi«iidcin  LMliM ;  aUca 
heuägt  GesUltng  ist  anf  düe  aeh  der  Erobcrang  Iilaiids  dairA 
En^asd  eingeffifarten  fagtiaehen  Geaetze  gegrudetw  Wie  ia 
Eaglaad  wird  ia  Irlaad  t<«  dea  üitiieiligeackwafBea  aa  de- 
rea  WaliraprfielieB  Eiaatinnaigkeit  gefordert;  aack  Ae  groaae 
(Aaklagejjorj  -koauat  ia  biaad  tot*'),  alleia  der  Charakter 
der  Jurj  ia  Iriaad  xeigt,  wie  aeiir  Ae  Wlikaamkeit  dea 
Bebwargeriehtea  Toa  gewiaaea  aocialea  aad  politiaefaea  Za- 
at2aden  abli2ngt  Die  Stellaag  Kagianda  gegea  Irlaad  war 
die  dti  religiöaea  Uadaldaamkeit  aad  dea  Veraaeha  daich 
Oetetae  politiaeli  aad  gcaellarhaftlidi  daa  kiaebe  Volk  aa  an- 
teijoehea;  darana  eatataadea  die  farckdiarea  aagereehten  aaf 
Abaehreeknng  beralieaden  Stra^geaetae  gegen  die  aaachaldig- 
stea  Handlnagea  *).  Aas  dieaer  aater  dcnt  ScheiBe  dea 
Rechts  gefibtea  StnrfVerfolgnag  entwi^elte  sieh  der  eonfes* 
sioneDe  Parteigeist,  in  welchem  bei  jeder  Handhabnng  der 
Zweck  der  Unterdrfiekaag  Yon  Seite  der  in  der  Herrschaft 
befindlichen  Protestanten,  and  der  Haas  and  das  Wideratre- 
ben  der  Katholiken,  lagleich  eine  beatandige  Verbrfidemng 
der  letzten  mit  dem  Charakter  der  YerachwSmng  and  poli- 
tiaeh  gefiüirlicher  Vereine  bemerkbar  wnrdea^,  als   deren 


t7)  Aiu  den  Aussagen  Ton  Brongham  vor  der  eommHIee  Ott  pnbBc 
proMcntor  p.  8  eiftbrt  man,  daas  man  lingere  Zeit  in  Iriaad 
völlig  gesetzwidrig  Teribhr,  was  naehflieilig  auf  die  Zahl  der 
Losspreebangen  wiriite,  besonders  wefl  ganz  imbeweisbare  Ankla- 
gen vor  die  Geschwomen  kamen.  Yon  205  Anklagten  worden 
damals  192  losgesprochen. 

28)  Eine  trene  Sebildenmg  jener  penal  laws  findet  sich  in  dem  gu- 
ten Werke  von  de  Beaumont  llrlande  sociale,  politique  et  reli- 
gieose  (Bnixelles  1839)  voL  L  p.  109. 

29)  Alle  Jene  Vereine  z.  B.  repeal  Vereine  (aa  sieh  ans  nationalen 
Bestrebangen  hervorgehend)  luhrien  znletzt  zum  Glanben  bei 
dem  Volke,  dass  es  erlaubt,  selbst  Pflicht  sei  gegen  die  Unter- 
drfteker  in  einer  Art  von  Nothwehr  znr  Vereitafamg  der  Gesetze 
za  wirken. 


2m 

Folge  das  Widentreben  gegen  die  Gesetse  und  Yersnehe  «nf 
jede  Art  die  Hitndhäbnng  derselben  zu  vereiteln  eintraten. 
Dies  wiriLte  auf  die  Stellung  der  Beamten  in  Irland  *^,  anf 
ihre  Einflüaae,  auf  die  Besetzung  der  Jury"'),  auf  die  An- 
wendung der  Gesetze  über  Strafverfahren  ^)  und  gefährdete 
die  Wirlcsamkeit  der  in  England  gut  wirkenden  Einrichtungen 
z.  B.  der  Btlnuneneinhelligkeit  der  Greschwomen  *'),  erzeugte 
von  Seite  der  Beamten  eine  grosse  Härte  und  von  Seite  der 
Geschwomen  ein  Widerstreben  zur  Herrschaft  der  Gesetze  zu 
ifirken,  und  schadete  auf  diese  Art  der  Entwickelung  eines 
glücklichen  Rechtszustandes  ^). 

Wir  finden  im  Königreiche  Grossbrittannien  noch  eine 
eigenthümliche  Art  von  Schwurgericht  auf  Men  Inseln  Jersey 
und  Guemsey.  Diese  Jury  gegründet  auf  das  ahe  norman- 
nische Recht,  das  auf  diesen  Inseln  nach  der  Einverleibung 
mit  England  beibehalten  "^),  aber  ohne  den  Einfluss  der  eng- 


30)  Gate  Nachrichten  darüber  in  den  reporlt  on  State  of  Ireland 
18312.  Femer  in  den  reports  on  eonrta  of  Justice  in  Ireland 
1828  on  revision  of  Offices  of  the  superior  conrts  1842  und 
reports  on  monicipal  corporat  of  Ireland  1835. 

31)  gut  über  grand  Jury  Beaumont  L  c  I.  p.  394  n.  oben  Note  27. 

33)  Belehrend  ist  hier  der  Prozess  gegen  O'Connell.  §.  Rintel  0*Con- 
nella  Prozess.    Mfinster  1843. 

33)  gut  Beanmont  I.  p.  285. 

34)  Wir  werden  unten  aus  den  Crimlnaltabellen  das  VerhfiltniH  der 
Verurtheilungen  und  Lossprechnngen  nachwdsen.  Dass  man  in 
Irland  leichter  eine  -Voruntersuchung  einleitet,  als  In  England 
zeigt  äeh,  wenn  man  erwägt,  dass  in  England  von  20072  Yer- 
bafteten  nur  bei  1833  eme  Anklagte  zugelassen  wurde,  wShrend 
fai  Irland  von  17819  Verhafteten  bei  3970  no  Bfll  erkannt 
wurde. 

35)  Nachrichten  darfiber  in  dem  auch  fBr  Rechtsgeschichte  wichtigen 
reports  of  the  commissioners  appotnted  to  inquire  into  the  State 
of  the  criumial  law  fai  the  Cliannel  Islands;  Aber  Jeraey  first 
report  v.   1847,  über  Guemsey  1848.  —  Auszöge  in  meinem 
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liBchen  Gesetzgebung  (dagegen  unter  manchen  Nachahoiniigen 
der  französiflchen  Bestimmungen)  fortgebildet,  ist  dadoich 
eigenthümlich,  dass  eine  Art  von  Anklagsjory  ^)  auf  den 
Gmnd  der  vorgelegten  in  der  Voruntersuchung  erhobenen  Be- 
weise darüber  entscheidet,  ob  der  Beschuldigte  pIntot  Inno- 
cent  que  coupable  oder  plutot  coupable  ist,  so  dass  nur  im 
letzten  Falle  der  Beschuldigte  als  peinlich  angeklagt  gilt 
(endit^  und  wenn  er  willj  der  grossen  Jury  des  Landes 
(grande  enqu^te)  sich  unterwerfen  kann,  wo  nun  24  Ge- 
schworne  aber  nicht  auf  den  Grund  der  vor  ilmen  erscheinen- 
den Zeugen,  sondern  der  in  der  Voruntersuchung  gesammel- 
ten Beweise  entscheiden'^. 

Nach  Nordamerika  kam  die  Jury  aus  dem  Mntter- 
lande  durch  englische  Einwanderer  gebracht,  zwar  im  We- 
sentlichen nach  englischer  Anschauungsweise  aufgelasst,  aber 
doch  vielfach  eigenthümlich  fortgebildet.  Die  Geschichte 
lehrt,  dass  vor  der  Unabhängigkeitserklfirung  in  Nordamerika 
auf  die  Jury  und  ihre  Selbständigkeit  theils  in  oft  angestell- 
ten politischen  Prozessen,  vorzüglich  in  den  Prozessen  über 
Ketzerei  und  Hexerei  von  fanatischen  Geistlichen  auf  die  unge- 
bührlichste Weise  gewirkt  wurde  <^.  Esmusste  dies  allmälig  ei- 
nen Geist  des  Widerstrebens  gegen  die  richterlichen  Anmasaongen 


Aufsätze  in   der  ZeiUchrift  für  ausländ.  R.  XXVL  S.  139  und 
Forsyth  history  of  the  trial  by  Jury  p.  208. 

36)  Ans  den  Aussagen  von  Ellis,  der  als  Regiernngscomniissir  nach 
Jersey  gesendet  war  und  vor  der  commiUee  on  public  prosecu- 
tor  p.  23  Blittheilungen  machte,  zeigt  sich»  dass  das  dortige  Sy- 
stem sehr  ungenflgend  ist« 

37)  Merkwürdig  ist  der  im  first  report  p.  26  abgedruckte  Entwurf 
(bearbeitet  vom  soUicitor  general  Dnpr^  1846)  einer  Sfrafprozets- 
ordnung  ^  mit  sehr  zu  beachtenden  Yorscfaligen. 

38)  Dies  ergiebt  sieh  voizflgUch  ans  der  belehrenden  DaisteQong 
früherer  amerik.  Strafrechtslllle  in  Chändler  american  eriminal 
trials  Boston  18A1.  Naehweisongen  in  meinem  en|^  8trafver^ 
fahren  &  27« 
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hemvrafen,    durch  wdche  mao   die  Oeflchwomen   zwingen 
woUte ,     zur    Handliabang     unmenschlicher     nnd    von    der 
erienchteten    öffentlichen    Meinung    yerdanunter   StrafgesetEe 
z.  B.  gegen  Hexen  mitzuwirken  ^*).    Die  Geschwornen  erho- 
ben sieh  nun,  nm  durch   ihren  Wahrspruch  gegen  die  An- 
wendong  solcher  Gesetze  sich  zu  verwahren.    Dadurch  und 
durch  den  immer  kräftiger  sich  entwickelnden  Volksgeist  ent- 
stand in  Amerika  theils  die  Richtung  der  Geschwornen  auch 
die  Frage  über  die  Rechtmässigkeit  des  Gesetzes  in  den  Kreis 
ihrer  Berafthung  zu  ziehen,   theils   eine  Art  Widerstreit  der 
Jvrj  und  der  Richter  über  die  Betugnisse  der  ersten ,   theils 
die  Auflassung  der  Jury  mit  der  hohen  politischen  Bedeutung. 
Bei  der  Abfassung  der  Verfassung^)  wurde  das  Recht  der 
BUrger  nur  dann,  wenn  die  Anklagejury  die  Anklage  aner- 
kannt hatte,  dem  Trial  unterworfen  zu  werden,  und  das  Recht 
von  Geschwornen  gerichtet  zu  werden,   ausgesprochen;    die 
unklare  Fassung  der  Bestimmungen  der  V.  U.  in  Bezug  auf 
die  Jury  In  Ciyilsachen  ^^) ,  über  deren  Werth  die  Stimmen 
getheilt  waren  ^^),  bewirkte,  dass  durch  die  Gesetzgebung  der 
einzelnen   Staaten  die  Anwendung  der  Jury  in  Ciyilsachen 
viel&ch  beschränkt  wurde.     In  Ansehung  des  Schwurgerichts 
in  Straftachen  zeigen  sich  als  Eigenthümlichkeiten  in  Ame- 
rika: 1)  dass  vorzugsweise  die  politische  Bedeutung  der  Jury, 
als  eines  constitutionellen  Schutzmittels   der  Freiheit  hervor- 
gehoben wird  ^).    2)  Diese  Auffassung  und  der  Werth,  wel- 


39)  Eben  aus  Chandlera  Sammlung  Usst  sich  nachweisen,  dass  durch 
die  Beharrlichkeit  der  Geschwornen  allmälig  die  Hexenprozesse 
yersehwanden. 

40)  Verlassnngsurk.  art  m  sect.  1  und  Znsatzartikel  arL  V— VII. 

41)  Story  Comm.  vol.  UL  p.  633  etc. 

42)  Walker  introdnction  to  american  law  p.  341.  Forsyth  history 
P   341. 

43)  Tocqne^e,  De  la  democratie  dans  les  dtats  unis  vol  II.  p.  186 
Lieber  on  civil  liberty  and  seifgovernment  vol.  I.  p.  252.  La- 
bonlaye  histoire  politiqne  des  ^tals  unis  vol.  I.  p.  465. 

MltteraAter,   Straf Tvrüihreo.  14 


210 


eben  in  Ani«rika  jeder  Btirger  darauf  legt,  an  öffentlithen 
Angelegenheiten  Theil  m  nehmen,  die  Beaorgnias  durch  die 
Anfstellnng  von  besondem  Erfordernissen,  am  Geaehwomer 
m  werden,  eine  Uobermacht  in  die  Hände  Bevorrechteter  zo 
legen,  erl^lärte  die  Aasdehnang  des  Kreises  deijcnigen,  welche 
Gksehworne  sein  können  (unten  davon  bei  der  Besetzung  der 
Jury).  3)  Die  Stellung  der  AnUagejury  ist  durch  Gesetze 
weit  besser  als  in  England  geordnet  4)  Je  lebhafter  in  dem 
bewegten  öffentlichen  Leben  In  Amerika  die  Parteienkämpfe 
sind,  je  mehr  die  Meinung  von  der  Ungerechtigkeit  der  Todes- 
strafe verbreitet  ist,  während  diese  Strafart  in  den  Gesetsen 
noch  anerkannt  wird,  desto  mehr  geht  das  Streben  in  den 
Gesetzen  und  in  der  Uebung  dahin  bei  der  Besetzung  der 
Jury  dahin  zu  wirken,  dass  die  Oeschwomen  frei  von  vorge- 
fassten  Meinungen  sind  ^) ,  und  dass  Niemand  Gesehwomer 
werde,  welcher  das  bestehende  Gesetz  als  ungerecht  erkennt^). 
5)  Vorzüglich  äussert  sich  immer  mehr  in  Amerika  die  Bich- 
tung,  dass  die  Geschwornen  nicht  blos  Bichter  der  Thatfragen 
sind,  sondern  selbständiger  die  ganze  Schuldfrage  zu  entschei- 
den haben,  und  dass  die  Macht  der  Bichter  eingeschränkt 
werden  muss«  Daraus  eiklärt  sich  die  immer  mehr  siegende 
Ansicht,  dass  die  Geschwoinen  ebenso  die  Bechtsfragen  ohne 
durch  richterliche  Anweisung  gebunden  zu  sein,  zu  entachei« 
den    haben  ^)   und   selbst    die    Vorschrift  einiger    Gesetze 


44)  Daraos  erklärt  sieh  die  an  diejenigen,  welche  als  Gesehworae 
gerufen  werden,  gestellte  Frage,  ob  sie  über  den  voriiegenden 
Fall  schon  eine  Meinung  gefasst  haben.  Wharton  trcatise  on 
the  criminal  law  p.  84]. 

45)  Darauf  bezieht  sich  die  yorschrill  (i.  B.  im  neuesten  Gesetsb. 
von  Indiana  revised  staintes  vol.  II.  p.  372),  dass  Niemand  der 
Gewissensskrupel  wegen  der  Todesstrafe  hat,  Gesehwomer  sein 
kann  in  trials  wegen  eines  mit  Tod  bedrohten  Verbrechens. 

46)  Davon  unten  mehr.  Anerkannt  ist  diese  Befngniss  in  den  Ge- 
setzen von  Illinois ,   Connecticut,  Vermont  und  neuerlieh  In  Mas- 
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wclehe  den  Cteflehwarnen  das  Becht  geben»  «neh  die  Straf- 
gioaee  aaBiuqirechen  *^.  Im  Zusammenhange  damil  stebi 
der  immer  leblufter  in  Amerika  geffihrte  Streit  über  die  Bidi- 
tigkeit  solcher  Ansiehien,  und  die  Versuche  der  Richter,  wel- 
che der  alten  englischen  Vorstellnng  folgen,  die  Geschwomen 
SU  nöfthigen,  in.  der  Entscheidung  der  Rechtsfragen  nur  der 
richterlichtti  Anweisung  zu  folgen  ^). 

Eine  von  der  englichen  yersehiedene  Au£fassung  des 
SchwnrgerichtB  musste  in  Frankreich  sich  ansUMen,  wo 
die  Anstalt  eine  dem  bisherigen  Rechte  fremde  ^)  nickt  im 
Volke  wurzelnde  war,  wo  sie  schon  von  deo  französischen 
Schriftstellern  m)  ,  die  sie  yor  der  Revolution  empfahlen  zwar 
mit  Berufung  auf  England,  aber  ohne  hinreichende  Kenntniss 
des  Wesens  und  Zusammenhangs  der  englischen  Jury  vorzugs- 
weise immer  mit  der  politischen  Bedeutung  als  Schutzmittel 
der  Freiheit  in  Stra&aehen  aufgefasst  wurde.  Die  Jury  in 
Fnnkreich  stellt  sich  als  ein  Institut  dar,  welches  nach  dem 
Zeugnisse  eines  der  ausgezeichnetsten  firanzöirischen  Prakti- 


MchaseUs  •.  darfiber  Ifittennaier  (Sohn)  in  der  ZeiUchrifl  für  ans- 
lind.  Gesetzgebung  XTVIL  S.  409. 

47)  z.  B.  in  Kentucky,  neuerlich  in  den  Gesetzen  von  Indiana  Statu- 
tes voL  U.  p.  377.  Gerechtfertigt  wird  diese  Ansicht  aus  dem 
Wesen  der  Jury  von  Hildgard  in  dem  Archiv  des  Crim.  1865. 

48)  Darfiber  vorzfigücb  Wharton  criminal  law  p.  886  und  die  Ab- 
handlungen im  Honthly  law  Reporter  1852  Hayheft  p.  1.  — 
1855  July  p.  131  (gegen  das  neue  Gesetz  von  Massachusetts). 

49)  Es  ist  aulTallend  wie  noch  ein  neuer  franzGs.  achtungswfirdiger 
Sefariftstelier  z.  B.  Morin  gläubig  versichert,  dass  die  Jury  ein 
alt  französ.  lostitat  sei 

60)  z.  B.  Montesquieu  espiit  des  loix  Ctv.  XL  chap.  6.  lieber  den 
Charakter  der  Richtung,  mit  welcher  M.  die  englischen  Einrich- 
tungen auflasst  V.  Mohl  Geschichte  und  Literatur  der  Staats- 
wisseBsehaA  IL  8. 38. 

14  ♦ 
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ker  *^)  immer  tortnr^  war  pour  la  plier  aux  viies  da  powoiri  aux 
conyenancea  des  partis,  aax  exigences  de  Popiiiloii.  Sehon 
bei  den  Umstanden  nnier  denen  sie  in  den  Stürmen  der  Revolu- 
tion in  Frankreicli  eingeführt,  konnte  die  Jury  nicht  rein  auf- 
gefasst  werden^');  die  herrschende  Partei  sorgte  dafür,  dass 
sie  gefügige  Oeschworne  erhielt,  damit  sicher  die  missliebigen 
Personen  verurtheilt  wurden,  und  wie  die  Geschwomen  nicht  in 
diesem  Sinne  sich  lügten,  wurde  durch  die  Schreckens-  und  aus- 
serordentlichen Tribunale  gesorgt.  Die  Abneigung  gegen  die 
bisherige  gesetzliche  Beweistheorie,  von  welcher  man  die  mm 
Wesen  der  englischen  Geschwornengerichte  gehörige  Beweis- 
lehre nicht  SU  unterscheiden  verstand,  bewirkte,  dass  man 
die  Oeschwornen  an  die  prinziplose  und  unbestimmte  intime 
conviction  hinwies  M),  die  man  als  leitenden  Grundsatz  für 
die  Jury  um  so  lieber  empfahl,  als  dadurch  in  politischen 
Prozessen  es  leicht  wurde  m)  ,  die  Verurtheilung  poUtiBCher 
Gegner  zu  bewirken  ^).  Dazu  kam  die  fortdauernde  Abnei* 
gong  gegen  die  Jury  von  Seite  der  an  alte  Traditionen,  an 
die  hohe  Macht  der  Parlamente  gewöhnten  gelehrten,  oder 
durch  Missbräuche  der  Jury  erschreckten  Richter  M). 


51)  Bcrenger  de  U  repression  penale  p.  82.  Vergesse  man  nidit, 
was  dieser  ehrwfirdige  Schriftsteller  schon  1818  in  seiner  Schrift 
de  la  Justice  crim.  pag.  145  sagt:  voila  trente  six  oommissaires 
car  on  n^oserait  les  appeler  |ar^. 

52)  Aus  den  französ.  Verbandinngen  hat  gut  Bnchner  in  der  Schrift: 
die  französ.  Revolulionstribanale  und  das  Geschwomengericht 
Erlangen  1854  u.  in  seinem  AuÜMtse  im  Gerichtssaal  1853.  ü. 
8.  157  die  schlimmen  £inflfisse  die  in  Frankreich  auf  die  Ana- 
bildung der  Jury  wiriiten,  dargestellt 

53)  Dies  ergiebt  sich  aus  den  Verhandlungen  in  der  Sitzung  vom 
26.  Dec  1790.    s.  Helle  traitä  de  rinstrucUon  IV.  p.  416. 

54)  Büchner  d.  franz.  Revoiutionstribunale  S.  56. 

55)  Es  genügte  die  Naehweisung,  dass  der  Angeklagte  Gesinnungen 
habe,  die  ihn  als  ennemi  de  la  patrie  d.  h.  der  herrschenden 
Partei  darstellte. 

56)  Als  der  Entwurf  der  Strafprozessordn.  unter  Napoleon   den  Ge» 
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Auf  diese  Art  erklärt  sich  der  Einfluss  einer  Art  yon 
wenn  auch  nicht  offen  wirkenden  Opposition  der  Staatsrichter 
in  Frankreich  gegen  die  Jnry,  die  Einrichtung,  dass  die  Ant- 
wort derselben  genau  an  bestimmte  vom  Präsidenten  gestellte 
Fragen  gebunden  ist,  und  die  Behauptung,  dass  die  Ge- 
flchwomen  nur  über  reine  Thatfragen  zu  entscheiden  hätten. 
Als  andere  iägenthümlichkeiten  der  fransösischen  Jury  (wo- 
durch sie  ein  ganz  anderes  Institut  als  in  England  wurde) 
erscheinen:  1)  dass  die  Jury  nur  in  Strafsachen  nicht  auch 
wie  in  England  im  Civilprozesse  eingeiOhrt  wurde  ^.  2)  In 
Strafsachen  wurde  das  Institut  im  Zusammenhang  mit  der 
Eintheilung  der  strafbaren  Handlungen  in  crimes  und  delits 
gebracht,  so  dass  nur  in  der  kleinsten  Zahl  von  StraffiUlen 
bei  den  crimes  Schwurgerichte  eingefOhit  wurden.  3)  Damit 
sie  nicht  den  Wünschen  der  Regierung  gewisse  Personen 
bei  Verbrechen  gegen  den  Staat  und  andern  gefährlichen 
Verbrechen  zu  verfolgen  hinderlich  würde,  sorgte  man  für 
Enichtang  von  Spezialgerichten,  welche  ohne  Jury  zu  ur- 
theilen  hatten  b^.  4)  Die  aus  England  entlelinte  Anklage- 
jmy  wurde  im  Gesetzbuche  von  1808  aufgehoben  ^).  5)  Ein 
beständiges  prinziploses' Schwanken  (unter  dem  Einflüsse  wech- 
selnder politischer  Zustände)  zeigte  sich  in  Bezug  auf  die  G^ 


riehten  zum  Gutachten  mügetheilt  wurde,  erklärten  rieh  30  Ge- 
richtdböfe  fär  Aufhebung  der  Jory ,  %3  gaben  schwankende  Ant- 
worten, 22  wünschten  die  Beibehaltong  der  Jury  —  Oadot  thro- 
ne du  Jnry  p.  204.  Der  Cassationshof  erklärte  sich  gegen  die 
Jary  über  die  damaligen  Verhandlungen  Tr^bntien  coars  de  droit 
criminel  vol.  L  p.  412. 

57  >  AUerdings  wurde  schon  1790  der  Antrag  gestellt,  auch  in  GvH- 
saehen Geschworne  einzufOhren,  aber  verworfen;  1793  und  1848 
erneuert  aber  immer  zurückgewiesen. 

58)  Verhandlungen  darüber  Loer^  legislation  XXVm.  p.  44,  63  Tr^- 
bufien  cours  I  p.  428. 

59)  Davon  unten  bei  der  Anklage  s.  besonders  Berenger  de  la  re- 
pression  p.  5i. 
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wIzenber^Ajt  wiedasSthmugciklit  geWto  wwdcn aoD  — ) 
mad  uk  Ansehns^  der  sar  Ycmitfaeilimg  geuugeadea  Stimmeii- 
fätl^^  •)  Eine  groBseümgestaltnig  ging  tot  aidi,  als  18M 
fine  schon  acü  längerer  Zeit  gestellte  FuiJeiMg  darh  die 
GesetKgelnaig  erlüllt  winde,  dass  andi  bei  AnUagen  we- 
gen Pt essvergehen  nnd  politisrher  Veilweeben  (ohne  RStkr 
sidit  auf  die  Grosse  der  gedrohten  Strafe)  Gesdiwome  nr- 
theflen  sollten  (oienhar  mit  Herrorhebnng  der  politischen 
Bedevtang  des  grosseren  Schntz  gewihrcnden  Institots). 
7)  Dnrdi  das  Gesetx  v.  28.  Aprü  18»  weMes  denGesdiwor- 
nen  die  Befugnlss  einrannte,  dem  Wahisisuche  der  Sehnld 
den  Ans^mch  des  Daseins  der  imderungsgi  üude  beimlligen, 
so  dass  dann  die  ordentHdie  Strafe  herabgesetzt  werden 
nmsste,  erhielt  die  Jnrj  eine  neue  Stelhnig,  indem  nnn  von 
ihr  es  abhing,  anch  die  Art  der  Strafe  an  bestimmen,  wSfa- 
rend  dHe  Crescfaworaen  dadurch  aas  «iner  peinlichen  Lage  be- 
freit wurden,  in  der  sie  haalig  lüsher  waren,  wo  ^  wnssten, 
dass  ihr  Wahrsprnch  eiae  der  VersehaUhmg  des  FaDes  wl- 
deisprechende  Strafe  zur  Folge  haben  würde  ^).  8)  Durch 
die  1835  eingefahrte  geheime  Abstinunnng  der  Gteschwomen 
epirnth  der  Cresetzgeber  ein  Tcrietzendes  litostranen  ans,  nnd 
sachte  durch  eine  formelle  (In  der  Wiiidicbfceit  sehr  oft  ver^ 
letzte)  Vorschrift  eine  grössere  Neigung  der  Geschwornen  zu 
Temrtheflen  herbeülLbren,  während  er  dadurch  die  Gründlicb- 
keit  der  Berathungen  hinderte  *').  9)  Die  politischen  Ersehnt- 
terongen  Fon  1848  führten  zu  einem  andern  System,  indem 
der  Kreis  der  zur  Jury  berufenen  Bürger  ausgedehnt,  der  auf 
die  Bildung  einer  Jury  die  ab  Ausdruck  der  Stimme  des 
Landes  betrachtet  werden  kann,     nachtheilige  Etufluss    der 


60)  Berenger  I.  c.  p.  54  s.  unten  {.  16. 

61)  Berenger  p.  68. 

62)  Eine  gerechte  WOrdigong  dieser  Einriehtimg  in  Bereager  p.  77 

63)  Bonnenlie   de  ramelioralion  de  U  loi  crink  p.  113  wo  er  gut 
zeigt,  wie  naehtheilig  diese  mesure  de  puiOaniniite  wurde. 
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VerwaHangsbeamten  aufgehoben  und  wieder  eine  grösaeie 
Stmunenzahl  def  Geflchwornen  zur  Verurthcilung  gefordert 
wurde.  10)  In  einer  entgegengesetzten  Richtung  wirkte  dagegen 
der  potttische  Zustand  Frankreichs  seit  1851  M)  indem  jetzt  der 
EinfluBS  der  Verwaltungsbehörde  um  Geschwome  zu  erhaltei»!  wie 
sie  das  Ministerium  wünschte  gesichert  (Gesetz  y.4.  Juny  1858), 
die  Stimmenzahl  herabgesetzt  (Gesetz  v.  9.  Juny)  und  die 
fintseheidang  fiber  Pressvergehen  wieder  an  die  Btaatsrichter 
(Gesetz  y.  17.  Februar  185t)  gewiesen  wurdet). 

Verfolgt  man  die  Fortbildung  des  Instituts  der  Schwur- 
gerichte, so  zeigt  sich  überall,  dass  mit  Ausnahme  der  Jury 
auf  der  Insel  Malta,  wo  im  Wesentlichen  das  englische  Sys- 
tem eingeführt  wurde  ($.  10)  die  Schwurgerichte  nach  dem 
Vorbilde  der  französischen  Gesetzgebung  in  das  Leben  traten 
und  die  Verschiedenheiten  nur  auf  die  Art  der  Besetzuhg 
der  Jury  und  auf  die  zur  VerurtheOung  nöthige  Sümmenzahl 
steh  bezogen.  Dies  ist  dar  Fall  bei  den  Schwurgerichten  in 
Belgien,  in  Griechenland,  in  Brasilien,  Portugal  ^).  Das  Näm- 
liche ist  der  Fall  in  Deutschland  in  Bezug  auf  die  in  den  früher  zu 
Frankreich  gehörigen  Rheinprovinzen.  Im  übrigen  Deutsch- 
land, wo  seit  1848  die  Jury  in  mehreren  Staaten  eingeführt 
wurde,  haben  wir  schon  in  §.  1  •  2.  nachgewiesen,  dass  schon 
seit  längerer  Zeit  vielfach  Anträge  auf  Einführung  des  Schwur- 
gerichts gestellt  waren,  aber  entschiedene  Gegner  an  den 
Staatsmännern  und  an  den  Richtern,  so  wie  an  vielen  Ge- 


64)  Darfiber  Fonyth  history  p.  360. 

65)  Ueber  Entwicklang  des  Geistes  der  Geschwornenverfossang  in 
Franlireich  s.  Zentner  das  Geschwornengericht  S.  228 — 266, 
lUsÜin  das  Geschwomengericht  S.  52,  Gnelsi  Bildung  des  6e- 
schworaengeiichts  S.  107—34,  OrelU  die  Jnry  inFranlireich  und 
England  S.  24.  90,  Schwarze  S.  34*51. 

66)  Nachweisnngen  darüber  in  meiner  Sebrift:  Die  llAndiicblLeit; 
▼on  Belgien  in  S.  61,  von  Grieohenland  S.  71,  von  Brasilien  S. 
73  u.  Portugal  8.  75. 
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lehrten   fanden  nnd  das  ^Btitut  im  Volke  seiner  Idee  nach 
als  ein   ^vichtigcs  gefühlt,  aber  nicht  gehörig  in  seiner  Be- 
deutung erkannt  war.    Es   muss  daran  erinnert  werden,  dass 
schon  vor  fast  100  Jahren  der  edle  Moser  für  denWerth  der 
Schwurgerichte   sich  erklärt  hatte  «^)  und  seit  1815  die  Zahl 
von  Yertheidigern  des  Instituts  InDeutschUind  sich  vermehrte. 
Es  kann  aber  auch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  un- 
mittelbar vor  1848  den  immer  lauter  sich  aussprechenden  For- 
derungen   der  Jury    bei  der  Mehrzahl  nur  die  politische  Be- 
deutung des  Instituts  vorschwebte  und  sie  zufrieden  war,  wenn 
nur  die  französische   Jury  (die  englische   war  zu  wenig  ge- 
kannt) also   Urtheilsjury   für  die  Aburtbeilung  der  schweren 
Verbrechen  eingeführt  wurde  *''  *).  Eine  andere  Richtung  hatte  der 
bei  der  Germanistenversammlung  in  Lübeck  vorgetragene  Com- 
missionsbericht  ^).    Es  soUte  darin   das  Schwurgericht  nicht 
in  seiner  politischen  Bedeutung,  sondern  als  Rechtsanstalt  and 
als  Mittel  die  gerechte  Entscheidung  der   Schuldfrage  am  si- 
chersten  zu  bewirken,  mit  Rüchsicht  auf  vorliegende  £rfah- 
rungen  aufgefasst,    dasselbe  aber  nur  als  einer  der  Wege  die 
Wahrheit  herzustellen,  jedoch   nur  dann    als    empfehlungs- 
würdig  nachgewiesen  werden,  wenn  gewisse  Voraussetzungen 
und   Bedingungen   seine  gute  Wirksamkeit  verbüßen.     Ein 
Hauptstreben  war  endlich  auf  die  Beachtung  des  Geistes  der 
englischen  Jury    und  die  Wichtigkeit  hinzuweisen,  dass  auf 
ihre  Grundlagen  das  deutsche   Schwurgericht  gebaut  werde; 
bei  einer  grossen  Zahl  derjenigen,  welche  die  Einführung  der 
Jury  forderten,   hatten  aber  diese  Ansichten  keinen  Eingang 
gefunden,  es  zeigt  sich  vielmehr  aus  allen  Verhandlungen  von 


67)  Moser  patriot.  Pbantasien  L  S.  338. 

67  a)  Schwarze  in  Weiske  Rechtslexikon  X.  S.  3—44  über  den  Stand 
der  deutschen  Ansichten  vor  1848  u.  Zentner  über  Gescbwor- 
nengerichte  S.  504  Ober  den  Stand  der' Ansichten  in  den  denU 
sehen  Kammern  im  Jahr  1819. 

68)  Verhandlangen  der  Germanisten  in  Lübeck  1848  S«  68;"  von  S. 
118  an  finden  sich  di^  TerhandL  über  den  Bericht 
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1848,  da08  die  politische  Aoffassang  des  iHstitats  die  damals 
eataeiieideiide  war  und  ein  grosser  Theil  der  damals  zwar 
nicht  offen  henrortretenden  Gegner  des  Instituts  ihm  eben 
deswegen  abgeneigt  war,  weil  man  besorgte,  dass  die  Jury 
nnr  als  politisches  Werkzeug  von  denVertheidigem  gebraucht 
wwien  würde.  Die  Vergleichung  der  Gesetzgebungen  von 
i848ond  1849  lehrt,  dass  den  deutschen  Gesetzgebern  fast  nur 
das  französische  Schwurgericht  vorschwebte.  Man  muss  aber 
auch  gerechterweise  anerkennen,  dass  das  Institut  in  Deutsch- 
land unter  Verhältnissen,  die  ihm  eine  bessere  Wirksamkeit 
als  in  Frankreich  verbürgten  in  das  Leben  trat;  wir  finden 
diese  Gründe  in  dem  deutschen  Charakter,  welcher  hoffen  Hess, 
dass  sowohl  von  Seite  der  mitwirkenden  Beamten,  als  von 
Seite  der  als  Oeschwoxne  richtenden  Bürger  das  Gesetz  mit 
grosserer  Ruhe,  Pflichtgefühl  und  freier  von  Parteigeist  und 
Leidenschaftlichkeit  angewendet  werden  würde;  wir  müssen 
femer  die  in  deutschen  Gesetzen  eingeführten  Verbesserungen 
der  französischen  Jury  in  Bezug  auf  dio  Bildung  eines  unab- 
hängigen Schwurgerichts  in  Ansehung  der  geforderten  Stim- 
menzahl und  der  besseren  Fragestellung  anerkennen,  und  vor- 
züglich Braunschweigs  Gesetzgebung  hervorheben,  weil  darin 
insbesondere  mehr  die  Ansichten  über  englische  Jury  vor- 
schwebten. Auf  der  andern  Seite  trat  aber  das  Schwurge- 
richt in  Deutschland  unter  Verhältnissen  die  weniger  günstig 
waren  in  das  Leben.  Die  Anwendung  desselben  auf  soviel 
Anklagen  wegen  politischer  und  Pressvergehen,  bei  deren 
Entscheidung  die  Regierung  zu  oft  Partei  nahm  uud  dringend 
die  Vemrtheilung  der  Angeklagten  verlangte,  die  aus  dem 
Widerstreite  der  Ansichten  von  Seite  auch  der  ehrenwerthe- 
sten  Bürger  mit  denen  des  Ministeriums  bei  Würdigung  sol- 
cher Anklagen  erklärbare  häufige  Lossprechnng  der  Angeklag- 
ten, die  dadurch  entstandene  Verstimmung  gegen  die  Ge- 
schwomen,  die  durch  Hereinziehen  in  die  beliebte  Inquisi- 
tionsmethode  und  zuweit  getriebene  Gründlichkeit  entstandene 
Verwickelung  der  Materialien,  der  nachtheilige  Einfluss  der 
alten  Strafgesetzbücher  waren  ungünstige  Zustände.  Die  Aen- 
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deniDg  der  politischen  Verhältnissen  in  Deutsehland ,  immer 
mehr  offen  henrortretendc  Abneignng  gegen  das  Institut  bei 
Staatsmännern  und  Jnristen,  und  die  Versnche  es  aufsuheben 
oder  zu  beschränken,  mussten  noch  nachtheiliger  wirken.  — 
Nicht  unerwähnt  darf  aber  noch  bleiben,  dass  in  Deutschland 
unter  dem  Einflüsse  eines  philosophischen  Systems  durch  eine 
unter  der  Einwirkung  der  Vorstellungen  desselben  vorgenom- 
mene Benützung  geschichtlicher  Zeugnisse  ^  *)  geistreich  eine 
philosophische  Ansicht  von  der  Jury  als  einem  Institute  auf- 
geseilt wurde  ^,  nach  welcher  durch  die  Jury  das  Recht  des 
freien  Selbstbewnsstseins  zur  Anerkennung  gebracht  werden 
soll,  keiner  Schuld  überwiesen  zu  werden,  als  durch  eigenes 
Geständniss  oder  die  auf  Grundlage  des  objectiv  ermittelten 
Thatbestandes  ausgesprochene  Gewiseensüberzeugung  des  Vol- 
kes. —  Von  Einfiuss  auf  die  Ausbildung  besserer  Ansichten 
über  das  Schwurgericht  wurde  die  ^Imäligc  Verbreitung  des 
Studiums  des  englischen  Strafverfahrens  und  der  Bedeutung 
der  englischen  Jury.  Auf  die  Gesetzgebung  Prenssens  1852 
schien  namentlich  die  Anerkennung  des  Werths  englischer 
Einrichtungen  einen  günstigen  Einfluss  zu  haben;  allein  was 
man  einführte  waren  nur  Einzelnheiten,  während  im  Wesent- 
lichen die  französischen  Ansichten  treu  beibehalten  wurden. 
Einen  tieferen  Einfluss  hatte  die  englische  Auffassung  auf  die 
neuen  Gesetzgebungen  der  Schweiz,  vorzüglich  auf  die  von 
Zürich,   wo   das  Anisehen  von  Männern,   die  den  Werth  des 


68  a)  z.  6.  aus  der  Stelle  bei  Braclon,  dass  die  Geschworaen  secun- 
dum  conscientiam  enlsclieiden  sollten,  s.  aber  Bieaer  Geschwor- 
nengericht  1.  S.  151.  159  u.  meine  Schrift:  Das  englische  Straf- 
verfahren  S.  367.  s.  noch  Schwarze  S.  45.  Gegen  die  Ansicht 
von  Gans  (Note  69)  halte  sich  schon  Zentner  über  das  Geschwor- 
nengericht  S.  309  in  Note  erklärt 

69)  KösUm  Wendepunkt  des  deutschen  Straf rerfahrens  8.  391.  Schon 
Gans  in  smnen  Beitragen  zur  Revis.  der  preuss.  Gesetzgebmig 
1830  Nr.  VI.  steUte  dieM  Ansicht  auf. 
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engli gehen  Strafrerfahrens  kannten  und  würdigten''*)  die  Auf- 
nahme vieler  Ansichten  des  englischen  Rechts  bewirkte«  Wenn 
auch  im  Ganzen  in  der  Schweiz  vorzugsweise  bei  den  Ge- 
setzesarbeiten  das  französische  Recht  vorschwebte,  so  wirkten 
doch  giinstlg  auf  die  Ausbildung  der  Schwurgerichte  dort  die 
pottüBchen  Zustände  ein,  welche  forderten,  dass  die  Bildung 
des  Schwurgerichts  unabhängiger  von  dem  Einflüsse  der  Re- 
gierongsbeamten  geschehe,  während  in  der  Schweiz  die  Art  der 
Ernennung  der  Richter,  so  dass  ein  eigentlicher  Richter^ 
stand  sich  nicht  bilden  konnte,  weniger  günstig  wirirte. 

Nachdem  wir  von  den  verschiedenen  Gestaltungen  der 
Jury  in  Europa  und  Amerika  gehandelt  haben,  ist  es  Pflicht, 
den  bei  aller  Verschiedenheit  derselben  das  Wesen  des  Schwur^ 
gerichts  bestimmenden  Grundcharakter  aufzusuchen.  Man 
muss  dabei  alle  auf  einseitigen  Auflassungen  oder  auf  Fest- 
halten an  alten  Zuständen  beruhenden  Vorstellungen  von  dem 
Schwurgericht  als  dem  Genossenscbaftsgerichte  ^i),  oder  Nach- 
bargericht, oder  als  Zeugniss  des  Vaterlands  ebenso  aufgeben, 
als  die  modernen  Construirungen  des  Schwurgerichts,  z.  B. 
der  Vertretung  des  Gewissens  des  Angeklagten.  Die  Ge- 
schichte der  Jury  stimmt  damit  nicht  überein,  und  die  An- 
sieht füiurt  leicht  die  Geschwornen  irre  und  giebt  ilirer  Stel- 
lung eine  naditheilige  Unbestimmtheit ''').  Der  richtige  Weg 
zur  Auffindung  der  richtigen  Idee  des  Schwurgerichts  liegt  in 
der  Betrachtung  der  Auflassung  der  Jury  von  Seite  gründlicher 
Juristen  Englands.    Die  Idee  besteht  nun  darin,  dass  bei  dem 


70)  Vorzfiglich  RfittiinaDn  u.  Dubt  in  Zürich.  Schon  auf  das  Gcftetz 
über  die  Bundesstrafrechtspflege  wirkten  beide  MiUiner  günstig 
eio. 

71)  Nachweisnngen  dass  dies  irrig  ist,  in  meiner  Schrill:  Die  Münd- 
lichkeit 8.  359. 

72)  Waltber  im  ArcbiT  des  Criminalr.  1851  S.  248,  Demborg  über 
Werth  der  Schwurgerichte  6.  13  u.  Biener  Geschwomengericht  I. 
8.  24  u.  6.  29  über  die  Auillusang  der  Jury  von  Gneitt. 
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Schwurgerichte  Männer^  welche  aus  den  verachiedeneii  Klas- 
sen des  Volkes  als  nicht  ständige  Richter  so  berofen  sindt 
üass  ihr  Urthell  als  Urtheil  des  Landes  betrachtet  werden 
kann,  Männer  welche  von  den  leicht  bei  rechtsgelehrten  Staats- 
richtem  vorkommenden  die  freie  Auffassung  eines  Falles  hin- 
dernden Ansichten  frei  sind  und  wegen  des  gegen  sie  ausza- 
übenden  freien  Ablehnungsrechts  als  diejenigen  angesehen 
werden  können,  welchen  sich  der  Angeklagte  und  die  bürger- 
liche Gesellschaft  unterwirft,  auf  den  Grund  der  Prüfung  der 
vor  ihnen  verhandelten  Beweise  nach  gehöriger  Belehrung 
durch  den  Richter  und  selbst  von  ihm  überwacht  ihr  Urtheil 
über  die  Schuldirage  in  einer  Vertrauen  erweckenden  Zahl  von 
Stimmen  so  aussprechen,  dass  ihr  Wahrspruch  von  den  Staats^ 
richtorn  dem  Erkenntnisse  über  Anwendung  des  Gesetses  au 
Grunde  gelegt  whrd.  Qarnach  liegt 

1)  Die  Hauptbedeutung  des  Schwurgerichts  in  einer 
solchen  Verbindung  des  volksthümlichen  Elementes  in  der 
Rechtspflege  mit  der  Wirksamkeit  von  Staatsrichtern,  dass  die 
Geschwomen  als  Männer,  die  in  den  yerscbiedenen  Lagen 
des  Lebens  sich  befinden,  mit  den  Lebensverhältnissen,  Zu- 
ständen und  Ansichten  aller  Volksklassen  vertraut,  die  Schuld- 
frage mit  richtiger  Würdigung  der  Thatsachen  und  der  Be- 
weise nach  der  Eigenthümlichkeit  des  Angeklagten  ^)  und 
alle  Verhältnisse  prüfen,  nach  denen  die  Verschuldung  rich- 
tig benrtheilt  werden  kann,  dabei  von  der  Einseitigkeit  bewahrt 
werden,  welche  leicht  bei  der  Entscheidung  durch  angestellte 
rechtsgelehrte  an  die  im  Richterkollegium  herkömmlichen 
Regeln  und  Anschauungen  7^)  gewöhnten  Richter  eintreten  ^), 


73)  Dies  wird  wichtige  bei  Beurtheilang  der  Notbwehr,  bei  der  Be- 
nrtheilang  der  Gränze  von  Mord  und  Todschkg,  vorzüglich  bei 
dem  urtheil  ob  der  Angeklagte  einen  Erfolg  mit  Wahrschein- 
lichkeit vorhersehen  konnte. 

74)  z.  B.  bei  Würdigung  der  Indicien  der  Drohnng,  ferner  bei  der 
Frage  was  der  Angeklagte  vorhersehen  honnte. 

75)  Wir  erinnern  an  die  Aeosseningen   welche  selbst  die  englischen 
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wUirend  der  Vortheil  dieser  Volksgerichte  ^  *)  darin  bestehti  dafls 
die  Geadiwoinen  von  Btaatsrichtern  sehon  während  der  Verhand- 
lung vor  den  Einflüeaen  irreleitender  Beweise  bewahrt  und 
gewarnt,  am  Schlosse  dnreh  Belehrung  des  Vorsitzenden  in 
ihrer  Prüfung  erleichtert  und  von  den  Richtern  so  überwacht 
werden,  dass  formell  ungenügende  Wahrsprüche  zurückge- 
wiesen und  nach  der  Ueberzeugung  der  Richter  ungerechte 
Verurtheilungen  beseitigt  werden  ''^  >>). 

2)  Dies  wird  besonders  wichtig  wo  das  Urtheil  über 
die  Scbuldfrage  nicht  möglich  ist,  ohne  zugleich  darüber  zu 
entscheiden,  ob  durch  die  gegen  den  Angeklagten  erwiesene 
Handlung  das  Strafgesetz  verletzt  ist,  worüber  aber  auf  ge- 
rechte Art  nicht  entschieden  werden  kann,  ohne  zu  prüfen, 
was  nach  der  Ansicht  der  verständigen  Bürger  durch  das  Ge- 
setz als  verboten  zu  betrachten  ist,  und  in  wie  ferne  von  dem 
Angeklagten  nach  seiner  Individualität  angenommen  werden 
kann,  dass  er  die  Strafgesetzwidrigkeit  seiner  Handlung  kannte. 
Ueber  diesen  Theil  der  Schuldi^age  werden  aber  die  Ge- 
schwornen  richtiger  dem  Volksrechtsbewusstsein  gemäss  ur- 
theilen,  als  rechtsgelehrte  Richter''*),  welche  durch  die  ge- 
lehrte Auifassnng  des  Gesetzes  durch  Benützung  einer  Masse 
gelehrter  Hülfsmittel  der  Auslegung  häufig  zu  einer  weit 
strengeren  der  volicsmässigen  widersprechenden  Ansieht  über 
das  Gesetz  gelangen  ^7). 


Richter  im  neuesten  report  (s.  oben  Note  7  o.  16)  Aber  die  Ge- 
fahr bei  RechUprechnng  der  Richter  aussprechen. 

75  a)  Kein  Volksgericht  des  Alterihums  oder  der  germanischen  Völ- 
ker hatte  diesen  VortheiL 

75  b)  Wir  werden  unten  nachweisen,  dass  die  im  Texte  angedeutete 
Stellung  der  Staalsriehter  eben  im  englischen  Verfahren  darch- 
gei&hrt  ist 

76)  Dies  zeigt  sich  namentlich  bei  Benrtheilong  der  Injurien,  der  Ma- 
jestiUbdeidigong,  bei  der  Frage:  ob  Versach  vorhanden,  ob 
gemeine  Gedahr  da  ist,  ob  die  eriittene  Krftnkung  als  wahre  He- 
rausforderung anzusehen  ist 

77)  Darauf  beruht  auch    die  Ansfahmng  von  Moser  in  den  palriot 

I 
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3)  WXhrend  durch  die  Gksehwornen  fOr  den  EinfliMs 
des  wechselnden  Elements  auf  die  Entscheidung  der  Schuld- 
frage  gesorgt  ist,  wird  das  Element  der  Ständigkeit  einfinss- 
rcich  7^)  durch  die  Einwirkung  der  Staatsrichter,  in  sofeme  der 
Vorsitzende  Richter  die  Geschwornen  über  die  Rücksichten» 
nach  welchen  die  Beweisfrage  beurtheilt  werden  soll,  über  die 
Zweifel  welche  sich  der  Annahme  der  Schuld  in  dem  Falle 
entgegenstellen,  belehrt  und  die  Ansicht  des  Gerichts  über  die 
vom  Gesetze  geforderten  Merkmale  des  Verbrechens,  über  die 
Auslegung  des  Gesetzes  entwickelt,  so  dass  die  gehörig  be- 
lehrten Geschwornen  mit  Sicherheit  den  einseinen  Fall  beur- 
theilcn  können,  xind  der  Richter  dann  über  die  Anwendung 
de&  Gesetzes  auf  den  Grund  des  Wahrspruchs  entscheidet'''). 

4)  Das  Vertrauen  welches  die  Wahrsprüche  der  Ge- 
schwornen beim  Volke  gemessen,  stützt  sich  auf  das  Bewusst^ 
sein,  dass  ein  Angeklagter  nicht  durch  einen  von  der  Regie- 
rung angestellten  und  abhängigen  Richterstand,  sondern  von 
seinen  eigenen  Mitbürgern  als  schuldig  erkannt  worden  iat^). 
Dies  Vertrauen  wird  erhöht  theiLs  durch  das  freie  Ablehnungs- 
recht gegen  die  als  Geschwome  berufenen  Männer,  theila 
durch  dieSÜmmenzahl.  Es  leuchtet  ein,  daas  eine  beschränkte 


Phantasien  I.  Thl.  S.  340  o.  die  Entwicklong  einet  preoss.  At- 
sIsenprAndenten  v.  Krävel  im  Arciiiv  des  Criminalrechls  1854 
8.  404  etc. 

78)  s.  oben  die  Note  16  angeführte  Ansicht  von  Best  Die  englische 
Ansicht  über  Zusammenwirken  der  Geschwornen  nnd  Richter 
wi^d  noch  oft  (z.  B.  neaerl-ch  von  Bowyer  Comment  on  univer- 
sal public  law  London  1854  pag.  324)  so  ausgedrückt,  dass  die 
Jury  dem  Unterhause,  die  Staatsrichtcr  dem  Oberhanse  gleichge- 
stellt werden. 

79)  Freiherr  Eötvös  in  dem  Werk:  Der  Eiaflnss  der  hensehenden 
Ideen  des  19.  Jahrhunderts  auf  den  Staat  Leipiig  1854  II.  Thl. 
8.  227. 

80)  Blunischli  in  lainam  Staatsroeht  8.  495. 
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AUehmuig,  die  nur  Mf  bestimmte  VerwerfuigagiüBde  gebaut 
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werden  dürfte  nie  die  üeberKengung  begründen  kann,  dasa 
nur  völlig  unbefangene  Männer  richten,  während  diese  lieber- 
Zeugung  vorhanden  ist,  wenn  der  Angeklagte  (ebenso  der 
Staatsanwalt  welcher  die  bürgerliche  Gesellschait  vertritt)  be- 
fugt ist,  ohne  Angabe  von  Gründen,  diejenigen  auszuscLlies- 
sen,  bei  welchen  irgend  eine  Befangenheit  besorgt  werden 
masa,  ao  dass  die  Uebrigbleibenden  nicht  Abgelehnten  als 
diejenigen  betrachtet  werden  können,  welche  der  Angeklagte 
wie  die  bürgerliche  Gesellscliaft  als  unparteiisch  erklärt,  und 
ihrem  Ausspruche  sich  unterwirft.  Ebenso  leuchtet  es  ein, 
dass  das  Vertrauen  erhöht  sein  muss,  wenn  eine  grössere 
Zahl  von  Drtheilern  au  dem  nämlichen  Ausspruche  kommen 
und  dadurch  aussprechen,  dass  über  die  von  ihnen  erklärte 
Ansicht  kein  Zweifel  obwaltete  »i). 


§.    15. 

Voraossetinngen  nnd  Bedingnngen  von  deren  Dasein  die 
Wirkamkeit  der  Schwurgerichte  abhftngt.  Prüfung  der 
V  or- und  Nachlheile  derselben.    Neuere   Vorbesserungs* 

vorschlage. 

Für  die  richtige  Beurtheilnng  des  Werthes  der  Schwur- 
gerichte entscheidet  der  Grundsatz ,  dass  diese  Einrichtung 
nur  einer   aber  nicht  der   einzige   Weg  ist,  in  Strafsachen 


81)  Wir  bitten  die  Stimmung  im  Volke  zu  vergleichen,  wenn  Je- 
mand von  12  Gcschwornen  schuldig  erklärt  ist,  im  Gegensatze 
deijenigen,  welche  die  Folge  einer  von  5  oder  nur  3  Richtern 
ausgesprochenen  Verurtheilung  ist.  Nach  den  Gesetzen  der  com- 
binatorischen  Wahrscheinlichkeitsrechnung  ist  die  Vermuthnng 
eines  Zweirels  an  der  Richügkeil  eines  Urtheils  um  so  mehr 
ausgeschlossen,  je  grosser  die  Slimmenzahl  ist,  durch  welche  das 
Urtheü  zu  Stande  luim.  Darin  liegt  der  Grund  der  Adacht  eines 
auf  Sinstimmigkeit  gebauten  Urtheils. 
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ein  geredites  Urtheil  za  sichern,  dass  ferner  die  Wirinamkeit 
des  Infltitats  dorch  gewisse  Voraussetsnngen  bedingt  ist,  wel- 
che in  dem  Lande  vorhanden  sein  müssen,  in  welchem  die 
Jury  eingeführt  werden  soU.  Es  mnss  daher  als  fothiim  die 
Meinung  erklärt  werden ,  dass  das  Schwurgericht  mit  jedwe- 
der Staats-  und  Gerichtseinrichtung  vereinhar  und  daher  ohne 
Rücksicht  auf  diese  Verhältnisse  beliebig  auf  irgend  ein  Land 
übertragen  werden  könne').  Es  zeigt  sich  vielmehr,  dass 
überall  die  Jury  ilire  eigenthümliche  Gestaltung  hat,  und  die 
englische  Jury  verschieden  von  der  iiransösischen  und 
diese  von  dem  in  Deutschland  ausgebildeten  Schwurge- 
richt ist 

Die  VoraussetEUgen  deren  Dasein  allein  in  einem  Lande  der 
Jury  eine  wohlthätige  die  Interessen  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft ebenso  wie  die  der  Angeklagten  sichernde  Wirksamkeit 
verbürgt  sind:  1)  die  Verbreitung  eines  höheren  Grades  von 
Bildung  in  allen  Klassen  des  Volkes  in  der  Art,  dass  ange- 
nommen werden  darf,  dass  die  zum  Geschwomendienste  be- 
rufenen im  Stande  sind,  die  verwickelten  Thatsachen  richtig 
aufzufassen,  die  Beweise  zu  würdigen  und  die  rechtliche  Be- 
deutung der  in  Frage  stehenden  Handlungen  zu  erkennen. 
2)  Ein  moralischer  Sinn  im  Volke  welcher  mit  Charakterfes- 
tigkeit, mit  dem  Sinne  für  Wahrheit  und  dem  Muthe  sie  aus- 
zusprechen und  nach  derUeberzeugungzu  handeln  den  Recht- 
sinn und  Achtung  vor  dem  Gesetze,  zugleich  mit  der  richtigen 
Würdigung  des  öffentlichen  Interesse  an  der  Bestrafung  der 
Schuldigen  ^)  und  der  Nothwendigkeit  der  Aufrechthaltung 
der  Ordnung  verbindet  s). 


1)  Sehr  richtig  macht  Soria  Philosophie  du  droit  public  IZ.  p.  126 
darauf  aufmersam ,  dass  in  Italien  zur  Zeit  die  Bedingungen  der 
guten  Wirksamkeit  der  Jury  nicht  vorhanden  sind. 

2)  In  dieser  Beziehung  ist  die  bei  den  Italiänern  bemerkbare  Sym- 
pathie für  die  Verhafteten  und  Angeklagten  bedenklich,  weil  sie 
zu  leicht  dazu  führt,  in  Strafprozessen  die  Lossprechung  Schul- 
diger zu  begflnstigen. 

3)  Daraus  erlüAri  sich,  warum  Napoleon  seinen  Landsleuten  den 
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3)  Wir  fordern  bei  dem  Volke,  in  welchem  das  Schwur-^ 
gericht  gut  wiricen  soll,  einen  Orad  von  politischer  Bildung, 
welcher  erwarten  läsgt,  dass  die  Geschwomen  die  Gefahren 
Ar  die  biirgerliche  Ordnung  aus  gewissen  Handlungen  ebenso 
wie  die  Gefahren  für  die  Freiheit  aus  grundlosen  Anklagen 
würdigen  können,  wo  zugleich  bei  einer  lebhaften  Theilnahme 
an  öffentlichen  Angelegenheiten,  bei  der  BereitwilUgkeit  Opfer 
lu  bringen,  die  Festigkeit  sich  zeigt,  gegen  das  Unrecht 
SU  wirken  und  durch  Einwirkungen  weder  von  Oben  noch 
von  Unten  in  der  Pflichterfüllung  sich  nicht  irre  machen  zu 
lassen. 

4)  Wir  verlangen  das  Dasein  solcher  politischer  Zustände 
im  Lande  in  welchen  ebenso  die  Energie  der  Regierung 
in  der  Handhabung  der  Gesetze  Unterstützung  bei  den  Bür- 
gern findet,  als  das  Volk  an  seinen  Rechten  festhält,  wo  da- 
her weder  eine  ungesunde  Aufregung,  noch  eine  bedenkliche 
Thdlnahmslosigkeit  ^  *)  herrscht,  wo  der  Parteigeist  nicht  in 
allen  Kreisen  des  Lebens  einflussreich  die  gute  Wirksamkeit 
der  Jury  gefährdet^).  Nicht  leicht  wird  das  Schwurgericht 
da  gut  wirken,  wo  die  Stellung  der  Beamten  nicht  innerhalb 
des  Gesetzes  eine  selbständige  ist,  und  sie  vor  blinder  Befol- 
gung höherer  Befehle  und  vor  leidenschaftlichen  Handlungen 
bewahrt.  Nicht  weniger  wesentlich  ist  ein  freies  Gemeinde- 
leben,  in  welchem  die   Gemeindebehörden   aus  freier  Wahl 


Cortlkanem  die  Schwurgerichte  nicht  geben  wollte,  weil  er  die 
im  Volke  verbreitete  Ansicht  der  Blutrache  kannte,  welche  nicht 
.  holTen  liest,   dass  die   Geschwomen    unparteiisch    entscheiden 
würden. 

3  a)  Aus  solcher  nnd  ans  ServilitAt  erklärt  ForsyOi  history  p.  360 
das  Urtheil  der  Geschwomen  gegen  Hugo  wegen  eines  heftigen 
Artikels,  worin  er  die  Todesstrafe  angriff. 

4)  Wo  dieser  Parteigeist  herrscht,   wird  Jede  Partei  der  Jary  sich 
als  Mittel  znr  DnrchsetzuDg  ihrer  Plane  bemfichtigen ,  Alles  an- 
wenden nm  Geschwome   im  Interesse  ihrer  Partei   zn  erhalten 
nnd  Geschwome  einznsehfiehtern. 
Mltttraaiery  StrsfrtiliihrsB.  15 
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henrorgehesy  nur  das  wahre  Interease  die  Gendode  ftrdeni, 
und  wo  die  Gemeinde  nicht  von  Parteien  durchwühlt  ist  ^). 
Von  Bedeutung  werden  liier  aoch  Anstalten,  doreh  weldie 
das  Unrecht  frei  gerfigt  werden  und  eine  öffentUehe  Meinung 
sich  bilden  kann. 

5)  Den  wohlthädgsten  Einfluss  auf  Schwurgerichte  wiifct 
eine  Stellung  des  Richterstandes,  in  welcher  dieser  wegen  der 
Unabhängigkeit  der  Lage,  wegen  der  allgemeinen  Anerkenn 
nung  der  Intelligenz  LeidenschafUosigkeit  und  der  Charakter- 
festigkeit der  Richter  auf  ein  unbedingtes  Vertrauen  von 
Seite  der  Bürger  rechnen  kann,  so  dass  ihre  Belehrungen 
und  Anweisungen  auch  von  den  Geschwomen  mit  Achtung 
aufgenommen  werden^;  wihrend  da,  wo  im  Volke  die  Ueber- 
xeugung  verbreitet  ist,  dass  den  Richtern  die  nöthige  Selb- 
ständigkeit und  Unparteilichkeit  mangelt,  oder  dass  sie  eine 
Art  Eifersucht  gegen  die  (Geschwomen  oder  Geringschätsung 
des  Instituts  hegen,  auf  ein  wohlthätigcs  Zusammenwirken 
der  Richter  und  Geschwomen  nicht  gerechnet  werden  kann. 

6)  Das  Schwurgericht  kann  nur  dann  gut  wirlcsam  setn, 
wenn  die  Gesetze  und  Einrichtungen ,  von  welchen  die  Bil- 
dung des  Geschwornengerichts  abhSngt,  darauf  berechnet  sind, 
dass  jeder  Verdacht  entfernt  ist,  dass  die  Geschwomen  Ton 
der  Regierung  nur  im  Parteünteresse  ausgewählt  sind,  und 
dass  der  Wahrsprach  der  urtheOenden  Jory  als  der  Aussprach 


5)  Da  die  BOdung  der  Urlisten  der  Geschwomen,  die  Einwirknog 
auf  die  Reduktion  derselben  nach  vielen  Gesetzen  you  den  Ge- 
meindebehörden abhängt,  so  ist  es  ein  Unglück,  wenn  äese  bei 
ihrer  Wahl  doreh  Rücksichten  auf  das  was  die  Regierung  will 
oder  auf  die  politische  Gesinnung  der  zu  Geschwomen  Berufe* 
nen  geleitet  werden. 

6)  Darin  besteht  der  grosse  Einfluss  der  englischen  Richter  auf  die 
Geschwomen,  bei  welchen  zwar  nicht  gel&ugnct  werden  kann, 
dass  die  hohe  Achtung  vor  den  Aussprüchen  der  Richter  oft  der 
Selbständigkeit  der  Geschwomen  schadet 
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der  MehrsaU  der  verstfndigen  Bfiiger  betraditet  werden  kann 
(8.  §.  16), 

7)  YorzfigHch  fordert  das  Schwnifericht  eist  einfaches 
auf  BeseiügBBg  aller  unaotliigen  Weitläufi^eit  und  alles 
Verbrillgens,  durch  welches  Geschwome  irregeleitet  werden 
könnaiy  gerichtetes  VerfalireD.  Je  weniger  gestattet  ist,  in 
dies  Verfahren  Umstände  hereinzuziehen ,  welche  höchstens 
trftgtiche  Vermuthnngen  gewähren  können,  je  mehr  Zeugnisse 
die  Um  auf  Hörensagen  oder  auf  den  Glauben  eines  Zeugen 
gebaut  sind  ^,  oder  Verbandlungen  (iber  den  früheren  Lebens- 
wandel oder  den  Charakter  des  Angeklagten  >)  aus  dem 
Veriahren  entfernt  werden,  je  weniger  dies  durch  das  Herein- 
ziehen vieler  Angeklagten,  oder  mehrerer  verübten  Verbrechen 
in  die  Verhandlung  verwirrt  wird,  desto  leichter  wiid  die  Auf- 
merksamkeit  der  Qeschwomen  auf  einen  Punkt  geleitet,  desto 
mehr  werden  sie  vor  Missgriffen  bewahrt®). 

8)  Eine  wesentliche  Bürgschaft  für  die  Erlangung  eines 
gerechten  Wi^rspruchs  wird  dadurch  gewonnen,  wenn  die 
Gesetzgebung  durch  die  Anweisung  an  die  Geschwomen  da- 
für sorgt  y  dass  ihre  Prüfung  nur  auf  die  vorgebrachten  Be- 
weise bezogMi  wird  und  die  Geschwmmen  nicht  zu  dem  Glau- 
ben verleitet  werden,  dass  ihr  Ausspruch  nur  auf  ihr  Gefühl 
und  eine  nicht  durch  klare  Zergliederung  der  Beweise  gelei- 
tete Ueberzeugnng  gebaut  werden  darf  '<>).    Dadurch  werden 


7)  z.  B.  wenn  der  Zeuge  gefragt  wird,  ob  er  die  Angeklagten  des 
Verbrechens  iur  fähig  halte. 

8)  Die  Verhandlung  darüber  kömmt  in  England  erst  vor,  in  so  ferne 
die  Vertheidignng  sich  auf  den  guten  Charakter  des  Angeklag- 
ten beruft,  und  wenn  dieser  schuldig  befunden  Ist  und  es  darauf 
ankommt,  ob  er  rücUällig  ist. 

9)  Jeder ,  welcher  französische  Strafverhandlnngen  mit  englischen 
oder  schottischen  vergleicht,  "wird  bald  erkennen,  vrie  einfach 
das  Verfahren  in  England  und  wie  sehr  den  Geschwomen  ihr 
Amt  erleichtert  ist. 

iO)  Daher  ist  gewiss  die  Hinweisung  der  Geschwomen  aof  Sure  in- 
time conviction  kerne  glücklich  gewählte  Anordnung. 

15* 
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Staatsanwälte  und  Vertheidiger  davor  bewahrt,  das  Oefühl  der 
Geschwornen  zu  bestechen  ^>). 

9)  Die  Bedingung  der  guten  Wirksamkeit  der  Jury  ist 
ein*zweckmässiges  System  der  Fragestellung.  Ein 
solches  besteht  nur,  wo  die  Berathung  der  Geschwornen  nur 
auf  einen  Punkt  geleitet,  und  nicht  durch  eine  Afasae  von 
künstlich  gestellten  in  ihrem  wechselseitigen  Verhältnisse 
nicht  leicht  erkennbaren  Fragen  erschwert  wird,  wo  ferner  den 
Geschwornen  kein  Zwang  zugefägt  ist,  (da  wo  sie  übeneugt 
sind,  dass  der  Angeklagte  zwar  nicht  des  in  der  Anklage 
aufgestellten,  wohl  aber  eines  geringeren  stillschweigend  darin 
enthaltenen  Verbrechens  schuldig  ist,  den  Wahrspruch  darauf 
zu  richten.  Dass  damit  auch  die  iranzösische  Ansicht  miss- 
billigt  werden  muss,  nach  welcher  die  Geschwornen  nur  über 
reine  Thatfragen  abzustimmen  haben,  wird  sich  später  er- 
geben. 

10)  Am  wichtigsten  wird  der  Znsanunenhang  des  Straf- 
gesetzbuchs ndt  dem  Schwurgerichte.  Es  muss  als  ein  Un- 
glück betrachtet  werden,  dass  bei  der  Einführung  dieser  Ge- 
richte in  Deutschland  und  der  Schweiz  die  bisher  in  Wirk- 
samkeit bestehenden  Strafgesetzbücher  beibehalten  wurden, 
und   daher   die  Rücksicht  unbeachtet   blieb  i^),    dass   das 


11)  Es  kann  nnr  getadelt  werden ,  wenn  dea  Ankläger  Grfinde  fSr 
die  Anklage  aus  dem  bisherigen  Lebenswandel,  politischen  6e- 
sinnongen  des  Angeklagten  ableitet  oder  (wie  neuerlich  bei  der 
Assise  von  Valence  am  8.  Nov.  le  droit  1855.  Nr.  265)  bei  der 
Anklage  eines  Mordes  weitläufig  anführt,  dass  wie  es  edle  Fa- 
milien giebt,  in  denen  sich  sich  die  Tugenden  fortyererben ,  es 
auch  solche  giebt,  qui  sont  vou^es  a  lln£Amie  de  generation  ä 
generation,  auf  denen  die  malediction  de  Dien  rahe,  wo  dann 
aolgefuhrt  wird  (mit  Aufzählung ,  welche  von  den  Verwandten 
des  Angeklagten  schon  bestraft  worden) ,  dass  dieser  einer  sol- 
chen Familie  angehöre. 

12)  Dies  hat  sehr  gut  nachgewiesen  ein  ausgezeichneter  schweizeri- 
scher Praktiker  Dubs  in  dem  Vorwort  zu  seinem  Entwurf  des 
Stralgeselzbuchs  for  Zürich  1856.  8.  3. 
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Volksgericht  Pinea  einfacheren  Volksrechts  be- 
darf >^.  Jene  früheren  deutschen  Gesetzbücher  waren  auf 
rechtsgelehrte  Richter  berechnet,  welche  mit  allen  in  der 
Wissenschaft  aufgestellten  Rechtsbegriffen,  Unterscheidungen 
und  Ausdrücken  bekannt  sein  mussten;  die  meisten  dieser 
Gesetzbücher  waren  ohnehin  unter  dem  Einflüsse  einer  soge- 
nannten der  Erfahrung  und  dem  Leben  fremden,  in  formellen 
fein  zugespitzten  Abstufungen  sich  gefallenden  Wissenschaft 
entstanden,  und  Hessen  nicht  einmal  eine  gute  Rechtsanwenr 
düng  durch  rechtsgelehrte  Richter  hoffen;  als  sie  aber  auf 
Rechtsprechung  durch  Oeschwome  angewendet  werden  soll- 
ten, musste  das  Verfahren  häufig  unverständlich  für  Ge- 
schwome  werden,  die  Fragestellung  mit  den  feinsten  nur  dem 
gelehrten  Richter  verständlichen  Ausdrücken  gefasst  sein  und 
dadurch  eine  gerechte  klare  Rechtsprechung  durch  Geschwor- 
ne  sehr  erschwert  sein  >^). 

Es  ist  begreiflich ,  dass  unter  solchen  umständen  die 
Wirksamkeit  der  Schwurgerichte  in  verschiedenen  Ländern 
nach  der  Beschaffenheit  der  dortigen  sittlichen  politischen 
und  socialen  Zustände  Einrichtungen   und  der  Gesetzgebung 


13)  Zwar  hat  Trnmroer  in  der  Schrift  das  Yerhäliniss  der  heutigen 
StrafgesetzgebuDg  zum  Christenthum  S.  7  n.  S.  53  ausgesprochen, 
dass  das  sogenannte  (nicht  vorhandene)  Volksrechishewusstsein 
ein  Phantom,  eine  Chimäre ,  eine  Grille  moderner  Utopisten  sei. 
Rechnet  H.  Trümmer  den  ehrwürdigen  Moser  auch  zu  den  Uto- 
pisten ?  —  Es  ist  sonderbar,  dass  nach  dem  Zcngniss  des  prenss. 
Jnstizministers  in  den  Motiven  za  dem  am  28.  Nov.  1855  den 
Kammern  vorgelegten  Gesetzentwurf  zum  Art.  195  viele  Schwur- 
gerich Ispräsidenten  in  ihrem  Berichte  bemerken,  dass  manche 
durch  das  Strafgesetzbuch  nöthig  gewordene  Strafurtheile  dem 
Rechtsbewusstsein  des  Volkes  nicht  entsprechen, 
und  dass  das  prenss.  Ministerium  in  dem  Entwürfe  die  Abände- 
rung solcher  Artikel  vorsehlägt 

14)  Der  Verfasser  hat  dies  in  Beziehung  auf  das  badische  Strafge- 
selsbuch  naehgewisien  in  seinem  Commissionsberichte  8.  52. 
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über  das  StrafTeifahren  sehr  verschieden  sein  innss.  Eine 
sorgföHige  Beobachtung  des  Gangs  der  Schwurgerichte  in 
England  nnd  Schottland,  Frankreich,  Belgien  nnd  Deutsch- 
land hat  den  Verfasser  dieses  Werkes  überzeugt,  dass  nur  in 
den  beiden  zuerst  genannten  Ländern  die  Jury  am  besten 
wirkt,  obwohl  auch  dort  noch  Missgriffe  voricommen,  welche 
ihren  Grund  in  mangelhaften  (im  Verlaufe  dieses  Werkes 
näher  zu  bezeichnenden)  Einrichtungen  und  Verliältnissen 
dieser  Länder  haben.  In  Deutsehland  mussten  die  Gefahren 
für  die  glückliche  Wirksamkeit  der  Jury  am  meisten  hervor- 
treten, da  die  Einführung  des  Instituts  in  Zeiten  geschah, 
welche  theils  wegen  der  Aufregung,  theils  der  nach  1849 
eingetretenen  Depression  und  der  alle  Verhältnisse  durch- 
dringenden Verstimmungen  dem  Institute  nicht  günstig  waren, 
weil  auch  die  Art  der  neuen  Gesetzgebungen  die  sich  an  die 
französische  Jury  hielten,  die  Lückenhaftigkeit  der  Gesetze, 
welche  von  dem  alten  Strafverfahren  zuviel  beibehielten,  der 
Cliarakter  der  beibehaltenen  auf  Geschworne  nicht  fassenden 
Strafgesetzbücher  nachtheilig  'birken  mussten.  Nach  sorgfäl- 
tiger Beobachtung  erklären  wir,  dass  da  wo  die  Schwurge- 
richte minder  gut  sich  bewährten,  die  Schuld  zum  grossen 
Theile  in  der  Gesetzgebung  und  den  im  Verfahren  thätigen 
Beamten  liegt.  Leicht  begreiflieh  aber  ist  es,  dass  eben  in 
Deutschland  die  hervorgetretenen  Mängel  des  Instituts  viel- 
faehe  Gegner  desselben  hervorriefen. 

Mit  Unrecht  würde  man  zu  den  Gegnern  diejenigen  rech- 
nen, welche  in  der  redlichsten  Absicht  nur  jenes  Strafverfah- 
ren zu  billigen,  welches  am  besten  zur  Erreichung  der  Zwecke 
der  Strafjustiz  dient,  die  Schwurgerichte  als  einen  unter  gewis- 
sen Voraussetzungen  dazu  führenden,  aber  nicht  ausschliess- 
lich dazu  nothwendigen  Weg  erkennen  ^^),   Wir  finden  unter 


15)  Was  Arnold  im  Archiv  de«  Critninalr.  1854.  S.  24Q  und  im 
Geriehtssaal  1855.  L  S.  126  aosspriebt,  dass  er  die  Jary  nicht 
alt  ein  voUkomnencs  Institat  betraolitel,    das»  aber  aueh  6e- 
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den  Gegnern  die  verseUedenaitlgsten  Abstofangen;  wXlirend 
ein  TheH  ehrenwerthcr  Männer,  welclie  firüher  sehen  Gegner 
des  Instituts  waren,  in  manchen  Wahrsprüchen  Bestärkungen 
ihrer  froheren  Ansicht  zu  finden  glaubten,  Manche  gegen  die 
Jury  sieh  erldären,  weil  sie  aus  ihrer  Vorstellnng  über  Recht- 
aprechung  es  fOr  unbegreiflich  erklären,  dass  Bürger  die  keine 
juristische  BQdung,  keine  Uebung  des  Richteramts  haben, 
Richter  sein  sollten,  Andere  aus  dem  Siege  des  Instituts 
einen  unheilvollen  Einfluss  auf  die  Rechtsgelehrsamkeit  vor- 
hersagen, finden  wir  andere  Gegner,  welche  unbekannt  mit 
der  Greschichte  und  der  wahren  Bedeutung  des  Instituts  das- 
selbe als  Ausfluss  der  demokratischen  Ideen  hassen;  ihnen 
schliessen  sich  insbesondere  Bürger  >*)  an,  welche  gegen 
die  Jury  sind,  weil  dadurch  zu  grosse  Opfer  an  Zeit  und 
Geld  von  den  als  Geschwornen  Berufenen  gebracht  werden 
mttssten. 

Sammelt  man  die  gegen  die  Schwurgerichte  vorgebrach- 
ten Gründe,  so  sind  sie  meistens  die  nämlichen,  welche  frü- 
her bereits  von  vielen  Schriftstellern  1*0  vorgebracht;  sie  las- 


richte mil  rcchtsgelehrtcn  Richtern  ihre  Schattenseite  haben  ond 
dass  so  lange  nicht  solche  Gerichte  geschafTen  sind,  welche  die 
Vorzüge  der  Schwurgerichte  besitzen ,  das  Verlangen  nach 
Schwurgerichten  nicht  erlöschen  wird,  ist  wohl  der  Aosdrnck 
eines  grossen  Theils  verständiger  und  unparteiischer  deutscher 
Juristen. 

16)  Jeder,  der  mit  Bürgern  in  verschiedenen  Ländern  üher  den 
Werth  der  Jary  sich  bespricht,  bemerlLt  leicht,  dass  es  gerade 
vornehmere  Borger  sind,  welche  mit  dem  Institute  (vorzfiglich 
wegen  der  zu  bringenden  Opfer)  unzufrieden  sind,  während  Bär- 
ger aus  den  mittleren  Klassen,  wenn  sie  als  Geschwome  berufen 
werden,  sich  freuen  und  ihre  BereitwilÜgkeit  Opfer  (die  ihnen 
oft  schwer  fallen)  zu  bringen,  aussprechen. 

17)  Literarische  Nachweisungen  in  meinem  Strafverfahren  L  S.  316. 
Aach  in  meiner  Schrift:  die  Handlichkeit  S.  358  habe  ich  viele 
Gründe  gegen  die  Jury  angegeben.    In  der  Versammlung    von 


gen  ddi  Tonü^kh  imf  folgende  waiikdkSShmk.  Mas  iadei 
in  dem  Institute  einen  Widersprach  mit  dem  Wesen  der  ridi- 
terlichen  Gewalt,  da  offenbar  die  Rieht«  alle  anf  die  Entschei- 
dung eines  Falles  bezuglichen  Fragen  m  bemtheflen  bitten« 
und  eine  Theilung  der  Fragen  nnd  die  Ud>ertngang  eines 
TheHs  richterlicher  Funl^tionen  an  Gesdiwonie  Misstranen 
gegen  die  angestellten  Richter,  eine  Yerletnug  der  monar- 
chischen Grandsatze  ans  demokratischen  Bestrebungen  ent- 
halten« Die  Trennung  der  That-  nnd  Rechtsfiragen ,  anf 
welche  das  Schwurgericht  gebaut  ist,  wird  in  zweilacher  Hin- 
sicht benfitzt,  um  die  ünlialtbarkeit  der  Grundlagen,  woraof 
das  Institut  gebaut  ist,  zu  zeigen,  indem  nach  der  Ansicht 
Mancher  die  Cnmögliehkeit  eine  solche  Trennung  strenge 
durchzufahren  den  Irrthum  des  Versnchs  lehrt,  und  konse- 
quent zugegeben  werden  mfisste,  dass  man  dann  gar  keine 
rechtsgelehrten  Richter  brauche  <>),  dagegen  Andere  in  der 
Aulstellung,  dass  die  Geschworaen  nur  Tliatfragen  entscheiden 
sollen,  einen  Grand  gegen  die  Jury  erkennen,  indem  den  Ge- 
schworaen häufig  etwas  Unmögliches  aufgelegt  oder  eine  un- 
wfirdige  Stellung  gegeben  werde.  Die  Gegner  der  Jury  **) 
berufen  sich  darauf,  dass  man  mit  Unrecht  den  Staatsriehtera 
Unabhängigkeit  abspricht  und  diese  Eigenschaft  den  Oeschwor- 
nen  beilegt,  während  eben  ^e  Erfahrang  lehre,  dass  auf  Gre- 
sehworae  so  viele  Umstände  wirken,  welche  ihre  Unabhin- 


Lfibeck  (Verhandlangen  8. 152)  im  SehlostvoHrage  die  Gründe 
angegeben,  welche  mich  beslimmten«  för  Schwurgerichte  aber 
nur  all  einen  anter  gewissen  Voraotsetzungen  guten 
Weg  zu  stimmen. 

18)  Dies  ist  scharfsinnig  von  Planta  in  der  Zeitschrift  für  schweizeri- 
sches Recht  IV.  8.  40  geltend  gemacht 

19)  Eine  anffaUende  Behanptong  stellt  Planta  8.  45  in  dem  eben 
angeführten  AnÜBatze  anf,  wenn  er  sagt:  das  Institut  der  Ge- 
schwomen  ist  eine  Satyre  anf  die  Bildung  sowohl  als  anf  das 
Volk  selbst 
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gigkeit  gefShrden.  Auch  darin,  dass  von  dem  Zufalle  so  viel 
abhängt,  welche  Männer  (oft  von  sehr  untergeordneter  Bil- 
dung) die  Geschwornenbank  bilden,  wird  ein  Orund  gegen 
das  Schwurgericht  gefunden^).  Vorzüglich  macht  man  die 
Gefahr  für  bürgerliche  Ordnung  durch  die  häufigen  aus 
grundlosem  Mitleiden,  aus  falschen  Vorstellungen  über  All- 
macht der  Geschwornen  stammenden  lossprechenden  Wahr- 
sprüche geltend,  und  zeigt,  dass  dies  am  meisten  bei  Ankla- 
gen wegen  politischer  Verbrechen  vorkomme,  wo  so  leicht 
der  herrsehende  der  Aufrechthaltung  der  bürgerlichen  Ord- 
nung feindliche  Geist  and  Parteiumtriebe  die  Geschwornen 
• 

Geleiten  oder  einschüchtern  und  sie  so  zu  grundlosen  Los- 
sprechungen  bewegen  kann,  die  noch  mehr  da  zu  besorgen  sind, 
wo  die  Geschwornen  die  wahre  Bedeutung  des  Verbrechens 
und  die  schweren  Folgen  der  Cngestraitheit  nicht  einsehen 
können^').  Man  hat  endlich  neuerlich  die  Schwurgerichte 
als  ein  dem  Ghristenthum  widersprechendes  Institut  darzustellen 
versucht^).  Prüft  man  diese  Gründe,  so  überzeugt  man  sich 
bald,  dass  Mehrere  derselben  auf  irrigen  Voraussetzungen  be- 
ruhen, und  zwar  diejenigen,  welche  das  Institut  als  rein  de- 
mokratisches oder  aus  politischen  Zwecken  gefordertes  be- 
trachten. Ebenso  is  es  verkehrt,  wenn  man  gegen  die  Ver- 
theidiger  des  Instituts  geltend  macht,  dass  sie  die  Jury  nur 
als  den  einzigen,  am  sichersten  zur  Wahrheit  führenden  Weg 


20)  Man  beruft  sich  aaf  die  häafig  vorkommenden  Fälle  unklarer 
oder  widersprechender  Wabrsprüche. 

21)  Diese  Gründe  worden  in  Preussen,  Nassau,  Hessen  and  Baiem 
geltend  gemacht ,  als  die  Anträge  auf  Aufhebung  der  Jury  für 
politische  Verbrechen  gestellt  wurden» 

22)  Dies  thut  Trümmer  in  der  Schrift:   das  Verhältniss  der  heuligen 
StrafgeseUg.  zum  Ghristenthum  S.  48—53.    Was  ivürde  der  alte 
Moser  dazu  sagen,  wenn  man  ihn,  den  Vertheidiger  der  Schwur- 
gerichte,  ihn  den  frommen  christlich  gesinnten  Mann,  der  un- 
christUchen  Gesinnung  heschuldigte  ? 
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aufstellen,  während  jeder  besonnene  Freund  des  Instttuts  nur 
behauptet,  dass  es  einer  der  Wege,  und  nur  empfehlnngs- 
werth  unter  gewissen  Voraussetzungen  ist.  Beklagen  muss 
man,  dass  viele  Freunde  des  Instituts  von  vorneherein  den 
Staatsrichtern  die  Fähigkeit  absprechen  wollten,  ebenso  gut 
die  Wahrheit  aufzufinden,  während  die  Gegner  in  vielfacher 
Hinsicht  die  wahre  Stellung  des  Richteramts  verkannten  und 
nicht  beachteten,  dass  die  richtige  Entscheidung  über  die 
Schuld  eines  Angeklagten  keine  gelehrte  Bildung  fordert, 
und  dass  die  Aufgabe  des  Richters  nicht  die  sein  kann,  eine 
Gesetzvollstrcckungsmaschine  (wie  ein  geistreicher  Praktiker 
^^^))  zu  werden,  und  bei  der  Auslegung  der  Gesetze  die 
wichtigste  Quelle  zu  vernachlässigen,  aus  welcher  jeder  gute 
Gesetzgeber  selbst  schöpfen  musste.  Die  meisten  Einwen- 
dungen gngeu  das  Schwurgericht  können  aber  nur  das  man- 
gelhaft organisirtc,  dem  französischen  nachgebildete  Schwur- 
gericht (reffen^),  wo  die  Geschwornen  ohne  die  Belehrung 
des  Richters  entscheiden  durch  ein  verwickeltes,  weitläufiges 
Verfahren,  und  eine  unzweckmässige  Fragestellung  irregeleitet, 
ader  in  eine  Zwangslage  versetzt  werden.  Die  Gegner  mögen 
nicht  vergessen,  dass  bei  genauer  Prüfung  der  Vorwurf  grund- 
loser Lossprechungen  nicht  gerechtfertigt  ist  m),  und  dass  die 
Seltenheit,  mit  welcher  Staatsrichter  da  wo  sie  ihre  Missbilli- 


23)  Dubs  im  Vorwort  zu  seinem  Entwurf  S.  4. 

24)  Trümmer  S.  51  meint  zwar,  dass  diejenigen,  welche  das  Craozd- 
sische  Schwurgericht  tadeln  aad  jetzt  das  englische  loben  (Trüm- 
mer meint  aus  westmächtlichen  Sympatbieen)  an  die  SteUe  des 
verunglückten  Experiments  ein  neues  zu  versuchen  Lust  tragen. 

25)  Nach  der  neuen  Preussischen  Statistik  der  Schwurgerichte  im 
J.  1854  wurden  von  8345  vor  den  Schwurgerichten  angeklagten 
Personen  nur  14%  freigesprochen  (also  18  von  100)  >  während 
bei  Diebstahl  in  wiederhohem  Rückfall  nur  3  von  100,  bei  Dieb- 
stahl mit  Ruckfall  7  losgesprochen  wurden ,  ergingen  bei  Kinds- 
roord  32,  bei  Brandstiftung  47  Lossprechungen  von  100  (weU 
bei  diesen  Verbrechen  die  BewcisfÜhrang  weit  schwieriger  ist 
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gang  des  Wahrspruchs  hätten  aussprechen  können,  ron  der 
Befugniss  Gebrauch  machten^),  ein  Beweis  für  die  Richtig- 
keit der  Wahrsprttche  Ist.  Wenn  Lossprechungen  vorkamen, 
welche  man  missbilligte  ,  so  lag  der  Grund  grösstentheils  in 
der  Beibehaltung  von  Strafgesetzbfichern ,  welche  durch  ihre 
ungerechte  Strenge,  durch  die  aus  abstrakten,  dem  Bedtirf- 
nisse  des  Lebens  fremden  Theorien  hervorgegangenen  Unter- 
scheidungen, oder  durcli  die  nur  den  Gelehrten  verständlichen 
oder  unbestimmten  Ausdrücke  Geschworne  irreführen  muss* 
ten  w). 

Am  meisten  muss  die  Richtung  bedauert  werden,  in 
welcher  neuerlich  wieder  die  Ansicht  aufgestellt  (und  in  Ge- 
setzen durchgeführt)  wurde,  dass  über  Anklage  wegen  politi- 
scher Verbrechen  keine  Geschworne  entscheiden  sollten.  Man 
kann  es  nicht  für  weise  halten,  durch  einen  solchen  Aus- 
spruch das  Schwurgericht  herabzuwürdigen,  die  Geschworncn 
für  unfähig  zur  Entscheidung  über  eine  ganze  Klasse  von  Verbre- 
chen zn  erklären  und  doch  ftir  Entscheidung  der  übrigen  Ver- 
brechen fortbestehen  zu  lassen  *•).  Es  kann  schwerlich  für  die 
nothwendige,  vertrauenerweckende  Stellung  eines  Richtcrcollc- 
giums  wohlthätig  wirken,  wenn  man  diesen  Richtern  den  Charakter 
aufdrückt,  dass  sie  am  sichersten  den  Wünschen  der  Regierung  ge- 
mäss verurtheilen  werden.  £s  ist  zu  bedauern,  dass  man  die  Rück- 
sicht unbeachtet  liess,  dass  eben  in  Anklagen  wegen  Staats- 


26)  In  Preussen  kamen  1854  VerorlbcUiuigea  mit  7  zu  5  Summen  52 
vor,  in  36  Fällen  trat  der  Gerichlshof  der  Mehrheit  der  Ge- 
schwornen  bei.  —  In  keinem  Falle  fand  sich  das  Gericht  be- 
wogen den  Wahrsprueh  der  Jury  wegen  Irrthums  zu  kassiren. 

27)  Dies  wurde  In  der  baierischen  Kammer  im  Berichte  v.  12.  Mai 
1852  als  die  Regierung  den  St&nden  einen  Gesetzesentwurf  vor- 
legte, nach  welchen  Staatsverbrechen  nicht  mehr  von  Geschwor- 
nen  entsehieden  werden  soUten,  mit  Recht  hervorgehoben. 

28)  Keller  in  Berlin  halte  in  der  Prenss.  Kammer  1852  (Verhandlun- 
gen der  2ten  Kammer  S.  741)  das  Bedenkliche  dieser  Massregel 
hervorgehoben. 
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verbrechen  die  Bürger,  in  so  ferne  die  AnUAge  ein  wirk- 
liches Staatsinteresse,  die  Beseitigung  einer  wahren  Gefahr 
für  die  nothwendige  Staatsordnung  zum  Gegenstande  hat,  ein 
gemeinsames  Interesse  mit  der  Staatsregierang  haben  und, 
da  sie  am  meisten  bei  der  Anfrechthaltnng  der  Ordnung  be- 
theiligt sind,  die  Schuldigen  sicher  schuldig  finden  werden  ^). 
Man  begreift  schwer,  wie  man  verkennen  konnte,  dass  eben 
in  Staatsverbrechen  die  richtige  Beurtheilung  der  Gränse  des 
Erlaubten  und  Strafbaren  sehr  schwierig  ist  und  nicht  durch 
Gelehrsamkeit  und  Rechtskenntnisse  gefunden  werden  kann,  dass 
man  mit  Unrecht  die  Geschwomen  oft  leichtsinniger  Losspre- 
chungen beschuldigt^*)  und  unbeachtet  lässt,  dass  manche 
Nichtschuldigerklarungen  auf  FSlle  sich  bezogen,  die  schon  in 
den  Aufregungen  von  1849  sich  ereigneten  und  in  denen  nach 
den  damaligen  Zuständen  mit  Rücksicht  auf  den  Charakter 


29)  Hildgard  im  Archiv  des  Criminalrechts  1855  S.  346.  Der  Verf. 
der  als  Praktiker  die  Jury  am  genausten  kennen  lernte  nnd  kein 
blinder  Verehrer  des  Institats  ist,  hat  in  den  Anfs&tzen  im  Archiv 
die  Gründe  für  und  wider  das  Schworgericht  treu  dargestellt 
und  gewürdigt  s.  auch  Schwarze  im  Rechtslezikon  S.  53,  68. 
Schon  Zentner  in  der  Scbrilt  über  Geschworaengerichte  S.  307 
—  449  prüft  recht  gut  die  verschiedenen  Einwendongen  gegen 
die  Jary. 

29  a)  Wir  haben  in  Bezug  auf  Preussen  im  Gerichlssaal  1853  S.  319 
aus  der  Statistik  nachgewiesen,  wie  ungerecht  die  Beschuldi- 
gungen gegen  Gesehwome  sind,  und  die  Richter  selbst  das  Nieht- 
schuldig  aussprachen,  wo  die  Geschwomen  mit  7  zu  5  den 
Wahrspruch  der  Schuld  gaben,  s.  noch  Arnold  im  Arehir  des 
Criminalr.  1854  S.  244  darüber,  wie  sich  viele  Losspreehungen 
in  polit.  und  in  PressTergehen  erkUren.  Wenn  man  neuerlich 
sich  in  Hannover  um  Geschwomenger.  in  solchen  Prosessen  anf- 
zuheben  auf  die  vielen  Lossprechungen  berief,  so  wdss  man 
diese  Klage  nicht  mit  der  Statistik  im  Einklang  zu  bringen,  naeh 
welcher  nur  wenig  Prozesse  dieser  Art  in  Hannover  vorkamen  t 
z.  B.  keine  1849  u.  1854;  1855  erfolgte  in  Celle  eine  Verarthei« 
hing. 
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der  LeideiiBchafllichkeit  der  Yerfol^ng  auch  von  Oe« 
Bchwomeii,  welehe  die  treuBten  Anhänger  der  Regierung 
waren  M),  ein  Wahrspracli  der  NichtBchnld  erkannt  werden 
konnte.  Nie  aber  sollte  man  vergessen,  dass,  wenn  wiricHch 
im  Lande  Aufregung  lierrscht,  auch  die  Staatsrichter  von  dem 
Einfinsse  der  herrschenden  Stimmung  sich  nicht  fernhalten 
können '<).  Unfeiilbar  würde  man  sichrer  su  einem  Verständ- 
nisse kommen,  wenn  man  die  wahre  Bedeutung  des  Schwur- 
gerichts erkennen  und  darin  finden  wollte,  dass  es  ein  Rechts- 
institut ist,  dessen  Werth  darin  besteht,  dass  dabei  unpar- 
teBsche  ehrenwerthe  durch  Ablehnungen  gesichtete  Männer, 
▼ertraut  mit  den  Verhältnissen  des  Lebens  bei  der  Entschei- 
dung der  Schuldfrage  die  Persönlichkeit  des  Angeklagten,  die 
Umstände  und  Einflüsse,  unter  denen  er  handelte,  die  Frage, 
ob  er  sein  Unrecht  erkennen  konnte  wCirdigend,  die  oft  feinen 
Gränzen  des  Strafbaren  und  Erlaubten  nach  dem  Volksrechts- 
bewusstsein  beurtheilen,  nach  gehöriger  Belelirung  durch  den 
Staatsrichter  einen  Ausspruch  geben,  der  Torsttglich  bei  Wahr- 
sprtichen  der  Schuld  eine  grosse  sittliche  Macht  hat,  weil  die 
Mitbürger  des  Angeklagten  seine  Verschuldung  anerkannt 
haben.  Es  liegt  ein  mächtiger  Gedanke  darin:  dass  Niemand 
SU  einer  schweren  Strafe  verurtheilt  werden  soll,  bei  dem  es 
nicht  dem  das  öffentliche  Interesse  vertretenden  Kronanwalt 
und  dem  gelehrten  Richter  gelang  12  Mitbürger  au  überaeu- 


30)  In  einem  F^Ue,  in  welchem  wegen  einer  durch  die  Presse  ver- 
übten Miyesatsbeleidlgiing  die  Jury  lossprach,  bestand  die  Mehr- 
heil  der  Geschwornen  aps  sehr  conservativen  Bürgern;  zwei  von 
ihnen  erklAiten  auf  Befragen  später,  dass  sie  losgesprochen  hät- 
ten, weil  sie  den  Werlh  der  Aufrechthaltong  der  Pressfreiheit 
höher  anschlagen  mfissten ,  als  das  Gewicht  von  ein  Paar  un- 
ziemlichen Ausdrücken,  die  den  erhaben  siehenden  Regenten 
nicht  beleidigen,  und  ihm  nicht  schaden  konnten. 

31)  Gut  bemerkt  in  dem  oben  in  Note  21  angeführten  baierischen 
Anssehuisbericht. 
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goi,  dass  der  Angekla^e  schuldig  isf  ).  Die  VMAefle^ 
wekhe  in  polidfldier  Beaehiug  das  Schwurgericht  gewifaren 
kann,  sind  infallige  wünschenswerthe  günstige  Wiridmgen 
sowohl  ffir  die  bürgerlidie  Gesellschaft,  als  lir  die  Freiheit 
der  Bürger;  allein  sie  gehören  mcht  nun  Wesen  des  Institats 
und  wfirden  für  sich  die  Forderung  seiner  Einführung  wkbi 
rechtfertigeni  wenn  nicht  die  Jury  in  der  oben  geschilderten 
Besiehung  eine  für  die  gereclite  Entsdbeidung  günstig  wir^ 
kendes  Institut  sein  könnte.  Für  die  Ganzheit  sind  die  Yor- 
theile  der  Schwurgerichte  das  erhöhte  Vertrauen  der  Birger 
zur  Gerechtigkeit  der  Strafnrtheile  und  die  dadurch  Ytt- 
mehrte  Wirksamkeit  derselben  und  des  Strafinstituts.  Daran 
loAtipfen  sich  als  heilsame  Wirimngen  die  Vermehrung  der 
Kraft  der  Repression  ^^) ,  weil  der  Schuldige  eikennt,  dass 
alle  Schlauheit  und  Lüge  Tor  Gericht  ihn  vor  der  Entdedcung 
seiner  Schuld  nicht  rettet ,  ihm  vielmehr  schadet,  weil  bei 
allen  Bürgern,  welche  die  Wahrsprüche  der  Geechwomen  er- 
fahren die  Ueberzengung  begründet  wird,  dass  der  Schuldige 
seiner  Strafe  nicht  entgeht,  und  das  Strafartheil  einen  um  so 
starkem  Eindruck  machte  als  der  Ausspruch  von  einer  grossen 
Zahl  von  Mitbürgern  der  Verurtheilten  ausgegangen  ist  Die 
Wirkung   dieser  Erscheinung  wird  die   allmülige'*)  Ver- 


32)  Auf  diese  Rucksicht  baut  Keller  in  den  Prenss.  Verhandlungen 
1852  S.  742  seine  Ueberzeugnng  von  dem  Werthe  des  Schwur- 
gerichts. 

33)  Um  gerecht  zn  sein,  mnss  man  gestehen,  dass  manche  dieser 
Vortheile  schon  die  Wirkungen  des  mündtichen  öffentlichen  Ver- 
fahrens vor  Staatsrichtem  sein  können.  Die  Beiziehung  der  Jury 
kann  aber  diese  Vortheile  noch  mehr  sichern  und  ihre  Kraft 
vermehren. 

84)  Der  Beweis  ist  dnreh  statistische  Tabellen  nicht  so  vollständig, 
wir  wir  es  wünschten  zu  liefern.  Die  Vcrmmdening  der  Ver- 
brechen wird  allerdings  nicht  augenblicklich  bemerkbar  hervor- 
treten, aber  sicher  allmälig  sich  zeigen,  wenn  einmal  in  allen 
Klassen  des  Volkes   die  gesteigerte  Kraft  der  Repression  durch 
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miBdeniiig  der  Zahl  der  Verbrechen  sein^).  Eine  nnrer*- 
kennbare  gute  Wirkung  der  Schwurgerichte  wird  die  gestei- 
gerte Thdlnahme  det  Bürger  an  öffentlichen  Angelegenheiten 
die  Bereitwilligkeit  Opfer  dafür,  insbesondere  auch  ftir  die 
Handhabnng  der  Strafrechtspflege  zu  bringen  m)  ,    die  bessere 


die  Schwoigerichke  Wonel  gefasst  bat  Gewiss  ist,  dass  in 
maachen  Bezirken  Baierns  die  Assisensitzimgen  entweder  ganz 
ausfallen  oder  sehr  abgekürzt  werden.  Wenn  in  anderen  Bezir- 
ken, z.  B.  in  Oberbaiem  vermehrte  Sitzongen  vorkommen,  so 
liegt  die  Ursache  in  örtlichen  Gründen,  deren  Erölemng  nicht 
hieber  gehört  Vorzüglich  zeigt  sich  eine  Verminderung  der 
durch  grosse  Kohheit  erzeugten  Verbrechen,  der  (im  Raußiandel 
oder  sonst  verübten)  KörperveHetznng  mit  nachgefolgtem  Tode. 
Hier  wirkt  die  Kraft  der  von  Gesehwomen  ausgegangenen  Ver- 
urtbeQoDgen  auffallend  vermindernd.  Nach  der  baier.  OiminaU 
Statistik  kamen  1850  solehe  Tödtnngsf&lle  44  vor,  die  im  Jahre 
1853  auf  32  herabsanken.  Im  Bezirke  Schwaben  und  Neubnrg 
kam  1853  keine  Anklage  mehr  vor.  Nach  den  neuesten  Nach- 
richten ist  selbst  in  Nicderhalern  in  neuester  Zeit  die  Zahl  sehr 
vermindert.  In  Baden  zeigt  sich  die  Abnahme  der  gefährlichen 
Diebstfihle;  während  bei  einer  Viertel] ahrsilzung  1852  im  Unter* 
rheinkreis  9,  im  Mittelrhcinkreise  7,  Oberrheinkreis  5  vorkamen, 
findet  man  1855  im  ersten  Kreise  3,  im  zweiten  3,  im  dritten  1 
geffibrL  Diebstähle. 

35)  Man  würde  einseitig  sein,  wenn  man  verkennen  wollte,  dass  in 
einigen  Gegenden  die  Zahl  der  Verbrechen  sich  zu  mehren 
scheint,  und  dass  unverständige  Menschen  (aus  niedem  und 
vornehmen  Ständen)  die  Milde  der  neoen  Strafigesetzgebung  und 
der  neuen  Einrichtungen  als  Ursachen  angeben.  Ihnen  hat  Dubs 
im  Vorwort  zum  j^ntwnrf  des  Strafgesetzbuchs  für  Zürich  S«  6 
gut  geantwortet.  Dass  die  Energie  der  Mittel  Verbrechen  zu  ent- 
decken zugenommen  hat,  scheint  man  unbeachtet  zu  lassen. 

36)  Wir  bitten  in  den  Ländern  in  denen  die  Schwurgerichte  blühen 
sehr  conservative  Landleute,  die  nicht  zu  den  Vermöglichen  ge- 
boren, zu  hören,  wenn  sie  aussprechen,  dass  so  schwer  es  ihnen 
wird  Opfer  an  Geld  und  Zeit  durch  Theihiahme  am  Schwurge- 
richte zu  bringen,  sie  dennoch  gerne  jene  Opfer  bringeUt.    Auch 
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Wllidigiiiig  der  hohen  Bedentnng  einer  kriftigeB  SlnQu'^ 
an  deren  VerwaHnng  die  Bfirgcr  selbet  Theil  nehmen  und 
die  Yerhreiftong  der  GeaeCseakenntnitf  und  der  ii«na^K»u>h«Mfii 
eintretenden  echweren  Polgen  der  Dehertretang  der  Oesetie 
■ein.  Wo  diese  Wiilnmgen  nicht  eintreten,  liegt  die  SefanU 
an  schlechten  poIiüBchen  Zuständen,  an  einer  mangelhaft  or- 
ganisirten  Gesetsgebimgy  welche  hindert,  dass  die  Schwurge- 
richte das  ndtUge  Yertranen  geniessen  nnd  ohne  Noth  Opfer 
den  Zürn  Geschwomendlenste  berofenen  MSnnem  auflegt 

In  Bezog  anf  die  Schwurgerichte  wird  noch  die  Frage 
Aber  den  UmiSuig  der  Zuständigkeit,  welchen  das  Gesetz  ümen 
zuweisen  will,  wichtig.  Im  WiderstreÜe  stehen  hier  zwei 
Systeme,  Ton  denen  das  Eine  da^on  ausgeht,  dass  wenn  ein- 
mal das  Schwurgericht  als  eine  gnte  Einriehtang  zur  Verwal- 
tung der  Rechtspflege  erkannt  wird,  diese  Gerichte  ebenso  in 
CivilrechtBStreitigkeiten  wie  in  Stnfsaehen,  nnd  bei  diesen  in 
allen  Straffällon  als  zuständig  erklärt  werden  müssen,  weil 
das  Interesse,  dass  ein  gerechtes  Urtheil  ergehe,  in  allen 
Streüsachen  begründet  ist*^.  Das  andere  System  dagegen 
hebt  die  Nachtheile  hervor,  welche  für  die  büigerliche  Ge- 
sellschaft, wie  für  die  einzelnen  Bürger  entstehen  wurden, 
wenn  ßir  alle  Streitsachen  Ckschwome  beigezogen  würden; 
indem  die  Kosten  des  Verfahrens,  die  Opfer  für  die  Ge- 
schwomen  ^  und  die  Verzögerung  der  Prozesse  zum  Nach* 


ift  die  Bildong  von  Vereinen  der  Bürger,  x.  E.  in  Bsiem  um  die 
zmn  Gesehwoniendienst  berufenen  weniger  VennSgliehett  sa  ent- 
•ch&digen  ein  wichtiges  Zeiefaen  der  Zeit 

37)  Auf  dies  System  ist  das  englische,  schottisehe  nnd  nord- 
amerikanische Recht  gebant 

38)  Ifan  führt  z.  B.  in  Frankreich  an,  dass  wenn  schon  jetzt  die 
Bürger  über  den  Geschwonendienst  klagen  nnd  in  jedem  Jahre 
«ne  grosse  Zahl  wegen  Anssenbletbens  nnd  Weigerung  als  Ge- 
schwome  zn  erschdnen,  bestraü  werden  müssen  (z.  B.  im  Jahre 
18Ü3  1761),  eine  nnertrflgliche  Last  lür  die  Büiger  entstehen 
würde,  wenn  in  den  170000  konrektionellen  Fillen  Geschwome 
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thefle  der  Betheilfi^eii  sehr  eiliöht  wären;  man  betrachtet  dar- 
nach das  Schwurgericht  nur  als  ebne  Anstalt,  die  noch  eine 
grossere  Schntswehr  geben  soll,  also  in  den  schweren  Straf- 
lällen  anzuwenden  ist,  während  sie  in  den  geringeren  ent- 
behrlich wird,  nnd  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  nicht 
dorch  die  Natnr  dieser  Streiti^eiten  geboten  wird.  UnTcr- 
kennbar  hat  die  erste  Ansicht  für  sich  wenigstens  scheinbar 
die  Conseqaens  nnd  den  grossen  Yortheil,  dass  dann  die 
Jnry  nicht  als  ein  gemachtes  Zngeständniss,  sondern  als  ein 
Prinzip  in  der  Rechtspflege  erscheint  ^%  woran  sich  der  Yor- 
theil knüpft,  dass  die  in  Frankreich  und  Deutschland  so  ge- 
wöhnliche AulüMSung  der  Jory  als  politisches  Institut  als 
Schutzmittel  der  Freiheit  und  damit  auch  die  einseitige  Be- 
trachtungsweise mancher  Einrichtungen  der  Jury  vermieden, 
zugleich  ein  Geist  der  Schwurgerichte  hervorgerufen  würd, 
nach  welchem  die  Bildung  der  Jury  freier  von  politischen 
Einflüssen  geübt  ist,  und  das  Volk  den  Geschwornendienst 
nicht  als  ein  berechnetes  Mittel  der  Politik,  sondern  weil  er 
in  der  täglichen  Uebung  vorkommt,  als  die  Ausübung  einer 
(freilich  Opfer  fordernden)  staatsbürgerlichen  Pflicht  betrachtet. 
Auf  der  andern  Seite  zeigt  sich,  dass  an  eine  consequente 
Durchführung  des  ersten  Systems  nicht  zu  denken  ist,  dass 
selbst  in  England  und  Amerika  die  Jury  in  Civilsachen  in 
einer  Reihe  von  Fällen  (die  zum  court  of  equity  gehören) 
nie  angewendet. wurde,  in  neuerer  Zeit^}  in  der  Mehrzahl 
der  Streitfälle  nicht  zur  Anwendung  kömmt  ^^). 


beizuziehen  wären,   während  jetzt  nnr  in  5540  Asslsenfftllen  die 
Jury  nöthig  ist. 

39)  Dies  ist  gut  hervorgehoben  von  Gneist  in  der  Schrift:  die  Bil- 
dung des  Geschwomengericbts  8.  240. 

40)  Ueber  die  Civi^nry  Forsyth  history  chap.  XUI  p.  299. 

41)  In  England  hängt  bei  den  Grafsehaftsgerichten  und  in  anderen 
Geiiehten  (nach  dem  neuesten  Gesetze)  es  von  den  Parteien  ab, 
ob  sie  Jary  wollen  (in  der  Mehrzahl  triU  der  Verzieht  ein).    Die 

Mitter maler,    StrafrerfabrtD.  |0 
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In  Stsaftachen  fSlii  in  EngUndi  ScbottlMd  und  Amerika 
nicht  blo8  da,  w^  der  Angeklagte  isich  acbnldig  bekennt  in 
dem  Trid  (und  nach  neuem  Qesetse  r.  1855  aach  in  gewia* 
Ben  Fällen,  wenn  er  in  der  Vonintersnchnng  daa  Schnldig 
aosepridit)  die  Beiaiehnag  der  Jnry  weg,  aondmi  aneh  in  den 
sahireichen  Fällen  der  Bommary  convietiOA  ^^)«  Man  begreift 
daher  leicht,  daBs  die  franaöeiBche  AuffMsnng  in  den  Lin- 
dern, in  welchen  Jury  eingeführt  wurde,  and  damit  daa  obige 
iweite  System  mehr  Eingang  fand.  Die  Betrachlong  der 
DnrchfQhrnng  deaaelhen  aber  in  den  venrJiiedenen  LSadani, 
lehrt,  dasB  die  im  franaöalBchen  Code  Ton  1808  gewählte  Ao- 
aicht  daa  Eintreten  der  Jury  nur  daTon  abhängig  zu  machM, 
ob  eine  gewiase  aefawere  Strafe  (Leibea  und  entehrende)  dem 
Verbnchen  gedroht  war,  bei  freierem  StaatBcnatande  aieh  dft- 
Un  erweiterte»  daaa  das  Schwurgericht  auch  ohne  BUehaidit 
auf  die  Strafe  bd  Anklagen  wegen  politiadier  und  wegeai 
Preasvergehen  an  gewähren  sei.  Dieae  Anrieht  achwebte  in  Bd- 
gien  und  1848  in  Deutachland  der  Gefi^igebung  vor;  altoki 
sobaU  die  poUtischen  Zustände  rieh  änderten,  machte  in 
Frankreich  und  DeutBchland  aieh  daa  Streben  geltend,,  tie 
Znatändlgkeit  des  Schwurgerichta  wieder  au  beachriinkeii, 
nicht  bloa  in  Beaug  auf  Press-  und  politische  Vergehen,  son- 
dern aneh  die  gemeinen  Verbrechen,  angebHeh  um  die  vIbI- 
fach  laut  gewordenen  Klagen  der  Bürger  zu  beschwiditigi». 
Auf  diese  Art  zeigt  sich  in  der  neuesten  deuitaehen  Geaeln- 
gebung  das  Strebmi  entweder  das  Schwurgerieht  wie  in  Frank* 
rdch  und  Preussen  in  Verbindung  mit  der  Eintheilung  In 
Verbrechen  und  Vergehen  zu  bringen  und  nur  die  &eten  an 


neuen  amerikan.  Gesetee  begünttigen  die  Ungehung  der  Jury  in 
CivilOllen.  s.  noch  Law  magazine  1864  Febr.  p.  95. 
42)  Die  Gefahr  der  allmfiligen  ünteigrabung  des  Frtedps  der  Jury 
hebt  (dgenlUch  tthon  maekstone)  hervor  Wanrea  in  seiner 
Bearbeüuig  von  BlaeküoDef's  Ciiaimentaiies  London  1855.  p.  568 
oad  Bndier  in  der  Schrift:  der  FarÜMienlariinnif. 
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fldniMiggiMit  so  witoea  ^  •)  oder  an  du  Sdiwwgeridit 
nm  ilrafbare  HBiidhmge&  m  weteen,  denen  eine  lehwei« 
Sirafc  gedroht  war,  oder  die  einxelaen  strafbares  Handloogen 
snfswsiHeft ,  deren  Beurtheilang  an  Ae  Behworgeriekte  ge- 
wlesm  wurde;  wühread  die  der  belgischen  GeMtsgebimg 
naehgebildefte  Einilehtong  Immer  mehr  Beifall  fluid,  den  Oe- 
sdiworaen  dadurch  viele  bisher  gesetzlich  ihnen  sugewiesene 
StraiDttie  m  entdehen,  dass  den  Besttsgerichten  und  An* 
Uagekaonmem  das  Recht  gegeben  wurde  Verbrechen  zu  cor- 
rekdonallfliren ,  d.  h«  aussusprechen ,  dass  sie  an  die  correk- 
tisnellmi  Gerichte  gewiesen  werden  ^). 

KMit  unbemerkt  darf  noch  die  Biditung  der  neuen  6e- 
setq;ebungen  und  Vorschläge  bleiben,  entweder  1)  auf  E> 
klAterung  des  Zustandekommens  eines  Wahrspruchs  der 
Sdiuld  m  wirken,  3)  oder  die  Oeschwomen  in  eine  gtinstigere 
Lage  zu  selsen,  dannt  sie  nicht  durch  die  drohende  unTcr«* 
hatnisswigsrfg  harte  Strafe  vom  Wahrspruch  der  Schuld  abge* 
hdten  werden,  S)  oder  die  Gesohwomen  bei  ihrer  Berathung 
Iheils  TOr  den  EinfUlssen  der  Furcht  zu  bewahren,  theils  sie 
zur  Prfifiing  der  Gründe  ihres  Wahrspmchs  zu  nöthigen, 
4)  die  Besorgnisee  wegen  der  Missgriffe  der  Geschwomen 
vorzügttch  durdi  Anordnungen  zu  vermindern,  welche  den 
Bfchtem  dnen  grSeseren  Einflnss  auf  die  Wahrsprüche  der 
Oeschwomen  sicherten.  Aus  der  ersten  Richtung  erUiren 
sich  die  Vorschriften,  durch  welche  eine  geringere  Zahl  von 


42  a)  Aue  Einwendnngen ,  welche  gegen  diese  prinziplose  Abtheilung 
oll  geltend  gemacht  wurden,  gehören  auch  hieher.  v.  Tippels- 
Idreh  in  Goltdammer  Archiv  UI.  S.  763  schlägt  vor  an  die  Ge- 
tehwonien  nur  jene  StraflUle  zu  weisen,  welche  auch  dem  na- 
tfirlichen  Rechts  gefühl  eines  jeden  den  höheren  Staatsangelegen- 
heiten ferne  stehenden  Privatmanns  als  unsittlich  erscheinen  und 
in  der  Regel  gegen  eine  Privatperson  gerichtet  sind. 

43)  Diese  Ansicht  ist  neuerlich  auch  in  Frankreich  s.  oben  §.  6  Not 
lebhaft  vertheidigt.  s.  den  neuesten  Aulsatz  in  der  Revue  critique 
de  legislatlon.  Paris  1855.  Septembre  p.  245  u.  gut  dagegen  Helle 
in  der  Revue  Septembre  p.  Wl. 
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Stfanmen  (c  B.  nur  7  gegen  5)  zur  Verortheiliuig  verlangt 
werden.  Die  zweite  Richtung  erzeugt  die  gesetzliehen  Be- 
atimmungen  den  Oeschwomen  das  Recht  zu  geben^  den  Wahr- 
Sprüchen  der  Schuld  den  Zusatz  beizufügen,  dass  liüderunga- 
gründe  vorhanden  seien«  Ans  der  dritten  Richtung  stammen 
die  Vorschriften,  dass  die  Abstimmung  der  Oeschworaen  ge- 
heim bleiben  müsse,  ebenso  wie  der  Vorsehlag m),  daaa  die 
Oeschwomen  Entscheidungsgründe  ihren  Wahrsprüchen  bei- 
fügen sollen.  Die  vierte  Richtung  erklärt  die  gesetzlichen 
Vorschriften,  1)  dass  da  wo  die  Oeschwomen  nur  mit  ein* 
facher  Mehrheit  den  Wahrsprach  der  Schuld  geben,  die 
Staatsrichter  berathen  und  die  Mehrheit  ihrer  Stimmen  ent- 
scheidet, ob  der  Wahrsprach  wirksam  bleiben  soll^^),  2)  dass 
da  wo  die  Richter  einstimmig  (oder  nach  anderen  Gesetzen  in 
der  Mehrheit)  überzeugt  sind,  dass  die  Oeschwomen»  welche 
das  Schuldig  aussprachen,  sich  irrten,  die  Sache  an  eine  neue 
Jury  gewiesen  wird.  Den  gleichen  Zweck  haben  die  Vor* 
schlfige,  1)  dass  der  Präsident  im  Berathungszimmer  die  Be* 
rathung  der  Oeschwomen  leiten  soll  ^),  S)  dass  ein  Oe* 
schworoengericht  und  zugleich  Staatsrichter  über  den  Fall 
berathen  sollen,  derWahrsprach  der  Schuld  aber  nur  dann  an- 
genommen wird,  wenn  Oeschwprae  und  Richter  von  der 
Schuld  fiberzeugt  sind  ^^) ,  3)  der  ähnliche  eine  solche  Ein* 
richtung   bestimmter    begründende    Vorsehlag    Hildgards  ^. 


.44)  s.  darüber  Demburg  über  Werlh  und  Bedeotung  der  Schwurge- 
richte. S.  110. 

45)  s.  dagegen  meinen  Aufsatz  in  dem  Magazin  für  hannov.  Recht 
IL  Bd.  8.  93. 

46)  in  der  Schrift:  Ueber  die  Preoss.  Schwurgerichte  und  deren 
Reform  von  Götze  mit  Zusätzen  von  Keller.  Berlin  1851  und  da- 
gegen meinen  Aalsatz  im  Gerichtssaal  1852.  S.  323. 

41)  Vorgeschlagen  von  H.  von  Stengel  (Oberhofrichter)  in  DattUn* 
gers  Archiv  für  badisches  Recht  L  Bd.  N.  XXIV  und  gegen  die- 
sen Vorschlag  Zentner  das  Geschwomengericht  S.  461. 

48)  Hildgard  im  Archiv  des  Criminalrechts  1855.  8.  352. 


245 

ASe  dtoee  Einriditiiiigeii  mtlaseii  unten  näher  geprüft  werden. 
Wahre  Verbeeeeningen  der  Schwurgerichte  können  nur  be- 
wirkt werden,  wenn  immer  mehr  daa  Streben  der  Oesets- 
gebnng  dahin  geht,  die  oben  angebenen  Voraaesetrangen  der 
Wirksamkeit  der  Jnry  zu  beleben  und  Hindernisse  zu  entfernen, 
wenn  dal&r  gesorgt  wird,  dass  den  Geschwornen  recht  idar  ihre 
wahre  Anfgabe  vorschwebt  **)  und  Torcüglichdie  Idee  herrschend 
wird,  dass  ein  richtig  geordnetes  Zusammenwirken  der  Ge- 
schwornen und  der  Staatsrichter  sn  Vertraaen  verdienenden 
Warhi  Sprüchen  führen  kann  ^. 

§.     16. 

Gesetzliche  Anordnangen  in  Bezvg  auf  die  Bildung  der 

Litten  der   Geschwornen. 

Der  leitende  Grundsatz  bei  den  Anordnungen  über  Bil- 
dung der  Jury  muss  der  sein,  dass  die  Urliste  möglichst  viele 
Personen  umfasse ') ,  damit  die  Last  nicht  zu  oft  die  Nämli- 


49)  Darüber  meinen  Aufsatz  in  Mähry  hennov.  Gerichtszeitong.  Stade 
1850.  8.  51.  Als  Mittel  nm  den  Geschwornen  ihre  Aufgabe 
klar  zu  machen,  erscheinen  1)  richtige  Eidesformel ,  2)  die  Ver- 
bannnng  der  Anweisong,  dass  die  Jury  nach  intime  eonviction 
nrlhdlen  soH 

50}  DanSber  vorlänllg  meinen  Aufsatz  im  Magazin  far  hannov.  Recht 
II.  Hr.  a 
1)  Ss  ist  merkwfirdig,  dass  als  1854  in  dem  Entwürfe  des  Gese- 
tzes öberYerbessenmg  der  common  lawprocednre  im  Art.  XIV. 
XV.  der  Vorschlag  gemacht  war,  den  Censns  für  die  Geschwor- 
nen von  !M)  auf  30  Pfand  zn  erhöhen,  and  selbst  die  committee 
dies  begutachtete  im  Parlament  sich  sogleich  dagegen  Stimmen 
erhoben,  weil  durch  den  Vorschlag  zu  viele  Personen  ausge- 
schlossen würden.  Im  Gesetze  findet  sich  darüber  auch  nichts. 
Es  wurde  ausdrflchlich  in  den  Verhandinngen  geltend  ge- 
macht, dass  es  nicht  scheinen  dürfe,  als  sollten  die  Reidien  nur 
ein  Vorrecht  des  Richteramts  erhalten. 
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chen  treffei  and  sngleieh  Personen  aus  allen  Klassen  des  Vol- 
kes enthalte  j  damit  der   Wahrsprach  als  Ansdmek  des  all- 
gemeinen  Volksrechtebewusstseins  erseheine,  damit  jedes  Misa» 
trauen  entfernt  werde ,  als  ob  nur  gewissen  Bevoireckteten  das 
Richteramt  über  ihre  Mitbürger  überlassen  werden  solle  und 
als  ob  die  Regierang  ans  Parteirücksichten  von  demGesckwor^ 
nendienste  habe  ansschliessen  wollen^);  dass  endlidi  ans  der 
Liste   diejenigen  entfernt  werden,   wekhe  wegen  ibrcr  ttai^ 
gelnden  Reife,   wegen  ihrer  Stellang  oder  wegen  ihrer  Bo- 
scholtenheit  nicht  Oeschworne  sein  können.    Vetgleiehi  min 
die  verscliiedenen  Ansichten  über  die  Bildong  der  Geschwor- 
nenlisten,   so  bemerkt  man  leicht,    dass  in  Frankreich  nnd 
Deutschland  eine  von  der  englischen  verschiedene  Auifassang 
des  Geschwomendienstes  sieh  aosbildele.     In  England  sieht 
man  denselben  als  ein  staatsbürgerliches  Amt  und  eine  Last 
an;  in  jenen  Ländern  hingegen  ist  die  Vorstellung  verbreitet, 
dass  das  Recht  Geschwomer  zu  sein,   ein  angebomes  DrwSh- 
lerrecbt  und  das  Amt  ein  Ehrenamt  sei').    In  Bezug  auf  das 
Verhältniss  der  Urliste  zur  verminderten  Liste    herrschte  in 
der  Gesetzgebung  eine  zweifache  Auffassung,  in  so  ferne,  ala 
nach  einer  Ansicht  man  schon  bei  der  Urliste  eine  sorgfSltlge 
Auswahl  vornehmen  wollte,  damit  in  Bezug  auf  die  darin  tot- 
kommenden  Personen  das  Loos  entscheiden  könne,  walireiid 
nach  einer  andern  Ansicht,  die  Urliste  zwar  anf  einer  breiten 
Grundlage  entworfen,    das  Hauptgewicht  aber  daran!  gelegt 
werden  sollte,  dass  aus  der  Urliste  die  aorgfiUtige  AuswaU 
der  geeigneten  Personen  durch  Vertäuen   verdienende  Behör- 
den oder  Beamte  vorgenommen  würde.      In  Bezug  auf  dieae 
zweite  AnfEsssung  wirkten  politische  ZustXnde  und  der  Um- 
stand,   ob  man  das  Schwurgericht  mehr  mit  Vertrauen  oder 
Misstrauenbetrachtet.  Unwillkürlich  wirkten  auf  die  deutschen 
Gesetzesarbeiten  mehr  oder  minder  französische  Vorstellnngen 


2)  Gneist  Bildung  der  Geschwomengeriehta  B.  193.  97. 

3)  s.  Gneiit  8.  160.    Heins  Sehria:    Das  engliseha  StaTvcrfahrcn 

S.  392. 

t 
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ttber  BeMiswig  der  Jorj  «in;  in  Fteikreleh  ahet  halten  die 
Bedflrfiiisse  der  eben  herrschenden  Regiemngflgewalt  ^)  welefae 
der  Jnrjr  eleli  n  ihren  Zweei^en  bedienen  wollte,  (daher  auch  sur 
DBterdrfielning  *)  den  Charakter  der  Geeetse  der  Tcrechiedenen 
Mten  bestimmt.  WHhrend  im  Oesetse  y.  17§I  der  procnremr 
syntte  und  das  directirfre  des  Departement  die  Ankkg- 
geschwomen  ans  den  Bürgern,  welche  die  Erfordernisse  be- 
Sassen,  um  Wähler  an  sein,  wühlte  nnd  ans  der  gleichen 
nasse  der  Bürge»  der  proeorenr  syndic  200  als  Urtheilsge- 
schwome  wäUte,  von  denen  der  öifentliche  AnUSger  80  Nsr 
mm  wegstreiehen  kxMuite,  glaubte  man  für  gewisse  Fälle  eine 
Specialjury  wählen  an  müssen.  Das  Oeseta  vom  Mivose  des 
Jahres  D.,  3  Bmmaire  IV«,  0  Qerminal  VnL  behielten  diese 
OmndsAtse  bei;  die  Aenderungen  betrafen  die  Erfordernisse 
am  Wähler  au  sein,  und  die  Namen  der  Yerwaltnngsbeamiea. 
Diffch  den  Code  von  1806  wurde  bestimmt,  dass  nur  aus  der 
Kbase  der  höchsAesteuerten  Wähler  die  Geschwomen  ge- 
nommen ,  neben  Urnen  einige  sogenannte  Capadtäten  in  die 
Oesehwomenliste  anf^^enommen ,  die  Liste  der  Berufenen  von 
dem  Prifeklen  und  von  den  Assisenpräsidenten  vermindert 
werden  sollte.  Das  Geseta  v.  S.  May  1827  half  den  Klagen 
einigermassen  dadurch  ab,  dass  die  Liste  der  Capadtäten  er- 
weitert wurde,  Us  das  Geset;t  v.  7.  August  184$  die  bisheri- 
gen Grundlagen  vSllig  aufgab  0- 

Alle  bisherigen  Geaetagebungen  Europa's  und  Amerika's 
über  Bildung  der  Schwurgerichte  können  auf  folgende  Systeme 


MMMirfM 


4)  Trefflich  haben  Helle  in  der  Revue  de  leg^slation  1842  p.  330 
oad  Berenger  de  la  represnon  penale  p.  54—67  den  Wechiel 
der  verschiedenen  polit  Etuflfisse  gezeigt. 

5)  Hatt  vergesse  niefat,  dass  nach  der  Restauration  den  herrschende 

Partei  die  Jory  dazn  brauchte,  um  sicher  die  Vemrtheilang  ihrer 

Feinde  za  bewirken,  nnd  dass  in  einem  berechtigten  Falle  eine 

Jnry  die  ans  22  Chevaliers  de  saint  Louis  (meist  aus  derVendee) 

bestand,  die  Angeidagten  sehnliKg  fand.    Berenger  L  c  p.  67. 

6)  Von  dem  Qiaraltler  des  Geselzes  ▼.  1849  tt.  des  gegenwärtig 
geltcndea  Gesetzes  v.  1869  anten. 


sarodkgelnkit  weideB,  wmA  «war  L  im  Bes«g  a«f  die  Bil- 
dasf  der  Drliste. 

A)  Dm  Gesetz  bestnuoit,  dass  «De  MäuMf  cnes  ge- 
wlMen  AUera^  weklie  alc  StaatdiirgerStiauiiEeclaliabeBy  oluie 
RnckiBcht  aaf  cmeii  gewiflsen  Censas  Gesekworae  seiii  kon- 
BCB.  Dies  findet  skli  in  daugem  Mim>inMfhea  Suaten  ^l» 
im  der  Sütmm^  in  Fiaakzeicli  acit  dem  Gewtxe  von  1M8, 
in  Wfiitcmberg  •  •)  u«  a.  m. 

B)  DaaGeaeti  fördert  einen  gewiaBen  Cennia  von  den- 
jenigen, welciie  auf  die  Gesdiwoinenliate  geaetst  weiden  aol- 
len, jedoeh  nieder  in  einer  aehr  Tefaddedenen  Angaaming, 
indem  entweder  die  Groaae  der  Stener  anf  doi  Beaits  eines 
gewissen  Yennogena  acliliessen  laset  nnd  das  Gesetz  diejeni- 
gen welche  ein  solches  Yennögen  beeitsen,  als  geeignet  fair 
den  Dienst  als  Geschwome  betrachtet,  da  das  YeimQgen  die 
Mittel  hdheier  Ansbildang  giebt  nnd  erwarten  lasst,  daas 
solche  Personen  besonderes  Interesse  an  der  Erhaltung  der 
Ordnung  haben*);  die  swdte  Ansicht  (engUsehe)  hingegen 
fordert  den  Censos  nur  (ab  MsBHfttib  der  bfiigerlichen  Last) 
weil  man  Personen,  die  nicht  wenigstens  ein  gewisses  Yer- 
mögen  haben  if),  die  Last  nicht  anlburden  will  >  i). 


7)  in  Pennsylvuiien,  JDinms,  Ohio;  amfilfarileh  in  Bezug  anf  den 
letzten  Stasi  Swan  Stalntet  of  the  ttate  of  Ohio  1854  p.  351  o. 
487.  Machweisiuigen  in  meiner  Schrill:  Uu  engiiMhe  StnNeiw 
Ishren  S.  a9a 

8)  Nach  der  Bandearerlassang  beim  Bnndesgericht,  in  Zürich,  Thor- 
-    gao,  Bern. 

8  a)  Doch  liann  nur  der  Geschwoiaer  sein,  welcher  iigend  eine 
direkte  Stener  zahlL 

9)  Dies  ist  die  französ.  Ansicht,  gut  Gneist  S.  172  über  die  Ver- 
schiedenheit derselben  von  der  en^sehen. 

10)  Uebcr  die  geschichtliche  Ansbildung  meine  Schrift:  Das  engl 
Strafveilahren  S.  372.  Nach  Smith  de  repnblica  Anglor.  p.  153. 
worde,  wenn  so  viele  verworfen  worden,  dass  die  Zahl  12  nicht 
erreicht  worde,  ex  cireomslantibos  die  Zahl  ergänzt 

11)  Meine  Schrift  ober  englisches  Strafverfahren  S«  378. 
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Dies  System  des  Ceiisns  kömmt  entweder  vor  a)  so  dass 
ein  hoher  im  gansen Lande  gleidier  Census  gefordert  wird*') 
oder  b)  so  dass  nachVersehiedenheit  der  Provinsen,  (je  nach^ 
dem  sie  reicher  oder  weniger  wohlhabend  sind)  von  den  als 
Oesehworse  Fähigen  ein  verechiedener  Censos  verlangt  wiid '3) 
oder  e)  dass  swar  die  Höchstbestenerten  als  Oeschwome  be- 
nfen  -werden,  aber  so,  dass  für  jede  Stadt  and  jeden  Amts- 
bezirk die  festzosteUenÜe  Zahl  der  Höchstbestenerten  ein 
ProBont  der  Bevölkerung  beträgt  i^),  oder  so  dass  das  Oesete 
eine  bestimmte  Zahl  (1000)  von  den  Höchstbestenerten  snm 
Schwurgerichte  bemil,  was  dann  die  Wirkung  hat,  dass  um 
die  Zahl  zu  ergänzen,  in  manchen  Bezirken  zu  einer  weit 
geringern  Steuergrösse  herabgegangen  werden  muss  ^^).  d)  Das 
Gesetz  fordert  die  Entwerfung  Ton  zwei  Listen,  eine  welche 
die  Bürger  die  geringen  Census  haben  enthält,  die  Andere 
fOr  die  Bürger  mit  höherm  Census,  so  dass  die  Dienstliste 
Oeschwome  aus  beiden  Listen  enthalten  muss  '*).  e)  Die 
Oesetsgebung  begnügt  sich  mit  einem  massigen  Census,  bei 
dem  man  nicht  klar  erkennt,  ob  der  Census  im  französischen 
Sinne  i^)  oder  in  der  Richtung  aufgefasst  ist  >*),  dass  nur  den- 

12)  z.  B.  nach  dem  französ.  Code  v.  1808,  wo,  nur  die  Höchslbe- 
steuerten  aof  die  Liste  kommen. 

13)  z.  B.  Dach  belgischen  Geselzen  v.  15.  May  1838  (darüber  ZeiU 
schriil  für  ausllüid.  Gesetzgebung  X.  8.  413. 

14)  z.  B.  in  Braanschweig  s.  Gerichtssaal  1853  S.  9. 

15)  z.  B.  in  Hannover,  Gerichtssaal  1854  S.  408.  Nach  der  Crimi* 
nalstatisük  Hannovers  über  1852  1853  S.  7  betrug  im  Bezirk 
Göttingen  der  Census  20,  in  Hannover  und  Stade  40  Thaler. 

16)  z.  B.  in  Schottland  wo  10  aus  dem  common  Jurors  u.  5  aus  den 
special  Jurors  genommen  werden.  Nachweisungen  in  meinem 
englischen  Strafverfahren  S.  388.  Merkwürdig  ist,  dass  in  Eng- 
land im  Gesetzesentwurf  v.  1855  und  in  den  Berathnngen  dies 
System  vorgeschlagen  wurde.    Tiqaes  v.  30.  Juny  1854. 

17)  Dies  scheint  bei  dem  preuss.  Gesetze  v.  1849  der  Fall  zu  sein, 
welches  als  Census  18  Thlr.  Klassenstener,  oder  20  Thlr.  Grund- 
steuer, oder  24  Thlr.  Gewerbesteuer  fordert 

18)  z.  B.  nach  dem  bakisch^  (v,  1848)  und  dem  badiscben  Gesetze 
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jeafgen  die  wenigatais  eine  gfmiBae  SUaer  (SO  QaUai)  sah- 
len«  dne  gewisse  äatsere  Unsbhtt&gigkeit  mgetravl  werdca 
und  da08  für  den  Mindefbeoüttflten  die  Last  des  Geeehwor- 
flendieostet  zu  groas  aeia  wurde. 

C)  Alle  deotsehea  Geaetsgebangen  welche  daa  S/atem 
dea  C«iaua  befolgen,  acUieaaen  aich  der  fraaaMacliea  Geaela- 
gebaag  ani  welehe  aeben  dea  wegea  ihrer  Steairgrikm  Berafeaea 
aogenanate  CSapacitätea  aofistelhy  d«  k  aaeh  Minner  auf  die 
Liate  setat,  welehe  swar  nicht  jene  Bteaev  beaahlen,  aber 
wegea  ihrer  Temiathlichea  hohem  BUdoag  oder  SteUnag  ab 
befähigt  zam  Geaehworaeadienate  betrachtet  werden«  Veige- 
bena  aaeht  man  aber  darüber  in  dea  Qeaetogebiii^n  eiae 
Oleichfbmiigkeit  >*),  waa  aich  ana  der  Terachiedeaea  Aaffaa- 
aaag  ^)  aas  localea  Btickaichten  '>)  aad  aaa  polUachea  Ein* 
flüaaen  >>)  erklärt 

n«  Die  Geaetie  der  veracbiedeaen  Linder  haben  aehr 
▼erschiedene  Wege  eingeachlagen,  am  aaa  der  groaaea  Zahl 
aller  BeOhigten  die  Geachwon&en  auaiawählea,  welehe  flir 
eiae  beatfanmte  Gerichtsaitanug  snm  Oeackworaendieaat  tiar 
berafea  werden  aollen. 


▼.  1851.  In  vielen  nordamerikaais6faeii  Staaten  t.  B.  Newjorfc, 
Virainien,  Conneeticat,  Keniacky  gihdn  ähnliehei  System.  Meine 
Sehrm  S.  391. 

19)  üeber  den  Mangel  des  Prinzips  welcher  der  ganzen  AnfsteUnng 
snm   Grande  Hegt,  s.  meine  Schrift:    Die  Mflndlichkelt  8.  385. 

2p)  a.  B.  faPrettS8en(6es.v.  1849  $.63)  gehören  dahin  Aetzte,  Notare, 
Rechtsanwälte,  Professoren,  Beamte  die  Tom  König  bezahlt  sind, 
oder  weidgstetts  500  Thlr.  Einkommen  beziehen,  s.  daiftbcr 
Gneist  8.  196.  In  Baiem  hat  man  alle  berufen,  die  ein  Gemein- 
deamt habe&  oder  in  den  letzten  12  Jahren  hatttii  (wegea  des 
Veitranens  ihrer  Mitbürger)  alle  die  Doktorgrade  (nur  von  deui» 
sehen  Universitäten)  oder  amtliches  PrfifiEingszevgiüss  efiaagiea, 
nad  Zengnisse  über  volle  Knnstbefahigmig  haben. 

ti)  t,  B.  bei  der  Frage,  ob  man  aneh  Künstler  zn  dea  Capaeftätoi 
rechnete. 

22)  Dies  zeigt  sich  besonders  hi  Baden,  wenn  man  dM  Sehwnrge- 
rkftitsgeiaiz  ▼•  18M  mU  dem  vea  1851  fer^eldit« 
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A)  la  EnghBd,  Sehotdaiid  lud  eiiügeii  BUaten  N«id- 
amerflca's  ^)  ernamit  lieste  nodi  der  mit  dem  VerIrMieii  dee 
VoUcB  bekleidete^  oder  von  ihm  erwählte  SherilF  die  Geschwor- 
nen  fOr  jede  einzelne  Gerichtaaitsujig  nach  seinem  Ermessen. 
Nor  wenige  Lander  lassen  in  jQinlielier  Weise  onmlttelbar  ans 
der  Urliste  die  Dienstliste  bilden ,  jedoeh  nicht  dnrch  einen 
Beamleo,  sondern  durch  das  Loos^)« 

B)  Fast  alle  Staaten  hingegen  yerordnen^  dass  die  Ur- 
liste Tor  Bildung  der  Diensliste  in  geeigneter  Weise  Ter- 
min dort  werde  und  lassen  nicht  flir  jede  Geriehtssitsmigy 
sondern  Ar  eine  Reihe  von  solchen  2.  B.  ftr  ein  Jahr^) 
eine  zweite  Liste  fertigen»  auf  welcher  nur  jene  stehen  sollen, 
welche  zum  Geschwomendienst  für  besonders  befShigt  gehal- 
ten werden.  Je  nachdem  nun  das  Schwurgericht  in  einem 
Lande  mehr  als  unabhängiges  Volksgericht  oder  mehr  als 
unter  dem  Einflüsse  der  Regierung  stehende  Einrichtung  er- 
scheint, ist  die  Auswahl  der  Geschwomen  zur  Bildung  dieser 
vemlnderien  Liste  der  Yolkswahl  in  Urwahlen^)  oder  durch 
YeHariwiiÖrden '^y  oder  einem  Zusanmenwiiken  von  Volks- 


7S)  PeuntÜTaiileii ,  Vfarglnieil.  s.  über  die  Gesetze  über  Bildung  der 
Gesehwonienliflett  in  den  Y.  St.  Hittermaier  engl.  St.Y.  S.  393. 
Eine  gute  Darstenung  der  versch.  Arten  der  Büdmig  der  6e- 
tebworaenBflten  in  Brauer  die  deutschen  Sehwnrgerichtsgesetze 
in  ihren  Hauptbestirnmungen  Erlangen  1856  S.  31—49. 

tl)  X.  B.  Waatiand  ond  Braunsehweig.  a  darftberBhintsehll  Staatsr. 
9.  496. 

25)  s.  darüb.  Gaeist  8.  217. 

26)  hl  Bern,  Zürich,  Thurgau. 

27)  In  Genf  wfthlt  ein  vom  grossen  Rath  ernannt.  Anssehnss  s. 
Ztschr.  f.  ansL  G.  X.  8.  360  und  Cherbuliez  in  Zisehr.  XIX.  Nr. 
XI.  In  vielen  Staaten  R.  Amerika's  wftblen  die  Gemeindebe- 
hürden  für  Jede  Gemeinde,  1.  B.  in  Newyoik,  HassadHMetts.  In 
Frankreich  naeh  dem  Ses.  v.  1848  wiUten  die  Gemeinde- 
bekfaden  etoea  sancen  Beiirlu*  In  Nassau  wühlen  die  Ge- 
mtindffüthe  u.  eis  aus  timmll  Büryenneistem  bestehender  Ans- 
sehnss wühlt  aus  den  Gewihlten  die  KreisgeschwoiUen. 
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wähl  Oeriehts-  imd  VerwaltoBgabeamteD  ^,  oder  von  Ver- 
tnuensbehörden  und  flolchen  Beamten  ^•j,  oder  ansschliessUeh 
den  Oerichtsbeamten  ^),  oder  endlich  anasehlieulidi  den  Ver- 
waltangsbeamten'i)  übertragen.  Ana  der  ao  venninderten 
Liate  wird  dann  nach  den  meiaten  Geaetien  ffir  jede  Ge- 
richtaaitaung  die  Dienatliate  dnrch  daa  Looa  gebUdet;  einige 
haben  auch   die  Anawahl   der  Oeachwomen  dem   Ermeaaen 


28)  In  Anhalt  (St  P.  0.  f.  23  flgd.)  wählt  das  Volk  in  Urwahlea, 
worauf  der  ObeiUndesger.Präsident,  die  drei  Kreisgerichtsdiredo- 
ren  und  die  drei  Kreisdireetoren  die  Lifte  vermindem. 

29)  In  Wfirtemberg  (Art.  59  flgd.)  vermindert  ein  gewählter  Be- 
zirksansschoM  die  liste,  höhere  Gerichtsbeamte  streichen  dann 
Vs*  In  Thfi ringen  wihlen  die  Einzelnrichter  und  Gemeinde- 
behörden die  Gesehwomen  der  Jahresliste  (Art  28  flgd.)  In 
Baiern  (Ges.  ▼.  1848  }.  78)  mmdem  Gemeindevorstände  and 
gewisse  WabImänner  nnter  Leitmig  des  Amtsvorstandes  die  Liste; 
der  Regienmgspräsident  bildet  daraus  die  KreisUste,  indem  er 
ehie  gewisse  Zahl  von  Gesehwomen  hininiagt;  die  Kreisvertie- 
ter  (der  vom  Volke  gewählte  Landrath)  wählen  daraus  endlich 
die  flälfle.  In  Hannover  wählen  die  Btrgervorsteher,  Amts- 
vorfände  unter  Leitung  der  Verwaltnngsvorstände  V>  der  auf 
der  Urliste  stehenden  ans,  und  der  ständige  Provintialansschuss 
mindert  die  Liste  nochmals.  In  Baden  bexeichnet  der  Ge- 
meinderath  di^enigen,  welche  er  für  besonders  befähigt  zum  Ge- 
sehwomendiensi  hält;  der  Amtsvorstand  (Verwaltung  und  Redits- 
pflege  sind  noch  nicht  getrennt)  wählt  dann  unter  Beiziehnng 
von  10  Bfirgem  (wenigstens  4  Bfirgermeistem)  die  Gesehwomen 
der  Jahresliste  und  14  Tage  vor  jeder  Sitzung  mindert  der  Hof- 
gerichtspräsident mit  dem  Regierungspräsidenten  und  dem  älte- 
sten Holgerichtsrathe  nochmals  die  Liste,  ehe  die  Dienstliste  aus- 
geloost  wird. 

30)  z.  B.  iu  Belgien. 

31)  Nach  dem  französ.  (k>de  von  1808;  Jetzt  in  Preuisen,  wo  die 
Regierungspräsidenten  die  Gesehwomen  der  Jahresfiste  wählen, 
und  sogar  zu  jeder  Sitzungsperiode  aus  den  von  ihnen  gewähl- 
ten dicgenigen  48  bezeiehnen,  von  welchen  der  Asitsenpräsidait 
30  einruft 
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einor  richterlichen  Behörde  *^  odor  letoterem  in  Verbindung 
mit  dem  Looee*')  überlesflen. 

Einen  eigenthttmlichen  Charakter  hat  das  neueste  fran- 
zoaiache  Geaets  v.  4.  Jnny  1853*  Das  im  Jahre  1848  am 
7.  Angnat  verkttndete  Geaets  war  auf  die  Grundlage  der  mög- 
lichaten  Erweiterung  dea  Ereiaea  der  Geachwomen  (ohne 
Rfiekaleht  auf  Cenaua  und  Capaeitäten)  und  in  Beaug  auf 
Mindenmg  der  Urliaten  auf  den  Gmndaata  gebaut,  daaa  eine 
aus  dem  Generalrathe  dea  SLantona,  dem  Friedenarichter  und 
iwei  Mitgliedern  dea  Gemeinderatha  beatehende  Commiaaion 
die  Urliste  zu  mindern  hatte.  Die  Erfahrung  gab  dieaem 
Gesetze  kein  ungünatigea  2eugniaa  und  Aasiaenpriaidenten 
erkUirten,  dass  seibat  bessere '^eschworne  als  früher  berufen 
waren  ^),  Nach  der  Erfahrung  ergab  sich  aber  auch,  dass 
an  manchen  Orten,  die  Coomiissionen  i|ire  Pflicht  nicht  er- 
liülten,  gleiehgiUtig  waren  oder  die  Eigenschaften  eines  wür- 
digen Geschwornen  nicht  in  Betrachtung  zogen,  oder  ihre 
Freunde  begünstigten,  und  in  Gemeinden  in  denen  politische 
Parteinngen  starker  waren,  von  dem  Einfluaae  derselben  sich 
beherrschen  liessen.  Es  fehlte  häufig  den  Mitgliedern  der 
Commiaaion  daa  Gefühl  der   groaaen  aittlichen  Verantworte 

liehkeit«0* 

Nach  der  Umgestaltung  der  politischen  Verlmltnisse  in 

Frankreich  durch  den  2.  December   1851   suchte  die  Begie- 

mng   den  ?on  ihr  abhängigen  Präfecten  den  entscheidenden 


32)  In  Preussen  dem  Assisenpräsidenten. 

33)  In  Baieni,  wo  45  Geschworne  ansgeloost  nnd  daraus  30  vom 
Asösenpräddenten  gewählt  werden,  in  Thfiringen  wo  72  ansge- 
loost  nnd  36  vom  Präsidenten  des  Appellhofes  davon  gewählt 
werden. 

34)  Nachweisnngen  ans  den  statistischen  Tabellen  in  meinem  Auf- 
sätze in   der  Zeitsehrift  für    ausländische  Gesetzgebung    XXIV. 

Hro.  yin 

35)  Solches  behauptet  wenigstens  Gase  in  dem  RecueÜ  de  l'Acade- 
mie  de  legislation  de  Toolonse  1853  ü.  vol.  p.  162. 
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Efiifus  auf  die  BOdug  der  IJBte  der  Geeefcwotaea  wieder 
XU  gebeiL  Es  wurde  nu  ein  neoer  GeeetseBeuiwuif  beer* 
bellet,  ena  weMieB  das  jeiak  gettende  Gesefs  r.  4.  Jvij  1853 
hemfr^ng^  Beine  Grundlagen  sind:  1)  die  Beselirinknn- 
gen  der  Ffldgfceit  Gesdiwomer  zn  sein,  dnreh  das  bferder- 
niss  eines  Censns  und  die  Sücknidil  anf  Capacülten  fiden 
weg.  t)  Eine  Commission  bestellend  ans  den  Fkiedensridi* 
tem  nnd  den  Maires  (in  Rrnnkrelch  Ton  dem  Kaiser  ernannt) 
des  Kantons  bilden  die  Listen  iVr  den  Kanton,  t)  Ffilr  das 
Departement  wird  die  Liste  der  Gesebwornen  iVr  ein  Jabr 
dnreb  eine  C<Mmnisslon  gebüdet,  die  unter  dem  Vorsitse  des 
Pritfidden  (der  die  entacbeldende  Stfmme  bat)  ans  den  Frie- 
densrlebtem  des  Beaiifcs  iMSteht*^. 

Bannnelt  man  die  Stinnnen  der  Erbbmngen  Hber  die 
Wlriningen  dieser  Terseliiedenen  Systeme,  so  kann  min  nicbt 
in  Abrede  stellen,  dass  aneb  nngeaditet  dfeser  Teraddedcn- 
beit  die  SffentUdie  Stimme  bezeugt,  dass  die  gewttJten  Ge- 
sebwornen im  Ganzen  ilne  Aufgabe  erAlien,  Tonmsgesetst 
dass  in  dem  Lande  nidit  durcb  sebHmme  politische  Zustände, 
durch  den  Einfluss  von  Partdungen,  durch  die  Dnabbfingig* 
keit  und  freie  Deberzeugung  geflhrdende  SteDung  der  Beam- 
ten Elemente  sich  gdtend  machen ,  welche  das  Veriraiien  zu 
den  gemWLien  Gkschwomen  zu  ersdillttem  geeignet  sind. 
Priilt  man  aber  die  T^tBchiedenen  Gmndsitse,  Ton  wdeben  die 
Gesetzgebungen  ausgehen  in  Yeri^eiebung  mit  deti  Erfahrun- 
gen» so  muss  L  anerkannt  werden,  dass  das  System  des  Ccn- 
sus  keine  Empfehlung  verdient,  am  wenigsten  wenn  es  so 
wie  in  Frankreich  1848  aufgeiksst  wird,  dass  an  den  durch 
die  Steuergroase  auiigedrficklen  Beaitz   eines  grofisen  YermS- 


36)  Darüber  Moria  Journal  dn  droit  crimioel  1854  pag.  6.  TrebnÜen 
Court  da  droit  criminel  IL  p.  356.  Berenger  de  la  represaion 
penale  p.  63. 

37)  In  den  Yerhandlnngen  kömmt  vor,  data  die  Eegienmg  die  Ver- 
antworüiciikeit  fOr  ilire  Beamte  (T)  überaeiune. 
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gum  dk  VwMtiwBg  fieknttpft  wM,  dtss  4er  BedMt  dleats 
VermdgenB  jneh  die  nMUgen  Eigeaflehaften  cum  Getchwor* 
MB  beshst  DttBs  diese  Analdii  a«f  einer  tob  der  Erfduritig 
ala  liTigerwieseneM  VonumwUiuig  beruht,  dase  davi  die  doreh 
ZnflOle  oft  bewirkte  Yetfiadahiiig  an  GrUeee  des  YennögeM 
auch  die  Würdigkeit  eiim  Geadiwonien  ändert,  ist  Uar« 
Doidi  das  Sjatem  werden  leicht  vom  Qeadiwomendietiate 
MBmier  «nageaeUeasen,  die  swar  nieht  daa  geaetaliehe  Ter* 
mSgen,  aber  daa  allgemeine  Yerlraaen  im  hMiaten  Grada 
bealtaen,  es  wird  mit  Verletcung  dea  aligemeinen  G^fUhla 
einer  kleinen  Klaaae  von  Bevorreeiiteten  die  BeAigniaa  übeir 
ihre  Mitbürger  an  richten  übertragen,  wilhrend  der  Vortheil 
ferloren  geht,  daaa  da  wo  der  Kreia  der  aar  Jvy  Bermfenen 
groaa  ist,  die  Laat  aioh  mehr  uter  Viele  verdieilt  ^).  Whrd 
der  Cenana  ao  angenommen,  daaa  aeine  Grösse  nach  den  Pr»- 
irinaen  wechaA,  so  ist  die  sonderbare  Erscheinong  nnrei^ 
meidlleii,  dass  im  nSalichen  Lande  die  Würdigkeit  aun  Ge- 
sdiwornen  dnreh  sehr  yerechiedene  ZaUen  bestimmt  wird« 
Am  aeistoi  spricht  für  das  System  des  Oensns,  wenn  er  mt 
Bh  Maasatab  anliBefaast  wird,  daes  die  Last  dea  Dienstes  ni<M 
den  weniger  VermSglichm  anIgebiMet  werden  soll;  nlletn 
jede  Gesetsgebnng  kömmt  dann  üi  Verlegenheit  darüber, 
welche  Grösse  des  Censos  angenommen  werden  aoU.  bt 
der  Censns  gering,  so  kann  schwerlich  behauptet  werden, 
dass  fllr  Jeden  der  einen  solchen  Censos  bezahlt,  der  Oe- 
schwomendienst  keine  Last  Ist'^.  Jedes  System  des  Cen- 
sns hat  aber  den  unverkennbaren  Nachthefl,  dass  das  Gesets 
genötUgt  wird,  zu  dem  prinaiplosen  System  der  Capacitäten  ^) 


81)  la  Fnudoeieh  enihahen  tot  1848  die  Urilstsn  der  we^ea  ihret 
Tcrmö^em  btraCnen  Getchwomen  87000  Pertonsn  «od  nach 
dem  Qtatün  von  1848  kamen  1370840  ab  geeignel  aom  6e- 
•diwoniflndtsDsle  snf  die  litten. 

99i  unsere  Steaergeselse  4nd  sa  navellkommen  (wir  bitten  «n  die 
Gewerbesteaer  zn  denken). 

40)  Gneist  8.  108.    Mdne  Schrift  Aber  Mfindliohkeil  &  388.    HMIer 
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ZV  greifen,  tun  den  Nachtheil  des  Censuasysteme  ta  beaeiti- 
gen,  und  daas  so  häufig  Fälle  vorkommen  v^erden,  in  welchen 
sieh  ergiebt,  dasa  irrigerweise  jemand  der  den  geaetnlichen 
Censns  niclU;  hatte,  ala  Geachwomer  mitwirkte,  wo  dann  folge- 
richtig Nichtigkeit  wegen  Unfähigkeit  des  Geachwornen  erkannt 
werden  müsste  ^^) ,  waa  wieder  die  Rechtaprechung  %u  be- 
denklichen Auswegen  führt,  insbesondere  auch  die  (grund- 
lose) Behauptung  erzeugte,  daaa  wenn  ea  einem  Geachwocnen 
UB  gesetalichen  Census  fehlte,  die  von  der  oberen  Verwal- 
tungsbehörde auagegangenen  Verfägungen  die  weitere  Prüfung 
der  Fähigkeit  der  Geachwornen  durch  die  Gerichte  aafl- 
schliessen  ^^). 

IL  Daa  System  der  Urwahlen  kann  nur  unter  aehr 
giinatigen  Zuständen  (die  wohl  selten  eintreten  werden)  em- 
pfohlen werden  ^^),  weil  nicht  leicht  erwartet  werden  kann, 
dass  eine  grosse  Zahl  der  Wähler,  welche  da  wo  es  auf  Lan-^ 
deavertretung  oder  auf  Wahl  von  Oemeindebeamten  ankömmt,: 
die  Bedürfniese  abzuwägen  und  ibr  Vertrauen  zu  gewiaaen 
Personen  auszusprechen  berufen  sind^  im  Stande  sein  werden,* 
die  Eigenschaften,  welche  der  Oeadiwome  haben  musa,  rich- 
tig zu   erkennen  und  zu  beurtheUen,   ob  gewisse  Personen 


Im  Archiv  des  Criminalr.  1849.  S.  17.    s.  noch  über   die  yer«. 
schied|nen  Systeme  Schwarze  S.  69. 

41)  s.  B.  wenn  es  darauf  ankömmt  zu  berechneu ,  ob  ün  Beamter 
die  vom  Gesetze  (z.  B.  in  Preussen  500  Thlr.)  geforderte  Besol- 
dung bezieht 

42)  Preoss.  JastizministBlatt  1851  S.  293.  Nachweisaogen  in  meinem' 
Anfoatee  im  Gerichfssaal  iSGO.  LBd.  S.499  —  s.  auch  die  rieh- 
tige  Antiebt  ton  Schwarze  im  RechtilexikoD  S.  75.  Neuerlich 
hat  auch  der  belgische  CassationshoC  am  25.  Sepi  1855  (s.  mei- 
nen Aufsatz  in  Bopp  Wochenschrift  ffir  Recht  und  Verwaltung 
1855u  Nf.  15)  sich  gegen  jene  Uebermacht  der  Verwaltungthe- 
hörde  erklärt. 

43)  Gneisl  .8.  198. 
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sie  beritsen^),  und  veQ  sa  leicht  zu  besorgen  ist,  dass  Ui 
Bofgeregten  Zeiten  die  poUtiBchen  Rückeichten  verderblich  auf 
die  Wahl  wirken  ^  *)  oder  in  Zeiten  der  Ecschlaifang  bei 
der  Gleichgültigkeit  der  Wähler  als  Qeschworne  Männer, 
welche  die  nöthigen  Eigenschaften  nicht  besitzen  durch  eine 
oft  Ideine  Stimmenzahl  gewählt  werden.  Weniger  bedenklich 
kann  zwar  die  Wahl  sein ,  wenn  sie  einer  zu  diesem  Zwecke 
angeordneten  Commission  anvertraut  ist;  allein  Bedenklich* 
keiten  werden  auch  hier  bleiben  ^^) ,  weil  leicht  die  gute 
Wahl  am  Einflüsse  politischer  Parteiangen  scheitert,  oder  das 
Interesse  der  Mitglieder  der  Commission  nachtheilig  wirkt  ^), 

in.  Das  Loos  als  Entscheidungsnorm  wird  da  am 
Platze  sein,  wenn  man  annehmen  darf,  dassAUe,  unter  denen 
das  Loos  entscheiden  soll,  die  Eigenschaften  besitzen,  welche 
zu  einem  guten  Oeschwomen  gehören  ^7).  Da  aber  diese 
Voraussetzung  nicht  leicht  angenommen  werden  darl^  so  kann 
auch,  um  die  Jaluresliste  zu  bilden,  das  Loos  nicht  entschei- 
den «). 

lY.  Die  Uebertragung  der  Auswahl  aus  der  Urliste 
(die  Minderung)  an  einen  Beamten  wird  viele  Gründe  für  sich 
haben ,  wenn  dieser  Beamte ,  wie  in  England  ein  Volksbeam-^ 
ter  ist,  und  als  Mann  des  allgemeinen  Vertrauens  betrachtet 


44)  Die  Erfiibrung  hatte  wegen  der  Wahlen  im  Waatlande  diese  Be- 
denklichkeit als  gegründet  nachgewiesen. 

44a)  Auch  Rüttlmann  in  der  Schrift:  die  Zürcherischen  Gesetze 
S.  30  spricht  dies  aas. 

45)  Gneist  S.  201. 

46)  In  Bezug  auf  Genf  s.  den  oben  in  Note  27  angefahrten  Auf- 
satz. 

47)  Cherboliez  in  der  Revue  de  leglslation  1851.  vol.  HL  p.  213. 

48)  Rutttmann  8.  30  bezeugt  zwar,  dass  im  Kanton  Waat  zur  all- 
gemeinen Zufriedenheit  das  MHtel  in  Uebung  ist  die  Geschwor- 
nen  dnreh  das  Loos  ans  allen  Aktivbdrgem  herausziehen  zu 
lasaeSL 

Mltt«raal«T,  StrafvcrfUirra.  17 


wcfdai  huok  ^  se  dtjm  er  nie  dnem  höheren  YerwaMiuigBhe- 
amten  (wie  in  Fnmkreirh,  DeuteeUmd)  gleifhgeeteDt  werden 
kann;  allein  nuji  darf  hoi  dieser  Einrichtung  nidil  nnheachtet 
lassen,  dasa  in  England  nicht  der  SLeriff,  sondern  seine  tob 
ilun  TdlÜg  ahhlngigen  md  Ton  ihm  bezahlten  Dnteraherüb 
die  Listen  der  Torzuralenden  Geschwomen  bilden  **),  dass 
man  in  maaehen  amerikanischen  Staaten  es  fttr  nothig  fand 
(nm  die  Geiahren  der  WiUkfir  bei  der  Auswahl  m  beseiti- 
gen), den  fflieriff  gesetslieh  an  verpflichten,  die  Oeschwoniea 
nicht  beliebig  ansznwahlen,  sondern  in  der  Ordnung,  wie  sie 
in  der  UrUste  vorkonmen ,  anf  die  Dienstliste  m  setaen  *>)• 
Debrigens  bat  der  Shcriff  auch  noch  mehr  AuA)rdening,  im- 
parteiiseh  zu  wählen,  da  er  sonst  ffirchten  mnss,  dass  die 
gaase  Liste  auf  Antrag  des  Angeldagten  rerworfen  wird. 
Weit  bedenklicher  ist  die  Einrichtong  einem  haheren  Verwal- 
tongsbearaten  die  Auswahl  an  fibertragen.  Seine  Stellung  zur 
Regierung,  seine  Angewöhnung,  Torzttglich  bei  jedem  Bfirger 
auf  seine  Gesinnungen  Rücksicht  zu  nehmen,  und  daher  bei 
der  Auswahl  der  Gesehwornen  Jeden  zu  entfernen,  der  (na- 
mentileh  in  politischen  YerhäitnlBsen  unter  gewissen  Umstin- 
den  und  bei  heftigem  Zwiespalt  der  Krone  und  der  Kirdben» 
behOrden  auch  in  Bezug  auf  confessionelle  Fragen)  eine  von 
der  des  Ministeriums  abweichende  Ansicht  hat,  erschfittem 
mehr  oder  minder  das  Vertrauen  zu  den  Geschwomen,  Die 
von  den  ehreuwerthesten  Männern  in  Frankreich  ^)  vor  1S48 


49)  Nachweisongen  in  meiner  Schrill  engl  Strafverfahren  S.  374. 
60)  Die  UeboDg  bei  diesem  Geschäfte  in  England  ergiebt  sich  aus  den 

Aussagen  eines  Untersherilfs  vor  der  Parlamentscommission  ünt 

Report   of  the   commissioners   for  inquiriog   into    the    process« 

practice  etc.  1830  p.  122. 
51)  Nachweisnngen  von  Schollland  in  meinem  Werke:  das  englische 

Strafverfahren  S.  388    von    Nordameriica    S.  393.     Ueber   die 

Zweckmassigkeit  der  ElDricbtttBg  •.  Cherbnliex  p.  213  in  dem 

in  Note  49  aagelU»ten  Aufsätze. 
62>  IForaUglleh  Beienger  de  la  Justiee  criminelle  p.  144—105,  der 

garadasa  das  franxösisehe  System  der  peifldie  besslmldlgt  and 


259 

SDSgesproAene  Meimuig  lehrt  kSxureichend ,  wie  man  die 
TOB  solchen  Beamten  gewählten  Oeschwornen  als  Commis- 
sMre  der  Regierung  betrachtete.  Nach  der  Erfahrung  wird 
da  wo  Regierongsheamte  die  Oeschwornen  wählen,  häufig  die 
Erscheinung  eintreten,  dass  eben  die  treuesten  und  ehren- 
werthesten  M&nner,  weil  sie  wissen,  dass  sie  mit  Misstrauen 
betrachtet  werden,  ihre  Unabhängigkeit  durch  leichtere  Hin« 
neignng  sur  Lossprechung  bewahren  ^).  Weit  mehr  scheint 
es  für  sieh  m  haben,  wenn  man  den  h5heren  Beamten  des 
richterliehen  Standes  die  Auswahl  tiberträgt  ^  *) ,  allein  auch 
hier  lehrt  die  Erfahrung  ^),  dass  die  Besorgnisse  nahe  liegen, 
dass  solche  Beamte,  wenn  sie  auch  als  Richter  nach  den 
Gesetzen  noch  so  selbständig  sind,  bei  dem  dem  Richter- 
amte völlig  (Hemden  Geschäfte  der  Wahl  der  Geschwomen, 
höheren  Einflössen  EUgängHch  shid,  aber  auch  nicht  die 
Kennlniss  der  Persönlichkeiten  aller  auf  der  Urliste  Stehenden 
besitzen,  nnd  daher  entweder  bei  den  Verwaltungsbeamten, 
oder  bei  den  mit  ihnen  befreundeten  Btirgern^^)  Erkundigun- 
gen einziehen  mMssen  ^<) ,  deren  Ergebniss  nicht  selten  sehr 


p.  155  die  Jury  nur  eine  redoutable  commission  decor^e  d'un 
nom  magniflque  nennt,  ähnliche  Riagen  von  HeÜe  in  der  Revue 
de  legtslation  p.  355  Auch  neuerlich  erklärt  Gase  im  recueil 
de  Tacademie  de  legislatiott  de  Toulouse  1853.  Tom.  II.  p.  122 
■ich  gegen  die  Minderung  der  Liste  durch  höhere  Verwaltungs- 
beamte. 

53)  Arnold  im  Archiv  dea  Criminalr.  1854  S.  240  in  einem  Auf- 
satz im  Gerichtosaal  1852.  I.  8.  15. 

63*)  V.  Tippebkirch  in  Goltdammer  Archiv  HI.  S.  771  schlägt  vor 
dem  Richterpersonale  und  zwar  den  Direktoren  der  Rreisgerichte 
die  Reduktion  zu  fibertragen. 

54)  Wir  bitten  in  Bezug  auf  Belgien  die  Bemerkungen  von  Vischers 
in  der  Zeitschrift  für  ausL  Gesetzgebung  X.  S.  428  zu  beachten. 

55)  Diese  werden  regelmässig  den  höheren  BOrgerclassen  angehören. 

56>  Die  an  aolehe  Bfirg«*  geschriebenen  Briefe  bleiben  kein  Geheim- 
nlst  vnd  änd  nicht  geeignet  grosses  Yertraaen  zu  den  ausge- 
wählten Geschwomen  etattflöisen«  * 

17  • 
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aiumverlässig  sein  wird*  Am  wenigfiten  ist  es  pasBend  dem 
ABsiseiipräsIdeiiten  die  Auswahl  von  Greschworneii  zu  über» 
tragen;  denn  ausser  dem  züvor  angeführten  Grande,  dass  er 
nnmöglich  alle  Personen,  deren  Namen  auf  der  Urliste  ste- 
heui  genau  kennen  kann,  und  daher  zu  trtiglichen  Erkundi- 
gungen seine  Zuflucht  nehmen  muss,  entscheidet  der  Haupt- 
grund, dass  Alles  beseitigt  werden  muss,  was  dem  Vertrauen 
des  Vorsitzenden  Richters  nachtheilig  sein  kann,  dass  aber 
dies  Vertrauen  leicht  erschüttert  werden  kann,  wenn  der 
Richter  sich  selbst  die  Qeschwornen  Q^khi  mit  Beziehung 
auf  die  vorliegenden  Fälle  und  Wünsche  der  Regierung)  ans- 
wfihlen  kann.  — 

Mach  Vergleichung  aller  Erfahrungen  wird  der  Weg  sich 
als  der  zweckmässigste  darstellen,  die  Urliste  auf  einer  brei- 
ten Grundlage  mit  einer  sehr  beschränkten  Angabe  gewisser 
Erfordernisse  des  Geschwomen  entwerfen  zu  lassen,  im  Ge- 
setze einige  Klassen  von  Personen  vom  Geschwornendienste 
auszuschliessen^'),  ferner  gewissen  Personen  wegen  ihrer 
Stellung  ^8)  oder  wegen  ihrer  beschränkten  Verm(>gen8verhält- 
nisse  '*)  die  Befugnisse  sich  zu  entschuldigen  zu  gewähren, 
die  Minderung  der  Urliste  aber  nicht  einer  einzelnen  Person,  ins- 
besondere keinem  Beamten  zu  übertragen,  vielmehr  nur  einer 
Versammlung  von  Männern  zu  überlassen,  welche  durch  ihre 
Mitbürger  zu  korporativen  Zwecken  (nicht  speziell  um  Ge- 
schwome  auszusuchen)  gewählt  und  vermuthlich  mit  den  Per- 
sönlichkeiten bekannt  sind.    Am  besten  lässt  man  zwei  Ele- 


57)  Wer  in  diese  Klasse  gehören  soll,    wird   freilich  immer 

bleiben,  z.  B.  ob  Dienstboten,  gewisse  Stoalsdiener.  Son- 
derbare Streitigkeiten  kamen  in  den  Kammern  vor,  ob  aach 
Geistliche  wohl  Geschworne  sein  können, 

Ö8)  z.  B.  Mitglieder  der  Ständeversammlong  Aerzte,  Apotheker  auch 
wegen  hohen  Alters. 

69)  Man  sollte  bei  Allen,  welche  wegen  geringen  Einkommens,  die 
durch  den  Geschwomendienst  verursachten  Kosten  nicht  tragen 
können,  Entschuldigung  aneikennen« 
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mente  zoeammenwirkeii ,  in  so  ferne  zuerst  von  einer  Zahl 
der  ans  Oemeindewahlen  Iiervorgegangenen  (nicht  aber  znm 
Zwecke  der  Auswahl  der  Geschworncn  gewählten)  Personen 
die  Liste  gemindert  wird  (z.  B.^von  8  oder  10  durch  das 
Loos  bestimmten  Oemeinderäthen  7erschiedener  Gemeinden 
des  Amtsbezirks),  die  weitere  Minderung  dann  von  einem  aus 
Bürgern  gewählten  EreiskoUegium  ausgeht  ^).  Vertrauen 
wird  das  Ergebniss  dieser  Veranstaltungen  nur  gcniessen, 
wenn  bei  diesen  Commissionen  jeder  Einfluss  von  Beamten 
entfernt  bleibt  ^i)  und  wenn  in  dem  Lande  günstige  politi- 
sche Verhältnisse  die  Besorgniss  des  Einflusses  des  Partei- 
geists entfernen  ^), 

§.    17. 

Einrichtungen   zur   Bestimmung   der  im  einzelnen  Falle 
richtenden  Geschwornen.    System  der  Ablehnungen. 

Schwierig  ist  es  (ans  der  Zahl  der  zur  Sitzung  Erschie- 
nenen) auf  eine  richtige  Weise  das  im  einzelnen  Falle  zur 
Entscheidung  berufene  Schwurgericht  der  12  Geschwornen 
festzustellen.  In  Betrachtung  kommen  hier  1)  die  Befugnisse 
zur  Ablehnung  der  Geschwornen,  2)  die  Beseitigung- deijeni* 
gen,    welche    als    gesetzlich    unfähig    auszuschliessen   sind. 


60)  Nach  der  Erfohrong  ist  man  in  Baiem  mit  der  Art,  wie  dort 
die  Listen  der  Geschwornen  gebildet  werden,  sehr  zufrieden. 

61)  Auf  jeden  Fall  moss  (wie  in  Baiern)  die  Thätigkeit  des  ver- 
sitzenden Beamten  sich  auf  die  Leitung  der  Berathung  be- 
schränken. 

62)  Zeigt  sich  bei  diesen  Gemeinde-  und  Rreiswahlen,  dass  die  Ge- 
meinden von  politischem  oder  confessionellem  Parteigeist  durch- 
wühlt sind,  oder  dass  die  Wahlen  nicht  der  wahre  Ausdruck 
freier  Ueberzeugung  der  Wählenden  vielmehr  nur  Ergebniss  hö- 
herer Ehifi&sse  sind,  so  ist  freilich  nicht  zu  erwarten,  dass  die 
Auswahl  der  Ge^chworaen  glücklich  ausfalle. 
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3)  die  Einrichtuogen  um  zu  bewirken,  daas  diejenigen ,  wel- 
che vorgefasste  auf  eine  gerechte  Abstimmung  nachtfaeiUg 
einwirkende  Meinungen  haben,  von  dem  Antheil  am  Schwur- 
gericht ausgeschlossen  werden.  Unfehlbar  ist  die  Auattbung 
des  Ablehnungsrechtes  vorzüglich  bedeutend  um  die  Gefah- 
ren zu  beseitigen,  welche  entstehen  können,  wenn  der  Zufall 
als  Geschworne  Männer  vereinigt,  welche  die  ntflhigen  Eigen- 
schaften nicht  besitzen,  und  um  zu  den  Geschwomen  das 
volle  Vertrauen  zu  begründen,  ohne  welches  das  Schwurge- 
richt nicht  wirksam  sein  kann.  Dies  wird  doppelt  wichtig  da, 
wo  die  Auswahl  der  Greschwomen  von  Personen  geschah, 
gegen  welche  die  Besorgniss  sich  erhebt,  dass  sie  nicht  un- 
parteiisch wählten.  Mit  Unrecht  würde  man  übrigens  der 
Einrichtung  der  Ablehnung  zu  viel  Kraft  beilegen  und  er- 
warten, dass  sie  die  Fehler  heilen  könne ,  welche  durch 
schlechte  Anordnungen  über  Bildung  der  Listen  der  Gkschwor- 
nen  entstanden  sind. 

Die  Erfahrungen  Englands,  wo  sehr  wenig  von  der 
Ablehnung  jetzt  Gebrauch  gemacht  wird  0  (seltene  politische 
Anklagen  ausgenommen  ^)) ,  im  Gegensatze  von  Nordamerika, 
wo  sehr  häufig  Ablehnungen  vorkommen,  eridären  sich  darans, 
dass  in  England  grosses  Vertrauen  zu  den  Geschwomen  und 
z«  denjenigen  herrscht,  welche  die  Jury  auswählten,  während 
in  Amerika  die  grössere  Aufregung,  das  schroiTe  Gegenüber» 
stehen  von  Parteien  weit  häufiger  die  Angeklagten  veranlasst 
das  Ablehnungsrecht  gegen  Geschworne  auszuüben,  weil  sie 
unter  denselben  ihre  politische  Gegner  erblicken.  — 


1)  NachweisQDgen  in  meiner  Schrift:  das  engl  Strafveil  S.  383. 

2)  Die  Geschichte  lehrt,  dass  dies  oft  in  einer  Weise  gesdiah, 
dass  man  kaum  eine  vollstftndi(re  Jory  nisammeobringen  konnte, 
z.  B.  1690  im  Trial  von  Crone,  wo  die  Partei  der  Jakobiten 
das  höchste  Interesse  halte,  ihre  politischen  Gegner  von  der  Jnry 
zu  enlfemen.  Macanlay  history  of  Enf^d  (Leipziger  Ausgabe) 
Vol.  V.  p.  266. 


la  fierag  auf  AMehnugtrechit  könnoB  awei  Systeme 
getramt  werden:  1)  da«  engliache,  S)  das  fiansSateehe.  Dm 
Eiste  gewährt  dem  Angeklagten  (beschränkter  dem  Ankläger) 
das  Recht  aewohl  peremtoiiseher  Ablehnung,  d.  h.  ohne  An- 
gabe einea  Qnmdes,  als  Verwerfting  aus  bestimmten  Qrfln- 
den*),  endlich  Yerwerfnngsrecht  der  ganten  Liste  ^).  Dem 
des  Hochreiraiha  Angeklagten  steht  selbst  das  Beeht  su 
eine  grösssere  Zahl  peremtoriseher  Ablehnungen  ansantibeBy 
als  in  andern  Fällen  *).  Nach  dem  iranzösisehen  Systeme 
sind  dem  Angeklagten  nur  peremtorische  Ablehnungen  ge- 
stattet ^  und  Ewar  in  geringerer  Zahl  als  in  England,  eelbst 
se  daas,  wenn  noeh  ao  viele  Angeklagte  yorbanden  sind. 
Allen  nmr  (tte  fest  (jffir  einen  Angeklagten)  bestimmte  Zahl 
der  Ablehnnagen  ansteht  V). 


3)  Sie  sind  dareh  die  ^Praxis  «af  gewitse  Klassen  svrfickgefahrt 
Naehweinuigen  in  meinein  Strafverfehren  I.  8.  181  u.  geechichü. 
Kachriefaten  in  meinem  engl  Stiafverfahren  8.  364.  Forsyth 
p.  175. 

4)  Maehweieofigen  in  meinem  Strafverfahren  I.  Tfai  6.  181  Note  37. 
Ein  beebittener  Ptmkt  ist,  ob  auch  dann  die  Liste  verworfen 
werden  kann,  wenn  erweisUeh  Personen,  welehe  daraof  hätten 
gesetzt  werden  sollen,  weggelassen  wurden,  s.  Aufsatz  ia  law 
Review  I.  Vol.  p.  3S9.    Wharton  criminal  law  p.  838. 

5)  Mämlieh  35  statt  2a  Bs  erklArt  sich  dies  daraus,  dass  im  Laufe 
der  Zeit  die  grosse  Masse  von  Hocbverratbsprozessen  die  Ge- 
fahren zeigte,  welehe  den  Angeklagten  bedrohten  und  man  hier 
die  Mittel  des  Schutzes  zu  vermehren  sachte. 

6)  Code  art  399,  400  mein  Strafverfahren  l  S.  182  Note  45,  über 
die  verseh.  Systeme  der  Ablehnuog  der  Geschwnroen,  Brauer 
d.  deutsehen  Sehwurgerichtigesetie  S.  129. 

7)  Dass  darin,  wenn  oft  sehr  viele  Angeklagte  (z.  B.  30,  40)  da 
sind,  eine  grosse  Hirte  liegen  kann,  ist  in  Frankreich  anerkannt 
In  England  kAmmt  dies  nicht  vor,  weil  regelmfissig  wenige  An- 
geklagte vereinigt  angekkgt  werden  und  wenn  sie  es  sind,  leicht 
die  Trennung  der  Anklage  «ilangen  ktanen.  Meine  Schrill 
a.  387. 
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Daa  AordamerikaniBche  Recht  *)  scUieast  aich  an 
daa  englische  Recht  an,  man  bemerkt  aber  leicht,  daaa  in 
Amerika  wegen  des  heftigen  Kampfes  vcrschiedmen  Partelen 
die  Bedeutong  der  Ablehnung  gesteigert  ist,  weil  die  OeÜEdur 
wächst,  dass  nnter  den  Oeschwomen  Männer  sich  finden, 
von  denen  als  Parteigegnem  man  keine  Unparteilichkeit  hofit*), 
so  dass  das  Ablehnungsrecht  (das  peremtorische  und  das 
aus  bestimmten  Gründen)  sehr  ausgedehnt  gestattet  ist  >*). 
Die  deutschen  Gesetze  folgen  dem  französischen  Rechte,  daher 
sie  keine  andern  als  peremtorische  Ablehnungen  zulassen  ^^}\ 
allein  Verbesserungen  des  iransdsischen  Systems  finden  sich 
darin,  dass  der  Staatsanwalt  sich  zuerst  aussprechen  muss, 
ob  er  einen  Oeschwomen  ablehnen  will  ^)j  dass  wenn  auch 
VerwerAingen  aus  bestimmten  Gründen  nicht  gestattet  änd  >*), 


8)  Ueber  das  schottisehe,  meine  Schrift  S«  388.  Bort  kommen,  weil 
zweierlei  listen  vorliegen,  »ach  swei  Ablehnangen  voc 

9)  Nachweisuigen  in  meiner  SehriA:  das  engl.  Stimfver&hren  8.396 
11.  Wharton  Criminal  law  of  the  nnited  states  p.  839.  In  den 
nenestea  Statuten  z.  B.  Ohio  (Ansg.  von  Swan  1854  p.  724) 
hat  in  Anklagen  wegen  todeswördiger  Verbrechen  der  Ange- 
klagte das  Recht  23  peremtorisch  abzolehnen« 

10)  meine  Schrift  S.  386. 

11)  Baier.  Gesetz  §.  107,  WSrtemberg.  %.  91,  Braunsehwdg.  125, 
Preass.  f.  89,  Hannov.  G.  üb.  Schwrg.  §.  92,  Zürcher.  §.  221. 

12)  z.  B.  baier.  Gesetz  ▼.  1848  Art  107  —  w^l  nach  französ.  Recht 
der  Staatsanwalt  sonst  leicht,  einen  Geschwomen  ablehnen  kann, 
blos  weil  der  Angeklagte  es  nicht  that  und  daher  schien  von 
ihm  eine  gfinstige  Stinmie  zu  erwarten. 

13)  Man  erkennt  dies  als  eine  nachth^ge  Besehränknng,  weil  nnter 
den  Geschwomen,  deren  Namen  nach  Erschöpfting  der  peremtor. 
Ablehnungen  in  der  Urne  bleiben,  so  dass  sie  die  12  Geschwor- 
nen  bilden  mfissen,  Personen  sein  können,  gegen  welche  ent- 
schiedene Verwerfnngsgrfinde  vorliegen,  s.  daher  Gneist  6e- 
schwomengerioht  S.  225  und  Köstlin  das  Geschwomengericht 
S.  193.  RntUmann  zum  Zürcherischen  Gesetz  S.  189  bemeikt, 
dass  die  Erfohrang  lehren  muss ,  ob  ein  Bedürfkiiss  da  ist ,  auch 
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didoreh  för  das  Interesse  des  Angeklagten  gesorgt  wird,  dass 
dts  Gesetx  bestimmt,  welche  Arten  von  Verhältnissen  die 
ünfähi^it  begründen,  Geschworner  zo  sein,  jedodi  um  die 
Nachtheile  zu  vermeiden,  die  dnrch  verspätet  bekannt  gewor- 
dene Unfahigkeitsgründe  sich  ergeben  können,  den  Geschwor- 
nea,  welchem  ein  Verhältniss  bekannt  ist,  das  ihn  unfähig 
macht,  zvL  verpflichten,  7or  der  Ausloosung  dies  anzuzeigen  ^). 
Darüber,  welche  Gründe  zum  Geschwomen  unfähig  machen 
fioUen,  ist  in  den  Gesetzen  keine  Gleichförmigkeit  i»).  Ob  über- 
haupt peremtoiische  Ablehnungen  zugelassen  werden  sollen. 


ans  bestimmten  Gründen  Ablehnungen  zu  gestatten,  üeber  die 
Schwierigkeit  der  Durehfflhmng  des  Systems  motivirter  Ableh- 
nimgen  in  Deutschland  s.  Tippebklrch  in  Golldammer  lUL  S.  789. 

14)  Hach  badischem  Gesetze  v.  1861  {.  71  wird,  wenn  wegen  spä- 
ter flieh  ergebenden  UaflUiigkeilsgrundes  das  Urlheil  Temichtet 
werden  muss,  der  Geschwome,  der  diesen  Grand  nicht  vor  der 
Yerloosong  anzeigte,  in  die  Kosten  verarlheilt  In  der  badiscben 
Rammer  wurde  1856  ein  Antrag  die  Zahl  der  Hauptgeschworaen 
auf  24  herabzusetzen,  weil  Reliusationsrechte  wenig  geübt  wür- 
den, mit  Recht  verworfen.  Der  Berichterstatter  (selbst  Öfter  As- 
sisenpräsident)  bezengt,  dass  doch  oft  vom  Rekusationsrechte 
Gebranch  gemacht  wird,  und  zwar  in  der  Regel  gegen  die  we- 
niger intelligenten  Geschwomen,  dass  aber  auch  in  (möglichen) 
mehr  aufgeregten  poliL  Zeiten  das  Rekusationsrecht  für  Regierung 
und  Angeklagte  wichtig  werden  könnte. 

15)  Anerkannt  ist,  dass  diejenigen,  welche  unnibig  erscheinen  als 
Richter  in  einer  Sache  zu  handeln,  auch  unzulässig  sind,  Ge- 
schworae  zu  sein.  Prenss.  *  Ges.  v.  1849  §.  95  (der  Antrag  in 
der  Kammer  1852  diesen  Art.  zu  streichen  wurde  mit  Recht  ver- 
worfen) (Frantz  der  Preuss.  Straf^rozess  S.  202),  bad.  Gesetz  v. 
1851  }.  71.  Mehr  Verschiedenheit  ist  darüber  ob  der  welcher 
hl  riehterL  ThStigkeit  vorher  in  der  Sache  wirkte  Geschworner 
sein  kann.  Derjenige,  welcher  als  Gerichtsschreiber  in  der  Vor- 
untersuchung thätig  war,  wurde  in  Belgien  als  nnlfthig  erklärt, 
Geschworner  zu  sein.  Gnt  über  die  Streitfrage  Belgique  judidaire 
1855i  p.  1112  und  p.  1298. 


wM  seacrlieh  beKweüeh  ^y  G^^rtedH  «af  EHOnrngm  >*), 
dftM  Geeefawonie  Ah  sehr  TcrlHzt  fthlca,  fma  öffeatlieh 
die  Ablehimag  geerhjdit ,  haben  eisige  Oeaelze  *)  Tfifigti 
daM  die  Ablehmnig  vor  ErofEmaig  des  Bamf^nUhttm 
MhgWBA  dem  PrSsideiiteB  «igecelgt  werde.  Kdit  gefitatteC 
wird  es,  der  peremtorisdbeB  AblebwiBg  efsen  Gmd  beis»- 
fBgeii^ 

In  Beng  anf  die  oben  mler  Nr.  S  angeAtarCe  Einrieli- 
liing,  um  ron  der  Bildnog  der  Gesdiwomenbank  Petaansn 
anssvsdiliessen ,  welebe  nidit  ndt  der  TOflen  UnbefangCBiicÜ 
die  Prfifong  der  Beweise  fibonehmen,  enüiilt  das  nordameri- 
kanische  Bedit  ^X  '^^^  Bestimmnngen  nnd  swar  1)  dass  der 
Gescbwome  rorerst  gefia^  weiden  soDi  ob  er  bereits  eine 
besdmnte  Meimuig  «bcr  den  Fatt,  in  welchcai  er  als  Ge- 
sebwonier  nrtbcflen  soU,  getest  babe  »).  3)  Dms  er  bei 
Anklagen  wegen  todeswürdiger  Veibrsehen  gefengt  wird,  ob  er 


16)  Wefl  oft  Missbnuieh  verfibt  and  die  Ablefanimg  benfitzl  wkd, 
om  auf  Bitten  einet  Getchwornen  ihn  zn  befreien. 

17)  In  den  Vernehmangen  Yor  der  englischen  Commisäon  (fint 
lUport  on  prpcess  of  Courts  of  common  law  p.  124)  wird  diese 
Erlahrong  bemerkt 

16)  Zdreher  Gesetz  f.  22X  RfiUimaan  8.  187  giebt  Oriinde  Ar  nnd 
wider  die  Vorschrift  an. 

19)  Preau.  GeseU  v.  1852  Znsatzartikel  69.  Die  Erfüimng  lehrte, 
dass  nnter  der  Herrschaft  des  Gesetzes  ▼.  .1849  solche  Ableh- 
nangen  oft  mit  Grfinden  geschahen,  welche  Geschwome  ver- 
leliten. 

20)  In  Kn^and  wnrde  frfiher  aach  die  NacfaweiBang,  dass  der  Ge- 
sckwom«  Torber  seiae  Ueberzcagnng  Ton  der  Scknld  des  An- 
geklagten ansspraeh,  als  guter  AMehaungsgrund  betrachtet;  aber 
im  Laufe  der  Zeit  kamen  solche  Fiagen  ausser  üebung  Whar- 
ton  crim.  law  p.  845. 

21)  Naehweisungen  in  metaer  Schrift:  das  engl  Straff erfüvea  S.394 
—96.    Wharton  p.  847. 
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Gegner  der  Tod^aalrafe  sei  ^) ,  so  daee  selM  bejefaende  Ant- 
wort ihn  von  dem  GescliwornendieBet  in  dem  Falle  ans- 
•ehliesst  Die  erste  dieser  £inHchtuDgen  wurde  in  Amerika 
▼onüglich  durch  die  immer  mehr  hervortretenden  Oefahren 
des  Einflusses  schroff  sich  gegenüherstehender  Parteien,  wenn 
Parteianhänger  über  Genossen  der  feindlichen  Partei  richten 
sollten,  und  die  Zweite  durch  die  mehr  um  sich  greifende 
Abneigung  gegen  die  Todesstrafe  veranlasst  Es  würde  nicht 
wünschenswerth  sein,  diese  Einrichtungen  in  andere  Gesets- 
gebungen  aufzunehmen;  die  grosse  Unbestimmtheit  des  Sin- 
nes, dass  Jemand  eine  vorgefasste  Meinung  hat^),  veranlasst 
nothwendig  leicht  verzögernde  Streitigkeiten  bei  Gericht 
dariiber,  ob  ein  solcher  Fall  vorliege  ^),  gewährt  doch  keine 
Sicherheit,  weil  der  weniger  gewissenhafte  Geschworne  die 
Frage  leicht  verneinen  kann,  wirkt  dagegen  ebenso  wie  die 
zweite  Befragung  nachtheilig,  weil  sie  den  ängstlichen  Ge- 
sdiwomen  zur  Bejahung  der  Frage  nöthigt  und  dann  von  der 
Zahl  der  Geschwomen  ausschliesst,  während  er,  wenn  er 
auch  theoretisch  die  Todesstrafe  missbUligt,  doch  so  lange 
das  Gesetz  besteht,  es  zu  befolgen  sich  getrieben  fühlt.  Oime- 
hin  kann  die  Einrichtung  leicht  von  Personen,  die  nicht  gerne 
Geschworne  sein  wollen,  missbraucht  werden,  um  durch  Be- 
jahung der  Fragen  sich  loszumachen  ^^). 


23)  Wharton  p.  857.  Die  Frage  geht  darauf  ob  der  Geschworne 
Gewissenssknipel  wegen  der  Todesstrafe  habe  s.  die  ioteressan- 
ten  Verhandlongen  wegen  beider  Fragen  in  dem  Falle  gegen 
Webster:  Bemis  Report  of  the  Webster  case  p.  8. 

23}  Gate  Abhandlangen  in  American  Jarist  1842  Vol.  XXVII. 
p.  160. 

24)  Erfahrangen  bei  Wharton  p.  844—56. 

25)  Ein  Tadel  moss  gegen  eine  neue  Praxis  aasgesprochen  werden, 
die  in  Frankreich  ein  Gericht  dazu  brachte,  einen  Geschwomen, 
der  offen  dem  Staatsanwälte  aassprach,  dass  er  Gegner  der  To- 
desstrafe sei  (eigentlich  dass  er  das  Recht  des  Staats  bezweifle 


Strafe  ztt  eriLOBMo),  mit  Strafe  bdegte,  wA  omb  ilm  ciBem 
neh  weiferadca  GcMbwonca  gjeifhildllp  Jovml  da  droit 
erimiDel  18j»5  p.  116w  Man  veifMit  dass  die*  Urtiiea  deaGmnd- 
satz  Yerietzt,  da»  analoptrbc  Anwendnig  ood  Aotdehmiog 
des  8tra%etelzet  BtiTnliisig  ist  md  daas  der  Geschwome  das 
Recht  halte,  durch  den  Znsatz  des  Daseins  Yon  MÜdenuigsgriiD- 
den  ohndiin  die  Todesstrafe  aaszoschfiessen. 


in«    Allgemeine  Grandsätze  auf  welchen  die  Ge- 
setzgebung über  Strafverfahren  berahen  muss,  und 

ihre  Durchföhrung. 


§.    18. 

A)    Gmndsatx  der  Gleichheit  der  Befugnisse  des  Anhlft- 

gers  and  des  Angeklagten  und  Vertbeidigers.    Streit 

fiher  Anklage  und  Untersnchnngsprinzip. 

Seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ^)  wurde  in 
Bezug  auf  die  Strafprozessgesetzgebnng  der  Streit  über  den 
Vorzog  des  Anklage-  und  des  Untersuchungsprozesses  lebhaft 
verhandelt  Vergleicht  man  die  früheren  darauf  bezüglichen 
wissenschaftlichen  Arbeiten  *) ,  so  überzeugt  man  sich  leicht, 
dass  gewöhnlich  den  Vertheidigem  des  Anklageprozesses  die 
Entartung  vorschwebte,  in  welcher  sich  der  Inquisitionspro- 
zess  ausgebildet  hatte ,  während  die  Gegner  ihre  AngriiTe  ge- 
gen den  Anklageprozess  vorzüglich  auf  das  durch  Privatper- 
sonen betriebene  Anklageveriahren  bezogen,  und  der  von 
ihnen  vertheidlgte ,  Untersuchungsprozess  in  seiner  würdigen 


1)  Schon  Moser  in  den  patciot  Phantasien  m.  ThL  8.  89  hat  in 
seiner  geistreichen  Weise  praktisch  die  Gefahren  gel dgt ,  wenn 
der  Staat  dem  hiquisitionsprozesse  folgt 

2)  Diese  Schriften  sind  angegeben  in  meiaim  Strafveifahran  L  ThL 
8.  199  Note  10?. 
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durch  gewiflsenhafte  Richter  durchgeführten  Form  mit  dem 
Strehen  nach  der  höchsten  Wahrheit  anfgefasst  wurde.  Blan 
bemerkt  leicht,  daas  fiber  die  Bedeutung  des  Anklage-  und 
Untersuchungsprinzips  viele  an  dem  Streit  theilnehmende 
Schriftsteller  unklar  waren ,  willkürlich  Jedem  dieser  Prinzi- 
pien gewisse  Merkmale  unterschoben,  die  wahre  geschichtliche 
Ausbildung  des  Untersuchungsprinzips  und  seines  Verhält- 
nisses zum  Anklageverfahren  ebenso  wenig  kannten,  als  die 
wahre  Beschaffenheit  des  Verfahrens  in  den  Ländern,  in  wel- 
chen das  sogenannte  Anklageprinzip  gilt^).  Es  kann  keine 
KUrheit  in  den  Streit  kommen,  wenn  mim  nicht  an  die  Zeug- 
nisse der  Geschichte  sich  hält*),  dass  der  Untersuchungs- 
prozess,  welcher  den  europäischen  Gesetzgebungen  vorschweb- 
te, von  dem  Begründer  desselben  Papst  Innocenz  DI.  selbst 
nur  aus  einem  polizeilichen  Gesichtspunkte  abgeleitet,  mit 
dem  discipllnären  Charakter  anfgefasst  und  nicht  als  eigent- 
liches criminelles  Verfahren  begründend  betrachtet  wird  ^), 
dass  vielmehr  fortdauernd  als  schon  der  Inquisitlonsprozess 
ausgebildet  war,  nur  derAnklageprozess  als  die  einzig  recht- 
lich begründete  Form  des  Strafverfahrens  betrachtet  wurde*), 
und  selbst  im  canonischen  Strafverfahren  der  Grundsatz  des 


3)  Es  ist  leicht  zu  bemerken,  dast  viele  deutsche  Schrißsteller, 
welche  den  Anklageprözess  angriffen  und  sich  auf  die  Nachtheile 
desselben  in  England  beriefen,  den  wahren  Charakter  des  eng- 
lischen Verfahrens  aus  eigner  Anschauung  nicht  kennen,  und 
durch  unwahre  Erz&hlungen,  welche  Archenholz  u.  A.  verbrei- 
teten geUlnseht  wurden. 

i)  VorzftgUeh  gebührt  Keaer  in  seinen  Beiträgen  zur  Geschiehti*. 
des  Inqoisitionsprozesses ,  dann  in  seinen  Abhandlungen  U.  Heft 
8.  35  und  neuerlich  in  dem  Gerichtssaal  1855.  L  S.  408  das 
Verdienst  die  Quellen  des  oaaon.  Reehlt  neblig  gewfirdigt  za 
haben. 

5)  Dies  ergiebt  sieh  klar  aua  C.  31  u.  32  X.  de  Bimoa; 
6>  Darauf  beilehir  sMi  e.  un*  X  «I  eotles.  benwie.   Btener   fan  Ge- 
riehtstaal  L  c.  S.  416. 
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AnUagepriaitpfl  sa  angeweadtt  im,  daaa  nach  der  Offnilieit, 
mit  welcher  die  Anechuldiguiig  dem  Ängefichuldigten  mitge- 
UieUt  wurde  9  dieser  sich  in  eiaer  weit  beasereA  Lage  befand, 
als  2.B.  nach  der  im  J.  1813  verkündeten  baierischen  Gkset»- 
gebongy  die  auf  den  Inqolaitionsprosess  gebaut  war ''). 

In  den  dem  Jahre  1848  unmittelbar  vorausgehenden 
Jahren  «hielt  der  Streit  über  das  Yerhältaiss  des  Anklage* 
und  Untennchungsprinsips  eine  neue  Richtung  b).  Die  bes* 
aere  11  einung  hatte  immer  mehr  auf  die  Nothwendigkeit  hin- 
gedringt,  die  Grundlage  des  bisherigen  Strafverfahrens  anf- 
ingeben und  das  künftige  Verfahren  auf  Mündlichkeit ,  Oe^ 
fentUchkeit  und  Anklageform  zu  bauen;  aunäehst  dachte  man 
dabei  an  den  Iranadaischen  Strafproiess,  da  dieser  am  besten 
bdkannt  war  und  in  ihm  aUe  jene  Grundlagen  sich  ianden, 
welche  man  wünschte«  Da  man  nun  bemerkte,  dass  in  dem 
fransösischen  Proxesae  ein  auf  Anklage  gebautes  Verfahren 
iwischen  5ffBiillichem  AnkUger  und  Ang^dagten  die  Haupt- 
sache war,  in  der  Voruntersuchung  im  Wesentlichen  ein  Ver- 
fidtren  vorkam,  welches  dem  bisherigen  deutschen  Verfahren 
ihnlieh  und  inquisitorisch  war,  so  drehten  sich  die  damals 
erschienen  Schriften  vorsüglich  darum,  ob  etai  solches  Ver- 
fahren eingeführt  werden  sollte.  Darnach  eonstruirte  man 
sich  die  Begriffe:  Anklage-  und  Unterauchnngsprinaip,  und 
da  man  im  französischen  Verfahren  als  Hauptperson  für  die 
Anstellung  und  Durchführung  der  Anklage  den  Staatsanwalt 
fand,  so  war  ein  Hauptpunkt  in  dem  Streite  die  Frage  über 
die  Stellung  des  Staatsanwalts  und  daran  musste  sich  die 
Erörterung  der  Frage  knüpfen,  ob  die  Aufstellung  des  Staats- 


7)  Nach  dem  Art  157.  158.  des  bair.  Gesetxb.  darfte  der  ADgeschol- 
digte  (selbst  Verhaflete)  im  ersten  Verhöre  nur  gefragt  werden, 
ob  ihm  die  Ursache  seiner  VorrufuDg  bekannt  sei  and  wenn  er 
sie  nicht  zu  wissen  erklärte,  so  durfte  ihm  die  Beschnldigang 
nicht  genannt  und  keine  besondere  Frage  gestellt  werden. 

8)  Baiüber  meine  Sobrift:    Die  Mündlichkeit  S.  281. 
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anwalts  Ausflüss  des  AnklageprinzipB  sei  oder  als  eine 
Folge  des  Untersncliungsprinzips  eu  betrachten.  Während  Za- 
ehariä  in  seiner  Schrift^)  die  erste  Ansicht  vertheidigte,  führte 
Kdstlin^®)  die  Zweite  dnrch.  Man  erkennt  bei  der  Ver« 
glcichung  der  verschiedenen  Schriften,  und  den  Aenssemngen 
weiche  in  StMndeversammlungen  bei  den  Forderungen  der 
Verbesserang  des  Strafverfahrens  vorkamen,  dass  eigentlich 
die  Ansicht  vorschwebte,  dass  das  bisherige  deutsche  Verfah- 
ren, welches  als  das  inquisitorische  bezeichnet  war,  ein  ge- 
fShrliches  sei  und  nicht  fortbestehen  dürfe.  Da  nun  nach 
der  herrschenden  Ansicht  der  Gegensatz  des  Inquisitionspro- 
zesses der  AnklageiHTozess  war,  und  (wie  irriger  Weise  Vide 
sich  vorstellten)  der  französische  Prozess,  dessen  Einftthrung 
man  wünsdite,  auf  dem  Anklageprinzip  beruhte,  so  hoffte 
man  alle  Uebel  durch  die  Forderung  zu  beseitigen,  dass  in 
dem  künftigen  Strafverfahren  der  Anklageprozess  eingeführt 
werden  sollte.  Die  immer  häufiger  vorkommenden  Klagen 
über  die  Nachtheile  des  bisherigen  deutschen  Verfahrens  >^) 
hatten  ihren  Grund  in  der  seit  Aufhören  des  Anklageprozes-* 
ses  unter  dem  Einflüsse  des  polizeilichen  Charakters,  den  der 
Strafprozess  atlmälig  erhielt^')  dem  Strafverfahren  gegebenen 
Richtung,  bei  welcher  dem  Inquirenten  eine  die  verschieden- 
artigsten Rollen  vereinigende  Stellung  eingeräumt  wurde  <*), 


9)  Zacbarift   Gebrechen  nnd  Reform  des  deutschen  Strafverfahrens 
S.  64.  73. 

10)  Köstiin  Wendepunkt  des  deutschen  Strafverl  S.  42  etc. 

11)  Meine  Schrift:  Die  Mündlichkeit  S.  296. 

12)  Biener  im  Gerichtssaal  1855  1.  S.  412. 

13)  Wie  sehr  dies  im  Anfange  des  vorigen  Jahrhunderts  in  die  Ge- 
setzgebmig  übergegangen  war,  lehrt  die  von  v.  Eye  in  seiner 
Schrift:  die  leitenden  Grundsätze  der  östcrr.  Strafprozessordnong 
S.  5  milgelheilte  peinliche  Gerichtsordn.  für  Böhmen  Nr.  1707 
wo  gesagt  ist,  dass  die  Kachforschung  der  Missethat  ohne 
sonderbare  Rechtszierlichkeit  (mit  diesem  den  im  röm. 
und  canon.  Rechte  gebrauchten  Ausdrücken,    Wenn   man  den 
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bei  wdeher  Yon  Tomehereiii  das  natttrllche  Veriiiltnlfls  des 
Strel^xesses  in  den  drei  Grondmerionalen,  Anklage,  Ver- 
theidigang  nnd  unparteiische  Untersuchong  zerstört  wurde. 
Sobald  man  den  Untersochnngsrichter  zum  Ankläger  machte, 
mnsste  seine  Unparteilichkeit  geiaiirdet,  es  mussten  viele 
grandiose  Untersnchnngen  veranlasst  werden,  weil  der  Rich- 
ter nm  den  Vorwürfen  der  OleicligiÜtigkeit  oder  Vemach- 
lassignng  der  Benlitiung  wichtiger  Sporen  zu  entgehen,  lie- 
ber zn  schnell  als  zu  wenig  einschreiten  musste«  Durch  die 
gut  gemeinte,  eigentlich  schon  im  Art  47  CCG.  angedeutete 
Vorstellung^),  dass  der  Richter  zugleich  Vertheidiger  sei, 
kam  man  dazu,  den  Angeschuldigten  des  Rechts  zn  berauben, 
sich  während  der  Untersuchung  einen  Vertheidiger  zu  wäh- 
len, nnd  indem  man  dem  Richter  nicht  zn  vereinigende,  selbst 
widersprechende  Rollen  zutheilte,  die  Vertheidigung  wesent* 
lieh  zu  beschränken  ^^).  Das  Schlimmste  war,  dass  nach  dem 
mehr  oder  minder  klar  dem  Inqnisititionsprozesse  gegebenen 
Charakter  der  Angeschuldigte  nicht  als  berechtigt  dem  Unter- 
suchungsrichter gegenüber,  sondern  als  ihm  unterworfen  für 
den  Zweck  der  Untersuchung  betrachtet  wurde**)  und  der 


sammarischen  Prozess  bezeichnen  wollte,  nachgebUdeten  Worte 
war  der  Wille  ausgesprochen,  dass  es  hier  besonders  auf  Schnel- 
ligkeit ankomme),  durch  den  Richter  selbst  geschehen 
müsse,  welcher  allhier  zugleich  die  Stelle  des 
Richters,  Klägers  und  in  dessen  erforderlicher  Un- 
schuldsvertheidigung  einigermassen  auch  die  Stelle 
des  Beklagten  vertritt. 

14)  Damach  soll  der  Richter  seine  Befragung  auch  auf  Umstftnde 
richten,  welche  für  den  Unschnldsbeweis  wichtig  werden  können, 
da  Mancher  aus  Einfalt  oder  Schrecken  nicht  fürzu- 
schlagen  weiss,  ob  er  gleich  unschuldig  ist 

15)  Bemerkanswerth  ist,  was  v.  Hye  8.  6  darüber  sagt 

16)  Zacharia  über  die  6ebr«ehen  und  Reform  des  deutschen  Straf- 
verfahrens S.  45. 

MltteratUr,    StrtfYerf«lirea .  lg 
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Richter  Ton  eiiier  Vamathung  der  Schuld  desjenigen  aus- 
geht i^,  den  er  als  verdächtig  behandelt.  Daraus  mnssten 
die  Verhöre  den  Charakter  eines  Versuchs  erhalten,  etwas 
durch  eine  Art  geistigen  Zvrangs  des  Angeschuldigten  £ur 
Angabe  der  Wahrheit  herauszubringen«  UnveimddUch  waren 
dann  die  Zurückhaltungen  des  Richters  bei  der  Befragung, 
die  Schlauheit  den  Angeschuldigten  za  dem  Glauben  au 
bringen,  dass  der  Richter  schon  Alles  wisse,  der  GMbraueh 
listiger  Mittel  um  die  Schlauheit  des  Angeschuldigten  zu 
brechen  und  ihn  wider  Willen  zur  Angabe  von  umständen 
zu  nöthigen,  die  man  gegen  ihn  weiter  gebrauchen  könnte. 
Die  lange  Dauer  der  Prozesse,  weil  der  Richter  immer  hofite, 
den  Angeschuldigten  endlich  zu  ermliden,  war  ebenso  wie  die 
Häufigkeit  des  Widerrufs,  die  Klage  über  die  Anwendung 
unerlaubter  Mittel  und  über  unrichtige  Aufzeichnung  der  Aus- 
sagen die  Folgen  des  InquisitionssystemB.  Auch  der  ehr«i- 
wertheste  Inquirent  konnte  vorzüglich  wenn  er  geistig  begabt 
und  von  Amtseifer,  vom  Unwillen  über  das  Läugnen  beseelt 
war,  zur  Anwendung  einer  Untersuchung  gebracht  werdcDi 
in  welcher  die  bezeichneten  Nachtheile  hervortraten.  Der 
Grund  des  Uebels  liegt  in  der  Natur  des  Inquisitionsprozesses, 
in   welchem  die  Gefahr  des  Missbrauchs  so  nahe  liegt  ^), 


17)  Sehr  richtig  sagt  Helle  trait^  de  llnstniction  crimiü.  voL  V.  p. 
50  la  procedure  ioqnisitoriale  se  fonde  snr  la  presomption  de 
la  calpabilit^  de  Taccusd;  eile  ne  raffirme  pas,  eile  la  snppose 
et  c^est  en  8*appuyant  sur  cette  hypothese  qn^elie  cherchc  par  la 
methode  analyüque  a  raasembier  les  indlces,  toutes  les  probabi- 
lit^s,  qul  peuvent  la  changer  en  certitude. 

18)  Auch  hier  ist  der  Aussprach  von  Helle  L  c.  V.  p.  62  woU  tu 
beachten,  wenn  er  sagt:  par  cela  seid,  que  le  juge  assome 
toas  les  pouvoirs  de  rinstraction,  il  est  natorelleraent  port^  a  les 
elendre ,  soit  parceqae  le  bat  legitime  qull  veut  atteindre,  jna- 
tifle  a  ses  yenx  les  moyens,  qu^il  emploie,  soh  parceque  le  cer» 
de  de  ses  droits  ^ianl  necessairement  flexible  il  les  onlrepaeae 
en  qaelque  sorte  k  son  insu  et  de  bonne  foi. 
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dass  auch  der  würdigste  Siditer  nur  ndt  Mühe  flieh  dieser 
Oetakr  entliehen  kann.  Unter  solchen  Umstünden  war  es 
begreiflich,  dass  immer  melir  die  Ueberxengnng  sich  geltoid 
machte,  dass  das  Inqnisitionsprinzip  verwerflich  sei,  weil  dar- 
nach dielfadit  des  Inqnirenten  nnbegränzt  ist^'),  woran  bald 
die  Ansicht  sich  knüpfte,  dass  durch  Rückkehr  zu  dem  An» 
klageprinaip  den  Klagen  abgeholfen  werden  könnte.  Daraus 
erklärt  es  sich,  dass  im  Jahr  1848  unter  den  gestellten  For- 
denmgen  auch  die  war,  dass  das  Icünitige  Strafverfahren  auf 
dem  Anklageprinzip  bemhen  müsste.  In  den  damals  von  den 
Regenten  ertheilten  Zusagen  fand  sich  auch  die  darauf  be- 
züfl^he  Sanktion.  In  den  verkündeten  Grundrechten  der 
deutschen  Nation  $.  46  war  ausgesprochen :  In  Strafsachen 
gilt  der  Anklageprosess.  Bald  aber  zeigte  sich,  dass 
damit  keine  Befriedigung  gewährt  und  die  Klage  nicht  abge- 
schnitten wurde.  Man  überzeugte  sich,  dass  Viele  derjenigen 
welche  die  Forderung  stellten,  und  die  Zusagen  gaben,  nicht 
klar  genug  über  den  Sinn,  die  Wirkungen  und  Tragweite 
des  gebrauchten  Ausdrucks  waren«  Unverkennbar  hatte  den 
Meisten  die  Einillhrung  des  französischen  Strafverfahrens  vor- 
gesehwebt; allein  darin  liegt  eben  in  der  Voruntersuchung^) 
der  Inqnisitionsprozess  zum  Grunde  ^<).  Die  Männer  der 
Wissenschaft  fühlten  nun  doppelt  die  Pflicht,  sorgfältig  zu 
prüfen,  worin  eigentlich  das  Anklage-  und  das  Unterauchungs« 
piinzip  bestehe.  Vergleicht  man  aber  die  darauf  bezüglichen 
Schriflen,  so  zeigt  sich  bald  die  grösste  Verschiedenheit  der 
Anrichten.  Während  einige  Schriftsteller^)  einen  Hauptgrund 
des  Mangels  der  Verständigung  darin  fanden,  dass  man  den 
gemeinen  deutschen  Prozess  mit  dem  Inquisitionsprinzip  über- 


19)  Zaehariä  über  die  Gebrechen  S.  72. 
!K))  Hdie  trait^  V.  p.  64. 

21)  Geistrdehe  Versuche   den  Vorzug    des    Inquisitionsprinzips    zu 
rechtfertigen,  in  Bonnier  trail^  des  preuves  2te  Ausg.  p.  344. 

22)  I.  B.  Köetfin  Wendepunkt  des  Strafrirf.  8.  39  etc.  • 

18« 
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ksnpt  TermiMiie,  and  ab  Wesen  des  AaUagepriai^  eridir- 
tm,  dass  daniadi  der  Prozess  Ton  dnem  PrivitinHäger  ab- 
hänge und  das  ganze  Verfdiren  (ähnlich  wie  im  OvilproaeM 
naeh  der  Ycriiandlangmazime)  Ton  der  Thatigtprit  des  An- 
klägers imd  des  Angeldagten  abhängig  sei,  dass  die  Thätig« 
keit  efaies  Staatsanwalts  selbst  als  Ansfloss  des  DnCerso- 
dmngsprinzips  betnehtet  weiden  mfisse,  hatten  Andere  **) 
das  Wesen  des  AnUageprinaips  in  der  geordneten  Yeihand- 
Inng  eines  Falles  awisehen  zwei  in  freier  gleieUbereehtigter 
SteDiing  sich  gegenflberstehendcn  Personen  vor  einem  nnpar- 
teisehen  Dritten  gesneht  Andere  zeigten**)  dass  der  Mangel 
der  Verständigung  darin  liege,  dass  man  zwei  Toseiiiedene 
Merionale  1)  Verfolgung  Ton  Amtswegen,  2)  das  Streiien 
nach  materieller  Wahrheit  mit  einem  Ausdrucke:  Untersn- 
ehnngsprinzip  bezeichnet  habe,  während  beide  Grundsätze 
getrennt  werden  mussten  und  nur  der  Grundsatz  des  Strdiens 
naeh  materieller  Wahrheit  mit  Untersuchungspiinzip  bezeich- 
net werden  soUte.  Biener  ^)  schlägt  vor,  statt  Inquiaitions- 
prozess  den  Ausdruck  politisches  Prinzip  zu  wählen  und  fin- 
det im  neuen  Verfahren  eine  Verbindung  accusatoiischer  For- 
men mit  dem  politischen  Prinzip.  Vielfach  findet  sich  auch 
die  Ansicht**),  dass  man  die  Ausdrücke:  Anklageprinzip,  An- 
klageprozess  und  Anklageform  scharf  trennen  müsse,  um  zur 
Klarheit  zu  gelangen.  Vorzfiglich  zeigte  sich  die  nachtheilige 
Unkhirheit,  als  bei  der  Anwendung  der  neuen  Strafprozessr 
Ordnungen  es  auf  Fragen  ankam,  ob  eine  gewisse  gesetzliche 
Vorschrift  oder  eine  Handlungsweise  des  Gerichts  mit  dem 


23)  z.  B.  Zachariä  L  c  8.  53. 

24)  z.  B.  Wallher  in  der  Schrift:    Die  RecbUmittel  im  Strafveriahren 
Vorrede  S.  XIV. 

26)  hl    den  AbhandL  n  S.  36  und  im  GerichtsMud  1865  L  S.  410. 
427. 

26)  Abegg  in  den  Jahrbuchero  ÜKr  s&ehs.  Stndrecfat  Vn.  S.  131  and 
.    in  seiner  Kiilik  des  preoM.  Sntwurfii  8.  42  in  Note. 
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AakUgepiozeflM,  welcher  dem  Oeseiibiiche  sum  Gmnde  lag, 
▼ertriglieli  sei  und  ale  die  Frage  verhandelt  wurde,  in  wie 
ferne  ein  bestinumtea  Oeaetzbuch  auf  dem  Anklageprinaip  oder 
dem  ünteranchungsprinzip  bemhe.  In  der  ersten  Hinsicht 
bemerkt  man,  dass  die  Verschiedenheit  der  Ansichten  sich  ans 
der  Art  eriJirt,  wie  man  das  Anklageprinsip  anflbsste.  Fand 
man  in  den  franaösischen  nnd  deutschen  G^etsbüchem  die 
Vorschrift^  dass  der  PrSsident  während  der  Sitzung  auch  Zen- 
gen  Torladen  könne,  deren  Namen  auf  der  dem  Angeklagten 
vorher  mitgetheilten  Listen  nicht  standen^''),  so  war  man 
nicht  in  Verlegenheit,  dem  Anklageproxess  eine  solche  Deu- 
tung zu  geben,  dass  damit  die  Bei ugniss  gut  vereinigt  werden 
konnte,  ebenso  wie  in  dam  Falle,  wenn  der  Präsident  unge- 
achtet die  Anklage  nur  auf  Todschlag  gestellt  war,  wegen 
angeblich  neuer  in  der  Verhandlung  vorgekommener  auf  Da- 
sein des  Mords  deutender  Aussagen,  an  die  Oeschwornen  die 
Hauptfrage  auf  den  Mord  stellte^.  Merkwürdig  sind  die 
Erklärungen  daräber,  ob  ein  gewisses  Gesetzbuch  auf  An-* 
klage  oder  U  ntersuchuchunpsprinzip  beruhe.  In  Bezug  auf 
den  preussischen  Prozess  wurde  in  Abrede  gestellt^), 
dass  dieser  Prozess  auf  dem  Anklageprinzip  beruhe,  dass  aus 
der  aufgenommenen  Anklageform  kein  Schluss  auf  das  An- 
Uageprinzip  als  Grundlage  zu  ziehen  sei,  dass  vielmehr  im 
Untersuchungsprinsip  die  Grundlage  gesucht  werden  müsse  *^. 


27)  Wir  werden  unten  diese  Frage  näher  prüfen.  Vorläofig  machen 
wir  nnr  aufmerksani,  dass  in  England  u.  Schottland  kein  Jurist 
es  begreifen  würde ,  wie  jene  Befngniss  des  Richters  mit  seiner 
wahren  Stellong  vereinigt  werden  kann. 

28)  Gerau  im  Archiv  des  CriminalrechU  1853  Ergänzungshefl  S.  150. 
Ueber  diese  Frage  eine  scharfeinnige  Abh.  von  Haager  in  Zent- 
ner's  Uagazin  für  Bad.  Rechtspflege  II.  Bd.  Nr.  23.  24. 

29)  z.  B.  von  Diterici  in  Goltdammers  Archiv  II.  8.  502. 

30)  ▼.  Uppelskirch  in  Goltdammers  Archiv  11.  6.  27  bemerkt  dass 
dorch  das  Gesetx  ▼.  1849  der  InqnisUionsprozess  im  Gewände 
des  Anklageprozesset  eingeiiUurt  worden. 
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Li  Ansehung  des  österreichisohenStafpfOsesBes**),  ^^ 
in  den  von  dem   Kaiser  fGr  die  Bearbeitong  des  neuen  6e- 
setsbuchs  ertheüten  Weisungen  ausgesprochen:  in  Btraftachen 
weiche  von  den  Coliegialgerichten  su  verliandeln  sind,  ist  der 
Orundsats  der  Anklage  zu  beobachten;  allein  aus   den 
Erklärungen  des  Mannes,   der  selbst  die  StraTprosessordnung 
bearbeitete  *>),  erfährt  man,  dass  durch  die  obigen  Ausdrücke 
der  Gesetzgeber  sich  mehr  nur  der  üblichen  Redeweise  be- 
diente,  dass  nicht  das  Prinzip  der  Anklage,  sondern  nur  die 
accusatorische  I^zedurform  festgesetzt  werden  sollte,    weil 
bei  dieser  Form  durch  die  Theilung  der  verschiedenen  Funk- 
tionen (der  Anldage,  der  Vertheidignng  und  des  Richtens)  der 
Zweck  des  Strafverfahrens  besser  erreicht  werden  Icann,  wäh- 
rend das  Gesetz  nur  dem  Untersuchungsprinzip  huldige.  In 
so  ferne  von  Amtswegen  die  materielle  Wahrheit  ausgemittelt 
werden  solle.     In   der  neuen  kgl.  sächsischen  Straffvo- 
zessordnung  ist  im  Art.  2  ausgesprochen  >>) :  das  strafgerieht- 
liehe  Verfahren  setzt  in  der  Regel  einen  Antrag  auf  Anwen- 
dung der  Strafgesetze  voraus.    Derselbe  wird  soweit  nicht  f8r 
gewisse  Fälle  das  Gesetz  nicht  etwas  Anderes  bestimmt,  Ton 
den  durch  das  Gesetz  hiemit  beauftragten  Beamten  und  aiwar 
von  Amtswegen  gestellt.    Nach  den  amtlichen  Erklärungen  >*) 
ist  in  dem  Gesetzbuche  dem  Untersuchungsprinzip  das  allein 
dem  Zwecke  entspricht,  der  Vorzug  gegeben  worden,   womit 
die  EinHihrung  des  Staatsanwalts  wohl  verträglich  ist,   da  er 
der  Beamte  sei,  dessen  Thädgkeit  die  bessere  Förderung  des 


31)  lieber  die  Frage:  wie  weit  die  Strafprozessordnung  v.  1850  anf 
Anklageprinzip  beruhte,  s.  v.  Wurth  in  seinem  Commenlar  S. 
64.    VergL  mit  Haimerl  Magazin  für  Österreich.  Recht  IV.  S.  118. 

32)  y.  Hye  die  leitenden  GrondsAtze  der  ftsterreieh.  Strafprozeasordn. 
S.  21  etc. 

33)  Der  Art  2  hat  die  Aolschrin:    Anklageform. 

34)  Motive  zmn  Entwurf  8.  163  u.  Sehwarze  Gomment  zor  S(nf- 
prozessordnnng  fftr  Sachsen  L  S.  38. 
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UntenaehvBgttweekB  beswecke,  ao  dass  durch  ihn  die  Form 
dea  aecvBatoriBchen  Prinsips  sich  geltend  mache. 

Die  blflherigen  Nachweisnngen  lehren,  dasa  die  seit 
längerer  Zeit  vnd  1848  noch  bestimmter  gestellte  Forderung, 
nach  welcher  der  kttnltige  Frozesa  auf  dem  Anklageprinaip 
beruhen  soll,  und  die  deswegen  ertheüten  Zusagen  nur  dazu 
gelBhrt  haben,  daaa  der  neue  deutsche  Prozess  auf  der  An- 
klageform mittelst  der  Thätigkeit  dea  Staataanwalta  be» 
ruht«  Una  scheint  daaa  damit  den  gerechten  Forderungen 
nicht  entaprochen,  den  Klagen  nicht  abgeholfen  und  eine 
gründliche  Verbeaaerung  dea  Strafverfahrena  nicht  angebahnt 
iat.  Stellt  man  Allea  nur  auf  die  Form  und  glaubt  man 
durch  Aufstellung  derStaataanwaltachaft  die  gerechten  Forde- 
rungen erftlllt  zu  haben ,  so  ist  damit  der  bisherige  Inquisi- 
tionsprozess  zwar  in  einigen  Punkten  verbessert,  aber  im 
Wesentlichen  mit  den  meisten  Missbräuchen  beibehalten,  wir 
erhalten  dann  nur  durch  Zuziehung  des  Staatsanwalts  zwei 
Inquirenten,  wir  behalten  io  der  Voruntersachnng  die  meisten 
Nachtheile  der  schlau  geführten,  verzögerlichen  Verhöre  und 
die  Beschränkung  der  Yertheidigung  bei,  wir  machen  den 
Präsidenten,  dessen  diskretionäre  Gewalt  eüie  Allmacht  wer- 
den kann,  zum  Inquirenten  und  wissen  der  Anklage  welche 
die  Grundlage  der  Verhandlung  werden  soll,  eine  solche 
Deutung  zu  geben,  dass  damit  vielfache  nur  aus  dem  Inqui- 
Bitionsprinzip  erklärbare  Handlungen  wohl  verträglich  sind. 
Die  grosse  Verschiedenheit  der  Ansichten  über  die  Bedeutung 
des  Anklage-  und  Untersuchungsprinzips  in  der  Wissenschaft 
muaa  nachtheilig  wirken.  Vorzüglich  liegt  ein  Hindernisa 
wahrer  Veratändigung  in  der  Unkenntniss  des  englischen,  schot- 
tiachen  und  irländischen  Strafverfahrens,  dessen  wahre  Be- 
deutung die  meisten  französischen  und  deutschen  Schriftstel- 
ler nicht  verstanden,  indem  sie  dem  jenem  Verfahren  zum 
Grunde  liegenden. AnUageprinzip  den  Charakter  beilegten'^), 


35)  Warom  veniacblassigen  unsere  Juristen  das  Studium  des  sehet« 
tischen  Straffeifüirens,  worin  die  Kronanwaltschaft  im  aasge- 
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dafls  darin  nr  die  Thiti^al  ciMS  PrifBl|plligen  die  Eiii- 
leitmig  mid  Ffilmiig  des  Stn^iroxeflBefl  bestimme ,  wibraid 
eine  genaue  Beaefatong  der  Einirlnlieiten  des  eng^isdien, 
schottischen  nnd  iilsdien  Yerüduens  belelirt  haben  wfiide, 
dass  In  der  Tonintersachnng  nnd  in  dem  eigentiidien  Stn^ 
prosesse  die  darin  leitenden  Gnmdsatie  m  einem  Verfiduea 
ffihren,  in  weichem  das  ölfentliche  Interesse  ebenso  beachtet, 
als  das  Recht  der  Vertheidignng  (freilich  das  letate  mangel- 
haft) geschfitst  ist  Die  Geschichte  lehrt,  dass  bei  jedem 
Volke  in  der  Entwickhnig  des  StnlVeriahrens  merst  die  Ein- 
leitung nnd  Ffihmng  desselben  von  der  Anklage  abhängig  ge- 
macht wild,  nnd  dass  nach  der  Art,  wie  nrq>rfinglich  das 
Verbrechen  als  Verletsong  des  Beschädigten  nnd  seiner  Fa- 
milie mit  dem  Sedite  derselben  auf  Genngthnung  aofgefasst 
wird,  auch  das  System  der  PriYutuiklage  gitt.  Sobald  die 
bürgerliche  Gesellschaft  auf  einer  hohem  Stufe  der  BOdung 
und  die  Idee  der  Gemeinde  nnd  später  des  Staats  sich  gel- 
tend macht,  wird  auch  in  dem,  wenn  auch  anfangs  dunkel 
gefühlten  difentlichen  Interesse  das  Verbrechen  schon  als 
Verletzung  der  Interessen  der  Gesammthelt  an^gefiust,  theils 
in  dem  die  bürgerliche  Gesellschaft  gewisse  Bechtsstörung«! 
sdion  als  die  ihr  jEugefItgten  Verletzungen  verfolgt  und  für 
die  Bestrafung  der  Schuldigen  sorgt,  in  dem  anerkannt  wird, 
dass  jeder  aus  der  Gesammtheit,  nicht  blos  der  Beschidigte, 
ein  Verbrechen  anklagen  darf.  Bei  steigender  Bildung  und 
bei  wachsender  Staatsgewalt  wird  die  Thatigkeit  des  Staats 
an  der  Strafverfolgung  ausgedehnter,  entweder  (wie  bei  den 
Rdmem)  durch  Aufstellung  von  Beamten,  welche  (wie  die 
römischen  Irenarchae,  stationarii)  verübten  Verbrechen  nach- 
q)üren  und  in  einer  begünstigten  Form  der  accusatto  (in  einem 


dehnten  Sinne  flifthig  ist.  Kein  BebotHsdier  Jurist  wird  aber  zu- 
geben, dass  in  Sehottland  dss  inquisitorische  Prinsip  henseht 
Ebenso  zeigt  dieEinrichtnng  in  Irland,  wo  Staatsanwaltschaft  aus- 
gedehnt besteht,  dass  der  Staatsanwalt  nur  als  AnUlger  erscheint 
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Amtsberichte)  xnr  KeuitiüBS  des  magittratas  die  Sache  brin- 
gen, oder  doreh  die  Untersadiangsbeamten  aar  Pflicht  ge- 
machte inqniaitoriache  Th&tigkeit,  wenn  auch  kein  AnUlger 
anilrat  (wie  im  canoniscfaen  Rechte)  oder  durch  EinrichtongCDi 
welche  im  Zuaammenliang  mit  dem  Oemeindeleben  die  Entr 
deckang  verübter  Verbrechen  beaweckten  (a.  B.  im  germani- 
schen Rechte)  oder  durch  AnfiBtellnng  von  besonderen  Beam- 
ten,  welchen  die  Pflicht  oblag,  trerfibte  Verbrechen  bei  Ge- 
richt am  Terfolgen  (a.  B.  in  Frankreich,  Italien,  Irland, 
Schottland). 

Verfolgt  man  genauer  die  Entwicklung  des  Strafirerfah- 
rens  im  Abendlande  seit  dem  lOten  Jahrhundert,  so  lassen 
sich  zwei  Grundrichtungen  unterscheiden:  1)  In  den  mei- 
sten Staaten  Europa's^  hatte  die  Art  der  Ausbildung  der 
Staatsgewalt  und  der  politischen  Zustände  eine  Vernichtung 
des  freien  Volkslebens  herbeigeführt,  welche  Gleichgültig- 
keit der  Bürger  an  öffentlichen  Angelegenheiten  und  daher 
auch  im  Strafprosesse  den  Untergang  der  Privatanklage  >^) 
um  so  mehr  eraeugten,  als  die  Ausbreitung  eines  überall 
thätigen  aahlreichen  Beamtenthums,  und  die  Ausdehnung  der 
Pdiaeigewalt  sowie  der  Untergang  des  nationalen  Lebens  den 
Sieg  des  Inquisitionsprozesses  begünstigten.  2)  In  andern 
Staaten,  vorzüglich  in  England  blieb  die  Freiheit  des  Volks- 
lebens und  Theilnahme  der  Bürger  an  öffentlichen  Angelegen- 
heiten, gestählt  durch  fortdauernde  B^ämpfe  mit  den  Regen- 
ten, welche  bei  dem  Mangel  stehender  Heere  ihre  Plane  nicht 
durchsetzen  konnten,  lebendig  erhalten;  ein  Beamtenthum, 
wie  es  in  andern  Ländern  vorkömmt,  konnte  sich  nicht  aus- 
bilden, und  der  Aoklageprozess  im  Festhalten  an  dem  com- 
mon law  konnte  sich    erhalten,  weil  es  an   einem  kräftigen 


36)  Dies  war  insbesondere  in  den  romanischen  Staaten  der  FaU. 

37)  Es  Usst  sieh  beweisen,  dass  in  mehreren  Staaten  deswegen  der 
Inquisilioniprozess  henschend  wurde,  weU  keine  AnUiger  er- 
schienen* 
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Volksleben  nicht  fehlte.  —  In  den  Staaten  der  eisten  Art 
können  wieder  versehiedene  Richtungen  des  StrafverfahrenB 
unterschieden  werden,  in  so  fern  a)  in  einigen  Staaten  die 
Anfstellnng  von  öffentlichen  Anklägern  zwar  neben  dem  herr- 
schenden Inqnisitionsprosess  vorkam,  aber  eine  Art  Anklagever^ 
fahren  nur  in  der  geheimen  Schlussverhandlnng  (nnr  als  Forma- 
litfit)  begründete  (z.  B.  in  Frankreich),  b)  in  anderen  Staaten  (s.  B. 
In  Italien)  **)  der  öffentliche  Ankläger  eine  grössere  Bedeutang 
hatte,  indem  eine  öffentliche  Schlussverhandlnng  mit  feierlichen 
Reden  bestand  ^),  wogegen  c)  in  Anderen  (z.  B.  in  Deutsch- 
land), wo  keine  Beamten  der  Anklage  vorkamen,  der  Inquiri- 
tionsprozess  ansschliessend  (mit  wenigen  Ausnahmen)  ^)  sieh 
ausbildete,  der  Richter  von  Amtswegen  einschritt  und  inqui- 
sitorisch die  geheime  schriftliche  Verhandlung  fortflihrte. 

Es  ist  begreiflich,  dass  in  Ländern  wie  in  England,  we- 
gen des  lebendigen  Antheils  des  Volkes  die  Nachtheile  des 
Anklageprozesses  sich  gar  nicht  oder  doch  weniger  fählbar 
machten,  und  dass  nach  dem  tief  wurzelnden  Oeffihle  der 
Freiheit  das  Volk,  durch  die  Scheusslichkeit  der  Ausnahms- 
zustände  in  politischen  Straifällen  wegen  Anwendung  der 
Folter  *>)  und  von  unwUrdigen  Werkzeugen  der  Gewalt  (Kron- 


38)  Insbesondere  war  dies  der  Fall  in  Neapel  ond  in  Venedig,  wo 
(bei  der  furchtbaren,  harten,  politischen  Inquisition),  um  dem 
Volke  ein  ScfaatienMUI  polit.  Freiheit  xa  tieheffa ,  ein  SchfaMS- 
schanspiel  mit  einem  öffentlichen  Ankläger  aofgeführt  wurde. 
Carroignani  scrilti  inediti  voL  VI.  p.  121  und  Soria  de  Crispan 
philos.  du  droit  public.  Vn.  p.  22. 

39)  Merkwürdig  ist,  dass  in  Neapel  nach  der  Einrichtung  der  admo- 
nestazione  der  Fiskalanwalt  sich  dem  Angeklagten  verpflichtete, 
bei  der  Formel  derselben  stehen  zu  bleiben,  so  dass  der  Ange- 
klagte nicht  härter  verurtheilt  werden  konnte. 

40)  Ausnahmen  kamen  vor,  wo  Fiskale  aufgestdlt  waren.  Nach- 
weiinngen  in  meinem  Strafverfabren  L  ThL  S.  19S  Note  99. 

41)  Wir  bitten  zu  beachten ,  dass  in  England  die  Folter  dem  com- 
mon law  widersprach  und  nur  durch  tyrannische  Könige  gesetz- 
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anwälften  und  Bkhtem)  inqnlBitorifldi  gefllhri«n  Verlmdluigea  ^ 
belehrt,  die  Gefahren  des  InquidtiensproBeeeeB  erkannte  nnd 
Englanda  beeeere  Juristen  in  der  Verbannung  dieses  Proaes- 
ses  ein  Sehntimittd  der  Freiheit  fanden.  Die  Ansiclit,  dass 
kein  InqnisitionsprosesB  in  England  znl&ssig  ist^),  hat  die 
Folge ,  dass  wenn  auch  durch  die  Thätigkeit  des  coroner  und 
der  Poliaei  Spuren  eines  Verbrechens  verfolgt  werden,  immer 
sor  Einleitung  eines  Tiial  gegen  einen  Angeschuldigten  eine 
Person  gehört,  welche  die  Anklage  erhebt.  Die  Ausschliea- 
8ung  des  Inquisitionsprinzips  liegt  femer  darin,  dass  der  An* 
klSger  seine  Anklage  streng  beweisen  muss^),  dass  damit 
die  auf  dem  Festlands  üblichen  Verhfire  mit  dem  Angeschul- 
digten unverträglich  sind  ^^),  und  es  von  dem  letzten  abhängt, 
ob  er  auf  eine  Beschuldigung  bei  Gericht  antworten  will  ^  *)• 
Die  Einriditungen ,  nach  welchen  in  England  der  Staat  in 


widrig  cingefUirt  wurde.  Nachweisnngen  In  meiner  Schrift: 
das  englische  Strafverfahren  8.  4  und  Macaulay  history  of  Eng- 
land (Leipziger  Ausgabe)  voL  VI  p.  85. 

42)  Wir  erinnern  an  die  Protesse,  welehe  von  Heinrieb  VIIL  an  bis 
Jacob  IL  gelBhit  wurden.  Naehweisnngen  in  meiner  Schrift  8. 8. 

43)  Neuerlich  entwickelt  in  Best  treatise  on  prineiples  of  evidenee 
2te  Ausgabe  1854  pag.  636  s.  auch  Lieber  on  civil  liberty.  L 
p.  238. 

44)  Damit  hingt  der  Grandsatz  des  en^Jisehen  und  amerikan.  Rechts 
zusammen,  dass  ßr  die  Angeklagten  die  Vermnthung  der  Un- 
schuld spricht    BesL  L  e.  p.  4ia 

46)  Daraus  erklärt  sieh  der  Satz  der  uordamerik.  VarfMSung,  dass 
Niemand  genöthigt  werden  soll,  Zeuge  gegen  sieh  zu  sein. 

45  a)  Torrent  in  der  ZeiUehrift  för  ausL  Gesetzgebung  XXVL  8.  432 
nimmt  an,  dass  das  englische  8trafverfahren  dn  gemischtes 
ist  und  theils  auf  Untcrsuchungs-  tbeüs  auf  Anklageprinzip  be« 
ruht  Er  führt  an ,  was  auf  Rechnung  des  Einen  oder  Andern 
zu  setzen  ist  Nicht  genug  ist  dabei  beachtet,  dass  das  engl. 
Rteht  keine  inquis.  Verhöre  zulässt  und  von  der  Pflicht  des  An- 
klagen zum  Beweise  ausgeht 
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^ewlMeii  Filleii,  wo  der  cotoiicr  Üdttig  Ist,  oder  wo  die  Eot- 
der kmf  der  Spuren  iumI  Beweiee  des  VeriireeheBS  Im  Li- 
tereese  des  AnUigers  duth  die  TUtigkeÜ  der  Polisei  imter- 
stfitzi  wird ,  von  Amtswegen  für  Verfolgug  fon  Verivedieii 
thitig  ist|  wfirden  mit  Unrecht  auf  Seduraiig  des  Inqnlsir 
tlonsiirozesBes  gesetzt  ^  ^).  Irrig  und  nachtiieilig  ist  aber 
aneh  die  Beliaoptimg,  dass  In  England  der  prosecittor  vor 
Oeridit  durch  die  Anklage  sein  Interesse  verfidge,  während 
nach  richliger  Ansicht  Jede  Anklage  nur  als  Im  Mamen  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  daher  Im  {öiTentllchen  Interesse  ^) 
angestellt  betrachtet  wird  ^^).  Mit  Unrecht  nimmt  man  anch 
oft  an,  dass  in  England  die  Anklage  nvr  von  dem  BeschSdig- 
ten  ansgeht,  während  jeder  Bürger  wegen  eines  Verbrechens 
Anklage  stellen  kann  (was  anf  das  mm  Grande  liegende  In- 
teresse dentet)  nnd  bei  dem  Geiste  des  MTentlkhen  Lebens 
in  England,  es  an  Vereinen  und  K&perschaften  nicht  fehlt, 
welche  Anklage  stellen  ^)  nnd  andere  Einrichtungen  ^)  dar- 
auf wirken,  dass  der  Schuldige  vor  Gericht  gestellt  wird. 


46  b)  Wenn  man  in  aenerer  Zeh  dem  Worte  »^qniritfonfprozeas**  einen 
ganz  neaen  Sinn  nnteriegen  wOl,  so  dam  ei  anch  anf  des  eng- 
liftcbe  Veriahren  psist,  so  kann  diese  Sprachverwinang  nur 
fchädlich  tein. 

46)  Nachweirangen  in  meiner  Sehri^  8.  60. 

47)  Dsranf  bezieht  nah  die  Formel  in  dem  indietment  t.  meine 
Schrill  Ober  engl  Strafvert  8.  244. 

48)  Naehweirangen  in  der  Schrift  S.  78  Aber  die  fielen  Vereine  zur 
Verfolgung  der  Verbrechen.  Anmer  den  dort  Genannten  kom- 
men vor:  todety  oC  tradesmen  for  the  prosecntion  of  frands, 
Bodety  for  protection  of  females.  Hftnfig  erscheint  ein  Anwah 
anf  Auftrag  der  Eisenbahndireklion ,  oder  der  Obereommission 
der  Polizei. 

49)  z.  B.  indem  der  priädirende  Riditer  einen  Zangen  wegen  per- 
Jnry  vor  Gericht  stellen  lAsst,  nachdem  er  die  Geschwomen, 
welche  nneracbtet  der  Verlheidignngszengen  (z.  B.  wegen  aübi) 
den  Angeklagten  ichnldig  fanden,  Ctigt,  ob  sie  f^ubten ,  da» 


285 

Ana  den  Uaherigen  lUrternngen  darf  das  Ergebnlsa  ab- 
gdeitei  werden,  dasa  von  dem  Streite,  ob  der  Stra^woseea 
anf  Anklage  oder  UntersnehungspriDdp  beruhen  soll,  eine 
Yerstandignng  darüber,  wie  dae  künftige  Verfahren  yerbeaaert 
werden  soll,  nicht  erwartet  werden  kann,  da  über  den  Sinn 
jener  Ausdrücke  unter  den  deutschen  SehriftstcUem  grosse 
Verschiedenheit  der  Ansichten  bemerkbar  ist  Ohnehin  hat 
man  oft  unter  einem  Ausdruck  yerschiedenartige  Orunds&tse 
snsammengeworfen  m). 

Weit  besser  gelangt  man  mm  Ziele,  wenn  man  sich 
klar  macht,  welche  Forderungen  gerechterweise  gestellt  und 
durch  welche  leitenden  Orundsiitse  das  Strafverfahren  geregelt 
werden  soll. 

Fragt  man,  was  den  Forderungen  der  Verbannung  des 
Inquisitionsproaesses,  und  der  Einführung  des  AnUageprin- 
idps  vorschwebte,  so  lag  vorsüglich  der  Forderung  die  Erbit- 
terung gegen  die  bisherige  Art  der  Vernehmungen,  gegen 
die  Stellung  des  Richters  gegen  die  ungerechte  Lage,  in 
welche  der  Angeschuldigte  versetzt  wurde,  insbesondere  gegen 
Beschränkung  der  Vertheidigung  sum  Grunde.  Man  fttlilte, 
dass  das  Strafverfahren  eine  Art  des  rechtlichen  Verfahrens 
ist,  das  in  einem  Kampfe  von  awei  Parteien  besteht,  von 
welchen  Eine  gegen  die  Andere  Behauptungen  aufsteUt,  aus 
diesen   gewisse  Folgerungen  und  Antrüge  ableitet  und  sich 

4 

bemüht,  diejenigen,  von  denen  die  Entscheidung  über  die 
Anträge  abhängt,  von  dem  Dasein  der  Behauptungen  und  der 
Richtigkeit  der  Folgerungen  zu  überzeugen.  Das  StraArerfah- 
ren  soll  nach  der   allgemeinen   Forderung  ein  gerechtes 


der  Zeuge  lalich  geschworen  habet  z.  B.  Fälle  in  Times  vom 
15.  Man  1862  u.  22.  Ang.  1856. 
50)  Waltber  in  der  Sehrifl  Aber  Reehtsmittol  S.  XIV  hat  Recht,  wenn 
er  bemerkt,  dass  man  die  Merkmale  1)  der  ThSÜgkeit  von 
AmtswegeUi  2)  das  Streben  nach  materieUer  Wahrheit  scheiden 
sollte. 
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sein;  dun  gehM  1)  die  GMeldiheit  der  SteDuig  des  AnUi- 
gen  «ad  ADgeklagten,  daher  keiner  grSflsere  Befngniese  alfl 
der  Andere  haben  darf  und  gegen  jeden  Angriff  des  AnUIgen 
deni  Angeklagten  die  vollste  Yertheidignng  znsMien  mnss. 
Die  Staatsregierong  selbst  moss  eikennen,  dass  StsafortheHe 
nicht  die  nöUiige  WiAsaml^eit  haben,  wenn  nicht  das  Ver- 
tränen  begrfindet  ist,  dass  das  Strafreifidiren  anf  Toller 
Oleichbeit  der  Waffen  des  Ankllgeis  nnd  des  AngeUagtea 
beruhte  ^^).  Man  fOhlt,  dass  nach  der  Natur  des  Stra^no- 
sesses  der  Angeklagte  dem  Anldäger  gegenüber  mehr  oder 
minder  in  schwererer  Lage  ist,  weil  der  Erste  seine  Anklage 
lange  vorbereiten)  alle  möglichen  Mittel  der  Ueberweisong  anf* 
suchen  kann,  der  untersuchende  Richter  ebenso  wie  der  aa^ 
gestellte  Beamte  der  Anklage,  rechtsgelehrt  erlUiren  nnd  ge- 
wandt, in  ruhiger  Stimmung,  welche  die  besonnene  Abwigung 
begfinstigt,  über  eine  Masse  von  Mitteln  und  Kriften,  Aber  ein 
Heer  von  ihm  dienenden  Beamten  verfifgen  kann  ^*  *)• 
S)  Um  die  Naehtheile  dieser  Ungleichheit  su^  beseitigen,  moss 
die  Stellung  des  Richters  eine  unparteiische,  unbefangene 
sefai  und  daher  vermieden  werden,  dass  er  nicht  selbBt  von 
Amtswegen  Untersuchungen  einleiten  und  die  ^Anklage  betreiben 


51)  Der  recorder  Wortley  (im  report  on  public  prosecntor  p,  117) 
bemerkt,  daw  man  leicht  im  Volke  das  Urtheil  hört:  Die  Krone 
uDterdrfickt  Wir  werden  unten  nachweisen,  dass  in  England 
aaa  dem  Umstände,  dass  es  dem  Angeklagten  so  schwer  g»> 
macht  wird,  die  Vernehmung  seiner  Entlasinngsseugen  sn  be- 
wirken, grosse  Nachtheile  entstehen.  Vorl&nilg  machen  wir  nnr 
anf  die  Aussage  des  UntentaalssekretSrs  Waddington  im  report 
on  public  prosecntor  p.  JOS^?  aufmerluam ,  woraos  sich  xeigt, 
dass  oft  das  Ministerium  sich  flbenengt,  dass  der  Angeklagte,  wefl 
er  seine  Zeugen  nicht  vorbringen  konnte,  nnschnldig  vemriheilt 
wurde,  wo  dann  dareh  Begnadigung  geholte  werden  muss. 

51  a)  Viele  richtige  Bemerkungen  Über  die  noch  hiuflg  fortdauernde 
ünglelcliheit  der  fitelhmg  des  StaaisattWaks  und  dea  Verlheidi- 
gers  von  Bopp  Im  Geciehtssaal  1865.  0.  8.  2i% 
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maSB.  S)  Es  umss  dnreh  die  Oeetattmig  dea  reohtagelehrien 
Verüieidigen  das  sonst  begründete  Uebergewicht  des  miich* 
tigen  und  recbtsgelehrten  Anklägers  aosgeglichen  werden. 
4)  Der  AnUigcr  mnss  seine  Anschuldigung,  worauf  er  die 
Strafanträge  baut,  beweisen  und  der  Grundsatz  muss  entscheiden, 
dasB  der  Angeklagte  die  Vennuthung  iür  sich  hat.  5)  Daher 
darf  auch  dem  Angeklagten  kein  Zwang  sich  über  eine  ihm 
TOrgehaltene  Beschuldigung  au  erklären,  aufgelegt  werden, 
weil  er  berechtigt  ist,  au  warten  bis  der  Ankläger  seine  Be- 
hauptungen bewiesen  hat.  •)  Daher  ist  auch  mit  dieser  Stel- 
lung die  bisherige  Art  der  Verhöre  unverträglich,  weil  darin 
ein  Widerspruch  mit  der  Pflkht  des  Anklägers  zu  beweiseui 
ein  mittelbarer  Zwang  cum  Geständnisse,  eine  Art  Folter, 
und  leicht  durch  die  dabei  schlau  angewendeten  Mittel  eine 
Bedrückung  des  Angeschuldigten  liegt.  Es  müssen  aus  dem 
Verfahren  auch  alle  Mittel  entfernt  werden,  welche  einen  Un- 
schuldigen gefährden  könnten  oder  welche  versteckter  Weise  ^') 
auf  eine  Möthigung  cum  Geständnisse  berechnet  sind  ^*). 
7)  Es  muss  dem  Angeklagten  Alles,  was  gegen  ihn  zur  Un- 
terstützung der  Anklage  gebraucht  werden  soll,  so  bestimmt, 
vollständig  und  rechtzeitig  nütgetheilt  werden,  damit  er  sich 
darüber  erklären  kann.  8)  Er  (und  sein  Vertheidiger)  muss 
bei  jeder  Erhebung  eines  Bclastungsbeweises  gegenwärtig  sein 
können,  damit  er  seine  Erinnerungen,  und  die  Mittel  Einsei- 
tigkeit zu  vermeiden,  geltend  machen  Icann.  9)  Sobald  die  An- 
klage vorbereitet  ist  und  förmlich  gestellt  wird,  muss  fttr  die 


52)  z.  B.  der  sogenannte  CoUnaiontverhaft,  bei  dessen  Reditfertigong 
man  je  ten  die  wahren  Gründe  angiebt 

53)  Beachtoag  verdienen  die  trefilicben  Worte  von  Laboulayein  seinem 
Werke:  histoire  poliüqne  des  ^tatsnnis.  Paris  1865.  Voll.  p.  13. 
Par  ces  rignenrs  inntiles  par  cette  tortare  pri^paratoire  la  Justice 
chez  nons  n'est  plus  une  justice,  c*est  one  vengeance,  et  qaand 
le  Jov  da  Jogement  vienl,  tont  l'interet  sc  porte  sur  le  con- 
pable. 


Fom  gewählt  werden,  bei  weldier  am  bcetai  die  Ycrtheidi. 
gng  des  A»gfkljigteii  oio^idi,  od  an  üetatm  vnd  kbr- 
aleii  die  ErgebnsMe  der  BewcifiloliniBg  tot  die  Sede  der 
coleebcideiideB  Rickter  gef&lnt,  wa^iöA  dae  Gnudlage  Ar 
dfe  VeriiMidhmg  gewilirt  wird.  Died  lü  n v  dnch  die  Tlici- 
hmg  der  Fmktioaen  der  AnUage,  der  Vertlieidigiivg  and  der 
InalnilDliim  der  Sache  mdglidi  »^  10)  Die  hier  aom  Gnmde 
gelegte  Anldage  mnas  förmlich  and  so  gestellt  werden,  da» 
der  Angeklagte  weiss,  wegen  welehes  Vergehens  er  beadmldigt 
ist  nad  auf  welche  Beweise  der  AnUiger  adne  Anklage 
bcnen  will,  damit  der  Ai^iddagte  Tollstandig  seine  Vertheidi- 
gnng  ^(«bereiten  kann.  11)  In  derVerhandhmg  darf  dem  An- 
Idiger  kein  grösseres  Becbt  gegeben  werden,  als  dem  Ange- 
klagten *^),  insbesondere  mnss  bei  der  Beweiserhebong  dem 
Angeklagten  oder  seinem  Vertheidiger  ebenso  wie  dem  An- 
klSger  das  Recht  ansteheni  an  Zengen  immittelbar  Fragm 
rasteilen  ^.  12)  Es  mnss  dem  Angeklagten  svstehen,  dass 
seinen  Im  Interesse  der  Vertheidigimg  gestellten  Antrigen  auf 
Vernehmung  nener  Zengen,  anf  gewisse  Veranstaltungen, 
wenn  die  Anträge  nicht  entschieden  gesetxwidiig  sind,  wilK 
fahrt  werde.  13)  Es  mnss  die  gestellte  Anklage  In  der  Art 
Ae  Grundlage  der  Verhandlong    und    Entscheidung  bleiben 


64)  Hye  die  leitenden  Grandsilze  &  22. 

55)  Schweiiich  lUst  lich  damit  die  französische  EimichtaBg  ver- 
einigen, nach  welcher  der  Staatsanwalt  in  jedem  Aogenblicke 
die  Zengen  doieh  seine  Drolnuig  wegen  Mcineidsimienachnng 
einsehfichtem,  nach  jeder  Aussage  die  Oeschwomen  anreden 
kuuuit  um  Folgerangen  aus  der  Aassage  absaleilan. 

56)  Ss  ist  erfreulich  xu  sehen  ,  yne  v.  Hye  (leitende  Grunds.  S.  260 
Not)  zeigt,  dass  die  (im  französ.  Code)  Voneluift,  nach  weicher 
der  Staatsanwalt  beliebig  Zengen  unmittelbar  befragen  und  der 
Vertheidiger  £es  nidit  kann »  der  nothwendigen  Gleidiheit  des 
AnklSgers  und  Angeklagten  widerspriclit 


(also  aoch  in  Bezng  auf  Fragen  an  die  Qeschwornen),  daas 
die  snr  Vertheidigung  nothwendige  Vorbereitang  nicht  be- 
schränkt wird  B'O. 

Wenn  wir  diesen  Grundsatz  der  Gleichheit  als  leitend 
für  das  ganze  Strafverfahren  aufstellen,  so  kann  zwar  nicht 
verkannt  werden,  daas  in  der  Voruntersuchung  die  Durchfüh- 
rung des  Grundsatzes  Schwierigkeiten  hat,  weil  häufig  hier 
von  einem  wahren  Strafprozesse  keine  Rede  sein  kann,  in- 
dem nicht  selten  es  an  der  sicheren  Grundlage  des  Prozesses 
fehlt  M)  und  noch  häufiger  die  Verdachtsgründe  gegen  eine 
bestimmte  Person  anfangs  noch  sehr  schwach  sind;  die  erste 
Thätigkeit  desjenigen,  welcher  eine  Strafverfolgung  einleiten 
will ,  muss  dann  auf  die  schwierige  Untersuchung  gerichtet 
sein,  ob  ein  Thatbestand  vorliegt  oder  bezweckt  die  Verfol- 
gung gewisser  Umstände,  aus  welchen  Verdachtsgründe  ab- 
geleitet werden  können,  daher  oft  nur  die  Erkundigung  bei 
Sachverständigen,  die  Beobachtung  einer  gewissen  Person,  die 
man  für  verdächtig  hält,  die  Vernehmung  einer  Masse  von 
Zeugen,  um  weitere  Spuren  zu  erhalten  nöthig  wird  und  nach 
der  Beschafiienheit  des  Falles  eine  vorsichtige  und  geheime 
Verfolgung  vorhandener  Spuren  nothwendig  ist.  Eine  be- 
stimmte Beschuldigung  kann  hier  häufig  noch  nicht  gegen 
eine  gewisse  Person  erhoben  werden.  Der  oft  nur  entfernt 
Verdächtige  wird  selbst  nur  als  Zeuge  vorerst  vernommen. 
Dennoch  kann  auch  in  der  Voruntersuchung  der  Grundsatz 
der  gleichen  Stellung  des  Anklägers  und  Angeschuldigten 
durchgeführt  werden,  in  so  ferne  als  von  der  Zeit  an,  in  wel- 
cher eine  Person  eines  Verbrechens  gerichtlich  beschuldigt 
wird,  sie  auch  1)  von  der  Beschuldigung  und  den  gegen  sie 
vorliegenden  Beweisen  in  Kenntniss  so  gesetzt  werden  muss, 


67)  Ueber  aUe  diese  Forderungen  unten  mehr. 

58)  z.  B.  es  ist  nicht  gewiss,   dass  A  wegen  dessen  Tödtong  B  be- 
schuldigt werden  soll  —  todt  ist,    noch  weniger   auf  welche 

Weise  er  um  das  Leben  kam. 
Mltttraaltr^  8Craff0r£ihr«i.  19 


ale  nUk  dartiber  oiniMiwii  eiUimi  kaan,  2)  dm  iie 
aof  die  Erliebiiiig  der  Beweise  wUen  s.  B.  Fraf^ea  an  die 
Zeugen  stellen  kann,  3)  dass  keine  Art  von  Zwang  aar  Ant- 
wort anf  gestellte  Fragen  gegen  sie  Statt  findet  nnd  4)  ihr 
die  Yertkeidigang  md^idi  gemadit  wird  ^ 

$.    19. 

B)    Graadsati  der  Thltigkeit    der    bArgerliehen   Gesell- 

•chaft  TOB  Amtswegea  mr  Ansmlttelaag  TerAbter  Verbre» 

eben   in  öffentlieben    Interesse.     Ueber   Bedeutaag  des 

Satses,  dass  in  Strafsaeben  kein  Yersicbt  sallssig  ist 

Sobald  die  bfirgerliche  Oeseilschaft  ans  den  ersten  Stu- 
fen der  Bildung  heranstritt  nnd  an  dem  Bewnsstsein  könunt| 
daas  gewisse  Handinngen,  wenn  sie  auch  annachst  Rechte 
Einzelner  angreifen,  einen  AngiüT  anf  die  bfirgerliche  Ord- 
nung und  auf  die  Gesellschaft  selbst  enthalten,  entwickelt 
sich  auch  die  Ansicht,  dass  nicht  die  Klage  des  Verletaten 
oder  seiner  Angehörigen  abgewartet  werden  muss,  um  wegen 
der  Handlung  elnsuschreiten ,  dass  vielmehr  die  bfirgerliche 
Gesellschaft  selbst  ihr  Interesse  an  der  Verfolgung  und  Be- 
strafung des  Verbrechens  geltend  machen  muss.  Es  entstehen 
dann  Veranstaltongen,  durch  welche  entweder  den  G^emeinde- 
gliedern  die  Pflicht  aufgelegt  wird,  verübte  Verbrechen  anzu- 
zeigen oder  gewisse  Personen  verpflichtet  werden,  Verbrechen 
anzuklagen  oder  Richter  beauftragt  werden,  wegen  Verbre- 
chen einzuschreiten. 

Je  mehr  diese  Ucberzeugung  von  der  Nothwendigkeit 
eines  kräftigen  Schutzes  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
durch  Anstalten  zur  sichern  raschen  und  nachdrücklichen 
Entdeckung  und  Verfolgung  sich  verbreitet,  desto  mehr  wird 


59)  üeber  die  Binzelabeiten  der  DarchOhrmif  soll  «ilen  bei   der 
SfOnerang  der  Vorontersnehaog  ge^roeh«  werden. 
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im  Sindrerfiliiaii  die  OnuidaiiBicht  wurzeln,  dasa  Verbrechen 
unabhingig  Ton  dem  Willen  eines  durch  dieselben  Verletaten, 
vnd  ohne  den  Einflass  der  Vorstellong,  dass  der  Strafprozess 
daa  materielle  Intereflse  der  Betheiligten  oder  ein  rohes  oder 
feineres  Rachegefühl  derselben  >)  zu  befriedigen  bestimmt  sei, 
Dur  im  Interesse  der  bürgerlichen  Gesellschaft  und  znr  Er- 
reichang  ihrer  Zwecke  gerichtlich  verfolgt  werden.  Die  Art 
der  Durchführung  dieser  Idee  ist  verschieden,  jenachdem 
1)  bei  einem  Volke  eine  freie  Bewegung,  öffentliches  Leben 
Begünstigung  der  allgemeinen  Theilnahme  an  öffentlichen  An» 
gelegenheiten  und  das  Gefühl  wurzelt,  dass  der  Strafprozess 
ein  gefährliches  Mittel  der  Unterdrückung  der  Freiheit  werden 
kann,  oder  2)  das  Volk  an  einen  Zustand  gewöhnt  wird,  in 
welchem  die  Sorge  für  die  öffentlichen  Interessen  nur  der 
Regierung  und  ihren  Beamten  überlassen  wird.  Unter  der 
Herrschaft  der  Einflüsse  der  ersten  Art  wkd  das  Strafverfah- 
ren den  Charakter  erhalten,  welchen  es  in  England  hat;  das 
gemeine  Recht  des  Landes  rechnet  auf  die  Thätigkeit  der 
Gemeinden  und  einzelnen  Bürger,  welche  wenn  Verbrechen 
verübt  werden,  im  Interesse  der  Gesellschaft  sie  verfolgen, 
und  zur  Bestrafung  der  Schuldigen  beitragen  ^).  Unter  Zu- 
ständen wie  sie  in  Nr.  2  bezeichnet  sind  und  in  den  Staaten 
Europa's  ausser  England  sich  ausbildeten,  entstehen  dann 
EinrichtuDgen,  durch  welche  die  Regienmg  öffentlichen  Be- 
amten die  Pflicht  der  Entdeckung  und  Verfolgung  der  Ver- 
brechen überträgt. 

Die  Geschichte  lehrt  aber,    dass  in  der  Fortbildung  der 
Staatsgesellschaft   allmälig    das    Bedürfniss    in    Ländern,    in 


1)  z.  B.  wenn  noch  in  den  Constitutionen  der  röm.  Kaiser  als  Zweck 
hervorgehoben  wird,  dass  die  Strafe  den  Verwandten  der  Ver- 
letzten einen  Trost  gewähren  soll. 

2)  Daraus  erkl&ren  sich  in  England  die  vielfachen  im  §.18  Note  46 
bis  49  bezeichneten  Einrichtungen,  welche  auch,  während  in  der 
Regel  der  durch  das  Verbrechen  Verletzte  als  prosecutor  auftritt» 
dafür  sorgen,  dass  Verbrechen  nicht  ungestraft  bleiben. 
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welehen  Zi&Btände  der  ersten  Art  bestehen,  die  Fifaisidit  der 
Unzulänglkhkeit  der  Einrichtongen  zur  Verfolgung  der  Ver- 
brechen herbeiffihrt,  und  dass  in  Ländern  mit  Zuständen  der 
zweiten  Art  bei  dem  Siege  besserer  politischer  Zustande  die 
Nothwendi^eit  erkannt  wird,  die  Anstalten  durch  Beamte 
für  Verfolgung  der  Verbrechen  sorgen  zu  lassen,  so  zu  ord- 
nen, dass  das  Interesse  der  Entdeclning  mit  dem  des  Schutzes 
der  Freiheit  Terbunden  wird.  In  der  ersten  Rücksieht  ist  die 
ErfaiiruDg  Englands  am  belehrendsten.  Nach  den  obigen 
Nachweisungen  fehlt  es  zwar  nicht  an  Einrichtungen,  nach 
welchen  bei  Verbrechen  die  gegen  den  Staat  gerichtet  sind, 
der  Kronanwalt,  aber  auch  bei  anderen  Verbrechen  die  Krone 
durch  Yon  ihr  bezahlte  Anwälte  ^)  verfolgen  lässt,  oder  die 
Gemeinde  in  grossen  Städten  ^)  entweder  einen  tüchtigen  An- 
walt als  dlfentlichen  Ankläger  aufstellt,  oder  mit  diesem  Amt 
den  Oerichtschreiber  beauftragt^).  Auch  ist  es  nicht  selten, 
dass  die  Polizeileate ,  welche  einen  Verdächtigen  ergreifen, 
als  Ankläger  den  Fall  durchführen  oder  einen  Anwalt  be- 
stellen^; der  leitende  Grundsatz  ist  aber,  dass  in  England 
jeder  Bürger  ein  Verbrechen  als  Ankläger  verfolgen  kann, 
und  dass  die  Mehrzahl  der  Strafverfolgungen  von  Privatan- 
klägem  oder  den  von  ihnen  bezahlten  Anwälten  betrieben 
werden.  Hier  aber  lehrt  die  Erfahrung,  dass  das  System 
häufig  als  ungenügend  zum  Schutz  der  öffentlichen  Sicherheit 


3)  Nachrichten  im  Report  on  public  prosecutors  p.  125  o.  167. 
H&ufig  trägt  auch  das  Finanzministeriam  seinem  Anwälte  die 
Verfolgung  auf  Antwort  Nr.  157. 

4)  z.  B.  in  Manchester,  in  Liverpool,  in  Leeds.  Report  p.  110. 
Antworten  zu  Nr.  992,  1038,  1399,  2587,  2775. 

5)  Entweder  indem  ein  solcher  Anwalt  überhaupt  aufgestellt  oder 
für  einzelne  F&Ue  bestellt  wird. 

6)  Report,  Antworten  zu  510,  1370  (wo  der  Vorstand  der  Polizei 
von  Stafford  merkw.  Nachrichten  liefert)  zu  Nr.  1536,  179Q, 
2067. 
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und  Ordnung  sich  zeigt;  Dürftigkeit,  weldie  die  schweren 
Kosten  der  Strafverfolgung  nicht  aufbringen  Jcann,  Unverstand, 
welcher  die  rechten  Mittel  zur  sicheren  Entdeckung  und  Be- 
strafung nicht  zu  würdigen  oder  sicher  zu  yerschaifen  weiss, 
oder  Gleichgültigkeit  oder  Vorurtheile  ')  halten  nicht  selten 
die  durch  ein  Yerbrechen  Verletzten  oder  ihre  Angehörigen 
?on  der  Anzeige  oder  weiteren  Verfolgung  der  Verbrechen 
ab  ^).  Wo  dies  System  der  Privatanklage  gilt,  spielt  der  Ei- 
gennutz eine  grosse  Rolle,  indem  der  Verletzte  oder  die 
Angehörigen  sich  von  dem  vermöglichen  Thäter  öden  seinen 
Freunden  leicht  bewegen  lassen,  mit  Geldentschädigung  zu- 
frieden zu  sein  '),  und  Verbrechen  entweder  nicht  anzuzeigen 
oder  nicht  weiter  zu  verfolgen  ^o) !  Nicht  selten  werden  auch 
solche  Anklagen  oder  Drohungen  damit  benutzt,  um  Geld  von 
dem  mit  Anklage  Bedrohten  zu  erpressen.  In  der  ungenügen- 
den Vorbereitung  und  Sammlung  der  Beweise  der  Anklage 
Hegt  häufig  ein  Grund  vielfacher  Lossprechungen  Schuldi- 
ger >0*     Auf  heutiger  Stufe   der  Bildung   der  bürgerlichen 


'i)'Nach  Brougham's  Aussage  (Report  p.  3)  wollen  Qnäcker  bei 
todeswfirdigen  Verbrechen  nicht  zur  Strafverfolgung  beitragen. 

8)  Aussagen  des  Attorney  General  ffir  England  im  Report  p.  184. 

9)  Vorzüglich  zeigt  sich  das  bei  Anklagen  wegen  peijnry  und  con- 
spiracy  (Verbindung  onehrerer  zu  gesetzwidrigen  Handlungen). 
Aussagen  im  Report  zu  Nr.  1208,  1687,  2602. 

10)  Mach  den  Aussagen  ergiebt  sich,  dass  oft,  wenn  die  Anklage  zu- 
gelassen ist,  die  Anklage  nicht  verfolgt  wird,  weil  der  (oft 
eingeschüchterte)  Beschuldigte  lieber  mit  den  Ankläger  sich  ab- 
findet Oft  wird  auch  ein  Strafurtheil  nicht  vollstreckt,  wefl  der 
proseculor  abgefunden  ist. 

11)  Wie  wohlthfttig  die  Aufstellung  eines  gewandten  öffenüichen  An- 
klagers wirkt,  lehrt  das  Beispiel  von  Manchester  (Report  pag.  239), 
wo  nur  10  von  100  losgesprochen  werden.  In  Leeds  (Report 
p.ll6)  wurden  ehe  öilenü.  Ankläger  aufgestellt  wurden  in  3  Jahren 
283  verurtheiit  und  261  losgesprochen,  und  seit  Einführung  eines 
Anklägers  490  verurtheiit  und  184  losgesprochen. 
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Oesellsehaft  kann  daher  als  Gnuidsatz  aufgeatellt  werden,  dasi 
die  Staatsregierung  selbst  im  öffentlichen  Interesse  verübte 
Verbrechen  verfolgen  und  das  Strafverfahren  auf  den  Zwed 
der  Handhabung  der  Gerechtigkeit  gebaut  werden  moss. 
Daraus  ergeben  sich  drei  leitende  Grundsätze: 

I.  Die  Verfolgung  der  Verbrechen  muss  unabhängig 
von  dem  Willen  des  durch  Verbrechen  Verletzten  oder  seiner 
Angehörigen  durch  vom  Staate  hiezu  bestellte  Beamte  von 
Amtswegen  verfolgt  werden  i^). 

IT.  Die  Thätigkeit  der  zu  dieser  Verfolgung  wirkenden 
Beamten  darf  nicht  einseitig  blos  auf  die  Verfolgung  der 
Schuld  des  AngeUagten  gerichtet  sein,  sondern  muss  mit 
gleicher  Sorgfalt  sowohl  die  zur  Ueberführung  als  die  zw 
Vertheidigung  des  Angeklagten  dienenden  Umstände  berttdc- 
stchügen  und  so  die  Herstellung  der  Wahrheit  zum  Zwecke 
haben  '*)• 

in.  Die  Thätigkeit  der  Beamten  ist  unabhängig  von 
dem  Verzichte  des  Angeklagten,  wo  öffentliches  Interesse  in 
Frage  steht  M). 

L  Der  Grundsatz  der  Thätigkeit  von  Amtswegen  kann 
auf  verschiedene  Weise  von  dem    Gesetzgeber,  durchgeführt 


12)  Darauf  bezieht  nch  in  d.  CCC.  Art.  6  der  Auidmek:  daas  die 
Obrigkeit  Amtshalber  th&tig  sei  Darauf  geht  im  franzö«. 
Recht  (Code)  die  Bezeichnnng  actioa  publique.  Helie  traite  de 
Tinstmct.  crim.  II.  p.  43,  54.  Trebuüen  coars  de  droit  erim,  TL 
p.  3.  Daher  sprechen  auch  die  neuen  Gesetze  z.  B.  Oesterr^ch 
St  P.  §.  3  königL  sächs.  §.  3  von  Verfolgmig  von  Amtswegen. 

13)  Dies  ergiebt  sich  ans  der  Vorschrift  des  Art  47  CCC  und  in 
diesem  Sinne  spricht  man  von  der  Pflicht  der  materielien 
(im  Gegensatze  der  formellen  des  CivUprozesses)  Wahriieü  s. 
Hye  die  leitenden  Gnmdsätze  der  österr.  Strafprozessordn.  8.  24. 
Die  k.  s&chs.  Strafp.  0.  §.  3  spricht  von  Erforschung  der  thal» 
sachlichen  Wahrheit 

14)  Darauf  bezieht  sich  der  in  L  38  D.  de  pactis  aufgetteUte  Gfimd- 
satz. 
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werden  A)  «atweder,  wie  in  dem  Uekerigen  deutsohen  Straf- 
proieM6|  80  dnas  ein  Beamter,  welcher  in  einem  gewissen 
Bezirke  die  Untereucliang  führt,  auch  bei  erhaltenen  Anseigen 
▼on  verübten  Verbrechen  einschreitet  und  untersucht,  oder  B) 
dass  —  wie  nach  dem  fransöslBehen  Gesetze  —  der  Unter- 
snchongsrichter  nicht  amtlich  eine  Untersuchung  einleitet, 
wenn  er  nicht  von  dem  Staatsanwälte  hiezu  aufgefordert  ist, 
jedoch  in  gewissen  Fällen  die  nothwendigen  Erhebungen 
macht  und  das  Ergebniss  dem  Staatsanwälte  mittheilt,  dessen 
Antrag  auf  Untersuchung  abgewartet  werden  mus,  oder  G) 
dass  der  Untersuchungsrichter  amtlich  wie  bisher  einschreitet, 
aber  doch  der  Staatsanwalt  Anträge  auf  Untersuchung  stellen 
kann  und  in  den  vom  Untersuchungsrichter  eingeleiteten  Un- 
tersuchungen auf  gewisse  Weise  dieser  mit  dem  Staatsan- 
wälte rasammenwirken  muss  >^).  Gegen  die  Zweckmässigkeit 
des  ersten  Systems   hat    die   auf  Erfahrungen  <*)   gesttttsle 


15)  Dies  System  ist  eingeführt  durch  das  badische  Gesetx  v.  1851, 
nach  welchem  (§.  25)  die  Beamten  von  Amtswegen  Untenu- 
chnng;  einleiten,  aber  diese  ohne  Genehmigung  des  Staatsanwalts 
nicht  einstellen  können  (28)  und  am  Schlüsse  die  Unlersnchungi- 
akten  dem  Staatsanw.  einsenden.  Nach  der  Österr.  Strafproz.  0. 
}.  61  schreitet  das  Untersuchnngsgericht  bei  erhaltenen  Anzeigen 
ein  ohne  Antrag  des  Staatsanw. ,  der  aber  (§.  30)  von  seiner 
Seite  auf  Untersuchung  antragen  kann ;  nach  §.  63  hat  das  Ge- 
richt keinen  wichtigen  Akt  ohne  Verständigung  mit  Staatsanw. 
vorzunehmen  (63).  Hye  leitende  Grunds.  S.  29,  38.  Dies  Sy- 
stem liegt  dem  hessendarmstSdt.  Entworre  zu  Gmnde  |.  16,  80, 
83;  eine  scharfsinnige  Vertheidigung  dieses  Systems  in  den 
Motiven  zum  Entwürfe  S.  19  —  24.  Aof  diesem  System  beroht 
die  neue  (am  14.  Dec.  1855  verkündete)  Strafprozessordn.  für 
Modena.  in  welcher  §.75  der  Untersuchungsrichter  von  Amts- 
wegen einschreiten,  aber  §.  64  der  Kronanwalt  in  d.  Untersuchung 
thatjg  ist.  —  Auch  Hudtwalker  in  der  Schrift:  das  Hamburg. 
Strafverfahren  und  seine  Reform.  Hamburg  1856  S.  21  rftth  von 
der  Theibiahme  des  Staatsanwalts  an  der  Vomnters.  ab. 

16)  Wir  haben  in  dem  Werke :  die  Mfindlichkeit  S.  321  —  30  die 
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Stimme  sieh  immer  mehr  «hoben  ^O.  ^  kMBU  nicht  Ter- 
kannt  werden,  dass  wenn  dem  Dntersuchnngsrichfter  andi  die 
Pflicht  des  amtlichen  Einachreitens  wegen  irgend  einer  erhal- 
tenen Spnr  einea  Verbrechens  aufgelegt  wird,  ihm  zwei  ver- 
schiedenartige  Verrichtungen  übotragen  werden,  und  er  in 
dne  Stellung  versetzt  wird,  welche  der  Verfolgung  des 
Zwecks  des  Strafverfahrens  nachtheilig  ist.  Während  der 
Richter  da,  wo  er  auf  den  Grund  des  Ton  einer  anderen  Per- 
son gestellten  Antrags  einzuschreiten  aufgefordert  wird,  in 
der  dem  Bichteramte  entsprechenden  Stellung  ist,  die  rechi- 
lidie  Zulässigfceit  der  Untersuchung  zu  prüfen,  und  dabei 
mit  Yoller  Unbefangenheit  zu  handeln,  leidet  diese  Seelenstim- 
mung leicht,  wenn  er  verantwortlich  dafOr  ist,  dass  jede  Spur 
beniitzt  und  schnelles  energisches  Einschreiten  nicht  ver^ 
säumt  werde.  Die  (Weht  Vorwürfe  wegen  Versäumniss  und 
dadurch  Nachtheile  sich  zuzuziehen  ^,  wird  nicht  selten 
einen  solchen  Beamten  veranlassen,  aus  zu  grossem  Amts- 
eifer grundlose  Untersuchungen  einzuleiten  ^.      Man  muss 


Gründe  angegeben,  .welche  seit  dem  Erscheinen  Jenes  Werkes 
vielfache  Bestäügnng  fanden. 

17)  Zachariä  Gebrechen  S.  91  u.  138.  Hepp  in  der  Zeitschiift  iiir 
Strafverfahren  UL  S.  43. 

18)  Wir  bitten  zu  beachten,  dass  h&nilg  die  J&ngem  Beamten, 
welche  erst  ihre  Laofbahn  machen  müssen,  Untersachungs» 
beamte  sind  nnd  wohl  wissen,  dass  man  gerne  von  oben  ihre 
Branchbarkeit  nach  dem  Grade  der  Energie,  die  «e  an  den  Tag 
legen,  beurtheilL 

19)  Dies  ergiebt  sich  vorzüglich,  wenn  man  die  grosse  Zahl  der  In 
L&ndem,  in  denen  der  Richter  von  Amtswegen  einschrei- 
tet, eingeleiteten  Generalnntersnchnngen ,  welche  wieder  vom 
Criminalgericht  aofgebohen  werden,  berücksichtigt.  In  Baiera 
(nach  Uebersicht  der  Strafrechtspflege  von  Baiem  m  dem  Jahre 
1846/47)  waren  in  jenem  Jahre  19132  Personen  in  Unter- 
snchong  gezogen;  die  Untersnehnng  vrarde  gegen  7199  definitiv 
nnd  gegen  5643  einstweilen  angehoben. 
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nil^eich  erwägen,  dasa  bei  vielen  Verbrechen  die  Frage,  ob 
die  bürgerliche  Qeeellschalt  ein  wahres  Interesse  hat,  eine 
Anklage  cn  erheben  anf  feiner  Grftnce  liegt,  nnd  die  Wtirdi- 
gimg  dieser  Frage  nicht  dem  Richter,   sondern  besser  einem 
Beamten  überlassen  werden  soll,  welchem  die  Regierang  die 
Anklagepfficht  tiberträgt,  der  alle  Gründe  ftir  nnd   wider  ab- 
wägt, nnd  hänfig  wegen  mangelnden  Interesse  keine  Anklage 
stellen  wird  ^).    In  manchen  Fällen  wird  auch  der  öffent- 
liche Ankläger  veranlasst  sein,  erst  Anweisungen  der  höheren 
Behörden  einzuholen,  weil  die  Staatsregiening  entweder  eine 
gewisse  Gleichförmigkeit  in  der  Behandlnng  mancher  mit  Rück- 
sichten des  öffentlichen  Rechts  znsanmienhängenden  Vergehen 
wünschen  mnss  ^0  oder  ein  Interesse  hat,  dass  nicht  zu  leicht 
Untersnchnngen  eingeleitet  werden  ^).    Während  der  Staats- 
anwalt in  solchen  Fällen  mit   den  höheren  Behörden  (auch 
mit  dem  Oberstaatsanwalt)  passend  in  Benehmen  treten  kann, 
würde   ein  solcher  Verkehr  der  Unabhängigkeit  des  Richters 
widersprechen.    Schreitet  der  Richter  von  Amtswegen  ein,  so 
liegt  auch  die  Besorgniss  nahe,  dass  er  die  Untersuchung  nur 
fortsetzt  oder  länger  dauern  lässt,    weil  er  den  Grund  der 
ihn  zum  Einschreiten  bewog,   z.  B,  den  Verdacht  gegen  eine 
Person  überschätzt,   oder  weil   er  über  die  Richtung  seiner 
Untersuchung  in  Verlegenheit  ist,  oder  zur  Rettung  des  viel- 
leicht voreilig  gefassten  Beschlusses  einzuschreiten,  oder  in 
der  Hoffiaung,  durch  weitere  ^Untersuchung  neue  Bestärkungs- 
grfinde  zu  erhalten,  oder  weil  er  nicht  klar  erkennt,  auf  wel- 
ches Verbrechen  die  Anschuldigung  gerichtet  werden  soll^). 


120)  Dies  tritt  vonflglich  ein  bei  Anzeigen  wegen  Diebstahls,  Unter- 
schlagung, Gewaltthätigkdten. 

21)  Hieher  gehören  die  in  neuerer  Zeit  häufig  vorkommenden  An- 
klagen gegen  GeistUche  wegen  Gefährdong  öffentlicher  Rohe 
nnd  Ordnnag. 

22)  z.  6.  wegen  Pressvergehen. 

23)  Gewichtige  Gründe  (aus  dem  Biangel  einer  guten  Gerichtsoiganisa- 
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Alle  diese  Gründe  steilen  m)  daher  das  ergle  wie  das  dritte 
oben  angeführte  System  als  bedenklieh  dar,  und  geben  dem 
Systeme  die  Einleitung  der  Untersnchnng  vom  Antrage  eines 
Staatsanwalts  abhängig  zu  machen,  den  Vorzng.  Es  kann 
swar  nicht  verkannt  werden,  dass  manche  gewichtige  Gründe 
dafür  sprechen,  die  Theilnahme  des  Staatsanwalts  so  eh  re- 
geln, dass  er  erst  nach  dem  Schlosse  der  Vomntersaehang 
thädg  wird,  wenn  der  Siebter  auf  den  Grund  derselben  die 
Erhebung  der  förmlichen  Anklage  für  gegründet  hält  ^»).  Es 
kann  hierfür  auch  als  Grund  angeführt  werden  ^) ,  dass  für 
die  Rechtsuchenden  in  Fällen,  wo  oft  rasches  Einschreiten 
nütUg  wird,  es  weit  bequemer  ist,  sich  an  den  nahen  Unter- 


tion  abgeUHet)  worden  in  der  baier.  Kammer  am  14.  Januar 
1856  (Sitzungsberichte  I.  S.  391)  deswegen  geltend  gemacht, 
dass  jetzt  an  kleinen  Landgerichten  bestellte  Untersnchongsbe- 
amte  oft  in  das  Blane  hinein  inquiriren,  and  lieber  zu  viel  thon, 
damit  das  höhere  Gericht  nicht  seine  Unzufriedenheit  ansspricbt 

U)  Diese  Rficksicht  wird  auch  in  den  Motiven  znm  Entwürfe  der 
klg.  Sachs.  Strafprozessordn.  zu  §.  108  hervorgehoben  nnd 
Schwarze  Comment  I.  S.  197. 

25)  Hndtwalkcr  in  der  Schrift:  das  hambargische  Strafverfahren 
8.  Hi  bemerkt,  dass  durch  die  Theilnahme  des  Staatsanwalts  an 
der  Voruntersuchung  kein  Gewinn  sich  ergiebt,  als  der,  dass  er 
die  einzelnen  UntersnchnngsfkHe  frfiher  kennen  lernt,  dass  aber 
diese  Theilnahme  manche  Conflikte  veranlasst  und  das  VerhSh- 
niss  zum  Untersnchnngsbeamten  ein  häkliches  wird. 

26)  Vorzüglich  in  den  Motiven  zum  Hessen  Darmst  Entwurf  S.  tl3. 
Dort  werden  zwar  als  Gründe  noch  geltend  gemacht,  dass  die 
selbständige  Thäligkeit  des  Gerichts  ans  dem  inquisitorischen 
Prinzip  fliesst  und  dass  durch  die  beibehaltene  bisherige  Gerichts- 
organisation das  dritte  System  gerechtfertigt  sind;  allein  der  erste 
Grund  kann  nicht  entscheiden,  weil  eben  das  inquis.  Prinzip  als 
ein  nachtheiliges  anerkannt  ist,  und  der  zweite  Grund  beweist  nur, 
dass  halbe  Massregeln  sch&dlich  sind  und  dass  man  mit  Recht 
eine  allen  Bedürfnissen  entsprechende  Gerichtsverfassung  fordern 
kann. 


McliaiigBilcliter  als  am  den  oft  entfemt  wohnenden  Staats* 
anwalt  au  wenden,  und  der  Untersuchungsrichter,  wenn  er 
nicht  erst  den  Antrag  des  Staatsanwalts  abwarten  muss,  weit 
besser  im  öffentlichen  Interesse  thätig  sein  Jcann;  allein  das 
Gewicht  dieser  Gründe  verschwindet,  wenn  (was  nach  dem 
franaösischen  Gesetze  anerkannt  ist)  Jeder,  der  eine  Klage 
oder  Ansehe  in  Strafsachen  anzubringen  hat,  sie  ebenso  wie 
bei  dem  Staatsanwälte,  auch  bei  dem  Untersuchungsrichter, 
jedem  Einzelnrichter,  selbst  der  Polizei  stellen  kann,  und 
Jeder  dieser  Beamten  das  Protokoll  aufnimmt  und  dem  Staats- 
anwalt übersendet,  dass  zugleich  der  Untersuchungsrichter 
und  Einzelnrichter,  wenn  ihm  unmittelbar  eine  Anzeige  eines 
Verbrechens  zukömmt,  die  Handlungen,  bei  denen  Geiahr  auf 
dem  Verzuge  ist,  rasch  vornehmen  muss  ^') ,  und  so  das  öf- 
fentliche Interesse  sichert.  Als  Grund,  warum  die  Einleitung 
einer  Untersuchung  nicht  von  dem  Antrage  eines  Staatsanwal- 
tes abhängen  solle  (eigentlich  gegen  jede  amtliche  Verfolgung 
der  Verbrechen  gerichtet),  wird  auch  geltend  gemacht,  dass 
dadurch  eine  furchtbare  Macht  in  die  Hand  dieser  Beamten 
gelegt  würde;  und  dass  leicht  die  Einrichtung  der  öffentlichen 
Anklage  verhasst  und  unwirksam  werden  könnte,  wenn  es 
nur  von  einem  mächtigen  Beamten  abhinge  (oft  nur  ein  wil- 
lenloses  Werkzeug  des  Ministeriums),  einen  Mann  dnes  Ver- 
brechens anzuklagen  und  dadurch  oft  grossen  Nachtheü  zu- 
zufügen ^).  Ob  dieser  Grund  irgend  eine  Bedeutung  haben 
kann,  hängt  davon  ab,  ob  (nach  den  in  §.  13  entwickelten 
Rücksichten)  die  Staatsanwaltschaft  freier  und  selbständiger 
gestellt  ist,  welche  Schutzmittel  gegen  grundlose  Anklagen 
das  Gesetz  gwährt,  und  wie  die  politischen  Zustände  im 
Staate  beschaffen  sind. 

Wichtiger  ist  die  Rücksicht,  dass  wenn  die  Anstellung 


27)  Dies  bestimini  anch  d.  k.  sächs.  Gesetzb.  §.  112. 

28)  Oft  auch  nur  um  eine  Person  zeitweise  (z.  B.  im  Zusammen- 
hange  mit  bevorstehenden  Wahlen)  unschädlich  zu  machen. 
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der  Anklage  gegen  eine  Person  nur  von  dem  Staatsanwälte 
abhängt,  es  auch  in  seiner  Macht  liegt,  in  Pillen,  in  welchen 
ein  durch  ein  Verbrechen  Verletzter  hohes  Interesse  hat,  dass 
das  Verbrechen  verfolgt  werde,  die  Einleitung  einer  Unter- 
suchung 2u  verweigern.  Daraus  erklärt  sich,  dass  vielfach  in 
England  gegen  den  neuesten  Vorschlag ,  einen  öffentlichen 
Ankläger  einzufahren,  die  Besorgniss  geltend  gemacht  wird, 
dass  in  Fällen,  in  denen  die  Regierung  oder  ein  von  ihr  be- 
günstigter hoher  Beamte,  ihre  Gewalt  missbrauchte  z.  B.  bei 
Volksbewegungen  durch  gesetzwidrige  Anordnung  der  Militär- 
gcwalt  den  Tod  oder  Verletzung  einer  Person  verursachte,  oder 
wenn  ein  Postbeamter  gesetzwidrig  Briefe  auslieferte,  oder  wenn 
^ein  mächtiger  Mann  eines  Verbrechens  beschuldigt  wird,  der 
Staatsanwalt  die  Stellung  der  Anklage  weigern  könnte.  Merk- 
würdig ist,  dass  auch  in  den  neuesten  englischen  Parlaments* 
Verhandlungen  von  erfahrnen  Männern  zugestanden  ist  ^), 
dass  solche  Fälle  vorkamen,  daher  man  es  für  nothwendig 
hält,  dass  wenn  der  Staatsanwalt  die  Einleitung  der  ITntersn* 
chung  weigert  und  die  Beschwerde  des  Verletzten  an  den 
Vorgesetzten  des  Staatsanwalts  fruchtlos  ist^),  der  Verletzte 
oder  seine  Vertreter  selbst  die  Anklage  erheben  und  durch- 
führen könne.  Die  Erfahrung  in  Schottland  und  Irland 
lehrt,  dass  dies  sehr  selten  vorkömmt  In  Frankreich  ist  es 
anerkannt,  dass  der  Verletzte  auch  ohne  den  Staatsanwalt  jedoch 
nur  in  Fällen  von  V  e  r  g  e  h  e  n  s^)  die  Klage  durchführen  kann. 


29)  Zengniss  des  Lordadvocate  von  Schottland  in  report  on  public 
prosec.  znr  Frage  p.  161. 

30)  Anssprfiche  der  Kronanwälle  von  Schottland  und  Irland.  Re- 
port p.  19,  150  und  Lordoberrichter  p.  64. 

31)  Nicht  unbeachtet  darf  bleiben,  dass  nach  der  in  Frankreich  ge- 
machten Erfahrung  (statistische  Nachrichten  in  meiner  Schrift 
über  Mündlichkeit  8.  59,  390)  in  Fällen,  in  denen  vor  correk- 
tionellen  Gerichten  Privatankl&ger  und  nicht  Staatsanwälte  auf- 
treten, weit  mehr  Losspreehiingen  erfolgen,  worans  geschlossen 
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Aneh  kennt  Abb  franxösiaehe  Oeaets  s')  das  Mittel  in  FSUen, 
in  denen  die  Staatsanwahadiaft  unthätig  blieb,  dass  der  Ap- 
pelUiof  dem  Oeneralproknrator  anfiragen  kann  **),  wegen  eines 
Verbrechens  oder  Vergehens  eine  Verfolgung  einsnleiten« 

Jeder  Gesetzgeber  mnss  noch  berücksichtigen,  dass  eine 
ansnahmslose  Pflicht  des  Inqnirenten  oder  des  öffentlichen 
Anklägers  von  Amtswegen  ani  den  Grund  von  Anaeigen  we- 
gen verübter  Verbrechen  einzuschreiten.,  vielfache  Nachtheile 
haben  würde,  indem,  wenn  auch  jedes  Verbrechen  und  Ver- 
gehen ein  unmittelbarer  Angriff  auf  die  Rechtsordnung  ist, 
dennoch  bei  manchen  strafbaren  Handlungen  Rücksichten  ent- 
scheiden, welche  ein  amtliches  Einschreiten  gegen  den  Willen 
der  Betheiligten  ausauschliessen  gebieten*^). 

Die  Gründe,  aus  welchen  die  Gesetzgebung**)  zu  dem 
Ausspruche  bewogen  whd,  dass  kein  amtliches  Einschreiten 
eintreten  soll,  sind  sehr  verschieden  und  liegen  entweder 
darin,  dass  l)ei  gewissen  Vergehen  z.  B.  Injurien  der  vor^ 
waltende  Gesichtspunkt  der  der  Verletzung  des  Mvatmanns 
ist,  ohne  dessen  Willen  die  Gesellschaft  nicht  anklagen  soll. 


werden  kann,  dass  solche  Klagen  oft  laehtsinniger  oder  leiden- 
schaftlicher angestellt  werden  ais  da  wo  der  Staatsanwalt  auf- 
tritt. Nach  4er  SUtisÜk  von  1853  worden  von  den  163415 
durch  den  Staatsanwalt  verfolgten  18284,  von  den  9736  darch 
Privatankläger  Verfolgten  4350  losgesprochen. 

32)  Gesetz  v.  20,  April  18ia  Art  2. 

33)  Hefie  instmct  erim.  IL  p.  294.  Trebntien  Conrs  du  droit  crim. 
n.  p.  19. 

34)  V.  Tippelsklrch  in  Goltdammers  Archiv  ffir  Preuss.  Strafirecht  II. 
S.  30^36  sncht  den  Grundsatz  za  rechtfertigen,  dass  nur  bei 
den  schwersten  Verbrechen  der  Staat  von  Amtswegen  ein- 
schreite. 

35)  Godefroi  de  ils  delictis  qnae  non  nisi  ad  laesor.  qnerelis.  Am- 
stelod.    1837.     ZachariA    im   Archiv   des   Crim.   1847.  S.  390 

• 

Schwarze  in  Schletler  Annalen  der  Crim.  tl853.  &  1.  Helle 
instracL  crim.  voL  10.  p.  10,  146.    Trebntien  Conn  E  p.  60. 
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pdcr  dsH  die  Bohe  der  Familie  und  das  Xatereaae  der  Vcr- 
aSlmiug  durch  das  aaiitlielie  Einsdireiteii  gestdrt  wfirde,  x.  B. 
bei  Ehebroeh  oder  dass  selbst  das  Staatswolii  fordert,  dass  oor 
nach  höherer  Erwagong  Tersdiiedener  Rndonchten  eingeschrit- 
ten weide  ••). 

In  Beeng  anf  die  Darelif6limng  dieses  Systemes  seigen 
sich  aber  Mehrfache  Yerscldedenheiten  in  den  Gesetsgebnngen, 
jenadidem  das  Gesets  auch  bei  solchen  Vergehen  den  Pli- 
▼atanUager  Terpflichtet,  Torerst  an  den  Staatsanwalt  sich  in 
wenden  *^y  nnd  wenn  dieser  die  Verfolgung  betreiben  will, 
ndt  ihm  die  Anklage  dnrchsnfBhren  oder  bei  Weigerung  des 
Staatsanwalts  ihm  anheimstellt,  allein  dies  zn  thnn;  femer 
welche  Befugnisse  das  Gesetz  dem  PriTStanlrliger  giebt*), 
nnd  welche  Wiriomg  das  Znrttcktreten  des  Privatanklagers 
oder  Staatsanwalts  hat*^. 

IL  Der  oben  anfgestellte  Gmndsats,  dass  das  Straf- 
verfahren anf  eine  der  Erforschung  der  Wahrheit  gerichtete 
nidit  einseitig  die  Herstellung  der  Schuld  besweckenden  amt* 
liehen  Thitigkeit  gerichtet  sein  mnss,  bestimmt  ebenso  den 


36)  Darauf  beliehen  «'eh  die  Aufnahmen  wegen  Verfolgung  der 
Beanrteu  wegen  Amtsverbrechen  —  wo  freilieh  die  deutsche 
Gesetzgebung  durch  Nachahmung  der  französ.  (s.  mein  Strafvei^ 
fahren  IL  8.  109)  zu  einer  dem  froheren  Rechte  unbekannten 
Beschränkung  gekommen  ist 

37)  Nach  österr.  P.  0.  §.  37  muss  immer  der  Privatankllger  an  den 
Staatsanwalt  vorlftafig  sich  wenden  (▼.  Hye  die  leitenden  Grunds. 
8.  125).  Nach  königL  siehs.  St  F.  0.  §.  31  wendet  er  sich 
unmittelbar  an  das  Gericht.    Schwane  im  Commentar  I.  S.  79. 

38)  Darfiber  ergab  sich  besonders  in  Braunschweig  ein  Streit «  worin 
der  Oberstaalsanwalt  aussprach,  dass  dem  Privatankläger  die 
Funktionen  des  Staatsanwalts  nicht  fibertragen  wurden,  Zeilschrift 
fftr  Rechtopflege  in  Braansehweig  1855  S.  28. 

39)  Nach  österr.  St  F.  0.  §.  37  kann  der  Privatankläger  wenn  der 
Staatsanwalt  absteht,  allein  die  Klage  fortsetzen,  s.  meinen  Anfii. 
im  jirchhr  iSM)  &  213. 
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AarakAer  der  Anordmuigeii  der  Qesetzgebuog,  als  das  We- 
sen der  Thitigkeit  der  im  Strafrerlahreii  isdrkenden  Beamten. 
Die  Gesetzgebang  wird  nach  jenem  Qmndsatse  für  Anstalten  der 
Vertheidignng  des  Angeklagten  sorgen,  weil  nicht  erwartet 
werden  darf,  dasa  die  nrtliellenden  Richter  zur  Erforschnng 
der  Walurfaeit  gelangen  können,  wenn  Ihnen  nicht  alle  Mate- 
rialien,  daher  anch  die  dem  Angeklagten  günstigen  vorgelegt 
sind,  olme  deren  Eenntniss  kdn  gerechtes  Urtheil  möglich 
ist;  daraus  »klären  sich  die  Anordnungen,  nach  welchen 
das  Gesetz  wenigstens  in  Anklagen  wegen  schwerer  Verbre* 
dien  von  Amtswegen  einen  Yertheidiger  aufstellt^)  und  die 
Befugnisse  eines  Vertheidigers  möglichst  weit  ausdehnt, 
mn  ihm  volle  Wirksamkeit  zu  sichern ;  daher  wird  die  Oeseta- 
gebung  möglichst  die  Anordnung  von  Fristen  beseitigen^  nach 
deren  Ablauf  dem  Angeklagten  gewisse  Befugnisse  z.  B«  In 
Bezug  auf  Nichtigkeiten,  oder  zur  Nachweisung  der  Unge- 
rechtigkeit eines  Strafurtheüs  *^)  entzogen  werden  sollten* 
Der  obige  Grundsatz  wird  bedeutend:  1)  in  Bezug  auf  die 
Wirksamkeit  des  Staatsanwalts,  der,  wenn  er  Beweise  sam- 
melt, auch  auf  die  für  den  Angeschuldigten  sprechenden  Um* 
stände  Rücksicht  nimmt,  sich  in  der  Untersuchung  nicht  den 
milderen  Beschlüssen  des  Untersuchungsrichters  widersetzt^*) 
und  die  Vertheldigung  begünstigt  in  so  ferne  er  auf  seine 
Liste  auch  Zeugen  setzt,  deren  Vorrufung  der    Yertheidiger 


40)  Dies  geschiebt  in  Frankreich  und  in  den  deutschen  Geseizgeban- 
gen,  wfthrend  in  England  das  Gesetz  keine  solche  Sorgfalt 
kennt 

41)  Keine  Gesetzgebnng  wird  jedoch  ohne  Anfstellang  der  zur  Ord- 
nung des  Verfahrens  nöthigen  Termine  bestehen  können,  aber 
es  giebt  gewisse  Handlungen  z.  B.  in  Bezug  auf  Wiederaufnahme 
der  Untersuchung  wegen  neuer  Beweise,  die  an  keine  Frist  ge- 
bunden werden  dürfen. 

42)  z.  B.  wenn  dieser  die  Untersuchung  einzustellen  oder  den  Ange- 
schuldigten gegen  Sieberheit  zu  entlassen  beschliesst 
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beantragt^  und  während  der  Veriumdlnng  nicht  starrsinnig 
allen  Anträgen  des  Yertheidigers  entgegentritt.  2)  Dem  obigen 
Orondsatze  gemäss  ist  der  Untersnchungsrichter  thätig, 
indem  er  bei  jeder  gerichtlichen  Handlung,  bei  jedem  Ver- 
höre auch  auf  alle  Umstände  die  für  Vertheidigong  wichtig 
werden  können,  Rücksicht  nimmt,  darnach  auch  die  Verhöre 
einrichtet  und  Beweise  erhebt,  die  anf  die  Verthddigong  Ein- 
flnss  haben  können«  3)  In  diesem  Sinne  sollte  auch  die 
Wirksamkeit  des  Vorsitzenden  Richters  darauf  gerichtet  sein, 
bei  seiner  Thätigkeit  auch  der  Vertheidigong,  das  fireieste 
Feld  SU  eröffnen,  und  jedem  darauf  abaielenden  nicht  offenbar 
gesetzwidrigen  Antrag  während  der  Verhandlung  Oehör 
geben. 

ni.  Der  oben  aufgestellte  Grondsats,  welcher  den  Gang 
des  StrafTerfahrens  und  die  Ausmittelung  der  Wahrheit  nicht 
von  dem  Veridchte  des  Angeklagten  abhängig  macht,  hängt 
zusammen  mit  der  zuvor  bemerkten  Rücksicht,  welche  der 
Aufstellung  zerstörlicher  Fristen  entgegenwirkt,  er  wird  he» 
deutend,  in  so  ferne,  da  wo  das  Gesetz  absolut  gewisse  An- 
ordnungen aufstellte,  ihre  Unteriassung  nicht  durch  die  Erklä- 
rung des  Angeklagten,  das  er  darauf  verzichten  wolle,  geheilt 
wird;  daher  ist  auch  eine  Verfügung  bedenklich^),  welche, 
wenn  in  der  Sitzung  der  Angeklagte  oder  sein  Vertheidiger 
von  der  gesetzlich  eingeräumten  Befugniss  eine  Thatsache  be- 
urkunden zu  lassen,  nicht  Gebrauch  macht,    daran  die  Folge 


43)  Hier  zeigt  sich  in  Frankreich  eine  wohltfaätige  Sitte,  nach  wel- 
cher bereitwillig  die  Staatsanwälte  auch  YertheidigangszeugeD, 
deren  Vorladung  der  dürftige  Angeklagte  nicht  bewirken  könnte, 
auf  ihre  liste  setzen;  während  in  England  der  Vertheidiger  in 
einer  weit  schlimmeren  Lage  «ich  in  dieser  Beztehnag  befindet 
s.  unten  in  §.  20. 

44)  z.  B.  wenn  ein  Angeklagter,  da  wo  von  den  12  Gesdrworaoi 
Einer  z.  B.  durch  Eriirankuttg  wegfiUlt,  erklären  wollte ,  dass  er 
sich  anch  dem  Urtheil  von  11  unterwerfen  wolle. 
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kafipft,   da88  der  Angeklagte  spller  nicht  weiter  in  Betrelf 
dieser  Thaisadie  geliOrt  werden  soll  ^*). 

§.    20. 

C)    Grnndsats  der  Unmittelbarkeit  (11  flndlichkeit). 

Wenn  ein  römischer  Kaiser  *)  den  Satz  anesprach,  dass 
er  nnr  auf  die  Zeugen,  nicht  auf  die  Zeugnisse  bauen  könne 
und  erklärte:  alia  est  auctoritas  praesentium  testium,  alia 
testimoniorum,  quae  redtari  solent,  so  erkannte  er  dadurch  als 
den  einzig  richtig  leitenden  Grundsatz  den  der  Unmittelbarkeit 
(Mündlichkeit)  an.  Ein  geachteter  Jurist,  dessen  EinfluJbS 
auf  die  neue  österreichische  Strafprozessordnung  anerkannt 
ist^,  spricht  in  den  Worten:  dass  die  Unmittelbarkeit  des 
Strafverfahrens  vor  den  urtheilenden  Richtern  eine  unab- 
weisbare Forderung  der  Gerechtigkeit  ist,  nur  die 
allgemeine  Ueberzeugung  ans,  dass  jede  gute  Strafprozessge- 
setzgebung auf  diesem  Grundsatze  beruhen  muss.  Die  Vorztige 
eines  solchen  Verfahrens  hat  der  Verfasser  des  gegenwärtigen 
Werkes  schon  in  einer  früheren  Schrift  s)  zu  entwickeln 
versacht.  Seit  dem  Erscheinen  derselben  hat  das  Prinzip  der 
Unmittelbarkeit  immer  mehr  Anhänger  unter  den  Männern 
der  Wissenschaft,  wie  unter  den  Praktikern  gewonnen,  und 
seit  der  Einführung  des  mündlichen  Verfahrens  glänzend  da- 
durch  sich   bewährt,    dass   diesem   Prinzipe    vorzüglich   die 


45)  Dies  zeigt  sich  besonders  im  Zusammenhang  mit  dem  Cassations- 
^esnche,  welches  nach  franz&sischem  Rechte  nicht  darauf  gebaut 
werden  kann,  dass  in  der  Sitzung  eine  Gesetzwidrigkeit  vorkam, 
wenn  nicht  diese  Thatsache  aus  dem  SitzungsprotokoUe  sich 
ergiebt 

1)  Hadrian  nach  der  Anfflhnmg  in  L  3  S.  4  D.  de  testib. 

2)  V.  Hye  in  der  Schrift:   die  leitenden  GnindsSUe  der  Österreich. 
etraljprozessordnung  S.  26  Note. 

3)  Die  MandliehkeH  8.  245. 

Mltt«rBisl«r,    etrsfrsrfshna.  SO 
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Knft  der  BepnmUm  ngfadviebca  wcidcB  wmtB,  dfe  da  Mi 
besten  erkamit  wurde  j  ipemi  nm  dk  geilmeie  Ziiil  der  m^ 
ler  der  Herrsehaft  des  schriftHcheii  Yerfahreiis  vwgekomnie- 
nen  Vemrtheflangen  mit  der  seit  EinfUimiig  der  MfindlM- 
keit  liberall  bemerkten  gesteigerten  Zahl  yergleicht «). 

Die  Cmdien  dieser  günstigen  Erscbeiaiuig  Hegen  in 
der  dorch  die  mfindliehe  Verhandlong  bewirkten  Einrichtong» 
dass  die  Zeugen  vor  den  nitheOenden  Richtem  aussagten, 
dass  diese  durch  die  Beobachtung  der  Persönlichkeit  und  der 
Art  der  Ansssge  bisher  entbehrte  Ifittel  erhielten,  die  Be- 
weiskraft der  Zeugen  gerecht  zu  würdigen  und  durch  die  an 
die  Zeugen  gestellten  Fragen,  die  oft  so  bedeutenden  kleinen 
Febenumstinde  erfuhren  und  Zweifel  wegen  Widersprüchen 
oder  ünwahrscheinlichkeiten  beseitigen  konnten«  Jeder  unbe- 
fangene aber  musste  sich  auch  von  der  Wahrheit  der  Be- 
hauptung*) fiberxeugen,  dass  In  der  Mündlichkeit  ein  Haiqil- 


4)  Is  Prenssen  worden  unter  dem  schiiiUicben  Yerfchren  1839, 
1840,  1841  jährilch  Ton  100  nur  66  vermtfieik  and  16Toiliiillg 
and  14  'vöDIg  CreigcsprodieB.  Vieh  EinffihniDg  des  mündfehen 
YerfikreBs  wordoi  1851  von  den  8131  echwoigcriebliieb  Ab- 
fekligIcB  1668  und  von  79463  wegen  Vcigehen  AageUsglea 
13463  frctge^roehen  <also  18  von  100).  Im  J.  1864  worden 
▼on  den  Schwoigerichlen  82  vemrlheiU  ond  18  nicht  scholdig 
erklSrt  —  In  Baiern  worden  1846/4*7  von  3936  wegen  Yerbr. 
oder  Vergehens  Aogeseholdiglen  1900  verortbeQt,  wihrend  1662 
▼on  der  Instanz  eoüassen,  4  ooschoidig  erkUrt,  461  ireig«spfo- 
cben  wordeo.  Seit  der  EinfohroDg  des  mündlichen  Verfahrens 
worden  von  den  Schworgerichten  185Q/5i  von  604  Angeklagten 
82,  1851/52  von  466  Angeklagten  38,  1852y53  von  661  Ange- 
klagten 56  ond  1853/54  von  596  67  Personen  (reigesproehoi 
(dorchschoHtlich  1  Fretsprechong  zo  8  Verortheilongen).  Ebenso 
worden  von  den  Kreisgerichten  (mit  Staatsrichtem)  1850/51  von 
4130  Angescholdigten  372,  ond  1853/54  von  5386  Angetehnl- 
digten  487  losgesprodien. 

6)  Wir  haben  in  dem  Werkt  Aber  MündfiehkeU  8.  267  stitialtsehe 
llaehweisong«n  für  diese  Behaaptang  gdtsfari: 
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Hdttel  der  BescUemiigiuig  d«r  Eiitsclieiduigw  liegt  Die 
Bichtung  dieses  VerialureiMi,  nach  welelier  in  der  Hanptrer« 
bsndhuig  dis  auf  eine  oder  einige  Sitsungen  ausanunenge- 
dringte  Verfahren  als  Gnmd  der  Urtheilsttllang  fttr  den  Ricli- 
tcr  liegt,  mnss  tu  einer  bedentenden  Ablnirnng  der  Yomn- 
lenfnclinng  fülven;  die  im  bisherigen  Verfahren  häufig  noth«- 
wendigen  Hin-  «nd  Hersendongen  der  Alcten,  Anftrige  des 
Criminalgerichts  an  das  Untergericht  aur  Ergänxaiig  der  Un* 
tersnchnng,  fallen  in  dem  neuen  Verfahren  grösstentheik 
ebenso  weg,  wie  die  yielfachen  Tersögerlichen  Einholungen 
von  Gatachten  höherer  äratUcher  Behörden.  Die  Ursachen 
der  Veraögerong  der  Entscheidung  durch  das  schriftliche  Ver- 
theidigungsrerfahren ,  die  Vorbereitung  des  Vertheidigers,  Er- 
ledigung der  Ton  ihm  gestellten  Antrlige,  und  dureb  Bestelr 
lung  von  Keferenten,  die  ebenfidls  langer  Vorbereitung  be* 
dürfen,  yerschwinden  in  dem  auf  Miusdlichkeit  gebauten  Ver- 
fahren. 

Prüft  man  aber  genauer  die  Art,  wie  in  den  verschiede- 
nen Oesetzgebungen  das  Prinzip  der  Unmittelbarkeit  durchge* 
fuhrt  ist  und  durchgeführt  werden  kann,  so  bemerkt  man 
leicht  in  wissenschaftlichen  Arbeiten  den  Mangel  einer  gehö- 
rigen VerstHndigung  über  jene  Forderung  und  in  der  Gesetz- 
gebung und  Rechtsttbung  vietfache,  das  Prinslp  verletzende 
Ausnahmen.  Das  Wesen  der  Mündlichkeit  (Unmittelbarkeit) 
Hegt  darin,  dass  die  gesammte  Verhandlung  der  Anklage,  die 
Erhebung  und  Benützung  der  verschiedenen  Beweise,  auf  wel- 
che das  UrtheU  gebaut  werden  soll,  die  Anträge  und  Vorträge 
zur  Begründung  der  Anklage  und  Vertheidignng  vor  den  ur- 
theilenden  Richtern  Yorgehen,  dass  sie  nicht  blos  davon,  welche 
Aussagen  von  den  vorgerufenen  Personen  abgelegt  wurden, 
sondern  auch  von  den  zur  Erhebung  gebrauchten  Mitteln  und 
der  Art  der  Ablegung  der  Aussagen  sich  überzeugen  und 
selbst  die  nöthigen  Mittel  anwenden  können,  um  die  zuver- 
lässigste Wahrheit  sich  zu  verschaffen «).    Die  Mündlichkeit 


g)  Hr.  r.  Hya  8.  96  fardart,  dass  nach  den  Mnilp  dar  Mflndlich- 

20» 
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in  ihrer  DarchfÜhrang  hSngt  mit  der  Unteraebeidiiiig  der  Vor- 
nntersuchiuig  und  Hauptverbandlung  zusammen  '')•  Erst  in 
der  letzten  tritt  der  Charakter  hervor,  dass  sie  das  eigentliche 
Strafverfahren  ist,  in  der  Art,  dass  nur  auf  den  Onmd  der 
vor  ihnen  erhobenen  Beweise  die  Richter  (6i»chwome)  ihr 
Urtheil  bauen  sollen*).  Hier  wird  durch  die  Mündlichkeit 
nicht  blos  der  Vortheil  erreicht,  dass  die  Richter  sicher  sind, 
dass  die  Beweise  unmittelbar  vor  ihnen  erhoben  werden,  son- 
dern auch,  dass  diese  Erhebung  vor  dem  Angeklagten  und 
seinem  Vertheidiger  erfolgt,  welche  in  den  Stand  gesetzt  wer- 
den, sich  fiber  jede  entgegenstehende  Aussage  zu  erklären, 
sie  zu  berichtigen  und  Fragen  an  die  Aussagenden  zu  stel-^ 
len  *)«  Die  Durchführung  des  Prinzips  der  Mündlichkeit  steht 
im  Zusammenhange  mit  der  Unterscheidung  der  Voruntersu- 
chung und  Hauptverhandlung: 

I)  Es  ist  begreiflich,  dass  in  der  Ersten  schriftliche 
Aufzeichnungen  nach  jenen  Gesetzgebungen  vorkommen  müs- 
sen,   nach  welchen  die  Akten  der  Voruntersuchung  den  Be- 


keit  die  Richter  die  gesammte  Yerhandlong  oder  doch  eine 
getreue  Wiederholung  derselben,  insbesondere  aller  er- 
heblichen Aussagen  der  Anklftger,  Beschuldigten  und  Sach- 
▼erstftndigen  unmittelbar  vor  ihrer  eigenen  Sinneswahmehmung 
vornehmen  lassen.  Uns  scheint,  dass  wenn  man  sich  mit  der 
angedeuteten  Wiederholung  begnügt ,  das  Prinzip  der  Mfind- 
iiehkeit  nicht  wahrhaft  durchgeführt  ist 

7)  Im  röm.  Rechte  Judicium  publicum,  in  England  trial,  in  Frank- 
reich procedure  devant  la  cour  d'assises ,  in  deutschen  Gesetzen 
Hauptverhandlung. 

8)  In  dem  früheren  französischen  Code  war  daher  auch  den  Ge- 
schwornen  eingeschftrft,  ihr  Urtheil  nur  zu  bauen,  sur  les  de- 
positions  et  les  debats,  qui  ont  eu  lieu  en  leur  prösence 

9)  Nicht  glüclclich  ist  in  einigen  Gesetzgebungen  z.  B.  in  Baden,  in 
Oesterreich  der  Ausdruck:  Schlussverhandlung  ffir  das 
mflndUche  Hauptverfahren  gew&hlL  Der  wahre  Charakter  des 
Prinaips  der  Mündliehkait  wird  dann  in  den  Hintergrund  gestellt 
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amien  der  Anklage  miiiatheUen  sind  i^),  welche  nach  dem 
Inhalte  jener  Akten  ihre  Anträge  an  die  Gerichte  stellen, 
und  wo  nach  geschlossener  Yoruntersachnng  die  Anklagekam- 
mer anf  den  Omnd  der  Akten  über  die  Zolässigkeit  der  An- 
klage entscheidet  In  den  Akten  der  Voruntersuchiing  kmn- 
men  auch  viele  Anfzdchnongen  ttber  Ergebnisse  gerichtlicher 
Handinngen  vor,  welche  in  der  Hanptyerhandlung  nicht  wie* 
deriiolt  werden  können  >>)• 

2)  Anch  in  der  Hanptverhandlnng,  in  welcher  das  Prin» 
dp  der  Mündlichkeit  als  wesentlich   erscheint  >>) ,   wird  die 
SehriMichkeit  in  so  ferne  vorkoromen ,  als  über  die  Yerhand* 
Inngen  ein  SitsnngsprotokoU  aufgenommen  wird.     Die  Wich- 
tigkeit nnd  der  Umfang  eines  solchen  wird  dadurch  bestimmt, 
welche   Rechtsmittel   gegen  das   Urtheil   zulässig  sind.    Am 
bedeutendsten  wird  es,  wenn  die  Urtheilsfällnng  Staatsrichtern 
anvertraut,  und  gegen  ihre  Urtheile  Appellation  jEUgelassen  ist; 
allein  auch  da,  wo  ein  solches  Rechtsmittel  nicht  Statt  findet, 
(daher  auch  bei  dem  Verfahren  vor  Oeschwomen)   wird  das 
Sitxungsprotokoll   wichtig  in  Bezug  auf  die  Zulässigkeit  der 
Nichtigkeitsbeschwerde,   in  so  ferne  diese  häufig  auf  Gesetz- 
widrigkeiten gegründet  wird,  welche  in  der  Verhandlung  vor- 
gekommen sein  soUen.    Die  Erfahrung  Frankreichs  und  der 
deutschen  Staaten,   welche    der   französischen   Gesetzgebung 


10)  In  EoglaDd  wird  in  den  Sitouigen  der  poliee  magiatraiet  nnd 
Friedensrichter  wenig  aufgezeichnet,  well  es  nur  darauf  ankömmt, 
daas  der  magistrate,  welcher  Aber  daa  Gommittment  entscheidet, 
die  vorliegenden  Beweise  kennt,  und  wdl  der  über  die  Zuläa^ 
aigkeit  der  Anklage  entscheidenden  grossen  Jury  keine  Akten  vor- 
gelegt werden,  sondern  sie  anf  den  Grand  der  vor  ihr  erschei- 
nenden Zeugen  entscheidet 

11)  z.  B.  Protokolle  über  Augenschein,  Aher  Sektion,  Haussuchung. 

12)  In  d.  königl.  sächs.  Str.  Pr.  0.  §.  4  ist  der  Charakter  der  Hand- 
lichkeit in  den  Worten  ausgedruckt:  „In  der  Hauptverhandlung 
erfolgt  die  Beweisaufnahme  vor  dem  erkennenden  Gerichte  und 
auf  den  Grund  derselben  erfolgt  die  Endentscheidung. 
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folgten,  deutet  hier  Mi  eine  bedenkUdie  Lüeke  in  der  Ge- 
setegfebong  hin  ^).  Da  nämlich  in  der  CassatioDslnstanz  keine 
BewetBltthmngen  über  behauptete  Unregelmissigkeiten  zuge- 
lassen werden  und  der  Beweis  nur  auf  die  Aufzeichnung  im 
Sitzungsprotokoll  gegründet  werden  kann,  in  dasselbe  aber 
nur  ein  Ereigniss  (z.  B.  die  gesetzwidrige  Verfügung  des 
Präsidenten)  eingetragen  wird,  wenn  auf  die  Eintragung  an- 
getragen  ist,  so  geschieht  es  oft,  dass  ungeachtet  der  leicht 
erweislichen  Gesetzwidrigkeit  das  Nichtigkeitsgesuch  abgeschla- 
gen werden  muss,  weil  im  Sitzungsprotokolle  nichts  darfiber 
bemeikt  war.  Die  neuen  deutschen  Gesetzgebungen  fOhlten 
die  Wichtigkeit  der  VervoUstHndigung  der  französisdien  Be- 
stimmung  (Gade  Art.  318).  Die  badiscfae  Str.  P.  0.  (§.  236) 
▼erfügte  zuerst  genauere  Aufzeichnungen  (z.  B.  wegen  der 
gestellten  Anträge  m)  und  wegen  Abweichungen  der  Aussagen 
von  den  früheren)  macht  jedoch  den  Umfiang  der  Aufzeich- 
nung vorzüglich  von  der  Verfügung  des  Präsidenten  abhän- 
gig, der  auch  bei  dem  besten  Willen  nidit  immer  im  Stande 
sein  wird,  für  genügende  Aufzeichnungen  zu  sorgen.  Eine 
gesetzliche  Vorschrift  i») ,  welche   dem  Qerichtaschreiber  zur 


13)  Am  besten  hat  CoDfoiÜ  In  seinen  Bemerkungen  über  die  sardl- 
aische  Prozessordnung  (abgedruckt  in  den  saggi  dl  filotofla  dvlle 
tolti  dagli  atti  dell'  academia  di  filosofia  italica.  Genova  1855. 
pag.  366)  die  Nachtheile  mangelhafter  Sitzmigsprotokolle  oachge- 
wiesea  and  die  Vorzüge  der  neapoliianisehen  KiariclilaDgen  ge- 
Mhilderi  Auch  Zaehari&  in  der  Schrift:  die  Refom  des  dent- 
sehen  StrafVeifalirens  8.  7%i  hatte  richtig  di«  Bedeolung  gater 
SilzQttgsprotokoUe  hervorgehoben. 

14)  Die  sehfifUichen  Antrftge  sollen  immer,  die  mAndlidien  Antrftge 
dann  protokellirt  werden,  soweit  der  Präsident  ihre  Auf- 
zeichnnng  verordnet.  Die  «Aolis.  Strat^rozessorda.  §.  310 
besümmt  (wohi  richtiger),  dass  die  AnMge  der  Betheiligten  nnd 
hieraiif  ertheihe  SntschUessungen  des  Vorsitzenden  oder  Gerichts 
im  Protokolle  zu  bemerken  sind. 

16)  Diese  findet  sich  io  d.  sardinischen  Proz.  0.  $.  428  n.  GeseUb. 
von  Modena  v.  1^5  {.  Si4. 
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Pfieht  maclu  itti  gaMen  Verlauf,  aUe  Abwcichttngen,  An- 
trüge, fieaeUüase  amfanzeichneo,  scheint  eine  gröseere  Voll- 
atüttdigictit  M  verbtirgen,  ^rird  aber  in  der  Wirklichkeit  doeh 
Dicht  genügen  '*).  Am  besten  iHtrde  es  sein,  wenn  durch 
beeidigte  Stenographen  die  Verhandlungen  anfgeaeichnet 
würden  ^f). 

1)  In  jedem  auf  Mündlichkeit  gebauten  StraiVeHUiren 
wefden  mehr  oder  minder  Beweise  vorkommen,  die  nicht  vor 
den  urtheilenden  Bichtem  erlioben  werden  könn<m-,  wo  viel- 
mehr nur  die  Vorlesung  der  in  der  Voruntersuchung  aufge- 
nommenen Prolokolle  nothwend%  wird*^),  weil  die  geridit* 
Uche  Handlung  ein  zuverlässiges  Ergebniss  nur  liefern  konnte, 
wenn  sogleich  die  Aufnahme  geschah  >*).  Es  kann  auch 
(vorzüglich  bei  den  im  Auslande  yerübten  Verbrechen)  vor- 
kommen, dass  in  der  Verhandhing  fast  nur  Protokolle  der  Vor^ 
uatersnchung  votgelesen  weiden  ^). 


16)  Der  Gerichtsschreiber  wird  oft  nicht  im  Stande  sein,  zu  benrthei- 
len,  ob  eine  Abweichung  einer  Aussage  von  der  der  Voranker- 
sachuag  aofgeieiebaet  werden  toll 

17)  Die  beste  Anweisung,  nm  volktändige  Protokolle  zn  gewinnen, 
enthält  die  österr.  Str.  P.  0.  %,  257. 

18)  z.  B.  bei  der  Vornahme  der  Leichensehan  und  Sektion,  bei 
Augenschein,  Hanssuehung.  Uebrigens  verdient  die  französische 
Rcchtsöbnng  Beifall,  nach  welcher  in  der  Assise  oft  der  Präsi- 
dent verfügt,  dass  das  ganze  Gericht  mit  den  Geschwomen  an 
den  Platz,  wo  das  Verbrechen  verfibt  ist,  sich  verfüge. 

19)  in  England  werden  keine  Augenscheins-  oder  Sektionsproto- 
koUe  vorgelesen,  tondem  der  Polizeibeamte»  der  den  Aogen- 
sebein  vornahm,  der  Ant,  welcher  die  Sektion  leitete,  sagt  hl 
der  SiUiiog  wie  ein  Zeuge  über  seine  Wabrnehmungen  ans. 

20)  Ein  merkwürdiger  Fall  dieser  Art  wurde  in  Zweibrüeken  im 
Septbr.  1854  verhandelt  wegen  Bigamie,  der  ein  Mann  angeklagt 
war,  weloher  nach  Aneiika  anewanderte,  während  seine  Fran 
in  Rbeinbaiem  znrftekUieb.  Er  wurde  angeklagt,  dass  er  in 
Amerika  eine  andere  Fran  gehenratet  habe.    AUe  Zeogen,  die 
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Verfolgt  man  näher  die  Vorschriften  der  neuen  Gesets- 
gebnngen  und  die  Rechtsttbong  in  Frankreich  und  Deutsch- 
land, so  gelangt  man  bald  zur  Ueberzeugnng,  dass  das  Prin- 
zip der  Mündlichkeit  yielüach  rerietst  ist. 

1)  Am  meisten  kann  dies  durch  Vorlesung  von  den  In 
der  Voruntersuchung  protokolUrten  Aussagen  von  Zeugen  ge- 
schehen,  welche  in  der  Hauptverhandlung  nicht  erschienen. 
Das  englische  Recht  ^^)  stellt  im  Ehiklang  mit  dem  Prinzip 
der  Mündlichkeit  den  Grundsatz  auf,  dass  nur  die  Aussage 
eines  Zeugen  beachtet  werden  darf,  welcher  in  dem  Trial 
eidlich  vor  den  Oeschwomen  aussagte  und  dem  Kreuzrcrhdr 
unterworfen  werden  konnte.  |;Eine  Vorlesung  der  gericht- 
lich aufgenommenen  Protokolle  ist  aber  zulassig,  wenn  a)  der 
Zeuge  in  Gegenwart  des  Angeschuldigten  vernommen  war 
und  dieser  volle  Gelegenheit  hatte,  das  Kreuzverhör  anzu- 
wenden, b)  Wenn  der  Zeuge  in  der  Zwischenzeit  gestorben 
oder  verreist  jst,  dass  er  nicht  leicht  vor  Gericht  gesteOt 
werden  kann,  oder  von  der  Erscheinung  bei  Gericht  durch 
absichtlich  angewendete  Mittel  der  Partei,  gegen  welche  er 
Zeugniss  ablegen  soll,  abgehalten  wurde  ^).  Unfehlbar  kann 
die  Gestattung  der  Vorlesung  von  Zeugnissen  einem  bedenk- 


in  Amerika  wohnten,  und  über  den  dortigen  Vorfall  anssagen 
konnten,  fehlten,  die  Venirtheilong  erfolgte  nnr  auf  amerikanische 
Protokolle.  In  England  h&tte  eine  solche  Verhandlung  nichl 
vorkommen  können. 


21)  Meine  Schrift:  das  engl.  Strafverfahren  8.  334. 

22)  In  dieser  Weise  ist  auch  im  Art  555  des  Gesetzb.  von  Maha, 
das  der  englischen  Praads  sich  anschliesst,  die  Vorschrift  aasge- 
drückt. In  einem  Falle  wurde  vom  Court  der  vereinigten  Rieh* 
ter  in  London  am  2.  Juny  1851  entschieden,  dass  die  Aussage 
des  abwesenden  Zeugen,  welcher  durch  den  Angeklagten  von 
der  Erscheinung  abgehalten  wurde,  vorgelesen  werden  dürfe, 
aber  nur  gegen  denjenigen,  welcher  den  Gefange- 
nen abhielt 
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Ikhen  lÜBsbraiiche  uAteriiegen  M)  »  und  dem  mtindlieh  in  der 
Hanptverhandliuig  abgelegten  Zengnieee  nm  so  weniger  gleich» 
gestellt  werden,  als  keine  BürgsehafI  da  ist,  dass  bei  der 
frfiheren  Vemehmnng  alle  Vorschriften  beobachtet  wurden, 
weil  auch  die  Richter  nicht  den  Zeugen  beobachten,  nnd  die 
Angeklagten  nicht  ihr  Recht  des  Kreniverhörs  geltend  machen 
konnten;  allein  jede  Oesetsgebnng  mnsa  anerkennen  **) ,  dass 
eine  absolute  Ausschliessung  der  Vorlesung  der  Aussagen  der 
abwesenden  Zeugen  ebenso  die  bdrgerliche  Gesellschaft  als 
den  Angklagten  eines  wichtigen  Mittels  der  Entdeckung  der 
Wahrheit  berauben  würde  '*).  Während  der  fransösische 
Code  keine  Ausnahme  gestattet  m)  ,  hat  die  Rechtsübung  im- 
mer mehr  auch  in  Fällen,  in  denen  keine  force  majeure  die 
Vorlesung  der  schrütlichen  Zeugenaussagen  fordert  >''),  sie  den- 
noch primdplos  angelassen  ^)«   Die  neuen  deutschen  Oesetsge- 


23)  In  England  lehrt  die  Geschichte  der  State  Trials,  dass  in  den  Zei- 
ten von  Cerl  L  bis  Jacob  11.  oft  Zeugen,  die  man  in  der  gehei- 
men Untersachmig  xa  Aussagen  gegen  den  Angeklagten  ge- 
bracht hatte,  in  das  Ausland  gesendet,  oder  Entlastoneszengen 
von  der  Erscheinung  bei  Gericht  abgehallen  wurden. 

24)  Ueber  den  Stand  der  Gesetzgebung  und  Praxis  über  diesen  Punkt 
bis  1847  mein  8traf?erlahrett  IL  8.  294  und  meine  Schrift  ftber 
Mandliehkett  S.  270—73.  Gerichtss.  1849  IL  S.  3.  1850  IL  S.  113. 

25)  Auch  der  Angeklagte  kann  in  der  Lage  sein,  dass  ein  Zeuge, 
der  in  der  Voruntersuchung  für  das  Dasein  des  Alibi  aussagte, 
▼or  der  Hanptyerhandlung  stirbt 

26)  Die  Fassung  des  Art  317  ist  Uar. 

27)  z.  B.  wenn  der  Zeuge  gestorben  ist.  Auch  Trebutien  Cours  IL 
p.  404  beklagt  die  in  der  Paaüs  gegen  das  Prinzip  zugelassene 
Vorlesung. 

28)  Man  lisst  aueh  hier  das  pouYoir  discretionnaire  des  Prisldenten 
(gewiss  mit  Unrecht)  entscheiden.  Gute  Bemerkungen  gegen  die 
Praads  v.  Morin  Jonmal  du  droit  eriminel  1856  p.  49.  Nach  dem 
neuen  Codiee  di  proc.  di  Modena  (1855)  Art.  313  ist  die  Ablesung 
von  Zeugenaussagen  unter  Strafe  der  Nichtigkeit  verboten,  ans^ 
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Vimgeii'')  beTChriBken  wenigstens  fiieilwelBe  das  Recht  m 
soleher  Vdrlesnng  «af  FSlle  dringender  Noihwendigkeil  «sd 
machen  dieselbe  in  den  übrigen  Fällen  Ton  der  Znstunmong 
des  Angeklagten  abhingig.  Zn  bedauetn  ist,  dass  die  Ge- 
setze nicht  eine  andere  Anordnung  (nach  dem  englischen 
Voriiflde)  Eor  Beseidgiing  aller  Besorgnisse  gegen  Ae  Vor- 
lesung getroffen  haben  *^). 

2)  Eine  gefShrliche  Verietsang  des  GrondsatBes  der 
MtindlichiLeit  louin  auch  dnrch  die  noch  immer  zn  oft  veran- 
staltete Ablesung  der  von  Sachverständigen  (na- 
mentlich Medicinalbeh9rden)  gegebenen  Gutachten  in  der 
Sitzung  veranlasst  werden.  Erwägt  man,  dass  die  Beweis» 
kraft  der  Gutachten  der  Sachverständigen  nur  von  einer  Kette 
von  Vermuthungen  abhängt,  fiber  deren  Dasein  im  einzelnen 
Falle  nur  durch  Kenntnfss  der  Pers(teliclikeit  der  Sachver- 
ständigen und  der  Art  ihrer  Aussage  vor  Grericht  geurtheilt 
werden  kann,  so  ist  ihre  persönliche  Vernehmung  in  der 
Sitzung  um  so  mehr  nothwendig,  je  mehr  dem  VerthehBger 
und  Staatsanwälte  das  Recht  zustehen  muss,  selbst  Fragen 
an  die  Sachverständigen  zu  stellen  und  eine  Verhandlung  zwi- 
schen den  oft  abweichend  aussagenden  Sachverständigen  zu 
veranlassen  *i). 


genommen,  wenn  ein  vernommener  Zeuge  gestorben  itt  oder 
nicht  im  Staate  wohnt  nnd  nicht  aolziifindea  oder  nach  dem  Ge- 
setze von  der  £rschemang  befreit  ist 

29)  Baier.  Gesetz  v.  1848  f  166.  Oeslerr.  f  Ml.  KftnigL  sachs. 
S.  289. 

30)  Am  besten  wttide  man  den  Untenuchnngsriehler  verpflichten, 
vrichtige  Zeagen  (insbesondere  doch  solche,  bei  denen  wegen 
hohen  Alters  oder  w^gen  bevorstehender  Abreise  an  besorgen 
ist,  dass  derZeoge  in  der  Sitzung  nicht  erscheinen  lunn)  in  Ge- 
genwart des  Anschuldigten  zn  vernehmen,  damit  dieser 
Fragen  stellen  und  Einwendungen  geltend  machen  Icaaa. 

31)  Mein  Aufsatz  in  Goltdammer  Archiv  ftx  Prensa.  Recht  I.  Thl. 
8.  133. 
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Z)  Uinrerträglich  mit  dem  GnmdMiae  der 
ist  avdi  die  in  einigen  Oeeetsen  *>)  enüialtene  Vorschrift, 
daae  Zeugen  nur  in  der  VomnteraaelimDg  beeidigt  and  in  der 
Heuptrerhandluag  nur  an  den  früheren  Eid  erinnert  werden 
sollen«  Man  giebt  dadurch  der  Vomntersnchnng  einen  Cha- 
rakter der  ihr  fremd  ist,  entsieht  der  Aussage  des  Zeagen 
die  einfluBsreiche  Banktioa  des  Eides  die  am  besten  wirkt» 
wenn  er  unter  dem  lirisehen  Eindrucke  des  feierlich  vor  dem 
Angeklagten  und  den  Richtern  abgelegten  Eides  aussagt,  und 
setst  sich  der  Gefaiu*  aus,  dass  der  Zeuge,  wenn  er  neue 
Aussagen  in  der  Siteung  macht,  in  Bezug  darauf  eigentlich 
unbeeidigtes  Zeugniss  ablegt 

4)  Naehtheilig  kann  auch  die  (das  Prinsip  der  MdndUch- 
keit  gefährdende,  der  englischen  und  fnnsö^chen  Gesetige- 
bung  widersprechende  ^)  Anordnung  neuer  Gesetsbücher  wer- 
den, nach  welcher  das  Gericht,  welches  über  Zulässigb^ 
der  Anklage  entscheidet,  bestimmt,  welche  Zeugen  yorgelar 
den  werden  sollen,  so  dass  da,  wo  die  Aussagen  sich  nur 
auf  Nebenumstände  besiehen,  oder  wo  das  Gericht  die 
Aussagen  nicht  für  wesentlich  für  die  Entscheidung  hält,  oder 
weil  einzurVerurtheilnng  genüg^ndesGeständniss 
Toriiegt,  das  Gericht  beschliessen  kann,  dass  solche  Zeugen  nicht 
vorgeladen,  sondern  ihre  Aussagen  vorgelesen  werden  sol- 
len A«).  Eine  Vorschrift  dieser  Art  macht  suviel  Ton  der  Will- 
kfir  des  Anklagegerichis  abhängig,  kann  dem  urtheilenden  Ge- 
liefate,  und  dem  Angeklagten  die  Vortheile  der  Mttndliehkeit 


32)  Badische  Str.  Prozessord.  f.  231.  Oesterreiehische  8tr.  Process- 
Ord.  {.  239,  wo  jedoch  verordnet  ist,  dass  das  Gericht  auch 
schon  frfiher  beeidigte  Zeugen  in  der  Sitzung  beeidigen  lassen 
kann,  wenn  sie  in  der  Scblnssverhandlung  neue  erhebliche  Zu- 
sätze zu  den  frühem  Aussagen  machen. 

33)  In  Engiaad  nd  Frankreich  ladet  der  AnkÜger  (Staatsanwalt) 
bdleUg  Zeagen  vor,  ebenso  der  Angeklagte  (unten  über  die 
dabei  beobachteten  scUisamen  Sriahnmgen). 

34)  Badisehes  Gesetcb.  f.  211.   Oealerr.  Stra^processord.  f.  18fi.  200. 
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entdehen  und  beachtet  nicht ,  da88  oft  ein  Nebenninsluid 
minder  wichtig  su  sein  scheint,  welcher  fOr  den  Indidenbe- 
weis,  aui  welchen  vernrtheilt  werden  soll,  von  grötater  Wich- 
tigkeit sehi  kann,  wenn  es  daranf  ankömmt,  dem  Angeklagten 
den  Vortheil  der  genaueren  Befragung  des  Zeugen  an  ge- 
währen 3*).  Anch  da  wo  ein  Gestindniss  in  der  Voronter- 
suchnng  rorliegt ,  hat  das  Gericht  keine  Bfirgschaft  dafOr,  daas 
der  Angeklagte  nicht  in  der  Hanptverhandlnng  es  wiedeimfen 
wird;  geschieht  dies  auch  nicht,  so  hat  doch  erst  das  nrthei- 
lende  Gericht  zu  entscheiden ,  ob  das  GestSndniss  hinreichend 
doreh  andere  Aussagen  unterstfitat  ist  (wobei  aber  die  Ver- 
nehmung der  Zeugen  wichtig  werden  kann)  und  ob  die  oft 
einem  Geständnisse  beigefflgte  Beschränkung  nach  den  vor- 
liegenden Beweisen  nicht  au  beachten  ist  >*).  Es  scheint  eine 
weise  Yorschrift  einiger  Gesetabücher  *^  su  sein,  wenn  dar- 
nach dem  Vorsitaenden  das  Recht  gegeben  wird,  noch  ausser 
den  vom  Staatsanwälte  vorgeschlagenen  Zeugen,  noch  An- 
dere flir  die  Yertheidigung  wichtige  Zeugen  voiladen  au  las- 
sen, und  wenn  der  AngeUagte  befugt  wird,  Zeugen  und 
Sachverständige  zu  bezeichnen,  deren  Vorruf ung  er  wttnaeht; 
allein  der  Vortheil  dieser  Vorschrift  whrd  sehr  durch  die  wei- 
tere Anordnung  vennindert,  nach  welchem  der  Voraitaende 
erst  au  entscheiden  hat,  ob  der  vom  Angeklagten  beantragte 
Zeuge  vorgeladen  werden  soll,  weil  dies  fftr  die  bessere 
Aufklärung  der  Sache  förderlich  erscheint  Wir 
fragen  ob  dadurch  nicht  eine  furchtbare,  dem  Angeklagten 
leicht  gefährliche  Gewalt  in  die  Hände  des  Präsidenten  gelegt 
wird,  der  häiiüg  nicht  im  Stande  ist,  vorherzusehen,  ob  die 
(ihm  ja  noch  unbekannte)  künftige  Aussage  des  Zeugen  erheb- 
lich sein  wird  oder  nicht 


35)  Nachweitangen  in  meiner  Sebrift:  die  Mfindliehkeit  8.  274. 

36)  In  einem  wichtigen ,  in  der  dsterreichitehen  Geriefatneitaiig  1855 
Nr.  106.  107.  110  mitgetheUten,  Falle. 

37)  z.  B.  kftnigL  säehs.  Sir.  Procesiord.  i  260.  261. 
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D)  Grnndtatx  der  Oeffentliehkeit. 

Wir  haben  in  dem  früheren  Werke  >)  den  damaligen 
(1845)  Standpunkt  der  Wissenschaft  und  Gesetzgebung  in 
Beiug  auf  die  Nothwendigkeit  der  Oeffentliehkeit  in  Strafsa- 
chen geschildert  und  die  Einwendungen ,  welche  noch  zuwei. 
len  gegen  sie  vorgebracht  wurden  zu  widerlegen  gesucht;  bald 
erhielt  die  Frage  eine  grössere  Bedeutung,  als  die  Forderun- 
gen der  Umgestaltung  des  Strafverfahrens  auf  der  Grundlage 
der  Mündlichkeit  und  (nach  der  gewöhnlichen  Bezeichnung)  des 
Anklageprinzips  entschiedner  als  gerecht  und  die  vorzugsweise 
bei  dem  schriftlichen  inquisitorischen  Verfahren  für  nothwen- 
dig  erachtete  Heimlichkeit  als  dem  neuen  Verfahren  wider- 
sprechend anerkannt  wurde  %  Die  preussische  Verordnung 
V.  1846  $.  15  ordnete  wenigstens  eine  beschränkte  Oeffent- 
liehkeit des  Hauptverfahrens  an,  und  gestattete  die  Ausschlies- 
sung desselben  nur  (nach  dem  Vorbilde  des  französischen  Ge- 
setzes) *),  wenn  ein  Gerichtsbeschluss  dies  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Wohls  oder  der  Sittlichkeit  für  angemessen  be- 
trachtete. 

In  den  Gesetzgebungen  die  seit  1848  erlassen  wurden, 
war  als  Grundsatz  die  Oeffentliehkeit  ausgesprochen  und  die 
Beschränkung  nur  so  gestattet,  dass  sie  nach  den  Willen  des 
Gesetzgebers  als  eine  nur  seltene  Ausnahme  erschien  ^).  In  der 


1)  Ueber  MfindUchkeH  S.  333. 

2)  Zaehsriä  die  Gebrechen  etc.  S.  310.  s.  jedoch  Röstlin  der  Wen- 
depimkt  S.  72. 

3)  NachweisiiDgen  in  meinem  Strafverfahren  I.  S.  218  und  über  das 
heatitche  Gesetz  ffir  Rheinhessen  v.  23.  Mftrz  1835  die  von 
Bopp  im  Archiv  des  Criminalr.  1836.  8.  228  mltgetheUten  Ver- 
liandlongen. 

4)  hn  bsir.  Gesetz  1.  Nov.  1848  f.  139,  ist  die  Ausschliessung  nur 
gestattet,  wenn  das  Gericht  Aergemiss  oder  Verletzung  des 
SehaDgeflIhls  besorgt;  aber  auch  da  sollten  nach  §.  40  Gerichts- 

und  Gemeindebeamte,  Anwälte,  Aerzte,  Rechtspraktikanten  und  i 
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Rechtflübnng  war  jedoch  anafcanBt  ^) ,  daas  es  keine  geeeti- 
widrige  Beschränlouig  der  OeffeaÜichkeU  sei,  wenn  der  Vor- 
sitzende zor  Abwehr  des  Gedränges  der  Menschenmenge  ver- 
fügt ,  dass  nur  den  mit  Eiolasskarten  Versehenen  der  Eintritt 
gestattet  werde.  Ueberall  war  in  den  Gresetzgebongen  anch 
nur  von  der  Oeffentlichkeit  der  Hauptverhandlongen  gespro- 
chen. Verfolgt  man  den  Gang  der  späteren  Gesetzgebung,  so 
bemerkt  man  leicht  das  Streben  die  Befogniss  des  Gerichts, 
zur  Ansschliessnng  der  Oeffentlichkeit  noch  mehr  zu  erwei- 
tern; vorzfiglich  durch  eine  Vorschrift,  welche  berechtigt  die 
geheime  Verhandlung  anzuordnen,  wenn  Gefahr  für  die 
Ordnung  sich  zeigt  *)  und  unbetheiligten  unerwachsenen  oder 
Personen,  die  nicht  mehr  bürgerliche  Ehre  haben,  den  Zutritt 
zu  versagen.  In  der  neuesten  Gesetzgebung  macht  sich  noch 
mehr  das  Streben  geltend,  die  Oeffentlichkeit  des  Verfahrens 
zu  beschränken,  entweder  indem  das  Gesetz'')  nur  ausspricht, 


Verwandte  und  Freunde  des  Angeklagten  (wenn  dieser  es 
wünscht)  anwesend  sein.  Die  preoss.  Yerord.  r.  1849  §.  iS  ent- 
hielt die  Bestimmungen  der  Yerord.  y.  1846.  Das  badisohe 
Gesetz  v.  1851  f .  37 ,  das  Hannöverisehe  |.  135  sehlicasen  die 
Oeffentliehkeh  nur  ans  Grfinden  der  Sittlichkeit  ans. 

5)  Preoss.   Obertribnnalsentseheidang   v.   8.  Dec.  1840.    Baieriiebe 
Entseheidang  in  den  Sitzongsberichten  IL  S.  141. 

6)  In  diesem  Sinne  ist  im  Preuss.  Gesetze  von  1852  Art  18  statt 
der  Worte:  (in  Vero.  v.  1849)  „öffentliches  Wohl**  die  „Gefahr 
für  Ordnung*  gesetzt  über  die  Verfaandhingen  der  Kammer, 
Frantz,  der  Preoss.  Strafprocess  S.  68,  bei  Münzrerbreohen  ist  die 
Oeffentlichkeit  immer  ausgeschlossen.  Den  Vorsitieoden  ist  das 
Recht  gegeben,  einzehien  unbetheiligten  Personen  den  Zutritt  zu 
gewähren.  Auf  ähnliehe  Art  schlägt  der  baier.  Entw.  ▼.  1853 
|.  78  die  Ansschliessnng  der  OeffentUchkeit  wegen  GeAhrdiuig: 
der  öffentlichen  Ordnung  vor.  Das  Thüring.  Gesetz  v.  1854 
t.  38  gestattet  die  Beschränkong  wie  das  Preoss.  ▼.  1852.  Die 
Altenbnrg.  Proeessord.  v.  1854  i  ^13  sehiiesst  Oeffbntlidikelt  ans 

•    bei  GeAhrdnng  der  Sktliefakeit  ond  bei  MünsvethrtelieB. 

7)  Die  österr.  Str.  Proeesserd.  |.  »3  bestimmt,  dass  den  Zoliitt  ha. 
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dMs  gewteen  Ftmown  in  hMohrlbdKter  ZaU  der  ZuMtt  gch 
stattet  werden  soUy  oder  das  Qeaeti^  noch  aasgedehater  die 
Ezmlchtigniig  rar  AiusdüiesaQiig  der  OeffentUelikett  den  Oe- 
dehie  giebt,  wenn  (a«eh  auasar  dea  Fälkn  der  Oefähcdnog 
d«r  Ordjmag  und  dee  Schangefühla)  das  Interesse  des 
Staats  den  AqsbcUuss  der  OeffentticUceii  räüilich  macht*). 
Die  Würdigang  der  Bedeatang  der  Oeffenllichkcit  and  zarar 
A)in  dem  Haaptverfahrea  eiigiebt  sieh  am  bestea  dnrch 
den  Zweck  des  Strafverfahrens.  Erkennt  man  an,  dass  das- 
jenige Veriahren  axa  meisten  diesem  Zwecke  entspricht,  dorch 
welches  am  sichersten  die  Wahrheit  «»rforseht,  die  Wirksam» 
keit  der  Straiguatiz  gesichert  aud  das  allgemeine  Vertrauen 
sar  Oerechtigkeit  der  Urtheile  in  Strafsachen  begründet  wer- 
den kann,  so  erscheint  die  Oeffentlichkeit,  als  eines  der  Mittel, 


ben  (so  weit  es  der  Rjanm  gestaltet)  alle  JnsÜzcoaeeptsbeamteD, 
die  als  Yerttieidiger  aufgenommenen  Anwälte,  höhere  Yerwal- 
tottgsbeamte.  Öffentliche  Lehrer,  Vertranenspersonen  (niehl  über  5) 
mn  deren  Zahnsnng  der  Beschädigte  oder  Angeklagte  bittet  — 
Ausserdem  kann  der  Vorsitzende  erwachsenen  und  aaeläDdigen 
Personen  minBlichen  Geschlechts  den  Zutritt  gestatten,  s.  dar- 
über Hye  leitende  Grunds.  S.  27. 
8)  Diese  Bestimmung  enthält  die  königl  sächs.  Str.  Processord.  $.  6. 
Sie  gestattet  den  Verletzten,  den  Mitgliedem  der  Staatsanwaltschaß, 
den  Bfilghedern  des  Justizministeriums  und  nach  Ermessen  des  Vor- 
sitzenden auch  richterlichen  Beamten,  Sachwaltern  und  Poüzeibe- 
amten  den  Zutritt  zur  geheimen  Sitzung.  Personen  unter  18  Jahren, 
Frauenspersonen,  wenn  sie  die  Angeschuldigten  oder  Verletzten 
lind,  können  zur  geheimen  Sitzung  Verwandte  und  Freunde 
mitbringen ,  s.  gut  Bemerlcnogen  in  Schwarze  Com.  I.  S.  45.  — 
Nach  dem  6ese<zb^  von  Modena  v.  1855^  {.  233  ist  die 
OeffentÜchkeit  ausgeschlossenen  bei  Verhandlungen  der  Spezialge- 
richte vDd  in  Verbandhingen  wo  die  OeiTentlichkeit  der  Religion 
gefithrlich  werden  könnfto ,  oder  wo  es  aal  oomoralksohe  und 
Aergeraisf  erweckende  Sachen  uiköatml,  oder  bei  schensslichen 
Verbrechen,  wenn  die  gerichtliche  oder  VerwalUmgsbehörde  ge- 
heime Verhaadiong  nöUUg  findet 
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durch  welches  diese  VoTtheile  erreicht  werden  können.  Sorg- 
fUtige  Erkundigungen  bei  Praktikern ,  Torzüglich  der  Linder, 
in  weldien  seit  langer  Zeit  die  OeffentUchkeit  im  vollsten 
Hasse  in  Uebung  ist,  s.  B.  in  England  *)  ergeben  die  Rich- 
tigkeit der  in  der  früheren  Schrift  >o)  au^estellten  Behauptun- 
gen Yon  den  Vortheilen  der  Oeffentlichkeit.  Durch  sie  1)  Isann 
die  Entdeckung  der  Wahrheit  in  zweifacher  Hinsicht  besser 
gesichert  werden,  indem  theils  oft  manche  neue  wichtige  Be- 
weise durch  die  Zuhörer  in  der  Sitzung  entdeckt  werden, 
theils  die  Antriebe  i^)  volle  Wahrheit  auszusagen,  bei  den 
Zeugen  verstärkt  werden,  die  fürchten  müssen,  dass  ihre  Lü- 
gen durch  gegenwärtige  Personen  entdedit  werden  können  i*). 


9)  Es  ift  zwar  richtig,  dass  in  England,  wenn  Anklagen  vorkom- 
men, worin  geschlechtliche  Verhältnisse  beröbrt  werden,  der 
Crier  rufen  soll:  Kinder  und  Weiber  hinaus;  allein  in  der  Wirk- 
lichkeit geschieht  es  nicht  Der  Vert  hat  in  London  Anklagen 
Ober  Nothzucht,  Rindesmord  verhandeln  hören,  wo  unbeschrinkte 
OefTenÜichkeit  war.  In  dem  fOr  die  Insel  Malta  von  England  ▼«- 
kündeten  Gesetzb.  Art  450  ist  es  nnr  in  Fällen,  wo  die  Oeff«at- 
lichkeit  potesse  offendere  il  pudore  o  cagionare  ^candalo,  ge- 
heimes Verfahren  anzuordnen  gestattet  Bemerkt  moss  werden, 
dass  in  London  eine  schlimme  Sitte  herrscht ,  nach  welcher  im 
Central  court,  der,  welcher  auf  der  Gallerie  kommen  will,  3, 
nnd  für  Rückplatz  2  Schilling  bezahlen  muss.  Es  sind  darüber 
in  den  Gerichten  Klagen  laut  geworden  (Times  v.  14.  April  1855) 
der  Richter  vertheidigte  die  Oeffenüichkeit,  aber  der  SheriflT  be- 
rief sich  auf  die  Sitto,  dass  die  Thürsteher  nm  das  Gedränge 
abzuhalten,  kleine  Qebühren  erhielten. 

10)  Die  Mündlichkeit  S.  337. 

11)  Beispiel  von  Rheinbaiem  in  Hildgard,  Annalen  der  Rechtspflege 
in  Rheinb.  II.  8.  32.  221.  Von  London  kamt  der  Yeil  einen 
Fall  (1850),  in  welchem  bei  einer  Anklage  wegen  Nothzndit 
der  Verlheidiger  durch  eine  Person  auf  der  Gallerie  Mittheilnn- 
gen  über  das  frühere  Leben  der  angeblichen  Beschädigten  er- 
hielt, wodureh  ihre  Beweiskraft  zerstört  wurde. 

12)  Der  erfahrne  coroner  Wakely  erklärt  (Times  IG.Feb.  1853),  daas 
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2)  Ein  Yortheil  der  Oeffentlichkeit  ist  der  grosse  moralische 
Eindruck ,  der  dadurcli  bewirkt  ^ird ,  dass  die  Zuhörer  sehen, 
dass  alle  Schlauheit  des  Angeklagten  alle  kluge  Zurückhal- 
tung des  Zeugen  nicht  vermögen,  das  noch  so  schlau  ver- 
hüllte Verbrechen  von  der  gesetzlichen  Strafe  zu  befreien. 
Die  Oeffentlichkeit  vnrd  dadurch  selbst  ein  Mittel,  Verbrechen 
zu  Tcnnindem;  um  so  mehr  als  3)  das  Vertrauen  zur  Ge- 
rechtigkeit, zur  energischen  aber  streng  gesetzlichen  und  lei* 
denschaftsloaen  Thätigkeit  aller  in  dem  Verfahren  wirkenden 
Beamten,  zur  Begünstigung  der  freiesten  Vertheidigung  der 
Angeklagten  die  Kraft  der  StraQustiz,  die  Achtung  vor  der 
Regierung  und  Bereitwilligkeit  zur  Entdeckung  von  Verbre- 
chen beizutragen,  vermehrt  *').  Sind  diese  Vortheile  durch 
Erfahrung  nachgewiesen,  so  können  die  in  den  Gesetzgebun- 
gen aufgestellten  Beschränkungen  weder  in  Bezug  auf  ge- 
wisse Personen  noch  in  Ansehung  gewisser  Verbre- 
chen gerechtfertigt  werden»  Will  das  Gesetz  Personen  weib- 
lichen Geschlechts ,  oder  Personen  die  nicht  mehr  im  Vollge- 
nusse  der  bürgerlichen  Ehre  stehen,  von  dem  Zutritte  aus- 
sehliessen,  bq,  scheint  man  nicht  zu  erwägen,  dass  die  oben 
erwähnten  Vortheile  nothwendig  eine  unbeschränkte  Oeffent- 
lichkeit fordern,  weil  der  Gesetzgeber  nicht  verkennen  kann, 
dass  eben  unter  den  anwesenden  Frauenspersonen  ^)  oder 
Leuten  aus  niedrigen  Klassen,  solche  sein  können,  durch 
welche  der  Vortheil  neuer  Beweise  erreicht  wird,  und  ein  In- 
teresse vorliegt,    dass  auch  auf  Zuhörer  der  erwähnten  Art 


die  Pflicht  der  Zeugen,    vor  dem  Angeschuldigten   ausxusagen, 
das  beste  Mittel  zur  Verfafitang  falscher  Aussagen  sei. 

13)  Wit  bitten  den  Leser  die  Erfahrungen  eines  der  vorzüglichsten 
Generalproknratoren  Frankreichs  —  de  Vanlx  in  meiner  ZeitschriA 
f&r  ausländ.  GeseUg.  XVI.  S.  172  —  über  die  Vortheile  der 
OeffenÜichkeit  zu  beachten. 

14)  Ueber  Ausschliessung  der  Frauen,  Gründe  dagegen  in  meiner 
Schrift  über  Mündlichkeif  S.  356. 

Mlttsraalsri  Strafvtrflilirta.  Sl 
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die  Oeffentlichkeit  ihre  sittliche,  die  Kraft  des  Qeaetees  ▼er- 
stärkende Wirkung  bewähre.  Die  Behauptung,  dass  bei  Ver- 
handlung gewisser  Verbrechen  ^^)  die  Zuhörer  oft  erst  auf  die 
Mittel  der  Verübung  von  Verbrechen  aufmerksam  gemacht, 
und  daher  su  Verbrechen  angereizt  werden  können,  beruht 
auf  einer  durch  Erfahrung  nicht  bestätigten  willkürlichen  Vor- 
aussetzung, um  so  mehr  als  gerade  der  regelmässige  Aus- 
gang >*)  solcher  Verhandlungen  geeignet  ist,  die  allgemeine 
Ueberzeugung  zu  verstärken,  dass  aller  Vorsicht  der  Verbre> 
eher  ungeachtet  die  Entdeckung  der  Schuld  und  die  Bestra- 
fung der  Schuldigen  eintritt.  Auch  in  Ländern  des  geheimen 
Verfahrens  werden  durch  das  allgemeine  Qespräch  und  durch 
die  Presse  die  Einzebheiten  verübter  Verbrechen  (und  zwar 
einseitiger  und  gefährlicher),  ebenso  wie  durch  die  öffent- 
lichen Verhandlungen  bekannt»  Gestattet  das  Gesetz  die  Aus- 
schliessung der  Oeffentlichkeit  wegen  besorgter  Gefahr  für  Ord- 
nung, oder  wegen  Interesse  des  Staats,  so  sind  diese  Aus- 
drücke so  unbestünmt,  dass  mit  Recht  die  Furcht  vor  Miss- 
hrauch  und  Willkür  begründet  wird  ^O- 


15)  Man  rechnet  dahin  in  Preossen,  Altenbnrg  die  Hfinzverbreehen, 
schlag  vor  (z.  B.  in  Hessen)  auch  die  Vergiftimg  dahin  zm 
rechnen. 

16)  Nach  ErklAningen  erfahrner  Praktiker  ist  nur  die  Verhandkn^ 
über  Abtreibung  der  Leibesfnieht  di^enige ,  bei  welcher  am  er- 
sten, vorzüglich  wenn  gelungene  Verfibongsarten  bekannt 
den,  Besorgniss  erweckt  wird,  dass  Oeffentlichkeit  bei  manche 
M&dchen  verderblich  wirken  könne,  allein  hier  kann  geholfen  wer- 
den, wenn  das  Gericht  geheimes  Verfahren  (wenigstens  be- 
schränkt) wegen  Besorgniss  der  Verietzong  der  sittlichen  Sdück* 
lichkeit  anordnen  kann. 

17)  Nach  den  Erfcandignngen  in  Dentsohland  Aber  die  Fälle  in  denen 
die  Gerichte   seit  1846  Ausschliessung  der  Oeffentlichkeit   ver- 
fügten,  mnss  znr  Ehre  der  Gerichte  bemerkt  werden,    dass  nur 
sehr  selten   von  der  Ermächtigung  Gebrauch  gemacht  wruc^e. 
Der  Vert  dieser  Schrift  hat  deotaohen  YnrhinittiigM    s.  B.  in 
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B)  Jn  9Mi]g  w'die  OeffBülllchkeit  4e?  Voruur 
Ursnehung  muas  bepuerkt  werden,  ditss  in  Frunkreich  luid 
DauMchland  fortijauerqd  viele  Stimmen  ekh  dagegen  erklären. 
Man  lienift  aich  anf  die  i>)  Nachtbeile,  welcbe  aas  öffenj^ 
liehen  Verhandlungen  am  Anfange  des  Proceaaes,  wo  oft  die 
^nten  Spurep  oder  Verdachtflgriinde  schwach  aind,  onisteban 
wfirden,  indem  dadurch  die  Entdeckung  von  Beweisen,  diio 
Anfiiebtigkeit  der  Aussagen  der  Angeschuldigten  und  der  Zepp 
gen  jdie  Verfolgung  von  Mitschuldigen  gehindert  werden 
kann  ^).  Salbst  der  Nachtheil ,  dass  nach  Umständen  in  d/sm 
ffnten  Abachni^  der  Vornntersuchvng  so  oft  auch  Unschul- 
dige verdächtig  werd^  und  dprch  OelGentlichkeit  leicht  emr 
p&idttch  leiden  kannten,  wird  für  die  Nothw.endigkeit  geheimer 
Vorun^Drsuqhvng  geltend  gedacht«  Verschieden  v<m  dieser 
Ansicht  ist  die  Auffassung  der  Voruntersuchung  in  England 
uid  Nordamerika,  In  beiden  Ländern  (und  dem  Grundsatze 
nach  auch  im  Gtesetzbuche  ?on  Malta  und  von  Zürich^)  fin- 
det die  Oeffentlichkeit  der  Voruntersuchung  bei  den  Friedens* 
und  Polizeigerichten  Statt;  der  coroner  ist  nicht  gehindert  für 


Muochen,  fiber  Rindesn^ord  angewohnt,  in  welchen  das  ernste, 
würdige  Benehmen  der  Zuhörer  (unter  denen  viele  Frauenzimmer 
waren)  das  beste  Zeugniss  ffir  die  Yortheile  der  Oeffentlichkeit  gab. 

18)  Meine  Schrift  über  MündUcbkeit  S.  343. 

19)  Helle  traitd  de  Tinstruction  Vol.  Y.  p.  529. 

20)  Das  Gesetzbuoh  von  Malta  Art.  367  bestimmt,  dass,  wenn  das 
Gericht  (d^  Yoruntersuchuag)  findet»  dfiss  die  öffeotUp|ie  Yer^ 
ilfittdiqpg  die  Flnpht  oder  Yerbergong  des  Affgeschuldigtc^n  oder 
der  Mitschuldigen  veranlassen,  oder  Unterdrückung,  Zarstörung 
oder  Yerinderung  der  Beweise  bewirken  könnte,  es  die  ge- 
heime Yerhandlung  anordnen  kann.  Nach  dem  Gesetzbuche  von 
Zürich  Art  121  hfingt  es  vom  Ermessen  des  Gerichts  ab,  ob 
dem  Angeschuldigten  und  einem  Geschädigten  gestattet  werden 
soUy  der  Zeugenaufnahme  beizuwohnen.  Rflttimann  in  seiner  Aus- 
gabe des  Gesetzes  8.  129  spricht  sieh  für  die  Oeffentlichkeit  des 
YonrerCahrens  aus. 
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einzelne  Handlungen  geheime  Verhandlmig  anzuordnen,  mnes 
aber  dann  ihr  Ergebniss  öffentlich  den  Beschnldigten  mitthei- 
len;  auch  werden  viele  Schritte  der  Polizei  zur  Entdedning 
der  Spuren  begreiflich  geheim  vorgenommen,  wahrend  die 
darauf  gegrtodeten  gerichtlichen  Handlungen  öffentlich  sind. 
Die  ftberwiegende  Ansicht  der  englischen  '■)  Praktiker  ist  die, 
dass  diese  Oeffentlichkeit  grosse  YortheUe  hat^),  weil  durch 
sie  nicht  selten  wichtige  Beweist,  die  sonst  unbekannt  ge- 
blieben wären,  entdeckt  werden  ^)|  weil  am  besten  dadurch 
einem  leidenschaftlichen,  oder  einseitigen  Verfahren  der  Rich- 
ter Torgebeugt,  und  das  Vertrauen  der  Bürger  zur  gerechten 
und  unparteiischen  Verwaltung  der  Straf  justiz  gehoben  und 
jedem  Angeschuldigten  schon  von  dem  ersten  Schritt  an,  wo 
das  Gericht  einem  Verfahren  ihn  unterwirft,  ein  wirksamer 
Schutz  gegeben  wird  m). 


21)  In  Sehotütnd  ist  das  Vorverfahren  geheim  und  der  Lordadvo- 
cate  (report  on  public  proseentor  p.  18)  erkennt  dies  für  wohl- 
th&tig  in  Bezug  auf  Entdeckung  der  Schuld. 

22)  Na^wefsungen  darflber  in  möner  Schrift:  Das  englische  Straf- 
verfahren S.  220. 

23)  Merkwürdig  sind  deswegen  die  Aeussenmi^en  der  Polizeuichter, 
die  von  der  Commission  (report  of  the  Committee  on  the  Uw  of 
diffamation  pag.  131.  133.  155)  vernommen  vnirden. 

24)  Vor  der  Commission  on  pnblic  prosecutors  (report  p.  10)  er- 
Idärt  Lord  Broui^ham,  dass  die  Wohlthaten  der  Oeffentlichkeit 
die  mOgrichen  Nachtheile  fibersteigen.  Tippelsiürch  m  Coh- 
dammer  Archiv  II.  p.  332  hält  nach  den  deutschen  Zuständen 
die  Frage  über  OeflTentlichkeit  der  Vomntersnchuog  nicht  Ifir 
erheblich. 


IV.    Von  der  Voruntersuchung;  von  dem  Verhält- 
'  Bisse  der  darin  tbätigen  Behörden  und  den  zu 

Gebote  stehenden  Mitteln* 

§.    22. 

Charakter  dar  Vorantersochung  nach  den  verschiedenen 

Gesetzgebungen. 

In  jeder  GeBetzgebnng  oder  Rechtaübang  über  Strafver- 
fahren! ^^d  ^  ^^  grossen  Zahl  von  Untersnchungen  ein 
besonderer  Abschnitt,  ehe  es  jsnr  Hauptverhandluiig  kömmt, 
ein  Vorverfahren  sich  ausbilden  >),  dessen  Grundidee  die  ist, 
die  nötikigen  Vorbereitungen  zu  dem  eigentlichen  Strafverfah- 
ren zu  liefern,  Yorzüglich  (wenigstens  bei  fortgeschrittener 
Bildung  eines  Volkes),  um  Materialien  zu  dem  Zwecke  der 
Prüfung  zu  sammeln,  ob  eine  förmliche  Anklage  gegen  eine 
Person  wegen  eines  bestimmten  Verbrechens  gestellt  werden 
soll.  Das  Prinzip ,  auf  welchem  das  Strafverfahren  in  einem 
Lande  beruht,  wird  die  Verschiedenheit  der  Richtung,  den 
Form  und  des  Umfangs  der  Voruntersuchung  bestimmen. 
In  Gesetzgebungen,  welche  auf  dem  Anklageprinzip  beruhen, 
wird  die  Hauptrichtung  die  sein,  dass  der  Ankläger  Mate- 
rialien Bammelt,  um  entscheiden  zu  können,  ob  und  in  wel- 
ehern  Umfang  er  eine  Anklage  erheben  will,  und  um  die  ge- 


1)  Schon  Ayrault  (im  16.  Jahrh.)  ordre,   formalitä  p.  4  bemerkt 
dies,  s.  auch  richtig  Helle  traiti  de  llnstniction  yoL  V.  p.  6. 
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Blellte  Ankkge  gut  begründen  zu  können').  Uebenll  lelirt 
aber  die  Geschichte,  dass  allmSlig  die  Oeeetzgebnng  andi 
dazn  kömmt,  im  öffentlichen  Interesse  geidsse  Sicherbeits- 
mittel  anznordnen  nm  böswilligen  oder  leichtsinnigen  Anklagen 
entgegenzuwirken,  dass  man  daher  für  die  Vornahme  gewis- 
ser Handlnogen  des  Anklagers  zur  Sammlung  der  Beweise, 
bestimmte  Förmlichkeiten  forderte,  nnd  dass  der  Anklager, 
wenn  er  auf  Hindeflilsse  in  der  dämmlnn^  de^  Gewebe  stie^ 
z.  B.  bei  Haossnchnng,  der  AulrtOfitai  des  maglstnteir  bedurfte. 
Als  alknälig  Beamte  aofgesteHt  worden,«  um  verübte  Verbre- 
chen zu  entdedcen  und  Beweise  za  sammeln*),  lag  eine  Art 
Vornntersachong  in  der  inqnisitio^),  durch  welche  der  ma- 
gistratüs  prüfte,  ob  die  Berkhie  jener  Beamten  Glauben  rer- 
dienten,  und  in  den  Anordnungen  wegen  des  Auftretens  ei- 
üed  Anklägers  ^)  im  judicio  pübUcö. 

Als  die  inqusitoriscbe  Ponn  (Tcranlasst  durch  c&noni- 
sehes  Rechte,  sich  ausbildete,  mnssie  auf  erhobene  denun- 
tiatio und  ahnliche  Veranlassungsgründe  ein  Verflidiren  ein- 
treten, um  die  Wahrheit  der  Anzeige,  und  die  Zulassigkei» 
der  Richtung  der  Beschuldigung  g«gen  eine  gewisse  Person 
za  erforschen«  In  der  veranstalteten  Untersuchung  lag  der 
_% 

2)  In  diesem  Sinne  kam  auch  in  Rom  eine  Art  Vorverfahren  vor 
Nachweisongen  in  meinen  Strafverfahren  n.  S.  2  und  Hefte  tratt6 
V.  p.  16. 

3)  Die  Irenarchae  stationarii  etc.  in  der  Römischen  Kaiserzeii  Nach- 
weisnngen  in  meinem  Strafverfahren  t  S.  185. 

4)  L  14  Cod.  de  accus.  I.  21  Cod.  de  aboL 

5)'  Wie  Jetzt  in  England,  "tvenn  kein  anderer  Ankläger  aoftriü,  d^ 
constable,  der  den  Angescbiddigfen  ergriffen  tnd  da«  Verbiß 
chen  entdeckte,  als  AnUlger  verfolgt,  so  scheint  Hi  der  Ritt^ 
teit  in  Rom  Aehidiches  bei  den  irensctchi«  (und  zwar  «nf  MM 
des  magistratos)  vorgekommen  zu  sein. 

6)  Nachweisangen  in  meinem  Strafverfahren  IL  S.  4  nnd  fiber  die 
Art  wi«  die^  in  Frankreich  ith  WäeMiat  sie»  sn^dMe,  Helle  V. 

VMS'  ^ 
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(iMMeter  Mfl^VerverfthreBS,  anf  weleftes,  wenn  Ate  Gründe 
tut  BenehuMKgiing  einer  gewissen  Person  geotttgendt  erschienen, 
M  eigenüiche  Verfahren  (mit  der  hesondern  RIchtoAg  gegen 
eiiie  Person,  daher  specialis  inqüisitio)  anfiings  niit  Anklage- 
lärmen  folgte,  bis  alhnälig  diese  yerschwanden  und  von  da 
an  Streitiglceiten  €ber  die  Oränze  zwischen  General-  ütid 
Sp^ciahftitenlttehung  um  so  mehr  entstehen  mitssten,  als  es 
an  einer  fonnellen  Scheidung  fehlte  und  der  entscheidende 
Richter,  welchem  die  Akten  der  Genial-  und  Specialunter- 
stichung  gesendet  wurden,  auf  den  Grund  der  In  beiden  ge- 
hinftM  Materialien  das  Urtheil  zu  bauen  hatte. 

In  LSndem,  in  deren  Gesetzgebung  das  Strafverfahren 
auf  Mündlichkeit,  und  einer  auf  den  Grund  einer  bestimmten 
Anklage  gebauten  contradiktorischen  Verhandlung  in  der  Art 
beruhte,  dass  die  Richter  ihr  Urtheil  nur  auf  den  Grund  der 
in  der  mündDchen  Verhandlung  vor  ihnen  erhobenen  Beweise 
bauen  koinliten,  musste  die  Voruntersuchung  einen  andern 
Charakter  erhalten.  Sie  war  scharf  geschieden  von  dem  Haupt- 
veriahren,  imd  dauerte  nur  bis  die  fi^rmliche  Anklage  erho- 
ben war  (entweder  wie  in  Frankreich  von  der  Anklagekaituner 
odex  in  Eiygland  und  Amerika  von  der  Jossen  Jary  zugehis- 
sin,  oder  wie  in  Schottland  nachdem  der  öffentliche  Anklä- 
ger die  Anklageschrift  dem  Angeklagten  zustellen  Hess,  oder 
wie  in  Frankreich  der  Staatsanwalt  in  den  Fällen,  in  denen 
dies  miVkhAg  ist,  unmittelbar  In  die  Sitzung  des  Bezirksge- 
richts den  Beschuldigten  lud).  — 

Die  Voruntersuchung  hat  in  jeder  Form  gewisse  Eigen- 
thümüchkeiten ,  von  deren  Würdigung  ihre  richtige  Behand- 
lung abhängt.  1)  Bei  den  ersten,  z.  B.  durch  eine  Anzeige 
wegen  eines  Verbrechens 'veranlassten  Schritten  des  Gerichts 
tritt  häufig  eine  solche  Ungcwissheit  der  wichtigsten  Punkte 
ein,  dass  es  an  aller  Grundlage  fehlt.  Hieher  gehören  die 
Fälle ,  in  welchen  bei  Anzeigen  wegen  Tödtung  der  Umstand, 
ob  der  angeblich  Getödtete  noch  lebt,  nicht  hergestellt  ist, 
oder  wenn  auch  die  Leiche  gelinden  ist,  Ungcwissheit  dar- 
über schwebt,   ob. der  Tod  Folge  einer  Krankheit  oder  des 
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Selbstmords,  oder  fremder  Gewalt  ist.  Oft  hängt  die  Bich- 
tung  der  Thäügkeit  gegen  eine  gewisse  Person  nur  Ton  einer 
sehr  schwierigen  technischen  Begutachtung  ab,  in  welcher 
Zeit  der  Mensch  dessen  Leiche  gefunden  wird,-  um  das  Le- 
ben kam''),  oder  ob  eine  bestimmte  Yerübungsart ^)  des  Ver- 
brechens möglich  ist,  weil  ohne  die  bejahende  Beantwortung 
die  Untersuchung  gegen  eine  Person  keine  Grundlage  haben 
würde. 

2)  Der  glückliche  Erfolg  gerichtlicher  Schritte  ist  be- 
dingt durch  rasche  und  energische  Thätigkeit  der  Behörden, 
weil  häufig  Gefahr  auf  dem  Verzuge  schwebt,  indem  wichtige 
Spuren  schnell  verschwinden,  oder  so  verändert  werden,  dass 

.der  später  vorgenommene  Augenschein  oder  die  technische 
Begutachtung  auf  eine  trügliche  Grundlage  gebaut  würden. 
Ein  scheinbar  unbedeutender  Umstand  wird  oft  eine  wich- 
tige Spur,  die  auf  einen  Verdächtigen  führt,  aber  nur  dann, 
wenn  rasche  Verfolgung  eintritt,  bei  welcher  oft  manche  un- 
nütze Vernehmungen  nöthig  werden,  bis  endlich  ein  wichtiger 
Punkt  hergestellt  wird,  z.  B.  bei  Verfolgung  eines  verbreite- 
ten Gerüchts. 

3)  Diese  Eigenthümlichkeit  aber^),  hat  die  Wirkung, 
dass  am  Anfang  der  Voruntersuchung  leicht  Unschuldige 
grossen  Härten  Preis  gegeben  werden,  weil  in  dem  Streben, 
die  richtige  Spur  zu  entdecken,  der  Beamte  auch  da  schon 
thätig  sein  wird,  wo  er  nur  möglicherweise  eine  für  die 


7)  z.  B.  in  dem  Falle  in  den  Annales  d'Hygiene  legale  1855.  Octobre 
p.  442,  wo  in  Marseille  bei  der  Ausbesserung  eines  Schornsteins 
die  Leiche  eines  neugebomen  Kindes  gefunden  wurde,  und  es 
darauf  ankam  herzustellen ,  wie  lange  die  Leiche  da  gelegen  sein 
mochte. 

8)  z.  B.  in  dem  Falle  Maineri,  der  1855  in  Genua  verhandelt 
wurde,  wo  es  darauf  ankam,  ob  eine  Vergiftung  dorch  Cigarren 
verübt  werden  kann. 

9)  lieber  diesen  Charakter  der  Voruntersuchung  Helle  trait^  V. 
pap.  9. 
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Entdednuig  des  VerbrechenB  wichtige  ThatBaehe  zu  gewinnen 
hofft,  und  daher  Mittel  anwenden  muss,  z.  B.  Hanasiiehung, 
Wegnahme  der  Papiere,  durch  deren  Gebrauch  leicht  ein 
Unschuldiger  grosse  Nachtiieile  leiden  kann  ^^) ,  so  dass  der 
gewissenhafte  Richter  mit  grösster  Vorsicht  2u  Werke  gehen 
mass  * '). 

Die  Gesetzgebung  kann  nun  in  Bezug  auf  die  Vorun- 
tersuchung von  zwei  Hauptgesichtspunkten  ausgehen.  1)  Sie 
überlässt  es  dem  Ankläger  (Privatmann  oder  öffentlichen  An- 
kläger) sich  auf  alle  zweckmässige  Weise  die  Materialien  zir 
verschaffen,  die  ihn  in  den  Stand  setzen,  zu  beurtheilen,  ob 
und  welche  Anklage  er  wegen  eines  Verbrechens  gegen  eine 
Person  erheben  will,  z.  B.  durch  Erkundigung,  durch  Ver- 
folgung einer  gewissen  Spur  i^) ,  so  dass  er  die  gerichtliche 
Thätigkeit  nur  in  Anspruch  nimmt,  wenn  gegen  eine  Person 
öffentliche  Schritte ,  die  einen  Zwang  enthalten ,  z.  B.  Verhaf* 
tung  nöthig  befunden  werden,  oder  wenn  fttr  die  spätere 
Strafverhandlnng  Aussagen  zu  erheben  oder  Handlungen  vor- 
zunehmen sind,  welche  unter  gerichtlicher  Autorität  aktenmässig 
gemacht  werden  müssen,  z.  B.  Augenschein,  Leichenschau. 
2)  Die  Gesetzgebung  betrachtet  die  Voruntersuchung  als  ein 
Geschäft,  das  durch  gewisse  vom  Staate  hiezu  bestellte  Be- 
amte unter  öffentlichem  Ansehen  mit  Beobachtung  gewisser 
vorgeschriebener  Förmlichkeiten  geführt  wird,  so  dass  alle 
Ergebnisse  der  Voruntersuchung  in  förmlich  geführten  Akten 
gesammelt  vorliegen  ^s). 


10)  Qaincülian  in  instit.  orat.  lib.  V.  Nr.  13  sagt  Tanto   est  accu- 
sare,  quanto  facere,  quam  sanare  vulnus  facilias. 

11)  Die  französ.  Tabellen  zeigen,  dass  1853  die  Bezirksgerichte  in 
Bezog  auf  19770  verhaftete  der  Untersuchung  unterworfene 
Personen  den  Beschluss  erliessen,  dass  die  Untersuchung  nicht 
fortzusetzen  sei,  und  gegen  13465  nicht  verhaftete  Individuen. 

12)  Dies  geschah  in  Rom,  und  findet  in  England,  Schottland  Statt 

13)  Dies  ist  die  Ansicht  der  französischen  und  der  deutschen  Gesetz* 
gebong. 


tUtadkkkflift,  dtts  die  Ycrfolgng  des  UfenOidieii  bitensM 
Unfig  eise  YemtersnehvBg  ndddg  maA^  die  bei  ftUBWifrti 
Prifug  ab  grmdios  aidi  teigt,  umI  dass  bei  eiaem  Ton  der 
PrifBüiBklage  abhäBgigeM  Yerlafaren  leicht  Mtoer  WIHe  ader 
Leidepschaftlichteit  eine  Anklage  miaabraneht,  dasa  dem  An- 
geachnldigten  gewisae  SehwUniftM  gegen  aeine  Yenetanng 
in  den  Anidageatand  gegeben  weiden  artaieni  entweder 
1)  dweh  Schranken«  welche  dem  Ankliger  geaetit  weiden  '^ 
^  B.  Sichcrbeitaleiatang,  oder  Drehung  von  NncfattieÜen,  die 
den  hdawiUigen  Ankliger  treffen  adlen,  S)  dordi  die  Be- 
atinunnng,  daaa  eine  Peraon  nnr  tot  daa  Strafgeiidrt  geatellt 
werden  knan,  wenn  ein  Yrikagericht  die  Anklage  sngelaaaea 
hat »),  ader  l)  dnich  die  Yofacfarift,  dan  daa  Ergelndaa  der 
YomAteranchnng  der  ContreUa .  einen  Crerichta  ^)  and  am 
Selihiaeei  znr  Prüfong,  ob  Anklage  Statt  finden  aoü,  einer 
gcfichtliehen  Anklagtbehoide  oder  nnr  der  leisten  >*)  Torgd^ 
weiden  aoll. 

In  dem  durch  Geaetae  geregelten,  dorch  Beamte  aar 
Sirafrerfolgang  und  tJnterauchung  geführten  StralVerlifaren 
bilden  sich  durch  die  Sechtaübung  gewiaae  Abtheilungen  aua, 
duich  wriche  nmn  die  eigentliche  Unteraucfau^g  vi»  dem 
Torauagehenden  Yerfiüuren  au  acheMen  ancht  Wie  achon  Im 
Mittelalter  und  spfiter  in  der  deutachen  Bechtaübung  daa  In* 
ionnationaveifolireD  ^)  die  der  eigentUehen  ünteranchonf  ?or- 
auagehenden  Schritte  bezeichnete,  so  entatand  auch  in  der 
franaöfliflchen  Rechtsanachanung  die  Yoratellnng  der  Trennung 


14)  Dahin  gehörten  in  Rom  anch  die  Vorschriften,  durch  welche 
eiaem  beliebigen  Abstehen  des  Anklägers  von  der  Anklage  Tor* 
gebengt  wurde. 

16)  X.  B.  in  England,  Irland,  AmerilLa. 

16>  s.  B.  in  Franlureich  wo  das  Bezirksgericht  entscheidet 

17)  z.  B.  nach  mehteren  deatschen  GesetzgchBageB. 

18)  Nachweisnngen  in  meinem  Strafyerfahren  ü.  S.  6— I9i^ 
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din»  ittMduiitte  des-  Verttr^ur  dw  Vüitxwitimg  «i  ZiMdm 
der  AoAntuM  des  Tfa«tbe6tndM  «sd  flmfting'  toü  BpiiiM 
soweit  dies  noIlrwsMlIg  ist,  um  ptüf^n  «a  können,  oIp  eine 
strmfgeilcbtiiehe  Uniersodiiing  nothwendig  tei,  te  (^egCBSfttse 
der  VonmterBuclwwig  (iastmclloi»),  welche  auf  den  Gmnd  dsf 
do^ell  das  YorbereitaiigBf erfediren  gelieferten  Hateriaitea  die 
Beweiss  erbebti  und  aDe  geeetdieh  erianbten  Mittei  anwen- 
det, damü  ein  Drtlkeil  Aber  die  weitere  Behandlnng  des  Pal* 
iesy  insbesendere  über  die  Versetzung  in  den  AnUagssisnd 
nttgüeh  wird  >*).  Man  übersevgt  sieb  leicht,  dass  in  Besag 
aal  die  Begränzung  dieser  Abschnitte  (Ton  denen  der  Erste 
ia  Frankrefclr  der  Thätigkelt  der  poIice  judieiaire  angehdrt) 
gressa  YerschiedcBdieiteB  der  Anaiehten  in  Frankreisli  tos* 
)amxAt^)y  und  ia  den  deotschen  GesetzgeInmgeD  über  den 
Sim  des  Ansdrvdks:  Vomnteisucbung  keine  OMehArmigkeit 

bestelle  >>X 

Die  Anflnasing  der  Voraotersaehung  ist  in  den  Qesets* 

gebungen  v^sehieden.    I.  Das  Gesetz  oder  die  Sselitsttbnng 

belraehten  als  als  ein  Yerfahren,  weiefaes  nöHMg  werden  kann, 

daodt  der  AakUger  den  Entschlnss  an  fassen  in  den   Stand 


19)  Eefie  trüSii  IT.  p.  i  bezdehset  diesen  zweitea  AbsehnM  so : 
«Ma  i^prede  le  ejkrtetere  lefgü  da  fiüt,  eile  raaNimbla  lea  ia« 
die««  at  las  pteavea,  «Ua  deehra  s'il  y  a  Uea  da  mcUra  aa 
fiaveSGon  las  agentt. 

90)  Yorglaicba  man  Hatte  trait4  IV.  p.  4.  BSchalar  Lebibach  das 
franzSk  StralverL  8.  7tl-lSX  Trabatien  Coors  II.  p.  195. 

21)  In  den  BMitten  deulBcben  Gesetzen  z.  B.  baier.  Qes.  v.  1848 
§.  31.  Prenss.  ▼.  1849  §.  44.  Hannover.  Ges.  §.  76—78  be- 
zeidinet  Vonintersacbang  als  das  ganze  Verfahren  von  der  er- 
sten Thatigkeit  des  Gerichts  an ;  ebenso  die  sAchs.  St  P.  0.  |.  4. 
Dagegen  spricht  Ae  Merr.  81  P.  0.  §.  66  von  der  Verunter- 
saehang  im  Sinne  des  mit  dem  ersten  Veranlassangsgrand  ein- 
freCeadea  VerlibfeDS  and  in  f.  134  von  der  Speciakoiennchang 
li«  dem  Verfkbrea  daa  gefan  eine  aaf  das  Qmnd  rad&tlieher 
VerdaehtsgrOnda  bescholdigte  Person  eintritt. 
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geseM  wird,  0h  und  welehe  AoUage  er  In  demFaDe ahebe» 
will;  al0  eigenflidiar  Strafproxess  wird  nur  dasjenige  Yer- 
bhrea  betrachtet  (Trial),  dardi  welches  anf  den  Grand  einer 
bestimmten  förmlieh  gestellten  Anklage  die  Beweise  der  An- 
klage nnd  der  Vertheidigang  in  einer  wechselseitigen  Yer- 
handlnng  erhoben  nnd  ansgefShrt  werden,  so  dass  anf  den 
Grand  derselben  die  bei  den  Verhandinngen  gegenwartigen 
Richter  über  die  nadi  der  gestellten  Anklage  behauptete 
Schuld  des  Angeklagten  entscheiden  können.  Die  Vornnter- 
snchnng  besweckt  die  Vorbereitong  hiezn,  so  weit  sie  nothig 
ist,  damit  der  Anklager  seine  Anklageschiift  entwerfen  und 
Eur  Verhandlung  den  Angeklagten  vorladen  lassen  kann  (z.  B. 
in  Schottland,  in  Malta,  wo  die  Anklage  nicht  erst  einem  Ge- 
richte vorzulegen  ist,  welches  über  die  Zulässigkeit  der  Anklage 
zu  entscheiden  hat)  oder  damit  der  Ankläger  die  Anklage- 
schrift zur  Entscheidung  über  die  Zulässi^eit  der  grossen 
Jury  vorlegen  kann  (z.  B.  in  England  und  Nordamerika).  Die 
Voruntersuchung  endigt  so  bald  der  Richter,  vor  dem  sie  ge- 
führt wird,  soweit  Aufklärung  hat,  um  den  Angeschuldigten 
entlassen  zu  können,  oder  über  den  Fall  als  zu  seiner  Zu- 
ständigkeit gehörig,  ein  Strafurtheil  zu  fällen,  oder  das  com- 
mittment  auszusprechen,  d.  h.  den  Angeschuldigten  so  weit 
als  dringend  verdächtig  der  Verübung  eines  Verbrechens  zu 
erklären,  dass  er  zur  Aburtheiluog  vor  das  Strafgericht  ge- 
stellt werden  kann ,  wenn  die  grosse  Jury  die  >^nklage  zuge- 
lassen hat ;  dabei  aber  entscheidet  in  England  die  Vorstellung, 
dass  sobald  der  Thatbestand  des  Verbrechens  objectiv  be- 
gründet, und  der  Angeschuldigte  desselben  rechtlich  verdäch- 
tig ist,   über  das  Dasein  von  Strafaufhebungsgründen^)  nur 


22)  Daher  darf  weder  der  Richter  in  England  sich  abhalten  lassen, 
das  committment  auszosprechen,  noch  die  grosse  Jury  den  Aas- 
sprach der  trae  bill  za  erlassen,  wenn  aaeb  Seelenstörang  des 
Angescholdigten  oder  Dasein  der  Nothwehr  wabrseheinlteh 
sind. 
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auf  den  Grand  des  Trial  entschieden  nnd  eine  Verhandlnng 
daiüber  nicht  in  die  Yorontersuchang  gezogen  werden  kann, 
n«     Andere   Oesetzgebnngen    sind  zwar   auch  auf  die 
Ansicht  gebaut,   dass  die   Hauptrerhandlung  der  eigentliche 
Strafprozess  ist,  und  das  Urtheil  nur  auf  die  darin  erhobenen 
Beweise  gebaut  werden  soll;   allein  sie  werden  in  Bezug  auf 
die  Voruntersuchung  von  der  Erwägung  geleitet,   dass  durch 
sie  das  Hauptverfahren  gehörig  vorbereitet  und  dem  über  die 
Versetzung  in  den  Anklagestand  entscheidenden  Gericht  das 
hiezu  nöthige  Material  geliefert  werden   soll,   vorzüglich  mit 
der  Richtung,  dass  grundlose  Anklagen  und  Verhandlungen 
vermieden,  und  durch  genügende  Vorbereitung  die  Nachtheile 
beseitigt  werden ,    welche  aus  dem  Mangel  der  Vertheidigung 
in  der  Voruntersuchung   oder  aus  ungenügender  Begründung 
der  Anklage  entstehen  und  häufig  zu   Vertagung   der   Ver- 
handlungen  führen.     Nach  dieser  Richtung    muss  auch  das 
Dasein  von  Gründen  der  Straflosigkeit  in  der  Voruntersuchung 
untersucht  werden,  weil  eine  Anklage  nicht  gestellt  werden 
soll,  wo  kein  Verbrechen  vorliegt M).    Unter  diesen  Gesetz- 
gebungen lassen  sich  wieder  zwei  Klassen  trennen.    A)  Die 
französische  Gesetzgebung  baut  auf  die  zuvor  geschilder- 
ten Ansichten,  hält  sich  aber  folgerichtiger  daran,   dass  die 
Verhandlung   vor   der   Assise   die   Hauptsache    ist   und   erst 
darin  die  Beweise  ihre  rechte   Bedeutung  und   Kraft^  durch 
die  contradiktorische  Verhandlung   gewinnen,  dass  neue  Be- 
weise erst  hervortreten,  Widersprüche,  Zweifel,   und  Unvoll- 
ständigkeiten   in    der    Aussage   durch    die    mündliche    Ver- 
handlung gehoben   werden,  und    die  Vertheidigung  ihre  In- 
teressen vollständig  geltend  machen  kann,  daher  die  Vor- 


33)  Sehwarze  CommenL  zur  sflchs.  P.  0.  I.  S.  41. 

2i)  Daher  ist  in  Frankreich  anerkannt,  dass  sowohl  die  Rathskammer 
als  die  Anklagekammer  das  weitere  Verfahren  nicht  zulassen 
soDen,  wenn  SeelenstOmng  oder  ein  andrer  Aufhebungsgrand 
der  Zurechnung  nachgewiesen  ist. 


3M 

oAtermcliiiBg  mit  ißt  BcieitIfpAf  4#r  Zweifel 
oad  Wider«prfiche  sieh  nichl  ga  besekiftigea  hal» 
Vid  die  Yenettvmg  ia  AnHegertiad  ichoii  mutmsptedißn  ist, 
wenn  die  dringende  Wnhrscheinlichkflt  eines  Tcrttieo  Yerbre- 
ebene  nnd  wegen  der  Yorliegenden  Beweise  oder  sehwcna 
Indicien  es  wnhrseheinlieh  isl^),  dass  die  Sehnid  des 
AngeUsgten  als  bewiesen  von  den  auf  Gmnd  der  mfind- 
liehen  Yerhandlnng  nrtbeüenden  Biehtem  stfü^wyiochen  wei^ 
de.  B)  Die  dentsehen  dem  franiftasfhen  Code  nechgriiilde- 
teu  GeseUgehnngen  seUiessen  sich  swar  an  die  eben  be- 
merkte frsnafifiische  Ansidht  an  ^^  aDein  man  ednnnt  kichl^ 
dass  anf  die  Bechls^Ning  in  DenIscUand  theils  die  bftshciige 
Angewöhnung  an  das  inqpisiterische  Verfahren,  dem  man 
Iren  bleiben  wollte,  thals  das  Streben  nad  CMadliehkeit 
und  der  Wnnseb  dorch  sorgfältig  geführte  Vorantersnebongan 
grandlose  öffentliche  Yeibapdlimgen  an  Tcnneiden  nnd  tot* 
zfiglich  die  AiAingUchkeit  an  eine  vieUaeh  verfareitete  Aik 
idcht  wirirten«  nach  welcher  die  mfindUche  Verhandlnng  nv 
eine  Beprodnktic»  oder  Beiaqdtnlation  der  in  der  Yonmtor- 
snebnng  gesammelten  Materialien  ist  Unter  der  Einwirknag 
soleber  Ansjcbten  mosste  die  dentsclie  Yorantensnchuig  eine 
weitere  Ansdehming  als  die  firanaöäscbe  erhalten;  die  Inqpir 
renten  kamen  leicht  das?,  gans  wie  sonst  die  Untersnchnng 
migebürlich  an  versögern,  in  der  H<^nng  dnreb  eindringe 
liebes  klnges  Yerhören  dnrch  Yerlin^erang  der  Dnteranchnngp 
hpti  ßWi  finde  doch  ein  Gestandniss  zu  erlan^n  nnd  geleüci 
dqrch  das  en  sich  achtangswüidige  Streben,  jeden  Zweifel  Jn 
FlUlen  des  Widerstrcto  technischer    Gntachten,    TomQglidi 


25)  Hefie  trait^  yoL  VL  p.'136  tae^  daher»  da»  die  Änklagekammer 
nicht  za  erforacbcn  hui,  #  Je  pr^iFann  Sit  «oi^MtUe«  maii  sealo- 
ment,  tH  est  jprobable,  qaH  le  loH. 

a6)  Das  hsier.  Gesetz  ▼.  Uov.  1843  §.  31  «piMäH  vm:  die  bisherig« 

ontefsaehona  ist  anfirehoben* 
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Midi  In  Besag  auf  die  Fiegea  der  SeeleaeUSramg  dei  Beeelml- 
iigten  durch  Elnholiuig  andrer  Ontechten  su  beeeitlfen.  Die 
dtutachen  OefletEgebongen  sncken  s^ar  durek  YoTSchriften 
diefiem  Nachdiell  abzuhelfen  ^'),  allein  ungenügend  da  aoe 
den  Bwror  angegebenen  Gründen  die  Unterenchongfrlditer 
noeh  häofig  die  Bedentnng  dee  Weeens  der  Mündlichkeit 
&idU  genug  erkennen,  daher  vielfach  Klagen  über  die  Aua- 
d€hnunfg  der  deutschen  Voruntccsudiattgen  eiiioben  wer* 
den  »). 

£9  Int  vfnscbenewerth ,  dase  die  Oesetsgeber  darüber 
mü  8ich  jm  Reinen  seien,  in  «velehem  Sinne  sie  die  Vonm- 
tersQcbung  anifaeeen  wollen.  In  England,  Schottland,  Irland, 
Nordamerika'*)  erhält  die  Voruntersuchung  nach  der  obigen 


27)  Da«  Preoss.  Geieto  v.  I{t49  f.  44  bestioimt ,  dass  der  {Jnlar- 
•QchuDgsrictiler  die  Vprunlersuchimg  nicht  yr^^t  ausdehnen  aoU 
alt  der  Zweck  der  Vorantersuchang  es  fordert,  nämlich,  soweit 
es  zur  Herstellung  der  Existenz  and  Nalnr  des  Verbrechens,  in 
Bezug  auf  die  Person  des  Tbäters  durch  Erforschung  der  Be- 
weismittel zur  Begründung  einer  Anklage  und  Vorbereitung  der 
mündlichen  Banptverhandlung  erforderlich  erscheint  Aehnlioh 
Unten  das  baier.  Gesetz  |.  81  (es  spricht  zwar  von  Vorbereitung 
einer  ersehöpfenden  Verhandlung)  —  Hanno v.  8t  P.  0. 
{.44.  Würtemberg.  Ges.  f*  '^B.  Badisches  Ges.  v.  1851 
{.  29,  wie  das  Prenssische  nur  wird  von  Schlussverhand- 
inng  gesiprpchen.  Die  s&chs.  St  P.  0.  |  4  fordert,  dass  soweit 
ontwuoht  werde,  dass  über  die  Vorweisung  zur  Hauptver- 
handlung entschieden,  und  im  Falle  dieser  Veryreisung  die  Haupt- 
verhandlung ununterbrochen  abgehalten  werden  kann.  s.  femer 
Art  135  und  Schwarze  -Comm.  I.  S.  222.  u.  gute  Bemerkungen 
von  Tippeiskirch  in  Goltdammer  Archiv  n.  S.  327. 

918)  Mein  Aufsatz  Im  Archiv  des  Crim.  1848  E  604.  1849  S.  178. 
Bleuer  Abbandl.  II.  S.  96.  Geib  die  Reform  8.  i06.  Busch  in 
den  n^&fk  JahrbüjsheiTi  des  sAchs.  StrMrechts  VI.  S.  dil2.  Ar- 
chiv des  Cnm.  1848  S.  809.    1849  S.  177.    1850  S.  367. 

^)  Xacbxrelaiingen  von  England  und  Schottland,  maina  Schrift:  das 
a^L  teidmt  fi.  160»  ifiS,  ?en  Nordanerika  S.  199. 
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Darstellung,  da  es  nnr  darauf  ankömmt,  daas  der  Ankllger 
Materialien  erhält,  zu  erkennen,  ob  und  welche  Anklage  er 
stellen  will,  eine  grosse  Einfachheit  und  ist  weit  kiirser  *^ 
als  die  Voruntersnchung  in  Frankreich  und  Deutschland;  die 
Richter  in  den  oben  angeführten  Ländern  haben  nicht  Be* 
weise  zu  sammeln,  nicht  Angeschuldigte  zu  yemehmen,  nicht 
um  technische  Gutachten  sich  zu  kümmern  oder  die  Unter- 
suchung auf  das  Dasein  von  Aufhebungsgrfinden  der  Straf- 
barkeit zu  richten,  sondern  nur  Haussuchungs-  oder  Haftbe- 
fehle zu  erlassen,  die  ihnen  vorgebrachten  Beweise  zu  erhe- 
ben, z.  B.  Zeugen  zu  vernehmen  ^i),  insoweit  dies  nöthig 
ist,  um  aussprechen  zu  können,  ob  der  Angeschuldigte  zu 
entlassen,  summarisch  zu  bestrafen  oder  wegen  Verbrechen 
vor  das  Strafgericht  zu  stellen  sei  (committment).  Diese  Art 
des  Verfahrens  ist  allerdings  nach  der  Erfahrung  in  sehr  vie- 
len Fällen  genügend,  vorzüglich  in  Schottland,  wo  der  Staats- 
anwalt sorgfaltig  prüft ,  ob  er  die  nöthigen  Beweise ,  die  zur 
Schuldigerklärung  genügen,  gesammelt  hat,  aber  es  wird  auch 
in  England  anerkannt,  dass  nicht  selten  diese  Kürze  der  Vor- 
untersuchung die  Schuld  trägt,  dass  die  Anklage  vor  das 
grosse  Schwurgericht  nur  oberflächlich  und  mit  Vernachlässi- 
gung aller  Materialien  des  Vertheidlgungsbeweises  gebracht 
und  noch  mehr,   dass  sie  im  trial  so  ungenügend  vorbereitet 


30)  Nach  dem  Zeugnisse  des  schottischen  Lordavocate  dauert  die 
Yorontersachang  selbst  in  schweren  Fällen  4  bis  5  Wochen. 

31)  In  Schotüand  (Zeugniss  des  Lordadvocate  in  dem  report  on 
public  prosec.  pag.  17—20)  vernimmt  der  Kronanwalt  selbst  die 
Zeugen;  soll  aber  ein  YerdScbtiger  vernommen  werden,  so 
moss  es  vor  dem  Richter  geschehen.  Nach  dem  Zeugnisse  von 
Davies  im  Report  on  public  prosecutors  p.  56  ist  in  Nordamerika 
es  der  Polizei-  oder  Friedensrichter,  welcher  die  wegen  Verge- 
hen gemachten  Anzeigen  annimmt,  nachforscht,  Zeugen  vernimmt 
und  Protokolliren  l&sst,  in  zweifelhaften  Fällen  mit  dem  distriets 
agent  berathet  (in  wichtigen  Fällen  ist  dieser  aneh  bei  der  Zen* 
genvemehmiuig  gegenwärtig)  und  über  committnieiit  enitdiddet. 
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ist  *>),  so  daas  oft  grandiose  Losspreehungen  erfolgen,  dass  ins- 
besondere in  Oegenständen,  in  welchen  es  auf  technische  Gutach- 
ten  ankömmt,  diese  sehr  schlecht  begründet  im  trial  vorkom- 
men. Die  franzosische  und  deutsche  Auffassung  dagegen  will 
einem  rechtsverständigen  und  geübten  richterlichen  Beamten 
die  Ffihrung  der  Voruntersuchung  so  übertragen,  dass  die 
Akten  derselben  alle  Handlungen  enthält,  welche  zur  Erfor- 
schung der  Wahrheit  vorgenommen  wurden,  dass  sie  unter 
richterlichem  Ansehen  aufgenommen  sind,  dass  darauf  die 
Anklagekammer  ihr  Urthcil  bauen  kann^),  und  dass  die  Er- 
gebnisse selbst  in  der  Ebuptverhandlung  benützt  werden  kön- 
nen (z.  B.  wenn  der  Angeklagte  oder  ein  Zeuge  auf  andere 
Art  als  in  der  Voruntersuchung  aussagt).  Die  Ausdehnung 
der  letztern  erklärt  sich  noch  daraus,  dass  die  Anklagekam- 
mer genügendes  Material  erhalten  soll,  um  über  das  Dasein 
von  Aufhebungsgründen  der  Zurechnung  entscheiden  zu  kön- 
nen. Dass  aber  die  deutsche  Voruntersuchung  noch  länger 
als  die  französische  dauert,  hat  ihren  Grund  darin,  dass  die 
Angewöhnung  an  die  alte  Art  des  Verfahrens  und  ein  (oft  zu 
weit  getriebenes)  Streben  nach  Gründlichkeit  Einfluss  haben 
und  vorzüglich  in  Fällen,  in  denen  es  auf  Aussprüche  von 
Sachverständigen  ankömmt,  Akten  hin-  und  hergesendet  wer- 
den, um  eine  Vereinigung  zu  bewirken,  weil  man  den  Werth 
der  mündlichen  Hauptverhandlung  nicht  genug  würdigt. 


32)  Bemerkt  muss  werden,  dass  der  Ankläger  in  England  and  Schott- 
land hAofig  mit  Sicherheit  darauf  rechnen  kann  (z.  6.  weil  der 
Angeklagte  zugesagt  hat,  dies  zu  thun),  dass  der  Angeklagte  im 
trial  sich  scbnldig  bekennen  wird,  so  dass  dann  Sammlung  von 
Beweisen  nicht  nöthig  ist 

33)  Nach  den  statistischen  Tabellen  in  Frankreich  über  1853  pag.244 
ist  (von  90214  an  die  chambre  de  conseil  gebrachten  Fällen)  im 
ersten  Monat  nach  Verübung  des  Verbrechens  in  63442  Fällen 
ein  Beschlnss  über  die  Vomntersochong  ergangen  and  man  rechnet, 
das«  von  100  Vonmtarsachangen  in  95  in  den  ersten  3  Monaten 
dar  Sehhus  erfolgt 

Mltttraaitr,    Strafrorlilttta.  22 
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In  Bezug  auf  die  Bedeutung  der  Voruntersuchung  ^ird 
noch  die  Frage  wichtig:  in  wie  ferne  die  Voruntersuchung 
ein  wesentlicher  Theil  in  der  Art  ist,  dass  ohne  sie  keine 
mündliche  Hauptverhandlung  Statt  finden  und  i^ein  Stralur- 
theil  gefällt  werden  kann.  So  gestellt  muss  die  Frage  ver- 
neint werden.  In  England  kömmt  selbst  bei  Anklagen  wegen 
schweren  Verbrechen  zuweilen  keine  Voruntersuchung  vor, 
indem  der  Ankläger,  um  die  Anklage  zu  eigennützigen 
Zwecken  zu  benützen,  sich  unmittelbar  an  die  grosse  Jury 
mit  der  Anklage  wendet  ^  *) ,  was  schwer  beklagt  wird.  In 
andern  Fällen  findet  regelmässig  die  Voruntersuchung  vor 
dem  Friedens-  oder  Polizeirichter  Statt,  und  da  wo  auffallende 
Todesfalle  vorliegen,  muss  die  Voruntersuchung  selbst  vor 
dem  Goroner  Statt  finden.  In  Frankreich  wird  in  einfachen 
Fällen^  über  welche  der  Einzelnrichter  zu  urtheilen  hat,  regel- 
mässig nur  eine  Verhandlung  vor  diesem  Richter  geflUirt, 
ohne  Voruntersuchung  M).  Ueberall  dagegen  wo  Anschuldi- 
gung eines  Verbrechens  (crime)  vorliegt,  muss  Voruntersu- 
chung Statt  finden,  wogegen  bei  Anschuldigungen  wegen  Ver- 
gehen (delit)  der  Staatsanwalt  unmittelbar  (ohne  Vorunter- 
suchung des  Untersuchungsrichters)  ^)  in  die  Sitzung  des 
correktionellen  Gerichts  laden  kann^),  wo  es  dann  kdner 
Anklageschrift  bedarf,  sondern  der  Staatsanwalt  erst  in  der 
Sitzung  die  Anschuldigung  stellt,  begründet  und  seine  Beweise 


33  a)  NachweisuDgen  in  meinem  Strafverfahren  S.  7Ä%  Salbst  in 
Fällen,  in  welchen  der  magistrate  das  committment  abgeschlagen 
hat,  versneben  schändliche  Ankläger  ihr  Glück  vor  der  grand 
Jury. 

34)  Es  kann  jedoch  auch  vorkommen,  dass  da  wo  in  einem  Falle 
schon  Vomntersuchung  Statt  fand,  das  Bezirksgericht  die  Sache 
an  das  Polizeigericht  weist 

35)  Der  Staatsanwalt  selbst  wird  freüich  um  seine  Anklage  vorzu- 
bereiten, eine  Art  Yorprüinng  veranstalten. 

36)  Code  Art  182.  Nachweisungen  in  meinem  StraCverbkren  IL 
S.  605.    Trebntien  Court  voL  IL  p.  482. 
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vorbringt «^  Die  ZweekmlLsdgkeit  dieses,  liSnfig  aimöthige 
Kosten  und  Zögerangen  abschneidenden,  Instituts  ist  aner- 
kannt >*);  aliein  ebenso  gewiss  ist  es,  dass  es  niclit  selten 
das  Interesse  des  Staats  gefährdet,  weil  es  an  gehöriger  Vor- 
bereitung fehlt,  nnd  entweder  Vertagung  oder  Lossprechung 
eintritt,  aber  auch  oft  das  Interesse  den  Angeschuldigten  be- 
einträchtigt, weil  sie  auf  die  ihnen  unbekannte  Anschuldigung 
die  Beweise  Ihrer  Vertheidigung  nicht  vorbereiten ,  und  leicht 
(wenn  nicht  ein  unparteiischer  Staatsanwalt  und  Präsident 
Aätig  sind)  ihrer  Vertheidigungsbeweise  beraubt  werden  kön- 
nen. Die  neuen  deutschen  Gesetzgebungen  erkennen  eben- 
falls das  Mittel,  dass  der  Staatsanwalt  in  den  minder  schwe* 
ren  Fällen  ohne  Voruntersuchung  die  Sache  an  das  Bezirks- 
gerieiit  bringen  kann;  sie  erkennen  aber  die  Voruntersuchung 
als  wesentlieh  bei  allen  Anklagen  vor  dem  Strafgerichte  we- 
gen Vttbrechen  an  ")  und  enthalten  manche  Verbesserungen 


37)  Nach  den  französ.  Tabellen  machten  1853  in  76430  Fällen  die 
StaatsanwAlte  Gebranch  von  dem  Rechte  unmittelbarer  Vorla- 
dang.  BonneviUe  de  raraelioration  de  la  loi  crim.  pag.338  zeigt, 
dass  man  diesen  Weg  weit  häufiger  anwenden  sollte  —  am 
ausfühiüchsten  Berriat  St  Prix  trait^  de  la  proced.  voL  II. 
p.  355—403. 

3S)  Auch  das  baierische  Justizministeriam  im  Dec.  1848  (Blätter  für 
Rechtsanwendnng  XTV.  Bd.  Ergänzungsbl.  S.  14)  empfiehlt  die 
Anwendong  dieses  Mittels. 

39)  In  Oesterreich  St  P.  0.  §.  66  wird  die  Vorantersachung  als 
regelmässig  eintretend  betrachtet,  ehe  die  Schlossverhandlnng 
eintritt  (Hye  leitende  Grunds.  8.  162);  diese  Yorantersuchuig  soll 
nach  {.186  geschlossen  werden,  wenn  nach  den  Erhebungen 
sich  ergiebt,  dass  kein  Thatbestand  eines  Verbrechens  da  ist 
oder  aller  Verdacht  gehoben  ist,  oder  wenn  sich  von  weiteren 
Erhebungen  eine  bessere  Aufklärung  nicht  erwarten  lässt;  nach 
§.  t88  kann  bei  Verbrechen  die  mit  geringerer  Strafe  als  5  Jahre 
bedroht  sind,  wenn  Geständniss  oder  Ergreifung  auf  frischer  Tbat 
voiÜegt,  der  Richter  von  weiteren  Erhebungen  abstehen  (Hye 
S.  219).  —  Nach  Preusi.  Verordn.   v.  1849   §.  38,  43,  75  nnd 
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ies  franiösiBehen  Verfahrens^  in  Fällen  unmltteliMurer  Vor- 
ladung **). 

§.    28. 

VerhAltniss   der   Gerichte  und  des  Staatsanwalts  za  den 
Polizeibehörden  in  der  Yoruntersnchung.    Charakter  der 

gerichtlichen  Polizei. 

Die  Erforflchung  der  Sparen  und  der  Bewdse  einea  ver- 
übten  Verbrechens  und  die  Entdeckungu^erdächtiger  Personen 
in  dem  ersten  Abschnitte  des  Verfahrens  macht  eine  Reihe  rou 


Minister.  YerfSgong  y.  3.  Sept.  1849  (Franz,  der  Preuss.  8tra^ 
proz.  S.  146)  beantragt  der  Staatsanwalt  die  VonmtersQchimg, 
wenn  er  sie  lür  nöthig  findet,  sie  soll  eintreten,  wenn  ohne  sie 
die  Anidage  nicht  begründet  werden  kann,  in  der  Regel  bei  yer- 
wickelten  weHl&nfigen  Sachen.  Im  baierischen  Gesetz  ▼.  1848 
tritt  zwar  Vomntersmhung  regelmftssig  tin;  allein  nach  |.  48, 
310  kann  anch  in  Vergehensf&llen  der  Staatsanwalt  ohne  Vor* 
Untersuchung  die  unmittelbare  Vorladung  in  die  Sitzung  bewir- 
ken. —  In  Hannover  SL  P.  0.  §.  76  muss  mit  Ausnahme  der 
geringen  leichten  StraffUle,  in  welchen  Verhaftung  nicht  eintritt, 
eine  Voruntersuchung  Yorausgehen.  Die  k6nigl.  sächs.  8t  P.  0. 
§.  253  gestattet  dem  Staatsanwälte  bei  den  nicht  mit  Todesstrafe 
bedrohten  Verbrechen,  wenn  aus  den  gerichtspolizoilichen  Vor- 
erörterungen der  Thatbestand  gewiss  ist,  Gest&ndniss  einer  Per- 
son oder  genügende  Beweise  gegen  sie  Yorliegen,  die  rechtliche 
Zulässigkeit  des  Strafantrags  keinem  Zweifel  unterliegt  den  An- 
trag zu  stellen,  dass  Voruntersuchung  unterlassen  und  der  Ange- 
schuldigte unmittelbar  in  die  Sitzung  geladen  werde.  Das  Ge- 
richt hat  über  den  Antrag  zu  entscheiden. 

40)  Aus  der  vorigen  Note  ergiebt  sich,  dass  in  Saclisen  die  unmit- 
telbare Ladung  von  den  Gerichten  gebilligt  sein  muss.  Nach 
s&chs.  P.  0.  §.  257,  baier.  §.  319  kann  das  Gericht  noch  in  der 
Sitzung,  wenn  es  nölhig  scheint,  Voruntersuchung  anordnen. 

41)  Ein  nur  durch  die  Praxis  zugelassener  Weg  ist  der,  dass  eine 
Person  freiwillig,  wenn  der  Kläger  zugleich  kömmt,  vor  dem 
Znchtpolizeigericht  erscheinen  kann.  —  Berriat  St  Pris  voL  IL 
p.  404. 
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Haiidliuige&  Mthwendig,  die  in  zwei  HauptUaflsen  gebneht 
werden  k(mnen.  1)  Onige  erheben  in  voller  Gltnbwtirdig- 
keit  onter  richterlichem  Ansehen  die  Beweise,  damit  dadordi 
die  Prüfung,  ob  und  welche  Anklage  zn  stellen  ist,  möglich 
und  das  künftige  Strafverfahren  vorbereitet  wird  >). 

2)  Andere  tragen  mehr  den  Charakter  der  Erkundigun- 
gen an  sich,  um  durch  Verfolgung  gewisser  Spuren  Stoffe 
zur  weiteren  gerichtlichen  Benützung,  und  Erhebung  von  Be- 
weisen zu  sammeln  und  einen  Anhaltspunkt  Hir  den  förm- 
lichen Prozess  zu  gewinnen  ^).  Bei  den  Handlungen  der 
zweiten  Art  bedarf  es  einer  raschen  im  Stillen  fortschreiten- 
den Thitigkeit,  wo  förmliche  Erhebungen  unnöthig  sind ,  weil 
viele  erfolglose  Erlnindigungen  anzustellen  sind,  bis  man  end- 
lich zu  einem  Punkte  gelangt,  welcher  erhebliches  Material 
fttr  eine  förmliche  Untersuchung  gewährt*),  z.  B.  um  die 
Persönlichkeit,  das  Benehmen,  den  Umgang  einer  gewissen 
Person,  ihre  Ausgaben  zu  erforschen.  Erkundigungen  solcher 
Art  geschehen  in  Strafßllen,  so  wie  sie  ein  Privatmann  an- 
stellt ,  ehe  er  sich  zu  etwas  entschliesst,  z.  B.  zu  einer  ge- 
richtlichen Anzeige,  allein  sie  haben  einen  anderen  Charakter 
in  so  ferne,  als  sie  nicht  wie  die  eines  Privatmanns  in  einem 
privatrechtliehen,  sondern  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  und 
der  Ausmittelung  der  Wahrheit  geschehen.  So  lange  in  Deutsch- 
land die  Untersuchungen  von  Beamten  geführt  wurden,  wel- 


1)  z.  B.  Yernehmimgen  des  Yerd&cbtigen ,  oder  wichtiger  Zeugen, 
LeiehenschaiL 

2)  Gut  darüber  Wirk  in  der  ZeitschrUI  ffv  Rechtspflege  in  Braun- 
lehweig  1854  S.  120. 

3)  Oft  kömmt  es  auf  Verfolgung  eines  Gerfichts  an;  es  müssen  bei 
40  Zeugen  vernommen  werden,  bis  man  endlich  zu  der  Quelle 
des  Gerüchts  gelangt  und  wichtige  Zeugen  entdeckt  —  Oft  be- 
darf es,  z.  B.  wenn  seltene  Hünzsorten  gestohlen  wurden,  lan- 
ger Erkundigungen  bei  den  Wirthen  u.  A.  wer  solches  Geld 
ausgegeben  hat. 
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^6  in  enter  Instams,  die  Justiz  und  die  Vflrwmlta^g,  daher 
aach  die  Poliaei  ausübten,  flössen  die  Handlungen  der  ersten 
nod  zweiten  Klasse  in  einander,  man  wnsste  nicht,  in  weldier 
Eigenschaft  (ob  als  Polizei-  oder  Jostizbeamter)  der  BIchter 
handelte,  man  gewöhnte  sich  daran,  alle  ¥on  der  Veranlassug 
eines  Stra^erfahrens  (z.  B*  der  ersten  Anzeige)  von  dem  Be- 
amten vorgenommenen  Handlangen  als  ein  Ganzes  sa  be- 
trachten und  in  gerichtlichen  Formen  Yorznnehmen^).  Als 
allmälig  die  Idee  (yorzüglich  durch  französische  Schriftsteller) 
der  Nothwendigkeit  der  Trennung  der  Gewalten  und  der  Ge- 
schäftskreise sich  geltend  machte,  und  in  den  Residenzstidten 
und  anderen  grosseh  Städten  eigene  (oft  mit  grosser  Gewalt 
ausgerüstete)  Polizeibehörden^)  errichtet  wurde,  mussten  ?id- 
fache  Streitigkeiten  über  den  Umfang  der  Befugnisse  der  Po- 
lizeibehörden und  der  Gerichte  in  Bezug  auf  Strafialle  eanl- 
stehen^).  Der  baierische  Gesetzgeber  von  1818  eifeannte 
die  Wichtigkeit  das  Verhältniss  dieser  Behörden  gesetzlich 
zu  regeln,  mit  der  Richtung,  dass  die  Polizei,  deren  notb- 
wendige  Energie  nicht  gehindert  werden  soll,  um  Verbrechen 
zuvorzukommen,  sie  im  Laufe  zu  unterdrücken,  nadi  began- 
gener That  die  Ausübung  der  Strafgerochtiglieit  an  unter- 
stützen hat  7),  nicht  Handlungen  sich  anmassen  düiüSy  welehe 


4)  Die  Akten  zeigen,  dass  daher  um  ein  Gerfieht  zn  erforsehen, 
oder  um  zo  erfahren,  bei  welchem  Apoüieker  Gift  gekauft  wur- 
de viele  Zeugen  die  nichts  anzugeben  wossten,  vernommen 
wurden. 

5)  z.  6«  ein  Polizeipräsidium  mit  vielen  Beamten  mit  eigenen  Ge- 
fängnissen. 

6)  Nacbweisangen  in  meinem  Strafveriisbren  I.  S.  344. 

7)  Auf  diese  Art  ist  im  baier.  Gesetzb.  Art.  18  die  Aufsähe  der 
Polizei  bezeichnet  und  ihr  die  Pflicht  (Art  19)  aufgelegt,  die 
Flucht  des  Thäters  in  verhindern,  Anzeigungen  auf  die  Spur  zn 
kommen,  in  den  im  Gesetze  bezeichneten  FäUea  den  Ihäter  sn 
ergreifen. 
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mir  der  Jiistis  akmxmen  und  deren  Vornahme  leicht  den 
Zweck  der  letstern  gefährden  könnte  *).  Immer  mehr  er- 
kannt«  man,  daes  die  oben  beaeichneten  Handlungen  der 
aweiten  Klasee  keine  gerichtliche  und  nur  Erknndigongen 
seien«  welche  am  erfolgreichsten  von  der  Polizei  yorgenommea 
werden  können.  Die  Erfahrung  lehrt,  daes  diese  Erkundigun- 
gen am  sichersten  zur  Entdeckung  von  Verbrechen  fiihren, 
wenn  aie  von  einer  gut  geleiteten  Polizei  veranstaltet  werden  *)• 
Die  Thätigkeit  dieser  Behörde  ist  dabei  wieder  sehr  verschie- 
den geregelt.  1)  Es  sind  eigene  höhere  Beamte  angestellt, 
welche  der  Thätigkeit  des  von  ihnen  bestellten  Personals  eine 
gewisae  Richtung  geben,  und  durch  die  zur  Ueberwachung 
gefahrlicher  Menschen  benutzten  Mittel  und  Veranstaltungen 
leicht  Spuren  auffinden,  durch  deren  Verfolgung  Indicien  ge- 
wonnen werden  können  >®), 

2)  Die  Führung  der  strafrechtlichen  Untersuchungen  ist 
odt  der  Polizei  verbunden,  in  der  Art,  dass  ein  Polizeivor- 
stand neben  der  Polizeiverwaltnng  die  Oberaufsicht  über  Lei« 


8)  Daher  soll  die  Polizei  binnen  24  Standen  den  Ergriffenen  dem 
Riehler  abliefern,  die  VemehmuDg  nicht  auf  den  hibalt  der  An- 
sefaoldigung  erstrecken,  Zengenverböre  nur  im  NothCalle  vor- 
nehmen. 

9)  Nachweisnngen  merkwürdiger  Fälle,  in  welchem  nur  durch  die 
Thitigkeit  der  Polizei  grofte  Verbrechen  entdeckt  wurden  in 
Felsenihal  ans  der  Praxis  eines  Österreich.  Polizeibeamten.  Wien 
1853  (von  Wien).  Hudlwalker  in  Jagemanns  Zeitschrift  fOr  deut- 
sches StrafverCahren  HL  8.  426  (von  Hamburg).  Edinbargfa  Re* 
View.  July  1863  Nr.  195.  pag.  16  (von  London). 

10)  Dahin  gehört  die  in  Frankrdch  unter  dem  Namen:  poUce  d'etat 
oder  generale  organisirte  Polizei  (Laferriere  Court  du  droit  pu- 
blic p.  295).  Ueber  die  grossen  Bedenklichkeiten  gegen  dies 
Inatitttt  Berenger  de  la  justice  criminelle  pag.  286  —  310.  Dahin 
gehören  anch  die  in  grossen  Residenzstädten  organisirten  Polizei. 
prUidien  und  die  in  EngUnd  (in  London)  eingerichtete  detective 
police. 
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taug  ^tr4VHr*fr*  ""ii^  j'  hM^  welche  den  mmtmt 
Aefsielit  tiiatigeii  Crimmalalrtnarea  oUkct  ")•  3)  Die  PMici, 
wie  sie  in  Engbiid,  Sdiotdaid  md  Irlaad  !■  grooBOi  Stidta 
eingeriditet  i^  benilit  darauf  »).  daaa  dne  grosse  ZsU  dii- 
tigür  imd  kräfdf er  mit  gehdrigen  Anweisiaigeii  (durch  poH- 
tisclie  Tiiiligkeit  mdit  in  eine  sdüefe  Stellniig  gebrsditer) 
▼on  der  Regiennig  oder  der  GemeiBde  bestellter,  uter  der 
Leitung  gewandter  Beamten,  in  awe^missiger  YeilNndug 
unter  mch  stehender  Personen  gefiOiiüdie  Personen  nnd  ihre 
Yerrweignngen  flberwadien,  in  PaDen  verfibter  Yeriiredien 
sehneil  snr  TliStif^eit  anwenden  werden  kSnnen  nnd  rail  der 
nSthigen  Vollmacht  versehen  sind,  die  nothwendig  sdielBeB* 
den  Handinngen  mr  Verfolgung  der  Sdmldigen  Torsnneiinien. 
Sobald  sie  eine  Person  wegen  einer  strafbaren  Handhing  er- 
griffen und  in  die  Polixeihsfl  gebracht  haben,  kdnunt  in  der 
nichsten  öffentlichen  Sitsnng  der  Fall  ¥or  den PoUaeirieh- 
ter,  Tor  welchem  der  dem  Krensverhöre  unterworfene  Polisei- 
mann  das  was  er  weiss  nnd  gethan  hat  vorbringen  mnss.  Die 
Polizei  saomielt  (nnterstfitzt  von  Priratpersonen)  fortdanenid 
Beweise,   zieht  Erirandignngen  ein  >*),   nnd  bringt   die  ab 


11)  X.  B.  in  Hambofg.  Hndfwalker  in  der  Sdnifl:  das  bamborgi- 
sche  Stafverfthren.  Hamb.  1856  sdiildeit  8.  5  die  Jelsige  Kia- 
richtang  nnd  empfiehlt  sie  S.  22  mü  einifen  YeibeMennigsvor- 
•cbligeD* 

12)  Ueber  die  EiDriebtang  t.  meine  Schfldenmg  in  dem  Werice  dai 
englisehe  Strafverfahren  8. 107  —  anch  gut  in  Schlesinger  Wsn- 
denugen  dareh  London  8.  129.  Erfahmngen  fiber  das  Wiiken 
dieser  Polizei  mem  Anszog  ans  den  reports  of  fhe  eommütee  oa 
pohce  18&3  in  der  Zeilsebrift  fllr  aosUnd.  Gesetzgebong  JLXVIL 
Ih.  1.  Aussagen  fiber  die  wohlthitigen  Wirlamgan  der  eagL 
Polizei  in  Bezog  auf  Entdeekmig  von  Verbrechen  Qedoch  anch  mit 
Bemeii^img  von  Mängeln)  in  dem  Report  on  pablic  prosecvtor 
p.  70, 108, 176.  noch  Tippeiskirch  in  Goltdammer  Archiv  ü.  8.329. 

13)  In  so  weit  vernimmt  der  constable  freifich  viele  Zeugen,  aber 
er  nimmt  keine  Protokolle  aof  nnd  bringt  nor  di^enigen,  welche 
wichtige  Aussagen  geben  können,  vor  Gericht 
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Zeugen  itiditigeii  Personen  vor  Oerieht  mr  Yemehrnmig; 
Der  Polueirichter  verffigt  darnach  ^)  die  Enflasenng  der  vor 
Ckrieht  Gebrachten  oder  spricht  Strafe  aus,  in  so  ferne  der 
Fall  m  seiner  Zuständigkeit  gehört,  oder  Terfligt  das  committ- 
ment,  d.  h.  spricht  ans,  dass  der  Angescholdigte  als  dringend 
Tcrdächiig  nun  trial  gebracht  werden  soll. 

4)  Nach  der  franaösischen  Oesetzgebnng  hat  die  Polisei 
eine  dgenthlbnliche  Stellung  durch  die  sogenannte  police  ju- 
didaire  ^)  die  (unterschieden  von  der  police  administratiTe  und 
p.  d*  etat)  schon  in  den  frtthern  Gesetzen,  während  der  Re- 
Tolntion  geregelt  i*),  die  strafbaren  Handlungen  zu  erforschen, 
die  Beweise  an  sammeln  und  die  Schuldigen  den  Strafgerich- 
ten zu  überiiefem  bestimmt  ist  ^7>;  sie  übt  eine  Art  vorbe- 
reitendes der  eigentlichen  richterlichen  Untersuchung  voraus- 
gehendes Verfahren;  sie  soll  die  letzte  erleichtern,  soll  keine 
Akte  vornehmen ,  als  nur  provisorisch ,  sie  dann  denen  der 
Justiz  ähnlich  einrichten  >>).  Sie  wird  durch  eine  grosse 
Hasse  von  Beamten  geübt  >*).    Die  Präfekten  (also  ganz  ab- 


14)  Nach  den  Tabellen  wurden  1854  in  Haft  der  Polizei  gebracht 
75614  Personen,  davon  39514  vom  Richter  entlassen,  30941  som- 
marisch  abgestraft  and  5159  committed  for  trial. 

15)  Benriat  St  Prix  de  la  police  judieiaire.  Paris  1849.  Helle  traite 
IV.  p.  6.  Trebutien  Coors  da  droit  criin.  IL  p.  162.  Bonneville 
de  ramelioration  p.  151.  ' 

16)  GeseU  ▼.  29.  Sept  pnd  20.  Oktober  1791  and  Art  19  ond  20 
des  Code  v.  3.  Brumaire  Jahr.  IV. 

17)  Als  Gegenstand  der  police  administ  wird  im  Gesetze  bezeichnet, 
le  maintien  habitad  de  Tordre  pablic  dans  cbaque  lieu  mit  dem 
Streben  de  prevenir  les  delits. 

18)  Helie  L  e.  p.  9. 

19)  Der  Art  9  des  Code  nennt  die  Feld-  and  Forstwäebter ,  die 
Polizeieommissäre ,  Bfirgermeister  ond  Adjankten,  die  Staatsan- 
wfthe  ond  ihre  Vertreter,  die  Friedensrichter,  Gensdarmerieoffi- 
ziere,  die  Untersachangsrichter.  Unter  diesen  sind  Einige  mehr 
als  gerichtliche,  Andere   als  Verwaltongsbeamte  betrachtet,  Ei- 
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häogige  miehtige  Obarrerwaltangsbeaaite)  loSanflSi  ^MnteHdi 
oder  durch  Befehle  an  die  Beamten  der  geriehtUchen  Poli* 
zei),  anch  straftbare  Handlangen  herstellen,  SchnUlge 
den  Oeriditen  überliefern  ^).  Den  von  aolehen  Beamtoi  auf* 
genommenen  Protokollen  giebt  das  Gesets  Beweiskraft  ^  >)• 
Die  Hanptbedentnng  hat  die  gericlitliehe  PoUiei,  dass  die 
Beamten  derselben  in  Fällen  des  flagrant  delit  (fiber  den 
Begriff  unten)  wichtige,  den  Kreis  der  Erknndigongan 
fiberschreitende,  wahre  geriehtliche  Ebmdlnngen  vornehmen 
dürfen  «*). 

5)  Den  deutschen  Gesetzgebungen  seit  1848  sehwebte 
mehr  oder  minder  das  französische  Verfahren  vor;  es  ist  da- 
her begreifüeh,  dass  auch  die  fransdsisdien  Voradiriften  fiber 


Dige  mehr  nar  in  Bezog  auf  Verfolgung  gewisser  Vergehen,  An- 
dere allgemein  als  Beamte  der  ger.  Polizei  erklärt  Helie  IV. 
p.  78  — 161  der  procureur  general  ist  im  Art  9  nicht  genamit, 
weil  er  nur  die  andern  Beamten  beaufsichtigt  und  nicht  selbst 
Akte  vornimmt,  Trebutien  p.  164.  Im  Jahr  1852  erhielt  die 
SlaatBsnwallMhaft  272113  ProtokoUe,  Anzeigen  und  Kligen  von 
den  Beamten  der  gerichtL  Polizei  mitgetheÜt,  danmter  121506 
dureh  die  Gensdarmerie ,  65361  von  den  Polizeieommistiren. 

20)  Der  Code  führt  sie  nkht  im  Art  9  anter  den  Beamten  der  ger. 
Polizei  anf ,  aber  er  giebt  ihnen  im  Art  10  die  Befagnisse ,  wie 
diesen  Beamten,  und  das  Recht  Akte  zu  befehlen.  Helie  p.  163. 
Dies  wird  wishtig,  da  neoarUeh  selbst  der  Cassattonshof  die  Befag- 
niss  den  Pr&fekten  beilegte,  Briefe  auf  der  Post  mit  Besddag  zn 
belegen.    Mein  Aulsatz  im  Archiv  1855  p.  458. 

21)  Trebutien  p.  179—  184,  vorzfi^^ch  Mangin  traite  des  proces 
verbanz,  in  der  (von  Helie  besorgten)  Ausgabe  von  Mangin 
traite  de  linstrucL  eerite. 

22)  Dies  folgt  ans  Art  49  Code,  im  Zusammenhange  mit  den  Art 
32—47.  Der  Beamte  der  ger.  Polizei  kann  darnach  dea  That- 
bestand  herstellen,  Augenschein,  Hausaachung  vornehmen,  Zeu* 
gen  vernehmen  und  Personen  verhaften.  Helie  p.  685  etc. 
Trebutien  IL  p.  218. 
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gcriohlMit  PoUmI  Eiiiinm  «rhieltcii.  Daf  ikaiuMiehe  in- 
fltftiit  Mlhst,  M  jedoeh  weder  in  Oesterreicb  noch  Baiern, 
Hessea,  Wüitemberg,  ThUiingea  anfgenomen«  «^  In  der 
preua siechen  Verord.  t.  1849  ist  (§.  4)  den  PoUaeibehör^ 
den  und  andern  Sicherheitebeaniten  die  gfsetzUeh  obliegende 
Pflicht  Verbrechen  nadianforschen  und  alle  keinen  Anfachub 
geetattenden,  vorbereitenden  Anordnungen  anr  Aufklärung  der 
Bache  nnd  Torliafigen  Haftnahme  des  Thäters  eingetch&rft  '*). 
Das  franaösische  System  der  gerichtlichen  Polisei  scheint  swar 
in  der  Verordnung  nicht  erwähnt,  allein  in  anderen  Verord* 
nnngen  ist  das  Institut  als  geltend  vorausgesetst  ^) ,  und  in 
den  Verhandlungen  von  1868  angeführt  '*).  Die  bisherigen 
Einrichtungen  und  die  Uebung  des  Poliseiprfisidiums  gelten 
fort,  und  aus  den  gerichtlichen  Verhandlungen  ^)  bemerkt 
man,  dass  die  Poliaei  starke  Ifittel  anr  Erlangung  von  Ge- 
stindnissen  anwendet  nnd  die  Befugniss  au  wichtigen  Unter- 
snchungshandlungen  in  Anspruch  nimmt.  Die  Strafprocessord. 
für  Hannover^  vermeidet  die  Aufnahme  des  franaösischen 


23)  Die  Verord.  weist  auf  das  Gesetz  v.  24.  SepL  1848  worin  auch 
das  Reeht  der  Polizei  zur  Verhaftung  und  Haussnehong  ge- 
regelt ist 

24)  Eine  VerfBgnng  v.  13.  July  1849  (Franz,  prenst.  Strafproeess 
6«  28)  spricht  von  der  Polizei  als  Organen  der  Staatsanwilte, 
abo  der  geriehdiohen  Polisei. 

25)  Im  Commiss.  Berichts  v.  1852  (Franz  S.  31)  wird  der  Staats- 
anwalt das  Haupt  der  gerichü.  Polisei  nnd  die  Polizeibehörde 
sein  körpcrliehes  Organ  genannt. 

26)  In  der  Berfiner  Zeitung:  der  Publizist  1855  Nr.  63,  wird  in  dem 
Prozesse  gegen  JIger  Putifitz  angeffibrt,  dass  der  PoUzeibeamte 
als  der  Angeschuldigte  eingeUefert  wurde,  tbm  sogleieh  entge- 
gen rief:  du  bist  der  Mörder;  und  dass  die  Polizei  das  üb- 
liche Mittel  anwendete,  in  das  Geiangniss  des  Puttlitz  einen 
PoMselagenten  als  seheinbaren  Mitgefangenen  zu  setzen,  am  das 
Oestandniss  durch  ihn  au  erlangen. 

27)  z.  B.  BnefbesehlaeBAhme  bei  der  Post.  Goltdaromer  Ai«hiv  fOr 
PMUs.  fitrafir.  UL  8.  86. 


Institota  der  geriditlleheii  PoUad  und  sieht  es  vor,  gCBia 
Mu  bezefehnen,  xv  welchen  Hendlangett  im  StnIVerildireii 
auch  Poliseibehörden  befugt  änd  ^).  Dagegen  hat  die 
brauneehweigieche  Stralfvozessord*  in  so  ferne  das  In^ 
stitnt  aofgenonunen^),  dass  eie  die  Erforschung  der  Yeitoechen, 
Ermittelung  des  Thatbestandes  und  der  Thaler  den  ölFent* 
liehen  Anklägern  und  unter  deren  Leitung  und  Anwei- 
sung den  Beamten  der  gerichtlichen  Poliiei  aar  Pffieht 
macht,  die  Richtung  der  Thatigkeit  der  leisten  nSher  besideh- 
net  und  durch  ein  besonderes  Gesets  den  Umfang  der  Redite 
und  Pflichten  der  Beamten  regelt;  sie  weicht  jedoch  Ton  der 
fianzöslBehen  Ansicht  durch  grössere  Beschrinkung  derselben 
ab,  damit  keine  störende  Anmaassung  gerichtlicher  Handlun- 
gen yorkomme  **).  In  derkönigl.  sächsischen  Straljprosess- 
Ordnung  v.  1855  ist  die  gerichtliche  Polizei  geregelt,  aber 
mit  wesentlichen  Verbesserungen  des  Instituts  **),  in  dem  die 
Zahl  der  dahin  gehörigen  Beamten  beschränkt,  die  AuMcht 
über  ihre  Thatigkeit  der  Justiz  zugewiesen  ^) ,  die  Vornahme 
gewisser  Befugnisse  an  das  Dasein  der  Gefahr  auf  dem  Ver- 


28)  S«n4>roz6Sford.  §.  53.  &5.  58.  103. 

29)  SirafproxeMord.  §.  23.  25. 

30)  GeMlz  V.  19.  Min  185a  Der  Gfundsalz  (§.  2)  ist,  dast  die 
Beamten  unter  Lehmig  des  Staatsanwalls  handeln;  bei  Betretong 
auf  frischer  That  (§.  5)  ist  der  Kreis  der  BeAggDiese  ansgedebut.  — 
Ein  toehtiger  Staatsanwalt  ^  GörU  (in  der  Sanmilong  der  Straf- 
reehtoOUe  8.  5)  bedauert,  dass  das  Gesetz  dem  Staatsanwatt  nicht 
die  Befugnisse  gab,  die  der  Code  noch  gewährt  —  Gute  Sr&r- 
teroog  TOD  Wirk  in  der  oben  NoL  1  aogeföhrten  Zdtschrift. 

31)  Schwarze  im  Archiv  des  Crim.  1849  &  483,  und  derselbe  im 
Com.  zur  sAchs.  Prozessord.  I.  8.  143.  Brauer  im  Gerichtssaal 
I.  2.  Bd.  8.  159. 

32)  33)  Der  {.  75  Strafprozessord.  erklirt  als  Beamte  der  geriehti. 
Polizei  den  StaalsanwaU,  die  mit  Handhabung  der  SieherheHs- 
polizei  beauftragten  Behörden.  Der  üntersndiungsriebter  ist  mit 
Recht  nicht  dabin  gerechnet  Strafprozessord.  §.  76.  Venehmun- 
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mg  geknApft**)  und  der  Yornahiiie  vonHaDdlangen,  die  nur 
gerichtliche  sein  dürfen,  Torgebeagt  hst^). 

e>  Das  lurtitut  der  gerichtlichen  Polizei  ist  auch  in  die 
italienischen  Gesetabücher  übergegangen,  und  zwar  mitNach- 
shmnng  des  franzcisischen  C!ode  *<^) ;  nur  das  neueste  Gtosetsb« 
fBr  Modena  ^)  hat  vielfach  zweckmässig  das  Institut  be- 
schrinkt. 

7)  In  eigenthümlicher  Richtung  lasst  das  Gesetzbuch 
fBr  Midta  ^)  das  Institut  der  gerichtlichen  Polizei,  in  dem  es 
die  Gränzen  derselben  und  der  Verwaltungspolizei  genau 
r^elt  und  der  Ersten  nur  die  juristische  Stellung  giebt. 

Wenn  wir  oben  die  Ueberzeugung  aussprachen,  dass  die 
zweckmässig  mit  Nachdruck  und  Raschheit  ausgeübte  poUzei- 
Uche  Thätigkeit  das  beste  Mittel  zur  Endeckung  der  Verbre- 
chen ist  ^),  so  ist  es  auch  Pflicht  auf  die  Erfahrungen  Rfick- 


gen    der   Bezichtigten   and  Zeugen    (ohne  Eid)   sind   gestattet. 
Schwarze  S.  197. 

34)  Sektionen  dürfen  sie  nicht  vornehmen. 

35)  z.  B.  fär  Sardinien  von  1847.   Art  44  —  66. 

36)  Codiee  de  procedura  crim.  Modena  1855  (v.  29.  Dec.)  Art.  24. 
25.  Als  Pflichten  der  gerichtl.  Polizei  sind  angegeben,  1)  Wach- 
samkeit fiber  Verbrechen,  2)  Aufnahme  v.  Anzeigen  mid  Klagen, 
3)  Sorge,  dass  an  dem  Gegenstand  des  Thatb.  nichts  verändert 
werde  bis  der  Richter  kömmt,  4)  Protokolle  anfznnehmen, 
5)  Flucht  verdächtige  zu  hindern,  6)  dem  Gerichte  sogleich  Pro- 
tokolle, Gegenstände,  Verhaftete  zu  übersenden. 

37)  8.  oben  §.  10  Not  Nach  ArL  313—333  wird  die  Thätigkeit  der 
polizia  esecntiva  (vollständig  wie  in  keinem  andern  Gesetzbuche) 
geordnet  mit  genauer  Angabe  der  Bedingungen ,  unter  welchen 
Festnahme  ond  Haussuchung  erlaubt  sind,  mit  der  Pflicht  so- 
gleich der  Justiz  Personen  und  Sachen  zu  tibersenden.  Der 
Corte  deUa  polizia  giudiziana  (Art.  334)  ist  zugleich  das  Unter- 
sucbungsgericht  und  das  Crericht  mit  Strafgewalt  fiber  Potizei- 
flbertretnngen.  Vor  diesem  Gerichte  wird  die  Untersuchung  (ähn- 
lich wie  vor  dem  Polizeigerichte  in  London)  geffihrt 

38)  RAMinMA  in  dar  Schrift^  die  Zfirehensehen  Qetetoe  S.  56*  8. 61 
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flieht  Jeu  nehmen,  die  über  die  in  weit  ansgedefante  Thütif^dt 
der  Polizei  in  Strafaachen  vorliegen.  Die  sogenannte  geheime 
(entdeckende)  Polizei  führt  an  leicht  an  Nachtbeilen  wegen  des 
Charaktere  der  Menzchen,  welcher  Bie  sich  als  untergeordneter 
Werksenge  bedient,  da  selten  ein  des  rollen  Vertrauens  würdiger 
Mann  su  einer  Thädgkeit  sich  verwenden  laisst,  welche  nicht 
der  öffentlichen  Achtung  sich  erfreut,  und  weil  der  Missbrauch 
und  die  Anwendung  unwürdiger  oder  gcfttrlicher  Mittel  um 
Geständnisse  au  erlangen  su  leicht  vorkommen  **).  Selbst  die 
so  trefflteh  eingerichtete  englische  Polizei  veranlasst  gerechte 
Klagen^),  weil  ihre  Einmischung  in  die  Justiz  oft  »ach- 
theillg  wird,  z.  B.  durch  ihr  Bemühen  GkstSndniss  zu  erlan- 
gen. Ueberhanpt  aber  lässt  man  oft  unbeachtet,  dass  zu  vie- 
len am  Anfange  des  Verfahrens  nothwendigen  Handlungen  ju- 
ristische Kenntnisse,  um  zu  wissen,  worauf  es  ankömmt,  ge- 
hören ,  deren  Mangel  bei  einer  grossen  Zahl  von  Polizeibeam- 
ten bewirkt,  dass  eben  die  wichtigsten  Umstände  nicht  ge- 
hörig beobachtet  werden  und  begreiflich  Eilfertigkeit,  AmtB- 
eifer,  und  die  Neigung  die  Gewalt  auszudehnen,  un- 
richtige, numgelhafte  Informationen  erzeugt,   oder  Einschüch- 


tchildert  die  erfolgreiche  ThlUgkeit  der  Polizeibebftrden»  die  naeh 
dem  ZOreher^  Gesetze  §.  2.  4.  Verbrechen  n  erfereehen  haben; 
s.  noch  Aber  Verh.  der  Polizei,  Wfirth  Com.  zor  Meneiehisehaii 
SM^rosetiord.  v.  1850. 

39)  Vorzfiglich  liegt  die  Gefahr  vw,  daM  Poliieibeamte  gebraucht 
werden,  um  Personen  zor  AusfÜhrnng,  Fortsetzung  oder  Wit- 
derfaolung  von  Verbrechen  zu  verlocken.  In  Oesteireieh  wurde 
diese  Sitte,  welche,  wie  daa  Reskript  sagt,  die  Polizei 
verhasst  und  richterliche  Sntscheidnngen  sehwan- 
kend macht,  schon  1847  strenge  verboten,  v.  Hye  Idt 
Grunds.  S.2105  und  in  Bezog  auf  Preossen,  Goltdammer  Archiv U. 
8.63a 

10)  Was  Berenger  de  la  jostice  crim.  p.  386.  daiibcr  sagt,  wird 
aoch  in  Xngiand  in  Bezug  auf  die  deteeSve  poltce  herrergeho- 
ben.    Wi  hHim  die  Thalsaehe  sa  beaehlen,   dMs  In  JLoadon 
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temg  und  Einseitigkeit  «0  bei  Vornehmangeii«^)  berbeiffilirt. 
Bammelt  man  die  Erfahrungen  über  die  Wirlceamlieit  der  fran- 
söeisehen  geriehtüchen  PoUsei ,  so  ergiebt  sich ,  dasa  dies  we- 
gen der  Unlüariieit  des  Auadmcks  ^>)  leicht  irrig  verstan- 
dene Institot,  bei  welchem  die  verschiedenartigen  Beam- 
ten ^)  in  eine  Klasse  geworfen  werden ,  auf  eine  für  den 
Staat,  wie  für  die  Vertheidigung  nachtheilige  Weise  unter 
dem  Mantel  des  sogenannten  willkürlich  ancunehmenden  flag- 
rant delit  wichtige  Handlungen,  die  nur  von  dem  Richter  ge- 
eignet vorgenommen  werden  können,  von  Beamten  vornehmen 
lässt ,  welche  auf  keine  Weise  die  nöthigen  Eigenschaften  be- 
sitsen  und  das  rechtliche  Bedürfniss  in  dem  Falle,  eben  so 
wenig,  als  die  Nachtheile  mancher  Art  der  Vornahme  zu  be- 


Ch.  King  (lange  Jahre  Beamter  der  delective  police,  ond  von 
den  Richtern  oft  selbst  sehr  gerühmt),  am  14.  April  1855  zo 
14  Jahren  Transportation  Terortheih  wurde,  weil  er  mcht  blos 
sich  bestechen  liess,  sondern  selbst  mit  Dieben,  die  lür  ihn 
stahlen  in  Verbindung  stand. 

41)  Hin,  Crime,  its  amonnt;  London  1853  p.  133,  und  In  dem  report 
on  public  prosecutor  p.  186  Zeugnis«  des  atlomey  general; 
p.  53  des  ersten  Criminalgerichtsschrelbers  Straighi 

42)  Wir  bitten  die  Zeugnisse  der  Praktiker,  Berenger  pag.  307  des 
Staatsanwalt  Görtz  in   seiner  Schrift  S.  6  und  des  Rreisriehters 

'  Wbk  (s.  oben)  S.  1^.  133  zu  beachten. 

43)  hl  Deutschland,  wo  weder  in  der  Wissenschaft,  noch  in  der  bis- 
herigen Rechtsfibung  ein  Anhaltspunkt  fflr  das  Verstehen  des  In 
Frankreich  erfundenen  Ausdrucks  liegt,  sollte  man  lieber  die 
franz.  VorschriAen  nicht  nachahmen.  Leue  im  motiv.  Entwürfe 
einer  Criminalprozessord.  (Aachen  1850)  S.  76. 

44)  s.  oben  Note  19.  Anerkannt  ist  die  UnzweckmAssigkeit,  wenn 
im  Code  auch  der  Untersuchungsrichter  zu  den  Beamten  der  ger. 
Pohiei  gezählt  wird.  Gegen  den  in  Frankreich  gemachten  Vor^ 
schlag  noch  mehr  Beamte  dahin  zu  rechnen,  gut  Hehe  in  der 
Revue  de  legishUion  1850  DI.  p.  35. 
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urtheflen  im  Stande  Bind^),  so,  dasB  oft  die  ginse  Uafeer- 
sudiung  eine  mangelhafte  Ghmndlage  erliSlt  M).  Eine  weise 
Gesetzgebung  wird  der  Polizeibehörde  ausgedehnte  Befiig- 
niss  znr  Wachsamkeit,  zor  zweckmassigen  Erinindigang,  tar 
Aufnahme  von  ihr  zugekommenen  Anzeigen  geben,  sie  aber 
zur  schleunigen  Anzeige  ihrer  Erhebungen  an  den  Kichter, 
und  im  Falle  der  Auffindung  wichtiger  Spuren  zur  sorgfältigen 
Bewahrung  Terpflichten,  damit  keine  Veränderung  vorgehe, 
bis  die  Justiz  ihre  Thätigkeit  ausüben  kann.  Eine  Ausdeh- 
nung der  Befugnisse  wird  nur  da  gerechtfertigt  werden,  wenn 
Gefahr  auf  dem  Verzuge  eine  schnelle  Thätigkeit  ver- 
langt. Das  französische  Gesetzb.  hat  unter  diesem  Gesichts- 
punkte besondere  Bestimmungen  flir  den  Fall  des  flagrant  de- 
lit  ^^)  ertheilt,  und  in  diesen  Fällen,  die  beliebig  weit  ausge- 
dehnt werden  können  ^^),  den  Beamten  der  gerichtlichen  Po- 
lizei grosse  Befugnisse  zur  Vomalmie  wahrer  Untersuchungs- 
handlungen  gegeben.  Die  Grundidee  des  Instituts  ist,  dass 
die  bürgerliche  Gesellschaft  nicht  Nachtheile  leide,  wenn  in 


45)  Helie  L  e.  p.  36  zeigt  dies  namenUieh  in  Bezog  auf  die  maires. 

46)  Vor  uns  liegen  Akten,  in  welchen  ein  Polizeikommisfir  anf 
das  Gerficht  hin,  dass  ein  Mädchen  heimlieh  geboren  habe,  sieh 
in  ihr  Hans  veriQgte,  ihr  den  Mord  vorhielt,  ond  ihre  9e- 
schlechtstheile  nnd  Brüste  nntersnehte.  In  einem  anderen  Falle, 
wo  eine  Leiche  mit  vielen  Wunden  gefanden  wurde,  hatte  ein 
maire  einen  sogenannten  Aogenschein  und  Leiehenschaa  anf  die 
verkehrteste  Weise  vorgenommen. 

46  a)  Der  Ansdmck  ist  durch  die  im  Mittelalter  mit  einer  ganz  an- 
deren aus  den  damaligen  Zustanden  erklärbaren  BedenUmg  vor- 
kommende RflclLsicht  auf  frische  That  veranlasst.  Stellen  in 
HeUe  traile  IV.  p.  667 ,  nnd  Seydlitz  de  flagrante  delicto. 

47)  Code  Art  42.  Die  Ausdrücke:  s*ii  est  poorsuivi  par  la  damear 
publique  nnd  dans;  nn .  tems  volsin  du  delit  sind  so  vieldeuüg. 
(HeUe  1.  c  p.676  TrebutienCours  IL  ^.216),  dass  unter  diesem 
Deckmantel  laicht,  ein  gtnarJireiten  der  PoUMibeamten  gereefat- 
fertigt  wird. 
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Pillen,  In  denen  Greiahr  auf  dem  Verzuge  sehwebt,  wichtige 
Sparen  und  Yerfolgungsmittel  durch  Zögerung  verloren  wür- 
den, so  dafls  rasches  Einschreiten  von  dem  Beamten  der  zu- 
nächst Gelegenheit  hatte ,  nothwendig  wu*d.  Die  Unbestimmt- 
heit des  gewählten  Ausdrucks,  durch  welchen  der  Gesetzge- 
ber den  Anträgen  einer  Partei  nachgeben  wollte  ^®),  die  Ge- 
falir  des  Missbrauchs  ^')  bewogen  die  deutschen  Gesetzgeber 
den  obigen  Grundsatz  des  Schutzes  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft durch  bestimmtere,  der  Willkür  vorbeugende  Aus- 
drficke  M)  durchzuführen  und  nur  im  Fdle  der  Gefahr  auf 
dem  Verzuge  die  Polizeibehörden  zu  Handlungen  zu  ermächti- 
gen, die  in  andern  Fällen  nicht  zu  ihrer  Zuständigkeit  gehö- 
ren würden. '  Es  kann  aber  nicht  unbemerkt  bleiben,  dass  in 
Bezug  auf  die  Art  der  Handlungen,  zu  denen  man  die  Poli- 
zei ermächtigte,  das  französische  Vorbild  zu  viel  einwirkte, 
z.  B.  wegen  des  Rechts  Zeugen  ^i)  und  Angeschuldige  zu 
vernehmen;  indem  solche  Handlungen  nicht  durch  die  Bück- 
Bteht  auf  Gefahr  bei  Verzug  gerechtfertigt  werden,  ihre  Vor- 


48)  Mail  weiss,  dass  der  Aasdniek  aas  einem  Vergleiebssystem  her^ 
vorging  (Loer^  XXV.  p.  163),  durch  welches  man  diejenigen 
befiiedigen  wolle,  welche  von  vornherein  die  Befugnisse  der 
Staatsanwälte  ausdehnen  wollten. 

49)  Berenger  de  la  justice  crim.  p.  374  und  Nachweisnngen  in  mei- 
ner Schrift:  4ie  Mündlichkeit  S.  322. 

60)  Man  wählte  den  Ausdruck:  frische  That,  z.  B.  in  Prenssen 
V.  1849  §.  7.  Braunschweig  Strafprozessord.  §.  29.  Hannover 
§.  58  Nr.  1,  gut  Brauer  im  Gerichtssaal  1855  II.  S.  284.  Mit 
Recht  ist  auch  dieser  unbestimmte  Ausdruck  in  der  sächs.  Straf- 
prozessord. §.  76  durch  die  Worte:  keinen  Aufschub  ge- 
stattenden, ersetzt.   Schwarze  Com.  I.  S.  146. 

51)  Dies  weist  gut  nach  Wirk  in  der  Zeitschrift  S.  122.  Nur  in 
dem  Falle,  wo  der  schwer  Verwundete  dem  Tode  nahe  eine 
Aussage  machen  will ,  ist  Vernehmung  gerechtfertigt;  obwohl 
auch  hier  das  Verfahren  der-englischen  Polizei  die  kein  Proto- 
koll aufnimmt,  Nachahmung  verdiente. 
Mittcrnalcr,  Strafverfabrtn.  23 
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aber  imrA  PoHieibeaiiite  lelcM  fb  die  spitera  g»- 
licMidM  ünteraaelnuig  nadidieOig  mtden  kamt  ^.  In  Benf 
aof  dasVerhSItBiss  desStaatsanwalts  aar  Polisei- 
behdrde  bemerkt  man  vielfadi  eine  auf  die  Geaeiigelnuig 
oad  die  Dcbnng  Baehtheilig  wirkende  Dnklariieit,  die  danna 
OA  eriUärt,  daas  die  PoUxel  als  eine  aelbatiBdige  Gewalt 
aicii  beteachtet  nnd  die  Staatsminner  oft  beaerfen,  daaa  die 
Energie  deraeUien  beeinträehtigt  wfirde,  wenn  aie  unter  die 
BeCelile  einer  andern  Gewalt  gestellt  wäre,  so  daaa  TieUMh 
Streitigkeiten  nnd  störende  Reibungen  entstehen  ^} ,  während 
die  nothwendige  Einheit  fordern  wurte,  dass  da  wo  es  mt£ 
gerichtUelie  Yerfolgong  ankommt,  die  Polizei  den  Anofdnn»» 
gen  des  Staatsanwalts,  welcher  der  lUttelpankt  der  gericht- 
lieben  Polizei  sein  soll,  folgen  mnss  M).  Anerkannt  isl  in  eini» 
gen  Gesetzgebnngen  ^),  dass  der  Staatsanwalt^  Untersnehnngs- 
handtungen  bei  den  PolizeibehiMen  beantrageni  waA  ihren 
Verhandlnngen  anwohnen  und  ¥on  poUzeiUchcn  Akten,  dl» 
sid»  anf  einen,  hi  seinen  GesAfMueis  gehScendsn  Gegenstand 
beziehen,  Einsicht  nehmen,  nnd  wenn  er  Unregelmissi^el-' 
ten  nnd  Verzögerungen  bemerict,  bei  der  vorgesetzten  Behörde 
der  Polizei  Beschwerde  fiahren  kann  "^ 


02)  Wirk  8,  135.  Gewiss  ist  bei  solchen  Yernehmiin^eQ  die  Gefüir 
bedenldicher  Einwirkongen  (oft  ans  Amtseifer)  za  besorgen. 

flö)  Helie  liiitS  IV.  p.  76  bezeugt  dies ,  indem  in  Fraokretcfa  hSnfig 
Polizeicommisäre,  Offiziere  der  Gensdarmerie  sich  mir  anf  Be- 
falle ihrer  Oberen  beziehen ,  und  den  AnlToFderaBgeB  der  Stasi»- 
anwilte  nicht  Folge  leistea. 

6^  Dies  schlug  der  säehs.  Entwarf  vor;  allein  <Be  Kammem  l&rch- 
teten  Gefahr  fär  die  Selbständigkeit  der  Polizei;  Schwarze  im 
ConmieBt.  &  144  hat  Recht,  wenn  er  Streitigkeiten  wegen  AkL  83L 
des  Gesetzb.  befOrchtei  Der  Art*  83  giebt  den  Staatsanwak  Be- 
fisgniss  za  Handlungen,  wenn  die  Polizei  den  gestehen  Antrag 
ablehnte.  Das  sichs^  Gesetzb.  sucht  duieh  genaue  Voiachriftffn 
einigen  Stieüigkeiten  vorzubeugen 

M>  Hea  bestimmt  die  Preusa.  Yerord.  t.  1849  {.  7.  8. 

66)  Einige  Verordnungen  (bak.  Justcnni  Baaka.  hi  Vsriig  L  Bi.  19X 
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§.    24. 
Yerhiltniss   det  Untetsvchnngfriehtert    lam    Staatsan- 
wälte.   Stellung  des  englischen  Coroner. 

Die  Stellang  des  UntersachnngBiicfaters  zum  Staataan- 
waUe  ist  verBchieden ,  je  nach  dem  1)  die  Oesetzgebutig  (wie 
in  Frankreieh,  Prenesen,  Hannover,  Braunschweig,  Sachsen) 
den  OnmdsatB  anfstellti  dass  die  Untersnchnng  nvr  auf  den 
Antrag  des  Staatsanwalts  beginnt,  oder  2)  das  Oesetz  die  bis- 
herige Befngsiss  des  Untersnchnngsrichters  von  Amtswegen 
eine  Untersnchnng  einzuleiten,  beibehält,  und  dem  Staatsan- 
wälte nur  die  Widmmg  des  difentlichen  Int^esse  in  der  Vor« 
untersuehmig  durch  Befugnisse  Anträge  zu  stellen,  und  über 
gewisse  Handlungen  der  Untersuchung  gehört  zu  werden, 
überträgt  (z,  B.  in  Baiern,  Oesterreich,  Baden).  In  Frank- 
reich h&ngt  dies  Verhältniss  mit  der  oben  bemerkten  Untere 
seheidung  Ton  poursuite  und  Instruction  zusammen  >),  nach 
welclier  man  zwei  schärf  getrennte  Gewalten  mit  besonderen 
Behörden  aulstellte  und  davon  ausging,  dass  der  Staatsanwalt 
die  poursuite  habe,*  d.  h.  den  Inbegriff  der  Tom  Staatsanwalt 
selbst  oder  seinen  Hülfsbeamten  vorgenommenen  Erforschung 
gen  zum  Zwecke  der  Entdeckung  eines  Verbrechens  im  Ge- 
gensätze der  dem  Untersuchungsrichter  zustehenden  instmc« 
Üon,  d;  h.  der  als  Ausluss  ^er  Gerichtsbarkeit  erscheinenden 
""  richterlichen  Thätigkeit  zur  Benützung  der  Beweise,  und 
Sanmilung  des  Stoffes  zur  Herstellung  der  Gewissheit  ein^s 
Verbrechens '),  Aus  dieser'  Ansicht  erklärt  sich  die  französ. 
Art  der  Entscheidung  vieler  Streitfragen,  wobei  die  Vorstei- 


geben anpassend  der  Polizei  das  Recht  eine  Anzeige  darch  die 
Regierang  an  den  Oberstaatsanwalt  za  bringen,  wenn  der  Staats- 
anwalt anf  die  erhaltene  Anzeige  hin  nicht  verfolgen  liiXL  — 
Einige  Verordnntagen  (bair.  v.  3.  Juni  1851.  Fertig  IL  S.  189) 
verpflichten  den  Staatsanwalt  den  Anfragen  der  Polizei  Über  den 
Stand  der  Untersnchnng  zn  entsprechen.  — 

1)  Code  dinstr.  Art  21  53.  54. 

2)  Holie  trait^  V.  p.  137   —   141.  Trebntien  Conra  l  p.  401.   U. 

p.  iW.  Beniat  Si  Piiz  trait^  de  la  proced  crim.  IL  p.  19a 
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long  vorschwebte,  dass  jede  der  zwei  Gewalten  selbständig 
und  unabhängig  von  der  Anderen  sein  müsse,  and-  nicht  in 
die  Befugnisse  der  Andern  tibergreifen  dürfe.  In  denjenigen 
Staaten  von  Italien  und  Deutschland,  in  welchen  die  Gesetz- 
gebung vorzugsweise  der  französischen  folgte,  wurde  zwar 
auch  die  französische  Rechtsübung  in  Ansehung  d^r  Stellung 
des  Staatsanwaltes  und  Untersuchungsrichters  zum  Vorbilde 
genommen,  allein  die  deutsche  Rechtsanschauung,  welche 
die  schroffe  Sonderung  von  zwei  Gewalten  nicht  billigte, 
führte  zu  einfacheren  Bestimmungen.  In  den  Gesetzgebungen, 
in  denen  das  oben  bemerkte  zweite  System  galt,  passten  ohne- 
hin die  französische  Uebermacht  des  Staatsanwalts  und  das 
Institut  der  gerichtlichen  Polizei  zur  Vorstellung  nicht,  dass 
der  Untersuchungsrichter  die  ganze  Voruntersuchung  führen 
sollte.  Dem  Staatsanwälte  werden  daher  nur  einige  Rechte 
eingeräumt  Wur  wollen  die  Einzelnheiten  der  Stellung  des 
Staatsanwalts  und  Untersuchungsrichters  näher  betrachten. 

1)  Nach  den  Gesetzgebungen,  die  dem  obigen  ersten 
System  folgen,  ist  es  der  Staatsanwalt,  welcher 'die  ihm  zu- 
gekommenen Anzeigen  und  Klagen  (plaintes)  zu  würdigen 
hat  ^)  und  prüfen  muss,  ob  das  von  ihm  vertretene  öffentliche 
Interesse  den  Antrag  auf  Einleitung  einer  Untersuchung  recht- 
fertigt   Die  Rechtsübung  in  Frankreich  und  Deutschland  ^) 


3)  Die  Freiheit  des  Staatsanwalts,  Anzeigen  auf  sich  beruhen  sn 
lassen,  ist  auch  im  sächsischen  Gesetzb.  aDerkannl  Schwarze 
Com.  I.  8.  192. 

4)  Wir  haben  oben  §.  13  S.  182  Not  135  staust  Nachrichten  mit- 
getheilt,  in  wie  vielen  FäUen  die  franz.  and  belgischen  Staatsan- 
wälte die  ihnen  zugekommenen  Anzeigen  and  Klagen  unverfolgt  las- 
sen. Von  den  im  J.  1853  v.  den  Staatsanwälte  ohne  weitere  Verfol- 
gang  gelassenen  Sachen  geschah  dies  bei  20641,  weil  der  Staats- 
anwalt fand,  dass  der  Fall  sans  gravitö  wäre  and  das  öffentliche  In- 
teresse nicht  gefiUiidete,  z.  B.  bei  1844  Diebstählen,  bei  421  Unter- 
schlagangen,  bei  333  Betrügereien.  In  Prenssen  worden  1851 35953, 
1852  48107,  1853  52629  Strafanträge  die  an  Staatoanwälfte  kamen 
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lehrt,    dass  die   Staatsanwälte  einen  wohlthätigen   Gebrauch 
▼on  dem  Rechte  machen,  eine  Sache  nicht  zu  verfolgen^). 

2)  Der  Untersuchungsrichter,  wenn  er  auch  eine  eigent- 
liche Untersuchung  nur  auf  den  Antrag  des  Staatsanwalts  ein- 
leiten kann,  ist  dennoch  befugt,  auch  ohne  einen  solchen  An- 
trag  Untersuchungshandlungen  yorzunehmen  *) ,  sobald  von 
keinen  Aufschub  leidenden  Handlungen  die  Rede  ist,  weil 
(ebenso  wie  bei  allen  Einzelnrichtern)  sonst  das  öffentlii^e 
Interesse  gefährdet  würde.  Von  dem  Ergebnisse  der  Erhe- 
bung ist  dann  der  Staatsanwalt  in  Kenntniss  zu  setzen,  wel- 
cher zu  bestimmen  hat,  ob  er  den  Antrag  auf  Einleitung  der 
Untersuchung  stellen  will 

3)  Ist  ein  solcher  Antrag  an  den  Untersuchungsrich- 
ter ^)  gekommen,  so  hat  in  Frankreich  die  Ansicht  von  schar- 
fer Trennung  der  Gewalten  dazu  geführt,  dass  der  Richter, 
wenn  er  vom  Staatsanwalt  aufgefordert  ist,  nicht  die  Unter- 
suchung weigern  kann,  weil  er  sonst  über  die  Rechtmässig- 
keit der  öffentlichen  Klage  urthcilen  und  in  das  Gebiet  des 
Staatsanwalts  der  allein  zu  bestimmen  hat,  ob  Untersuchung 
eingeleitet  werden  soll,  übergreifen  würde.  Nur  das  Bezirks- 
gericht selbst  soll  nach  französischer  Ansicht  das  Recht  ha- 
ben, ein  solches  Richteramt  zu  üben,  und  der  Untersuchungs- 
richter nur  da  wo  er  seine  Unzuständigkeit  erkennt,  die  Ab- 


Dieht  geeignet  zur  Erhebung  der  Anklage  gefunden.  In  Braunschweig 
haUeo  1853/54  die  SUatsanwälte  in  121  Fällen  verweigert,  die 
Klage  zu  verfolgen. 

5)  Streitig  ist  in  Frankreich,  ob  der  Staatsanwalt  auch  da,  wo 
von  einem  Beschädigten  Klage  erhoben  ist,  die  Verfolgung  wei- 
gern kann.  Molenes  traite  des  fonctions  da  procurear  I.  p.  36. 
Berriat  St.  Prix  1.  c.  II.  p  195. 

6)  In  Frankreich  leitet  man  dies  Recht  (ohne  Grund)  aus  der  ge> 
gerichüichen  Polizei  ab.    Tr^bntien  II.  p.  226. 

1)  In  Ländern,  in  denen  ein  besonderer  Untersaehnngsriehter  nicht 
aufgestellt  ist,  z.  B.  im  Königreich  Sachsen  gelangt  der  Antrag 
an  das  Bezirksgericht  . 
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lelunuig  aossprecben  dürfen«  Sehwerlieh  ist  diese  Amidit 
mit  der  Selbständigkeit  des  Richters,  der  filr  seine  Schritte  ver- 
antwortlich ist,  verträglich,  der  ein  Bedit  liaben  mnss,  jeden 
an  Um  gelangten  Antrag  zn  prfifen,  daher  anch  ob  dieHand- 
Inng  wegen  welcher  er  untersuchen  soll,  eine  gesetElich  straf- 
bare ist.  Gewiss  werden  alle  Interessen  hinreichend  vereinigt, 
wenn  das  Geseta  bestimmt,  dass  der  Staatsanwalt,  wenn 
sein  Antrag  abgeschlagen  ist,  an  das  Bezirksgericht  mit  Aa 
Beschwerde  sich  wenden  kann*). 

4)  Anerkannt  ist  aber  auch  in  Frankreich  ^),  dass  der 
Untersuchungsrichter  durch  Anträge  des  Staatsanwalts  gewiss^ 
Untersuchungshandlungen  vorzunehmen,  nicht  gebunden  ist; 
sondern  nach  seinem  Ermessen  über  die  Recht-  und  Zweck- 
mässigkeit des  Antrags  entscheidet,  da  er  der  Richter  ist,  der 
die  Untersuchung  zu  leiten  und  zu  prüfen  hat,  was  gesche* 
hen  soll.  Dies  gilt  ebenso  bei  Anträgen  eine  Person  vert^l- 
ten  zu  lassen  oder  eine  Haussuchung  vorzunehmen  ^^). 

5)  In  Bezug  auf  Antrage  des  Staatsanwalts  gewisse 
Zeugen  zu  vernehmen,  scheint  zwar  für  die  in  Frankreich 
häufig    behauptete   Verpflichtung    des  UntersuchnngsrichterSi 


8)  Mangin  de  rinstraci  eciHe  p.  244.  Helie  tnü^  V,  p.  15^  Tr^ 
butien  Cours  ü.  p.  226.  % 

9)  Mein  Anfsatz  im  Archiv  des  Crim.  1849.  S.  214.  In  der  Thii- 
lingiseben  Str.  F.  0.  §.  76  ist  bestimmt,  dass  der  Untenathmigi- 
richter  die  Anträge  des  Staatsanwalls  ablehnen  kann,  aber  die- 
sen davon  in  Kenntnis«  setzen  mnss.  Die  Freiheit  der  Profong 
erkennen  anch  an  baier.  Gesetz  |.  24,  brannsehweig.  St  P.  §.  36» 
k.  sächSb  §.  11&.    Schwarze  Comm.  L  S.  201. 

10)  Helie  inM  voL  Y.  p.  14a  Tr^bnfien  IL  p.  227.  Maagitt  traite 
L  p.  256. 

11)  In  der  firaaz.  Praxis  zweifeil  man  zwar,  weil  Art  87  Code  dnreh 
die  Worte:  le  jage  se  Iransportera  sH  est  reqnis,  eine  Yer^ 
pfiichtnng  ansznspreehen  scheine;  allein  die  richlise  Ansicht 
(Mangin  instmct  eerile  L  p.  140.  Helie  Y.  p.  491)  eikennt, 
dass  kdne  Ausnahme  voiliege» 


4kaB  Ke^cea  mk  Ytntdban^f  die  Analogie  4m  bei  «der  Haupt- 
iFerhaAdlang  Terkommeiiden  Verfahrene  und  die  SteHung  des 
Staatsanwalts  an  spreeheni  der  keiner  Mktel  beraubt  werden 
dwf ,  die  er  für  den  Beweis  der  Anklage  für  wichtig  hat  ^^ 
allein  die  entscheidende  Rücksicht,  dass  nur  der  Datersuchungs- 
richter  als  lUcbter  über  die  anzuwendenden  Mittel  zu  bestim- 
men hat,  spricht  gegen  die  Verpflichtung  >'> 

6)  Hat  der  Staatsanwalt  dem  Untersuchungsrichter  die 
Ton  ihm  aufgenommenen  Protokolle  z.  6.  über  Augenschein, 
Zeugen,  zugesendet,  so  ist  der  Richter  dadurch  nicht  gebin- 
det, die  nämlichen  Handlungen  wieder  vorzunehmen,  weil 
häufig  er  von  der  UnVollständigkeit  der  früher  anfgenomne» 
Ben  sich  überzeugt  und  es  darauf  ankömmt,  dass  unter  ge- 
richtlichem Ansehen  unparteiisch  Akte  aufgenommen  werden, 
welche  beweiskräftig  sind  ^). 

7)  Uatersuchungebandlungen  vorzunehmen,  welche  das 
Gesetz  nur  als  zur  Zuständigkeit  des  Richters  gehörig  eifclärt, 
steht  dem  Staatsuiwalt  nicht  weiter  zu  al§  das  Gesetz  ihm 
diese  Befugniss  bestimmt  giebt;  insbesondere  ohne  ein  aol* 
ehes  Qes^  nicht  bei  Handlungen,  die  als  Ausnahmsmaasre* 
geln  und  Verletzungen  eines  gesetzlichen  Grundsatzes  nur 
nach  der  sorgföltigsten  Prüfung  dem  zuständigen  Unteran« 
chungsrichter  gesetzlich  gestattet  sind  >^). 


12)  Dies  ist  selbst  ia  Ansehang  ▼on  Zeugen,  die  nach  Code  156. 
322  nicht  vernommen  werden  sollen ,  z.  B.  nächste  Verwandte, 
ausgesprochen  in  einem  arret  v.  1853.  Sirey  recueil  des  anrefs 
185a  Heft  10,  p.  668. 

13)  Riehlig  entschieden  vom  Preasa.  Obertribnaal  in  GeAtdammer 
Archiv  D.  8.  408.  s.  anoh  Heüe  V.  p.  163. 

14)  Der  franx.  Code  60  sagt,  dass  der  Richter  peut  refaire  eeox  des 
actes,  qni  ne  loi  paraitront  pas  complets;  Aber  den  Sinn  des 
Ansdmcks  ist  Streit,  Helle  V.  p.  161.  Am  richtigsten  ist  der 
Grandsats  des  brannsohweig.  Ges.  Art  27,  dass  die  ProtokaUe 
des  Staataanwahs  keinen  dffentlicben  Glauben  haben. 

15)  Dies  passt  voitüglich  bei  Wegnahme  der  Briefe  auf  der  Post 
s.  meinen  AnliMtt  im  Arehiv  des  Crim.  1855.  B.  452. 
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8)  Das  Recht  des  Staatsanwalts  zn  UntersiichnngshaBd- 
Inngen  des  Untersuchungsrichters  zugezogen  zu  werden,  ist 
in  Bezug  auf  Augenschein  anerkannt;  ohne  Gesetz  i*)  aber  ist 
diese  Befugniss,  auch  den  Vernehmungen  des  Angeklagten 
oder  der  Zeugen  beizuwohnen  i''),  nicht  zu  geben. 

0)  Ueber  Verfügungen  des  Untersuchungsrichters,  wo- 
durch das  öffentliche  Interesse  gefährdet  werden  könnte  i^), 
muss  nach  französischem  Gesetze  der  Staatsanwalt  gehört 
werden. 

10)  Dem  Staatsanwalt  steht  das  Recht  zu,  die  Untersu- 
chungsakten  einzusehen  und  ihm  sind  selbst  vor  Einsendung 
zur  Entscheidung  die  Akten  zuzustellen. 

11)  Die  Einstellung  des  Verfahrens,  wenn  der  Unter- 
suchungsrichter die  Grundlosigkeit  desselben  anerkennt,  nur 
?on  dem  Richter  abhängen  zu  lassen,  dafür  scheint  zwar  der 
Grundsatz  zu  sprechen,  dass  der  Richter  am  besten  benrthei- 
len  kann,  ob  die  Fortsetzung  gerechtfertigt  ist,  und  dass 
durch  Forderung  der  Zustimmung  anderer  Personen  nach- 
theilige Verzögerung  entstehen  kann  ^%  allein  da  eine  solche 
Einstellung  das  öffentliche  Interesse  leicht  gefährden  könnte, 
so  erkennt  der  französischen  Richter^),  dass  es  zur  Einstel- 
lung einer  Untersuchung  des  Bezirksgerichts  bedürfe. 


16)  ein  solchei  besteht  4n  Braonsehweig  |.  44.  Preuss.  |.  7.  Dm 
Gegentheil  ist  hi  Thüring.  K.  sächs.  and  hannov.  St  P.  ausge- 
sprochen. 

17)  Mein  AuCBatz  im  Archiv  des  Crim.  R.  1855.  S.  210. 

18)  z.  B.  über  Freilassimg  des  Angeschuldigten,  fiber  Sicherheitslei- 
stoDg  und  Grösse  derselben.  Helle  V.  p.  877.  Preuss.  Gesetz 
V.  1852.  Art.  1.  Franz,  Preuss.  Proz.  S.  34.  Aus  der  Stellang 
des  Anklägers  folgt  diese  —  oft  sehr  Verzögerang  herbeiffihrende 
Ansicht  nicht. 

19)  Archiv  des  Crim.  1849.  S.  217. 

20)  Code  Art  127.  Tr^butien  IL  p.  26^  In  Preuss.  Verordn.  von 
1846  Art.  49  genügte  das  Einverständniss  des  Richters  und 
Staatsanwalts;  nach  dem  Gesetz  v.  1849  §.  47  muss  auch  das 
Gericht  Beschlass  fassen.    Yerhandl.   in  Franz  8.  149.    In  Thfi* 
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Ein  dgentfaümHcheB  VerhältniBs  in  der  Vornntersnchmig 
wird  in  England  und  Nordamerika  durch  das  vor  dem  eoro- 
ner  '0  Statt  findende  Verfahren  begründet,  in  so  ferne  über- 
all, wo  ein  auffallender  Todesfall  nicht  unzweifelhaft  als  Folge 
natürlicher,  nicht  durch  Selbstmord  oder  fremde  yerbrecheri- 
sehe  ThStigkeit  herbeigeführter,  Ursachen  sich  ergiebt,  der 
hiervon  benachrichtigte  coroner  ein  Schwurgericht  beruft,  vor 
welchem  durch  Beiziehung  von  Sachverständigen  eine  Ver- 
handlung über  die  Todesursache  Statt  findet,  worauf  die  Oe- 
schwornen  entscheiden,  ob  der  Tod  durch  natürliche  Ursache 
oder  Selbstmord  oder  Verbrechen  herbeigeführt  ist.  Während 
der  coroner  ursprünglich^)  zunächst  in  Zeiten,  in  welchen 
es  an  andern  geeigneten  Beamten  fehlte,  um  den  Thatbestand 
herzustellen,  das  fiskalische  Interesse  der  Krone  geltend 
machte  ^) ,  wurde  im  Laufe  der  Zeit  der  coroner  überhaupt 
als  Friedensbeamter  betrachtet  und  zog  immer  mehr  die  ganze 
Voruntersuchung  nicht  blos  über  Todesursache,  sondern  auch 
über  die  verdächtige  Person  in  den  Kreis  seiner  Untersuchung, 
so  dass  die  Oeschwomeu  ded  coroner  nicht  blos  über  die 
Todesursache,  sondern  auch  über  die  Verdächtigen,  z.  B.  dass 
A  verdächtig  sei,  einen  Wahrspruch  geben  und  der  coroner 
hierauf  gegen  den  Verdächtigen,  gegen  welchen  er  Haftbefehl 
oft  erlässt,  das  committment  ausspricht  Die  Erfahrung  lehrt, 
dass  dadurch  die  Zahl  der  (oft  wohl  unnöthigen)   coroners  in- 


ringen  {.  96  n.  im  kgL  sächs.  Gesetz  1. 125  ist  ebenso  Beschloss 
des  Gerichts  ndthig.  Schwarze  Comm.  I.  S.  125.  Nach  bsd. 
Ges.  V.  1851  §.  28  kann  der  Uotersnchongsrichler  nur  mit  Zn- 
stimmung  des  Staatsanwalts  einstellen. 

21)  Nachweisungen  in  meinem  Werke:  das  engl  Strafverfahren 
S.  96—106  a.  dazu  Baclter  a  praetical  compend.  of  tfae  recent 
Statutes,  cases,  decisions  affecting  the  office  of  the  coroner 
1851. 

22)  Staundford  pleas  p.  48.    Smith  de  repobliea  angl.  p.  176. 

23)  Der  Selbstmord  war  ja  nach  engl.  Ges'tetzen  selbst  mit  Strafe 
und  Confiskation  belegt 


qaeati  iBit  idmerer  Belaatuf  wegen  4er  Ketten  eebr  Ter- 
mehrt  wkd,  dass  die  Eigeneehaften  der  «eroMr  s«)  auf  dem 
liande  ebenso  wenig  ala  die  der  wiUkilrlicli  herfedgenifenen 
Gefidhwomen  nicht  die  ndthigen  Bürgschaften  geben,  dass  ge- 
gerechte Wahrsprfiche  erfolgen.  Seit  der  Einrichtnng  der 
police  magistraieSy  vor  welche  die  Vonintersncfanng  gehM, 
ergiebt  sich  hftofig  ein  sehr  störender  ZoBaBunenetosa  mit 
den  coroners,  welche  die  ganxe  Verhandlnng  an  sidi  xlehen 
wollen  ^^).  Die  Geschwornen  erlassen  oft  ohne  j^ebMge 
Sachkenntniss  grundlose  Wahrsprüche  wegen  Mordes,  so  daas 
ein  Verdächtiger  mm  trial  gebracht  werden  mnss^  wodurch 
neue  Naditheile  entstehen^).  Aus  diesen  Grttnden  Tenneh- 
ren  sich  in  England  die  Stimmen,  wekhe  das  Institut  für 
überflüssig  erldären^''),  obwohl  bemexkt  werden  muss,  dasa 
noch  in  neuester  Zeit  das  Institut  fiir  wichtig  erklSrt  wird  ^ 
in  so  ferne  dadurch,  wenn  ein  erfahrner  gewandter  coroner  die 
inquest  leitet,  nicht  selten  in  Fällen,  in  denen  sonst  keine 
geriditliche  Untersuchung  elngelettet  würde,  dureh  den  earo* 
ner  Beweise,  dass  ein  Verzechen  vorliegt,  rasch  gesammelt 
werden  können^). 


34)  Man  beklagt«  dan  die  eoroner  h&uilg  keinen  Joristisdien  Ratk 
haben,  n.  weder  Jorist,  noch  geri<^t8ärzlliche  Kenntnisse  haben. 

25)  In  einem  FaUe^Times  ▼.  20.  Sept.  1853)  war  der  Verdichtige  schon 
in  enstody  des  police  magistrate,  aber  der  coroner  setzte  sune  Ver- 
handhmg  fort  Im  FaUe  von  Baranelli  (Times  t.  90.  Jan.  1855)  tra- 
ten störende  Anllrikte  wegen  des  Strettss  der  swei  Beamten  ein. 

2e)  Eigentlich  genttgt  for  Anldage  das  Verdiet  der  Jury  des  eoro- 
ner; allein  in  der  Praxis  idrd  das  indictment  doch  noch  der 
grand  jnry  Torgelegt,  die  oft  bill  ignored  aossprielit,  wo  dann 
doch  der  Angeklagte  snm  trial  gebracht  wird. 

27)  Yorzfigllch  gehört  lüeher  der  report  of  the  special  committee  on 
the  doües  of  coroners.    London  1851. 

28)  Im  report  on  public  prosecntors  p.  134  spricht  dies  Hobler  ans. 

29)  Wesentliche  Verbesserungen  deslnsütots  finden  sidi  in  mehreren 
nordamerik.    Gesetsen    s.  meine   Schrift:    Das   engL  Btrafreii 
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§«    t5. 

Üeber  die  Aufstellnng  besonderer üntersvchungsriehter. 
Verhiltniss  zu  einem  fiberwachenden  Gerichte. 

Die  oben  (§«  12)  aufgeeellte  Behauptung,  dass  die 
erfolgreiche  allen  Interessen  entsprechende  Durchführung 
der  gerechten  Forderungen  an  das  Strafverfahren  wesentlich 
durch  eine  sweckmägsige  Gerichtsorganisation  bedingt  ist, 
bewährt  sich  vorzüglich  in  der  Yornntersnchung.  In  keiner 
Oesetagebung  liefert  die  Gerichtsverfassung  fn  so  hohem 
Grade  als  in  der  französischen  die  Möglichkeit  einer  guten 
Durchführung«  In  Frankreich  besteht  für  eine  Bevölkerung 
für  M  bis  100000  Seelen  ein  EoUegialgericht,  welches  Civil- 
gerieht  in  erster  Instans,  Strafgericht  fär  die  nicht  an  Schwur- 
gerichte gehörigen  Vergehen,  Berufungsgericht  flir  die  üeber- 
tretungen  und  in  Strafsachen  das  den  Untersuchungsrichter 
beaufsidiügende  Gericht  ist.  Der  Bezirk  dieses  (Gerichts  ist 
in  viele  kleine  Kantone  (für  10—12000  Seelen)  getheilt,  in 
welchen  als  Friedensrichter  ein  Richter  angestellt  ist,  der  in 
Civilsachen  Streitigkeiten  gewisser  Art,  in  Strafsachen  die 
üebertretungen  zu  entscheiden  hat,  und  nach  französischer 
Vorstellung  als  Beamter  gerichtlicher  Polizei  thXtig  ist  Für 
ein  Departement  ist  ein  Appellhof  errichtet  (Civilgericht  in 
nreitar  Instanz,  Bemftogsgericht  gegen  Straf^heile  der  Be- 
zizkflgeriehte,  Anklagekammer).  Durch  diese  Einrichtung  wird 
der  Vortheil  erreicht,  dass  die  Rechtsuchenden  in  Strafsachen 
an  den  Friedensilcfater  als  den  ihnen  nahen  Richter  sich 
wenden,  dieaer  Handlungen,  bei  denen  Gefahr  auf  dem  Ver- 


S.  207  Verhandlnng  vor  coroner  in  Moming  Herald  vom 
3.  Dee.  1861.  Wichtig  ist,  dass  in  N.  Amerika  der  StaaUanwalt 
bei  der  coroners  inqnest  gegenwärtig  ist,  dass  der  Wahrspmch 
der  Coronersgesehwornen  nicht  dem  der  grand  Jury  gleichsteht 
AosfOfarl.  Gesetz  fibcr  coroner  in  MassachnseUs  v.  1860.  Acts 
1860  pag.  i& 
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znge  ist,  schnell  unter  richterlichem  Ansehen  vornehmen  und 
vom  Staatsanwälte  und  dem  Cntersnchongsrichter  mit  der 
Vornahme  einzelner  Handlangen  in  der  üntersuchong  beauf- 
tragt werden  kann,  während  für  die  eigentliche  Untersuchung 
im  Bezirke  ein  geeigneter  Untersuchungsrichter  aufgestellt 
werden  kann,  der  durch  das  Gericht  dessen  Mitglied  er  ist,  be- 
aufsichtigt wird,  während  ein  anderes  unparteiisches  Gtericfat 
als  Anklagekammer  entscheidet  Für  die  französische  An- 
sicht, bei  dem  Bezirksgerichte  einen  besonderen  Untersuchungs- 
richter (jedoch  nicht  auf  die  zu  lange  Zeit  von  S  Jahren) 
aufzustellen  spricht,  dass  zu  einem  solchen  Bichter  besondere 
Eigenschaften,  die  genauere  Kenntniss  des  Strafrechtes  und 
der  gerichtlichen  Medicln,  Gewandtheit,  Ruhe,  Wohlwollen, 
grosse  geistige  Begabung  und  Körperkraft,  die  b^i  oft  grossen 
Anstrengungen  nicht  leicht  ermüdet,  gehören,  Eigenschaften, 
die  nicht  allgemein  vereinigt  sich  finden;  dass  es  vortheilhaft 
ist ,  wenn  er  durch  andere  Geschäfte  nicht  in  Anspruch  ge-. 
nommen,  und  durch  die  Uebung  mit  den  Rechtsansichten  und 
Bedürfnissen  vertraut  ist,  und  wenn  sowohl  der  Staatsanwalt 
als  jeder  Rechtsuchende  im  Voraus  weiss,  an  welchen  Beam- 
ten er  sich  zu  wenden  hat.  —  Während  die  italiänischen  Ge- 
setzbücher der  französischen  Ansicht  folgen  ^),  trat  in  Deutsch- 
land bei  Einführung  des  neuem  Verfahrens  die  Schwierigkeit 
ein,  dass  in  den  meisten  Staaten  die  bisherige  Gerichtsver- 
fassung beibehalten  wurde,  in  welcher  ein  Kollegialgericht, 
so  wie  es  das  französische  BezirlcBgericht.  ist,  fehlt,  und  in 
erster  Instanz  nur  Einzelnrichter  urtheüen.  Auf  diese  Art 
war  die  Aufstellung  eines  Untersuchungsrichters  wie  in 
Frankreich  unmöglich;  der  Einzelnrichter  ist  demnach  der 
Untersuchungsbeamte.  Der  Nachtheil  ist  dann,  dass  im  Lande 
eine  grosse  Zahl  von  Untersuchungsbeamten  vorkommen,  von 
denen  nuui  nicht  erwarten  kann,    dass  sie  die  oben  bezeich- 


1)  Aneh  das  neueste  Gesetzbuch  für  Modena  verfiQgt  im  Art.  75 
die  Aufstellung  eines  eigenen  Untersuchongsriehten. 
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neten  Efgensehaften  besitzen  und  dadurch,  so  wie  durch  den 
Umstand,  dass  der  Beamte  durch  eine  Masse  von  Policeige- 
schäften  und  Entscheidung  der  Civilsachen  in  Anspruch  ge- 
nommen ist,  häufig  Nachtheile  für  eine  gründliche  gut  ge- 
führte Voruntersuchung  entstehen.  Selbst  da  wo  In  Deutsch- 
land Kollegialgerichte  vorkommen ,  hat  sich  vielfach  die  An- 
sicht geltend  gemacht,  dass  kein  ständiger  Untersuchungsrich- 
ter aufgestellt,  sondern  von  dem  Vorstande  einer  der  Beamten 
mit  der  Untersuchung  beauftragt  wird^),  was  den  Nachtheil 
hat,  dass  man  nicht  im  Voraus  weiss ,  an  wen  man  sich  zu 
wenden  hat,  und  manche  die  nicht  die  nöthigen  Eigenschaften 
haben,  ernannt  werden.  —  Nach  der  Vorstellung  des  eng* 
llschen  Rechts  ist  zwar  kein  Untersuchungsrichter  im  franzö- 
sischen Sinne  bestellt'«);  da  vielmehr  jeder  Polizei-  und 
Friedensrichter  auch  in  Bezug  auf  diejenigen,  welche  vor  ihm 
wegen  eines  Verbrechens  beschuldigt  werden,  urtheilt,  in  so 
ferne  der  Fall  zu  seiner  Zuständigkeit  gehört,  oder  die  Vorver- 
handlung leitet,  die  freilich  von  der  französischen  und  deut» 
sehen  Voruntersuchung  sehr  verschieden  ist,  da  der  englische 
(schottische  und  amerikanische)  Richter  keine  Beweise  sam- 
melt, den  Angeschuldigten  nicht  vernimmt,  sondern  nur  die 
vor  ihn  gebrachten  Zeugen  und  Sachverständigen  verhört  und 


2)  Nach  baier.  Gesetz  v.  1848  §.  2  werden  bei  den  Kreis-  und 
Stadtgerichten  (die  Kollegien  bilden)  ständige  Untersuchungsrichter 
aufgestellt  Der  k.  Sachs.  Entw.  halle  ständige  Untersuchungs- 
richter vorgeschlagen.  Die  Kammern  gingen  nicht  darauf  ein, 
sondern  nach  §.  115  wird  für  jede  Untersuchung  ein  Richter 
bestellt.  —  Nach  Preuss.  Gesetz  von  1849  Art.  42  ernennt  das 
Gericht,  wenn  eine  Voruntersuchnng  nöthlg  ist,  hiezu  einen 
Richter.  Nessel  preoss.  Strafprozessgesetz  S.  95  billigt  diese 
Ansicht 

2  a)  In  so  ferne  hat  Torrent  in  der  Zeitschrift  für  aosL  Gesetzg 
XXVn.  S.  437  Recht,  wenn  er  sagt,  dass  das  englische  Recht 
keinen  eigentl.  Untersuchungsrichter  kennt 


am  Ende  tber  dM  cuuMÜtmcnt  spriefat  -^  EiM  det  irtcKtIg- 
sloi  Einrlchtmgen  des  fransosischen  Prozesses  ist  das  Be- 
»riugerkht  (ebambre  de  oonseil)  dessen  Mitglied  der  Unter- 
snclmogsricliter  ist.  Dies  Gericht  ist  zuständig  am  die  Un- 
tersnclinng  su  prfifeni  iliren  Gang  za  regeln ,  im  Falle  des 
Widerstreits  der  Ansiditen  des  Staatsanwalts  und  des  Unter- 
snehnngsrleliters  zn  entscheiden,  nnd  grundlosen  Unirrsvehon- 
gen  rechtzeitig  entgegenzuwirken.  Durch  dies  Gericht  wird 
elgentUeh  ausgesprochen  y  ob  der  Angeschuhtfgte  als  rechtlich 
des  Verbrechens  Beschuldigter  betrachtet  werden  kann  *), 
indem  der  Untersuchungsrichter  verpflichtet  istj  dem  Gtolchte 
wöchentlich  ttber  alle  von  ihm  geführten  Untersuchungen,  die 
ihm  beendigt  scheinen*),  soweit  es  ndthig  ist,  um  entschei- 
den zu  können,  s'il  j  »  Heu  de  prononcer  la  ndse  en  pre- 
vention ,  Vortrag  zu  erstatten ,  bei  welchem  der  Staatsanwalt 
ebenso  wenig  wie  bei  der  Berathung  gegenwärtig  sein  darf  ^). 
Der  Angeschuldigte  darf  Denkschriften  einreichen  *).  Die 
vom  Untersuchungsriditer  begonnene  Untersuchung  kann  er 
nieht  liegen  lassen,  bis  darüber  das  Bezirksgericht  entschie- 
des  hat  Die  Entscheidung  desselben  kann  entweder  1)  die 
der  Einstellung  des  Verfahrens  sein  (ordonnance  de  non 
lieu),  weil  erkannt  wird,  dass  die  Anschuldigung  keine  straf- 
bare Handlung  enthält,  oder  dass  die  Verdachtsgründe  die 
rechtliche  Beschuldigung  gegen  die  in  Untersuchung  gezogene 


Mtei^Mai«a 


3)  Man  tprieht  in  der  Beehtsfibung  von  metlre  en  preventton. 
Helle  tniU  VL  p.  141. 

4)  Der  Art  127  dee  Code  fordert  zwar  allgemein  wenigstens  Jede 
Woche  einen  Bericht,  allein  die  Prazii  erkenal,  daee  dies  sich 
nur  auf  die  inslnieliotts  eompletes  beziehe.  IV^ntieii  Coors  IL 
p.  297. 

6)  Helle  p.  82.  Tr^butien  p.  297.  Hangin  instractiott  ecrite  IL 
p.  10fr. 

6)  Heäs  p.  89.  Da  aber  der  Angeschnldigte  die  (TntersQdiongs- 
akten  nicht  kennt,  so  nfllst  ilun  &  Xtiaabniss  weniig. 
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Ptowm  iddit  leditfeitigfMi  ^),  oder  dam  gesetelfck  anerkamte- 
Avfhebvngsgtünde  der  StrsfbariLeit  yoriiaiideii  sind*),  oder  2) 
das  Gerieht  globC  der  Uatevauchiiiig  ekie  andere  Wendung*), 
oder  3}  aprieht  aoa,  daaa  die  Unlereochmig  miTollatindig  ist  *«) 
oder  4)  entseheldet,  daaa  der  Pall  aogleieh  als  Vergehen  an  daa 
dafttr  soatifodige  Gericht  gehraeht,  oder  der  Anklagekammer 
Yorgelegt  iverden  soll.  Der  Beachlnsa  soll  zwar  durch  Mehv- 
taeü  der  Stimmen  gefaast  werden;  allein  nach  dem  Oeaetee 
wird  dieaer  Omndaatx  yerletzt  ^^).  An  dies  Beairkagerieh« 
kann  auch  gegen  eine  Verfügung  des  Untersucfaungarichtaia 
der  Slaataanwall  beschwerend  steh  wenden,  so  wie  ^escv 
auch  gegen  Bcsehlttsse  des»  Bczlrk^gerlclils  ein  Reeiitsmittel 
an  die  Anklagehammer  einlegen  kann  >').  Gegen  die  Noth» 
wendigkeit  dieser  Bealricsgerlehte  (als  Mittelbehörden  swisehen 
UnteKsncbungsri^ter  und  Anklagekammer)   erheben  sich  in 


f)  Helie  p.  136. 

8)  Auch  darüber  (z  B.  über  Sedenttörnng,  Nothwehr)  darf  die 
ehambre-  &tr  eoiMeil  erkennen,  Hefie  p.  1)9. 

9)  Helie  p.  129,  Grundsatz  ist  aber  (Mangln  instmct  enite  ü. 
p.  96,  dass  die  chambres  de  conseil  nicht  selbst  actes  de 
poorsoite  ausQben,  daher  anch  nicht  beschliessen  können,  dass 
die  Ontersuchong  auf  ein  anderes  Verbrechen  ausgedehnt  werde  ^ 
als  worauf  der  Staatsanwalt  antrug. 

10}  Helie  p.  111,  dies  wird  wichtig  um  dem  Untersuchungsrichter  die 
Handlungen»,  die  er  noch  vornehmen  soll,  zu  bezeichnen. 

11)  Nach  Art  133  Code  geUngt  die  Sacke  an  die  Aidolagekammer, 
wenn  auch  nar  ein  Richter. (also  audi  der.  leicht  befangene  histrak- 
fionarichter)  dafür  stimmt,  dass  die  Sache  an  die  AnklagelEemmer 
komme.  Man  erkennt  in  Frankreich  selbst  diese  Vorschrift  als 
ungerecht,  Berenger  de  U  jostice  p.  109,  Helie  VL  p.  72;  da- 
her haben  deutsche  Gesetze,  z.B.  hannov.  Strafprozessord.  §.  7, 
Thfiringer  Strafprozessord.  Art  77  dem  Untersuchungsrichter  kein 
Stimmrecht  gegeben. 

Ifi)  Trakttüen.  p.  228,  HeUe  "U.  p.  i«5. 
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Frankreich  inanche  Stimmen  >*)  und  in  DeutflcUand  **)  ist  in 
mehreren  Oesetzgebungen  diese  Stellung  der  Rathskammer 
nicht  aufgenommen  y  weil  man  darin  einen  Grund  der  Ver- 
zögerung der  Prozesse  erblickte,  wobei  selbst  dem  Unter- 
suchungsrichter die  Verantwortlichkeit  abgenommen  wird.  Man 
beruft  sich  auf  England,  wo  solche  zusammengetzte  Vomalmien 
nicht  für  nöthig  befunden  werden.  Unverkennbar  ist  in  einer 
Reihe  von  Untersuchungen  die  Anordnung,  nach  welcher 
dem  Bezirksgericht  jede  Untersuchung,  und  später  wieder  der 
Anklagekanmier  vorgele^  werden  soll,  überflüssig  verzögernd 
und  kostspielig;  allein  gewiss  ist  auch,  dass  in  selir  vielen 
Fällen  durch  die  angeordnete  doppelte  Prüfung  grosse  Vor« 
theile  erreicht  werden  können  >^) ,  indem  dem  Staate  Kosten 
erspart  werden,  weil  oft  eine  grundlose  Untersuchung  aufge- 
hoben '^),  oder  der  schwere  Charakter ,  welcher  der  Handlung 
irrig  beigelegt  wurde,  beseitigt,  und  den  Angeschuldigten  ein 
Schutzmittel  mehr  gegeben  wird  >''). 


13)  Dies  geschah  in  Frankreich  1848  bei  den  Berathangen  über  Ver- 
änderung der  Gerichtsverfltssung.  Mein  Aufs,  im  Archiv  des 
Crim.  1848  S.  613 ;  vorzüglich  hat  neuerlich  Bonneviile  de  ameliora- 
tion  de  la  loi  crim.  p.  368  die  Aufhebung  der  Rathskammem 
als  dringend  zu  zeigen  gesucht  Er  will  nur  dem  Untersuchungs- 
richter allein  die  Untersuchung  überlassen  und  dem  Staatsanwalt 
und  dem  Beschuldigten  Beschwerde  an  die  Anklagekammer  geben. 

14)  z.  B.  in  Nassau,  Oesterreich,  Rönigr.  Sachsen,  Baden,  s.  Gross 
m  der  ZeiUchrift  für  RechUpflege  in  Sachsen  VIU.  8.  481  u.  Mo- 
tive zum  Sachs.  Entwarf  S.  237. 

15)  Dies  bezeugt  Berenger  de  la  repression  penale  p.  53. 

16)  Will  man  diese  Beschlüsse  de  non  lieu  der  Rathskammem  nicht 
zugeben,  so  muss  man  dem  Untersuchungsrichter  die  Gewalt  ein- 

'   rftumen,   die  von  ihm  als  grundlos  erkannte  Untersuchung  auf- 
zuheben. 

17)  Die  Statistik  ist  hier  belehrend.  Im  J.  1852  wurde  in  Bezug 
auf  28217  Personen  ordon.  de  non  lieu  erlassen.  Im  J.  1853 
erkannten  die  chambrea  de  eonseii  in  26516  FAllon  ordon.  de 
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§.  26. 

Art  and  Umfang  der  Befagnisae  des  Untersuchangsrich- 
ters.   Yerhältniss  derselben  zu  den  Sehatzmitteln  der 

Angesehuldigten. 

Während  die  bürgerliche  Gesellschaft  hinreichender  Mit- 
tel zur  Herstellung  der  Verbrechen  und  Bestrafung  der  Schul- 
digen bedarf,  muss  auf  der  anderen  Seite ,  eben  in  der  Vor- 
untersuchung daffir  gesorgt  werden ,  dass  dem  Missbrauche 
dieser  Mittel  Vorgebeugt,  die  volle  Vertheidigung  dem  Be- 
schuldigten möglich  gemacht  und  das  allgemeine  Vertrauen 
begründet  werde,  dass  mit  der  grössten  UnparteÜichlceit  ver- 
handelt und  jede  unwürdige  oder  unnöthig  bedrückende  Be- 
handlung des  Beschuldigten  vermieden  wurde.  In  Ländern, 
in  welchen  der  geheime  schriftliche  Untersuchungsprozess  cum 
Omnde  lag,  war  für  den  Gebrauch  der  kräftigsten  Unter- 
suchungsmittel  gesorgt ,  desto  weniger  aber  war  das  Interesse 
der  Angeschuldigten  und  die  Rücksicht  beachtet,  dass  das 
Verfallen  mit  Vertrauen  betrachtet  werden  konnte.  Durch 
das  seit  Aufhebung  der  Folter  ausgebildete  dem  schlimmsten 
Missbrauche  unterworfene  System  der  Ungehorsamsstrafen  war 
die  Lage  der  Beschuldigten  sehr  gefährdet  In  dem  französi- 
schen Vorverfahren  übte  die  vor  der  Revolution  geltende  üe- 
bung  den  grössten  Einfluss ,  man  war^daran  gewöhnt  und  die 
Gesetzgeber  glaubten  schon  hinreichend  durch  Einführung  der 
öffentlichen  mündlichen  Verhandlung  für  alle  Interessen  ge- 
sorgt zu  haben.  Der  Code  vermied  eine  nähere  Bezeichnung 
der  Befugnisse  des  Untersuchungsrichters   zu  geben  ').    Di» 


non  lien  and  zwar  gegen  15158,  weil  der  Gegenstand  der  An- 
schnldigang  weder  ein  Verbrechen  noch  ein  Vergehen  begrün.  . 
dete,  gegen  9219,  weil  die  vorhandenen  Indicien  nicht  zur  Be- 
grfindnng  einer  Anschnldigang  hinreichten  and  in  2130  Fällen, 
weU  die  Thftter  anbekannt  waren.  ^  Deber  Verbesserang  der 
Einrichtang  der  Rathskammer,  s.  oben  Note  11. 

1)  Helie  vol  V.  p.  62  sehfldert  trefllieh  den  schlimmen  Zastand  der 
MittcrmaUr,    Strafrarüfüirta.  f4 
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Vonintersachang  war  geheim  «nd  schrifUichi  und  die  Haltaiig 
der  Verhöre  mit  dem  Angeschuldigten  der  WilUcür  der  Un- 
tersuchungsrichter tlberlassen;  man  befolgte  die  AnWc^iftuugen 
der  älteren  Criminalisten  ^).  Das  ganxe  System  der  Verh&re 
in  der  Rechtsttbung  zeigt  *) ,  dass  für  die  Möglichkeit  voU- 
stindiger  Vertheidigiuig  des  Angeschuldigten  ungeaigMd  ge- 
sorgt ist  —  Als  1848  in  Deutschland  die  GeMtsgebnog  das 
mftndliche  Verfahren  nach  dem  Vorbilde  der  firans.  GMtiafgb- 
bung  einführte,  war  die  Rechtsübung  in  einer  weit  beaaerun 
Lage,  als  in  Frankreich;  da  in  Deutschland  durcii  Lmdeage* 
setae  zahlreiche  Vorschriften  zur  Beaeitigung  von  MIsBhrfiu- 
chen,  und  zur  Anwendung  gewisser  VorschrUlsnMaaaregeln  *) 
gegeben  waren,  und  die  neuen  Gesetzgebungen  «nftweder  ariohe 
Voraehrüten  im  wesentlichen  wiederholten,  oder  wO  nur  fiug- 
mentarisdie  Gesetze  erlasäen  waren,  das  frÜMre  Oeaeiae  fort- 
bestehen Hessen  ^).  Der  bessere  Zustand  der  geriehmchen 
Medidn  in  Deutschland  sicherte  in  Fällen«  ki  deara  ea  auf 
techniaehe  Fragen  ankam,  efaie  bessere  Unteraudlung.  Vor* 
süglich  wohlthätig  wurde  die  Aufhebung  dier  aogenniiataft 
Ungekofsamsatrafen^f  weil  dadureb  die  Veranlassung  n  vie- 


Tonmieiiadiimg  w«gen  der  (abtiditfichen)  Unketämmiheil  das 
Code. 

2)  Helle  traitö  vol.  V.  p.  698. 

3)  Gut  nachgewiesen  in  Mangln  Instraction  ecrite  l  p.  258. 

4)  z.  B.  in  Bezug  auf  die  Erfordermsse  der  ekizelnen  geriehllichen 
Handlangen,  ferner  wegen  des  Verbots  von  saggesUven  oder 
verfänglichen  Fragen. 

5)  Wir  bitten  die  Sorgfalt  zu  beachten,  wit  welcher  in  der  Hannov. 
Strafprozessord.  §.  82,  in  der  ThOringischen  J.  118  —  191  >Badi- 
sehea  {.  86—204,  Oesterreichischen  |  66-.185  und  k«^  Sächsi- 
schen {.  127 — 228  Vorschriften  in  Besag  auf  die  Voruntafanchang 
gegeben  sind. 

6)  In  Baden  sdion  1831 ,  in  Preutsen  1846  {.  18  gesataütii  anijse- 
hoben;  femer  in  baier.  Gesetz  v.  1848  |.  4a  188^  Thfidng  ft.  121, 
216,  brannschweig.  |.  6.  43,  Oeslerr.  GsseliA.  |.  iget»  könis^ 
sachs.  Sliafproiassord.  $.  171. 
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len  Ifissbrlnehmi  unwahren  Oesttn^isaen  und  Widetrnf  der«- 
selbeii  wegfiel  ^.  Auf  der  andei^n  Seite  waren  Mängel  in 
der  dentschen  Yoruntereachang  nicht  za  verkennen,  well  die 
tfi  dafl  Inqdsitioneprinzip  gewQhnten  Richter  noch  zn  viel 
auf  Erlangung  des  Geständnifises  hinzuwirken,  nnd  durch 
ftbertrlebene  GMndlichkeit  und  oft  irrige  Auffassung  der  Be- 
deutung der  Hauptverhandlung  bei  vielen  Nebenpunkten  ver* 
weilten,  nnd  da  sie  jeden  Widerspruch  zn  heben  suchten, 
die  Tomntersuchong  verzögerten.  In  Bezug  auf  die  englische 
und  nordamerücanisehe  Voruntersuchung  ist  schon  gezeigt, 
dass  sie  einen  ganz  anderen  Charakter  hat  als  die  französi- 
sche und  deutsche  (§.  22),  daher  der  Untersuchungsbeamte 
nicht  die  ganze  Untersuchung  leitet,  keine  Verhöre  mit  An- 
geschuMigten  vornimmt,  keinen  Augenschein  oder  Haussuchung 
persönlich  veranstaltet*),  sondern  nur  die  vor  ihn  gebrachten 
Zeugen  befirägt  so  weit  dies  nöthig  ;ist,  um  entscheiden  zu 
körnen  y  ob  der  Beschuldigte  entlassen  oder  summarisch  be- 
straft oder  dem  Comndttment  unterworfen  werden  solL  Viele 
in  deutschen  nnd  französischen  Voruntersuchungen  vorkom- 
mende geriehtUehe  Handlungen,  die  sich  anf  Vernehmung  von 
Sachvtrstlndigen  beziehen ,  fallen  in  England  weg  *).  Für  die 
Slchemng  der  Rechte  der  Vertheidigung  kommen  zwar  in 
England  manche  Einrichtungen  vor,  und  zwar  die  Oeffentlich- 
keit  der  Voruntersuchung  ($.  21) ,  das  Recht  des  Angeschul- 
digten bei  der  Vernehmung  der  Zeugen  gegenwärtig  zu  sein 
und  Fragen  an  sie  zu  stellen,  oder  durch  den  Vertheidiger, 


7)  Zachariä  aber  Reform  S.  107  - 115. 

8)  Mil  Ausnahme  der  Coroner  inqaest  sind  es  nur  die  Polizeibeam- 
ten, welche  die  Dnrchsuchung  den  Augenschein  und  A.  vor- 
nehmen, und  nur  tlber  das  Ergebnis!  in  der  Sitzung  als  Zeugen 
berichten. 

9)  In  der  englischen  Voruntersuchung  (mit  Ausnahme  der  des 
eoroner)  wird  auf  die  Herstellung  technischer  Punkte ,  so  wenig 
als  auf  etwaige  8edentl5nmg  Raekiieht  genommen 

514  • 
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den  er  beiaehen  kann,  stellen  zu  laasen;  allein  dennoch  ist 
die  Lage  des  Angeschuldigten  schlimmer  i¥eil  keine  EnÜas- 
tungszengen ,  wenn  er  sie  nicht  selbst  (auf  seine  Kosten)  stellt, 
vernommen  werden,  und  daher  der  Entlastungsbeweis  häufig 
nicht  erhoben  wird  i®). 

I.  Betrachtet  man  die  einzelnen  Befugnisse  des 
Untersuchungsrichters  Beweisesquellen  zu  be- 
nützen, so  wurde  schon  bemerkt,  dass  der  franz.  Code  dem 
Richter  keine  Regeln  giebt;  die  Vergleichung  der  praktischen 
Schriftsteller  i>)  zeigt,  dass  man  dies  Verhör  zweifach  aufiiiast, 
als  mojen  de  defense,  und  moyen  dUnstruction ,  und  in  der 
letzten  Eigenschaft  alle  schon  früher  gebrauchten  inquisitori- 
schen Künste  billigt,  daher  selbst  dem  Richter  den  Gebrauch 
von  feinte  et  surprise  gestattet,  was  in  der  Praxis  vielfache 
Klagen  über  Verzögerungen  und  listige  Mittel  um  Geständ- 
nisse zu  erlangen  bewirkt  ^^).  In  Deutschland  fehlt  es  nicht 
an  zweckmässigen,  dem  Mlssbraucho  vorbeugenden  Vorschrif- 
ten, obwohl  aus  dem  oben  angegebenen  Grunde  die  Gewöh- 
nung an  die  alte  Art  zu  verhören  noch  jetzt  oft  den  Verneh- 
mungen ihren  würdigen  Charakter  raubt  Verbesserungen  be- 
zweckende Bestimmungen  sind,  dass  in  einigen  Gesetzgebun- 
gen 1^)  (nach  englischen  Vorbilde)  den  Angeschuldigten  vom 
Richter  eröffnet  werden  muss,  dass  er  nicht  schuldig  sei,  eine 
Antwort  zu  geben  >*),   andere  Gesetze  eine  offene  bestimmte 


10)  Selbst  wemi  Zeugen  des  Angeschuldigten  in  der  yonmtersaehoiig 
aussagten,  werden  sie  nicht  (wie  die  Anschuldigangszengen) 
dorch  recognizanze  gebunden  in  dem  liial  zu  erscheinen. 

li)  z.  B.  Uangin  instract  ecrite  Nr.  127  —131  Helie  trait^  V.  p.  624 
—  719,  Trebutien  IL  p.  253.    Bonnier  traitö  des  prenves  p.348. 

12)  Höchster  Lehrbuch  S.  104.  Berenger  de  la  justice  crim.  p.  387, 
s.  noch  über  die  schlimme  Art  der  Verhöre  in  Prozesse  gegen 
Herzog  von  Praslin  law  review  VII.  Heft  13  8.  21. 

13)  z.  B.  in  Braunschweig,  Strafprozcssord.  S-  43. 

14)  Getadelt  wird  eine  solche  VorschriA  von  Abegg  in  den  Bemerk. 
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Yorhaltiing  so  verlangen  >^),  daas  der  Angeschuldigte  Gele- 
genheit zu  seiner  Vertheidigung  erhalte  ^^), 

2)  In  Bezug  auf  die  Zeugenvernehmung  hat  die 
neue  deutsche  Gesetzgebung  ^^  die  leicht  gefährliche  Unbe- 
stimmtheit  der  französischen  ^")  durch  Vorschriften  vermieden, 
welche  bewirken  sollen ,  dass  die  Aussagen  als  Ausdruck  der, 
nicht  durch  fremde  Eingebungen  bewirkten  Wissenschaft  des 
Zeugen  betrachtet  werden  können;  zugleich  einer,  die  Zeugen 


über  deo  Preuss.  Entwurf  S.  80.  Neuerlich  hat  man  auch  in 
England  (report  on  public  prosecotor  pag.  25)  gewünscht,  dass 
der  Richter  gewisse  Fragen  an  den  Angeschuldigten  stelle. 

15)  z.  B.  baier.  Gesetz  von  Nov.  1848  §.  37  fordert,  dass  dem  Be- 
schuldigten das  Verbrechen  dessen  er  sich  verdAchtig  machte, 
bezeichnet,  und  er  veranlasst  werde  sich  über  die  den  Gegen- 
stand der  Anschuldigung  bildende  Thatsache  umständlich  zu  er- 
klären; und  nach  §.  38  soll  so  gefragt  werden,  dass  der  Ange- 
schuldigte alle  gegen  ihn  erhobenen  Verdachtsgründe  erfahre 
und  Gelegenheit  zu  ihrer  Beseitigung  erhalle.  Auch  die  sächs. 
Strafprozessord.  §.  168  enthält  die  baier.  Vorschrift;  bei  der 
Bestimmung,  dass  der  Angeschuldigte  an  die  Pflicht  die  Wahr- 
heit vor  Gericht  anzugeben,  erinnert  werde,  ist  wohl  die  Er- 
mahnung zur  sittlichen  Pflicht  gemeint 

16)  (Jeher  den  Charakter,  welchen  künftig  die  Vernehmungen  in 
Deutschland  haben  sollten,  ist  noch  immer  in  der  Wissenschaft 
grosse  Verschiedenheit  (vielfach  gegen  die  englische  Praxis). 
Köstlin  Wendepunkt  S.  80—97 ,  s.  aber  auch  Gerichtssaal  1849 
I.  S.  129,  U.  S.  362.  Temme  Grundz.  des  Straiprozess.  8.  73, 
Haimerl  Magazin  IV.  S.  310,  gut  Glaser  im  Archiv  des  Crim. 
1851  S.  70.  81. 

17)  z.  B.  wegen  des  Verbots  suggestiver  Fragen  (Oesterr.  Strafpro- 
zessord. §.  126,  badisch.  §.  160. 

18)  Zwar  Mgt  der  Code  überall  (Art.  73.  79.  80),  dass  die  Zeugen 
soient  entcndus  (nicht  interrog^s  wie  der  Angeschuldigte)  auch 
dringen  die  franz.  Schriftsteller ,  z.  B.  Helle  V.  p.  609)  auf  Ver- 
meidung der  Suggestionen,  allein  in  der  Praxis  bilden  die  Sug- 
gestionen die  Regel  (was  gefährlich  wird,  wenn  dann  solche 
Aussagen  in  der  Hauptverhandlnng  vorgelesen  werden.  / 
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in  eine  edyllmme  Jiwengslage  yeteeUenden »  Befrigwg  ?oi^ 
znbeugen  gesucht  i*). 

3)  Der  Augenschein  louin  swar  naeb  dem  Code 
vom  Richter  vorgenommen  werden ,  wenn  er  ihn  nSthlg  fin-» 
det;  allein  ein  Hinderniss  der  häiifigern  Vornahme  in  der 
französischen  Praxis  liegt  darin ,  dass  ausser  dem  Falln  des 
delit  flagrant  der  Untersuchungsrichter  von  dem  Staatsanwalt 
begleitet  sein  muss  ^®).  Die  Beniitsung  [des  Beweises  duircb 
fiachverst&ndige  ist  in  den  deutschen  Gesetzen  weit  bes- 
ser als  in  Frankreicb »  durch  genaue  Vorschriften  geordnet  >i). 

IL  In  Bezug  auf  die  dem  Untersuchungsrioliter  zu  Oe- 
bote  stehenden  Mittel  durch  Zwang  sich  die  Be- 
ntitzung  der  Beweisesquelle  yu  verschaffen,  den 
Angeschuldigten  vor  Gericht  zu  stellen  und  zum 
Zwecke  der  Untersuchung  seine  Freiheit  zu  beschränkeni 
erkennen  alle  Gesetzgebungen  die  Nothwendigkeit  das  Inter- 
esse der  bürgerlichen  Gesellschaft  durch  Gestattung  solcher 
Ifittol  zu  sichern;  darauf  beziehen  sich  die  Vorschriften  über 
Blaussuchung  ^)  und  über  'Zwangsmassregeln  gegen  den  Ver- 


19)  z.  B.  durch  Yoraehrift,  nach  welcher  Ehegaftan^nad  nahe  Ver- 
wandte des  Aogeseholdlgten  sich  des  Zeugnisses  entschkgen 
können  and  durch  VorscbriA  (sücbs.  Strafpr.  |.  222)  dass  Zeuge 
die  Antwort  anf  Fragen  ablehnen  kann,  deren  Beantwortong 
ihm  oder  seinen  Angehörigen  zur  Schande  gereichte. 

20)  Nach  dem  Code  Art  62  muss  bei  del  aon  flagrant  der  Unter- 
snchongsrichter  vom  Staatsanwalt  begleitet  sei».  Wie  naehtheilig 
dies  wirkt,  zeigt  BonneviUe  de  l'amcliorat  p.  344. 

21)  Der  Code  enthalt  keine  ntheren  Vorschriften  und  redet  von 
experU  nur  da,  wo  sie  der  Staatsanwalt  beizieht,  der  sie  be- 
liebig wftblt  und  soe;ar  beeidigt  —  Helie  vol.  V.  päg.  648  sucht 
die  Lacken  wissenschaftlich  auszofSUen.  —  s.  YergleichQng  der 
französ.  mit  der  deutschen  Qesetsg.  und  Praxis  in  einem  Aub. 
in  Goltdammer  Archiv  L  S.  118. 

22)  Naehweisnngen  Aber  filhere  Gesetze  mein  Sliafveridiren  1.  Tbl 
§.  66.    Nenera  Gesetze  (Brauer  fan  Gerichtssaal  1840  Q.  8.  343* 
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^IthÜgen,  tesbeiondeffe  über  Unter«iickt|iig«haft.  in  Beng 
auf  die  leiste,  erkaimt  die  englisehe  Oesetsgelraiig  ^)  die 
Nothweiidigkeit  mt ,  iwar  die  Erlaseung  eines  Haftbefehls  von 
dem  EmeieeA  eine«  IWedensbeamten  abUngig  zu  nadiea, 
aber  aagleich  den  Poliseibeamten  das  Recht  aa  geben,  in  ge- 
wiaaen  FUIen,  ohne  einen  solchen  Befehl  auf  ihre  Qefahr 
den  Verdiehtigen  festannehmen ,  jedoe h  diese  Befugnis«  doreh 
gsnane  Anw^ong  lu  regeln^)  und  dafür  au  sorgen,  dass 
In  der  näelisten  dfil^ntliehen  BÜiung  der  Richter  ttber  die  Fort- 
danar  der  Haft  eAtseheldet.  Die  franaös.  Oesetxgebung  ^) 
glanbte  die  Befugnisse  der  Beamten  regeln  an  können,  durch 
scharfe  Scheidung  der  4  Arten  von  Befehlen,  durch  die  dem 
Btaatsanwalte  gegebene  Befugniss  in  dringenden  Fällen  einen 
Verwahrungsbefehl  au  erlassen,  durch  die  Scheidung  von 
crimes  und  deUts,  so  dass  bei  Anschuldigung  wegen  der 
Ersten  die  Untersuchungshaft  vom  Ermessen  des  Richters  ab- 
hängt ^),  bei  Angeschuldigten  gewisser  Art,'^)  und  gegen 
die  eines  crime  immer  eintreten  *muss.  —  Diese  französi- 
schen Ansichten,  welche  in  keiner  Weise  gebilligt  werden 
konnten  ^),   hatten  vielfachen  Einfluas   auf  die  deutsche  Oe- 


Gnmdifechte  §.  10.  —  Oesterr.  Gesetz  J.  145.    Tl^örin^  §.  141, 
sacbe.  Strafprozessord.  §.  196.    Schwarze  Com.  I.  S.  281. 

93)  |fa^]^weUiiD|p  u^  ipeiDeii  e|igl.  Straf v^f.  S.  163. 

24)  Mein  enf^L  Strafverf.  8.  116. 

25)  Wir  kl^Qoeo  anss^  den  oben  §.  23  m  Bezng  ai^f  die  Ixindoner 
f  o(i^el  milgetbsil^en  Nachricbten  noch  Millheilnpgen  machen  von 
l^verpool  and  Hapohefier.  In  der  er&ien  Stadt  worden  1854  von 
der  Pol|zei  festgenommen  25111  (davon  11529  ep^la^sen,  13137 
fommariseh  bestraft).  In  Manchester  wurden  festgenommen  1853 
^362  (davon  entlasten  1941  und  summarisch  bestraft  2637). 

26)  D«chweisnnge|i  in  meinen  Strafverfahren  }.  9.  4^0  und  dazu 
Hi^«  \mi6  V.  p.  736  p.  Trlt>ntieii  Conrs  H  p.  250.  279. 

27)  s.  B. ,  wegen  ddr  repris  de  jnstt^e. 

2S)  a.  Haehvaitnngen  Im  Strafverf.  I.  S.  472  und  nenare  französ. 
Aatichltn  in  Bartager  da  la  repression  penale  p.  446.  Utbonlaye 
bist  des  etats  unis  L  p.  13. 
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BeUgebmig  ^).  In  Fnidcreidi  teliMt,  wie  Id  Bedien  **)  faiste 
man  spiter  die  Frage  der  üntersudiiuigaliaft  you  der  Mte 
auf,  daaa  durch  die  wiUkfirlidi  und  otate  aehfitiende  Fonnen 
(oft  vom  Anklager)  *0  erlassenen  mandat«  de  depot  grosse 
UngereehtiglEeiten  verfibt werden  können'*);  dass  die  Bestim- 
mung grosse  Nachthefle  hat,  wonach  nor  die  Raihskammer 
(und  selbst  diese  nicht  bei  Verbrechen)  die  einmal  Terltigte 
Haft  wieder  aufheben  kann;  dass  durch  die  hiuüge  und  lange 
Untersuchungshaft  das  Vertrauen  cur  Rechtspflege  und  der 
Glaube  an  die  Gtesetslichkeit  der  Handlungen  der  Vorunter- 
suchung geschwächt  und  die  Gresundhdt  der  Gefangenen  oft 
empfindlich  erschfittert  '^)  wird«  durch  dem  schlimmen  Ein- 
fluss    gemeinsamer  Haft  die   Zahl  der  Verbrechen  vermehrt 


29)  z.  B.  die  baiemehe  von  1813.  Ueber  die  HAngel  der  deutseben 
GesetzgeboDg,  Zacharia  aber  Reform  S.  9b. 

30)  Dort  erging  ein  an  vielen  Yerbessenuinen  rdehes  Gesetz  am 
12.  Febr.  1852.  Darüber  meine  Darstellung  im  Archiv  des  Ciim. 
1852  Nro.  2  n.  6. 

31)  Man  erfährt  (ans  Berenger  de  la  repression  pen.  p.  450),  dass  in 
Lyon  1851  2721  nnr  anf  mandat  de  depot  nnd  659  ohne  ir- 
gend ein  Mandat  verhaftet  gehalten  worden.  Naeh  der  Sta- 
tistik worden  1852  85626  Personen  in  der  Untersncbnng  verhaf- 
tet, wovon  27986  freigesprochen  worden  (also  scbnldlos  yer- 
ballet). 

32)  Trefiliehe  Ansföhmngen  in  Berenger  de  la  repress.  p.  440  —  51 
(wo  er  aoch  Nachricht  von  den  Bemühongen  des  H.  Smith  in 
Lyon  giebt)  Bonneville  de  Pamelioration  p.  463  —  83  nnd  gnte 
Abb.  in  law.  Review  1856  p.  261. 

32a)  Es  ist  dorch  Aerzte  in  Strafanstalten  hergestellt,  dass  häofig  der 
KrankheitszQstand  vieler  Str&flinge  die  Folge  der  langen  ond 
schlechten  Untersochongshaß  ist  —  Traorig  ist  es,  wenn 
fiberfaanpt  die  Polizei  ober  die  Behandlang  der  Untersochongsge- 
fangenen  entscheiden  zo  können,  behaoptet,  nnd  das  Gericht 
sich  für  onzost&ndig  ansieht,  fiber  Beschwerden  solcher  Gefan- 
genen zn  entscheiden,  s.  Fall  in  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege 
in  Braonschweig  1856  S.  48. 
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wird.  Diese  ErwägUDgcn  fSkrten  in  Frankreich  zu  einem 
(freilich  wieder  nur  halbe  Massregeln  enthaltend)  Gesetze  v. 
April  1855  **),  wonach  der  Untersuchungsrichter  erst  nach 
der  mit  dem  Verdächtigen  abgehaltenen  Vernehmung  einen 
Verwahrungsbefehl  (mandat  de  depot)  erlassen  soll,  aber  jeder 
Zeit,  wenn  der  Staatsanwalt  damit  einverstanden  ist,  ihn  aufhe- 
ben kann,  einen  Haftbefehl  (mandat  d'arret)  kann  bei  Vebrechen 
auch  ferner  selbst  nicht  die  Rathskammer  aufheben.  —  In  den 
deutschen  Gesetzgebungen  seit  1848  '*)  zeigt  sich  das  Stre- 
ben Ton  den  beschränkenden  französischen  Ansichten  sich  los 
zu.  machen ,  die  (kurz  dauernde)  vorläufige  Festnahme  von  der 
eigentlichen  Verhaftung  zu  trennen  und  diese  nur  zuzulassen, 
nachdem  der  Untersuchungsrichter  durch  die  Vernehmung  des 
Angeschuldigten  in  den  Stand  gesetzt  war,  die  Nothwendig- 
keit  der  Haft  sorgfällig^  zu  erwägen ;  es  sollte  ferner  der  Rich- 
ter nicht  durch  absolute  Vorschriften  gebunden  und  durch 
Gestattung  der  Sicherheitsleistung  der  unnöthigen  Fortdauer  der 
Haft  vorgebeugt  werden  ^^}.  Ein  freilich  schlimmes  (auf  Rech- 
nung fortdauernden  Strebens  ein   Geständniss  zu   bewirken) 


33)  Darfiber  Morin  Journal  do  droit  crim.  1856  p.  89.  Die  Ver- 
handlungen, in  denen  alle  gaten  weitergehenden  Anträge  ver- 
worfen wurden,  eind  nicht  erfreulich. 

34)  Man;  hatte  in  §.  8  der  Gnmdrechte  (nachdem  der  Verfassunga- 
aosschoss  die  erfahrensten  Praktiker  verschiedener  L&nder  znr 
Berathang  heigezogen  hatte,  als  Grundsätze  aurgenommen,  data 
regelmässig  ein  schriAlicher  Befehl  nölhig  sei,  und  die  proVisor. 
Festnehmung  von  der  eigentlichen  Verhaftung  zu  trennen.  Ge- 
richUsaal  1849  IL  S.  428.  Archiv  des  Crim.  1850  Nr.  18.  19. 
Annalen  der  had  Gerichte  1850  Nr.  15.  16. 

35)  Bad.  Strafprozessord.  §.  174.  176.  182.  Preuss.  Gesetz  v.  12. 
Febr.  1850.  Hannov.  Slrafproz.  §.  161.  Tfafiring.  {.  111.  Oesterr. 
Strafprozessord.  §.  148  —  270.  Rönisl.  säcba.  §.  136.  140.  151. 
(Sehwarxe  Com.  L  8.  228.  236). 


sn 


DebflfffcMbMl  m)  var  dli  mnk  in  mmtm  CtaielMB  gesMIete 
CoBnaUmäbaii  9if). 

IV.    Prim  an,  wie  weit  der  GmdMfti  der  CHeieUeit 
iwiediea  den  Mittels  der  AaUii^  «ad  denen  der  VeiUteidi 
goag  iD  der  VonuitersDCiiaBg  dmchgeflUirt  iet,  so  eiad: 

A)  Die  AaalalteB  m  dem  Ang eeelialdig teD  die 
Vertlieidigviig  s«  eieliera  «ad  B)  die  AneidiimigeB  ao 
piftfen,  dnrcli  welche  ea  andgüeii  genueht,  ia  eiaaelaen  FÜ- 
lea  die  dareh  elieolate  Vendmltea  ¥enudaea(ea  Hirtai  an 
lieseillgea,  eder  am  deaiMieebraaelie  der  eiagerian- 
ien  krifligea  Mittel  der  Ani^Uge  and  Verfelgaag 
entgegen  an  wiri^en. 

Zn  A)  Die  Verdieldigang  ist  geaiekert.  1)  wem  dfe 
Zeagen  in  Gegenwart  dee  Angeadialdigtea  aaeeagen  nnd  wen 
ilim  befragt  werden  i^onnen  **),  2)  wenn  dem  AageiehaMjg- 
ten  gestattet  wird,  aneli  in  der  Verantereadiwag  oieli  einea 
rechtigelelirtea  Tertiieidigni  an  bedienen  *^  I)  wenn  geaeigt 
iat,  daas  die  von  dem  Angeschuldigten  beaatngten  Entla- 
ataagsbeweiae  erlioben  werden  ^).  an  B)  Zn  den  wiebtigaten 


36)  Gegen  die  CoIliisioDtliaft,  Nsehwetsnaaen  in  meinem  StrafreriL  L 
f.  74  and  6eib  S.  112,  Zsehsrii  8.  95.  Köellin  Wendepnnkt 
r  90,  Temme  8. 63,  Braaer  im  Geridilmsal  1149  %.  333,  Afcfaiv 
1849  &33a. 

37)  Bad.  Strafprozem  f.  174.  Oestair.  atrafpieie»  |.  lU.  166.  Thnria^. 
}.  131.  Pream.  Crim.  0.  }.  209  (die  noch  als  fillti|^  eridirt  isl, 
Franz,  Pr.  Stra^rozett  $.  60)  Hannover  f.  62.  UnigL  Uchs.  Stral^ 
Ord.  f.  151. 

38)  Diet  ist  in  England  nnd  Amerüia,  nnd  wirkt  naeh  der  Erfahiang 
(i.  oben  f.  21.  Note)  sehr  gnt 

39)  In  Deatschknd  ist  dies  nor  in  der  Brannschweig,  Stmijprozessord. 
S*  7.  8,  so  dass  der  Vertbeidiger  selbst  immer  die  Akten  ein- 
sehen kann  (s.  darüber  Gortz  (Staatsa.)  in  der  Sammlnng  der 
Strafredilsliae  S.  7)  ond  in  Hassan  Prosessoid.  f.  70  —  74 ,  wo 
selbst  in  ftwissen  FÜlen  vom  Staate  «tai  Veithcidieer  gegeben 
werden  mnss. 

40)  Das    baier.  Gesetz  ▼.  1848  f.  38  bestosil,    dass    solehe   Be- 
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|fitt«h|,  ^6  BSrten  der  Qm^tie  übet  Yerbaltonf  m  beaeiü- 
gta,  gehört  die  BefagnUa  der  Gerichte,  die  Freilaeaang  ge- 
gen BicherheitBleietniig  xq  bewilligen.  Alle  gegen  dies  in 
gemeinrechtlichen  Quellen  anerkannte  ^i)  mit  Unrecht  nur  ala 
Begiinatigung  der  Reiclien  aufgefaaste  ^')  Mittel  vorgebrachten 
Einwände  aind  grundloa;  daaaelbe  iat  anwendbar,  ao  oft  die  aua 
der  Persönlichkeit  dea  Angeachnldigten  aus  den  Umatänden  dea 
Verbrechens  abgeleitete  Yennutbung  gegen  die  Flucht  deaaelben, 
durch  die  Stellung  einer  «9)  Sicherheit  veratärkt  wird,  und  muaa 
auch  bei  Anschuldigungen  zugelassen  werden  ^),  die  «war 
auf  ein  dem  Titel  nach  s<^hweres  Verbrechen  gerichtet  sind, 
wenn  im  einseinen  Falle  ein  milderer  Gesichtspunkt  wahr- 
scheinlich ist*^).  Gegen  Miaabrauch  der  den  Beamten  bi  Be- 
äug auf  Verhaftung  leingeräuniten  ausgedehnten  Befugnisse 
scheinen  awar   nach    französischer  Vorstellung   die   genauen 


weise,  soferne  sie  nicht  offenbar  nur  zur  VerzÖgf- 
rung  yorge8cbla|B;en  werden,  erhoben  werden.  Allerduigs 
Willkür  hegunsligend;  allein  nach  d?n  Erkundignogen  kommen 
keine  Klagen  über  Beeinträchtigung  der  Angesehaldigten  vor. 

41)  tL  mein  Sirafverf.  L  8.  474. 

42)  Revne  de  legislation  1852.  In  p.  428,  Temme  S.  69»  Eye 
leitende  Grands.  S.  93  (wo  die  Öslerr.  Strafprozessord.,  die  keine 
Sicherheitsleistung  zulisst,  zu  rechtfertigen  versucht  wird). 

43)  Archiv  des  Crim.  184a  8.  .129,  Brauer  in  Gerichlssaal  1849, 
gehwarze  in  den  Jahrb.  ftlr  sAchs.  Strafrecht  VII.  8.  220. 

44)  Die  Sicherheitsleistung  wird  gestattet  in  Bad.  §.  177.  Haonov. 
S.  166.  Prenss,  Crim.  §.  210  (Franz.  8. 60.  357)  Altenb.  §.  119. 
KönigL  aehs.  §.  158.  Zfirich  §.  65. 

46)  Die  Hftrte  des  franz.  Rechts ,  wefche  bei  Crimes  kerne  Caution 
zulässt,  zeigt  gut  Bonneville  de  ramelioration  p.  470.  Anerkannt 
iat  Jetzt  auch  das  Recht  Caution  zu  gestaUen,  im  Belg.  Gesetz 
v.  1852  Art.  6.  9  und  im  neuen  k.  sardin.  Gesetz  v.  23.  Juny 
.i855J.  6,  dort  nnd  im  k.  s&chs,  Slrafprozessord.  §.  157  ist 
seibat  FreilaasuDg  gegen  Handgelöbniss  gestattet  Die  neue  Straf- 
prozessord.  für  Modena  v.  1855  Art.  173  gestattet  Caution,  wenn 
das  Verbr.  nicht  über  3  Jahre  Gefängniss  geht,  lieber  englisches 
and  ameiik.  Recht,  meine  Schrift,  engl  Strafv.  8.  169, 
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VonduffteA  über  ErfordeniiBse  öm  Aiiweiidiui^  xa  sdriHs«^), 
allein  aiieli  der  Eriahran^  ist  dies  niciit  der  FaD,  in  dem  die 
Verietsim^  der  ForniToracliriften  weder  Niditigkeit  der  Hand- 
lung nodi  Strafe  der  lelilenden  Beamten  nadi  ddi  sielit  nnd 
ihre  V erantwortlichkeU  Tereitelt  wird  *^,  durch  die  Voraclirifl, 
nach  welcher  der  Beamte  ohne  besondere  Erlaidmiss  der  Se- 
glernng  nidit  vor  Geridit  wegen  Amtsiiandlnngen  gentcilt 
werden  lumn.  Weit  richemder  sind  die  englischen,  ameiika- 
nisdien  Einrichtongen  ^)  theils  durch  die  Oeffentliciikeit  des 
Bechtslebens  und  die  strenge  Wachsamkeit  der  Presse ,  theils 
dadurch ,  dass  der  Beamte,  weklier  eine  Verliaftung  vornahm, 
in  5ffentlicher  Sitaung  darüber  Bechensdiaft  ablegen  muss  und 

sicher  ist,  dass  er  wegen  Felder  strenger  YerantwOTdiciikeit 
nicht  entgeht  ^y  Vorzüglich  liegt  in  £n|^and  eine  Bchutxwehr 
der  Freiheit  in  der  habeas  corpus^ Acte,  nach  weldier  Je- 
der ungerecht  Verhaftete,  Jeder  dem  Sicherheitsleistung  mit 
Unrecht  verweigert  wurde,  liewirken  kann,  dass  er  vor  ein 
höheres  Gericht  gebracht  wird  und  dort  in  öffentlicher  Sitaung 
seine  Ansprfiche  ausfuhren  kann  und  Abhülfe  gerechter  Be- 
schwerden erwarten  darf:  diese  Einrichtung  ist  in  Nordamerika 
noch  wesentlich  verbessert  worden  **).  Eüiige  Nachahmungen 
in  Deutschland  entbehrten  der  nöthigen  Wirksamkdt,  weil  von 
dem  Grundsatse  zu  fiele  Ausnahmen  gemacht  wurden  und  es 
an  sichernden  politischen  Einrichtungen  fehlte  ^^}. 


i6)  Gute  Zosammenstdhmg  in  Trebolien  Conn  IL  p.  269—79.  - 

47)  hl  gaiu  Fnnkrdeh  wurde  1853  nur  in  44  Fallen  die  Edanboias 
gegeben,  gegen  Beamle  Anklage  za  erheben. 

48)  Meine  Naebwetsang  in  eogL  Sliafvert  S.  119. 

49)  Zahlreiche  Verfolgungen  kommen  vor,  t.  Tpmes  v.  3.  8.  Janoar 
1852;  neaerlicb  wegen  des  Benebmcni,  bei  den  Unrahoi  im 
Hyde  Park ,  wo  bei  der  Yerbandloog  der  Riehler  gnl  die  leiten- 
den Gnmdsätze  der  Verantwortlichkeit  von  Polizdbeamten  aos- 
einandertelxtc,  Umes  t.  11.  12.  Janoar  1856. 

50)  Nachweifong  in  meinem  englttcfaen  Strafverfahren  8.  216.  Lieber 
00  civil  liberty  voL  L  p.  82-88.  130,  got  higeraoU  Ihe  Historj 
and  law  of  habeas  Corp.  PbiUd.  1848.  Bonvier  law  Dichonary 
1855  voL  L  p.  573,  die  merkw.  Verhandlung  über  Verbesserang 
des  Gesetzes  m  report  on  debates  in  the  State  ConvenL  of  Mas- 
saehoselU  1853  vol.  IH  p.  37Z 

51)  Die  Oldenburg.  Yerfassongs-  Crk.  v.  1852  §.  29  hat  verfassungs- 
missig  gewisse  Schutzmittel  durch  Anschlass  an  die  Gnmdreebte 
gewihrt 


V.  Von  dem  Verfahren  zur  Prüfung  und  Entschei- 
dung über  die  Zulässigkeit  und  richtige  Stellung 
der  Anklage  bis  zur  Eröffnung  der  Hauptver- 

handlung. 

§.  27. 

Von   den  verichiedenen  Yerfahran^sarten   zum  Zwecke 
der-Entscheidnni;  über  Versetzun^in  den  An  klagestand 

In  dem  Rechte  eines  jeden  Volks,  sobald  die  bürger- 
liehe  Gesellschaft  auf  eine  höhere  -  Stnfe  der  fiildong  ge- 
langt, macht  sich  die  Einsicht  in  die  Wichtigkeit  yon  Ein-« 
richtongen  geltend,  welche  vorbeugen  /lollen,  dass  nicht  leicht- 
sinnig eine  Person  unter  Anklage  eines  Verbrechens  vor  das 
Strafgericht  gestellt  werde.  Schon  in  dem  bisherigen  deut- 
schen Verfahren,  war  es  diese  Ansicht,  welche  die  Einrich- 
tung herbeiführte,  dass  die  AJiten  der  Generaluntersuchong  an 
das  Obergericht  (in  Deutschland  an  eine  Fakultät)  «ur  Ent- 
scheidung gesendet  wurden,  ob  die  Specialuntersuchung  ein- 
geleitet werden  sollte  und  dass  selbst  eine  Vertheidigung  zur 
Abwendung  der  Spedalnntersuchung  gestattet  war  >).  Auf 
ähnliche  Weise  war  auch   in  anderen  Ländern  ')  für  Anord- 


1)  Naehweisnng  in  meinem  deutschen  Strafverfahren  II.  §.  135. 

2)  In  Frankreich  enthielt  die  Ordonnance  v.  1670.  Tii  XV.  Art.  1 
die  Vorschrift,  dass  um  zu  entseheiden,  st  Faceosation  mertte 
d*etre  instmite,  die  Akten  an  ein  aus  3  Richtern  bestehendes 
Gericht  gesendet  wurden,  das  entschied,  ob  das  r^colement  des 


382 

mmgen  gesorgt,  wonach  dorcii  ein  Geridit  die  FVage:  ob  ein 
förmlieher  Prozess  gegen  eine  Person  einzoleiten  sei,  geprfih 
wurde.  So  lange  die  AnUage  von  Priva^ierBonen  ansgieng, 
fand  das  Gesetz  in  gewissen  Veipflielitiingen,  weldien  die 
Anklager  unterworfen  worden,  Schntamittel  gegen  böswillige 
oder  leichtsinnige  Ankllger  ').  Sobald  die  bfirgerliche  Ge- 
sellschaft dorch  besondere  Beamte  ihr  Interesse  an  der  Ver- 
folgung der  Verbrechen  geltend  machte  und  durch  sie  An* 
klagen  erheben  liess,  fielen  die  früheren  Mittel,  durch  welche 
man  den  Anklager  beschränkte  weg*);  man  kam  nun  cur  Ein- 
ffibrang  anderer  Schotsmittel,  indem  man,  ehe  ein  förmli- 
cher Prosess  eingeleitet  würfe,  die  Entscheidung  eines  Ge- 
richts verlangte.  Die  NothweniUgkeit  der  Gestattung  solcher 
Mittel  trat  um  so  mehr  hervor,  je  mehr  Nachtheile  durch  das 
Gesetz  an  die  Versetzong  in  den  Anklagestand  (oder  ^edal- 
Untersuchung)  geknüpft  waren  ^).  Die  Einrichtungen  mr  A\h 
Wendung  grundloser  Anklagen  sind  in  den  Gesetzgebungen 
verschieden:  I.  Das  Gesetz  überlässt  es  nur  dem  Staatsan- 
wälte, ob  und  welche  Anklage  er  vor  das  zur  Urtheilsiallung 
bestimmte  Strafgericht  zur  Verhandlung  bringen  will  *).  II. 
Nach  dem  Gesetze  häiigt  es  von  dem  Ausspruche  des  unter- 
suchenden Richters  ab,  ob  er  in  den  Ergebnissen  der  Vomn- 
tersttchung  soviel  Material  findet,  dass  der  Beschuldigte  we- 


tenk>iils  und  das  Iftnnlieha  Vefftihren  einaolelten  ieL   Hetie  4nM 
Vol.  VL  p.  9. 

3)  Daraof  bezogen  sich  im  röm.  Rechl  die  Vonehrifien  Aber  die 
inseriplio  in  crimen,  über  Caoüo,  fiber  ealumnia,  abolitio. 

4)  Daraos  erklärt  sich,  dass  auch  bei  dem  promolor  accus,  oder 
inqnisit  im  canonischen  Prozesse  ebenso  wie  bei  den  in  Spanien, 
Italien  vorkommenden  promotor  die  früheren  bei  dem  Privatan- 
kläger vorkommenden  Anordnmigen  der  Caotio  etc.  nicht  ange- 
wendet worden. 

6)  Z.  B.  wegen  der  AnssehUessnng  von  Wahlen,   oder  flkr   den 

Staatsdiener  wegen  Suspension  von  dem  Amte. 
6)  Z.  B.  in  Siholdand,  in  Maka,  in  bsland  (bai  inioMalloas). 


g&M.  daM  iMVilttniili  VwhrcdMU  t^  OcrtchC  gfiMHl  (0lgCttl^ 
UA  Tor  4m  Yolk^eiMit  gebr«eht)  werden  $M  ^.  III.  Ivi 
Yerfelgwig  cifiier  Aiikk^  iNW  dem  fitfafferkbte  wird  fei^ 
kttgt^  dM8  «In  y#lkig«Hehl  die  Tör  dMsdIbe  gcifcriehte  Ab- 
kh^ge  ato  snUlMig  erldttrC  •).  IT.  Dm  Otseti  benimmt, ^dass 
die  Aklen  Her  Yonintenaekvng  vor  itnen  OeriebUhof  t» 
Msgeti  aindt  w^ber  über  die  Versetjrang  efaier  PetBon  fai 
des  AnkligtBtftnd  xu  entBcbefden  bat 

Die  erste  Form  kann  wieder  auf  versebledene  Weiae  vorkoa** 
meii:  A)  so  dass  oliae  alle  Tonmtersuchung  es  mar  von  dem 
(toatBanwahe  abbiagt,  die  Anklage)  wenn  aie  auf  gewkae 
strafbare  HaadlimgeB  sieb  besiebt,  uamitielbar  an  das  Straf- 
geiiebt  aar  Yetfbandltiitg  tu  brbigen  *)  oder  B)  so  daas  die 
Yenmteiwioiiifliig  %.  B.  dardi  Yernebmnitg  von  Zeugen  aw 
vom  Slaatsanwi^  snm  Zweebe  gefllhrt  wird,  Materialien  an 
eibaiten,  am  sich  enteebUessen  an  kMnen,  ab  er  die  Anklagt 
stellen  win  «d  za  w4B8eB,  aaf  weMie  Beweise  er  fcn  Trial 
reebnen  kann,  so  dhss  n«r  die  Befeble  stir  Featnobme  nnd 
Yerhaftuttg,  die  Yernebmimg  des  Angesebnldigten  nnd  die 
Hanfinagen,  wetcbe  splter  aiclH  mebr  vorgenommen  werden 
können,  s,  B.  Leichenscban ,  von  dem  Ricbter  ausgeben 
müssen  's)  gnr  Stellung  der  Anklage  aber  nur  der  Ent- 
sdilnss  des  Staatsanwalts  nöthig  ist,  oder  C)  so  dass  zwar 
ebenfalls  die  Stellung  der  Anklage  n«r  von  dem  Kronanwalt 
äbUagty  der  Ueau  keiner  Znatiaunuag  einer  anderen  Bebörde 


7)  Z.  B.  in  England«  in  Irland,  insofern  der  Richter  das  Committment 
ausspricht 

8)  Z.  B.  in  England«  IrUnd«  Nordamerika. 

9)  Z.  Bw  ia  England,  in  so  ferne  der  Weg  der  infonnaüon  sd&ssig 
ist,  oder  in  FranlLreieh,  wo  wegen  delits  der  Staatsanwalt  onmit» 
telbar  den  Besefaoldigten  in  die  Sitzung  laden  kann. 

iO)  Z.  B.  in  SefaotOand.  Naeh  der  KrkUrang  des  Lordadvoeate  (re- 
port  en  pablte  proaeoolor  p.  17)  kann  der  Staatsanwalt  Zeugen 
eidiidl  andren«  wenn  sie  relaelant  sind,  aber  in  der  Praxis  ge- 
sehidit  es  nicht  Report  on  pabMe  proeeeater  p.  iS. 
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bedarf,  jedoch  so,  dass  die  ganxe  Vonrntemichuiig  unter  ge- 
richtlichem Ansehen  geführt  wird  und  am  Schlosse  die  Akten 
dem  Kronanwalt  zugestellt  werden  ^0*  Bei  der  Anwendung 
dieser  Formen  sind  swei  Oesichtspnnkte  im  Widerstreite.  Anf 
einer  Seite  giebt  das  Auftreten  des  Staatsanwalts  eine  Bürg« 
Schaft  dafür,  dass  er  nicht,  wie  dies  bei  der  Privatanfclage 
Torkommen  kann,  die  Anklage  au  eigennfUsigen  Absichten 
missbrauchen,  und  leidenschaftlich  yerfolgen  wird,  anf  der 
anderen  Seite  aber  seigt  sich  darin,  dass  ein  übennächUger 
Beamter  schrankenlos  Anklage  erheben  kann,  eine  so  auflbl- 
lend  begünstigte  Stellung  des  Staatsanwalts,  dass  dadurch 
leicht  der  Grundsatz  der  Gleichheit  der  Anklage  und  der  Ver- 
theidigung  leiden,  und  die  Anklage  vorzüglich  in  der  Sichtung 
auf  politische  Vergehen  um  so  mehr  missbraucht  werden  kann, 
als  der  Staatsanwalt  nur  den  Befehlen  des  Ministeriunui  ge- 
horchen  muss  und  durch  seine  Verhältnisse  verleitet  wird, 
durch  übergrossen  Amtseifer  bei  seinen  Vorgesetzten  Gkmst 
sich  zu  erwerben  i^).  Wenn  dennoch  diese  Form,  nach  wel- 
cher die  Stellung  der  Anklage  nur  vom  Staatsanwälte  abhän- 
gen soll,  als  der  beste  und  der  natürlichste  Weg  erklärt  wird, 


11)  Dies  ist  das  Verfahren  nach  dem  neaen  Gesetzb.  von  Malta  Art 
372  Der  Kronanwalt  erh&lt  von  dem  Uotersnchnngsgericht  die 
Akten  zugestellt,  mnss  dann  binnen  6  Tagen  seine  Anklagesehiiß 
dem  Criminalgerichte  einsenden  (Jedoch  nicht  zur  Zustimmung), 
oder  die  Aulhebung  der  Untersuchung  aussprechen  (371);  er 
kann  auch  eine  Fristerstreckung  zu  weitem  Erhebungen  erballen 
(376)  und  (514)  auf  eine  schon  eingebrachte  Anklage  vendchlen. 

12)  llik  Recht  bemerkt  Glaser  im  Archiv  des  Criminalr.  1852,  8.  96, 
dass  schon  dadurch  die  Anklage  durch  einen  J5ffenÜichen  Be- 
amten für  die  Angeklagten  in  Bezug  auf  die  Ansicht,  dass  er 
schuldig  sei,  empfindlicher  ist,  weil  die  dffendiche  Meinoog  dem 
Angeklagten  nicht  blos  einen  Privatanfclftger ,  denen  man  Privat* 
zwecke  und  Einseitigkeit  zutrauen  kann ,  sondern  einen  durch 
die  Yermuthnng  der  UnparteiUchkeit  geschützten  Beamfen  mit 
der  Amtswürde  gegenftberstehen  sieht 
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80  fiadet  diese  Ansicht  eine  Hanptbestärloing  in  dem  Ver« 
tnnen,  weldiea  die  Einiiclitnng  in  Schottland  geniesst.  Fragt 
man  aber,  ob  jedem  Staate  die  Nachahmung  dieser  Form  em- 
pfohlen werden  darf,  so  überzeugt  man  sich ,  eben  nach  Prü- 
Inng  der  Grfinde,  weiche  die  gute  Wirluamkeit  in  Schottland 
erldären,  dass  die  Beantwortung  der.  obigen  Frage  von  der 
Stellung,  welche  der  Staatsanwalt  erliält  und  von  den  politi- 
schen und  gesellschaftlichen  Zuständen  eines  Staats  abhängt. 
In  Schottland  liegen  die  Grfinde,  aus  welchen  die  gute  Wirk- 
samkeit des  Instituts  sich  erklärt ,  1)  in  der  strengen  Verant- 
wortlichkeit, welche  der  Lordadvocate  wegen  der  Ausübung 
seines  Amtes  hat,  da  er  sicher  ist,  dass  jeder  Missbrauch 
Gegenstand  schwerer  Rügen,  zunächst  im  Parlamente  wird  ^^y 
2)  Ein  anderer  Grund  liegt  in  der  Stellung  des  schottischen 
Kronanwalts,  der  nur  Ankläger  ist,  keinen  mächtigen  politischen 
Einfluss,  keine  Aufsicht  ül>er  Beamte,  keine  politische  Wurk- 
samkeit  auf  das  Volk  hat  und  in  dem  Verfahren  keine  Be- 
günstigung  von  dem  Vertheidiger  geniesst  3)  Von  Bedeutung 
wird  die  in  Schottland  wurzelnde  Sitte,  dass  der  Staatsanwalt, 
da  wo  er  erhebliche  Zweifel  hat,  ob  er  mit  Erfolg  die  An- 
klage durchführen  kann,  keine  Anklage  erhebt  ^^)  und  in  die- 
ser Beziehung  eine  strenge  Prüfung  anstellt,  ehe  er  zur  Stel- 
lung der  AnUage  sich  entschliesst  ^^).    4)  Vorzüglich  ist  der 


13)  Daher  erklärt  der  Lordadvoeate  vor  der  Commission  on  public 
proiecntor,  dast  ohne  diese  Verantwortlichkeit  der  Kronanwalt 
nicht  auf  Wirksamkeit  rechnen  könnte. 

14)  Dies  ergiebt  sich  ans  den  statistischen  Nachrichten  in  meiner  Schrift: 
engl  Strafverf.  8.197  n.  dazu:  Im  J.  1850 Hess  in  650  n.  1851  in 
514Fftllen  der  Rronanwalt  nach  dem  Ergebnisse  der  Vomntersnch- 
ung  die  Sache  ohne  Anklage.  Im  J.  1853  stand  gegen  430  Per- 
sonen der  Kronanwalt  von  jeder  Anidage  ab.  Im  J.  1854  erhob 
in  531  F&Uen  der  Kronanwalt  keine  Anklage,  z.B.  in  23F&llen, 
wo  wegen  Mordes  in  33  wegen  Culpable  homicide  in  82  wo 
wegen  Diebstahls  durch  Hauseinbmch  eine  Verfolgung  Statt  fand. 

16)  Die  geringe  Zahl  der  Losspreehungen  in  Schotfland  (nachweisnn- 
gen  in  der  Zeitschrift  fttr  aosL  Gesetzgebung  XXV.  8.  473)  be- 

Mitt«raiai«r,  StnlVtrflihreD.  25 
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flchottiflche  Eronanwalt  davon  dmehdrangeii,  dass  er  auf  keina 
Wirkaamkeit  reehnen  kann,  wenn  seine  Strafverrolgvngen  mit 
der  in  Schottland  durch  Freiheit  der  Presse  geschfitateui  öffent- 
lichen Meinung  im  Widerstreite  sich  setzen  würde  ^*).  Diese 
Nachweisungen  mögen  genügen  um  zu  zeigen,  das  seine  ähnliche 
günstige  Wirksamkeit  dieser  Form  da  nicht  erwartet  werden 
darfy  wo  die  Staatsanwaltschaft  nicht  einer  ähnlichen  Stellung 
sich  erfreut  und  mit  Zuständen  zusammenhängt ,  welche  ihr 
in  Schottland  den  guten  Erfolg  sichern,  dass  es  aber  höchst 
wünschenswerth  sein  würde,  durch  Herbeiführung  der  bedin- 
genden günstigen  Verhältnisse  die  grossen  Vortheile  dieser 
Einrichtung  zu  erlangen. 

Für  die  oben  angeführte  zweite  Foim,  nach  welcher 
der  Angeklagte  schon  vor  das  Strafgericht  gestellt  wird,  wenn 
der  Untersuchungsrichter  ausspricht,  dass  genügender  Grund 
zur  Stellung  des  Angeschuldigten  vor  Gericht  vorhanden  aei, 
kann  zwar  die  immer  mächtiger  hervortretende  Stimme  in 
England  angeführt  werden,  welche  die  Aufhebung  der  An» 
klagejury  fordert  und  es  genügend  findet,  wenn  der  Magi- 
strate nach  dem  Ergebnisse  der  vor  ihn  geführten  Untersuch- 
ung das  Committment  ausspricht;  allein  es  darf  nicht  unbe- 
achtet bleiben,  dass  dieser  Vorschlag  nur  in  sofern  empfohlen 
wird,  als  er  bei  der  poliee  magistrates  (tüchtigen  Juristen) 
Anwendung  finden  soll,  während  er  nicht  auch  auf  die  Frie- 
densrichter ausgedehnt  werden  soll.  Auf  jedem  Fall  ist  in 
England  selbst  anerkannt,  dass  bei  Anklagen  wegen  politi- 
schen Verbrechen  die  Anklagejury  nicht  entbehrt  werden 
könne,  es  muss  aber  auch  erwogen  werden,  dass  von  den 
Befugnissen,   welche  man   dem  englischen   poliee  magistrate 


weist,  wie  wenig  grundlose  Anklagen  vom  Staatsanwälte  erho- 
ben werden. 

16)  Der  Lordkanzler  erklftrt  vor  der  committee  on  Üie  law  of  libel 
1843.  p.  22  (mit  Hinweisong  aof  merkwürdige  FAUe),  dass  der 
Bürger  gegen  grandiose  Anklagen  in  Schottland  daroh  die  Kraft 
öffentlicher  Meinung  mehr  Schals  habe  als  durch  Grand  Jwy. 
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dorianitn  will,  kein  SehliiBs  diraaf  gemacht  werden  kann, 
dasB  aseh.  in  andern  Ländern  nur  von  der  Verfügung  des  Un- 
terraelmngBriehters  die  Versetzung  in  den  Anklagestand  ab- 
hangen soll,  weil  die  Oeffentlichkeit  der  englischen  Voruuter* 
snehnng,  die  Einrichtung,  dass  der  Angeschuldigte  nicht  yer- 
höit  wird,  eine  ganz  andere  Lage  des  Untersuchungsrichters 
heibeiführt,  als  sie  bei  dem  französischen  und  deutschen  Un- 
terauchnngsbeamten  angenommen  werden  kann. 

Am  wichtigsten  ist  die  dritte  Form,  die,  dass  ein  Ankla- 
geschwurgericht über  die  Zuläasigkeit  der  Anklage  zu  ent- 
scheiden hat.  Das  gemeine  Recht  Englands  und  Irlands  er» 
kennt  in  diesem  Institut  ein  wichtiges  Schutzmittel  der  Bürger 
gegen  grundlose  Anklagen  und  die  Verfassung  Nordameri- 
ka^ ^)  macht  es  zum  constitutionellen  Grundsatz,  dass  Nie- 
mand wegen  eines  capital  or  otherwise  infamous  crime  zu 
antworten  schuldig  sei  ausgenommen,  on  a  presentment  or 
indlctment  of  a  grand  jury.  Die  Geschichte  lehrt  '^),  dass 
das  Anklageschwnrgericht,  weit  früher  als  das  Urtheilsschwur- 
gerkht  ausgebildet,  ursprünglich  nicht  in  der  heutigen  Auf* 
faasnng  als  Schutzmittel  bürgerlicher  Freiheit,  sondern  als  ein 
Mittel  der  Macht  der  Regierung  erschien  i*),  und  mit  de» 
Pficfaten  der  Gemeinde  zusammenhängend,  die  fama  patriae 
ausdrückte,  die  wo  kein  Privatankläger  auftrat,  die  Vorge- 
richtstellung bewirkte,  indem  eine  gewisse  Zahl  von  Bürgern 
die  Personen,  welche  wegen  verübter  Verbrechen  verdächtig 
waren  y  vor  den  Richter  beschuldigte  (indictare,  enditer)  so 
dass  dann  der  von  der  jurata  delatoria  ^)  Angeklagte  dem 


17)  Walker  introduction  to  Ihe  american  law  p.  604. 

18)  Nachweisungen  in  meinem  engl.  Strafverf.  S.  264.  Dazu  Biener 
das  englische  G^schwornengericht  1.  Thl.  S.  88.  128.  Forsyth 
trial  by  jary  p.  215. 

19)  Richtig  gezeigt  in  der  Schrift  von  Ingersoll  the  history  and  law 
of  tbe  writ  of  Habeas  corpus  and  essay  on  grand  Juries.  Phila- 
Mph  1849.  p.  52. 

20)  8o  bezeichnete  sie  Speimann  im  Glossarium  und  scheidet  bei  ihr 

25  • 
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Trial  nnierworfeii  wurde.  Diese  Oreat  inqjoest  wurde  •Ihnilig 
weiter  ausgebildet,  so  dass  sie  schon  als  Mittel  galt,  um  lal* 
scheji  Anklagen  vorzabengen  *>).  Es  ergiebt  sieh^  dass  der  Ans- 
sproch:  billaveray  wenn  ISGesehwome  fibereinstimmten,  ge- 
nfigte ;  nnd  dass  zwar  in  dieser  ErkUmng  noch  keine  V emrtiiei- 
long,  aber  schon  ein  praejodidnm  lag,  in  dem  der  Ansspmch  der 
grossen  Jory  zeigte:  what  opinion  the  eovntrj  has  of  the  msle- 
lactor").  Wie  bei  der  Urtheilsjory  nrspriinglich  dieGeachwor- 
nen  wie  Zeugen  yom  eigenen  Wissen  sprachen,  so  war  dies 
auch  bei  der  Anklagejury  der  FaD,  bis  allmälig  i&e  Bedits- 
fibong  rie  als  Richter,  vor  welche  Zeugen  vorgebracht  wur* 
den,  betrachtete  ^).  Das  Geheimniss  ihrer  Verhandlungen 
wurde  fortdauernd  für  nothwendig  erachtet^).  In  ihrer  heu- 
tigen Einrichtung  ist  die  grand  jurj  ein  aas  wenigstens  12 
Bfirgem  bestehendes  Gericht,  welches,  wenn  die  Yierteljahr- 
sitzung  oder  Assise  erdilhet  ist,  berufen  und  eingescfaworen, 
von  dem  Richter  fiber  die  Natur  der  ihnen  vorzulegenden 
Fülle  belehrt  m),  die  AnUageschiiften  erhält,  im  Gehehnen 
den  Ankläger  und  seine  Zeugen  hören,  und  auf  den  Grund 
dieser  Aussagen  entscheidet,  ob  die  gestellte  Anklage  zuliasig 
ist  (true  bill)  oder  abzulehnen  (no  bill)  oder  in  so  ferne  sie 
nicht  vorzieht  das:   ignoramus  ^   auszusprechen.    Die   Ge- 


die  Graod  jnry  (magna  inquisiüo)  von  der  minor;  die  Ente  war 
die  inqnest  für  die  Grafschaft,  die  Zweite  für  die  Hooded.  Srat 
alhDlÜg  wurde  der  Ansdrock:  grand  jury  aUgemein  für  die  An- 
Uagejnry  gebraucht 

21)  Unter  Eduard  HL  Forsyth  p.  217. 

22)  So  drückt  sich  Smith  id  seinem  merkw.  Boche  de  repablica  Aa- 
glor  p.  168  n.  184  ans,  wo  er  schon  das  ganze  Yerfaliren  dar- 
stellt 

23)  Nachweisongen  in  logersoll  p.  58. 

24)  faigersoU  p.  61—66. 

25)  Nachweisongen  in  meinem  engl.  Strafveif.  S.  270. 

26)  Ans  den  Aussagen  vor  der  Committee  on  public  proseevtor  p. 
32  ergiebt  sich,   dass  diese  Formel  oft  gieiehbededtead  mit  no 


sehwornen  haben  bei  ihren  Verhandlungen  keine  Hülfe  eines 
RechtSTentändigen  *7).  Ane  dem  Ursprange  dieser  Jury  mit 
dem  Charakter  der  Vertreterin  der  Grafschaft  erklärt  sich,  dass 
sie  nicht  selten  ihren  Anssprfichen  wichtige  Anträge  tiber 
die  Nothwendigkeit  gewisser  Verbesserungen  oder  Ansichten 
über  Zustände  beifügt  lieber  die  Stellung  dieser  Jury  bei 
der  Prüfung  der  Znlässigkeit  der  Anklage  ist  keine  klare 
Vorstellung;  die  herrschende  Ansicht,  welche  auch  die  Richter 
ihnen  einschärfen,  ist,  dass  die  Geschwomen  nicht  zn  ent- 
scheiden haben,  ob  die  vorgelegten  Beweise  cur  Schuldiger- 
klämng  hinreichen,  sondern  nur,  ob  die  Anklage  so  weit  be- 
gründet ist,  dass  wahrscheinlich  ist,  dass  auf  den  Grund  der 
vorgelegten  Beweise  mit  dem  in  der  Sitzung  zu  erbringenden 
die  Schuld  ausgesprochen  werden  kann,  zugleich  ob  keine 
ZWdfel  gegen  die  Rechtmässigheit  der  Anklage  obwalten, 
ohne  dass  jedoch  die  Geschwomen  in  die  Abstufungen  der 
Verschuldung  eingehen  oder  von  dem  Ausspruch  der  trne  biU 
sich  durch  Rücksicht  auf  Entlastungsbeweise  abhalten  lassen 
dürfen  ^).  Je  mehr  in  England  durch  das  Verfahren  der 
Vertrauen  geniessenden  Poliaeirichter  in  London  die  Ueber- 
zeugung  begründet  ist,  dass  das  von  einem  solchen  Richter  aus- 
gesprochene Committment  eine  genügende  Bürgschaft  liefert, 
dass  kein  grundlos  Beschuldigter  zum  Trial  gebracht  werde, 
je  mehr  man  bemerkte,  dass  die  Eilfertigkeit,  mit  welcher  das 
Verfahren   vor   der  Anklagejury  geft&hrt   und  die  Häufigkeit 


bill,  oft  aber  auch  da  gebraucht  wird,  wenn  den  Geschwomen  der 
Fall  sehr  zweifelhaft  ist;  dass  auch  bei  dieser  Formel  der  An- 
IdAger  nicht  gehindert  ist ,  die  Anklage  später  wieder  vorzubrin- 
gen, was  aber  selten  (es  werden  zwei  Fitlle  angeftlbrt)  geschieht. 

27)  Heine  Schrift  S.  276. 

28)  hl  einem  Falle  (Tiroes  vom  11.  May  1852)  erklärte  der  Richter, 
dass  die  Grand  J.,  wenn  sie  auch  überzeugt  wäre,  dass  der  An- 
geklagte unzurechnungsfähig  ist,  doch  die  Anklage  zulassen  und 
die  Entscheidung  der  petty  Jury  überlassen  müsse. 
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der  Annahme  der  tme  bill  '*)  keine  Sicherheit  gewähre  *^), 
desto  mehr  mussten  in  Verbindung  mit  den  Klagen  der  Bür- 
ger, dass  man  ihnen  durch  die  grand  Jury  eine  nutzlose  Last 
aufbürde  ^^9  Stimmen  gegen  diese  Jury  sich  erheben  und 
Parlamentsanträge  auf  Abschaffung  derselben  Torkommen  **)• 
Man  führte  die  Erfahrungen  an,  dass  das  Institut  weder  dem 
Angeschuldigten  waliren  Schutz,  noch  der  bürgerlichen  Qe- 
Seilschaft  Vortheile  gewähre,  dass  die  Anklagegeschwomen 
fast  regehnässig  wegen  der  Schnelligkeit  ihrer  Verhandlung, 
in  welcher  sie  einseitig  nur  den  Ankläger  und  einige  seiner 
Zeugen  3^),  dagegen  den  Beschuldigten  und  seine  Zeugen 
gar  nicht  hören,  die  Anklage  zulassen,  so  dass  nutsk>se  Trials 
vorkommen,  die  häufig  mit  liossprechung  endigen,  weil  es  an 
gehöriger  Prüfung  der  oft  mangelhaft  gestellten  Anklage  fehlt 
Man  erfuhr,  dass  die  Gefahr  um  so  grösser  sei,  als  die  vor 
dieser  Jury  aussagenden  Zeugen,  da  sie  (wegen  des  Geheim- 


29)  NachweisoDgen  aus  den  früheren  Jahren  in  meiner  Schrift:  du 
engl  Strafverf.  S.  278.  Im  I  1850  wurde  in  England  v.  26813 
commiltmentt  durch  die  Grand  Jury  nur  in  1438  Ffillen,  1851 
von  27,860  committm.  in  1484  Fallen  keine  Anklage  zngelasieB. 
In  London  wurden  1854  von  den.  Polizeurichtem  gegen  dl59 
das  committm.  ausgesprochen  ond  nur  bei  120  keine  Anklage 
gestattet.  Im  J.  1853  wurden  in  ganz  England  27037  committed 
and  nur  bei  13*30  wurde  kein  bill  zugelassen.  Im  J.  1854  wur- 
den 29,359  committed,  und  nur  bei  1382  no  bUl  ausgesprochen. 
Am  strengsten  ist  die  Londoner  Jury,  in  den  Grafochaften  kom- 
men mehr  no  bills  vor.  In  Manchester  wurden  von  den  Poh- 
zeirichtem  794  committed,  bei  26  no  bitt  erkl&rt 

30)  Nachweisnngen  vom  Lordkanzler  in  dem  r^ort  of  Ihe  committee 
on  law  of  defamation  p.  22. 

31)  Daher  sprachen  selbst  einige  Grand  jmies  aus,  dass  sie  die  Auf- 
hebung des  Instituts  wünschen. 

32)  Nachweisnngen  in  meiner  Schrift  S.  279. 

33)  Wir  erfahren  aus  dem  report  on  public  proseoutors  p.  8 ,  dass 
in  Irland  längere  Zeit  die  grosse  Jury  entschied,  ohne  nw  einen 
Zeugen  vernommen  zu  haben. 
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nisses)  sicher  sind,  dasa  keine  Verfolgiuig  wegen  Meineids 
sie  treiTen  wird,  oft  leichtsinnig  und  unwahr  anssagen**)  und 
die  Gescfawomen,  denen  der  Rath  eines  Rechtsverständlgen 
fehlt,  weder  Zeugen  ordentlich  Temehmen,  noch  rechtliche 
Gesichtspunkte  gehörig  würdigen  können,  wosu  noch  die  Er- 
fahrung kömmt,  dass  PriTatanklftger  aus  eigennützigen  Ab- 
sichten oft  ohne  alle  Voruntersuchung  an  die  grosse  Jury 
sieh  wenden.  —  Allein  mit  Unrecht  würde  man  deswegen 
annelmien,  dass  die  allgemein  anerkannte  Stimme  in  England 
die  Aufhebung  der  Anklagejury  fordere  ^).  Selbst  die  Geg- 
ner derselben  wollen  nur  in  London  (wo  die  guten  Polisei- 
riditer,  Bürgschaften  geben)  und  auch  da  nicht  bei  politi- 
schen Verbrechen  diese  Jury  aufheben,  da  man  sie  bei  sol- 
chen Anklagen  selbst  für  wesentlich  hält  **).  Man  erkennt, 
dass  wenn  ein  öffentlicher  Ankläger  eingefährt  wird,  die  Grand 
Jury  eine  wohlthätige  Schranke  gegen  den  Missbrauch  seiner 
Macht  bilden  würde  *^ ;  nur  fordert  man  als  Verbesserungen, 
dass  die  Grand  Jury  die  Hülfe  eines  Rechtsverständigen  haben 
könne  ^%  dass  der  Staatsanwalt,  wenn  er  es  wUl,  dabei  er- 
seheinen kann  s')  und  dass  kein  Ankläger  ohne  vorgängiges 
Committment  eine  Anklage  an  die  Grand  Jury  bringen  darf«  ~ 
Wesentliche  Verbesserungen  des  Anklageschwurgericbtes  kom- 


34)  Mein  engl  Str.  V.  S.  280. 

35)  Warreu  in  seiner  neuen  (1855)  Ausgabe  von  Blaekstone  p.  628 
erklArt  die  Grand  Jory  als  ein  wichüges,  den  Engländern  theores 
SchutzmitteL 

36)  Gute  Gründe  bei  Greaves  in  dem  report  on  public  prosec.  p.  31 
vorzüglich  vom  Generaladvokaten  für  Irland,  Napier  im  report 
p.  152. 

37)  Vorzüglich  die  Gründe  des  erfahrenen  Straight  im  report  p.  52. 

38)  Brougham  im  report  p.  5. 

3P)  Naeh  der  Geschichte  (Report  p.  33)  war  firfiher  z.  B.  unter  Karl 
I.  es  Sitte,  dass  die  attomies  general  vor  der  Grand  Jury  er- 
schienen. 
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men  In  einigen  Gtesetsgebangen  Nordamerika's  vor  ^);  es 
zeigt  sich,  dass  das  Institut  in  jenem  Lande  Immer  mehr  als 
wohltbätige  Schranke  gegen  böswillige  oder  leichtsiDnige  Pri- 
vatankläger und  gegen  die  Stürme  der  Volksaufregung  und 
des  Parteigeistes  aufgeiasst  wird  ^0-  ^^^  bemtfkt,  dass  in 
Amerika  häufiger  als  in  England  die  grosse  Jury  die  Anklage 
nicht  zulässt  *^y  Die^  Verbesserungen  bestehen  darin,  dass 
in  Amerika  dem  Angeschuldigten  die  Möglichkeit  gegeben  Ist 
auch  gegen  die  Geschworenen  der  Grand.  Jury  Ablehnungen 
aussuttben,  dass  der  Staatsanwalt  vor  dem  grossen  Schwurge- 
richt erscheinen  kann  ^),  dass  nach  den  Gesetzen  mehrerer 
Staaten  der  Beschuldigte  vor  dieser  Jury  erscheinen  und  selbst 
fordern  kann,  dass  er  die  Anschuldigungsseugen  Kreucver^ 
höre  ^^)  und  dass  die  Geschwornen  nicht  gehindert  sind, 
auch  Zeugen  für  Entlastung  zu  hören  ^  *).  In  Frankreich 
wurde  durch  das  Gesetz  v.  16.  Sept.  1791  zur  Zeit  als  die 


40)  NachweigoDgen  über  die  LeistoDgen  bis  1850  in  meiner  Schrift 
S.  284.    Boavier  law  dieüonary  vol.  1.  p.  566. 

41)  Wharton  treaüse  on  tfae  criminal  law  of  the  nnited  atates  (neae 
Ausg.  V.  1855)  p.  214. 

42)  Naehweisaogen  bis  1850  in  meiner  Schrift  8.  287.  Im  Staate 
Newyork  wurde  1852  in  991  F&Ilen,  1853  in  470  die  Anklage 
nicht  zugelassen. 

43)  Gute  ErGrtenmgen  von  dem  Amerikaner  Davies  vor  der  Com- 
mission  on  public,  prosecutors  p.  58.  Sehr  gut  ist  die  Aoffassong 
dieser  Jury  bei  Livingston  Report  on  Code  of  proc.  p.  25  etc. 

44)  Wharton  p.  223  vorzüglich  Statistes  of  Connecticut  1849,  p.256. 
Swan's  Statutes  os  the  State  of  Ohio.  1854.  p.  487.  Revised  sU- 
tutes  of  Indiana  p.  363. 

44  a)  Eine  wesentliche  Verbesserung  der  Anklagqury  würde  nach 
den  Ansichten  verständiger  Engländer  herbeigeführt  werden,  wema 
verordnet  wäre,  dass  eine  Voruntersuchung  vor  einem  poliee 
magistrate  und  das  committment  vorausgehen  muss,  und  dass 
ein  unpartheiischer  Richter  über  jeden  einzelnen  Fall  die  Ge^ 
schwomen  belehren  (nach  der  Meinung  mehrerer  Juristen  selbst 
die  Verhandlung  der  Grand  Jury  leiten  soll. 
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Blicke  der  Oeseisgeber  zur  Verbeasenuig  der  StraQiutLE  auf 
EDgUud  gerichtet  waren  aach  die  Anklagejury  eingeftlhrt  *^), 
jedoch  mit  der  Bichtiing,  daas  diese  (aus  8  Oeechwomen  be- 
stehende) Jury  Yon  einem  Vorsltsenden  (Directeor  du  jnry) 
gdeitet  wurde,  welcher  mit  Vorlage  einer  Tom  Richter  oder 
der  verletzten  Partei  bearbeiteten  Anklageschrift ,  ihr  jede  Sa- 
che auseinandersetzte,  die  Akten  der  Yornntersnchnng  mit- 
Iheilte,  nnd  die  Anschnldlgnngszengen  vernahm  **).  Durch  das 
Gesetz  v.  plnviose  Jalir  IX  ^^  trat  schon  die  Aendemng  ein, 
dassydie  Anklagegeschwornen  nur  auf  den  Grund  der  Akten  der 
Voruntersuchung  (ohne  dass  Zeugen  vor  ihr  erschienen)  und 
einer  von  dem  Vertreter  der  Regierung  bearbeiteten  Anklageschrift 
urtheilen  sollten.  Als  der  noch  bestehende  Code  abgeiasst 
wurde,  war  Anfangs  bei  den  Redaktoren  die  Erhaltung  der 
Anklagejury  beschlossen:  allein  die  Gegner  der  Schwurge- 
ridite  überhaupt  scheinen  gesorgt  und  bewirkt  zu  haben,  dass 
man  wenigstens  der  Anklagejury  sich  entledigte.  Der  Wille  des 
Kaisers,  der  sich  auf  die  allgemeine  Stimme  des  ünwerths 
dieser  Jnry  berief,  entschied,  und  die  Anklagejury  verschwand 
ans  der  G^etzgebung  Frankreichs  *b).  Nicht  unbemerkt  darf 
bleiben,  dass  noch  immer  Stimmen  ehrenwerther  Männer  in 
Frankreich  ftir  diese  Einrichtung  sich  aussprechen**).    Durch 


45)  Helie  trahe  VI.  p.  18. 

46)  IHe  Aufgabe  dieser  Gesehwornen  nach  den  Gesetzen  sollte  sein 
zn  prüfen,  ob  das  Verbrechen  von  der  Art  ist,  dass  ein  eigent- 
liches strafgerichtL  Verfahren  einzuleiten  ist  nnd  ob  die  Beweise 
znr  Begrfindong  der  Anklage  genügen. 

47)  Helie  vol.  H.  p.  118.  VL  p.  21. 

48)  Loer^  legislation  Vol.  29.  p.  621.  Helie  p.  25.  Die  Gründe  des 
Kaisers  "waren,  dass  die  Gesehwornen  dieser  Arbeit  der  Richter 
nicht  gewohnt,  nicht  dazu  Ifthig  nnd  am  wenigsten  geeignet  wä- 
ren, auf  blosse  Akten  hin  über  Anklage  zu  entscheiden. 

49)  Von  den  früheren  s.  bes.  Ondot  theorie  du  Jory  p.  267^328  n. 
neneiüch  Berenger  de  la  repression  penale  p.  52.  —  Ei  führt  an, 
dass  diese  Jnry  den  Vortheil  der  Ebifachheit  hatte,  viele  Unter- 
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die  Anfhebmig  dieBer  Jnry  wir  Frmkreiislis  Gtosetzgebniig  ver- 
anUtfSt  die  Prüfung,  ob  eine  Person  in  Anklagetftand  zu  ver- 
setisen  sei,  einem  Gerichte  zu  überlassen  und  kam  snletzt 
dazu  ^®),  das  doppelte  Schntzmittel  durch  die  Yerffigungen 
des  BexirkBgerichts  und  zuletzt  durch  die  Anklagekammer  (als 
eine  AbtiMilung  des  Appellhofes)  zu  gewähren,  mit  der  ent- 
schiedenen Richtung,  den  öffentlichen  Anklagen  Toller  Energie 
zu  geben  und  eine  von  der  Regierung  abhängige,  die  drtH- 
chen  Einflüsse  beherrschende  Macht  zu  begründen  a^).  Die 
Stellung  der  Anklagekammer  nach  dem  Code  ist  die:  dasa  ale 
auf  den  Grund  des  vom  Generalprokurator  aus  den  Akten  der 
Voruntersuchung  erstatteten  Vortrags  ^'),  nach  den  Ergebnia- 
sen  der  Voruntersuchung  entweder  eine  neue  Erhebung  ,an- 
ordnen  kann  ^*),  oder  sogleich  über  vorgebrachte  Einreden  M) 
entscheidet  und  zu  prüfen  hat,  ob  die  gesetzlichen  Formen  be- 
obachtet sind  und  ob  die  Handlung,  worauf  die  Anschuldiguiig 
geht,  unter  einem  Strafgesetze  (und  unter  welchen)  steht  m), 
ob  endlich  Verhältnisse  vorhanden   sind,   welche  als  Orfiade 


sochangiakie  die  der  Code  fordert,  ebento  wie  die  Bmennmig 
mancher  Richter  die  man  jetzt  braneht,  mmdihig  machte«  —  Bine 
YergleiehoDg  der  Vor-  und  Nachtheile  hat  Heüe  VoL  VI.  pag. 
41—56. 

50)  Man  schlag  zuerst  vor ,  das  Gericht  erster  Instanz  über  die  Zu- 
Iftssigkeit  der  Anklage  entscheiden  zu  lassen;  aof  Vorsdilag  des 
Kaisers  wurde  die  Jetzige  Form  eingeführt,  aber  anlangs  rielfach 
bekämpft.    Helie  VI.  26-40. 

51)  Loer^  Vol.  24.  p.  621.  Von  der  Bedeutung  eines  Schntzmikt^ 
der  Freiheit  gegen  grundlose  Anklage  war  keine  Rede. 

52)  Dass  dadurch  Besorgniss  der  Einseitigkeit  des  Vortragt  durch 
den  leicht  befangenen  öffentlichen  Ankläger  statt  eines  anbelan- 
genen  Gerichtsmitglieds  entstehen  muss,  ist  allgemein  anerkannt. 

53)  HeUe  VI.  p.  267. 

54)  Z.  B.  die  der  Zuständigkeit  oder  die  der  Rechtskraft. 

55)  Z.  B.  ob  die  Handlung  als  Hocbverrath  oder  Anfimhr,  ob  aU 
Tödtung  oder  Körperverleteong  erscheint.  H^e  VI.  p.  125.  291. 
IVebutien  II.  311. 
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4er  BtrUbaii^eit  geaeisKch  eracbeiMii  m).  VoxsigUch  ikhiet 
akh  die  Prfifaiig  daiAiif  t  ob  die  vorhandenen  Beweise  erheb- 
lich genug  sind,  nm  die  Veisetzong  einer  Person  in  Ankln- 
gestand  zu  rechtfertigen  ^.  Darnach  geht  die  Verfügung  der 
Kanuner  entweder  auf  Verweisimg  des  Angescholdigten  an 
ein  Schwvrgerieht^  oder  an  das  Corektionelle  oder  PoUceige- 
ridit,  oder  darauf,    dass  die  Person  in  Freilieii   an  setcen 

Dies  iranaosiselie  System  ist  in  den  deutschen  Oesets- 
gebungen  im  Wesentlichen  nachgebfidei,  jedoch  mit  dem  Un- 
terschiede, dass  nur  in  einigen  Gesetaen  die  doppelte  PHi- 
fnng  durch  ein  Bezirksgericht  und  durch  eine  Anklagekam- 
mer aufgenommen,  in  Andern  dagegen  nur  ein  Gericht  es 
ist^*),  welches  auf  Grund  der  Voruntersuchung  entscheidet, 
wie  der  Fall  gerichtlich  zu  behandeln  ist.  In  den  Gesetsge- 
bungm  der  aweiten  Art  ist  wieder  Verschiedenheit,  je  nach 
dem  das  Gericht,  welches  entscheiden  soll,  ein  Obergericht, 
oder  ein  Bezirksgericht  ist^}.    Prflft  man  nun  das  firanzösi- 


56)  z.  B.  ob  Seelenttönmg  des  Angeklagten,  oder Motiiwehr  begrön- 
det  ist,  dagegen  darf  sie  nicht  entscheiden,  ob  eine  sogenannte 
excuse  Torhanden  ist    Helie  VL  p.  129 — 132. 

57)  Der  Code  Art  221  will,  dass  geprüft  werde,  ob  eontre  le  pre^ 
▼ena  existent  des  prenves  on  indices  et  si  ees  prenves  on  indi- 
ees  sont  assez  graves  ponr  qne  Taccnssation  soit  prononcie. 
HeUa  VL  p.  131. 

58)  Hefie  VI.  p.  312-31. 

59)  Die  zweifache  Berathang  ist  angeordnet,  in  Prcnssen,  Baiern, 
Hannover,  Knrhessen  (nach  Gesetz  v.  1848  das  aber  1851  in 
diesem  Punkte  aufgehoben  ist)  Thüringen.  Dagegen  findet  sich 
nur  die  Beralhnng  eines  Gerichts  angeordnet  in  Grossh.  Hessen 
(Ges.  f.  73)  Nassau  {.  75,  Baden  (Gesetz  v.  1851  §.  77)  in 
Königr.  Sachsen.  (St.  P.  0.  233)  Oesterreich  (f.  192). 

60)  Das  Obergeriebt  (Hofgericht)  entscheidet  in  Baden,  in  Hesseut 
Nassau.  —  Dagegen  entscheidet  das  Bezirksgericht  in  Genf,  im 
KAnigr.  Sachsen. 
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sehe  und  deutsche  System  in  Ver^ekhimg  mit  dem  engtt- 
schen,  so  mnss  man  vor  den  oft  voiiLommenden  Iirthum  war- 
nen, dass  die  fransösische  Anklagekanmier  die  Stdlnng  des 
englisclien  Anklageschwnrgerichts  habe,  während  anf  einer 
Seite  das  letzte  eine  weit  freiere,  den  Schutz  der  Angeklag- 
ten bezweckende,  auf  der  andern  Seite  eine  engere  Stellung 
als  die  Anklagekammer  hat^^).  Die  Entscheidung  darüber, 
welche  der  verschiedenen  Formen  zur  Sicherung,  dass  keine 
grundlosen  Anklagen  gestellt  werden,  am  meisten  Werth  hat, 
hängt  von  dem  Zustande  der  Gesetzgebung  und  der  AulEu- 
Bung  der  Anklage  ab  ^).  Da  wo  in  einem  Lande  der  Gkmnd- 
satz  Stenge  geachtet  wirdj   dass  Jeder  so  lange  als  unschul- 


61)  Die  Anklagcjary  kann  Anklagen  erheben,  wenn  aaeh  kein 
Ankläger  erschien  (presentment,  freilich  jetzt  in  England  nicht 
mehr  voi^ommend )  sie  hat  politischen  Charakter  theils  in 
so  ferne  sie  Aber  Verwallungsgegenstftnde  ihre  Meinung  aus- 
spricht, theils  den  Charakter  der  Stellang  der  Anklage  prfifl, 
und  z.  B.  wo  sie  Böswilligkeit,  Verfolgangssncht  in  der  An- 
klage findet,  die  Anklage  zurückweisen  kann.  Die  Anklage- 
jnry  entscheidet  nicht  anf  Vomntersuchongsakten ,  sondern  auf 
den  Gmnd  der  vor  ihr  geführten  Beweise,  aher  nur  ob  die  be- 
stimmte vor  sie  gebrachte  Anklage  (indictment)  znlAssig  ist,  kann 
aber  auf  Dasein  von  Gründen  der  Straflosigkeit  keine  Rücksicht 
nehmen.  Die  franz.  Anklagekammer  dagegen  hat  rein  juristi- 
schen Charakter,  prüft  nach  dem  Gesetze  die  ihr  voiiiegendoi 
Akten  der Yonmtersnchnng,  ist  freier,  da  sie  noch Erginznngen 
anordnen,  auch  statt  des  vom  Anklftger  hervorgehobenen  Ge- 
sichtspunkts der  Strafbarkeit  die  That  anders  auffassen  und  die 
Anklage  auch  wegen  Daseins,  z.  B.  der  Sedenstömng  aufheben 
kann. 

62)  Glaser  (Archiv  des  Crim.  R.  1852  S.  286)  stellt  den  Satz  auf 
dass  Jeder  nur  das  Recht  hat  zu  fordern,  dass  er  ordentlich  ge- 
richtet werde,  nicht  aber  berechtigt  ist  zu  verlangen,  dass  er 
nicht  angeklagt  werde.  Hierin  liegt  viel  Wahres;  allein  deshalb 
kann  es  doch  nothwendig  sein,  grundlose  Anklagen  zu  ver- 
meiden. 
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dlg  betraehtet  wird,  bis  gerichtlich  seine  Schuld  bewiesen 
ist^),  kann  die  Versetzung  in  Anklagestand  leichter  ge- 
schehen M),  so  dass  selbst  gerechtfertigt  werden  kann,  dass  s.  B. 
in  Schottland  dem  Kronanwalt  überlassen  wird,  ob  —  und 
welche  Anklage  er  stellen  will.  Hiebe!  mnss  beachtet  wer- 
den ,  dass  die  bürgerliche  OeseUschaft  mit  Recht  fordert,  dass 
keine  grandiosen,  schlecht  vorbereiteten  Anklagen  erhoben  wer- 
den; weil  viele  Lossprechangen  auf  den  Omnd  schlecht  ge- 
stellter Anklagen  dem  Staatswohle  schaden,  indem  die  Beamten 
als  Yerfolgnngssüchtig  oder  anfähig  erscheinen;  weil  die  Ko- 
sten nutzlos  angestellter  Prozessen  der  Gesammtheit  der  Bür- 
ger zur  Last  fallen ,  und  weil  von  der  Art  der  Stellang  der 
Anklage  die  gehörige  Führung  und  daher  der  Ausgang  eines 
Strafverfahrens  abhängt  Ebenso  ist  für  den  Angeklagten  zur 
Vermeidung  unnöthiger  Nachtheile  ^b),  und  wegen  der  Mög- 
lichkeit vollständiger  Vertheidigung  die  'möglichste  Sorgfalt 
bei  Stellung  der  Anklage  wichtig.  Es  wird  daher  ehe  die 
förmliche  Anklage  gestellt  wird,  eine  Prüfung  nöthig  um  zu 
erkennen,  a)  ob  die  Handlung,  worauf  Anschuldigung  geht, 


63)  Diese  Ansicht  liegt  der  engUsehen  und  amerikanbchen  Rechtsan- 
schauuDg  zum  Grande. 

64)  In  England  and  SchoUland  kommt  es  selbst  h&ufig  vor,  dass 
der  Beschnldigte  vor  den  Polizeirichter  erklärt,  dass  er  nicht  ant- 
worte und  seine  Vertheidigang  bis  zum  Trial  verspare,  weU 
er  wdnscht,  dass,  nachdem  er  einmal  eines  Vergehens  beschul- 
digt ist,  eine  Verhandlimg  im  Trial  Statt  finde  mid  er  den  Wahr- 
sprocb  der  Nichtsehoid  ffir  sich  erhalte. 

65)  z.  B.  für  den  Staatsbeamten,  ferner  -wegen  Ansäbang  bürger- 
licher Rechte  und  wegen  Verhaftang.    Hier  zeigt  sich  die  Härte 

^  der  firanzös.  Gesetzgebung,  welche  aasspricht,  dass,  wenn  Je- 
mand wegen  Crime  angeklagt  wird,  er  in  Hall  genommen  wer- 
den mnss,  so  dass  auch  keine  Cautton  zulässig  ist.  Verbesse- 
rungen enthalten  einige  deatsche  Gesetze,  nach  welchen  nicht 
absokt  die  Verhaftang  eines  Jeden  vor  die  Assisen  Verwiesenen 
eintreten  muss.    Baier.  Gesetz  t.  1848  f.  58. 


396 

enie  Btralbare  ist,  und  welche  Anklage  mit  Erfolg  doitlkg»- 
fiilirt  werden  kum,  b)  ob  die  Beweise  gegen  eine  Person  so 
stark  sind,  dass  wenn  sie  in  der  Verhandlung  benutzt  werden, 
die  Schnldigeridärong  zu  erwarten  ist  nnd  c)  ob  nicht  Grfinde 
v<»handen  sind,  welche  gesetzlich  das  Verbrechen  anfheben. 
Zogleidi  ist  es  nothwendigi  dass  in  der  Anklage  das  Ver- 
brechen, woranf  Anschuldigung  gerichtet  ist,  ebenso  wie  die 
Thatsache,  durch  welche  das  Verbr.  yerfibt  sdn  soU,  klar 
bezeichnet  wird**). 

Das  Beispiel  Schotthinds  lehrt,  dass  unter  den  oben  be- 
merkten Voraussetzungen  die  Erfüllung  dieser  Forderungen 
dem  Staatsanwälte  überlassen  werden  kann«  Wo  hingegen 
jene  Voraussetzungen  fehlen,  wäre  eine  solche  Einrichtung 
unzulässig.  Ohne  Zweifel  kann  dann  ein  wohleingerichtetes 
Schwurgericht  der  Anklage  (namentlich' bei  politischen  Ver- 
brechen) hinreichenden  Schutz  gegen  grundlose  Anklagen  ge- 
währen; allein  manche,  nach  der  Erfahrung  hiebei  eintreten- 
den. Nachtheile  k5nnen  durch  eine  bessere  Einrichtung,  Note 
44  a,  vermieden  werden.  Anerkannt  aber  muss  werden,  dass 
da  wo  ein  Kollegium  von  Staatsrichtern  über  die  Zulässigkeit 
der  Anklage  entscheidet,  Vorzüge  darin  liegen  können,  dass 
fär  geeignete  Ergänzung  der  Voruntersuchung  fär  gehörige 
Berücksichtigung  des  Entlassungsbeweises  besser  gesorgt,  nnd 
da  die  Prüfting  der  Anklage  mehr  gesichert  wird,  wo  es  auf 
rechtliche  Beurtheilung   ankömmt    Hier**)  aber  lehrt  die 


66)  Fehlt  es  an  der  Bezeiehniing  des  Verbr. ,  z.  B.  Mord  oder  Tod- 
sehkg,  Filachong  an  dffendiehen  Urkonden,  so  hat  die  Ver- 
theidignag  kone  gehörige  Gnmdlage. 

67)  Glaser  im  Archiv  L  c.  8.  282,  und  Braner  im  Gerichtssaal 
1849  I.  S.  100.  n.  S.  364.  Nach  der  französischen  CriminalsU- 
listik  ergiebt  sich,  dass  in  den  franz.  Anldagekammem  v.  1831 
bis  1836  von  1000  Sprachen,  die  sie  fSUten  839  Personen  an 
die  Assiseidiöfe ,  43  an  korrekt  Gerichte  gewiesen  wmden  mid 
gegen  118  keine  Anklage   erkannt  wurde.  -^     In  d.  Jahren  v. 


Erfahnmg,  dass  die  frinzösisehen  Vorsefariften,  aber  auch 
mehrere  deutschp  Einrichtungen,  nicht  befriedigen.  I)  Vor» 
zägUch  ist  die  franz,  Einrichtang ,  nach  welcher  die  Anklage- 
kammer nur  auf  den  Vortrag  des  Generalprokorators  entschei- 
det, eine  nachtheilige,  weil  es  nnsiemlich  ist  dem  Ankläger 
die  Stellung  zu  geben,  dass  der  Richter,  nor  darch  seinen 
Vortrag  die  Materialien  der  Vorantersachung  kennen  lernen, 
und  er  so  Erfahmngsmässig  einen  übergrossen.Einfliiss  auf 
die  Entscheidung  aasüben  kann  ^),  Nicht  zu  billigen  ist  es, 
wenn  die  Versetzung  in  Anklagestand  vor  einem  nur  schwach 
(mit  3)  besetzten  Gerichte  erkannt  wird,  z.  B.  in  Baden,  in 
Sachsen,  weil  ein  Vertrauen  erweckender  Ausspruch  nicht  er- 
wartet werden  kann,  wenn  nach  der  Erfahrung  eine  gründ- 
liche Berathung  nicht  leicht  Statt  findet  und  das  Urtheil  regel- 
mSssig  eigentlich  nur  das  Werk  eines  der  Richter  vorzüglich 


1836  bis  1846  worden  883  an  Assisen  37  an  korrekt  Gerichte 
gewiesen,  ge^en  80  keine  Anklage  erkannt;  1845  wnrdeo  892 
an  Assisen  33  an  korrekt.  Gerichte  gewiesen,  gegen  75  keine 
Anklage.  In  L  Jahren  1846  bis  1850  900  an  Assisen,  29  «d 
korr.  Gerichte  71  keine  Anklage.  Im  J.  1853  worden  v«  6117  Sachen 
die  an  die  Anklagekammer  kamen,  standen  5663  an  Assisen  135 
an  korr.  Gerichte  gewiesen  und  bei  505  keine  Anldage  zugelassen. 
Nach  der  Preussischcn  Statistik  wurden  1851  bei  35933  im  J, 
1852  bei  48107 ,  1853  bei  52629  Strafanträge  von  den  Staatsan. 
als  mcht  geeignet  zur  Anklage  v.  1851  1211,  1852  1174,  1853 
1139  TOD  den  Geisten  Anldagen  zurückgewiesen.  Im  Königr. 
Bai  er n  hatten  die  Stadt-  und  Kreisgerichte  (ähnlich  den  frans. 
Beiirksgerichte)  1850  632,  1852  642,  1853  714,  1854  649  Sa- 
chen an  die  Anklagekammer,  1850/51  3018,  1852  4169,  1853 
3647,  1854  4222  an  andere  Behörden  gewiesen,  in  13503  Sa- 
chen wurde  1850/51,  in  14578  1852,  in  14346  1853,  in  14492 
1854  die  Untersuchung  angestellt 
68)  Dies  bezeugt  selbst  der  erüihrene  Generalprokurator  de  Vaulx  in 
der  Zetechrift  fdr  ausl.  Gesetzgeb.  Vü.  &  286.  —  Es  ist  daher 
eine  wesentliche  Verbesserung,  dass  nach  den  deutschen  Ge- 
setaen  die  Akten  einem  Richter  zum  Vortrage  zugestellt  werden. 
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desjenigen  ist,  welcher  die  Akten  als  Referat  am  genauesten 
kennt  ^>  3)  Nicht  zu  billigen  ist,  die  in  einigen  deutschen 
Gesetzen  (weil  man  an  die  alte  GreriditSYeriassung  sich  ent- 
schliessen,  oder  Kosten  ersparen  wollte)  bestehende  Eimich- 
tung,  nach  welcher  die  Anklagekammer  das  Beziiksgericht  ist, 
welches  während  der  Untersnchnng  vielfach  schon  in  der  Lage 
war,  sich  über  den  Fall  auszusprechen,  daher  leicht  belangen 
sein  kann^). 

§.    2S. 

Verfahren   znr  Vorbereitung    der  Anklage.    —     Verwel- 
snngsnrtheil,  Abfassnng  der  Anklageicbrift 

Nach  den  Gesetzgebungen,  welche  die  Eröffnung  der 
eigentlichen  Strafverhandlung  von  einem  ürtheil  abhängig  ma- 
chen ,  in  welchen  ein  Gericht  die  Versetzung  in  den  Ankla- 
gestand ausspricht,  werden  die  Akten  von  dem  Untersu- 
chungungsrichter dem  Staatsanwalt  mitgetheilt,  welcher,  wenn 
er  die  Sache  geeignet  findet,  um  durch  die  unmittelbare 
Vorladung  an  das  Strafgericht  (wegen  Vergehen)  gebracht  zu 
werden,  sie  an  den  Oberstaatsanwalt  sendet,  der  sie  mit  seinen 
Anträgen  dem  Vorstande  des  Gerichts  mittheilt,  welches  die 
Anklagekammer  bildet  Hiezu  wird  vorausgesetzt,  dass  die 
Voruntersuchung  geschlossen  ist^).    In  wie  ferne   dem  Be- 


69)  Ueber   Erfahnmgen    bedeutender    lranz(to.  Praktiker,    Golbery, 
Massen,  Lacnisine  in  meiner  Schrift  über  Mündlichkeit  S.  231. 

70)  s.  was  darüber  de  Vanlz  in  der  Zeitschrift  für  ansL  Gesetzgeb. 
Vn.  S.  286  in  Bezog  auf  die  Genfer  Gesetzgeb.  bemei^t. 

1)  Ob  sie  als  geschlossen  angenommen  werden  darf,  li&ngt  davon 
ab,  in  weicher  Weise  die  Gesetzgebung  der  Vorantersnchnng 
anffasst  (s.  oben  §.  22).  In  allen  neuen  Gesetzen  zeigt  sich  das 
Streben  dam  Untersuchungsrichter  znr  Pflicht  zu  machen,  dass 
er  nictit  zu  weit  die  Vorontersuchong  ausdehne.  Das  baier.  Ge- 
setz T.  1848  §.  31  fordert,  dass  die  Beweise  gegen  den  Tbiter 
nur  so  weit  erhoben  werden,    als  es  zur  niheren  Begründong 
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flchiddiglen  gestattet  ist,  seine  Vertheidigang  bei  der  Ankla- 
gekammer geltend  su  machen ,  um  durch  eine  grundlose  Yer- 
setsong  in  Anklagestand  oder  einen  harten  Beschluss  abzu- 
wenden, ist  yerschieden  in  den  Gesetzen  bestinmit.  Während 
der  franzds.  Code  (217)  dem  Beschuldigten  eine  Denkschrift 
einzureichen  gestattet,  ist  die  Bedeutung  einer  solchen  ge- 
schwächt, da  der  Angeschuldigte  die  Einsicht  der  Akten  nicht 
fordern  kann  ^) ,  obwohl  das  Gericht  nicht  gehindert  ist  ') 
diese  Einsicht  zu  gestatten.  In  den  meisten  Gesetzen  ist  für 
eine  solche  VertliOidigung  durch  Gestattung  von  Vertheldigungs- 
schriflen,  nicht  gesorgt^);  die  Möglichkeit  einer  materieUen 
Vertheidigung  soll  aber  dadurch  bewirkt  werden,  dass  in  ei- 
nem Schlussverhör  der  Untersuchungsrichter  alle  Ergebnisse 
der  Untersuchung  zusammenstellt  und  den  Angeschuldigten 
zu  seiner  Erklärung  und  Angabe  der  Entlastungsbeweise  auf- 
fordert ^) ,  was  jedoeh  in  vielen  Fallen  den  Werth  einer  for- 


des  Verdachts  und  zur  Vorbereitong  einer  erschöpfenden  Verhand- 
lang vor  den  Strafgericht  erforderlich  ist  Es  soll  die  schädliche 
Oberflfichlichkeit  bei  erheblichen  Punkten  und  unnütze  Weit- 
schweifigkeit bei  unbedeutenden  Gegenstanden  vermieden  werden. 
Aehnlich  lauten  die  Preoss.  Gesetzg.  v.  1849  §.  44.  Oesterr. 
{.  186-88  (Hye  8.  220)  bad.  Gesetz  §.  29.  30.   Thfiring  193. 

2)  Da  der  Code  nichts  bestimmt,  so  ist  in  der  Rechtsfibung  viel 
Streit,  man  beruft  sich  darauf,  dass  das  Gesetz  die  Geheimhal- 
tung der  Voruntersuchung  fordert,  s.  Mangin  instruct.  ecrite  11 
p.  143.    HeUe  traite  VI.  p.  342-47. 

3)  Nach  Rechtsspruch  des  Cassationshofs  v.  31.  August  1833  wurde 
keine  Nichtigkeit  in  einem  Falle  zugelassen ,  in  welchem  das  Ge- 
richt Einsicht  der  Akten  gestattet,  s.  noch  Moria  Journal  da  droit 
crim.  1847  p.  268. 

4)  Nur  in  Nassau  f.  70—74.  Würtembcrg  Ges.  §.  9.  Braunschweig 
|.  7.  8  ist  die  Vertheidigung  zulässig,  nach  d.  österr.  Strafproz. 
Ord.  V.  1850  §.  222  war  es  ebenso.  Abegg  Kritik  des  Preuss. 
Entw.  S.  HO,  will,  dass  die  Vertheidigung  zur  Abwendung  der 
Anklage  gestattet  werde. 

5)  z.  B.  nach  der  badischen  Strafprozessord.   §.  204.   Oesterreich 
MltttraaUr,  StrtfrMrfelurm.  26 
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mellen  VertfaeidigitBg  BioiH  eneixen  liaMi«).  Rtee  Sign- 
thfimliciikeU  der  Yertlieidigong  gfigm  Veraetsoag  In  AaUage- 
Btauid  ud  im  ZnMmmenhiuig  mit  der  Regelmf  des  glasen 
Veriahrens  Iritt  in  einigen  Getetzgebongen ')  ein,  nadi  ivd- 
eben  von  den  Staatsanwälte  naeii  geschlossener  yonnitersa- 
chnng  die  Anklagescinift  l>earbeitet  nnd  dem  AngesciivUligten 
mitgetiieilt  wird,  der  berechtigt  ist  dnrch  einen  yetÜMidiger 
seine  Vertlieidignng  einreichen  sn  lassen;  diese  &Iirift  wiid 
dann  wieder  dem  Staatsanwälte  znr  ErUarong  nütgeÜieUC  nnd 
die  AnUagekaramer  Mtscfaeidet  hienaf ,  ob  nnd  wegen  wei- 
tes Verbreckens  die  Yersetanng  in  AiAlagestand  eintretsn 
soll.  Die  Erfalmngen  waren  nicht  gfinstig,  da  in  nehr  Tie- 
len  Fällen  dies  weitHofigc  Verfahren  nnnlMiiig,  anf  jeden  Fidl 
Terzogeriich  war,  die  AnUagekammer  in  die  SteUnng  rer- 
setste  y  dass  sie  eigentlich  die  Anklägerin  (statt  des  Staatsan- 
waltB)  wurde,  nnd  da  wo  sie  Ten  der  dorch  den  Staatsanwalt 
gestellten  Anklage  völlig  abwich,  keine  Anklageschrill  vor- 
lag b),  so  dass  in  den  neuen  Gesetzen  vieliache  Abänderon- 
gen  gemacht  wurden  *). 


Straford.  V.  1^3  §.  190  sSdu.  Stn^proieMord  §.  tSi  (mH  Ge- 
«Uttong  dner  Bedeidczat  v.  3  Tagen),  imd  so,  dass  der  Riebicr 
die  neuen  Aagaben  erSrlem  mnts. 

6)  Nftmlich  bei  dem  verhafteten  Aageaebiddigtea  der  des  Ratfas  ei- 
nes gelehrten  Yerthetdigers  des  Mittels  der  Eiknndigeng  beraubt 
ist  und  den  vollen  Inhalt  der  Akten  deeb  ideht  erfihrl. 

7)  Tbnring.  Strafprozessord.  v.  1849  {.  193—204.  Aitenborg  Siraf- 
prozessord.  §.  175. 

8)  Bnrldiard  ans  der  Praxis  der  Geschwomengerichte  S.  49  B6mer 
in  d  ncnen  Jahrb.  för  sächs.  Strafr.  VI.  S.  16.  Beitrab  im  Ge- 
ricfatssaal  IV.  1.  Bd.  S.  158. 

9)  Nach  Thüring.  Gesetz  vom  9.  December  1854  §.  31.  bringt 
in  Sachen  die  in  das  Rreisgericht  (als  Vergehen)  gehören,  der 
Staatsanwalt  der  Anklageschrift  an  das  Gericht  nnd  in  Sachen, 
die  an  Schwurgerichte  gehören  an  den  Oberstaatsanwalt,  welcher 
Antrige  in  Anklag^ammer  steUt  (ohne  dass  vorerst  die  Ange- 
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Ib  Bessg  anf  die  Stelkmg  der  Anklagekammer  und  den 
Umfang  der  Pitfongartteksfchten,  welche  diesem  Gerichte  zu- 
stehen, fcemerii:!  man  eine  grosse  Versehiedenheity  vorzüglich  in 
Aneehong  der  Bezdchnung  des  Grfdes  der  Versehnldang.  1)  In 
England  und  Amerika  hat  die  Ankiagejury  nur  darüber  ^n 
entscheiden,  ob  die  vor  sie  gebrachte  Anklage  zugelassen 
wird  (also  ohne  Abänderung  eines  Punlcts)  und  zwar  wird 
nach  der  Sechtsübnng  in  der  Anklagschrift  die  Anklage  hfinfig 
auf  die  schwerste  Art  des  Verbrechens  gestellt ,  o.  B.  auf 
Merd,  wenn  auch  dringende  Gründe  zur  Annahme  da  sind, 
daaa  Tödtnng  ebter  geringem  Art  vorliegt,  oder  auf  Todschlag 
audi  bei  wahrschdnlach  fahrlissiger  Tödtung,  auch  muss  die 
Anklage  zugelassen  werden,  w^m  die  grösste  Wahrschein^ 
liehkeit  der  Seelenstörung  vorhanden  ist,  weil  den  Geschwor- 
nen,  denen  es  allein  zusteht,  über  die  Schuld  zu  urtheilen, 
nicht  vorgegriffen  werden  soll.  Diese  Stellung  der  Anklage 
«of  das  höchste  Verlachen  veranlasst  manche  grundlose  Un- 
tersuchungen oder  Ausdehnung  derselben,  und  häufig  Frei- 
sprechungen i**),  oder  Wahrsprüche  die  wegen  eines  weit  ge- 
ringeren Vergehens  die  Schuld  annehmen  ").  2)  Nach  der 
französischen  Rechtsübung  ist  die  Anklagekammer  berech- 
tigt, nieht  blos  da,  wo  die  Handlung  unter  keinem  Strafge- 


scboldigten  noch  gehört  werden)  nnd  erst  wenn  das  Gericht  die 
Yeraetznng  in  Anklagestand  beschloas,  die  Anklageschrift  fertigt. 

10)  in  dem  Report  on  pnblic  proseeators,  z.  B.  p.  126  wird  bezetigt,  dass 
oft,  weil  die  Anklage  auf  Mord  gestellt  wird,  Lossprechung  erfolgt, 
und  dann,  wenn  die  Anklage  auf  Gewaltthätigkeit  gestellt  ist, 
das  Schuldig  ausgesprochen  wird,  s.  auch  p.  132,  wo  Hobler 
einen  merkw.  Fall  erz&hlt 

11)  Naehweisungen  v.  Torrent  in  der  ZeiUchrift  XXVIIL  S.  140.  — 
Im  J.  1854  wurden  62  wegen  Mordes  in  England  vor  Gericht  ge- 
stellt (nur  11  zum  Tode)  34  losgesprochen  und  14  als  wahnsin- 
nig erkUrt.  In  Schottland  hatte  1854  von  31  Anschuldigungen 
wegen  Mordes  der  Kronanwalt  in  22  Fällen  keine  Anklage  ge- 
stellt. 

26* 
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setze  steht,  sondern  auch  da,  wo  unzweifelhaft  ein  Gnind 
Torhanden  ist,  welcher  den  verbrecherischen  Charalcter  tilgt  >*}, 
die  Anklage  als  nnznlässig  zu  eridaren;  jedoch  liat  die  Kam- 
mer kein  solches  Recht,  wenn  nor  Gründe  der  excnse  Torlie- 
gen.  3)  Die  nandiche  Ansicht  liegt  den  deutschen  Geseta- 
gebongen**)  zom  Gmnde,  jedoch  nach  der  Rechtsübnng,  so 
dass  nur  da,  wo  auf  unaweifelliaftett  Tliatsachen  der  Straiauf- 
hebungsgrund  beruht,  er  anerkannt  wird,  dass  aber  in  der 
Charakterisirung  der  Anklage  ein  Verweisungsurtfaeil,  auch 
der  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  vorhandene,  mildere  Ge- 
sichtspunkt aufgenommen  wird  m).  Durch  dieses  System,  wel- 
ches auch  in  Schottland  und  Malta  vorkömmt  ^) ,  wird  nicht 
blos  unnöthige  Härte  gegen  den  Angeschuldigten  vermieden, 
sondern  auch  im  Strafverfahren  die  Yertheidigung  vereinfacht 
und  das  gerechte  Strafurtheil  erleichtert.  Zum  Beschlüsse 
auf  Versetzung  in  Anklagestand  gehört,  die  Prüfung,  ob  mit 
Rüchsicht  auf  vorliegende  Entlastnngsbeweise,  gegen  den  An- 
geschuldigten so  viele  Beweise  oder  Verdachtsgiünde  vorhan- 
den sein,  dass  durch  gehörige  Benützung  derselben    in  der 


12)  1.  B.  Wahnsinn.  Nothwehr  s.  oben  §.  27  Note  56.  Wenn  aneh 
die  sUrksle  Provokation  da  war,  darf  dies  nicht  berücksichtigt 
werden. 

13)  Badisehes  Gesetz  v.  1851  {.  29.  Baier.  {.  54.  Oeslerr.  §.  191. 
Thnring.  §.  202.  Nach  k.  sichs.  S-  225  ihidet  EinsteUnng  des 
Verfahrens  Statt,  wenn  die  angezeigte  Handlang  an  sich  nicht 
strafbar,  oder  ihre  Strafbarkeit  rechtlich  ansgesdüossen  oder  be- 
reite getilgt  ist. 

14)  z.  B. ,  in  dem  merkwürdigen  im  Gericfatssaale  1856  L  S.  115 
von  mir  mitgetheilten  Falle. 

15)  hn  Codiee  di  Malta  Art  509.  511  ist  diese  in  Schottland  immer 
beobachtete  Sitte  gesetzlich  vorgeschrieben ,  dass  der  Kronanwalt, 
wenn  er  einen  gesetzlichen  Entecfanldigongsgrand  vorhanden 
findet,  oder  wo  das  Yeibr.  verschiedene  Grade  hat  und  nur 
ein  geringerer  begrfindet  erBcheint,  den  müdem  GesiehtspoolEt  in 
der  Anklage  aofrtdlen  soll 
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HsDpt?6r]iandliuig  die  Herstellung  der  Gewissheit  der  Schuld 
wahrseheinlich  ist  >•}. 

Der  Verweisungsbeschluss  >^  muss  genan  beseichnen, 
wegen  welcher  Verbrechen  der  Beschuldigte  angeklagt  werden 
soll  (mit  Rücksicht ,  dass  nicht  die  Verhandlung  auf  Verbre- 
chen, die  nicht  zusammenhängen'*),  ausgedehnt  werde),  er 
muss  die  rechtliche  Beschaffenheit  des  Vorbrechens,  worauf 
die  Anklage  geht'*)  nach  dem  Gesetze  (Mord,  Todschlag) 
mit  dem  Grade  und  der  gesetzlichen  Abstufung  (ob  Versuch) 
und  mit  den  Umständen,  von  denen  die  Strafbarkeit  abhängt 
(Diebstahl  durch  Einsteigen)  und  die  Art  der  Verschuldung 
(z.  B.  Theiln^hme  bezeichnen  und  mit  Gründen  ^)  yer- 
sehen  sein. 

Gegen  den  Verweisungsbeschluss  kann  eine  Nichtigkeits- 
beschwerde erhoben.  Nach  dem  franz.  Code  ist  dies  Mittel 
nur  in  beschränkter  Weise  gestattet^'),  so  dass  es  keine  ge- 


16)  Die  Sachs.  StrafprozeMord.  $.  235  sehreibt  vor,  dass  da  keine 
Anlüage  stattfinden  soll,  wo  die  Beweise  so  ungenfigend  sind, 
dass  voraussichtüch  die  Abhaltung  der  Hauptverbandloog  nutzlos 
sein  wurde.  Rültimann  im  Com.  zum  Zürcher  Gesetze  S.  179 
bezweifelt,  ob  der  Aoklagekammer  diese  Befugniss  wegen  unzu- 
reichenden Verdachts  zurfiekzuwelsen  gegeben  werden  soll,  weil 
die  Würdigung  des  Beweises  dem  Schwurgericht  zustehen  soU, 
allein  das  Interesse  der  bürgerlichen  Gesellschaft  selbst  fordert, 
dass  keine  grundlosen  Anklagen  und  nutzlosen  kostspieligen  Un- 
tersuchungen zugelassen  werden. 

17)  Arret  de  renvoi  nach  Code;  Helle  Vol.  VI.  p.  370  Trebutien 
Conrs  p.  316.  Die  deutschen  Gesetze  schliessen  sich  der  franz. 
Reebtsfibnng  an. 

18)  Der  Code  Art  227  bezeichnet,  was  als  delite  connexes  gelte 
HeUe  VI.  p.  281. 

19)  Helle  VI.  p.  388. 

20)  Ueber  den  Umfang  derselben  ist  grosse  Verschiedenheit  in  der 
Rechtoübnng  Helle  p.  380. 

21)  HeUe  1.  e.  p.  461.    Trebutien  U.  p.  323. 
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nOgende  YertheidigaDg  begrttiidet  ^);  in  der  Bcelttgtfc«iig 
zeigt  sich  jedoch  das  Streben  ungeachtet  der  engen  FaBaung 
des  Gesetzes  die  Fälle  der  Nichtigkeit  zu  erweitern.  Es  kann 
dejnnach  jetzt  angenommen  werden,  dass  der  Cassationshof 
befagt  ist  die  Rechtmässigkeit  der  gesetzlichen  BezeichnnngeB 
oder  in  Frage  stehenden  Handlung  zu  prüfen  hat,  und  dass  da- 
her Cassation  auch  zulässig  ist,  wenn  die  Bezeichnung  im  ür* 
theile  falsch  oder  ungenau  ist  Nach  der  JßechtsübuBg  ^) 
biniL  auch  Cassation  ergriffen  werden,  wegen  einer  in  der 
Voruntersuchung  vorgekommenen  Nichtigkeit  aus  dem  Grunde 
der  Verletzung  einer  FormYorschrift,  eben  so.  wegen  gesetz- 
widrig ^)  von  der  Anklagekammer  verworfenen  Einreden  ^). 
Die  neuen  deutschen  Gesetze  schliessen  sich  an  die  franada. 
Gesetzgebung  an,  zählen  aber  mehr  Fälle  der  Nichtigkeit  als 
im  Code  (der  französ.  Rechtsübung  folgend)  auf,  mi^t  dem 
Zwecke  durch  die  Geaiattung  der  Cawttion  die  Einleitung 
grundloser  Verhandlungen  zu  verhindern;  die  Fassung  dieser 
neuen  Gesetze  (zeigt  jedoch,  dass  es  an  einem  leitenden  Grund- 
satze fehlt  ^). 


22)  Nach  dem  Code  299  nur,  1)  wemi  die  Handlung  nach  dem  Ge- 
setze nicht  als  crime  strafbar  ist,  2)  wenn  die  Staatsbehörde 
nicht  gehört  wurde,  3)  wenn  das  ürthefl  nicht  von  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Richterzahi  gefäUt  war.  Erst  dnrch  Gesetz 
V.  10.  Juni  1853  wurde  noch  der  4.  Fall,  wegen  Unzuständig- 
keit, hinzugeffigL 

23)  Gut  HeÜe  p.  462  bis  487. 

24)  Dies  wird  abgeleitet  ans  Art.  408  Code  5a  Helie  VI.  p.  487. 
In  denArrets  zeigt  sich  ein  grosses  Seh  wanken;  nur  sehen  wird 
Vernichtung  erkannt. 

25)  Helie  p.  506,  z.  6.  wenn  in  Fällen ,  m  denen  nur  auf  Klage  des 
Verletzten  untersucht  werden  kann,  ohne  sie  Üntersucfanng  ein- 
trat, oder  wenn  eine  priyudizielle  Einrede  verworfen  war. 

26)  Das  baier.  Gesetz  v.  1848  $.  66  bezeichnet  6  Fälle  der  Kchtigkeitsb. 
die  der  Staatsanwalt  erheben  darf.  (Darunter  auch  der  FaH,  wenn 
y.  Amtswegen  Unters,  eingeleitel  wurde ,   während  dies  n«r  auf 


m 

Das  YerwflBajigMirtkeil  kanii  nw  in  beflehfMcIn 
alt  rcdiAfikiäftlf  betrachtet  werden  und  2war 

A)  in  80  ferne  4er  Angeschaldigte,  wenn  die  Anklage- 
kammer  eine  ordenaance  de  aon  Heu  erlassen  and  ihn  von 
aller  Anklage  entbnnden  hat  nicht  geschützt  ist  gegen  eliift 
neue  Strafirerfoignng,  wenn  neue  Grttnde  der  Anschuldigung 
(nouveHes  dltfges^)  sich  ergeben,  da  man  annimmt,  daes 
die  Anklagekammer  nar  entscheidet,  dass  nach  dem  vorMe- 
gendeu  Stande  der  Untersuchung  kein  Grund  zur  Anklage 
vorhanden  war. 

B)  Die  Beschränkung  der  Rechtskraft  zeigt  sich  bei  der 
Frage;  wie  weit  dasjenige  Gericht,  an  welches  das  Verwei- 
sungserkenntniss  eine  Verfolgung  weist,  darch  diesen  Aus- 
spruch gebunden  ist,  und  in  der  Sache  entscheiden  muss, 
oder  wenn  es  seine  Unzuständigkeit  erkennt,  dies  aussprechen 
darf.    Hier  zeigt  sich  in   der  franz.  Rechtsübung  der  Einflass 


Klage  geschehen  konnte).  Der  Angeklagte  kann  eine  Nichtigkeit 
geltend  machen:  wenn  die  Anklage  vor  der  Verweisung  vor 
das  Schwurgericht  geschah  oder  an  Stadtg.  mit  Beisatz,  dass 
wegen  eines  Verbr.  zu  verfahren  Thuring.  Strafprozessord.  §.  44 
zählt  5  F&lle  auf,  darunter  auch  (wfihrend  d.  baisr.  Gesetz  den 
Fall  nicht  erwähnt),  den  Fall,  wenn  gegen  gesetzt  Vorschriften 
gefehlt  wurde,  welche  unter  Strafe  der  Nichtigkeit  gedroht  sind, 
besser  wird  dies  in  d.  sächs.  Strafprozessord.  §.  242  ausgedrückt: 
wenn  in  der  Vorunters,  oder  bei  Anklageverfahren  wesentliche 
Vorschrift  des  Verfahrens  verletzt  oder  nnriditig  angewendet 
wurde,  viel  beschränkter  gestattet  bad.  Gesetz  v.  1851'  §.  82  die 
Nielltigkeitsbeschw.  (4ber  vorgekommeD»  Fälle,  Zentner  Maga- 
fhi  des  Bad.  Recht»  II.  S.  188).  In  Preussen  werden  Niehtig- 
keitsbesohwerdcn  nur  gegen  Snderkenntnisse  zugelassen. 
28)  Code  Art  246.  47.  Helle  III.  p.  620  (was  unter  nouveles  charges 
zu  verstehen  ist)  und  Vol.  VI.  p.  147.  362  Trebutien  Cours  II. 
p.  319.  Nach  baier.  Gesetz  §.  55  kann  die  Unters,  wieder  auf- 
9fin«mmen  werden,  wenn  sich  erhebliche,  neqe  Beweise  der 
Scfaold  ergeben. 
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von  zwei  widerfltreitenden  Gesichtspunkten  **) ,  von  welchen 
der  Eine  davon  ausgeht,  dass  das  Verweisongsortheii  nicht  die 
gesetzliche  Anordnung  der  Gerichtsbarkeiten  ändern,  einem 
Richter  nicht  eine  Entscheidung,  die  das  Gesetz  ihm  nicht 
auflegt,  aufbürden  kann,  dass  vielmehr  jeder  Richter  selbst 
seine  Zuständigkeit  zu  prüfen  befugt  ist,  wogegen  auf  der 
andern  Seite,  wenn  man  dem  Verweisungsartheil  keine  ent- 
scheidende Kraft  über  den  Inhalt  der  Anklage  beilegen 
will,  die  Prozesse  durch  widerstreitende  Urtheile  verzögert 
und  der  Angeschuldigte  des  Rechts  beraubt  würde,  dass  wenn 
die  Anklage  gegen  ihn  auf  eine  gewisse  Weise  zugelassen  ist, 
jeder  fordern  kann ,  dass  er  entweder  freigesprochen  oder 
verurtheilt  werde.  Der  erste  Gesichtspunkt  ist  in  Frankreich 
in  neuerer  Zeit  zum  Siege  gekommen  *a),  woraus  folgt,  dass 
das  correktionelle  Gericht,  wenn  es  erkennt,  dass  die  Sache 
vor  das  Schwurgericht  gehört,  sich  unzuständig  erkennen 
kann.  In  den  deutschen  Gesetzgebungen  ist  die  Frage  ent- 
weder gar  nicht  oder  unklar  entschieden  >>),  so  dass  in  der 
Rechtsübung  über  die  Natur  des  Verweisungserkenntnisses 
grosse  Streitigkeiten  sich  erheben '^)i  je  nachdem  man  mehr 


29)  Helle  VI.  p.  383.  S9. 

30)  Man  druckt  dies  so  aus,  dass  das  arret  de  reociv, nicht  atlribn- 
tit,  sondern  nur  indicatit  de  Jurisdiction  sei  Helie  VI.  p.  167. 
583.    Trebutien  cours  II.  p.  321. 

31)  Im  baier.  Gesetz  v.  1848  f.  33  heisst  es,  dass  das  Kreis-  und 
Sladig.,  wenn  bei  der  Verbandhing  Umstiode  sieh  ergeben,  m* 
folge  welcher  die  That  zur  Abnrtbeflung  an  das  Schwaiger, 
sich  eignen,  es  die  Sache  an  das  Appellai.  Gerieht,  oder  wenn 
weitere  Erhebung  nötbig  an  den  üntersacbnngsrichter  verweisen 
soU.  Von  dem  berntschen  Cassationshofe  wurde  am  22.  Nov. 
1852  entschieden,  dass  die  Anklagekammer  endgültig  den  6«- 
richUstand  beistimme.    Bern  St  P.  0.  §.  254.  311. 

32)  Butler  für  Rechtsanwendnng  in  Baiera  XV.  6.  177.  XVL  8.  41 
(Krgftnzungsblätter)  8.  385. 


469 

der  firansöfl.  oben  bemeriden  ersten  Ansicht  folgt  **)^  oder  die 
Wichtigkeit  der  in  zweiter  Ansicht  anfgestellten  Forderung 
aneifauint^),  woiHr  gewichtige  Gründe  sprechen.  Anf  jeden 
Fnll  mnss  anerkannt  werden,  dass  das  Gericht,  an  welches 
doreh  Verweisnngserkenntniss  die  Anklage  gewiesen  war,  die 
Sache  verliandeln  und  nicht  ohne  weiteres  soriickweiBen  darf, 
nnd  höclistens  dann  Unzuständigkeit  aussprechen  darf,  wenn 
bei  der  Verliandlang  sich  neue  Umstände  ergeben,  nach  wel- 
chen die  Sache  als  zu  einem  andern  Gerichte  gehörig  er- 
scheint sft). 

Die  im  VerweisungsurtheQe  aufgestellte  Anklage  soll 
die  Grundlage  bilden  für  die  nachfolgende  Strafverhandlung 
und  Entscheidung*').  Von  Bedeutung  wird  dies  für  die  Frage: 
In  wie  ferne,  wenn  in  der  Verhandlung  sich  neue  Umstände  er- 
geben, nach  welchen  die  Handlung  unter  einen  andern,  insbe« 
sondere  erschwerenden  strafrechtlichen  Gesichtspunkte  erscheint, 
als  in  der  Anklage  enthalten  war,  die  Entscheidung  darauf 
ansgedelint  werden  darf,  während  eine  solche  Gestattung  der 
Ausdehnung  der  Anklage  eben  so  dem  Grundsatze  der  glei- 
chen Stellung  der  Anklage  und  Vertheidigung  und  dem  Rechte 
der  Vertheidigung   des  Angeklagten  *'') ,   so  wie  der  Rechts- 


33)  AbhandhiDg  hn  Gerichtssaal  1852  U.  S.  247.  Magaiin  für  ban- 
oov.  Recht  Band  IIL  S.  130.  320.  460. 

34)  Gat  V.  Stengel  in  der  Sebrifl:  die  wiederbelebte  Instanzentlassong 
im  baier.  Strafverfahren.  München  1854  nnd  wichtige  Bemerkungen 
in  tiasenbalg  zur  Strafprozessordnung  von  der  Erhebung  der 
öffentlichen  Anlüage.    Hannover  1854. 

36)  In  dieser  Weise  druckt  sich  auch  der  baier.  Entwurf  v.  1851 
$.  382  aus. 

36)  Daher  erklärt  der  Art.  271 ,  dass  der  Staatsanwalt  keine  andere 
Anlilage  an  den  Assisenhof  bringen  darf,  als  die,  welche  dem 
Verweisongsnrtheil  sich  ergiebt 

37)  Mein  Anisatz  im  Archiv  des  Crim.  1851  S.  433  und  im  Magazin 
des  badisehen  Rechts  I.  S.  416.  Hasenbalg  in  d.  angef.  Schrift 
S.  131.  153.  Wir  werden  unten  bei  der  Hauptverhandlang  aus- 
führlich die  Frage  Aber  Aendemng  der  Anklage  prüfen. 
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ükmog  Eof^ndB  und  SelMttkwis  3«)  widcopricht,  hat  fie  hm- 
SOS.  (lud  vieMaclk  die  dentacfae)  Redtuamig  dvrch  das  Stre- 
ben mSglfchst  strenge  sn  strafen,  ein  anderes  die  Ansdeln 
nnng  der  AnUage  gestattendes  System  angestellt**).  Diese 
Naehweisangen  mögen  aeigen,  dass  die  frannis»  AuAaanng 
der  Stellung  der  Anldage  nnd  ihrer  nnr  piovim»isclien  Natnr 
den  Werth  des  feansos.  Institnta  selv  rermindert,  viele  Strei- 
tigkeiten und  Yerzogcrangen  des  Verfahrens  hetvorrnft»  — 
Nach  dem  franz.  System  hat  der  Staatsanwalt  auf  den  Gmsd 
des  YerweisnngseriLenntniBses  die  Anklageschrift  an  l»eas- 
beiten.  Veigleieht  man  den  Gang  des  Verfahrens  nnd  die 
Er£ü»nngen,  so  frigt  man:  ob  fiberliaupt  eine  sokke  Schrift 
nodiwendig,  ob  nicht  üir  Inhalt  hinreichettd  dnrek  das  Ver^ 
meisnngseikeantnias,  dessen  Erveilemng  nnd  Umschreibnng  sie 
ist,  geliefert  wird.  Man  mnss  diese  Frage  am  so  meiir  bejdM^ 
je  mehr  die  Anklageschrift  (mit  deren  Abünssnag  dar  Staatei»- 
walt  oft  lange  beschäftigt  wird)  manche  Kaeiithaile  haben  kann^ 
den  Akten  der  VocnntMsndiang  eine  flir  nicht  gebührende  Bedeu- 
tung giebt,  ein  Missirediältniss  awischen  Anklage  nnd  Vertheidl» 
gnng  dadurch  erzeagti  dass  sie  die  in  der  Vomntessachiing  eni> 
haltaien  Thataachen  als  Wahrheit  anÜBtellt  nnd  leicht  einen 
einseitigen  Eindruck  auf  Richter  und  Geschworne  tiegrundet^). 
Oimehin  M  in  Frankreich  selbst  anerkannt^),  dass  die  Grund- 


SS)  Jm  neaen  Codice  de  MalU  Art.  511  ist  ausgesprochen;  dsss 
der  Hof  der  gesteDten  Anklage  nichts  bdfilgen  kann ,  de  potesse 
rendere  piu  grave  il  realo. 

39)  Helie  YL  p.  599  sagt:  n'  ayant  d*aiilre  base,  qoe  Unslnicfion 
pr^alable,  qoi  ne  pent  fonriur  qoe  de  probablfiUs,  eües  ne  pen- 
▼enl  qu*  indiqner  provisoirement  la  natare  des  üdtB  incrimm^ 

40)  Hdie  traite,  Yl.  p.  4i3  hat  sehr  gnt  dies  anerkannt  nnd  be- 
merkt: L'aete  d^aeensalion,  ne  pennet  U  pas  an  ninistere  pnblie  de 
presenter  sans  contradiction  et  sans  eontrole  le»  fliüt  ineriminCs 
au  point  de  Tue,  qni  Ini  senble  le  plus  voi?  In  antorisfr-t-fl 
pas  SB  exposi  ecrit  qne  trop  sonvent  n^est  qaePenveloppa  d^one 
Sorte  de  reqainloire ,  plae^  aoas  las  yeoK  des  joges  et  {ar^ 

41)  HeKe  n  p.  4ia 


411 

hg«  der  AaUflge  aiekt  in  der  Anklagewhrlfty  sondern  im 
met  de  renvol  liegt.  Die  AnUageschrift  soll  die  rechüiehe 
Nalor  des  Verbreehens,  deseen  Anklage  angelaseen  Ist  wid 
äe  Thatsaohen  und  Umsiände,  worauf  das  VerweisiingsiBiheil 
die  Anklage  bante,  vnter  dem  Gesiebtspnnkte,  unter  welehen 
das  Urtiieil  sie  anffasste  (nieht  melir  und  niclit  weniger)  ^^> 
enthalten«  Wie  wenig  dies  in  der  Reditaübong  beobaclitel 
wird  und  beobachtet  werden  kann,  ergiebt  sieh^  wenn  man 
die  Anklageschriften  nälier  prüft,  deren  Fehler  vorafigllck  da^ 
rin  liegen,  dass  der  Staatsanwalt  (dessen  in  s^em  Antrage 
anfgestellte  Ansichten  oft  von  der  Anklagekammer  nicht  ge- 
theilt  werden)  in  der  Schrift  Thatsachen,  die  in  der  AnUafe- 
kammer  nicht  so  au%efa88t  wurden ,  in  einer  seinen  Zwecke 
gemässen  Weise,  darstellt,  Thatsachen,  für  die  in  den  Akte« 
ungenügende  Beweise  sich  finden,  als  Wahrheit  zum  Grunde 
legt,  .  in  einer  (mit  kühner  Phantasie  entworfenen  Interesse 
erweckenden  Darstellung  der  That,  wie  sich  der  Staatsanwalt 
vorstellt,  als  wirklich  geschehen  erzählt,  aus  der  Lebensge- 
schichte des  Angeklagten  beliebig  hereinzieht,  was  den  Glauben 
begründen  kann,  dass  ihm  das  Verbrechen  zuzutrauen  ist  *>), 
(Sründe  zum  Verbrechen  als  Gewissheit  behauptet,  Beweis- 
und  Verdachtsgründe,  selbst  mit  Anführung  der  Namen  der 
Zeugen  und  wörtlicher  Angabe  ihrer  Aussage  aufnimmt.   Auf 


42)  Rien  de  moins  rien  de  plos  sagt  die  französ.  Praius  Trebutien 
p.  365.    Helie  p.  416^ 

48>  tme  gute  Sehilderang  der  EinselUgkeit  und  Leidenschafttichkeit 
der  Anklagesehrifl  in  der  Sache  Laffarge  in  Edinburg  Review 
1842L  Jiily  p.  361.  In  neuerer  Zeit  zeigt  besoodera  die  Anklage- 
schrift in  dem  Prozesse  gegen  Maineri  (&  oben  §.  10  Note  22) 
der  mit  Recht  losgesprochen  wvrde,  wohin  es  führt,  wenn  der 
Staateanwalt,  der  keinen  sichern  Anbaltcpiuikt  hat»  durch  eine 
romantische  SchiMemng  wie  die  Vergiflnng  verübt  sein  soll 
(•wabcend  dies  später  als  grandios  sich  ergieb^  doroh  wUIkörliche 
Annahme  von  Beweggründen  zmn  Verbrechen  und  Cbaraliter- 
a«tailderang«n  in  d  Anklageakte  schaden  kann. 
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diese  Art  ergeben  sich  häufig  grosse  Nachthefle  der  AnUage- 
schriften,  weil  sie  dem  PnUikam  voieflig  (insbesondere  durch 
Veröffentlichang  der  Anklageschrift  ^),  eine  irrige  Ansicht 
aofdrSngt,  Richter  und  Geschworne  irreleitet,  det  Unbefangenheit 
der  Zeugen  selbst  gefilhrlich  wird,  die  Verhandlung  ohne  NoUi 
ausdehnt,  und  auf  die  Wahrsprüche  nachtheOig  wirkt  ^*).  Dies 
wird  um  so  schlimmer,  als  der  Cassationshof  auch  bei  aner- 
kannten Fehlern  der  Anklageschrift  in  der  Regel  keine  Nich- 
tigkeit annimmt  **).  Auf  jeden  Fall  wird  grosse  Vorsicht,  in 
Bezug  auf  die  Abfassung  der  Anklagescliriften  nothwendig. 
Wenn  auch  die  englischen,  schottischen  und  amerikanischen 
indictments  durch  unpassende  Ausdehnung  auf  einzelne  An- 
führungen und  durch  ihren  Formelkram  unzweckmSssig  wa- 
ren ^''),   80  waren  doch  dann  immer  die  Fehler  der  franzSsi- 


44)  Dies  ist  zwar  in  den  sp&teren  Gesetzen  Frankreichs  and  in  meh- 
reren Gesetzen  Deutschlands  verboten,  allein,  wenn  die  Assise 
mehrere  Tage  dauert  und  die  Anklageschrift  vorgelesen  ist,  so 
wirkt  sie  doch  auf  das  Publikum  ein.  Die  Veröffentlichung  der 
leidenschaftlichen  Anklageschrift  gegen  die  Theilnehmer  am  rheln- 
pf&lzischen  Aufstände  von  1849  brachte  damals  eine  durchaus 
schädliche  Aufregung  hervor. 

45)  Massen  in  der  Revue  de  legislation  1837  p.  119.  Mein  Anbatz 
im  Archiv  des  Grim.  1852  S.  413. 

46)  s.  die  Rechtssprfiche  bei  Helie  L  c.  p.  416—31.  Ein  Rechls- 
spraeh  des  belgischen  Cassatlonshofs  v.  16.  Oktb.  1855  (s.  Bei- 
gigue Judiciaire  1856  Nr.  11  v.  7.  Febr.)  erkennt  in  einem  Fall, 
wo  sehriAIicbe  Zeugenaussagen  in  die  Anldageschrifl  aufkom- 
men waren,  dass  dies  tadelnswerth  und  im  Widerspruch  mit  Art. 
317  Code  sei,  der  verbietet  den  Gesehworaen  in  das  Berathungs- 
Zimmer  schrilUlche  Zeugenaussagen  mitzugeben  —  aber  er  ver- 
nichtet doch  das  Urthell  nicht 

47)  Beispiele  eugUscher  indictments  in  meinem  engl  SIrafvert  S.250— 
schottischer  8. 254,  nordameriltanischer  S.  258.  —  Ueber  zweck- 
roSs.  Abfassung  der  Anklageschriften  (in  England  erging  darüber 
ein  verbesserndes  Gesetz  v.  1852;  14.  15  Victor.  Cap.  106)  law 
magazine  1852   Heft  94  p.  66,   wo  die  Wiehtigkeil  det  neuen 


413 

sehen  Sehriften  vermieden«  Am  meisten  verdient  die  Vorachrift 
der  seiiweiserischen  Oesetie  ^)  Nachalimung,  welche  die  An- 
klageschriften auf  ihre  wahre  Bedeutung  aurückführen.  Ein 
Schritt  zur  Erkenntnias,  daaa  diese  Schriften  überhaupt  nicht 
wesentlich  sind  und  ihre  Verfertigung  selbst  nachtheilig  wer- 
den kann  **),  ist  durch  die  Bestimmung  einiger  deutschen 
Oesetse  ^)  gethan ,  nach  welchen  nicht  bei  allen  Strafverfol- 
gungen die  Abfassung  einer  Anklageschrift  gefordert  wird. 

§.    2». 

Verfahren  von  dem  Verweisangserkeontniss   an  bis   zur 
Eröffnung  der  Haaptverhandlnng. 

Zwischen  der  Versetzung  in  den  Anklagestand  und  der 
ErdUhung  der  Hauptverhandlung  kommen  mehrere  gerichtliche 
Handlungen  vor,  welche  die  zweckmässige  Führung  der  Haupt- 
verhandlung vorbereiten  >).  Dahin  gehören  1)  die  Mittheilnng 


Gesetzes  gut  gezeigt  ist  und  von  Amerika  Wharton  trealise  on 
crim.  law  of  the  united  states  1855  p.  147. 

48)  VorzAgttch  Slrafprozessord.  (Qr  ZSrich  {•  206  (dazu  gnt  Rfltümann 
S.  170.  178),  wo  bestimmt  ist:  Es  sind  weder  die  Verdachts- 
grflnde  anznfAhren  noch  irgend  welche  RechlserÖrtemngen  oder 
Gesehichtserzihlnngen  einzoflechten. 

49)  BonnevUle  in  der  Schrift:  de  Tameüiration  de  la  loi  crim.  p.  393 
nennt  die  Anklagenakte  une  formalit^  veritablement  frustra  loire, 
se  dis  plus ,  nne  formalile  noisible.  Auch  v.  Uppeblürch 
(selbst  Oberstaatsanwalt)  in  GoUdammer  Archiv  II.  S.  325  be- 
merkt, dass  darch  die  Anklageschriften  Zeil  und  Mflhe  verwen- 
det, und  dass  sie  an  Interesse  der  AbkOrznng  nnd  unbefangenen 
Verhandiong  vor  Qeschwomen  erspart  werden  könnten. 

50)  Nach  58terr.  St.  P.  0.  §.  217  soll  nur  bei  der  mit  Todes-  oder 
wenigstens  5  jährigen  Kerkerslrafe  bedrohten  Verbrechen  eine 
Anklageschrift  bearbeitet  werden.  Ueber  GrOnde,  ans  welchen 
k.  sachs.  St.  P.  0.  §.  260  keine  Anklageschrift  fordert,  s.  Motive 
zum  Entw.  S.  250. 

i)  In   der   franzOs.  Rechtsspraebe   wird    dies  Verfahren  procedore 
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dM  VerweisiiiigseifoiuitiiiBsefl  und  der  AnkkgeMhifft  an  dw 
Angeklagten,  der  in  KenntniBS  von  der  gegen  flm  zngdaase- 
nen  Anklage  gesetzt  werden  und  die  Möglichkdt  erhalten  moas, 
seine  Vertheidignng'  vorzubereiten  >).  2)  Eine  sirenge  ge> 
forderte  Maassregel  ist  das  VerhOr,  welches  der  Prisfdent  der 
Assise  mit  dem  Angeklagten,  sobald  der  an  den  Site  des  Ge» 
richts,  wo  er  abgenrtheilt  werden  soll,  gebraeht  ist,  abhalten 
mnss  >)  und  zwar  so,  dass  die  Unterlassnng  Nichtigkeit  des 
Verfahrens  bewirkt  *).  Es  dient  fSr  den  Präsidenten  als  gntes 
Mittel,  den  Angeldagten  kennen  zu  lernen  und  besser  die 
Assisen  vorzabereiten  *),  insbesondere  auch  Hindemiase  der 
Verhandlang  za  beseitigen  «nd  neue  Beweiserhebungen  zu 
machen  ^  *).  Ffir  den  Angeldagten,  der  von  dem  Rechte  einen 
Vertheidiger  zu  wählen  und  Nichtigkeitsbeschwerde  zu  erhe- 
ben, in  Eenntidss  gesetzt  wird,  kann  dies  Verhör,  wenn  es 
zweckmässig  eingerichtet  wird^),   ein  wichtiges  Mittel 


tatermediaim  genannt  Morin  Journal  da  droit  erioiiael  1855 
p.  345. 
t)  Der  Coda  Art  242  sehreibt  dar«ber  viele  Föraükhk^lea  vor, 
nut  deren  Baobaoktnng  et  aber  oft  nieht  sehr  streng  gehalten 
wird.  Helie  VI.  p.434  ele.  nnd  über  neoe  Becfatssprtidie  Jour- 
nal du  droit  crim.  1855  p.  346»  47.  s.  noch  VorseUige  wie  das 
Veriahren  abgnkurzt  werden  könnte,  bei  Bonneville  p.  396. 

3)  Code  Art  266^  293—96.   Trebulien  conrs  p.  368. 

4)  Der  Cassationshof  nennt  es  eine  formalite  subatanlielle.  Journal 
du  droit  L  e.  p.  348. 

5)  In  England  kömmt  dies  ii'eilich  nicht  vor,  dort  ist  der  Presi- 
dent, der  oft  am  Abend  vor  der  Sitzung  am  Orte  der  Sitzung 
ankömmt,  und  nur  die  kurzen  Anklageschriften  (und  summar. 
Untersuchungsakten)  einsehen  kann,  oft  nicht  so  vorbereitet, 
aber  seine  Stellung  ist  eine  Andere. 

5  a)  Mein  Aufsatz  im  GerichUsaal  1849  n.  S.  391. 

6)  Leider  wird  es  oft  nur  als  Formalität  behandelt  und  der  Cassa- 
tionsbof  begnfigt  sich,  wenn  nur  dargethan  ist,  dast  der  Präsi- 
dent ein  sogenanntes  Verhör  hielt    Jonmal  c  p.  349. 
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«Oden,  sieh  über  Ae  Assclnüdigiiag  oodi  bcwir  ma  erkUrea, 
masehe  in  den  Akten  voekommende  AufieekknuBgen  zn  be- 
kSmpfen  oder  nt  beriehtigea  nnd  den  Präsidenien  auf  neue 
Beweise  deren  £rfaebiuigdieeffir  anordnen  kann,  anfmerksam  an 
machen  "V).  8)  Cün  wichiiger  Punkt  kt  die  AulateUung  eines 
Vertheldigera.  Während  in  England  dafür  dnrch  das  Oesete 
gar  nidit  gesorgt  wird  (obwohl  Präsidenten  oderFreonde  «nd 
wohlwollende  Personen  nicht  selten  dafür  wirken,  dass  ein 
Vertheidfger  «nfgesteUt  wird),  so  dass  Alles  nnr  von  dem  Wil- 
len des  Angeklagten  abhängt  *),  fordern  französische  nnd  ita- 
lienische deutsche  Gesetze  ^o),  dass  in  schworgerichUichen 
Fällen  ein  Vertheidiger  anligestellt  sein  muss,  der  Angeklagte 


7)  In  den  deutschen  Gesetzgebungen  ist  die  franz.  Vorscbriß  nach- 
geahmt i  aber  oft  nicht  genug  gewürdigt.  —  Gut  baier.  Gesetz 
§.  116.  137  noch  gross,  hess.  111,  badisches  {.  88.  Auch  in 
Italien  Codke  de  Sardegna  Art.  S76  ist  dies  VerhSr  vorgeschrie- 
ben, 8.  auch  Codice  de  Modena  252. 

8)  Mein  englisches  Strafverfahren  S.  299,  von  Schottland  S.  302, 
V.  Nordamerika  S.  303. 

9)  Wenn  Torrent  in  der  Zeitschrift  für  ansl.  Gesetzg.  XXVm.  S.  130 
zu  zeigen  sucht,  dass  der  Angeklagte  durch  diesen  Mangel  förm- 
licher Verthddigung  nicht  leide,  so  stimmt  dies  weder  mit  mei- 
nem Erfahrungen  noch  mit  den  Erklärungen  der  Zeugen  im  re- 
port  on  public  pros.  überein. 

10)  Code  Art  294;  erweitert  ist  dies  Recht  durch  Gesetz  v.  22.  Juni 
1851  Über  assistanze  jndiciaire,  baier.  Gesetz  §.  118 — 121  (in  al- 
len schwurger.  Fällen  mnss  ein  Vertheidiger  aufgest^t  sein); 
Thflring.  Ges.  v.  1854  f.  39;  Preuss.  Ges.  v.  1849  Art.  60  (bei 
schweren  Verbr.  noihwendig;  Franz  der  Preuss.  Strafprozess 
8.  71);  Oesterr.  St.  P.  0.  v.  1853  Art.  213  (nolhwencMg  bei  Ver- 
brechen, worauf  Tod  oder  5  Jahr  Kerker  steht);  kÖnigL  sächs. 
Alt.  38  (bei  Verbr.  die  mit  Arbeitshaus-  von  4  Jahr  oder  Zucht- 
haus- oder  Todesstrafe  bedroht;  Schwarze  C^m.  S.  90);  in  Ita- 
lien (Codice  de  Sardegna  Art  362)  «ind  die  avocati  dei  po- 
veri  schiddig  zu  vertbei^en.  —  Sbaito  im  Codiee  di  Malta. 
Art  484. 
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aufgefordert  wird  j  zur  Wahl  und  nur,  wenn  er  nieht  wihll, 
der  Präsident  einen  soldien  aufstellt.  Die  Wahl  des  Ange- 
klagten ist  zwar  dabei  regelmässig  frei,  aber  doch  Viel  Yon 
dem  Präsidenten  abliängig  ii).  Auch  begnügt  sich  die  Redits- 
übung  nur  zu  leicht  damit,  dass  ein  Vertheidiger  (wenn  auch 
spät)  ^^)  aufgestellt  wird  und  ist  selbst  zufirieden,  wenn  nur  ein 
Vertheidiger  aufgestellt  war ,  obgleich  er  in  der  Sitzung  sich 
entfernt  »}. 

Dem  Vertheidiger  steht  das  Becht  zu,  sein  Mittel  zur 
guten  Vorbereitung  der  Vertheidigung  anzuwenden  *^).  4)  Zur 
Vorbereitung  der  Hanptverhandlung  gehört,  dass  dem  Ange- 
Idagten  rechtzeitig  i^),  a)  Abschriften  wesentlicher  Akten- 
stOcke,  b)  die  Liste  der  Qeschwomen,  c)  die  Liste  der  YOn 


11)  Nach  Code  295  luum  ausser  den  Advokaten  am  Gerichte  em  Ver- 
wandter oder  Freond  des  AngekL  nur  gewAhlt  werden,  wenn 
es  der  Präsident  erlaubt  (Trebntien  p.  370) ,  ebenso  im  baier. 
Gesetz  §.  119.  —  hi  Prenssen  Crim.  0.  433.  63  ist  der  Kras 
der  zu  Wählenden  beschränkt  Ein  1862  auf  freiere  Wahl  ge- 
richteter Antrag  wurde  abgelehnt  Franz,  Preoss.  Proz.  S.  75). 
In  Oeslerr.  8t  P.  {.  214  wird  eine  Vertheidigerliste  angelegt, 
woraus  gewählt  werden  mnss.  Nach  s&chs.  P.  0.  Art  40  lito- 
nen  nur  Advokaten  Vertheidiger  sein. 

12)  Mit  Recht  zeigt  Trebntien  p.  369,  wie  nachtheilig  es  Ist,  wenn 
knrz  vor  der  Sitzung  der  Vertheidiger  aoTgestelit  wird. 

13)  Rechtssprfiche  v.  27.  Mai  1847 ,  v.  13.  April  1848. 

14)  z.  B.  Akteneinsicht,  freie  Unterrednng  mit  dem  Angeklagten 
ohne  Bebein  einer  Gerichtsperson. 

15)  Nach  dem  Code  Art  315  mnss  Mlttheilnng  geschehen  24  Stun- 
den vor  der  Yemehmnng  der  Zeugen  und  nach  395  die  Liste 
der  Geschwomen  la  veille  du  Jour  determin^  pour  la  formalion 
du  tahlean.  Ueber  die  Auslegung  entsteht  in  der  Praxis  viel 
Streit,  besonders  weil  im  Art  395  Nichtigkeit  gedroht  ist,  wenn 
die  Mitlheilnng  der  Liste  plut  tot  geschieht  Trebntien  p.  372. 
Man  hat  das  oft  (sonderbar  genug)  darauf  bezogen,  um  den 
sonst  mögliehen  Einwirkungen  auf  Geschwome  vorzubeugen. 
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dem  Staatsanwälte  YorgeBeUageuen  Zeugen  mitgetheUt  werde« 
In  der  Rechtsübnng  ergiebt  sich,  dass  die  Unterlassung  der 
Einhaltung  gesetzlich  vorgeschriebener  Fristen,  was  dem  An- 
geklagten oft  nachtheilig  sein  Isann,  keine  Nichtigkeit  nach 
sich  zieht  ^).  Während  in  England  die  Bestimmung,  welche 
Anschuldigungszettgen  vorzuladen  sind,  nur  von  dem  Anklfi* 
ger  abhängt  >^,  in  Frankreich  der  Staatsanwalt  die  Liste  sei» 
ner  Zeugen  allein  entwirft  und  mitthcilen  lässt,  haben  manche 
deutschen  Gesetze  >9)  ein  anderes  Verfahren  angeordnet  (um 
der  Vorrufung  unnöthlger  Zeugen  vorzubeugen) ,  in  so  ferne 
das  Gericht  zu  bestimmen  hat,  welche  Zeugen  und  Sachver- 
ständige vorzuladen  sind  **).     5)  In    diesen  Abschnitt  gehört 


16)  Es  ist  riehtig,  dast  in  sehr  vielen  Fällen  der  Angeklagte ,  wenn 
er  auch  die  Listen  später  erfährt  gar  keinen  Nachtheil  hat;  allein 
zuweilen  tritt  doch  Nachtheil  ein,  weil  dem  Vertheidiger  die 
Mdglichkeit  genonnnen  ist,  die  oft  schwierigen  Erkundigungen  uher 
Zeugen  und  Geschwome  (wichtig  wegen  Erklärungen  gegen  sie) 
anzustellen.  In  Preussen  (Goltdammer  IL  S.  799  wurde  erkannt, 
dass  die  Verspätung  der  Zusendung  der  Geschwomenliste  keine 
Kchtigkett  bewirkt 

17)  Die  Namen  der  vorgeladenden  Zeugen  werden  vom  Ankläger 
sogleich  auf  das  indictment  gesetzt  In  Schottland  mnss  mit  der 
Anklageschrift  der  Kronanwalt  14  Tage  vor  der  Sitzung,  die 
liste  der  Zeugen,  der  Urkunden  und  Geschwomen  mittheilen. 

18)  z.  B.  Oe^rr.  Sirafprozessord.  §.  200.  In  Italien  folgen  die  Ge- 
setzbücher, z.  B.  Codice  di  Sardegna  Art.  386  dem  franz.  Code. 
Merkwürdig  ist,  dass  in  dem  report  on  public  prosecutor  (zur 
Frage  728.  793  sehr  geklagt  wird  über  die  Vormfung  so  viel 
nnnölhiger  Zeugen  —  und  auf  der  andern  Seite  (pag.  44) ,  dass 
oft  die  Anwälte  nothwendigc  Zeugen  nicht  vorladen  aus  Furcht, 
dass  der  Richter  die  Kosten  nicht  zubilligt 

19)  Diese  Einrichtung  ist  sehr  bedenklich ,  weil  dadurch  dem  Ergeb- 
nisse der  Yorunters.  eine  zu  grosse  Bedeutung  beigelegt  wird; 
weil  es  auch  dem  Gerichte  nicht  wohl  möglich  ist,  voraus  zu 
bestimmen  (z.  B.  bei  Anzeigenbeweis)  ob  ein  Zeuge  oder  Sach- 
verständiger für  Begründung  der  Anklage  wichtig  sein  wird.  — 

mtteraiaier,    Straf rerfahren.  27 
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aoch  die  FeMteUimg,  welche  Zeugen  ak  EnOaeiimgeteiigeB 
Torgenifeii  weiden  solleD.  Wibrend  in  EagUoid  snm  grofisen 
Nachtheil  fBr  die  Reditqiflege  ee  die  Sache  des  AngeUagten 
ist,  die  Vorrofimg  sdner  Zeugen  sn  bewiriien,  in  SchotÜaDd 
nnd  Irland  der  Kronanwalt  hereitwlUig  auch  die  Stelhing  der 
Endaatongssengen  anordnet^),  in  Frankreich  die  Sechtsfibting 
Ae  Sitte  beweist,  daas  der  Staatsanwalt  die  Enthatongszengea 
auf  seine  Liste  ndune  'Oi  b^ben  dentache  Oesetce**)  es  von 


Das  bsier.  GeMtc  §.  128  tchfienl  sich  an  dan  Coda  an.  Nadi 
bad.  GesoU  §.  86  bestimmt  das  Ho%eriebt,  wdche  Zeugen  vad 
Sachverst  vorzuladen  sind.  Naeh  Oeslerr.  SL  P.  S-  200  bezeiehnet 
das  Gericht  die  Zeugen,  wenn  ne  nach  dem  Ergebnisse  der 
Untarsachnng  Ifir  die  kinfiige  Entseheidong  von  weaentliehea 
Hutzen  sein  iLöanen. 

20)  Hier  zeigt  rieh  der  Vorlheil  ftffcndicher  Ankläger  im  Gegensätze 
des  Sjstems  der  PiivatanUag«.  In  England  wird  schwer  ge- 
klagt (rcpoft  Ott  pnUie  ptooeeotor  p.  t4  163)«  daas  der 
arme  Angakkgte  keine  Mittel  hat,  die  SteDnng  von  Indasbmgt- 
scagctt  sn  bewirken.  Dagen  beztagen  der  sdiotOsdie  nnd  ir- 
ländische Kronanwalt,  dass  sie  regehoSssig  Zengen  detao  Std- 
tamg  der  Aagsklagte  wSnsclit  aaf  Ihre  liste  nehmen. 

21)  Code  Art 321  deutet  dies  an.  IHe  Sitte,  wonadi  der  Staats- 
anwuh  auch  die  Endastungsaengen  vorladen  liest,  bezeugt  Tre- 
buiica  p.  405.  Nach  dem  Gesetze  v.  2t  Janaar  1851  Art  90 
kann  derPrisidettt  noehZeugen,  die  ihm  der  dirftfge  Angeklagte 
beaelehnei,  vorladen  hMsen,  wenn  er  ihre  Anssagcn  als  nfitslich 
ifir  Entdeckung  der  W^rfaeit  htiL 

22)  Nach  baier.  Geseia  §.  129  hat  der  Ang^kgte ,  wenn  er  Zeugen 
vorzukden  wAnscht,  an  den  Präsidenten  sich  zu  wenden,  der, 
wenn  der  Angeklagte  die  Kosten  erlegt,  die  Zeugen  vorladen 
mnss,  ausserdem  dann,  wenn  die  Abhdr  ihm  fiyrderlidi  fBr  Auf- 
klärung tffsdieint  Nach  bad.  Gesetz  (.  86  hat  der  Aagaklagte  Un- 
nen  8  Tilgen  von  der  MittheOhmg  der  Anklageschrift  an,  bei  dem 
Holgcridit  um  Vorhdung  seiner  Zeugen  zu  bittun,  waa  bewOligt 
wird»  wenn  das  Gerieht  die  Thataache,  worfiber  sie  vernommen 
werden  sollen,  Or  erheblich  hSlt  (das  Bedenkliehe  dieser  Vor- 
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den  Ckriohtt  «bb&iig%  gemaohti  ob  e«  die  Vofladmig  der 
Ton  Vertheidiger  beieiehneten  Zeugen  annordnen  füt  nöthig 
findet.  Eine  groflBe  Be8chr8Dkiing  der  Freiheit  der  Verthel- 
dignng  kann  ^onüglkh  dadoreh  herbeigeführt  werden,  wenn 
aaeh  in  Being  auf  die  Vorladung  der  Sachverständigen  der 
Vertheidiger  gehindert  ist,  aUe  Uun  geeignet  scheinenden  Sadir 
verständigen  yoranladen.  Die  Erwägung,  wie  sehr  die  Be- 
weiskraft der  Sachverständigen  von  einer  Kette  von  Vermu- 
thungen  abhängt**),  und  es  hier  auf  Meinungen  ankömmt, 
bei  welchen  ein  grosser  Widerstreit  der  Ansichten  um  so  mehr 
bemerkbar  ist  **} ,  je  mehr  die  Naturwissenschaften  in  be- 
ständigem Fortschritte  sind,  fiihrt  zur  grössten  Begünstigung 
der  Vorladung  von  Sachverständigen  durch  den  Vertheidiger^*) 
und  macht  ebenso  die  Ansicht  bedenklich,  nach  welcher  man- 
che Gesetze^*)  es  von  dem  Präsidenten  abhängig  machen,  ob 


tehrift  habe  ich  gezeigt  im  Magazin  fOr  bad.  Recht  I.  B.  435).  — 
Sbenso  besümmt  nach  österr.  St  P.  0.  f.  226  dss  Gericht,  wel- 
che Entkutungstetigen  vorzuladen  sind.  — >  Aehnliehes  vernordnet 
(aber  doch  gflnstiger  fftr  die  Angeklagten)  die  k  s&cha.  8t.  P.  0. 
$.  261. 

23)  Meifi  Aufsatz  In  Geltdammer  Archiv  fQr  Preuss.  Strafreeht  I.  Tbl 
8.  21.  107.    Arnold  im  Archiv  des  Crim.  1855  S.  500. 

24)  Si  glebt  kaum  eine  wichtige  Frage  in  der  gerichtliehen  Medicin 
und  Chemie,  ia  wekher  nicht  ein  solcher  Widerstreit  sich  zeigt, 
der  sieh  daraus  erklärt,  dass  ein  Sachverstfindiger  mehr  als  ein 
Anderer  selbst  Erfahrungen  machte ,  neue  Forschnngen  kennen 
lernte ,  mit  Voiliebe  mehr  sich  mit  einen  gewissen  Gegenstand, 
z.  B.  mikroskopischen  Untersuchungen  beschftfligt. 

26)  Mein  Aufsatz  8.  127.    Arnold  8.  519. 

26}  z.  B.  nach  Zfircher  Gesetzg.  $.  68;  nach  badischem  Gesetz  v. 
1851  $.  86  soll  das  Hofgericht,  nach  hannöv.  Proz.  0.  $.142 
der  Präsendent  entscheiden,  s.  dagegen  mein  Aufsatz  in  Golt* 
dammer  I.  S.  128  and  in  Zentner  Magazin  für  badisches  Recht  I. 
S.  128.  In  vielen  Fällen  kann  der  Vertheidiger  dem  Präsidenten 
voraos  nicht  angeben,  warom  er  andere  Sachverständige  heim- 
zieht.   Oft  mnsi  er  es  thon,  weil  er  sieht,  dass  der  Staatsan« 

27» 
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der  in  Antrag  gebrachte  Sachverständige  vorgeladen  werden 
soll,  als  es  znr  Einseitigkeit  führt,  wenn  man  die  Analogie 
von  den  Zeugen  hier  anwendet  ^  oder  die  von  dem  Staats- 
anwälte vorgeladenen  Sachverständigen  als  diejenigen  betrach- 
tet, welche  zur  Begrfindnng  der  Anklage  verpflichtet  sein 
sollen  **). 


walt  sich  mit  der  Vorletong  des  Gutachtens  eines  berflhmten 
Sachverständigen  begnägen  "will,  oder  weil  er  die  Einseitigkeit 
der  Ansichten  der  vom  Staatsanwälte  zugezogenen  SaehversL 
kannte. 

27)  In  Frankreich  enth&lt  der  Code  nichts  vom  Beweise  durch  ez- 
perts;  man  behandelt  sie  wie  Zeugen,  und  der  Staatsanwalt 
setzt  sie  (regelmässig  auch  die  von  dem  Vertheidiger  beantragten 
Sachverständigen)  auf  die  Zeugenliste.  Immer  mehr  aber  erkennt  in 
Frankreich  die  bessere  Ansicht,  dass  die  Analogie  v.  Zeugen 
nicht  passL  Bonnier  traitd  des  preuves,  edition  1862  p.  82. 
lieber  die  neuen  deutschen  Gesetze  Nachweisungen  in  Goltdam- 
mer  Archiv  I.  S.  11 — 14.  Die  Rechtsnbung  in  Deutschland  be- 
gflnstigt  die  Vertheidigung  in  Bezug  auf  Vorladung  von  Sach- 
verständigen.   Goltdammer  S.  127. 

28)  £s  muss  der  Grundsatz  erkannt  werden,  dsss  die  Sachverstän- 
digen nur  dazu  dienen ,  den  Staatsrichter  und  Geschwomen  die 
nöthigcn  Materialien  in  Fällen  zu  liefern,  in  welchen  technische 
Aufklärungen  zur  Beurtheilung  einer  Frage  noth wendig  werden. 
Die  Sachv.  des  Staatsanwalts,  wie  die  des  Vertheidigers  haben 
die  nämliche  Aufgabe ,  und  durch  Beiziehung  der  letzten  soll  die 
Einseitigkeit  des  Eindrucks  durch  Uebergewicht  einer  Ansicht 
vermieden  werden.  Mein  Aufs,  in  Goltdammer  I.  S.  127,  daher 
hatte  auch  das  badische  Oberhofgericht  mit  Recht  den  Antrag 
eines  sachverständigen  Vertheidigers  als  unzulässig  er- 
klärt Goltdammer  S.  128. 


VI.    Das  Verfahren  in  der  Hauptverhandluog* 

§.    30. 

Charakter  der  Hauptverhandlung  nach  Verschiedenheit 
der  Anffassnng  in   den   verschiedenen   Gesetzgebungen. 

Die  HauptverhandluDg  entspricht  nnr  dann  den  gerech- 
ten Forderungen,  wenn  sie  an  dem  Grundgedanken  festhält, 
dass  nur  sie  das  eigentliche  Strafverfahren  enthält,  und  das 
ürtheil  nur  auf  die  in  diesem  Verfahren  förmlich  und  unter 
der  Mitwirkung  der  Betheiligten  erhobenen  Beweise  gebaut 
werden  kann,  wenn  das  Verfahren  zugleich  mit  Achtung  der 
für  den  Angeklagten  sprechenden  Vermuthung  der  Unschuld 
und  mit  Durchfülirung  des  Grundsatzes  der  Gleichheit  der 
Waffen  der  Anklage  und  Vertheidigung  als  Versuch  erscheint^ 
die  in  der  Anschuldigung  behaupteten  Thatsachen  auch  gegen 
die  möglich  gemachte  Vertheidigung  als  gewiss  nachzuwei- 
sen,  und  wenn  sie  so  geordnet  ist,  dass  darin  alle  zur  Ur- 
theilsfallung  über  die  Anklage  gehörigen  Thatsachen,  aber 
auch  nur  diese,  so  vorgebracht  werden,  dass  dem  urthei- 
lenden  Richter  diese  ürtheilsfallung  möglichst  erleichtert  wird. 
Es  ist  nicht  schwierig  zu  erkennen,  dass  die  Hauptverhand- 
lung, wie  sie  in  England,  Schottland,  Amerika  durchgcftthrt 
Ist,  (auch  in  jedem  dieser  Länder  mit  Verschiedenheiten)  einen 
anderen  Charakter  hat,  als  die  französische,  und  diese  wie- 
der von  einer  italiänischen  oder  deutschen  (in  Deutschland 
selbaC  verschieden  nach  den  einzelnen  Gesetzgebungen)  sich 
unterscheidet    Diese  Verschiedenheiten  häpgen  ab ;  I.  davoui 
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ob  die  ürtheilfifällang  nur  den  Staatolchtern,  oder  Oesehwor- 
nen  fibertragen  iat.  Wenn  anch  beide  YerCahrungsarten  im 
Wesentlichen  gemeinschaftliche  Merkmale  haben,  da  der  Zweek 
des  Verfahrens  und  die  Mittel  bei  beiden  Formen  die  nfim* 
liehen  sind ,  ist  es  doch  begreiflich ,  dass  manche  Handlnngeui 
welche  in  der  yor  Oeschwornen  geführten  Verhandlang  noth- 
wendig  werden ,  z.  B.  der  Schlnssvortrag  des  Präsidenten,  die 
Fragestellung  (mit  der  oft  ausgedehnten  Verhandlung  über 
die  Stellung  der  richtigen  Fragen),  das  Verfahren  tiberRfick- 
Sendung  der  Geschwornen  da  wegfallen ,  wo  Staatsrichter  ent- 
scheiden; yor  welchen  auch  manche  Ausdehnungen  der  Ver- 
handlung unnöthig  werden,  die  man  aus  Misstranen  gegen 
die  Geschwornen  für  nöthig  hält,  um  sie  au  belehren  oder 
tu  warnen,  z.  B.  Bemerkungen  dea  Staatsanwalts  oder  Er- 
mahnungen des  Präsidenten  ^) :  IL  Eine  andere  Verschiedezh 
heit  der  Hauptverhandlung  wird  dadurch  begründet,  je  folge- 
richtiger in  ihr  der  Grundsatz  durchgeführt  ist,  dass  nur  anf 
den  Grund  der  darin  erhobenen  und  yerhandelten  Beweiae  die 
Urtheilsfällung  geschehen  darf  (s.  B.  in  England)  im  Qegen- 
satce  derjenigen  Gesetzgebungen,  welche  auch  auf  die  Auf- 
zeichnungen in  den  Akten  der  Voruntersuchung  Rücksicht  zu 
nehmen  gestatten  ($.  22)  ^).  In  (Gesetzgebungen  der  letzten 
Art  erhält  die  Uauptverhandlhng  eine  grosse  Auadehnu^g 
durch  die  beständigen  Vorhaltungen  der  abweichenden  Aus- 
sagen in  der  Voruntersuchung  an  Angeklagten  und  Zeugen, 


1)  Man  bemerkt  leicht,  dass  in  dem  Verfahren  vor  Staalsrichteo, 
wenn  diese  nur  nach  innerer  Ueberaengong  nrflieflen  sollen, -  an 
keine  gesetzliche  Beweistheorie  gebunden  sind,  keine  Entschei- 
dongsgründe  zu  geben  haben,  eine  andere  Richtung  hervortritt, 
als  da,  wo  gesetzliche  Beweisregehi  binden  (z.B.  in  Oesterreieh), 
oder  wo  Entscheidungsgrflnde  zu  geben  rind  (z.  B.  in  den  Nie- 
derlanden, in  Italien). 

2)  Vorzüglich  wenn  man  die  Hauptvethandlong  nur  als  Seht« sa- 
verhandlnng  erUiii 
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wd  dnrob  die  dadureb  bervorgemfeiieB  Verbanidhuigeii  über 
die  Zoläeeigkeit  und  Bedeutung  solcher  Vorleeuugeii,  wUirend 
in  England  alle  solchen  Berufungen  auf  Akten  der  Vorunter* 
fuchnng  wegfallen.  IIL  Vorztiglioh  wird  die  Vereehieden- 
heit  des  Verfahrene  begrttndet  durch  die  Verschiedenheit  der 
Stellung  und  den  Umfang  der  Befugnisse  der  Personen »  wel- 
che in  dem  Verfahren  sur  Herstellung  der  Walirbett  thätig 
sind.  Insbesondere  liängt  der  Charakter  des  Verfahrene  ab 
A)  von  der  Stellung  des  Vorsitzenden.  Zwei  Grundrich« 
tungen  lassen  sich  hier  unterscheiden ,  je  nachdem  a)  nach 
dem  englischen ,  schottischen  System  der  VorsitEende  dadurchi 
dass  er  weder  den  Angeschuldigten  noch  Zeugen  verhört  vor 
allen  Versuchungen,  durch  die  Art  der  Vernehmungen  ge-p 
wisse  Aussagen  su  erlangen  bewahrt,  und  ohne  Befugnisse 
Beweismittel  zu  benützen,  welche  nicht  der  Ankläger  oder 
Angeklagte  vorbrachte,  nur  die  Stellung  hat,  die  Verhandlung 
zu  leiten,  dem  Herebziehen  gesetzlich  nicht  gestalteter  Be- 
weise ,  oder  dem  Bemühen  der  Benützung  vSUig  ungeeigneter 
Erhebungen  oder  der  Fortsetzung  grundloser  Anklagen,  oder 
der  Stellung  gesetzlich  unzulässiger  Fragen  entgegenzuwiikeB 
und  am  Schlüsse  die  Geschwomen  geeignet  zu  belehren, 
b)  Im  Gegensätze  hievon  hat  der  französ.  und  deutsche  Vor* 
sitzende  in  den  vor  den  Assisen  verhandelten  Fällen*)  die 
Befngniss  der  Vernehmung  der  Angeklagten  und  Zeugen,  und 
übt  überhaupt  die  sogenannte  (in  $.  33  zu  erörternde)  dlskre- 
tioBSre  Gewalt^),  so  dass  es  von  ihm  abhängt,  beliebig  alle 
Mittel  anzuwenden,   die  er  zur  Entdeckung  der  Wahrheit  für 


3)  In  den  Verhandluigen  vor  den  korrektioneilen  Fftllen  ist  die 
SteUnng  des  Präsidenten  eine  besehränktere »  da  er  darin  nicht 
die  dUkretioDäre  Gewalt  hat    Trebnlien  TL  p.  491. 

4)  Der  Code  Art.  268  bezeichnet  diese  Gewalt  so,  dass  kraft  der- 
selben le  President  pourra  prendre  sor  lui  tont  ce  qa*ii  crolra 
BÜle  poor  d^convrir  la  veiit^,  la  loi  charse  son  honnenr  et  sa 
eonadeoce  d'employer  tooa  sss  eflorts  poor  en  fiavoriser  la  mani- 
festation. 
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nützlich  hält,  daher  er  oft  in  der  besten  Absicht  nach  seinem 
schranlcenlosen  Ermessen  der  Verhandlung  eine  grosse  Aos- 
debnnng  geben  kann ,  um  so  mehr  als  er  befngt  ist  auch  Zea« 
gen   (and  Sachverständige)  deren  Vorladung  nicht  beantragt 
war,  von  Amtswegen  vorznmfen  (Code  ari  269),   während 
er  (Art.  270)  jeden  Antrag  znrüclcweisen  Icann,  von  welchem 
er  glaubt,   dass  dadurch   die  Verhandlung  verlängert   würde, 
ohne  dass  davon  für  das  Ergebniss  eine  grössere  Gewissheit 
erwartet  werden   darf.    B)  Nicht  weniger  wird  der  Charakter 
der  Hauptverhandlung  bestimmt  durch  die  Stellung  des  An- 
klägers,   a)  Am  meisten  erhält  das  Verfahren,   da  wo  ein 
Privatankläger  auftritt  das  Merkmal  der  Gleichheit  der  Waffen 
der  Anklage   und  der  Vertheidigung  und  begründet   die  das 
Vertrauen   erhöhende  Ueberzeugung,   dass  keine  Uebermacht 
des  Anklägers  nachtheilig  wirken  kann,  während  b)  dies  sich 
da  ändern  kann,   wo  ein  öffentlicher  Beamter   die  AnUage 
durchführt;  jedoch  wieder  in  der  verschiedenen  Richtung,  je- 
nachdem   das  Gesetz  (wie   in  Schottland  und  Amerika)  auch 
dem  Staatsanwalt  keine  grösseren  Befugnisse  zuerkennt,  als 
dem  Privatankläger,  so  dass  der  Grundsatz  die  Gleichheit  der 
Waffen  gesichert  ist,  oder  der  Staatsanwalt  als   ein  hochge- 
stellter Beamter  handelt  z.  B.  nach  französ.  Code  der  als  sol- 
cher eine  Macht  entfalten  kann ,  durch  welche  es  von  ihm  ab- 
hängt ,  Beweise  vorzubringen ,  auf  die  Erhebung  der  Beweise 
zu  wirken,    zu  jeder  Zeit  Bemerkungen  darüber   zu  machen, 
seine  Stellung  als  Beamter  auf  eine  den  Ausgang  des  Pro- 
zesses oft  wesentlich  bestimmende  Weise  geltend  zu  machen« 
C)  Von  Einflnss  ist  aber  ^)  auch  die  Stellung  der  Vertheidi- 
gung, je  nachdem  a)  die  zu  einer  unparteiischen  gerechten 
Vertrauen  erweckenden  Verhandlung   nothwendige  Gleichhdt 
der  Waffen  schwer  verletzt   werden  kann,  wenn  der  Ange- 


5)  c.  B.  AntrSge  xn  stellen,  die  ihm  als  Beamter  nicht  leicht  abge- 
schlagen werden,  Urkunden  vorzulesen,  die  Verhaftung  eines 
Zeugen  zu  bewirken. 
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schuldigte  keinen  reehisgelelirten  Vertheidiger  hat,  dem  mSeh- 
tigcn  gewandten  Staatsanwälte  gegenüber  allein  die  Verthei- 
dignng  fülirt  und  daher  häufig  nicht  im  Stande  iat  *) ,  genü« 
gend  die  Nachtheüe  abcnwenden  7),  welche  die  Einseitigkeit 
der  Verhandlung  nnd  der  mangelnden  Sorgfalt  itir  Entlaatunga- 
beweia  herbeiführen  Icann.  b)  Wo  aber  aach  rechiBgelehrte 
Vertheidiger  beatellt  dnd,  hängt  der  Charakter  der  Hauptver- 
liandlnng  dayon  ab,  ob  der  Vertheidiger  die  Bedeutung  seiner 
Stellung  gehörig  auffasst »)  und  mit  Eifer  thätig  ist  und  ob  das 
Gesetz  die  Gleichheit  awischen  Ankläger  und  Angeklagten 
durchfährt '). 

IV.  Der  Character  der  Hauptverhandlung  ist  in  den 
Gesetzgebungen  ycrschieden,  nach  der  Richtung,  mit  welcher 
die  Anklage  aufge&sst  wird  und  zwar  in  dreifacher  Hinsicht. 
A.  Jenachdem  das  Gesetz  und  die  Becbtsübung  streng  den 
Grundsatz  durcliftihren,    dass   der   AngeMagte  so  lange  als 


6)  Der  nicht  rechtsgebildete  Angeklagte  ist  nicht  im  Stande ,  die 
Trageweite  mancher  Erklärung  oder  eines  Antrags  des  Staats- 
anwalts  imd  den  Einflnss  anf  die  Entscheidung  einzusehen;  er 
schweigt  daher  zu  manchem  Antrage  z.  B.  wegen  Vorlesung 
von  Aassagen ;  er  kann  an  Zengen  und  Sachverständige  nicht 
die  rechten  Fragen  stellen. 

7)  Dies  zeigt  sich  klar  in  England,  wo  bezeugt  wird,  dass  b&uflg 
durch  Begnadigung  nachgeholfen  werden  muss ,  weil  sich  später 
ergiebt,  dass  wichtige  Enüastungsbeweise  unberücksichtigt  blie- 
ben. Auffallend  ist,  dass  in  der  Schweiz  so  oft  Angeklagte 
ohne  Vertheidiger  erschdnen.  In  Bern  bestimmt  das  Gesetz  v« 
12.  März  1853,  dass  dem  Angeklagten,  Kapitalfälle  ausgenom- 
men, amtlich  kein  Vertheidiger  bestellt  werden  soll 

8)  Es  ist  zu  beldagen,  dass  dies  häufig  nicht  genug  geschieht,  weil 
viele  an  die  alten  Formen  gewöhnten  Vertheidiger  mit  einer 
Schlussvertheidigung  ihre  Pflicht  gethan  zu  haben  glauben.  In 
England  kommen  häufig  2  Vertheidiger  vor,  von  welchen  der 
Eine  das  Zeugenverbör  leitet  und  der  Andere  die  Vorträge  hält. 

9i  Z.  B,  wegen  des  Rechts  des  Vcrtheidigers  unmittelbar  Zeugen 
XU  befragen. 


flohuldlof  beliMidelt  werden  mme,  bie  der  Bewelfl  der  Sehidd 
gegem  ihn  geführt  ist,  so  dasa  die  Verhandlung  nur  den  Cha- 
rakter des  VerSQchs  des  Anklägers  hat,  durch  Erhebung  und 
Bentitaang  alier  Beweise  die  Urtheiler  von  der   Wahrheit  der 
behaupteten  Schuld  au  überseugen,  oder  ob  die  Recbtaübuag 
darum  dass  die  Anklage  von  einem  streng  prüfenden  Geiichte 
zugelassen  worden  ist,  schon  gegen  die  Angeklagten  eine  un- 
günstige y ormuthung  annimmt,  die  den  Glauben  an  die  Wahr- 
heit der  Anklage  begründet.    W&hrend   nach  der  ersten  An- 
rieht (in  England,  Schottland)  der  AnkU&ger  überall  nur  aus- 
spricht, dass  er  versuchen  werde,  gewisse  Thatsachea 
SU  beweisen  und  den  Oeschwornen  überall  eingeschärft  wird, 
keinen  Wahrspruch  der  Schuld  au  erlassen,  wenn  ein  vemünf* 
tiger  Zweifel  daran  übrigt ,  während  daher  der  Ankläger  sich 
hütet,  die  Thatsachen  der  Schuld   als  erwieseu  aofauatellen, 
werden  nach  der  aweiten  Ansicht  (in   Frankreich)  sehim  in 
der  Anklageschrift  die  Anschuldigungsthatsachen ,  wie  sie  aus 
den   Akten  der  Voruntersuchung  sich  ergeben,   als   gewiss 
hingestellt  i<»)  und  vom  Staatsanwalt  in  seiner  Einleitu^gsrede 
behauptet,  aber  auch  vom  Vondtaenden  die  Fragen  ao  einge- 
richtet, dass  der  Angeschuldigte  nur  beiragt  wird ,  was  er  zu 
der  (vom  Vorsitaenden  auf  den  Grund  der  Voruntersuchungs- 
akten  als  wahr  angenommenen)  Thatsache  zu  erwiedern  habe. 
D^ese   zweite   Ansicht   ist  geeignet,    bei   den    Gcschwomen 
und  den  übrigen  Zuhörern  ^^  leicht  den  Glauben  zu  erwedceji, 
dass  die  Vorhaltung  des  Staatsanwalts  wahr  ist  und  der  An- 
geklagte nur  grundlose  Ausflüchte  vorbringe.    B)  In    ehier 


10)  Man  darf  nieht  unbeachtet  laeeea  ,  dass  In  Fraakreieh  d#s 
hör  mit  dem  Angeklagten  abgehalten  wird,  ehe  die  Zeugen  ver« 
nommen  sind. 

11)  Wer  die  Aeofsemagen  der  Zuhörer  in  einer  franziSa  Asiise  mit 
denen  in  einem  englischen  Tvial  zo  hören  Gelegenheit  hat,  wird 
gestehen  müssen,  dass  hluüg  in  dem  französ.  Publikum  die  A« 
seruDg  lant  wird,  dass  die  Ansehuldigang  wohl  wahr  aein 
da  sie  der  angesehene  Staatsanwalt  mit  Bestimnitfaatt  vemchoii. 
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swett«9  Kektaag  zeigt  sieh  ü»  Yeteehiedeiiheit  jenaididem 
die  geetellte  Aidduge  als  die  Orupdlage  der  Verhaadliing  be- 
trachtet wirdi  daher  eise  Ausdehnung  auf  andere  Anklagen, 
wednich  ein  schwererer  strafrechtlicher  Qeaichtapnnkt  begrün- 
det würde,  unaulSssig  ist,  s.  B.  daas  statt  der  Anklage  auf 
Todschlag  nie  der  auf  Mord  untergeschoben  werden  kann, 
oder  in  so  ferne  die  Anklage  nur  als  eine  proyiserisehe  ($•  ST 
—  S8)  in  der  Art  aufgefasst  wird,  dass  so  oft  aus  der  Ver^ 
handlung  das  Dasein  anderer  strafrechtlicher  (auch  schwererer) 
Gesichtspunkte  sich  ergiebt,  die  Verhandlung,  Fragestellung 
und  Urtbeilsfällung  auch  darauf  ausgedehnt  werden  kann. 
C)  Eine  auf  den  Charakter  der  Verhandlung  einwirkende  Ver- 
schiedenheit ist  bemerkbar,  Jenaehdem  die  englische  (schotti«- 
sehe)  oder  iraniösisehe  (deutsche)  Andcht  in  Becug  auf  die 
mit  der  Anklage  au  beaeichnenden  Beweise  lum  Qrunde  Hegt 
Nach  der  Ersteren  ist  der  Angeklagte  sidier,  daas  kein  Keuge 
keine  Urkunde,  welche  nicht  mit  der  Anklageschrift  als  Be^ 
welsmittel  beseiohnet  ist,  dessen  sich  der  Ankläger  bedienen 
will,  in  dem  Laufe  der  Verhandlung  gegen  ihn  gebraucht 
werden  kann,  er  kann  durch  neue  (oft  schlau  anfangs  zurück- 
gehaltene) Beweise  nie  überrascht  werden,  er  ist  sicher  seine 
Vertheidigung  nach  den  ihm  bekannten  Beweisen  der  Anklage 
vorbereiten  zu  können ,  während  nach  der  aweiten  Ansicht 
die  Befugnisfl  des  Präsidenten  von  Amtswegen  auch  andere,  f  orher 
nicht  beaeichnete  Beweismittel  au  benütaen,  s.  B.  Zeugen 
Toraurufen,  ebenso  die  Verhandlung  oft  sehr  ausdehnen,  ihr 
eine  ganz  andere  Wendung  geben  und  den  Angeklagten  b^- 
einträchtigen  kann, 

V.  Eine  wichtige  Verschiedenheit  des  Charakters  der 
Hauptverhandlung  wird  darnach  begründet,  jenaehdem,  a)  die 
Geaetigebung  voraussetzt,  dass  die  Sichter  (oder  Geschwore- 
nen) nach  Beweisregeln  vermöge   einer  logischen  Vornahme 


dass  dorch  die  Vonrntersuehang  sie  erwiesen  sei  and  der  ge- 
achtete Präddeni  dieWahrheü  seiner  Befragung  zum  Grande  legi 
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ihr  Urdieil  fSUen  werden  (entweder,  wenn  gesetdiehe  Beweis- 
tbeorie  vorgeschrieben  Ui  z.  B.  in  Oesterreich,  oder  wenn  die 
StaatBriehter  angewiesen  sind,  nur  nach  den  erhobenen  Be- 
weisen zu  entscheiden  z.  B.  im  Königreich  Sachsen)  oder 
b)  die  Geschwomen  nur  nach  innerer  üeberzeugong  den 
Wahrsprnch  zu  föllen  angewiesen  sind  (nach  firanzös.  Gresetze). 
Nach  der  ersten  Ansicht  erhalt  die  Hauptverhandlong  einen 
einfachen  logisch  fortschreitenden  Charakter;  der  AnUSger 
weiss,  dass  er  Iceine  anderen  Gründe  geltend  machen  kann, 
als  diejenigen,  welche  als  Beweise  (nach  Gesetz-  oder  Rechts- 
ttbang)  rechtliche  Ueberzeugnng  bewirken  können;  der  Vor- 
sitzende, sobald  er  bemerlct,  dass  nach  den  vorgelegten  Beweisen 
diese  Ueberzeugnng  von  der  Schuld  nicht  begründet  werden 
kann,  veranlasst  die  Zurücknahme  der  Anklage;  der  Verthei- 
diger  weiss,  dass  er  sich  vor  allen  Deklamationen,  vor  allen 
Berechnungen  auf  das  Gefühl  der  Geschwomen  zu  hüten  hat, 
weil  dies  nicht  den  Richter  bestimmen  darf;  seine  ThSÜgkeit 
geht  nur  darauf  auf  verständigem  Wege  die  Kraft  der  An- 
schuldigungsbeweise anzugreifen,  und  Zweifel  gegen  die  An- 
nahme der  Schnld  wahrscheinlich  zu  machen.  Wo  dagegen 
nach  der  zweiten  Ansicht  das  Gesetz  nur  anweist  nach  inne- 
rer Ueberzeugnng  zu  entscheiden,  wird  unvermeidlich  der  An- 
kläger wie  der  Vertheidiger  durch  alle  auch  nur  auf  das  Ge- 
fühl der  Urtheilenden  wirkenden  Gründe  seinen  Zweck  zu  er- 
reichen suchen;  die  Bemühungen  des  Anklägers  den  Ange- 
klagten als  eine  Person  zu  schildern,  der  man  jedes  Ver- 
brechen zutrauen  kann,  werden  das  Streben  des  Vertheidigers 
hervorrufen,  durch  seine  Gründe  günstig  für  den  Angeklagten 
zu  stimmen;  die  Verhandlung  entbehrt  dann  leicht  ihrer 
nothwendigen  Einfachheit  und  den  auf  den  Verstand  der  Rich- 
ter berechneten  Charakter;  sie  strebt  alle  Mittel  zu  benützen, 
welche  auch  nur  möglicher  Weise  dienen  können  bei  den 
Geschwomen  den  Eindruck  hervorzubringen,  dass  der  Ange- 
klagte schuldig  ist,  insoferae  in  der  Kette  der  Gründe  fOr 
die  Schuld  Manche    sich   finden ,    welche    zwar   einzeln  für 
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sich  nichts  entscheiden,  aber  in  Zosammenhaltimg  mit  vie- 
len Anderen  mächtig  auf  das  Oemüih  wirlien  liönnen. 
Eine  inquisitorische  Thätigkeit  des  Vorsitzenden  strebt  dann 
YorzügUch  durch  die  Verhöre  mit  dem  Angeschufdigten  Ma- 
terialien  ffir  die  Urtheilsfallung  au  erlangen  und  diese  Ver- 
höre sind  darauf  berechnet,  durch  einen  geistigen  Zwang 
wenigstens  aus  dem  Benehmen  des  Befragten,  aus  seinen 
Lügen,  Widersprüchen  und  Verlegenheiten  Mittel  zu  gewin- 
nen, um  zu  zeigen,  dass  er  nicht  die  Wahrheit  sagt  und  da- 
durch beweist,  dass  er  den  Beschuldigungen  Iceine  Rechtfer- 
tigung entgegensetzen  kann,  während  in  der  Verhandlung  die 
Nachweisung  des  schlechten  Charakters,  seine  Neigung  zu 
Verbrechen,  selbst  Zeugnisse  von  Hörensagen  oder  von  Glau- 
ben für  den  Ankläger  wichtig  werden  können.  Die  erste  An- 
sicht hingegen  (wenigstens  wo  sie  folgerichtig  durchgeführt 
ist,  wie  in  England  und  Amerika)  verschmäht  jedes  solche 
Mittel,  hält  an  dem  Grundsatze  fest,  dass  der  Ankläger 
seine  Behauptungen  beweisen  und  jeden  Zweifel  an  der  Schuld 
beseitigen  muss;  sie  gestattet  nur  den  Gebrauch  von  Mitteln, 
welche  aus  den  Umständen  der  Handlung,  worauf  die  Anklage 
geht,  geschöpft  sind  und  wahre  Beweise  liefern  können,  welche 
den  prüfenden  Verstand  überzeugen  können;  sie  gestattet 
keine  Vernehmungen  des  Angeklagten,  und  keine  Aussagen 
von  Zeugen,  die  höchstens  nur  entfernte,  leicht  trügliche 
Wahrscheinlichkeitsgründe  liefern  können.  —  Es  ist  begreiflich, 
dass  nach  den  bisher  angegebenen  Rücksichten  Strafverhandlun- 
gen in  Frankreich,  von  denen  in  England,  Schottland  wesent- 
lich in  Bezug  auf  Kürze  >')  und  Einfachheit  ^3)  sich  unterscheiden. 


12)  Nach  meiDen  Erfahrungen  dauert  eine  englische  Verhandlung, 
welche  in  Frankreich  einen  Tag  in  Anspruch  nehmen  würde, 
%  höchstens  3  Stunden ,  und  Verhandlungen ,  welche  in  Frank- 
reich etwa  8  Tage  dauern  (der  Prozets  Bocarme  vom  27.  Mai  bis 
14.  Jnni),  würden  in  England  2,  höchstens  3  Tag  ein  Anspruch  neh- 
men. Verhandlungen  von  8 — 10  Tagen  sind  in  England  sehr  selten. 

13)  Wer  nach  dem  Schiasse  einer  englischen  Verbandlang  sich  in 


f.    31. 

AmordEsag    der  HAuplTerhandlan^     Abtheilangen    der- 

telbeo.     Znlifsi^keit    Ton     Torliofigea    Einwendangen. 

BckamdlBEg  der  Yertagvigtafitrif  e. 

Der  Gang  mod  die  ABordmuig  der  Himptverhandluag 
wird  TCficfaicdeB  §tm  I)  jenifhdfi  dwch  Gesetx  oder  Rechte- 
ühang  das  YerülireB  m  gemimt  Bestandtlieile  xerlegt  wiid, 
oder  eine  lolche  Beaduinkiaig  nitlift  voriLÖnunt  und  nur  der 
YonitscBde  «af  die  zweckmäarigste  Weise  die  Ordnung  des 
VerCriireos  bealimmt,  Z)  jeanchdem  in  der  HanptYerhandlong 
Vemelisnnigen  mit  dem  Angddagltn  gehalten  werden  oder 
nielit  9  3)  jenacbdem  ein  YorrerlSdiren  durch  besondere  ge- 
•tellte  Antrige  oder  Bnwendangen  yeranlafist  wird.  Man 
bemerkt  durch  Yergleidinng  des  in  Tersdiiedenen  Landern 
üblichen  StrafTerlahrens  die  grosie  Verschiedenheit  desselben, 
die  selbst  anf  die  Erreichnng  des  Zwecks  des  Verfahrens  nnd 
auf  die  Urtheflsfllllnng  einflnssrdch  wird,  weil  Alles  darauf 
aak&mmty  in  welcher  Ordnnng  die  Materialien,  über  welcher 
die  Ricliter  so  nrthellen  liaben,  m  ihrer  Kenntniss  gebracht 
werden  nnd  davon  die  richtige  Aofissnng  nnd  YTürdigung 
des  Materials  (vorsfiglich  bei  Geschwomen)  abhängt.  I.  In 
der  ersteren  Hinsicht  finden  wir  in  den  Gesetsgebungen  zwei 
Hanptsysteme.  A.  Nach  einem  (dem  englischeni  schottischen, 
amerikaiüschen)  >)  serfiOlt  das  Verfahren  in  xwei  Hanptbestand- 
theUei  nämlich  das  Anklage-  und  das  VertheUUgungsverfahren. 


die  Lage  der  Geschworaen  setzt ,  die  entscheiden  sollen ,  oad 
damit  die  Lage  vergleicht,  in  der  oft  in  Frankreich  die  Gesehwor- 
nen  sich  befinden«  wenn  sie  anf  dea  Grand  der  widenprechend- 
sten  Materialien  oft  Ober  20, 50«  100  nnd  mehr  Fragen  in  bertlhen 
haben«  fühlt«  wie  erleichtert  das  Geschäft  des  englieeheo  (noch 
besser  des  schottischen)  Geschworaen  ist 
1)  Nachweisungea  in  meinem  Werke:  das  engüscbe  Strafverfahren 
S.  400,  A29. 


431 

hk  dttn  ErsUn  becdicfaiiet  der  AnkUger  die  Punklei  mf  welche 
er  seine  Beweiefübmog  fttr  die  Anklage  richten  will ,  richtet 
die  Avfinerksanikeit  der  Geschworneil  auf  das,  was  er  au  be- 
weisen Ywnichti  ruft  dann  jeden  seiner  Zengen  vor  und  yer- 
nimmi  Sie;  worauf  dem  Angeklagten  oder  seinem  Vertheidl- 
ger  das  Redit  susteht  ^  im  EreuzTerfaör  Engen  an  die  Zeu«- 
gen  zu  steUen.  Der  Ankläger  sieht  dann  die  Folgerungen 
aas  diesen  Aussagen  cu  Oonsten  der  Anklage,  Damit  en- 
digt das  AnUagever&hren,  an  welches  sich  das  Vertheidigungs- 
verfUiren  in  der  Art  anschliessti  dass  nach  einer  (gewöhnlich 
sehr  kursea)  Einleitnngsrede  der  Vertheidiger  die  bisherigen 
Ergebnisse  des  Anklagebeweises  angreift,  «eigt,  worauf  er  sei- 
nen VertheidigüngsbeweiB  richten  will,  sowie  die  Vertbel- 
digabgszeugen  vorruft  und  vernimmt,  worauf  der  AnkUger 
im  KreuBYeriiör  Fragen  an  diese  Zeugen  stellt  und  suletst 
das  Ergebniss  des  Vertheldigungsbeweises  aergliedert  >)^ 
B.  Verschieden  dayon  ist  das  f^anBösische  (italienische, 
deutsche)  System,  nach  welchem  der  Vorsitzende  belie^ 
big  die  Ordnung  des  Verfahrens  bestimmt  ^).  Zwar  wer^ 
den  auch  zuerst  (nach  Code  art.  32)  ^)  die  von  dem  Staats« 
anwalte  bezeichneten  Zeugen  vernommen  und  dann  erst 
sind  die  Zeugen  zu  verhören,  welche  der  Angeklagte  vor- 
laden liess)  allein  vermöge  der  diskretionären  Gewalt,  wel- 
che dem  Vorsitzenden  eingeräumt  ist,  wird  er  nicht  gehin- 
dert, in  einer  andern,    und  zwar  in  der  Ordnung  die  Zeu- 


2)  In  England  hat  in  tolefaen  FAllen  der  Anwalt  der  Anklage  das 
Recht,  eine  Erwiedenmg  zu  madien  (hat  also  das  leiste  Wort), 
wtiveDd  in  Schottland  and  in  neuen  Gesetzen  Amerika'«  der  Ver- 
theidiger immer  das  letzte  Wort  hat.  S.  NachweisoDgen  in  mei- 
nem Werice,  S.  429. 

3)  Tr^batieti  Com  n.  p.  dOa 

4)  Naeh  den  Geselzb.  v.  Piemont  Ait  411  von  Modeaa  Art.  299 
toßen  die  Zengen  in  der  Ordnung,  in  welcher  sie  der  Staatsan- 
walt aoffOhrt,  Teraommen  werden. 


432 

gen  tu  Terndmien,  die  er  far  die  AiillJiniBg  der  WaliMl 
für  die  geeignetste  hält  »).  Vergleicht  nun  die  Vor-  nd  die 
Nachtheile  beider  Systeme,  so  lehrt  die  Eifidiniiig  in  Eng- 
land, dass  durch  die  dortige  Anordunng  die  Geadiwonien  das 
Material  weit  besser  als  nach  dem  franiosferhen  Systeme  er- 
halten^, weil  sie  weniger  dnrch  die  xerstrent  Torgebndbte 
Masse  Ton  Aussagen  irregeleitet  werden,  und  das  Yerhültnias 
der  Yerschiedenen  Beweise  leichter  w&digen  können.  Bei 
diesem  Verfahren  Hegt  ihnen  Uar  yor,  dass  zwei  Parteien 
gegenfiberstehen ,  der  Ankläger  und  der  Angeklagte,  und  sie 
lernen  daher  vorerst  das  Gesanunteigebniss  der  Beweise  der 
Anklage  kennen,  jedoch  auch  yermöge  des  Kreuzverhörs  mit 
dem  hiufig  die  Hauptantwort  des  Zeugen  abindemden  Zu- 
s3tsen,  und  sind  im  Stande ,  darüber  zu  urtheilen,  ob  auf 
üven  Geist  der  Anscholdigungsbeweis  den  Eindruck  macht, 
dass  die  Schuld  erwiesen  isf).  Hierauf  erst  erhalten  sie 
ebenso  zusammenhangend  das  Ergebniss  des  Yertheidigungs- 
beweises,  und  sind  durch  die  Yergleichung  beider  am  leich- 
testen fan  Stande  zu  prfifen,  ob  gegen  die  Annahme  [der  Schuld 
gfgrfindete  Zweifel  vorhanden  sind.    Wir  dörfen  aber  nicht 


5)  lo  den  deutschen  Gesetzgebungen  ist  es  auch  ausgesprochen, 
dass  der  Präsident  die  Reihenfolge  der  zu  vemebmeaden  Per- 
sonen bestimmt.  Bair.  Gesetz  $.  141.  Oesterr.  StP.O.  $.  225. 
KöDigl.  sfichs.  StP.  §.  228. 

6)  Gut  Tippelskirch  in  Goldlammer  Archiv.  IH.  S.  4. 

7)  Nicht  selten  bemerkt  man  in  England,  dass  der  Richter  den  An- 
kläger, nachdem  die  Anklagebeweise  erhoben  sind,  frigt,  ob  er 
noch  andere  Bewebe  habe,  und  wenn  der  Ankläger  dies  ver- 
neint, erklärt,  dass  diese  Beweise  nicht  hinreichen  könnten,  daher 
er  ihn  auffordert,  die  Anklage  aufzugeben.  Der  Verl  dieser 
Schrift  erinnert  sich  auch  eines  Falles,  in  welchem  als  nach  be- 
endigten Anklageverfahren  der  Yertheidiger  sprechen  wollte,  der 
Obmann  der  Geschwomen  (nach  kurzem  Benehmen  mit  seinen 
Kollegen)  erklärte ,  dass  die  Vcrtheidigung  nicht  nötfaig  sei ,  der 
Angeklagte  sei  not  gnilty. 
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verschweigen,  daes  Dach  der  Erfahrung  die  englische  schroiTe 
Ahthcilung  im  Verfahren  auch  ihre  Nachtheile  haben  kann, 
nnd  zwar  in  soferne  Aussagen,  welche  zusammengehören, 
zerrissen  und  in  verschiedenen  Absclmitten  des  Verfahrens 
zur  Kenntniss  der  Geschwomen  gebracht  und  dadurch  we- 
niger richtig  gewürdigt  werden,  z.  B.  wenn  es  wichtig 
wäre  ausser  den  Anschuldigungszeugen  auch  andere  Zeu- 
gen zu  hören,  welche  bei  dem  Vorgange  gegenwärtig  waren 
und  abweichend  von  den  anderen  -Zeugen  aussagen  »).  Es 
zeigt  sich  dies  ferner  bei  dem  Beweise  durch  Sachver- 
standige (die  auch  als  Zeugen  vorgeladen  werden;  hier 
wird  entschieden  die  richtigste  Würdigung  der  Angaben  der 
vom  Ankläger  vorgeschlagenen  Aerzte  nur  möglich  sein,  wenn 
sogleich  auch  andere  Sachverständige,  welche  der  Vertheidl- 
ger  vorschlägt  über  die  in  Frage  stehenden  Punkte  vernom- 
men werden  und  durch  wechselseitige  Erklärungen  der  Sach- 
verständigen die  Oeschwornen  in  den  Stand  gesetzt  werden, 
efai  ürtheil  zu  fällen »).  Vorzüglich  kann  die  englische  Art 
der  Verhandlung  nachtheilig  werden  in  Fällen,  in  denen  es 
auf  die  Frage  ankömmt:  ob  der  Angeklagte  das  Verbrechen 
in  Scelenstörung  verübt  habe.    Hier  hat  die  Entwickelung  des 


8)  Das  zeigt  sich ,  z.  B.  bei  dem  Beweise  der  sich  auf  Tödtang  in 
einer  Raaferei  bezieht,  oder  wenn  es  auf  den  Beweis  des  Be- 
nehmens des  Angeklagten  ankömmt,  auf  das  sich  der  Ankläger 
beruft,  während  der  Vertheidiger  andere  Zeugen  vorbringen  kann ; 
die  günstiger  für  den  Angeklagten  aussagen. 

9)  In  dem  merkwürdigen  Falle  des  Malers  Rirwan  in  Dublin,  kam 
es  darauf  an,  herzustellen,  ob  die  Frau  des  Angeklagten,  die 
nach  seiner  Aussage  auf  der  Insel  am  Meere  ein  Bad  nahm, 
aber  eine  gute  Schwimmerin  war,  durch  einem  plötzlichen  Zu- 
fall (Krämpfe,  Schwindel)  ergriffen,  verunglücl^te  und  an  die 
Stelle,  wo  die  Leiche  gefunden  wurde,  ausgespült  werden 
konnte.  Die  Gutachten  der  Anklagesachverständigen  nnd  der 
von  dem  Yertheitlger  abgehörten  Zcngen  über  den  Erstickungs- 
tod durften  hier  nicht  auseinander  gerissen  werden. 

Mit  t  er  maier,    Strafverfahren.  28 
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OeschWomeDgerichts  in  Strafsachen  nadi  der  Anafogie  des 
Cfvilprosesses  in  England  cn  dem  Satee  g;efinirt^  dass  die  Be- 
haoptung  des  Daseins  der  Seelenstöning  eine  Einrede  sei,  die 
strenge  bewiesen  werden  müsse,  nnd  deren  Vcrbandlong  in 
das  Beweisverfahren  der  Ycrtheidiguttg  geirrt.  Der  Vertfaei- 
diger  bringt  nun  seine  Saehverständige  vor  und  diea^  werden 
von  ihm  und  im  fijreueveriiör  von  dem  Ankläger  befragt ;  dann 
erst  kann  der  Ankläger  seine  Aerzfe  vorbringen  und  befragen. 
Diese  können  allerdings  im  Kreuzverhör  von  dem  Vertheidiger 
befragt  werden ,  aber  damit  endigt  die  Verfiaadhing;  der  Ver- 
theidiger  kann  nichts  melir  gegen  diese  Aerzle  einwenden,  ao 
dass  ihre  Aussagen  es  sind,  die  als  die  letzten,  den  unndl- 
telbaren  Eindruck  auf  die  Geschwornen  hervorbringen  ^). 
Dieser  Eindruck  wird  um  so  trüglicher  sein,  je  meiir  der 
Richter  die  Oeschwornen  durch  Hervorheben  veralteter  Theo« 
rien  nnd  durch  die  Vorhaltung,  dass  die  Seelenstörang 
strenge  bewiesen  werden  müsse,  irreleiten  kdäui«  Es 
lässt  sich  darnach  nicht  verkennen,  Aass  das  englischie  Sy- 
stem, Nachtheile  haben  kann,  während  diese  weniger  li^vor- 
treten,  wenn  man  nach  dem  fhuizösischen  tmd  deiUscheta  Sy- 
stem annimmt,  dass  dem  Vorsitcenden  die  Bestimmung  der 
Reihenfolge  und  Anordnung  der  Verhandlung  obliegt;  voraus- 
gesetzt jedoch ,  dass  er  von  seiner  Befugniss  unparteiisch  nur 
den  Gebrauch  macht,  dass  die  Beweise,  wie  sie  zusammen- 
gehören, und  so  wie  am  besten  die  Einseitigkeit  veimieden 
und  klare  Anffitssung  des  Ergebnisses  bewirkt  werden  kann, 
benützt  werden.  So  ist  es  weise ,  wenn  der  Vorsitzende  in 
manchen  -Fällen  in  logischer  Ordnung  vorerst  die  Beweise  er- 


10)  Die  schweren  Nachlhelle  dieses  Vet-fahrens  zeigten  sich  klar  in 
dem  Prozesse  gegen  Buraneüi,  der  auf  den  Grand  eines  solchen 
mabgelhaflen  einseitigen  Verfahrens  schaldig  crldärt  nnd  hinge- 
richtet  wurde.  Darstellung  des  Falles  von  meinem  Sohne  nnd  mir 
in  Friedreichs  Blätter  für  geriehfl.  Anthropologie  1896.  2.  Hell 
Nro.  1. 
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JiebeQ  la$si ,  welche  sich  auf  die  FedM^Uung  de«  TliaibeaUn- 
Aes  lifizi^en  "),  wonn  er  in  Bezog  aut  Indicieo,  die  J>ei  je- 
dem euguBelneo  lodidum  wichtigen  Zeugen  (ohne  Rficksicht, 
ob  der  AnUSger  oder  Yerüieidiger  sie  vorschlug)  00  lange 
vernimmt ,  bis  dieser  Ponlct  erschöpft  ist ,  ebenso  da ,  wo  es 
anf  Beurtbeilang  des  rechtlichen  Charakters  der  Handlung 
yntommt  >') ,  alle  jsasammengehörigea  Aussagen  (die  Zeugen 
.des  Ai&lägers  wie  des  Vertheidigers)  za  erheben  verfügt« 
IL  Eine  Verschiedenheit  des  yerfahrens  in  der  Hanptverhani- 
famg  wird  yorsiigUch  begründet,  wenn  das  Gesetz  Vemeb- 
OMUigen  Aeß  Angeklagten  dorch  den  Yorsitsenden  vorschreibt  >*). 
iDnvai;kennbar  wird  dadurch  die  iolgeiiditige  Durehfilhrung 
.des  Anklageproaasses  9  ebenso  wie  das  Princip  der  Münd- 
liefakeit,  mehr  oder  mhider  leicht  gefährdet ,  der  Vorsitzende 
wisd  zum  Inqnirenten  gemacht  ^^) ,  das  Verfahren  erhält  eine 
grosse,  der  Leichtigkeit  der  Auffassung  .durch  die.Gesohwornen 
leicht  schädliche  Ausdehnung  und  führt  nicht  selten  zum  Ge- 
:brMGbe  von  MUtelp,  die  ^us  d/?m  Streben  d^s  InquUenten 
sich  erklären.  IIL  Von  grossem  Einfluss  wird  auf  das  Ver- 
Ishren  die  Vorbringung  sogenannter  Pri^udizial-  (Präliminar-) 


4t)^NaQb  4em.Cp4i<^e  ^  jModeiia  Art.  2ß,  soUeu,  .ehe  die  Zeugen  vcr- 
nommen  werden,  die  Beweisstücke  vorgelesen  vrerden,  die  auf  das 
iQorpo  4i  d^tto  jMch<be;(ie))en.  In  dem  in.G^nua  yerhsndelten  Pro- 
M98e  gegen  llauieri(g;uetta  dei  triJbiv^naU  i855|fr.l6  eUc.)*  ^^  ^" 
^i^r^fanksoDf  ob  der  Verstorbene  4ttrch  yergiAete  Cigarren  ge- 
tastet M^ifi^  kouute,  liess  der  PrMdent  vorerst  alle  Sachver- 
.stäpdjigen  (die  d^r  Stai^tsanwalt  und  der  Vertheidiger  vorschlu- 
gen) die  4ber  die  für  Xbatbestand  wickUgen  Punkte  aussagen 
konnten,  yornifcn  upd  Uess  sie  Gutachten  abgehen. 

X7i  W^e  bei  AjiklAge  auf  Hord  es  darauf  ankommt,  ob  der  Ange- 
klagte niM  Vorbedacht  gehandelt,  und  wie  sein  ^e^lenzustand 
besd^affcA  w&r  und  aHmülig  sich  eaiwiekelie. 

13)  Wir  werden  in  §.  33  die  Lehre  von  den  Vernehmungen  ge- 
nauer prfifen. 

44)  Uppekkireh  in  Goltdammer  Archiv  IV.  8.  A., 

28* 


436 

Anträge.  In  den  Gesetegcbiingcn  bemerkt  man  über  die  Za- 
lässigkeit  verschiedene  System^,  A)  nach  der  englischen, 
amerikanischen  Rechtsübung  i^)  Itann  bei  Eröffnung  des  Trial 
der  Angeklagte  1)  eine  Einwendung  gegen  das  Indictment  er- 
heben (mit  dem  Antrage  auf  Vernichtang) ,  wenn  dies  solche 
wesentliche  Lücken,  Unbestimmtheiten  oder  andere  Mängel 
enthält,  dass  darauf  keine  Verhandlung  gebaut  werden  kann  '*), 
oder  2)  die  Zuständigkeit  des  Gerichts,  welches  urtheilen 
will,  angreifen  oder  eeigen,  3)  dass  der  Anklage  es  an  der 
nothwendigen ,  gesetzlichen  Begründung  mangle,  s.  B.  dass 
die  Handlung,  worauf  die  Anklage  sich  gründet,  gesetzlich 
nicht  strafbar  ist,  oder  nicht  das  in  der  Anldage  angegebene 
Verbrechen  enthält  >'').  4)  Eine  Haupteinwendong  ist  die, 
dass  der  Angeklagte  wegen  des  nämlichen  Verbrechens  schon 
abgeurtheilt  (losgesprochen  vcrurtheilt)  worden  und  daher 
nicht  wieder  vor  Gericht  gestellt  werden  kann  *^).     5)  Es 


15)  NaehweisoDgeir  in  meinem  Werke:  das  engl.  Strafverfahren 
S.  342.  50. 

16)  Pa  nach  den  neuen  Gesetzen  Englands  (z.  B.  v.  1851)  der  In- 
halt des  indictment  sehr  vereinfacht  und  von  überilössigen  An- 
gaben gereinigt  ist,  so  kommt  es  jetzt  selten  zur  Vemichtimg  — 
ebenso  beschränken  dies  die  amerikanischen  Statuten.  Wharion 
treatise  on  criminal  law  p.  240. 

17)  Es  isr richtig  von  Glaser  in  seinem  Werke:  das  englische  Straf- 
verfahren S.  118  bemerkt,  dass  in  England,  wenn  der  Ange- 
klagte Einwendungen  des  demurrer  vorbrachte  und  diese  ver- 
worfen wurden,  der  Angeklagte  sogleich  verurtheilt  wird.  Das 
Unpassende  dieser  Ansiebt,  bei  welcher  zwischen  felony  und 
misdemcanor  unterschieden  wird,  ist  von  den  englischen  Ju- 
risten eingesehen  (fiflh  report  on  criminal  law  p.  89 — 9J.  Die 
Rechtsübung  hilft  durch  Unterscheidung  und  gestattet  doch  noch 
„not  guilty''  zu  pl&diren.  Stephen  Com.  IV.  p.  431.  In  Nord- 
ameril&a  erkennen  die  Statuten  ebenso  das  unzweckmässige  der 
frühern  Rechtsübung  Code  of  Newyork  p.  349  und  Wharton 
P   243. 

18)  Wir  werd^  diese  wichtige  Frage,  bei  der  man  In  England  und 
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kann  geltend  gemacht  werden,  dass  der  Angeklagte  wegen 
Seelenstörung  unfähig  ist,  vor  Gericht  zu  stehen  und  sich 
wegen  der  Anklage  zu  verantworten.  In  Fällen  dieser  Art 
werden  Sachverständige  (auch  oft  Zeugen)  über  das  Seelen- 
leiden vernommen  '*;,  worauf  die  Oeschwornen  nur  über  die 
Frage,  ob  wegen  insanity  der  Angeklagte  nicht  vor  Gericht 
stehen  soll,  entscheiden  so,  dass  wenn  sie  die  Unfähigkeit 
aussprechen,  der  Angeklagte  als  crtminal  lunatic  in  der  Irren- 
anstalt verwahrt  wird  ^^),  B)  Nach  den  schottischen  Ge- 
setzen kann  bei  Eröffnung  der  Verhandlung  gegen  die  An- 
klageakte der  Angeklagte  die  Einwendung  •  der  irrelevancy 
geltend  machen  ^i)  was  sich  daraus  erklärt,  dass  in  Schott- 
land die  Anklageakte  nur  das  Werk  des  Kronanwalts  ist,  wel- 
cher die  Anklage  weder  einer  grossen  Jury  noch  einem  Ge- 
richte vorzulegen  nöthig  hat  und  auf  seine  Verantwortlich- 
keit die  Ankage  erhebt,  aber  dann  sich  gefallen  lassen  muss, 
dass  der  Angeklagte  die  Einwendung  macht,  dass  wenn  auch 
die  Thatsachen  der  Anklage  wahr  sein  würden,  gesetzlich  kein 
Verbrechen  (oder  wenigstens  nicht  dasjenige,  worauf  die  An- 
klage geht)  vorliege.  Darüber  findet  zwischen  dem  Kronan- 
walt und  dem  Vertheidiger  eine  Verhandlung  Statt,  worauf 
das  Gericht  ^^}  über  die  Relevanz   entscheidet,    so  dass  nur, 


Amerika  nach  manchen  Unterscheidungen  sich  hilft,  unten  bei  der 
Rechtskaft  erörtern,  s.  mein  Werk  das  englische  Strafverfahren, 
S.  347.  51.    Wharton  p.  248  etc. 

19)  Naehweisungen  in  meinem  Aufsätze  in  GoUdammer  Archiv  I. 
S.  281^83. 

20)  Man  nennt  dies  found  insane  on  arraignment.  Aus  dem  Werke 
von  Hood  (Arzt  in  der  Irrenanstolt  in  London)  Suggestion  for 
the  fulure  provisions  on  criminal  Innaties  Lond.  1854  p.  91  sind 
von  1838  bis  1852  204  Angeklagte  on  arraignment  als  insane 
erklärt  worden. 

21)  Naehweisungen  darüber  in  meinem  Werke:  das  englische  Straf- 
verfahren S.  350. 

22)  Zu  den  in  meinem  Werke  angeführten  Beispielen  gehören  aus 
neuerer   Zeit     merkw.  Verhandlungen  in   den   reports  o(   casea 
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Wenn  die  Einrede  verworfen  ist,  dfe  Verhand1nn|i^  ?or  der 
Jury  betont  ^).  b)  In  der  französischen  Gesetsgebnng  fiui- 
den  sich  zwar  keine  Vorschriften  über  die  vorläufigen  Ein- 
wendungen, deren  Vorbringen  in  Frankreich  weit  weniger 
Bedurfniss  wi^d,  da  def  Angeschuldigt^  wenigstens  einige 
Gelegenheit  hatte^  fti  der  Denksehrift  an  die  AnUagekaftimer 
Punkte,  welche  zu  Einwi^hdungen  Veranlassung  geben  könn- 
ten, nach  erkannter  Anklage  bei  der  Nichtigkeitsbeschwerde, 
oder  in  dem  von  dem  Pr&sidenten  vor  der  Sitzung  Abzuhal- 
tenden Verhöre  (§•  29)  geltend  zu  machen,  allein  in  der 
Rechtsübung  kommen  vorlAufige  Einsendungen  vor  ttnd  ver- 
anlassen eine  Vorvcrhandlung.  Man  rechnet  zu  solchen  Ein- 
wendungen^ die,  dass  es  an  der  nach  dem  Gesetze  nöthl- 
g6n  Klage  des  Verletzten,  oder  der  nöthigen  I^genschaft  des- 
jenigen fehle,  welcher  als  Verletzter  anilritt,  däss  Verjährung, 
Amnestie  oder  Begnadigung,  oder  ein  in  dem  Fälle  entschei- 
dendes der  neuem  Verfolgung  Entgegenstehendes  ürtheil  vor- 
liege ^) ,  dass  das  Gericht ,  ?or  welchem  verhandelt  werden 


before  tke  high  Court  by  Forbes  Jrvine.    Ediaborgfa  v.   1851— 
55  z.  B.  in  Fällen  der  Anklage  über  not,  bigamie. 

23)  Nach  den  Codice  di  procedlira  di  Malta  art  368  mos»  der  Ange- 
klagte, sobald  er  vor  Gericht  gestellt  ist^  seine  Yerdaehtsgrfinde 
gegen  einen  Richter  vorbringen,  wird  dann  (390)  nidi  der  Vor- 
lesung der  Anldagescfafift  gefragt,  ob  er  PreKminareinWeflllongea 
bat,  (woliin  die  Einrede  der  Unzuständigkeit,  der  Niehligkeit  der 
Anklagesdhrilt,  des  Umstands,  das*  er  sehen  frfiher  ahgearifaeüt 
Wurde  nnd  (641)  Einrede  der  S^eleHstörlmgen  gehören).  Ueber 
diese  Eimedta  muss  vorerst  geitrtheilt  werden« 

23  a)  Darüber  Tr^bntien  Cours  IL  p.  393  Berriat  8t  Prix  tnM  de 
la  procedare  crim.  VoL  m.  p.  31. 

24)  Ueber  die  streitige  Frage:  wie  weit  angeaehtet  des  Art  360 
des  Code  nnd  gegen  den  Satz:  non  bis  in  idem  doch  eine  Straf- 
verfoignng  wieder  eingeleitet  werden  liänn,  s.  unten  in  der  Lehre 
ton  der  ftechtskfkn. 
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a^U^  uiiisiiBt2liidl(  sei^^).  Yonsttglich  knim  ^rch  daa  Vor- 
zügen einer  aogeaunnten  präjudiziellen  {)iiurede  ^)  eine 
Qlt  eehwierige  Vorverhandlung  und  Entsobcldung  dafübex  nö- 
Uug  werden,  ob  die  Einrede  in  sofeme  zulässig  ist,  dasa  voir- 
ersl  die  Entacbeidung  des  Civilgericbts  abgewartet  werden 
i»u8s,  oder  das  Strafgericbti  selbst  über  die  Frage  zu  ei^t- 
scheiden  befugt  ist.  Eine  OleichiHkmigi^eU  der  Rcebtsübung 
findet  sieb  in  Frankreich  nichts  in  Deutseblaad  ist  in  man- 
chen neuen  Gesetzgebungen  ^^>  eine  nicht  zu  billigende  3e* 
sefarinkung  der  Gcetattung,  Vorfragen  an  das  Civilgericbt  zu 
yerweisen.  Eine  Einrede  kann  auch  abgeleitet  werden  aus 
dem  Grundsatze  der  Untrennbarkeit  der  Verhandlungen  in 
Fällen,  in  welchen  wegen  einer  stiafbaren  Handlung  mehrere 
Personen  angeschuldigt  sind  nnd  eine  dem  vor  Gericht  ge- 
stellten Angeklagten  nachtheilige  Trennung  des  Verfahrens 
gemacht  ist  ^). 


*•    W  »I 


25)  Hierher  gehört  der  oben  im  $.  28  erörterte  Str^eit,  welche  Wir- 
kung das  Urtheil  der  Anklagekammer  hat,  die  eine  Sache  an 
das  korrektionellc  Gericht  verwies,  dazu  Berriat  St.  Prix.  VoL 
III.  p.  28  tt.  überh.  über  Unzuständigkeit  Morin  im  Journal  da 
droit  crim.  1848  p.  10.  Morin  repertoire  4n  droit  Cfim.  I.  p.  521. 

26)  Mein  Strafverfahren  1.  §.  8  und  dazu  in  Bezug  auf  Frankreich 
Helje  Iraite  III.  p.  238  und  vorzüglich  Bertauld  questions  et  ex- 
ceptions  prejudicielles  en  matiere  crim.  Paris  1856  und  die  Ent- 
scheidung des  preuss.  Obertribunals  v.  8.  Feh.  1856  im  Prenss. 
JustizminUlerialblaU  1856.  S.  96. 

27)  Dies  zeigt  sich  namentlich  in  Bezug  auf  die  aufgeslellten  absolu- 
ten Regeln  in  der  badischen  Straf.  P.  0.  $.  4  (gut  darüber 
Schwarze  in  d.  Zeilschrift  für  Rechtssflege  X.  S.  243)  und  in  der 
ftsterreich.  Strafprozess-Ordn.  |.  5  (die  zwar  Hye  leitende  Grunds. 
S.  90  geistreich  zu  rechtfertigen  sucht).  Am  richtigsten  ist  das 
System  der  hannov.  6t.  P.  0.  §.  47  und  die  sftchs.  St  P.  0. 
§.  129,  welche  dem  Ermessen  des  Strafgerichts  einen  freien 
Raum  geben  (gvt  Schwarze  in  dem  AnX»,  in  der  Zaitschr.  für 
Rechtspflege  und  im  Comment.  I.  S.  212)  von  Preussen  s.  neu- 
ste Entscheidung  in  Goltdammers  Archiv  111.  S.  516. 

28)  U^er  die  indi?isibilit«  gut  Blorin  repertoir«  II.  p.  214, 
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Eine  häufig  vorkommende  YeranlaBsang  211  vorünfigen 
Streitigkeiten  wird  durch  Anträge  auf  Vertagung  der  Ver- 
handlung  gegeben.  Es  rau88  dabei  A)  die  Vertagung, 
welche  Tor  der  Eröffnung  der  Verhandlung  beantragt  wird 
und  B)^die  Vertagung,  nachdem  die  Hauptverhandlung  be- 
gonnen hat,  unterschieden  werden.  A.  Hier  entscheidet  der 
Grundsatz,  dass  der  Angeklagte  fordern  kann,  aus  dem  pein- 
lichen Zustande  der  Ungewissheit ,  (man  denke  an  den  Fall,, 
in  welchem  er  verhaftet  ist)  durch  die  Stellung  vor  die  nächste 
Strafgerichtssitzung  zu  kommen,  sobald  nur  die  nöthigen  Vor- 
bereitungen getroffen  sind '').  Die  genauere  Feststellung  der 
Zeit  der  Verhandlung  hängt  vom  Staatsanwälte  und  Präsiden- 
ten ab*o).  Die  Frage  über  Vertagung  wird  vorzüglich  be- 
deutend, wenn  bei  EröfTnung  der  Sitzung  von  dem  Staatsan- 
wälte oder  Vertheidiger  ein  Antrag  darauf  gestellt  wird.  In 
England  ^^\  Frankreich  3^)  und  Deutschland  entscheidet  über 
die  Vertagung  der  Vorsitzende  (und  wenn  die  Jury  gebildet 
war) ,  der  Gerichtshof.  In  Bezug  auf  die  Gründe  enthalten 
die  Gesetze  3')  nur  Andeutungen,  nach  der  Rechtsübung  aber 


29)  Es  geschieht  in  England  oft,  dass  wenn  die  Assise  am  15.  SepL 
eröffnet  wird,  eine  Person  wegen  eines  am  10.  Sept.  verübten 
Vergehens,  als  Angeklagter  in  der  Assise  v.  15   erscheint 

30)  Bei  der  anmittelbaren  Vorladung  ist  es  ohnehin  der  Slaatsan- 
walt,  der  den  Tag  bestimmt;  aber  auch  wo  das  ürtheil  der  An- 
klagekammer  vorausgegangen  ist,  hat  der  Staatsanwalt,  de&oft 
neue  Beweise  aoffindet,  denen  er  nachforscht,  ebenso  wie  der 
Präsident,  der  bei  seinem  Verhöre  auf  wichtige  Umstände  anf- 
merlLsam  wird,  die  nähere  Aufklärung  fordern,  einen  grossen 
Einfluss  auf  die  Anordnung  des  Tags  der  Verhandlung. 

31)  Nach  Weisungen  in  meinem  engl.  Strafverfahren  S.  345. 

32)  Nach  dem  Code  art.  30G  hat  der  Staatsanwalt  wie  der  Ange- 
klagte durch  requete  bei  dem  Präsidenten,  der  darfiber  zu  ent- 
scheiden hat,  die  Vertagung  nachzusuchen.  Trebntien  Cours.  11. 
p.  378. 

33)  Der    Code  rechnet  hieher   unter  anderen  (art.  364)  den  Fall, 
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ist  das  Oericht  unbeflchränkt,  und  ordnet  die  Y ertagang  an  m), 
sobald  ein  Umstand  nachgewiesen  wird,  dessen  Dasein  eine 
gerechte,  mit  Benützung  aller  nothwendigen  Materialien  ge- 
führte Verhandlang  hindert,  vorzüglich,  wenn  die  VertheTdi- 
gnng  ohne  die  Vertagung  wahrscheinlich  beschränkt  sein 
würde  »*). 


wenn  ein  vorgerufener  Zeuge  nicht  in  der  Sitzung  erscheint; 
allein  die  Praxis  erkennt  überhaupt  die  Zulftssigkeit  der  Verta- 
gung  an  aus  erheblichen  Granden  z.  B.  wenn  der  Angeklagte 
plötzlich  erkrankt.  —  Wenn  eine  Nichtigkeit  in  der  Verhand- 
lung gellend  gemacht  wird,  so  erlaubt  die  franz.  Praxis  keine 
Vertagung,  wenn  dem  gerügten  Mangel  abgeholfen  werden  kann 
z.  B.  der  form  widrige  Akt  kann  von  Neuem  vorgenommen  wer- 
den. Trebuüen  II.  p.  393.  —  Das  baier.  Gesetz  v.  Nov.  1848 
§.  154  lässt  das  Gericht  über  einen  aus  erheblichen  Grün- 
*  den  vom  Staatsanwälte  oder  Angeklagten  gestellten  Verlagungs- 
antrag entscheiden.  Der  Antrag  muss  aber  vor  dem  Beginne 
der  Verhandlung  gestellt  werden ,  ebenso  grossh.  hess.  Gesetz 
§.  107.  Das  Preoss.  Gesetz  $.  22.  29  stellt  den  VerUgungsbe- 
schlossinErmessen  des  Gerichts  (zwar  mit  Beziehung  auf  einzelne 
Fälle)  8.  noch  bannov.  St  P.  0.  §.  139.  Thuring.  $.  217  (wegen 
Krankheit  des  Angekl.)  Oeslerr.  St.  P.  0.  §.  221  gestattet  Ver- 
tagung ans  erheblichen  Gründen;  königl.  sächs.  St.  P.  §.  271 
weist  auf  die  Fälle  der  Krankheil  oder  anderer  unabweisbarer 
Ursachen  des  Nichterscheinens  des  Angeklagten  hin.  Schwarze 
Com.  L  S.  60.  Tbüring.  Nachtragsges.  v.  1854  §.  72. 

34)  Französ.  Rechtssprach  v.  10.  Oct.  1839. 

35)  Darüber  entsteht  in  der  Reehlsübung  viel  Streit  z.  B.  wenn  der 
gewählte  Vertheidiger  die  Verlheidigung  nicht  führen  will.  Preuss. 
Gesetz  §.  22  u.  29  stellt  es  In  Ermessen  des  Gerichts.  Frantz, 
Preuss.  Strafproz.  S.  80.  91.  Nach  kön.  sächs.  St.  P.  0.  §.  271  zieht 
die  Verhinderung  des  gewählten  Verthcidigcrs  nur  Vertagung 
nach  sich,  wenn  sie  dem  Angeldagten  oder  dem  Gerichte  zu 
spät  bekannt  gemacht  wurde,  dass  kein  anderer  Vertheidiger 
aufgestellt  werden  konnte  und  die  Verlheidigung  in  dem  Falle 
noth wendig  war.  Nach  dem  Preuss.  Gesetz  {.  29  kann  das  Ge- 
richt Vertagung  anordnen,  wenn  es  dieselbe  zur  besseren  Vorbe- 


B.  Im  BtEug  anf  ¥fitagiingwiif1gf,  wtkk/t  tiat 
lK*^ODBC«cr  IIiBficteffaaBdloBg  geBtelk  wudm,  saii 
RieksichteB  im  Widfrstmt  Aof  einer  Scüe  fana  der  Aji- 
gdBagte  fordeni,  dass  wem  er  einoul  weges  eiacr  ktsämm- 
tca  Aakbge  vor  Gerickl  ^calrUi  Ist ,  aaf  dm  foiad  der  voa 
dem  Ankläger  Tder  Zeit  g^nug  hatte ,  hiezn  Alles 
ten),  Torgebnchten  Beweise  rom  Gericht  endlich 
ud  er  ni^t  endlosen  Teriblgvngen  Preis  gegdbe«  weide, 
dnsi  eine  Tertagnng  anch  am  so  m^r  ra  Tcnneidea  ist,  als 
daduHl  hinfig  nachtheilige  Einwirinngen,  vwAiglich  anch 
anf  Geschworene  begfinstigt  weiden.  Diese  RiäcBlehten  lie- 
gen dem  engfiechf^n  Yerfahr^n  zum  Gnade,  wcfchea  keine 
Veitagimg  naeh  begonnener  Hanptrerliandhing  gestattet  **). 
Eine  andere  Rüchsicht  geht  aber  Ton  der  Nothwendigkeit  ans, 
daas  die  höchste  Wahrheit  heigestellt  nnd  jedesMlttel  rar  E^- 
decknng  dersdbea  benfitst  and  mcht  anf  dea  Graad  einer 
migenflgeaden  Yerhaadlaag,  da  wo  aene  voriier  aidit  za  be- 
reduiende  üaistiade  Torkamea,  eia  aagereditea  Ortheil  er- 
gehe, wihrend  die  Racksicht  aaf  Schwargeiichtsieihaadlangen 
nnd  anf  die  durch  Yertagnag  Tcraalasste  WledeRananmen- 
bemfnng  der  Geschwonien  rlelfach  rar  Begduiakni^  der 
Vertagung  fahrt,  daher  in  den  neuen  Gesetzgebungen  und  m 
der  Rechtsübung  eine  prinziplose  Behandlung  der  Lehre  oft 
beaierkbar  ist  '^.  Die  französische  and  deutsche  Rechts- 
fibung  erkennt,  dass  die  Yertagnag  aach  aach  begoanener 
Yerhandlung  nicht  ausgeschloesen  woden  kann,  wo  die  Aus- 
sage eines  Zeugen  als  falsch  sich  ergiebt*),  oder  wenn  der 


rdtoog  der  VertbeMÜgaig  oder  üebeffohrang  ah  aoihweadig  er- 
•ehtet 

36)  Kdiaborgh  Review  184X  Joly  p.  994. 

37)  Gm  ArooM  im    Archiv  des    CrimiDalreefals  13&5  &  leS  und 
Schwane  im  Comment  ü.  S.  121. 

38)  Kaeh  Code  ait  331  weon  eine  solche  FalschheÜ  des  Zevgen  er- 
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Angeklagte  erheblich  erkrankt  und  dies  auf  die  vollständige 
Vertheidigiuig  nachtheilig  whrken  kann  9*) ,  oder  wenn  das 
Gericht  wegen  veränderter  Sachlage  eine  bessere  Yorbereitong 
der  Anklage  oder  Vertheidigung  noth wendig  findet  *^).  In 
neuester  Zeit  erkennt  man  anch  in  England  *>),  dass  eine 
ansnaluhsloee  Aosschliessang  der  Vertagung  nach  begonnener 
Verhandlung  nachtheilig  werden  kann ,  wenn  man  auch  da, 
wo  zur  Beibringung  neuerer  Vertheidigungsbeweise  Vertagung 
ansschliessen  will.  Feststeht  dagegen  die  Ansicht,  dass  dies 
Vertagungsrecht  nicht  auch  zum  Besten  des  Anklägers,  der  neue 
beugen  oder  Sachverständige  ^';  beibringet  will ,  gestattet 
werden  soll  *■)♦ 


kännl    wird ,    kann   der  Staatsanwalt  wie  der  Angeklagte   die 
Vert^gODg  beantragen. 
3^  Trebulien  p.  393.    Der  Assisenhof  von  Parts  sprach  1831  Verta- 
gung io  einem  Falle  aus,  wo  voreilige  Aeusserangen  von  Gesehwor- 
nen  zeigten,  dass  sie  ni6ht  unpAvteiiseh  In  de#  Sache  seien. 

40)  In  diesem  Frile  gestsAtel  das  Prenss.  Geseta  von  186i)  &H.  29 
die  Vertagung.  Franz  Prenss.  Proz.  fi.  96.  Die  k.  siehs.  St  P. 
0.  {.  3ia  15  enthftll  gnte  Vorschriften. 

41)  In  dem  neuen  Report  of  the  eomittee  on  pnblie  prosecnlor  p, 
168  wird  bezeugt,  dass  durch  den  Grundsalz  des  engl  Rechts, 
welcher  keine  Vertagung  gestaltet,"  sich  öfters  ergiebt,  dass  der 
Angeklagte  unschuldig  verurtheilt  wurde,  weil  man  die  Verhand- 
lung nicht  vertagte,  um  neue  Entlastungszeugen  beiiubringen. 

42)  Wie  nachth«lig  würde  dies  im  Prozesse  Laifarge.  Mein  Aufs, 
in  Golldammefs  Archiv  I.  S.  131. 

43)  Geßhirlich  i^t  es,  wenn  das  Gesetz  l.  B.  der  Codiee  di  Modena 
ari  316  VeHaj;ung  gestattet,  wenn  das  Geritht  vorerst  noch  neue 
Ihitärsnchungibandlnngen,  oder  die  Erlangung  neuer  Beweise  für 
nothwendig  h&h,  oder  wenn  wegen  ftusserer  Rhidemlsse  die 
Vertagutog  nothwencBg  wird.  Auch  der  iii  der  bairischcn  Si  P. 
0.  ^  412  gestattete  Vertagungsgroüd ,  wenn  aus  den  Verhand- 
lungen hervorgebt,  dass  der  Angeschuldigte  Mitschuldige  hat,  ist 
nidht  th  bdligen. 
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§.  3«. 

Aasschliessung  der  Geschwornen  in  Fälien:    in  welchen 
der  Angeklagte  sich  schuldig  bekennt 

In  den  Gesetzgebungen,  welche  die  Entscheidung  der 
Schuldirage  den  Geschwornen  überlassen,  kommen  in  dem 
Falle,  in  welchem  der  Angeklagte  ein  vollständiges  Geständ- 
niss  seines  Verbrechens  ablegt^  worauf  die  Anklage  geht,  zwei 
Richtungen  vor  ,  jenachdem  das  englische  System  oder  das 
französische  zum  Grunde  gelegt  ist.  Das  Erste  ^)  erklärt  sich 
aus  der  Geschichte  der  Einführung  der  Jury  ^),  nach  welcher 
es  darauf  ankam  ,  oh  der  Angeklagte  den  Weg ,  durch  Ge- 
schwome  gerichtet  zu  werden,  wählte,  und  sich  der  Jury  un- 
terwarf, beruhte  später  auf  der  Vorstellung,  dass  die  Beweis- 
führung von  Seite  des  Anklägers  überflüssig  sein  würde,  wenn 
der  Angeklagte  selbst  die  Anklage  als  richtig  zugestand,  und 
hängt  damit  zusammen ,  dass  bei  der  Eröffnung  des  Trial, 
nachdem  die  Anklage  gestellt  ist,  der  Angeklagte  nach  alter 
Sitte  befragt  wird,  wie  er  plädiren  wolle.  Dies  System  ist  in 
Deutschland  in  den  Gesetzgebungen  vonPreussen,  von  Anhalt, 
Würtemberg ,  Bremen ,  Frankfurt ') ,  in  der  Schweiz  in  dem 
Gesetze  über  Bundesstrafrechtspflege,  in  Zürich  und  in  Thur- 
gau  ^)  und   in  dem  Gesetze  für  Malta  ^)    zum   Grunde  ge- 


1)  NachweiBungen  (auch  über  die  Geschichle)  in  meinem  Werke: 
das  engl.  Strafverf.  8.  352.  Dies  System  gilt  auch  in  Schottland 
und  Amerika. 

2)  Biener,  englisches  Geschworaengericht  I.  S.  352. 

3)  Preuss.  Gesetz  v.  1849  §.  98.  Zusatzgesetz  v.  1852,  Art.  75. 
Anhalt  Gesetz  v.l.Oct.  1853,  $.91.  Würtemberg  §.  90.  Bremisch. 
§.  99  und  in  dem  Frankfurter  Entwurf,  wo  in  Art  265  bi3  271 
für  den  Fall  des  Geständnisses  das  Verfahren  geordnet  ist. 

4)  Bundesstrafrechtsgesetz  v.  10.  Juli  1854  für  die  eidgenoss.  Trup- 
pen. Zürchergeselz  §.  212  und  dazu  RutUman  S.  182.  Thur- 
gauisches  Ges.  v.  28.  Nov.  1854.  Meinen  Aufsatz  im  Archiv  des 
Criminal.  1855,  S.  131. 

5)  Nach  der  St  P.  0.  ffir  MalU  v.  1854 ,  Art  395  wird  der  Ange- 
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legt.  —  In  allen  übrigen  Gesetsgebungen  ist  das  firaneösi- 
sche  System  beibehalten»  nach  welchem  auch,  wenn  der  An- 
geklagte ein  vollständiges  Geständniss  ablegt,  die  Verhandlung 
wie  in  anderen  Fällen  *)  Tor  den  Geschwornen,  welche  tu 
entscheiden  haben,  Torgeht.  Das  englische  System  hat  den 
Vorzug,  dass  dadurch  unnöthige  Verhandlungen,  Kosten,  Mühe 
für  die  Geschwomen  erspart  werden''),  auch  fehlt  es  nicht  an 
deutschen  Versuchen,  dies  System  als  das  richtigste  au  recht- 
fertigen*); allein  in  England  erkennt  man  selbst  immer  mehr, 
dass  die  Angeklagten  über  den  Sinn  des  Ausdrucks :  plea 
guilty  oft  unklar  sind*).    In  der  Rechtsübung  erhält  auch  die 


klagte  erst  wenn  die  vorüuflgen  Einwendangen  erledigt  sind, 
befragt,  ob  er  schaldig  sei  desjenigen,  was  gegen  ihn  in  der  An- 
klage angeführt  wurde ;  wenn  er  sich  schuldig  bekennt,  so  wird  ^ 
er  von  dem  Richter  ernstlich  wegen  der  rechtlichen  Folgen  sei- 
ner Antwort  ermahnt,  ihm  Bedenkzeit  gegeben  und  wenn  er  anf 
dem  Schuldig  beharrt,  die  Antwort  protokollirt  Wenn  das  Ge- 
richt emsdich  Zweifei  hat,  ob  das  Verbrechen  wirklich  began- 
gen, wurde,  so  verffigt  das  Gericht  die  Verhandlang  so,  als  wenn 
der  Angeldagte  nicht  schuldig  sich  erklärt  hätte. 

6)  Es  ist  klar ,  dass  in  solchen  Fällen,  wo  Geständniss  vorliegt,  die 
VerhandTung  oft  sehr  kurz  sein  kann. 

7)  In  England ,  wo  man^  anf  Zeitersparaiss  so  viel  Werth  legt,  be- 
greift man  die  Beibehaltnng  dieses  Systems  und  selbst  seine  Aus- 
definuDg  leicht,  indem  nach  dem  neuen  Gesetze  (s.  oben  S.  105) 
die  Polizeirichter  ziemlich  hohe  Strafen  erkennen  dürfen,  wenn 
der  des  Diebstahls  Angeschuldigte  sich  schuldig  bekennt. 

8)  Dahin  gehört  1)  die  philos.  Ansicht  von  Köstlin  ,  Wendepunkt 
S.  384,  dass  die  Gcschwornen  das  Gewissen  des  Angeklagten 
vertreten  (gut  darüber  Walther  im  Archiv,  des  Grim.  1851 ,  S. 
225);.  2)  die  Ansicht  vonBicner,  engl.  Geschwomenger.  I  S.363, 
dass  die  Geschwornen  mit  der  Prüfung  des  Geständnisses  nichts 
zu  thun  haben,  da  sie  nur  die  Thatfragen  entscheiden;  3)  An- 
sicht von  Hepp  im  Grim.  Archiv  1850 ,  S.  372  der  das  System 
aas  dem  Anklagcprinzipe  ableitet. 

9)  Daraus  erklärt  sich,  dass  das  Oberbaas  1851  beschloss,  die  Frage 
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AnAw^i  aehnldlg  hSofig  eine  andere  Bedeutung  äla  in  Deulach- 
land,  da  die  Richter  nicht  so  leicht  sich  mit  der  ErUäning 
dee  AngdUagten  begnügen,  ihn  vielmehr  oft  xnr  Znrüdoiabme 
der  Erldärung  gnil<7  ermahnen,  aber  auch  noch  Im  Laofe  der 
Verbandlang,  wo  der  Angeklagte  nidit  schnldig  plSdirte,  in 
aeinem  Interesse  ihn  anr  Antwort  gnilty  beatimmen  ^^).    Den 


anders  au  «(eilen  was  aber  im  Unlerhaas  tudtA  angenommen 
wurde.  '(Nacbweisungen  in  der  Zeilsehrift  für  anslftad.  Getelag. 
;CXnL  $.  138.  144. 
10)  Wir  haben  aus  der  englischen  Bechlsaboag  ip  dem  Werke:  das 
englische  Strafverfahren  8.  355  etc.  merkwürdige  Rcchtsfälle  zur 
Erläuterung  des  Systemes  milgetheUL  Wir  fügen  noch  einige 
neuere  Pälle  hiniu.  In  einem  Pralle  {Tiffk«$  v.  12.  April  185?) 
hatte  von  awei  wegen  ConspiEacy  Ang^iigten  der  £ine  guflty 
der  Andere  not  guilty  pUdirt  Der  Riahter  bemerkt ,  dais  der 
JCrste  woU  nicht  die  -Folgen  tTwog^h  habe ,  wqrauf  dar  Ange- 
klagte not  .guilty  erklärte  und  von  der  Jury  loegesprpcheii  wurde. 
Merkwürdig  ist  eipe  SrkUrang  des  Riobteip  Msjtin  in  Winchester 
(Times  v.  4.  Mörz  18^).  ^s  wurden  in  den  Aasisen  63  vor 
Bericht  gestellt,  welche  gnilly  plAdirten,  der  Sichler  Imgte,  wer 
ihnen  dazp  geralhen.haba;  es  sollte  aUgamein  bekaiHit  werden, 
ihn  in  der  ErUärang  not  gu|l^  ^nieht  eine  .Unwahrheit,  sondern 
nur  die  Erkl&rung  liege,  dass  Jemand  nicht  g^it^laüch  schuldig 
sei.  .Es  ergab  sich,  dass  d<r  .Grund  4er  häuÜgan  pka  gnäty  in 
dem  Zareden  der  Gefilngnisveistlichen  liegt  In  der  damaligen 
Seselon  wurden  mehrere  bewogj^n,  Ihr  gnlMy  zniAi(l»nnehroen 
und  von  .diesen  wurden  Mehrere  von  d^r  Jtury  not  gpilly  erklärt 
In  dnem  Falle  (Times.  2  Mftra  18(54)  antwortete  ein  .  junger  Mai>° 
guS^ ;  der  Richter  vernrlhi^ille  ihn  zu  1  Tag  Gel&ngniss  mit  der 
Bemerkung,  dass  er  bedauere,  dass  guUly  ptftdirt  wurde,  und 
weun  der  Gefangene  not  guHly  pladvt  hüte,  er  wohl  (reigespro- 
ehen  worden  wftre.  In  einem  F^^Ue  (Tiaiies  9.  Aug.  1S&2)  pl&- 
dirie  ein  wegen  Mordes  Angeklagter  guilty ;  der  GeAngnissarzt 
crkl&rte  aber  sogleich,  das«  der  AngeUagle  wahnsinnig  sei 
und  gebftngt  werden  wolle.  D^r  :Richter,  nachdam  npch  ein  an- 
derer Arzt  dies  bestätigte,  fmgte  die  Jury,  welche  ,9Pglaich  aus- 
sprach, dass  Angeklagter  iasa^e  W/fire. 
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in  England,  Sdiottland  und  Amerika  oft  Torkommenden  Schold- 
bekennteissen  Hegt  h&afig  Verabredung  mit  dem  Ankläger 
zum  Grande.  In  Schottland  ")  ist  dfe  Einrichtung  (ans- 
ser  andern  Eigeathfimlichkeiten)  dahin  geregeh  worden ,  dass 
der  Angeldagfe  darüber,  ob  er  sich  schuldig  bekennen  wolle, 
erst  gefragt  wird,  wenn  die  oft  gestellte  Einrede  der  Irrelevanz 
der  Anklage  (s.  §.31)  verworfen  ist,  so  dass  der  befragte 
Angeklagte  schon  mit  Eenntniss  darüber,  wie  das  Gericht  die 
Bandlang  rechtlich  beurtheilt,  antwortet  >')• 

Nach  den  ErCahrongen  über  die  Wirksamkeit  des  engli- 
schen Systeme  In  Deutschland  und  der  Schweiz  ergibt  sich, 
dass  ziemlich  häufig  Schuldbekenntnisse  Torkommen^),  deren 
Dasdü  die  Verhandlung  unnöthig  macht,  dass  aber  auch  viel- 
fach   dem   fransösisehen  (in  den  meisten  deutschen  Staaten 


11)  Uebsr  die  EigeDthnmlichkeiten  von  Schottland.  Mme  Schrift 
S.  869  —  und  fiber  das  neueste  Gesetz  v.  1848.  Forayih  trial 
by  Jary  p  329. 

12)  Wir  haben  in  dem  Werke:  das  engl  Slrafverf.  S.  255  sUtisti- 
scbe  Nachrichten  über  die  grosse  Zahl  der  in  England,  Schott- 
land und  Amerika  voi|;ekommenen  Soholdbekennlnisse  gege- 
ben. Einige  neuere  Naishrtchten  mögen  hier  stehen.  In  dem 
borongb  von  Leeds  (Grafschaft  York)  bekannten  sich  ^.  1840 
bis  1842  276  schuldig,  und  383  worden  von  den  Geschwomen 
schald^  gefanden  und  1843  bis  1645  pl&dirtenl23  goiltf.  Von 
Nordamerika  Nachweisongen  in  meinem  Werke  S.  361  nnd  da- 
an  die  neueren  statistischen  Tabellen  von  Newyork.  hn  J.  1851. 
wurden  in  Newyork  782  <von  1106  vor  Gericht  gestellten  Ange- 
klagten), im  J.  1852  (von  1185  Apgeklagien)  690,  nnd  im  J.  1853 
1056  Angeklagte  auf  den  Grund  ihres  Geständnisses  verurtheilt. 

13)  Nach  der  k.  preossiscfaen  Statistik  über  die  Schwurgerldite  vom 
J.  1864  kamen  Erledigungen  der  Sa^he  dnrch  Schuldbekenntnisse 
in  530  Fällen  vor.  Im  Kanton  Zürich  wurden  1853  12  F&Ue 
Ibeitweise  30  gaiiz  ohne  Mitwirkung  der  Geschwomen  erledigt 
Im  Jahr  1854  kamen  15  theilweise  nnd  51  ganz  ohne  Geschwome 
erledigte  Assiseoialle  vor.  In  Bezug  auf  Prenssen  rühmt  v.  Rrä- 
well  im  Archiv  des  Crim.  R.  1654,  S.  417  die  Simichtong. 
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fiblichen)  System  der  Ycvziig  vor  dem  enfUschen  gegeben 
wird'*)y  weil  der  Angeklagte  sehr  hSafig  über  die  Bedentmig 
and  die  rechtlichen  Folgen  seines  Scholdbekenntnisses  im  Iir- 
thnm  ifit'*),  weil  die  Voraossetnmg,  dass  die  Joiy  nur  über 
Thatiragen  zn  urtheilen  hat  und  daher,  wo  Gestandniaa  vor- 
liegt, ein  Wahrsprach  nicht  mehr  nothig  sei,  eine  onnchtige 
ist,  indem  zur  Schnldfrage  aach  die  Beurtheilang  der  Schuld 
in  Bezug  auf  die  eingestandene  Thatsache  gehört^)  und  die 
Geschwomen  darül>er  um  so  mehr  zu  entscheiden  haben,  als 
ihnen  auch  das  Recht  zusteht,  zu  prüfen,  ob  ein  abgelegtes 
Geständniss  eine  volle  Ueberzeugung  zu  bewirken  im  Stande 
ist'^).  Vorzüglich  wird  die  Ausschliessung  der  Geschwomen 
wegen  angeblichen  Geständnisses  bedenklich  in  Fällen ,  in 
welchen  mehrere  Angeklagte  wegen  der  nämlichen  Anklage 
vor  Gericht  stehen  und  von  ihnen  Einer  schuldig,  der  Andere 
nicht  schuldig  erklärt i^),  oder  wo  die  Frage  vorliegt,  ob  der 
Gestehende  zurechnungsfähig  ist  ^')  oder  wo  es  auf  das  Da- 
sein  von   MilderuDgsgründen    ankömmt^).     Die    Erfahrung 


14)  Mein  Aufsatz  im  GerichUsal  1849,  S.431.  Motive  zu  dem  grossh. 
hess.  Entwürfe  S.  59.  Schwarze  in  Weiske  RechUlexikon  X.  S.60. 
Arnold  im  Gerichtosal  1855,  I.  8.  265. 

15)  Fälle  in  meinem  Aufsatze  Im  Gerichtssal  1852,  S.  331.  39. 

16)  Schwarze  a.  a.  0.  S.  61. 

17)  Offenbar  gehört  diese  Prüfung  doch  in  den  Kreis  der  Prüfung 
von  Tbatfragen.  Auf  jeden  Fall  sollte,  wo  der  geringste  Zweifel 
vorliegt,  das  Gericht  die  Verhandlung  vor  Geschwomen  zulassen. 

18)  In  solchen  Fällen  entsteht  regelmässig  ^derstreit,  wenn  vor  den 
Geschwomen  nicht  die  Verhandlung  üher  das  Ganze  stattfindet 
6.  noch  Fälle  in  Goltdammer  Arch.  11.  S.  661. 

19)  Nicht  genügend  ist  es,  wenn  (wie  in  Preussen  geschab)  das  Ge- 
richt aus  den  Vorantersuchnngsakten  ärzüiche  Gutachten  vorle- 
sen lässt    Goltdammer  Archiv  I.  S   686.  11.  S.  230. 

20)  Man  hatte  hier  zuweilen  behauptet,  dass  das  Gericht  die  Verhand- 
lung nur  über  die  mildernden  Umstände  zulassen  soll;  aber  dies 
ist  irrig,  weil  es  nicht  blos  auf  vereinzelte  Thatsachen  ankommt 
Arnold  im  Gerichtssal  a.  0.  U.  271. 
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lehrt,  dass  oft  Nichtigkeitsbeschwerden  veranlasst  werden ^Oi 
wenn  das  Gericht  grundlos  die  All^8Chlie88ung  der  Geschwor- 
nen  annahm.  Auf  jeden  Fall  muss,  wenn  auch  ein  Schuld- 
bekenntniss  vorliegt,  der  Yertheidiger  darüber  gehört  ^^)  und 
ihm  möglich  gemacht  werden  zu  zeigen,  dass  ein  Wahrsproch 
der  Geschwomen  nothwendig  ist  und  das  Gericht  hat  sorgiül- 
tig  zu  prüfen^},  ob  das  abgelegte  Geständniss  vöUig  genügt, 
um  auf  den  Grund  desselben  ein  Urtheil  zu  bauen  ^). 

$.    33. 

Charakter  und  ErTolg  der  Hauptverhandlung  nach   der 

verschiedenen   rechtlichen  Stellung   der  Personen    die 

aaf   den  Gang   des  Verfahrens  Einflass  haben,    und  zwar 

Stellung    des  Vorsitzenden,   des  Anklägers   and   des 

Tertheidigers. 

Die  Richtigkeit  der  oben  ($.  30)  aufgestellten  Ansicht, 
dass  der  Charakter   der  Hauptverhandlung  wesentlich   durch 


21)  Das  Archiv  von  Goltdammer  enthält  viele  Fälle  dieser  Art  Uebri- 
gens  hat  das  Oherlribunal  (Goltdammer  11.  S.  399)  ausgespro- 
chen, dass  ^enn  dem  Schuldbekenntniss  eine  Protestation  gegen 
die  Schuld  beigefügt  wird,  die  Sache  den  Geschwomen  nicht 
entzogen  werden  soll  Ein  Fall,  wo  man  den  Geschwomen  mit 
Unrecht  eine  Verhandlung  entzog  in  Gohdammer  yt  S.  328. 

22)  Dies  ist  im  Rechtssprach  des  Prenss.  Obertrib.  v.  6.  Febr.  1856 
(Justizministerialblatt  .1856,  S.  83)  richtig  ausgesprochen. 

23)  Ausgesprochen  im  Preuss.  Justizminist-Blatt  1852,  S.  46.  1853, 
S.  414;  auch  in  Würtemberg,  s.  Strafrechtspflege  in  Wfirtemberg 
n.  1.  Th.  S.  193. 

24)  Das  Preuss.  Gesetz  v.  1852 ,  Art  75  (Frantz ,  S.  267)  bestimmt 
(zur  Verdeutlichung  des  Gesetzes  v.1849),  wenn  der  Angeklagte 
sich  schuldig  bekennt  und  auf  näheres  Befragen  auch  alle  That- 
sachen  einräumt,  welche  die  wesentlichen  Merkmale  der  ihm  zur 
Last  gelegten  strafbaren  Handlung  bilden ,  so  ist  der  Staatsan- 
walt und  der  Yertheidiger  darüber  zu  hören,  ob  die  Thalfrage 
dnrch  das  Bekeniitniss  festgestellt  zn  erachten  ist 

Mitttrmaitr,  SCrafrerfahreB.  29 
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die  StteUmig  verändert  ist,  welche  dem  Yor8ftsend«n,  d^n  Ab- 
Uäger  und  dem.Vertiieidiger  durch  das  OeseUs  und  die  Rechts- 
Übung  eingeräumt  ist,  erglebt  irich  aus  der  Betrachtung  der 
Yerschiedenheiten  der  Oesetce  1)  in  Besug  auf  die  ftteUuBg 
des  Vorsitzenden*)  muss  vorerst  das  englisclie  (schotti* 
sehe)  System  von  dem  französischen  getrennt  werden.  Nach 
dem  Ersten  ist  der  Umfang')  der  Befugnisse  des  Skhters 
durch  keine  in  eine  Formel  gebrachte  Anweisung  geregelt ; 
die  Rechtsübung  aber  giebt  ihm  unter  dem  Gesichtspunlcte, 
dass  er  die  Verhandlungen  leiten  soll,  die  BefugnisSi  über 
die  Beobachtung  der  Gesetze  im  Verfaluren  zu  wachen,  ge- 
setzwidrige Anträge  zurüdczuweisen ,  nothwendige  Ergänzun- 
l^en  ($.  34)  vorzunehmen,  unnothigen  Verliandlangen  entge- 
genzuwirken, über  die  im  Verfahren  vorkommenden  Rechts- 
fragen zu  entscheiden,  die  Oeschwornen  geeignet  zu  belehren. 
Nach  dieser  Stellung  vorzüglich,  wird  die  oft  vorkonmiende  Er- 
klärung des  Richters  über  einen  Rechtspunkt,  um  der  Verhand- 


1)  Bei  der  neueriich  aach  in  Deutschland,  z.  B.  in  Prenssen  ver- 
handehen  Frage:  welche  Richter  all  VorsitzeDde  bestellt  werden 
■ollen,  sind  verschiedene  Rücksichten  im  Widerstieit.  W&hrend 
für  die  eofüsche  Einrichtang,  nach  welcher  nnr  die  Richter  des 
obersten  Gerichts  in  den  Assisen  Vorsitzende  sind  (mit  Aus- 
nahme von  London,  wo  auch  der  recorder  der  Stadt  einigen 
Assisen  vorsitzt)  angeführt  werden  kann,  dass  dadurch  nur  die 
durch  lange  Uebung ,  durch  Kenntniss  aller  Präjudizien  beflhig- 
ten  Richter  die  Verhandlung  leiten,  sprechen  fär  die  französische 
und  deutsche  Einrichtung,  nach  welcher  das  Uinisterium  ans 
allen  Richtern  des  Appellationsgerichts  den  Präsidenten  bezeich- 
net, die  Rücksichten,  dass  dadurch  die  tüchtigsten  ausgewählt 
werden  können  und  mehr  Richter  in  die  Lage  kommen,  sich 
durch  Uebung  zu  dem  schwierigen  Amte  vorzubereiten.  Preuss. 
Ges.  V.  18^2,  §.  52  und  über  Verhandl.  Frantz,  S.  158;  gut 
Tippeiskirch  in  Goltdammer  III.  S.  776. 

t)  Hachwelsangen    In  meinem  Werke    S.  606  und   dort  mehrere 
ReehtsM^. 
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hing  die  gehörige  Richttfng  m  geben ,  ebesso  wichtig  >)  als 
die  Bitte  englischer  Richter  ^)  da,  wo  sie  bemerken,  dass 
^e  Anklage  nach  den  vorgelegten  Beweisen  nicht  aufrecht 
erhalten  werden  kann,  auf  die  Beendigung  der  Verhandlung 
SU  wirken.  Die  Pflidit  des  Richters  ist  es,  wenn  Zeugen 
Torsurafen  sind,  deren  Zulässigkelt  sehr  aweifelliaft  ist,  sich 
darftber  aussusprechen  oder  die  nöthige  Vorprüfung  ansustei- 
len^),  und  wenn  gesetslich  unaulässige  Fragen  an  Zeugen 
gestellt  werden  sollen,  sie  surückzuweisen.  Der  englische 
Vorsitaende  hat  ferner  die  (in  andern  Ländern  unbekannte) 
Pflicht  über  die  Aussagen,  die  in  den  Verhandlungen  vor'^ 
kommen,  Aufjseiclmungen^su  n^achen  *).  Vor  einer  gefähr- 
lieben  Ausdehnung  seiner  Befagnisse  wird  aber  der  englische 
Richter  bewahrt  und  augleich  in  eine  Lage  gebracht,  in  wel- 


^  3)  in  einem  Falle  (Times  v.  5.  Jan.  1854) ,  waren  zwei  Personen 
we^en  Todschlags  im  Streite  anselilagt  Aus  der  £rkl&rang  des 
Anklägers  ergab  sich,  dass  er  nicht  bestimmen  konnte,  welcher 
▼on  Beiden  den  Dritten  tddlete.  Der  Richter  erklärte,  dass  wenn 
sich  nicht  beweisen  lasse,  dass  die  Beiden  um  den  Andern  zu 
lödtea,  oder  doch  zur  Gewaltthätigkeit  sich  verbunden  hat« 
ten  nnd  nicht  bewiesen  würde,  wer  den  Andern  tödtete,  die 
Anklage  nicht  aufrecht  erhalten  werden  könne.  Die  Jury  sprach 
dann  das  not  guilty  ans. 

4)  Fälle  dieser  Art,  meme  Sthiift  8.  307  nnd  in  der  Times  v.  10. 
Dec  1851  V.  14.  Dec.  1853.  OA  frfigt  der  Richter  den  Anklä- 
ger ehe  der  Vertheidiger  spricht,  ob  er  nicht  bessere  Beweise 
habe;  oft  fragt  er  die  Geschworncn,  ob  sie  nicht  glauben,  dass 
die  Anklage  nicht  begründet  sei,  worauf  der  Jury  sogleich  ihr 
not  guilty  ausspricht 

5)  z.  B.  Kinder,  oder  Geisteskranke,  s.  merkw.  Fall  im  Arehiv  1853 
Nr.  16. 

6)  Diese  werden  doppelt  wichtig,  1)  weil  diese  Noten  die  Grundlage 
Ar  den  Sefalussvortrag  geben ,  2)  weil  sie  vom  Richter  bei  Be- 
gnadigung dem  Minister  milgetheilt  werden,  der  auf  den  Gmnd 
derselben  veifagt 

29  • 
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eher  er  das  Vertrauen  der  Oeschwornen  geoiesst  und  auf  sie 
würben  kann,  1)  durch  den  Grundsatz  der  englischen  Rechts- 
übung ^  dass  der  Richter  der  amtliche  Vertheidiger  des  An- 
geklagten sci^,  so  dass  er  es  für  seine  Pflicht  hält,  zu  wa- 
chen, dass  dem  Angeklagten  kein  Mittel  geraubt  werde,  das 
zu  seiner  Vertheidigung  dienen  kann,  dass  er  den  Verthcidi- 
gern  die  grösste  Freiheit  lässt,  und  selbst  von  Amtswegen  thä- 
tig  ist,  um  Alles  was  für  die  Vertheidigung  wichtig  werden 
kann  zu  erforschen  ^).  2)  Die  Unparteiligkeit  des  Richters 
ist  gesichert  dadurch,  dass  er  weder  den  Angeklagten,  noch 
Zeugen,  noch  Sachverständige  zu  vernehmen  hat  (§.  34). 
3)  Erleichtert  wird  seine  Stellung  durch  die  strenge  Durch- 
führung des  Anklageprinzips  in  England,  in  so  ferne  der  An- 
kläger die  Pflicht  haty  die  Schuld  zu  beweisen  und  der  Rich- 
ter nichts  thun  darf,  wodurch  'er  den  Schein  auf  sich  laden 
würde,  dass  er  die  Anklage  begünstige,  daher  auch  der  Vor- 
sitzende keine  Zeugen  die  nicht  der  Ankläger  auf  seiner  Liste 
hatte,  vorladen  lassen  darf  ^),  während  er  nicht  verhindert 
istf  zu  verfügen,  dass  im  Interesse  der  Vertheidigung  ein 
neuer  Beweis  benützt  werde  ^%  4)  Vereinfacht  wird  noch  die 
Stellung  des  englischen  Richters  dadurch,  dass  in  England 
nach   gewissen  Beweisregeln    entschieden  werden  muss,   der 


7)  Dies  wurde  früh  ausgedrückt  durch  den  Satz :  tfie  jodge  is  the 
coonsel  for  the  prisoner  s.  darüber  mein  Werk  über  engL  Straf- 
verfl  8.  316. 

8)  NacbweisuDgen  ebendas.  S.  317. 

9)  Ein  merkw.  Fall  (Times  v.  28.  Nov.  1851)  kam  vor,  wo  der 
Richter  auf  dem  Rücken  des  indictment  den  Namen  eines  Zeu- 
gen fand,  den  der  Ankläger  aber  nicht  vorrufen  Hess.  Der  Rich- 
ter fragte  den  Ankläger  um  die  Ursache,  worauf  dieser  angab, 
dass  dieser  Zeuge  mit  dem  Angeklagten  sich  benommen  habe, 
der  Richter  tadelte  das  Benehmen  des  Anklägers,  und  lies«  den 
Zeugen^ormfen ;  die  Vernehmung  ergab  Günstiges  für  den  An- 
geklagten. 

10)  F&Ue  in  meiner  Schrift  S.  315  Note  25  -  27. 
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Richter  weiss  was  er  als  Beweis  zulassen  darf  nnd  Alles  be- 
seitigt, was  nicht  ein  Beweismittel  flir  die  Thatsache  sein  kann, 
die  der  jetzigen  Anklage  zom  Grunde  liegen,  daher  z.  B. 
keine  Beweise  über  schlechten  Lebenswandel,  über  früher 
verübte  Verbrechen  hereingezogen  werden  dürfen  ($.  35).  Nach 
dem  französ.  und  deutschen  System  sucht  das  Gesetz 
in  einer  bestimmten  Formel  die  Stellung  des  Vorsitzenden  in 
der  Assise'^)  zu  bezeichnen,  indem  sie  ihm  das  pouvoir  dis^ 
cretionnaire  einräumt  '*)• 


11)  In  korrektionellen  Fällen  ist  bei  dem  vorntzenden  Richter  von 
keinem  poavoir  discretionnaire  im  Gesetze  gesproclien.  Die  Sache 
ist  wicbüg;  denn  Manches  was  vermöge  Jener  Gewalt  der  Prä- 
sident der  Assise  than  darf,  kann  nicht  in  korrekt  Fällen  ge- 
schehen Trebutien  cours  II.  p.  491. 

12)  Code  Art.  268  s.  den  Text  oben  §.  30  Not.  Die  deutochen  Ge- 
setzgebungen (Braaer  die  deutschen  SchwurgerichUgesetze  S.  55) 
enthalten  fast  nur  wörtlich  den  französ.  Artikel  (z.  B.  baier.*  Ge- 
setz §.  141),  (jedoch  mit  Weglassung  der  franz.  Berufung  auf  die 
Ehre  nnd  das  Gewissen)  Würtemb.  §.  50,  badisches  Gesetz  v. 
1851  §.  92.  Hannov.  §.  136  (mit  der  Bezeichnung,  dass  er  Alles 
vornehmen  kann^  was  er  nach  seinem  pflichtmässigen  Ermessen  für 
ErmiUelnng  der  Wahrheit  für  diensam  erachtet),  darüber  Magazin 
für  hannov.  Recht  IV.  S.  413.  Brannschweig  §.54-56  (mit  Ver- 
meidung einer  Formulalion  aUgemeiner  Instruktion);  Oesterreich 
Strafprozessord.  §.  225.  Der  Vorsitzende  leitet  die  Verhandlung, 
vernimmt  Angeklagte  und  Zeugen ,  bestimmt  die  Reihenfolge  der 
Vernehmungen;  sein  Bemühen  soll  darauf  gerichtet  sein,  die 
Ermittelung  der  Wahrheit  zu  befördern  nnd  alle  ohne  Nutzen  für 
die  Aufklärung  der  Sache  verzögernden  Anträge  nnd  Erörterungen 
beseitigen.  Tbüring  f.  2^  (ähnlich  wie  in  Oesterreich)  k«  sächs. 
Strafprozessord.  §.277  (mit  Vermeidung  des  Ausdrucks:  diskre- 
tionäre Gewalt ,  aber  mit  Anweisung  der  Pflicht  nach  allen  Kräf- 
ten die  Wahrheit,  ob  es  zum  Nachtheil  oder  Vortheil  des  An- 
geklagten ist,  zu  erforschen  (Schwarze  Com.  L  S.  278.  In  den 
ital.  Gesetzb.  (Sardinien  Art  389,  Modena  Art.  271)  ist  der  franx. 
Art  268  aufgenommen. 
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Niemand  kann  verkennen,  dasa  wegen  der  müenAkk 
vielen,  unerwartet  oft  im  Laofe  einer  Verhandlung  voikommen- 
den  EreignisBe,  Anträge  es  anmöglich  ist,  dass  ein  Gesets 
für  das  Benehmen  des  Vorsitcenden  in  das  Einaelne  ein- 
gehende  Regeln  vorschreiben  kann>^),  anch  ist  das  in  dem 
Irans.  Art.  268  zur  Pflicht  gemachte  Streben  des  Vorsitcenden 
die  Erfoschnng  der  Wahrheit  unparteiisch  sn  befördern  ^}, 
wohl  gegründet.  Dagegen  ist  es  nicht  wfinschenswerth,  wie 
im  Art.  268  eine  disla*etionäre  Gewalt  so  sn  übertragen,  dass 
vermöge  derselben  der  Vorsitsende  Alles  verfügen  darf,  was 
er  für  Entdeckung  der  Wahrheit  für  nützlich  half),  denn 
die  in  der  unbestimmten  Fassung  liegende  dem  Vorsitzen- 
den übertragene,  inquisitorische  Gewalt  ist  so  ausgedehnt,  dass 
auch  der  ehrenwertheste  durch  Amtseifer  zu  einer  gewissen 
Befangenheit  verleitete,  durch  den  Gang  der  Verhandlungen 
oft  mehr  und  mehr  gereizte  Präsident  zu  einer  gefahrlichen 
Ausdehnung  der  Macht  um  so  mehr  kommen  kann  '^),  als  er 
zu  Allem  berechtigt  ist  was  er  für  nützlich  hält,  so  dass  auch 
die  Vertheidigung  oft  sehr  gefährdet  werden  kann  >*•)  und 
durch  sogenannte  geistreiche  Auflassungen  ^^  er  leicht  verleitet 


13)  Ich  habe  vertocht  in  Geriditssaal  1849  I.  8.  18  die  schwierige 
Stellimg  das  PrAsIdenten  zu  sehildenL 

14)  Wenn  dsher  <Üe  Stter.,  Ifafiring.,  k.  sSeht.  Gesetse  mr  dies  zur 
Pflicht  machen,  so  bedarf  zwar  der  wfirdige  Vortitzende  dieser 
Anweisung  nicht,  aber  diese  ist  wenigstens  der  wahren  Stelfamg 
entsprechend. 

15)  In  dieser  Bichlnng  habe  ich  den  französ.  Artikel  hn  Gerichtssaal 
1849  I.  S.  22  bekAmpfl,  —  verlheidigt  dagegen  ist  er  von 
Schlink,  Haynan  im  Gerichtosaal  III.  1.  S.  28.  618.  lY.  S.538. 

16)  Nachgewiesen  von  Berenger  de  la  justice  eritn.  cn  France  p.  454. 

16  a)  Vermöge  der  diskretionären  Gewalt  hat  ein  französ.  Prfiri- 
dent  Wihrend  der  Sitzung  telegraphiscbe  Nachrichten  ober  den 
Angeschuldigten  sich  kommen  lassen  und  milgetheflt  Wie  kann 
der  Vertheidiger  hier  genügend  entgegenwirken? 

17)  So  spricht  Kodiere  el^mens  de  la  proc  ctkai,  p.  390,  dass  die 
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wild ,  sieh  «ber  das  GeBetz  wegzuBetzen.  Die  aUgemelne  Er« 
Billcfatignjig  des  Art  268  ist  um  bo  bedenklicher,  ais  der  Cum* 
Mtionehof  selbst  da,  wo  der  Präsident  gegen  ein  bestimmtes  Ge- 
setz Verfagongen  erUsst^^),  häufig  durch  eine  Wendung,  die 
er  der  Sache  giebt,  die  Verftigung  aufrecht  zu  halten  sucht 
und  überhaupt  da  keine  i*)  Nichtigkeit  annimmt ,  wo  der  Vor- 
sitzende yermöge  seiner  diskretionären  Gewalt  handelte,  weil 
der  Präsident  über  seine  BeweggrOnde  Niemanden  Rechen- 
schaft schuldig  ist  und  selbst,  wenn  der  Cassationshof  auch 
die  Verfügung  des  Vorsitzenden  tadelt  ^) ,  er  kein  Recht  sich 
zuschreftt ,  deswegen  Nichtigkeit  auszusprechen  ^')-  Soll  die 
didcretlonäre  Gewalt  im  würdigen  Geiste  ")  angewendet  wer- 
den '^) ,  so  muss  der  Vorsitzende  1)  in  der  Ausübung  immer 
geleitet  werden ,  durch  die  allgemeinen  Grundsätze  des  Straf- 


sagesse des-  Präsidenten  seine  regle  souveraine  ist  und  qne  Tin- 
teret  de  Tart.  commande  quelqaefois  de  s^aflranchir  des  regles. 
Mit  Reeht  erklärt  sich  gegen  diese  Ansicht  Trebutien  coors  IT. 
p.  390. 

18)  z.  B.,  wenn  er  Zeugen  Tormfl,  (z.  B.  Verwandte)  deren  Ver- 
nehmung das  Gesetz  verbietet,  oder  wenn  er  die  unter  dem  Ti- 
tel der  Anskunftszeugen  vernommenen  Zeugen  gesetzwidrig  doch 
beddigt 

If^)  Rechtsspruch  v.  19.  Januar  1655  aber  dem  Fall,  wo  der  Prtd- 
dent  gegen  das  Gesetz  Zeugen  die  er  nur  zur  Auskunft  vorrief, 
doch  beeidigte  im  Archiv  des  Criminalr.  18ö5  S.  438. 

70)  Rechtsspruch  des  baier.  Cassationshofs  in  den  baier.  SiUrangsbe- 
richten  1.  S.  121. 

21)  Franz6s.  Rechtssprüche  gesammelt,  im  GerichUsaal  1850  8.487. 

22)  Darauf  suchen  zu  wirken  die  Anweisungen  in  Laenisine  trait^ 
de  la  direotion  p.  353.  Morin  dict.  p.  604.  Eneyclopedie  de 
drok  Heft  IV.  p.  30.  Masse  Guide  aanot^  des  debats  criminels. 
Geneve  1850  p.  24. 

23)  Temme  Grundzüge  des  deutschen  Strafverfahrens  6.  127  be- 
•ehräukt  diese  Gewalt  auf  Anwendung  zu  Gunsten  der  Verthei- 
dlguag.  —  Wichtige  Aosführung  von  Hentz  im  Gerichtssaal 
1851  I.  Nr.  24.  28.  35.  U.  Nr.  4. 
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Verfahrens  ^)  und  durch  die  Beobachtung  der  Gesetie^  be- 
sonders soweit  diese  eine  gewisse  Handlung  verbieteD,  2)  sein 
Streben  m)  unnöthige  Verlängerung  der  Verhandlnngen  ab- 
zuschneiden y  müss  beschränkt  werden  durch  die  Rücksicht  im 
Zweifel,  ob  eine  beantragte  Handlung  doch  einigen  Nntaen 
haben  Icann,  oder  durch  ihre  Zurückweisung  die  Vertheidi- 
gung  beschränkt  werden  könnte ,  lieber  einem  Antrage  Statt 
cu  geben ,  wenn  er  nicht  völlig  gesetjEwidrig  ist  '^).  Seine 
Befugniss  Verfügungen  zu  erlassen ,  ist  regelmässig  ^7)  nicht 
an  einen  Beschluss  des  Gerichtshofs  gebunden,  obwohl  er  nicht 
gehindert  ist,  den  Rath  des  Gerichtshofs  ^)  au  hören  ^). 

II*  Wesentlichen  Einfluss  auf  den  Cliarakter  der  Ver- 
handlung hat  die  Stellung  des  Anklägers  und  zwar 
A)  vorzüglich  in  Bezug  auf  das  Recht  desselben  die 
Verhandlung  einzuleiten  und  zu  eröffnen.  In  den 
Gesetzgebungen  bemerkt  man  darüber  verschiedene  Systeme, 
1)  einige  gestatten  keine  solche  Einleitung,  sondern  lassen 
die  Verhandlung  mit  dem  Verhöre  der   Anschuldigungszeogen 


24)  Trebuüen  Cour»  p.  391. 

26)  Der  Code  (u.  deatoehe  Gesetob.)  art.  269  ermächtigen,  besonden 
auch  Zeugen  vorzurufen,  die  vorher  nicht  vorgeladen  waren. 

26)  Wichtig,  wenn  der  Präsident  gewisse  vom  Vertheidiger  beantragte 
Fragen  nicht  stellen  will  Rechtssprüche  im  Gerichtssaal  1851. 1. 
S.  203. 

27)  Bei  mehreren  Handlungen  (gute  Zusammenstellung  in:  Trebutien 
Cours  p-  393j  mnss  der  Assisenhof  entscheiden. 

28)  Trebutien  p.  392.  Anerkannt  ist  auch,  dass  der  Präsident  belie- 
big seine  Verfügung  wieder  zurücknehmen  kann. 

29)  In  einigen  deutschen  Gesetzen  z.  B.  baier.  Gesetz  §.  141  am 
Schlüsse,  vorzüglich  Hannov.  §.  136  ist  der  Partei  das  Recht 
gegeben,  bei  allen  Maassregeln,  die  das  Gesetz  nicht  ausdrück- 
lich in  die  Hand  des  Präsidenten  legt,  wenn  sie  mit  der  Verfü- 
gung unzufrieden  ist,  Entscheidung  des  Gerichts  zu  verlangen. 
-Ueber  die  streiüge  Auslegung  der  Stelle.  Magazin  für  hannov 
Recht  IV.  6.  413. 
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erbAhen  s^) ,  weQ  auf  diese  Art  jedes  voreilige  Anführen  der 
Beweise,  jede  Möglichkeit  Richter  oder  Gcschworne  durch 
einseitige  Darstellungen  irre  zu  leiten,  wegfällt.  2)  Andere 
Gesetze  gestatten  dem  Ankläger,  den  Fall  in  der  Art  zu  er- 
öffnen, dass  er  auf  die  Beschaffenheit  des  Falles,  einige  Ei- 
genthümlichkeiten^  welche  die  Anklage  begründen,  aufmerksam 
macht,  die  Punkte  hervorhebt,  auf  welcher  er  seine  Beweis- 
führung  richten  will,  und  die  Beweismittel,  durch  die 'er  zu 
beweisen  versucht,. ohne  jedes  Eingehen  in  Einzelnheiten  be- 
zeichnet >').  3)  In  anderen  Gesetzen  ^s)  ist  es  dem  Staatsanwalt 
überlassen,  wie  er  die  Anklage  auseinandersetzen,  das  Inte- 
resse der  Geschwornen  erwecken,  ihre  Aufmerksamkeit  auf 
gewisse  Punkte  leiten  will  Die  gegen  diese  Sitte  in  Frank- 
reich selbst  vielfach  geltend  gemachten  Einwendungen  ^^) 
gründen  sich  auf  die  Erfahrung,  dass  das  Expose,  welches 
ohne  alle  Controlle  gehalten  ist  ^)  und  nur  eine  Ausschmük- 
kung  der  Anklageschrift  enthält,  geeignet  ist,  in  der  Seele 
der  Richter  eine  ungünstige  Meinung  von  dem  Angeklagten 
zu  begründen ,  eine  einseitige  Richtung  der  Aufmerksamkeit 
zu  geben,  vorneherein  Veriheidigungsgründen  entgegenzuwir- 
ken ^) ,  Aussagen   aus  der  Voruntersuchung  hereinzuziehen 


30)  Dies  geschieht  in  Schottland  und  im  Zfirchergesetz  §.  232.  Rfitti- 
mann  Com.  S.  184. 

31)  Z.  B.  in  England  Nachweisungen  in  meinem  Werke:  das  engl. 
Strafverf.  S.  322. 

32)  Z.  B.  franz.  Code  art  315  sagt  nnr  le  procareur  general  ezpo- 
sera  le  suJet  de  l'accusation. 

33)  Berenger  de  la  justice  p.  436.  Helle  in  der  Gazette  des  tribunaux 
V.  11.  Januar  1843.  Morin  im  Journal  du  droit  criminal  1849 
p.  11. 

34)  Der  Vertheidiger  kann  nichts  erwiedem.  Auch  der  Cassationshof 
(Arret  v.  27.  Januar  1848)  findet  in  der  villkfirlicbsten  Ausdeh- 
nung dieses  expos^  keinen  Nlchligkeitsgrund. 

35)  In  dem  Prozesse  gegen  L^otade  (Proecs  du  fr^re  Leotade.  Leip- 
zig 1851  p.  80  benfitzte  der  Staatsanwalt  das  expos^  dazu  weit^ 
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und  auf  die  Unbefangenheit  der  Zeugeu  nachfcbeilig  m  wir« 
ken^).  4)  Eine  Verbesaerung  diesea  Systems  enthalten  einige 
Oesetsgebungen,  welche  nach  dem  Vortrage  des  expos^  auch 
dem  Angeklagten  oder  dem  Vertheldiger  gestatten,  in  Beeng 
auf  Verthcidigong  eine  solche  Einleitnngsrede  zu  halten,  um 
dem  einseitigen  Eindrucke  des  exposd  entgegenaowirken  *^. 
B)  Eine  schwere  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Gleichheit 
der  Rechte  kann  darin  liegen,  wenn  nach  der  französ.  Rechts- 
übung dem  Staatsanwalt,  nicht  aber  dem  Vertheldiger  gestat- 
tet ist,  an  jeden  Zeugen  oder  Sachverständigen  Fragen  zu 
stellen,  welche  keiner  Controlle  unterworfen  sind  ^),  wenn  er 
beliebig  in  jeder  Lage  des  Verfahrens  nach  jeder  Antwort 
eines  Zeugen  oder  des  Angeklagten  Bemerkungen  über  den 
Werth  der  Aussage,  über  die  Glaubwürdigkeit  des  Zeugen 
machen ,  ans  den  Voruntersuchungsakten  angebliche  Wider- 
sprüche hervorheben  kann.  **).  Am  meisten  kann  ^  nach- 
theilig werden,  wenn  der  Staatsanwalt  seine  SteUung  ala 
mächtiger  Beamter  geltend  macht  und  oft  dem  ganzen  Ver- 


länfig  eine  DenkschriA,  die  der  Yertheidiger  aorthriten  liess ,  m 
widerlegen  und  alle  Anklagsbeweise  voraus  anzugeben. 

36)  Man  erkennt  in  Franlcreich,  dasg  der  Ankläger  das  exposi  aueh 
unterlassen  kann. 

37)  Baier.  Gesetz  J.  149.    Wflrtemb.  {.  120.    Karhessen  §.  300. 
3S)  Der  Staatsanwalt  kann  nach  den  franz.  Vorstellongen  von  dem 

Vorsitzenden  nicht  zur  Ordnung  gemfen  werden.  W&hrend  der 
Vertheldiger  nur  durch  das  Organ  des  Präsidenten  Fragen  stel- 
len UDd  dieser  Fragen  zurückweisen  kann,  darf  der  franz.  Staats- 
anwalt jede  Frage  unmittelbar  stellen.  —  Die  6sterr.  Strafproe. 
§.  243  k.  Sachs.  St  P.  0.  {.  287  geben  dem  Präsidenten  djs 
Recht,  unangemessene  Fragen  zurfickznweisen. 
39)  Jeder  der  die  französ.  Verhandlungen  kennt,  weiss  wie  einflois- 
reieh  auf  die  Geschwomen  solche  Bemerkungen ,  die  z.  B.  den 
Zeugen,  wenn  er  gftnstig  ffir  Angeklagte  aussagt,  als  Lügner 
darstellen,  wirken  können.  Erfreulich  ist  es  zu  bemeiken ,  data 
in  den  deutschen  Verhandlungen  die  Staataanwllte  eine  wMi- 
gere  nnparteiisdie  Stellong  behanplea. 
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iahren  durch  seine  Anträge  gegen  einen  Zeugen ,  den  er  der 
falsefaen  Anesage  beseholdigt,  eine  dem  Angeklagten  nach* 
theilige  Riebtang  geben  kann  ^), 

III.  In  Beaug  auf  die  Stellung  des  Vertheidigers 
bemerkt  man,  dass  ein  Grund,  aus  welchem  die  Verhandlung 
häufig  nicht  die  nödiigen  umfassenden  Materialien  liefert  da- 
rin liegt,  dass  manche  Vertheidiger  in  Ländern,  in  welchen 
das  öffentliche  mündliche  Verfahren  neu  eingeführt  ist,  ihre 
von  der  im  früheren  schriftlichen  Verfahren  angewiesenen  be« 
schränkten  Stellung  abweichende  Aufgabe  noch  nicht  hinrei- 
chend begreifen,  und  von  den  ihnen  zu  Gebote  stehenden 
Mitteln  nicht  genug  Gebrauch  machen  ^').     Voraüglich  aber 


40)  Dies  zeigt  sich  besondere  in  dem  Falle,  wo  nach  art.  330  des 
Code  die  Aussage  eines  Zeugen  falsch  scheint  und  daher  der 
Staatsanwalt  einen  Antrag  auf  seine  Verhaftung  stellen  kann. 
Durch  die  häufig  vorkommenden  Drohungen  mit  solchen  Anträ- 
gen werden  die  Zeugen  eingeschdchtert  oder  es  wird  voreilig 
ein  dem  Angeklagten  günstig  aussagender  Zeuge  verhaAei  Solche 
VerhaftoDgen  können  naehtbeilig  wirken.  Nachweisungen  in 
meinem  Aufs,  im  Oericbtssaal  1851,  1.  S.  185.  Gute  Verbesse- 
mngen  enthalten  das  baierische  Gesetz  §.  186,  darnach  kann  in 
solchen  Fällen  die  Sitzung  vertagt,  oder  erst  nach  abgegebenem 
Wahrspmch  die  Verhaftung  des  Zeugen  angeordnet  werden  s. 
auch  kgl.  Sachs.  Si  P.  J.  3!^.  In  England  ist  ein  Verfahren 
wie  in  Frankreich  unbekannt,  da  der  Beartheiloflg  der  Jury  nicht  vor- 
gegriffen werden  soU,  der  Richter  aber  fragt,  nachdem  die* Jury 
entschieden  hat,  ob  sie  nicht  glaubt,  dass  ein  gewisser  Zeuge  falsch 
geschworen  habe  und  auf  Blähung  verfügt  er  Vorgerichtstellung. 

41)  Wenn  man*auch  anerkennen  muss,  dass  in  Deutschland  vielfach 
die  Vertheidiger  sehr  gut  die  Erhabenheit  ihrer  Aufgabe  erfas- 
sen und  die  Vertheidigung  trefflich  führen,  so  muss  man  doch 
beklagen,  dass  in  manchen  Ländern  auffallend  die  älteren  An- 
wälte sich  ganz  von  der  Vertheidigung  losmachen,  und  dass 
überhaupt  viele  VertheidigeT  noch  nicht  genug  einschen,  dass 
die  Richtung  der  unparteiischen  Verhandlung  und  der  Erfolg 
fär  die  endliche  Beurtheihmg  von  der  Gewandtheit  der  Verthei- 
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miifls  68  beklagt  werden,  dass  in  Deutschland  noch  Immer 
mviel  das  französ.  System  befolgt  wird,  in  welchem  das  Miss- 
trauen gegen  die  Vertheidiger  und  die  Beschränkung  der  in 
England  ^^)  wohlthätig  wirkenden  freien  Stellung  des  Yerthei- 
digers  sich  ausspricht  ^s).  1 )  Dies  zeigt  sich  schon  in  der  Vorschrift 
des  Code  art.  311,  dass  bei  Eröffnung  der  Sitzung  der  Vorsitzende 
nur  den  Vertheidiger  auf  eine  Misstrauen  gegen  ihn  ausdrückende 
Weise  ermahnen  muss^^),  während  wenn  man  eine  Ermah- 
nung für  nöthig  hält,  sie  an  alle  Anwesenden  gerichtet  sein 
sollte  ^^).    2)  In  der  Vorschrift,  dass  der  Vertheidiger ,  wenn 


diger  an  Zeugen  und  Sachverständige  die  rechten  Fragen  zn 
stellen,  von  dein  Mathe  manche  Anträge  und  Aeosserongen  der 
Staatsanwälte  za  bekämpfen,  und  selbst  geeignete  Massregeln  im 
Interesse  der  Vertheidigong  zn  beantragen,  abhängig  ist  Darfi- 
ber meinen  Anfs.  über  Stellnng  des  Vertheidigers  Im  Magazin  f. 
badisches  Recht  1.  S    2dO.  412. 

42)  Nachweisnngen  in  meinem  Werke:  engl.  Strafv.  S.  299;  die 
Nachtbeile  liegen  in  England  darin,  dass  oA  die  Vertheidiger 
nicht  gehörig  vorbereitet'  sind  und  in  der  schlimmen  (in  Schott- 
land nicht  bestehenden)  Einrichtung ,  dass  wenn  der  Vertheidi- 
ger ein  Vertheidigungsverfahrcn  fährt,  er  weiss,  dass  der  Anklä- 
ger darauf  erwiedem  darf  und  so  das  letzte  Wort  hat,  daher  oft 
engl  Vertheidiger  lieber  die  Vernehmung  von  Entlastungszeugen 
unterlässt,  damit  nur  nicht  der  Ankläger  das  letzte  Wort  hat 

43)  Klagen  über  dies  Misstrauen  von  Hänle  im  Gerichtssal  VL  Bd  L 

5.  50  nnd  Bopp  im  eerichtssaal  1855  IL  S.  211. 

44)  Nach  dem  Code  soll  der  Vertheidiger  ermahnt  werden,  nichts 
gegen  sein  Geissen  ober  die  Achtung  zu  sagen,,  die  er  den 
Gesetzen  schuldig  ist  und  mit  Anstand  und  Mässigung  sich  aus- 
zudrücken. 

45)  lUchtig  bestimmt  österr.  St  P.  0.  §.  228 ,  dass  der  Vorsitzende 
allen  bei  Gericht  Erscheinenden  Ehrfurcht  und  Mässigung  em* 
pfehlec  und  die  Vertreter  der  Parteien  (also  auch 'den 
Staatsanwalt)  hinweisen  soll,  dass  sie  nur  der  Wahrhat  und 
Gerechtigkeit  zu  dienen  haben.   Gut  v.  Hye  die  leitenden  (kunds. 

6.  270. 
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er  Fragen  an  Zeugen  stellen  \^ill,  dies  nicht  unmittelbar, 
wie  es  der  Staatsanwalt  darf ,  sondern  nur  durch  das  Organ 
des  Vorsitzenden  darf  ^),  so  dass  es  von  diesem  abhfingt, 
ob  er  die  Frage  stellen  will  ^'')|  auf  jeden  Fall  aber  im 
Munde  des  Vorsitzenden  die  Frage  nach  der  Art  ihrer  Stel- 
lung leicht  einen  anderen  Sinn  erhalten  kann ,  als  -  der  Ver- 
theldiger  bezweckte  ^^).  Eine  nachtheilige  Beschränkung  des 
Vertheidlgers  kann  eintreten,  wenn  dieser  besorgen  muss,  dass 
Zeugen,  deren  Vernehmung  er  für  nützlich  hält ,  wegen  an- 
geblicher Unerheblichkeit  vom  Gericht  zurückgewiesen  wer- 
den *•),  wenn  der  Vertheidiger  im  Vorbringen  von  Ein- 
wendungen gegen  Zeugen  oder  in  Stellung  von  Fragen ,  wel- 
che die  Glaubwürdigkeit  der  Zeugen  angreifen  sollen.,  gehin- 
dert ^)  oder  in  dem  Vorbringen  seiner  Vertheidigungsgründe 
unterbrochen  oder  beschränkt  wird  ^i). 


46)  Kach  art.  319  des  Code  jedoch  gestaUon  gute  Präsidenten  den 
Vertheidigern  aoch  das  Recht  unmittelbarer  Befragung.  Trebu- 
tien  Cours  p.  408. 

47)  Der  Vertheidiger  ist  um  so  mehr  in  schlimmer  Lage  als  der 
Präsident,  wenn  er  Fragen  zu  stellen  weigert,  völlig  unbeschränkt 
dabei  ist    Mein  Aufs,  im  Gericbtssaal  1851.  1.  S.  483. 

48)  In  der  baier.  St.  P.  §.  164  der  dsterr.  St.  P.  243  hat  der  Ver^ 
theidiger  das  Recht  unmittelbarer  Befragung,  gut  Hye  leitende 
Grunds.  S.  261. 

49)  Die  Rechtssprüche  der  obersten  Gerichte  geben  hier  dem  Präsi- 
denten wegen  seiner  discrctionären  Gewalt  häufig  eine  zu  grosse 
Freiheit,  Zeugen  nicht  zu  vernehmen.  Nachweisungen  im  Gerichts- 
saal 1851  1.  S.  481. 

50)  Gerichtssaal  a.  0.  S.  487.  —  s.  über  die  Fragen,  welche  gestat- 
tet werden  sollen,  den  nächsten  $.  34. —  Gut  bemeriit  Schwarze 
Com.  IL  S.  84,  dass  die  zu  strenge  Handhabung  des  Ermessens 
des  Vorsitzenden  leicht  Zweifel  an  seiner  Unparteilicfakeit  er- 
weckt. 

51)  Nachweitnngen  im  Gericbtssaal  l  c.  S.  203. 
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«.   34. 

Charakter  der  Hauptverbandlang    nach  Verschiedenheit 

der  gesetzlichen    Anordnungen  über    Vernehronng   der 

Angeklagten,  der  Zeugen  und  Sachverständigen. 

I.  lieber  die  mit  dem  Angeklagten  vorgenom- 
menen Verhöre  ist  in  den  Oesetsgebnngcn  grosse  Ver- 
schiedenheit; A)  Nach  dem  englischen  Gesetze  wird  kein 
Verh^  mit  dem  Angeklagten  abgehalten').  Dieser  kann 
zwar  am  Anfange  oder  später  die  weitere  Verhandlang  nn- 
nöthig  machen,  wenn  er  sich  schuldig  bekennt  (§.  32);  er 
kann  am  Schlüsse  Erklärungen  abgeben,  kann  aber  weder 
Ton  dem  Vorsitzenden ,  noch  von  einem  Oeschwomen ,  noch 
vom  Ankläger  über  seine  Theilnahme  befragt  werden;  es  kann 
gegen  ih|i  (unter  Einschränkungen  $.  35)  ein  von  ihm  in  der 
Voruntersuchung  abgelegtes  Geständniss  geltend  gemacht  wer- 
den, was  oft  Veranlassung  zu  weiteren  Erklärungen  geben, 
aber  nie  zu  Fragen  an  den  Angeklagten  berechtigen  kann, 
die  einem  Verhöre  gleichen.  Dies  System  steht  iblgerichtig 
im  Zusammenhang  mit  dem  Grundsatze,  dass  der  Ankläger 
schuldig  ist,  den  Beweis  seiner  Behauptungen  zu  f&hren, 
dass  die  Zulassung  eines  Verhöres  die  Gleichheit  zvdschen 
Ankläger  und  Vertheidiger  verletzen,  die  unbefangene  Stel- 
lung des  Vorsitzenden  gefSihrden  und  die  Geschwornen  leicht 
irre  leiten  könnte^)«    Diese  Ansicht  ist  es,   die  noch   fort- 


1)  Machweisnngen  in  meinem  Werke :  Das  englische  Strafverf.  S.  300. 
Das  nämliche  System  gilt  in  Schottland  and  Amerika  ebenso  in 

.  dem  neuen  Gesetzb.  für  MalU. 

2)  Anb.  in  Edinburgh  review  1842  Jufi,  p.  376.  Law  review 
1852  Augost,  p;  442.  Richtig  ist  die  englische  Sitte  aveh  ge- 
wfirdigt  von  Glaser  un  Archiv  des  Criminalr.  1851 ,  S.  76.  hi 
dem  Zeugnisse  des  Lord  Broogham  vor  der  comittee  on  pobüe 
prosecators  p.  13  erUftrt  er  für  das  Solilinimste  in  dem  franids. 
Verfahren  the  tortnre  and  qnestion  which  th«  piiioaer  is  p«l  to 
npon  bis  trial  by  the  Jadge. 
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dftitenid  von  den  Prakdkern  Englands  festgehalten  wjrd"). 
B)  Das  fransSsische,  und  in  den  deutschen Oebetsgelran- 
gen  nachgeahmte  System^)  verpflichtet  den  Yorsitaenden  mit 
dem  Angeklagten,  ehe  die  Zeagenvernehmang  beginnt,    ein 


3)  Es  ist  richtig ,  das«  in  nenester  Zeit  die  Erfahning ,  dass  im  Ci- 
yflproeeMe  die  eiaminalion  of  paiües  sieb  so  gut  bewährt»  manehe 
Jorisfen  (z.  B.  Law  review  Not.  1853,  p.  154)  sidi  einem  Ver- 
höre dee  Angeschuldigten  znneigen;  s.  aber  gate  Widerlegung 
dieser  Ansicht  ia  Best  treatise  of  the  principles  on  evidence 
p.  638. 

4)  Code  Art  319  bestimmt ,  dass  jeder  Präsident  den  Angeklagten 
um  alle  eclalrdssemens  fragen  kann,  qa'il  croira  necessaircs  k 
Ia  manifestatlon  de  la  verit^,  nach  Art  405  fingt  das  examen 
de  l'accuse  unmittelbar  nach  der  formation  du  lableau  an.  —  Das 
Preuss.  Gesetz  §.  75  spricht  nur  vom  Verhör  des  Angeklagten 
ohne  nähere  Bezeichnung.  Nach  bair.  Ges.  §.  156  vernimmt  der 
Präsident  ober  alle  för  die  UrthcÜsfäUung  erheblichen  Thatum- 
•tände  (ebenso  badisehe  BL  P.  0.  §.  230  und  Schworgerichts- 
gtsetz  S.  92,  ebenso  Altenb.  P.  0.  §.  220).  Nach  Wfirtemb.  Ges. 
{.  122  vernimmt  er  ihn  *über  den  wesentlichen  Inhalt  des  An- 
klageaktes und  macht  den  Angeklagten  auf  die  Abweichungen 
zwischen  seinen  jetzigen  und  den  früheren  Aussagen  aufmerk- 
sam. Nach  Hannov.  Gesetz  §.  185  geht  die  Vernehmung  auf 
die  dem  Angeld.  Schuld  gegebene  That  und  nach  Ermessen  über 
seinen  früheren  Lebenslauf.  Nach  Braunschweig.  §.  133  geht 
Vernehmung  auf  den  Inhalt  der  Anklage.  Nach  Kurhess.  Ges. 
{.  304  vernimmt  er  über  Anklage  unter  Vorhalt  der  in  der  Vor- 
untersuchung sich  ergebenden  Beweise.  Nach  Oesterr.  St  P.  0. 
§.  233  fordert  der  Vorsitzende  zur  wahrheitsgetreuen  Beantwor- 
tung und  zur  Erzählung  des  ganzen  Hergangs  der  strafbaren 
Handlung  auf.  Nach  Art  234  ist  auf  die  Vorschriften  über  Ver- 
höre in  Voruntersuchung  verwiesen,  v.  Hye  leift.  Grunds.  S.  212. 
Nach  K.  Sachs.  St  P.  0.  f.  280  geschieht  Vernehmung  über 
aDe  fftr  UrtheilsfäUung  erhebUchen  Umstände ,  und  wenn  der 
Angelüagte  Tbatsaohen  läognet,  die  er  in  der  Voruntersuchung 
gestand,  kann  der  Vorsitzende  die  Protokolle  ablesen  lassen  und 
zur  ErkUreng  auffordern.    Schwarte  Comm.  n.  8.  73. 
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Verhör  abzahalteii,  dessen  Umfang  und  Richtang  dem  Ermes- 
sen des  Richters  überlassen  ist,  aber  den  Zweck  haben  soll, 
znr   Erforschung  der  Wahrheit   durch  Benfitzung  einer  der 
nviehtigsten  Beweisesquellen  beizutragen.    Als  Vortheile   die- 
ses Systems  werden  gerfihmt  *),  dass  durch  dies  Verhör  der  An- 
geklagte Gelegenheit  bekömmt,  fiber  alle  auch  für  seine  Ver- 
theidigung  wichtigen  Punkte  sich  zp.  erklären,  dass  oft  durch 
Ablegung  des  Geständnisses  manche  sonst  nothwendige  Ver- 
nehmung  Yon  Zeugen   erspart  wird,  und    dass   die  Richter, 
wenn  der. Angeklagte  läugnet,    durch    seine   Versuche,    die 
Wahrheit  zu  entstellen,  durch  seine  Widersprüche,  durch  seio 
Benehmen,   Materialien  erhalten,   um  zur  Ueberzeugung  von 
der  Schuld  zu  gelangen.    Eine  Schutzwehr  gegen  Missbrauch 
findet  man  *)  in  der  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  und 
in  der  erfolgreichen  Thätigkeit  des  immer  gegenwärtigen  Ver- 
theidigers.    Die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Vornahme  solcher 
Verhöre    vielfache    Naehtheile   haben    und    das  Prinzip   der 
Mündlichkeit "')  zerstören  kann,  indem  der  Vorsitzende  den  Stoff 
zu  seinem  Verhöre  aus  den  Aufzeichnungen  in  der  Vorunter- 
suchung nimmt,  und  in  seinen  Vorhaltungen  die  unter  öffent- 
lichem Ansehen  yon  dem  Untersuchungsrichter  aufgenommenen 
Aussagen  als  Wahrheit  hinstellt,  was  um  so  gefährlicher  wer- 
den kann,    da  die  Geschwornen  leicht  darch  die  hohe   Stel- 
lung ^  des  Staatsanwaltes  und  des  Präsidenten ,  die  sich  auf 


5)  Ueber  die  Vortheile  des  Verhörs  Lacaisine  de  la  direction  p.246. 
Höchster,  franz.  Strafproz.  §  256.  Aufs&tze  im  GerichUsaal  1849, 
1.  S.  445  und  1853  I.  S.  387.  Wfirth,  Comm.  zum  Oesterr.  SLP. 
S.  445.    Haynau,  Blätter  aus  der  Mappe  S.  19. 

6)  Bonnier,  trait^  des  preuves  2.  Ausgabe  1852,  p.  355. 

7)  Gut  Bereuger  de  la  justice  crim.  p.  437  —  41  und  Helle  in  der 
gazette  des  tribunaux  v.  4.  Juni  1843.  Mein  Aufsalz  iü  4em  Ge- 
riehtssaal  1849,  I.  S.  22  u.  1850,  S.  474.  Temme,  Gmndzoge 
eines  deutschen  Strafverfahrens  S.-131.  Glaser,  im  Archiv  des 
Crim.  1851,  S.  70.  191. 

8)  Erfahrne  Praktiker,    die  mit  Geschwornen  und  ohne  solche  als 
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die  volle  Beweiskraft  der  Protokolle  berafen,  za  demOlaaben 
an  ihre  Wahrheit  verleitet  und  dazu  gebracht  werden,  die 
abweichenden  Anseagen  als  Ausflüchte  zu  betrachten.  Vor- 
züglich ist  dies  Verhör  im  Widerspruche  mit  dem  Grundsatze 
der  nothwendigen  Gleichheit  der  Waffen  der  Anklage  und  der 
Vertheidigung'),  verwechselt  das  Recht  des  Angeklagten  ge- 
hört zu  werden  mit  der  Pflicht,  auf  alle  Fragen  zu  ant- 
worten und  passt  um  so  weniger,  als  die  neuen  Gesetze  (%.  26} 
anerkennen,  dass  der  Angeschuldigte  nicht  zur  Antwort  ge- 
zwungen werden  kann«  Die  durch  solche  Verhöre  gewonne- 
nen Antworten  und  das  Benehmen  des  Angeklagten  sind  aber 
auch  geeignet,  den  Geschwornen  irreleitende  Materialien  zu 
geben,  da  die  hier  vorkommenden  Widersprüche,  aus  Untreue 
des  Gedächtnisses ,  aus  einer  geistigen  Verwirrung  des  Ange- 
klagten oft  entstehenden  unrichtigen  Antworten  die  Geschwor- 
nen eben  so  wie  das  so  leicht  trügliche  Benehmen  i^*)  des  An- 


Richter zu  Gericht  sassen ,  bemerken ,  dass  da,  wo  Staatsrichler 
zu  urtheilen  Laben,  das  Verhör  mit  dem  Angeklagten  lange  nicht 
so  ipelährUch  ist ,  als  da  ,  wo  Gesch^ome  urtheilen ,  weil  die 
Richter  mehr  Erfahrung  haben,  dass  man  auf  die  Protokolle  der 
Voruntersuchung  nicht  zu  grossen  Werth  legen  darf. 
9)  TrefÜich  schildert  Berenger  L  c.  p.  438  die  ungleiche  Lage  wenn 
•  er  sagt :  d  un  cotö  est  l'assurance  que  donne  rautortti,  Texemlion 
de  tonte  crainte,  la  connaissance  profonde  de  la  procednre,  l*ba- 
bitude  de  ce  genre  de  sublilites,  dont  Temploi  peot  si  facilement 
surprendre  et  perdre  Thomme  le  plus  habile  k  se  tenir  sur  ses 
gardes;  d*un  aotre  cold  est  un  homme,  qui  sorti  de  Vobscuritd 
des  cachots  voit  subitement  la  lumiere  apre«  une  longue  capti- 
vitd ;  qui  transport^  sur  un  theatre ,  ou  il  va  jouer  le  principal 
role  est  troubld  tout  a  la  fois  par  le  nouveau  speclacle,  dont  il 
est  frappö,  et  par  l'id^e  de  celuij  qui'i  vient  lui  mdme  offrir; 
qui  nes  'exprime ,'  qu*  avec  diflicultfi ;  qui  hesite  a  chaqne  re- 
ponse,  ne  pouvant  deviner  le  but  des  insidieuses  questions,  qu' 
on  lui  fait. 

10)  Auch  darüber  sind  die  Erfahrungen  von  Berenger  1.  e.  p.440  zu  be- 
achten, wenn  er  sagt:  quel  parti  prendra  raccuad ;  s*ii  estinnocent, 
Mittermaler,  Strafverfahren.  30 
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geklagten  cti  Srrigen  Folgerungen  verleiten  kann.  Die  ErlUi- 
rnng  lehrt,  dass  hlnfig  die  achtungaivürdigBten «  an  den  alten 
Inquisidonsprozess  gewöhnton  Präsidenten,  durch  Amtseifer, 
durch  Unwilien  iiber  das  Verbreche ,  durch  das  oft  unwtlr- 
d!^e  Betragen  des  Angeklagten  gereist  >>),  ihre  geistige  Ueber- 
legenheit  zeigen.  Diese  Verhöre  bestehen  taach  der  Erüshmag 
in  der  Benützung  des  Inhalts  der  Akten  der  Voruntersuchung, 
in  Vorhaltungen  daraus,  in  Befragung  unn  frühere  Lebensver- 
hältnisse, durch  deren  Angabe  der  Umstand,  dass  dem  Ange- 
klagten das  Verbrechen  zuzutrauen  sei,  sich  ergeben  soll,  in 
der  Stellung  von  Fragen,  die  geeignet  sind,  ihn  in  Wida- 
sprifche  zu  verwickeln  oder  zu  verwirren ,  um  wenigstens  eine 
Art  Geständniss  zu  erlangen  >^)  und  in  politischen  Prosessen 
In  Vorhaltungen  um  gefährliche  Gesinnungen  zu  zeigen,  oder 
in  unpassenden  Btreitigkeiten  über  politische  Theorien  zwi- 
schen dem  Vorsitzenden  und  deA  Angeklagten  ^).    dewiss 


il  niera»  mais  aassitot  le  president  lul  opposera  des  prdcedentf  ' 
aveux  des  reponses  incoherentet ;  le  malbenrenx  balbutiera,  fl  | 
n*08era  plus  parier. 

11)  Wir  wollen  nteht  auch  anfahren,  was  B^rengersagt:  dass  wenige       | 
magistrais  widerstehen  können  au  plaisir  de  (Iure  briller  toute  U 
facUlti  de  leor  esprit.  i 

12)  Nach  Tlppelskirefa  in  Goltdammer  IV.  S  10  ioli  dies  Verhör 
nicht  darauf  gehen ,  gegen  den  Angeklagten  zu  hifuitiren  d.  h. 
Dinge  von  ihm  zu  erfahren ,  die  er  noeh  nicht  gesagt  hat ,  son- 
dern darauf,  Erklärungen  in  den  Akten,  die  zur  Begritaadung  ge- 
braucht werden  können,  zu  wiederholen,  zur  Ergänzung  oder  Ab- 
änderung Gelegenheit  zu  geben. 

13)  Wir  verweisen  statt  vieler  Beispiele  auf  die  Verhöre  im  Prozesse 
gegen  Laffarge.  Im  Prozesse  gegen  Leotade  (Proeea  du  fr^ 
Leotade,  Ausgabe  v.  Leipzig  p.  75)  macht  der  Präsident ,  ehe 
die  Verhöre  beginnen,  ein  resum^  aller  Anscholdigung»- 
gründe  und  zergliedert  die  Anklageschrill  Ißt  welcher  HefUgfkeit  wer- 
den ihm  seine  angeblichen  Communikationen  mit  dem  Kloster  vor- 
gehalten (pag.  88).  In  dem  Prozesse  gegen  den  Gialen  Botans^ 
beginnt  das  Verhör   des  Angeklagten  mft  der  Flrage :    peniilo 
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ist,  dait  Ibei  dem  SyBteme  der  vor  der  Zengenverneh- 
mnng  gehaltene n  Verhöre  mit  dem  Angeklagten  grosse 
Gefahr  begründet  ist ,  dass  den  Gesell women  ein ,  sie  leicht 
▼erleitendes,  in  grosser,  schwer  richtig  zu  würdigender  yer- 
worrener  Masse  vorliegendes,  der  einfachen  Benrtheilang 
sch&dliches  Material  gegeben  wird  ^*).  C)  Ein  anderes  Sy- 
stem ordnet  das  yerh<)r  in  der  Art  an,  dass  es  erst,  nach- 
dem aUe  anderen  Beweise  betitttzt  sind,  vorgenommen  wer- 
den soH.  Dies  ist  das ,  für  die  correktionellen  Gerlefate 
vergeschriebene  Verfahren  i>)  und  hat  den  grossen  Vortheil, 


vooB  dans  toules  vos  reponse»  foites  devant  le  jage  dlnstrvction 
(Procet  de  Bocarmd  p.  37) ;  nicht  selten ,  z.  B.  wenn  er  sich 
lastig  macht  über  die  Neigangen  des  Angeklagten  zam  weibli- 
chen Geschlecht,  verhöhnt  er  ihn  (proces  p.  100).  Im  Processe 
gegen  die  Verschwornen  der  Gesellschaft  Marianne  ist  das  Be- 
nehmen des  Präsidenten  gegen  die  Angeklagten  (deren  Reden 
oft  freilich  empörend  sind)  leidenschaftlich,  s.  gute  Kritik  im 
law  review  1856,  Febmar  p.  279.  —  Ein  von  dem  BAsidenten 
in  GrenoUe  abgehaltenes  Verhör  mit  den  Angeklagten  dauerte 
vier  Standen.    Le  droit  gazette  des  trib.  1855,  Nr.  312. 

14)  litemand,  der  verwickelten  englischen  Verhandlungen  folg^  und 
sie  mit  französischen  and  manchen  deutschen  Verhören  vergleicht, 
kann  in  Abrede  stellen,  dass  die  englischen  Geschwomen  ein  so 
einfaches,  nnr  auf  das  Wesentliche  beschränkte  Material  vor  sich 
haben,  dass  man  wohl  begreift,  wie  die  englischen  Geschwomen 
so  schnell  zu  einem  Wahrspruche  kommen, 

16)  Code  arL  190,  Trebutien  II.  491,  dort  ist  die  Reihenfolge  der 
Handlungen  a'hgeordnet;  erst  nachdem  von  der  Vernehmung  al- 
ler Zeugen  gesprochen  i^t,  heisst  es:  Ic  prev^nu  sera  interrogd. 
Man  erfährt  aus  Berrlat  St.  Prix  Iraild  de  la  proccdure  criminelle. 
Tol.  I.  deuxieme  partie  p.  37 ,  dass  in  der  Praxis  das  Verhör 
voraus  vorgenommen  wird;  B.  St  Prix  beruft  sich  darauf,  dass 
dies  erkubt  sei,  weil  die  Vorschrift  des  Art  190  nicht  unter 
Strafe  der  Nichtigkeit  gegeben  ist,  und  weil  das  Vorausgehen 
des  Verhörs  Vortheile  habe.  Entschieden  ist  durch  Rechts- 
sprüche ,  dass  die  Unterlassung  des  Verhörs  keine  Michtif^eit  be- 
gründet. 

80» 
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dass  dabei  das  Verhör  den- Charakter  erhält,  dass  darin  die 
bereits  vorgekommenen  Beweise  dem  Angeschuldigten  vor- 
gehalten werden  und  dieser  zu  seiner  Erklärung  darüber 
(also  zur  Yertheidigung)  aufgefordert  wird.  D)  Nach  einem 
andern  System  wird  kein  vollständiges  Verhör  mit  dem  An- 
geklagten abgehalten ;  der  Vorsitzende  fordert  aber  nach 
der  Vernehmung  eines  jeden  Zeugen  den  Angeklagten  auf, 
wenn  er  will,  sich  zu  erklären;  nur  in  dieser  Richtung  kann 
er  auch  Aufklärungen  von  dem  Angeklagten  fordern  i*).  Die 
Erfahrung  lehrt  i^),  dass  durch  diese  Einrichtung  grosse  Ein- 
fachheit und  Kl^heit' erreicht  wird  und  der  Angeklagte  sich 
gut  erklären  kann,  weil  er  weiss,  dass  er  einen  Beweis,  und 
welche  Aussage  er  zu  widerlegen  hat.  E)  Das  Gesetz  er- 
kennt das  Verhör  nicht  als  wesentlich ,  überlässt  es  dem  Vor- 
sitzenden, ob  er  es  abhalten  will,  mit  der  Auflage  nur  kurz 
und  ohne  Zudringlichkeit  zu  verhören  '^). 

n.  Die  Benützung  des  Zeugen b'e weises  geschieht 
durch  Vernehmung  des  vorgeladenen  Zeugen.  Ueber  die 
Richtung  und  Vornahme  derselben  enthalten  die  Gesetze  ver- 
schiedene Systeme.  1)  Nach  dem  französ.  Code  (und  deutschen 
Gesetzen)  vernimmt  der  Vorsitzende  die  Zeugen,  der  Staats- 
anwalt kann  unmittelbar,  der  Vertheidiger  durch  das  Organ 
des  Vorsitzenden  (über  Ausnahmen  §.  33,  Note  46),  Fragen 
an  den  Zeugen  stellen.  Da  in  Frankreich  nach  dem  System 
der  inneren  Ueberzeugung  bei  dem  Mangel  jeder  Beweisvor- 
schrift für  die  Begründung  der  Anklage,  jeder,  auch  schein- 


16)  Dies  ist  das  System  des  Gesetzb.  far  Piemont  Art  416.  18  und 
Gesetzb.  für  Modena  Art.  303.  306.  Der  Angekl  wird  nach  je- 
der Aassage  eines  Zeugen  gefragt,  ob  er  auf  die  Aussage  ant- 
worten and  Bemerkungen  machen  will 

17)  In  dem  oben  S.  126  NoL  22  angeführten  VergUtongsprozesse  ge- 
gen Maineri  wurde  der  Angeklagte  nie  verhört,  sprach  aber 
oft  umständlich,  um  eine  vorgekommene  Zeugenaussage  zu  wi- 
derlegen. 

18)  Bo  erklärt  sich  die  Zürcher  Strafprozessord.  (.  238. 
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bar  unbedeutender,  Unutand  auB  dem  Lebenswandel,  dem 
Charakter  des  Angeklagten  wichtig  werden  kann,  so  ist  der 
Vorsitzende,  wie  der  Staatsanwalt  unbeschränkt  iq  der  Stellung 
der  Fragen  i*),  die  beliebig  auf  die  CharaktereigenthÜmlich- 
keiten  und  Lebensgeschichte  des  Angeklagten  gerichtet  wer- 
den können,  weil  man  daraus  Motive  cum  Verbrechen,  oder 
die  ReiJEung  des  Angeklagten  dazu  ableiten  kann.  Fragen  über 
das,  was  der  Zeuge  ?om  Hörensagen  weiss,  sind  ebenso  zu* 
lässig  '®)  als  die  auf  die  Meinung  des  Zeugen  gerichteten 
Fragen;  abweichende  Aussagen  eines  Zeugen  in  den  Vorun- 
tersuchungsakten werden  dann  regelmässig  vorgehalten.  Hier 
lehrt  die  Erfahrung,  dass  das  am  Interesse  der  Vertheidlgung 
wichtige  Fragerecht  des  Vertheidigers  wesentlich  beschränkt 
werden  kann,  da  es  nor  von  dem  vermöge  der  diskretionären 
Gewalt  frei  entscheidenden  Vorsitzenden  abhängt,  ob  eine 
Frage  gestellt  werden  darf).  Noch  schlinmieren  Einfluss  auf 


19)  In  dieser  Richtang  worden  in  dem  Prozesse  gegen  Bocarm^ 
viele  Verhöre  nur  darauf  gerichtel ,  Liebesgeschichten  des  Gra- 
fen herzustellen  (wo  mancher  Zeuge  nur  vom  Hörensagen  sprach, 
s.  in  der  Schrill  Proces  de  Bocarmd  Hons  1851  p.  94. 

20)  Wie  weit  man  fortgerissen  wird,  wenn  man  einmal  alle»  Mög- 
liehe, was  der  Ankläger  entfernt  benfitzen  kann,  hereinzuziehen 
gestattet ,  lehren  die  oben  S.  126  angeführten  Prozesse  in  Genua 
▼.  1865,  wo  in  einem  Falle  der  Zeuge  sagt,  dass  seine  Frau 
ihm  nach  einem  Traume  von  dem  in  Frage  stehenden  Morde 
erz&hlt  habe,  und  dann  die  Frau  fiber  den  Inhalt  ihrer  Trfiume 
befragt  wird.  Im  Prozesse  Maineri  wurden  Zeugen  befragt,  ob 
sie  den  Angeklagten  für  ßhig  des  Mords  hallen  und  ein  Zeuge 
b^aht  die  Frage,  weU  der,  welcher  seine  polit.  Farbe  wechselt, 
zu  Allem  fähig  sei 

21)  Der  Code  sagt  zwar,  dass  der  Vertheidiger  gegen  den  Zeugen 
und  gegen  sein  Zeugniss  Alles  sagen  darf,  qui  pourra  etre  utile 
a  la  defense.  Ob  dies  pourra  eintritt ,  bestimmt  der  Vorsitzende. 
Gcrichtssaai  1850.  S.  484.  Das  bayer.  Gesetz  v.  1848  S«  168  ge- 
stattet. Alles  gehend  zu  machen,  was  zur  n&heren  Beurthei- 
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Vertheidigung  kann  die  zu  weit  anagedehnte  Vorleaung  toi 
Aussagen  der  Zeugen  aus  den  Vornntersuchungsakten  üben, 
weil  dadurch  dem  Vertheidiger  die  Möglichkeit  an  die  Zeu- 
gen Fragen  su  stellen  entzogen  und  das  Prinzip  der  Mund* 
lichkcit  verletzt  wird  ^').  B)  Nach  dem  englischen  (schottir 
sehen,  ameiik.)  System  ^)y  vernimmt  der  Vorsitzende  die  Zeu^ 
gen  gar  nicht,  jede  Partei  vernimmt  vorerst  die  von  ihr  vor^ 
geladenen  Zeugen;  zuerst  der  Ankläger  die  Anschuldigtipgao 
zeugen;  jeder  solche  Zeuge  kann  aber  dann  von  dem  Gegner 
(daher  der  Anschuldigungszeuge  von  dem  Vertheidiger,  und 
der  Entlastungszeuge  von  dem  Ankläger) ,  dem  Kreuarerhor 
unterworfen  werden.  Der  Vorsitzende  hat  nur  die  Zeugen- 
befragung  zu  beaufsichtigen,  die  Zeugen  vor  Beleidigungen 
zu  schützen  y  unzulässige  Fragen  Hurückzuweiaen,  und  da,  wo 


lang  der  Glaubwürdigkeit  des  Zeugen  and  zur  Widerlegmig  sei- 
ner Aussage  dienen  kann. 

22)  Oben  §.  20  Nole  21  bis  30  and  dazn  Schwarze  Comment  D. 
S.  84.  Nach  der  säcbs.  Strafprozessord.  §.  289  kann  auch  die 
Aussage  eines  Zeugen  der  gesetzlich  berechtigt  war,  das  Zeug- 
niss  abzulehnen,  aber  in  der  Vorunters.  doch  aussagte,  in  der 
Hanptverhandlung  Jedoch   das  Zeugniss  verweigerte,  vorgelesen 

■  werden,  auf  Antrag  des  Staatsanwalt,  oder  Angeklagten,  ^der  auf 
Anordnung  des  Gerichts.  Nach  EnUcheidoflg  de»  baier.  Cassa- 
tionsfaofs  (in  Zeitschrift  für  Geselzg  in  Bajern  L  8.  208 ,  wurde 
im  Falle,  wo  der  Staatsanwalt  von  einer  solehen  Aussage  der 
Voruntersuchung  Gebrauch  nuicbte,  zwar  dies  getadelt,  aber  kein 
NichUgkeitsgrupd  darin  gefunden.  Die  Geschworq^n  sollen  aber 
nur  an  die  in  dffentl.  Sitzung  ihnen  vorgeiutirten  Beweise  sich 
halten.  S.  in  Fertig  Sammlung  der  MinistefialentschliessuDgen  zum 
baier.  Slrafv.  S.  64  finden  sieb  Entscheidungen,  dass  das  Zeugniss 
eines  verstorbenen  Mitschuldigen ,  ebenso  das  Zeugniss  ^nes  in 
Vorunters.  vernommenen  Zeugen  der  im  Auslande  ist  und  sich 
nicht  stellen  will,  vorgelesen  werden  darf. 

23)  Nachweisungen  in  meinem  Werke:  das  engl.  StrafverL  8.  312. 
Auch  in  dem  Zürcher  Gesetz  §.  232.  33  ist  das  englische  Sy- 
stem aufgenommen. 
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die  BefragUBg  nnvoltetäii^  vBjt  und  nkht  dia  n^hlge  Wahr- 
keit lieferte,  snr  VerrollBtäadigiiiig  Fragen  sa  f^eUe^.  Die 
VorUieÜe  des  engliachen,  häufig  nicht  gehörig  gewürdigten 
und  allerdings  dem  Miaebrauche  unterworfenen  Kreazverhörß  ^) 
xeigen  aich  darin  ^) ,  dass  die  Beeorgniss ,  in  diesem  Ver- 
höre aof  Fragen  des  Gegners  antworten  au  mtissen,  ein 
Banptantrieb  für  den  Zengen  ist  Wahrheit  an  sagen,  dass 
durch  Fragen  über  Mhere  LebensTerhc^ltnisse  des  Zeugen 
oder  über  Bein  Interesse  fm  der  Sache  seine  Glauhwürdiglpeit 
am  besten  angegriffen  ^),  durch  Fragen  über  den  Qrund  sei- 
aea  Wissens  über  die  Nebenumstttnde ^  die  Beobachtung,  über 
die  Widersprüche  in  seinen  Aussagen ,  die  Kraft  seines  Zeug- 
nisaea  erschüttert  werden  kann.  Gegen  unaiemliche  Fragen 
schützt  die  Zeugen  das  Gesetz  und  der  richtige  Takt^^J  dei^ 
Vorsitaeaden.    Das  englische  System ,  dasa  4er  AnMiger  up4 


04)  Bin  Hauptjibd  litgt  darin ,  dass  hliiAg  die  Vevtheidiger  zu  zpät 
(weit  beMer  itt  dies  in  Schottland)  von  der  vormn^ho^eaden  Vott 
tl^eidigqng  in  KeaDtni98  sesetzt  werden,  daher  zu  wenige  yprberei- 
tet  sind  und  nun  mit  nichts  sagenden  Fragen  sich  begnügen,  oder 
das  Kreuzverhör  nur  benutzen  um  den  Zeugen  einzuschüch- 
tern oder  herabzuwürdigen. 

25)  Nachweisungen  in  meinem  Werke  S.  416  und  dazu  gut  Best  a 
treatise  on  the  principles  of  evidence  second  ediL  London  1854 
p.  181  und  798  (Anleitung  zum  Kren^verb^r)  Graenl^af  tr^tive 
on  Ihe  law  of  e^iden^  7.  Ausg.  1854  p.  589*  Wbartpn  crimhial 
law  of  tha  naile«  states  p.  372. 

26)  Hier  ist  nun  streitig,  wie  weit  der  Zenge  schuldig  ist  Fragen  zu 
beantworten ,  deren  Antwort  ihm  Machlheil  bringen  könnte  (man 
unterscheidet  Fragen  die  ihn  aussetsen,  1)  einer  criminal  Charge, 
2)  einem  VermögeatverlBSt,  3)  dnar  disgrace  — ).  Best  p.  163. 
Greenleaf  I.  p.  587. 

27)  Durch  neues  engl.  Gesetz  ▼.  12.  Aug.  1854  ist  dies  in  so  fem 
geordnet  als  der  Zeuge  gefragt  werden  darf,  ob  er  wegen  fe- 
lony  oder  misdemeanor  vemrtheill  wurde  —  gute  Erörterungen 
Iber  das  Fr«gere^  im  seeond  report  of  ihe  eomittee  for  inqui- 
riag  lato  tha  Fsoeesi  1853  p.  15  etp» 
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der  Vertheidiger  die  Zengen  Yernimmt  (nicht  der  Präsident) 
hat  nach  der  Erfahmng  noch  den  Vortheil,  dass  jede  Partei 
am  besten  durch  vorausgegangene  Erkundigungen  weiss,  warum 
sie  einen  Zeugen  vorladen  lässt,  und  worüber  sie  ihn  befra- 
gen will,  während  der  franz.  Präsident  nur  versuchsweise 
viele  (auch  unnütze)  Fragen  stellt  und  vorzüglich  bei  den 
Entlastungszengen  sich  der  Nachtheil  zeigt,  dass  der  PrSsi* 
dent  sie  sehr  oberflächlich  vernimmt  ^^).  Das  englische  Sy- 
Stern  vermeidet  auch ,  dass  immer  wieder  auf  eine  das  Prinzip 
der  Mündlichkeit  leicht  verletzende  Weise  der  Fragende  die 
Aussagen  des  Zeugen  in  der  Voruntersuchung  vorhält,  und 
der  Charakter  der  gesetzlichen  Reweisregeln  setzt  Schranken 
der  Stellung  so  vieler  Fragen,  zu  welchen  man  in  Frankreich 
durch  die  Rücksicht  auf  die  intime  conviction  verleitet  wird« 
C)  Ein  Mittelsystem  ist  das  preussische  seit  1852^),  nach 
welchem  der  Vorsitzende,  der  gesetzlich  berufen  ist,  die  Zeu- 
sgen  zu  vernehmen ,  auf  tibereinstimmenden  Antrag  des  Staats- 
anwalts und  Vertheidigers  diesen  die  Leitung  des  Verhörs 
überlassen  kann. 

m.  Bei  der  Benützung  des  Beweises  durch 
Sachverständige  bemerkt  man,  dass  in  den  meisten  Län- 
dern ^)  diese  auf  die  Urtheilsfallung  Im  Strafverfahren  so  ein- 


28)  Trefllieh  die  Schilderung  in  Berenger  de  la  Jastice  p.  453;  er 
tagt:  OD  les  interroge  legerement,  od  se  hate  de  les  expedier. 

29)  Gesetz  von  1852  (Frantz  der  Preuss.  Strafprozesa  S.  155)  §.  77. 
Man  bemerkt  (Goltdammer  Arcliiv  IL  8.  508)»  dasa  in  Preoasen 
von  dieaer  Befugoias  wenig  Gebrauch  gemacht  wird;  der  Grand 
dieser  Ersclieinung  liegt  darin,  dass  die  Verheidiger  und  Staata- 
anwAlte  den  Werth  solcher  Verhöre  aua  ErCabrnng  nicht  kennen, 
die  Döthige  Uebung  darin  nicht  haben  und  fahlen,  daaa  eigent- 
lich dieae  Befugnlsa  auf  einer  (nicht  einladenden)  Halbheit 
beroht 

30)  Diea  gilt  insbesondere  auch  von  England,  wo  der  Zuatand  der 
gericbtUchen  Medicin  ao  schlecht  ist,  nnd  angeachtet  aaagezeich- 
nete  MAnner ,  z.  B.  Taylor,  wenn  aie  ab  Sachverständig«  ersehet- 
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flassreiche  Beweisquelle  mangelhaft  benützt  wird,  weil  die  ge- 
wöhnliche Gleichstellung  der  Sachverständigen  mit  den  Zeu- 
gen *>)  oder  die  unklare  Vorstellnng,  dass  Sachverständige 
Gehfilfen  des  Richters  seien  die  irrige  Anwendung  von  Ana- 
logien herbeifflhrt ,  oder  die  Uebcrschätzung  der  Sachverstän- 
digen eine  der  Entdeckung  der  Wahrheit  leicht  nachtheilige 
Stellung  der  Sachverständigen  veranlasst.  Man  würdigt  bei 
denselben  nicht  genug  *^) ,  dass  eine  eigenthümliche  Quelle 
des  Beweises  vorliegt,  deren  Benützung,  da  die  Beweiskraft 
durch  vielfache  Voraussetzungen  bedingt  ist,  eine  höchst  vor- 
sichtige Thätigkeit  derjenigen  fordert ,  welche  in  der  Verhand- 
lung auf  die  Befragung  der  Sachverständigen  zu  wirken  ha- 
ben (Richter,  Staatsanwalt  und  Vertheidiger).  Vorzüglich 
zeigt  sich,  dass  nur  da  auf  diesen  Beweis  gebaut  werden 
kann,  wenn  der  Sachverständige  in  der  Hauptverhandlung 
seine  Meinung  mit  Qrttnden  persönlich  angeben ,  auf  jede  Be- 
fragung, auf  die  von  anderen  Sachverständigen  abgegebenen 
Ansichten  sich  erklären  muss.  Nachtheilig  wird  aber  eine  den 
Grundsatz  der  Mündlichkeit  verletzende  Sitte,  Gutachten  ab- 
wesender Sachverständiger  vorlesen  zu  lassen '') ,  sowie  ein 
der  Stellung  der  Sachverständigen  widerstreitendes  Fragerecht 


nen,  in  seltenen  Fftllen  höchst  wohlthfttig  wirken,  regelmässig 
die  beigezogenen  Aerzte  nicht  die  nöüiigen  Eigenschaften  besitzen, 
daher  die  Bebandlang  der  wichtigsten  Frage  oft  um  so  mehr 
oberflächlich  geschieht,  Je  weniger  die  Juristen,  welche  die  Fra- 
gen zu  steUen  haben,  um  die  Fortschritte  der  Naturwissenschaf- 
ten sich  kümmern. 

31)  Mein  Anfluitz  in  Gohdammer  Archiv  L  S.  23. 

32)  Gohdammer  Archiv  I.  S.  107. 

33)  Das  nachtheilige  Znsammenwerfen  der  Sachverständigen  mit  den 
Zeugen  bevrirkt,  dass  selbst  in  guten  neuen  Gesetzbüchern,  z.B. 
österr.  Strafprozessord.  {.  236,  k.  säcbs.  Strafprozessord.  $.  290 
die  Vorschrift,  dass  Aussagen  vernommener  Zengen,  wenn  sie 
gestorben  sind  in  der  Hauptverhandlung  vorgelesen  werden  dür- 
fen, auf  Sachverständige  ausgedehnt  ist,  während  bei  den  letzten 
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derselbeo  ^)  aa  die  Zeageoi  und  das  Mlafttraae0  gegen  die  vob 
den  VerUieidiger  vorgeladefien  Sachveratändigen  *^).  Am  mei- 
sten aber  zeigt  sicii  hier  der  nachtheilige  Eioflosa  des  Man- 
gels  der  Kenntniss  der  teclinisciien  Wissenschaften  und  die 
VemachlässigiiQg  gehöriger  Vorbereitang  von  Seite  der  Perso- 
nen, denen  in  der  Verhandlang  das  Fri^ereclit  ansteht,  so, 
dass  sie  nicht  von  der  Befugnlss  Qebrancli  zu  machen  wissen, 
durch  ihre  Fragen  Zweifel  gegen  eine  vorgebrachte  Ansioht 
geltend  au  machen  und  die  Sachverstandigen  au  nothigen, 
ilir  Ontachten  durch  überzeugende  Gründe  gegep  jede  Ein- 
wendung au  rechtfertigen  ^*). 


die  Analogie  der  Zeugen  nicht  passt  und  sehr  leicht  ein  anderer 
Sachverstftadiger  statt  des  Verstorbenen  erscheinen  kann ,  da  es 
nur  auf  die  Angabe  von  Meinungen  ankömmt  Mdn  Anft.  in 
Goltdammer   a.  0.   6.  133.   Arnold  im  Archiv  des  Oim.  1865 

s.  5m 

34)  EnUcheidung  in  Baiem ,  im  Archiv  des  Crim.  1855  S.  144  nad 
Schwarze  Com.  II  8.  90. 

35)  Es  kann  nicht  genug  beldagt  werden,  dass  man  zwbchen  den 
Sachv.  die  der  Staatsanwalt  vorladet,  und  denen  der  Vertheidi- 
gung  einen  Unterschied  macht,  (wieder  wegen  der  Gleichstettong 
mit  ^epgan).  Dadurch  eatat^t  die  ^ins^ftigkait  der  Saehver* 
sVMidigen  mi  d«B  Misttrauen  gegen  die  vom  Veriheidiger  Voige- 
Jadeo^n-  Mein  Aufs,  in  Goltdammer  8.  132.  Jeder  Saehvent 
aoU  von  der  Pfliclit  durchdrungen  seia,  nppartelisch  zor  Erfor- 
schnog  der  Wahrheit  beizutragen. 

36)  Je  mehr  in  der  Verhandlung  durch  Fragen  an  SaohvorsUndige 
durch  den  Widerstreit  der  Ansichten  die  Wahriieit  aolgeUSit 
wird,  desto  öfter  wird  der  gewissenhafte  nicht  aigcnainnige  Sach- 
verständige in  die  Lage  kommen,  seine  pniprflnfl^che  Hcinnog 
zu  tqdern.    Arnold  im  Archiv  1855  S.  ^2^. 
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§.    35. 

Zoiammenhang  des  Charakters  der  Verhandlang  mit 
den  Grniids&izen,  nach  welchen  die  Beweisführnng  su 
prüfen   ist    Verschiedenheit  des   französichen  und  des 

englischen  Systems. 

Die  Richtung  der  Haiiptverhandlung  wird  vorzüglich  be- 
stimmt durch  die  vermöge  Gesetz  oder  Rechtsübung  anerkann- 
ten GmndsStzo  über  den  Beweis  in  Strafsachen  nad  zwar  in 
Bezug  auf  die  Zulässigkeit  gewisser  Beweismittel,  die  For- 
men ihrer  Benützung  nnd  gewisse'  für  nothwendig  erachtete 
Bürgschaften  In  Ansehung  der  Benrtheilnng  des  Daseins  der 
Gewissheit  der  Thatsaehen  der  Schuld.  Zwei  Hauptrichtnngen 
können  in  dieser  Hinsicht  in  den  Gesetzgebungen  unter- 
schieden werden.  A)  Nach  einer  betrachtet  das  Gesetz 
die  Beweisführung  und  die  Beurtheilung  eines  geführten  Be- 
weises, als  eine  logische  Verrichtung  des  prüfenden  Verstan- 
des und  erkennt  als  zulässige  Beweismittel  nur  diejenigen  an, 
welche  nach  Vernunft  und  Erfahrung  als  solche  erscheinen, 
die  auf  den  strenge  prüfenden  Verstand  den  auf  Grründe  ge-» 
bauten  Eindruck  der  Gewissheit  hervorbringen  können.  B)  Die 
andre  Richtung  betrachtet  die  Kunst,  Wahrheit  aufzufinden, 
als  eine  dem  Menschen  angebome  Kraft  (eine  Art  Takt  oder 
Instinkt),  die  durch  alle  Umstände»  welche  im  Zusammen- 
hang mit  einer  Thatsache  stehen,  über  deren  Dasein  zu  ur- 
theilen  ist,  durch  alle  irgend  darüber  zu  sammelnden  Nach- 
richten bestimmt  wird,  selbst  ohne  dafür  Gründe  angeben  zu 
können,  vermöge  des  Gesammteindrucks  eine  Thatsache  als 
wahr  anzunehmen.  Nach  diesem  System  ist  daher  der  Kreis 
der  ino  Strafverfahren  zu  benutzenden  Beweismittel  sehr  aus- 
gedehnt; jede  Quelle,  die  nur  irgend  eine  Nachricht  über 
Thatsaehen  4er  Schuld  liefern  kann ,  mus«  dann  zur  Benütz- 
ung gestattet  und  dem  richtigen  Takte  der  Urtheilenden  die 
Würdigung  fiberlaeaen  werden.  ^  Auf  dem  ersten  System 
ruht  die  Beweislehrc  des  gemeinen  deutschen  Rechts,  und 
dtf  «ngUschen,  sebottifcben  ni^  nordamerikanisehen  Gesetsge- 
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buBg.  Das  zweite  System  ist  die  Orandlage  der  fransosl- 
schen,  italiänischen,  und  neueren  deutschen  Gesetzgebung« — 
Nach  den  Vorstellungen  des  ersten  Systems  war  es  begreiflich, 
dass  die  Juristen  ^)  durch  die  Erforschung  der  Onindsatse 
über  Aufsuchung  und  über  die  Quellen  der  Wahrheit')  durch 
Benützung  einzelner  Stellen  des  römischen  und  canoqischen 
Rechts,  durch  Ableitung  von  Regeln  und  Sammlung  von  Er- 
fahrungen zu  'einem  System  der  Beweislehre  kamen  und  in 
das  Einzelne  gehende  Vorschriften  über  Bedingungen  und  Er- 
fordernisse der  Beweismittel  und  Beschränkungen  einzelner 
Beweisesarten  und  Regeln  über  die  Abwägung  der  Beweiskraft 
einzelner  Beweismittel  aufstellten^).  Es  war  schon  ein  Fort- 
schritt, als  die  Theorie  dazu  gelangte,  mehr  nur  eine  nega- 
tive Beweistheorie  gesetzlich  aufzustellen  mit  der  Richtung, 
dass  gewisse  Beweisminima  bezeichnet  wurden,  ohne  deren  Da- 
sein die  Richter  die  Anschuldigungsthatsachen  nicht  für  wahr 
annehmen  durften ,  dabei  aber,  wenn  auch  die  gesetzlichen 
Erfordernisse  vorhanden  waren,  nicht  verpflichtet  wurden,  den 
Beweis  als  geführt  anzunehmen,  in  soferne  nicht  ihre  Ueber- 
zeugung  von  der  Schuld  hinzukömmt,  und  immer  so,  dass 
in  Bezug  auf  die  Annahme  von  Entschuldigungsthatsachen  die 
Ueberzeugung  der  Richter  nicht  beschränkt  ist«).     Bald  aber 


1)  Nachweisnngen  in  meinem  Strafverfahren  L  ThL  S-  523  }.  86 
nnd  dazu  ein  sehr  gutes  Werk  von  Brugnoli  della  certezxa  e 
prova  crimiDale.    Modena  1846. 

2)  Eine  merkwürdige,  durch  die  Preisaufgabe  der  Academie  des 
sciences  poUüqnes  in  Paris  veranlasste  Preisschrift  von  Ivery  trait^ 
de  la  certitude  Paris  1847  verdient  besondere  Beachtung  wegen 
der  gründlichen  Erforschung  der  Natur  und  Quellen  der  Gewiss- 
fieii  Vergleiche  damit  auch  die  geistreichen  Berichte  der  Akar 
demie  in  den  travaux  de  l'academie  1846  B.  p.  5.  89.  217.  572 
und  1847  I.  p.  176.  269. 

3)  Dies  System  lag  dem  preuss. ,  österreichischen  und  am  umfas- 
sendsten dem  baier.  Gesetzbnehe  v.  1813  zum  Grunde. 

4)  Dies  ist  die  in  badischer  Strafprozessordnung  $.248  — 271  auii^ 
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seigte  flieh  immer  mehr  im  Zusammenhange  mit  den  Bemüh- 
ungen die  Mündlichkeit  und  OeffentUchkeit  des  Strafverfah- 
rens einsnftihren,  das  Streben,  von  den  Fesseln  der  alten  ge- 
setzlichen Beweistheorie  die  Richter  zu  befreien ,  die  Unmög- 
lichkeit einer  solchen  und  die  Nachtheile  der  Gesetzgehungi 
die  Aufstellung  einer  Beweistheorie  doch  versucht,  zu  zeigen* 
Vorzüglich  aber  siegte  nunmeiir  die  Ansicht^),  dass  eine  ge- 
setzliche Beweistheorie  mit  dem  mündlichen  Strafverfahren  un- 
verträglich sein  würde  *).  Je  mehr  sich  die  Ansicht  für 
Schwurgerichte  aussprach,  desto  entschiedener  waren  die 
Stimmen  gegen  gesetzliche  Beweistheorie.  Die  Vorschrift  der 
preussischen  Verordnung  von  1846  §.  19  '')  enthielt  die 
Sanktion  dieser  Ansicht  in  der  Art,  dass  selbst  für  die  Ur- 
theilsf&llung  durch  Staatsrichter  die  alte  Beweistheorie,  als 
unverbindlich  erklärt  war.  Der  Erfolg  in  grossen,  bald  nach 
jenem  Gesetze  in  Berlin  geführten  Prozessen,  rechtfertigte  die 
Weisheit  der  Vorschrift.  .  Immer  entschiedener  wurden  die 
durch  Erfahrung  nachgewiesenen  NachtheUe  ^) ,  vorzüglich 
einer  gesetzliche  Beweistheorie,  wie  sie  das  baier.  Gesetzbuch 


•teilte  Theorie  Machweisunsen  in  meinem  Werke:  die  Mündlich- 
kdt  S.  148  mid  S.  404. 

5)  KösÜln  in  Schweglers  Jahrbuchern  der  Gegenwart  n.  1844. 
Aprilheft  8.  332.  Kosüin  das  Geschwomengerlcht  S.  107.  Za- 
chariä  Reform  des  Strafprozesses  S.  194.  Gneist  Bildung  der 
Geschwom engerichte  S.  61.  Walther  die  Lehre  von  den  Rechts- 
mitteln im  Strafverfahren  S.  80. 

6)  Nachweisungen  der  Grande  für  und  wieder  in  meinem  Werke  die 
Handlichkeit  S.  406—  410. 

7)  Darnach  sollen  die  Richter  nach  freier  üeberzengnng,  die  sie 
ans  den  vor  ihnen  geführten  Verhandlungen  schöpfen,  das  Ur- 
theil  iftflen,  mit  Aufhehnog  der  gesetzl.  Beweistheorie,  s.  darüber 
Scheller,  Aeussemngen  über  das  Gesetz  v.  1846  S.  46 — 62. 

8)  Diese  Nachweisang  mit  vielen  Beispielen  in  meiner  Schrift:  Vier 
Abhandlungen  (als  Vorwort  zur  Ausgabe  von  Feuerbachs  Rechts- 
fiUlen).    FrankTart  1849  8.  17—33. 


4T8 

anfetellle,  herrorgehoben,  der  hrthnm  derVoraiufletsniig,  narh 
welcher  man  scharf  zwiachett  natlirlieher  und  künatlirliem 
Beweis  unterscheid^  wollte,  die  Gefohr  Bokher  Bewciaregehi, 
die  entweder,  wie  sie  an  weit  gefaast  sind,  irreMkren  oder  in 
einer  engen  Fassung  den  Richter  nöthigen,  gegen  seine  Ueber- 
sengung  Schuldige  loszuqirechen  gezeigt.  So  erklart  es  sicfa, 
dass  in  den  deutschen  Gesetzen  t.  1848  u.  1849  die  Aufhebung 
der  gesetzlichen  Beweisregeln  allgemein,  auch  ftür  die  von  Staats- 
richtem  zu  fällenden  Strafortfaeile  ausgesprochen  wurde.  Die 
deutschen  Gesetzgeber  hatten  auf  diese  Art  von  den  alten  Be- 
schränkungen die  Richter  l»efreit;  man  bemerkt  aber  leicht,  dafts, 
als  es  darauf  ankain,  für  das  künftige  Yerh&ltniss  im  Geietze 
eine  Vorschrift  zu  geben,  die  Gesetzgeber  selbst  nicht  klar  wiren 
und  statt  zu  fragen,  ob  nicht  durch  Annahme  der  ejigllKhen 
Beweislefare  oder  wenigstens  einzelner  Grundsätze  derselben 
eine  bessere  Grundlage  gewonnen  werden  kQnnte,  es  veno* 
gen,  die  in  der  französischen  Gesetzgebung  aufgestellte  An- 
sicht zu  befolgen  und  von  den  Geschwomen  nur  die  Ent- 
scheidung nach  ihrer  inoem  Ueberaeugung  (intime  conviction) 
zu  fordern  *)•  Selbst  in  Bezug  auf  die  Staatsrichter  schien 
man  oft  von  der  Ansicht  geleitet,  dass  sie  bei  ihren  Entschei- 
dungen über  die  Schuldfrage,  wie  OcBchworne  nach  freier 
Ueberzeugung  zu  urthcilen  hätten  ^).    £s  scheikit ,  dass  die 


9)  In  dem  Eide ,  den  die  Geschwomen  zq  leisten  hatten,  war  dies 
mit  einigen  Umschreibungen  ausgedrüclil  z.  B.  im  baier.  Gesetz 
V.  1848,  §•  110  heisst  es,  sie  sollten  den  Ausspruch  geben,  nach 
ihrem  Gewissen  und  der  durch  die  Verhatadluftgen  in  ihnen  be- 
gründeten freien  Ueberzeugung.  —  Bas  grossh.  hessische  und 
nassauische  Gesetz  (134)  übersetzt  die  firanzMsche  Formd  des 
Eides,  das  karhessisohe  {.1296  fordert  Aussprach  anf  den  Grand 
der  vorliegenden  Beweise  and  nach  ihrer  vollen  freien  Ueber- 
zeugung. 

10)  Gegen  diese  Behaut>tnig,  daM  die  Staatorichter  als  Geschwome 
urthefieii  soHen,  hatte  sich  s^on  gut  Gans  In  ietoen  MIrXgen  zur 
Revision  der  prenss.  Gesetzgebung  L  8.  69  eridirt  —  In  Frank- 
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Gesetzgeber  dich  Bicbt  klar  genug  daran  erinnerten ,  daes  in 
Frankreich  selbst  in  der  Berathung  der  constituirenden  Ven- 
sammhing  t.  26.  Dec.  1791  nach  langem  Kampfe  der  An- 
hänger der  Beweisrtpgeln  mit  den  heftigen  Oegnern  der  alten 
prenves  legales  der  Antrag,  die  6eschW(M'nen  nach  intime 
conviction  nrtheilen  su  lassen,  als  ein  willkommener  Ausweg 
angenommen  wnrde,  um  ans  dem  Streite  sn  kommen,  ohne 
dass  man  sich  dabei  die  Tragw^e  des  Ansdracks  klar  vor- 
stellte*^). Bei  einer  so  unbestimmten,  den  Geschwomen  ge- 
gebenen Anweisung  ^^)  erhielt  die  Reditsprcchmig  keine 
gate  Gnmdlage  i^) ,  um  so  mehr ,  als  selbst  geistreiche 
französische  Schriftsteller  ^)  tu  zeigen  suchten,  dass  die 
menschliclie  Ueberzeugnng  b^i  der  Reditsprochnng  anf  ein 
angebornes  Widirheitsgefühl ,  auf  einen  gewissen  Takt  nnd 
anf  consciekice  des  Urtheilenden  gebaut  sei.  Vergleicht  man 
den   gegenwärtigen  Zustand  der   Gesetzgebungen    In  Bezug 


reich  ist  Ober  die  Stellung  der  Richter  in  korreiitionellen  FäUeki 
viel  Streit  Während  Helie  trait«  de  Tinstnictioli  erim.  Vol.  Y. 
p.  431  ausfahrt,  das  die  korrektioneUen  Richter  wie  Geschwome 
entscheiden  und  Berrial  St  Prix  H.  p<  244  alles  nur  auf  Ueber- 
zeugnng der  Richter  stellt,  stellt  Trebuticn  Cours  U.  p.  486  den 
Satz  auf,  dass  hier  nicht  die  preui^e  morale,  wie  bei  den  Ge- 
schWomen  s^l^* 

11)  8.  über  £e  damaligen  Verhandlungen  Helle  trait^  V.  p.  416. 

12)  Wir  bitten  die  Anweisungen  zu  lesen,  welche  t.  B.  Oudot  theorie 
du  jory  p.  419  Bourgnignon  mannet  du  jary  p.  18  geben. 

13)  hl  Italien ,  wo  auch  die  Gesetzgeber  nur  intima  convinzione  for- 
derten ,  zeigten  tüchtige  Schriftsteller  die  Machtbeie  dieses  Sy- 
stems, z.  B.  Mori  scretti  germanicl  Livomo  1847,  Vol.  III.  p.  V. 
und  in  Ausführungen  von  Castelli ,  Bosettini,  Giidiani;  s.  noch 
▼.  Hye  leitende  GrUndsfttze  8.  285  und  Hennann  im  Wochen- 
blatte lür  Strafrechtspflege  in  Thüringen  1852,  Nr.  9.  11. 

14)  Z.  B.  Helie  trait^  p.  422,  s.  dagegen  meinen  Aufsatz  im  Archiv 
des  Criminalr.  1854 ,  S.  130.  Uebrigens  bemerkt  Helie  p.  403 
selbst,  dass  die  conviction  nicht  inslinctive,  sondern  rtisonn^e 
sein  müsse. 
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anf  die  Beweislehre,  so  können  folgende  Systeme  unterschieden 
47erden : 

I.  In,  den  Ländern ,  in  welchen  Staatsrichter  auch  über 
Schuldfrage    (ohne    Geschworne)    entscheiden    (entweder    in 
den  geringeren   StraffÜllen   z.  B.   in  Frankreich  in   den  kor- 
rektioneilen Gerichten ,    oder   auch  in  einigen  schweren  Ver- 
brechen, z.  B.  politischen,  die  zu  ilu'er  Zuständigkeit  gewie- 
sen sind,  z.  B.  in  Preussen,  Hessen,  Nassau),  oder  überhaupt 
z.  B.  in  Oesterreich,  Sachsen,   in  einigen  Schweizerkantonen, 
liegt  entweder   A)  das  System  zum  Grunde,  dass  das  Gesetz 
keine  Beweisregeln  aufstellt,  die  Richter  nur  an   ilire  Ueber- 
zeugung  weist,    aber  £ntscheidungsgriinde  auch  für  die  Ent- 
scheidung über  die  Thatfragen  verlangt,  deren  Werth  i^)  sich 
dadurch  bewährt,  dass  die  Richter  genöthigt  werden,  über  die 
vorgenommene  geistige  Verrichtung  bei  Prüfung  der  Beweise 
Rechenschaft  abzulegen  und  dabei  von    selbst  veranlasst  wer- 
den, die  durch  Vernunft  und  Erfahrung  bewährten  Beweis- 
regeln (ohne  die  früheren  Beschränkungen)  anzuwenden  i^*). 
Es  darf  hier  überhaupt  der  Wille   der  Gesetzgebung   ange- 
nommen werden^*),  dass  die  achter  auch  nach  aufgehobe- 
ner gesetzlicher  Beweistheorie   ihre  Ueberzeugung    auf   eine 
strenge  verständige  Prüfung  der  Beweise  bauen  und  dabei  das 


15)  S.  darüber  meine  Aasffihrung  in  dem  ^cbiv  des  CriminiDilr. 
1854,  S.  141,  jtdoch  dagegen  Walher,  die  Rechtsmittel  imStraf- 
yerfahren  S.  131.  ^ 

15  a)  Dies  zeigt  sich  bei  der  Vergleichang  der  Entscheidangsgrfinde 
in  den  ilalienischen  Sti^aten  (yorzügUch  in  Piemont),  in  den  Nie- 
derlanden und  in  deutschen  Staaten. 

16)  Arnold  in  dem  GerichUsal  1852 ,  II.  8.  282.  Auch  die  Motive 
zum  Hessen  -  Darmst.  Entwurf  S.  39  setzen  voraus,  dass  die 
Riciiter  wichtige  Bcweisregeln  berücksichtigen  werden.  Die  neue 
k.  sftchs.  Str.  P.  0.  §.  10  spricht  daher  aus,  dass  die  Richter 
nur  an  ihre,  durch  die  yorliegenden  BeWeise  gewon- 
nene Ueberzeugung  gebunden  sind.  (Im  Königr.  Sachsen  war 
schon  durch  Gesetz  v.  30.  März  1838,  f.  10  die  Beweistlieorie 
aufgehoben. 
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Ergebnifls  der  BeweiBlehre  berücksichtigen  werden.  B)  Das 
Gesets  i^)  kann  den  Richtern  gewisse  Beweisregeln  in  der 
Richtung  vorschreiben,  dass  negative  und  allgemeine  Beweis- 
schranken in  Beziehnng  auf  den  Aussprach  der  Schuld  gege- 
ben werden  y  die  Richter  dabei  mögliclist  freies  Ermessen  ha- 
ben und  nicht  schuldig  sind,  gegen  ihre  Ueberzeugung  das 
Schuldig  auszusprechen ,  sobald  erhebliche  Zweifel  gegen  die 
Schuld  sich  ihnen  aus  den  Verhandlungen  ergeben.  Die 
Beobachtung  der  [Rechtstihung  in  Oesterreich  lehrt  dass  diese 
Vorschriften  vielfach  vortheilhaft  in  Bezug  auf  das  Verfahren 
und  Urtheilsfällung  sich  bewährten  i^) ,  aber  auch  die  geäus- 
serten Befürchtungen  '*)  als  gegründet  zeigten,  weil  auch  bei 
dem  besten  Willen  des  Gesetzgebers  sich  über  die  Auslegung 
einer  Vorschrift  viel  Streit  erheben  wird  und  eben  die  Sorg- 
falt des  Gesetzes  durch  Aufstellung  von  Erfordernissen  des 
Beweises  diei  Richter  zu  sehr  beschränken  und  an  gerechter 
Verurtheilung  hindern  wird  ^%  G)  Das  Gesetz  beschränkt 
sich  auf  Beweisvorschriften ,  in  allgemeinen  mehr  Andeutun- 


17)  Z.  B.  die  öslerr.  Str.  P.  0.  v.  1853,  §.  258  —  284  und  dazu  v. 
Eye  leitende  Grands.  S.  278.  etc.  Hierher  gehört  auch  die  ber- 
nisclie  St.  P.  0.  §.  343  —  69 ,  welche  den  korrektioneil  ent- 
scheidenden Richtern  Bcweisregeln  vorschreibt,  wie  sie  die  badi- 
sche St  P.  0.  enthielt 

18)  Aus  den  Strafverhandlangen  in  Oesterreich  ergab  sich,  dass 
die  Verhandlungen  dorch  diese  Vorschriften  über  Beweis  ei- 
nen einfachen  und  mehr  juristischen  Charakter  erhalten ,  dass 
die  Enischeidangsgründe  mit  grosserer  Grandlichkeit  abgefasst 
werden. 

19)  Hein  Aufsatz  in  Heidelberger  Jahrbücher  1855 ,  S.  20.  Arnold 
im  Geriehtssal  1854,  S.  223. 

20)  Dies  zeigt  sich  vorzüglich  in  Bezug  auf  $.  270 ,  Nr.  1  über  Be- 
weiskraft des  Zeugnissei  eines  Beschädigten  (F&lle  in  der  öster. 
Gerichtszeitnng  1855,  Nr.  126.  123.  142),  ferner  in  Bezug  auf 
§.  270  wegen  Aussage  eines  Zeugen,  vorzüglich  wegen  des  Zu- 
sammentreffens der  Umstände. 

Mltt«raialer,  StrafvMfahreD.  31 
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gen  fflr  den  Richter  enthaltenden  Ausdrücken,  um  gewtose 
Schranken  der  Befugniss  sn  setzen,  die  Gewisshdt  derSekiild 
anzunehmen '1). 

II.  In  LSndem,  in  welchen  Oeschworne  zu  entscheiden 
haben ,  können  folgende  Richtungen  in  der  Gesetzgebung  un- 
terschieden werden:  A)  Die  der  französischen  Gesetz- 
gebung, nach  welcher  die  Oeschwornen  nur  auf  ihre  innere 
Ueberzeugung  gewiesen,  sogar  nach  der  gesetzlichen  Anwd- 
weisung  (Code  Art  342)  vor  der  Prüfung  nach  Beweisregeln 
gewarnt  werden ;  es  darf  jedoch  nicht  unbeachtet  bleiben,  dass 
die  bessere  Rechtsübung  auch  in  Prankreich  sich  gegen  die 
Auffassung  erklärt  ^),  nach  welcher  die  Oeschwornen  nur  einem 
Instinkt  oder  ihrem  Gefühle  folgen  sollen,  vielmehr  vorausge- 
setzt, dass  sie  die  vorgekommenen  Beweise  verstandig  prüfen  und 
darnach  entscheiden  werden  ^).  Die  Beweislehre  der  flranzösi- 


2i)  Hierher  gehören  die  Vorschrltten  des  niederland.  Geseizbachs 
Art  427  —  45.  Naehweisangen  darüber  in  meiaem  Werke: 
Die  Mündlichkeit  S.  67  n.  408.  —  Ebenso  die  Sir.  P.  0.  fSr 
Graubündten  1853,  Art.  59  und  das  neac  Strafgesetzbuch  für 
Modena  am  Schiasse  des  Codice  penale  Art.  542 — 555.  —  Es 
gibt  YorschriAen  über  Gesländniss  (es  wird  zur  vollen  Beweis- 
kraft gefordert,  dass  das  G.  rein,  einfach,  circonstanziata  und  veri- 
ficata  sei)  über  Zeugen  (es  werden  2  Zeugen  verlangt)  und  An- 
zeigenbeweis. (Art.  553  fordert  zum  vollen  Beweise,  dass  indby 
slano  indubitaÜ,  ossia  esdudano  ogni  possibile  contrario). 

22)  Dass  diese  Auffassung,  nach  welcher  der  Wahrspruch  das  Ergeb- 
niss  eines  unklaren  Gefühls  ist,  häufig  in  Frankreich  vorkömmt, 
kann  nicht  geläugnet  werden.  Sleman,  die  Jury  S.  ^5G.  Getb, 
Reform  des  deutschen  Rechtslebens  S.  138. 

23)  Gut  nachgewiesen  von  Cherbuliez  in  der  bibliotheque  de  Gen^ve 
1845  October,  p.  264.  So  fordert  auch  Helle  V.  p:  403  eine 
coQvictidn  raisonnee.  Dembnrg  Werth  der  Schwurgeriehie  S.i7. 
72.  Walther  Rechtsmittel  8.  81.  Der  Code  342  verUngt  die  Prü- 
fung der  Beweise  (quelle  Impression  ont  fait  sur  hm  raison 
les  preuves)  und  die  neuen  französischen  Anleitungen  z.  B.  von 
Morin  repertoire  Vol.  IL  p.  562  von  Bonnier  traite  ^espremres  über 
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sehen  Gesetzgebong  beruht  aber  noch  auf  zwei  wichtigen 
Sätsen.  1)  Das  Gesets  bezeichnet  gewisse  Personen ,  welche 
als  Zeugen  nicht  vernommen  werden  sollen  '^).  2)  Nach  dem 
Gesetze  können  manclie  Zeugen  vernommen  werden  |  jedoch 
nicht  als  Beweiszeugen,  sondern  nur  um  sogenannte  renseig« 
nemens  zu  geben ;  insbesondere  a)  gewisse  Zeugen,  die  nicht 
beeidigt  werden  dürfen  >&) ;  h)  alle  Zeugen,  welche  der  Präsi- 
dent kraft  seiner  diskretionären  Gewalt  ?on  Amiswegen  yorruft 
um  Auskunft  zu  geben,  wobei  die  Gewalt  selbst  soweit  aus- 
gedelint  wird  ^^),  dass  der  Vorsitzende  auch  Zeugen,  die  nach 
dem  Gesetze  nicht  vernommen  werden  sollen,  vorrufen  kann  ^^. 
Das  Gesetz  will  bei  solchen  Zeugen  nicht,  dass  die  Geschwor- 
nen  sie  als  Beweiszeugen  betrachten,  daher  diese  Zeugen 
nicht  beeidigt  und  die  Geschwornen  aufmerksam  gemacht 
werden  sollen ,  dass  sie  nur  Auskunftszeugen  seien.  3)  Die 
Rechtsübunj^  dehnt   diese    Sitte ,    gewisse   Akte    unter  dem 


die  Beweblehre  zeigen,  dass  eine  verständige  Prüfung  nach  rich- 
tigen Beweisregeln  vorausgesetzt  wird. 

24)  Code  Art.  322.  Dahin  gehören  nahe  Verwandle,  Verschwägerte, 
Ehegallen  ,  bezahlte  Denunüanten.  Die  Rechtsprechung  erkennt, 
dass  andere  Zeugen  nicht  ausgeschlossen  werden  können.  Tre- 
bntien  E  p.  403. 

25)  Dahin  gehören  die  zum  bfirgerlichen  Tode  und  die  zu  entehren- 
den Strafen  Verurtheiiten ,  ferner  Kinder  unter  15  Jahren ,  in  so 
ferne  der  Präsident  nicht  findet,  dass  wegen  ihrer  nachgewiese- 
nen Un^rscheidungskraH  doch  Beeidigung  eintreten  üoll  Hier 
entstehen  in  der  Regel  viele  Streitigkeiten.    TrcbnÜen  II.  p.  401. 

26)  Der  Code  art.  322  nachdem  er  das  Verbot  gewisse  Zeugen  zu 
vernehmen  aufgestellt  hat ,  erklärt  freilich ,  dass  wenn  dennoch 
solebe  Zeugen  vernommen  sind,  keine  Nichtigkeit  entstehen  soll, 
wenn  sich  nicht  der  Staatsanwalt,  der  Angeklagte  oder  Civilpartei 
der  Vernehmung  widersetzten. 

27)  Hit  Recht  erklären  sich  gute  franz.  Criminalisten  gegen  diese  ge- 
fUirliche  (freilich  von  dem  Cassationshof  gebilligte)  Sitte,  wo- 
durch der  Präsident  über  das  Gesetz  sich  beliebig  hinaussetzen 
darf.    Trebutien  Conrs  H.  p.  403. 

31» 
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Titel  der  renseignemens  vor  Gericht  zu  bringen,  noch  in  der 
Weise  aus,  dasd  der  Staatsanwalt  selbst  die  von  ihm  aufge- 
nommenen Protokolle,  über  Aussagen  von  Zeugen  oder  Sach- 
Terständigen ,  wenn  diese  Personen  nicht  in  der  Sitzung  er- 
scheinen, sogar  die  vor  Eröffnung  der  Assise  noch  von  Gens- 
darmes aufgenommenen  Protokolle  in  die  Sitzung  bringen  und 
ihre  Vorlesung  bewirken  kann^®),  und  die  Nichtigkeit  abge- 
wendet wird,  weil  man  sich  darauf  beruft,  dass  es  ja  nur  ren- 
seignemens  seien.  —  Unfehlbar  ist  es  verwerflich,  auf  solche 
Weise  unter  dem  Titel  von  renseignemens  in  die  Verhandlung 
Beweise  zu  bringen,  welche  nicht  hereingezogen  werden  sol- 
len, weil  die  Zeugen  nicht  ordnungsmässig  vorher  dem  Ange- 
klagten bekannt  gemacht  waren ,  so  dass  oft  eine  bedenkliche 
üeberraschung  und  dadurch  eine  Beschränkung  der  Verthei- 
digung  eintreten  kann  ^*).  Es '  entspricht  allen  Vorstellungen 
von  der  Haupteigenschaft  des  Staatsanwalts,  wenn  man  Aus- 
sagen vorlesen  lässt,  welche  in  den  von  ihm  (zu  seiner  In- 
formation) aufgenommenen  Protokollen  vorkommen.  Das  Ge- 
setz bestimmt,  dass  die  von  dem  Präsidenten  während  der 
Sitzung  vorgeladenen  Zeugen  nicht  beeidigt  werden  sollen, 
damit  die  Geschwornen  klar  erkennen,  dass  diese  keine  Be- 
weiszeugen sind;  wenn  aber  doch  gegen  das  klare  Gesetz  der 
Präsident  einen  solchen  Zeugen  beeidigte,  so  geht  die  neue 
Rechtsprechung  ^^)  soweit,  dass  sie  die  Nichtigkeitsklagen  ver- 
verwirft,  weil  durch  eine  sogenannte  geistreiche  Wendung  für 
die  Geschwornen  kein  nachtheiliger  Einfluss  aus  dem  hinzu- 
gekommenen Eide  abgeleitet  wird.  —  Dies  ganze  System 
der  Zeugen  pour  donnerdes  renseignemens  ist  ein  gefahrliches, 


28)  Neuerlich  Arret  v.  4.  Aout  1855  und  dazu  Sirey  receuU  (Fort- 
setzong  1835  7.  Heft  p.  346  u.  eine  gate  Abhandl.  von  Moria  im 
Journal  da  droit  crim.  1855  April  p.  241. 

29)  Dies  zeigt  auch  Berenger  de  la  justice  p.  442. 

30)  Rechtsspruch  v.  19.  Januar  1855  s.  dagegen  Moria  Journal 
du  droit  crim.  1855  p.  164  u.  meinen  Aufs,  im  Archiv  des  Crim. 
1855  8.  439. 
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weil  nach  dem  Zeugnisse  von  Praktikern  '*)  zwischen  temoignage 
und  renseignement  keine  scharfe  Unterscheidung  sich  machen 
lasst,  weil  unwillkürlich  die  Aussage  des  unbeeidigten  Zeugen 
ebenso  einen  Eindruck  auf  die  Geschwornen  machen  wird,  die 
ja  nur  dem  Gesammteindruckc  zu  folgen  haben ,  und  keine 
Rechenschaft  über  die  Gründe  zu  geben  brauchen.  B)  Die 
deutschen  Gesetzgebungen  schliessen  sich  an  das  franzosische 
System  an ,  insbesondere  auch  in  Bezug  auf  das  Recht  des 
Vorsitzenden  Zeugen  und  Sachverständige,  die  nicht  auf  der 
Zengenliste  standen,  vorrufen  zu  lassen;  einige  Abänderungen 
und  selbst  manche  Verbesserungen  konmien  jedoch  vor. 
1)  Statt  des  Verbots  des  Code  322,  nach  welchem  nahe  Ver- 
wandte des  Angeklagten  gar  nicht  Zeugen  sein  können,  hat 
die  deutsche  Gesetzgebung  die  zweckmässigere  Bestinunung 
dass  solchen  Personen  nur  die  Befugniss  gegeben  wird  ,  das 
Zeugniss  abzulehnen  3').  Die  Gesetze  bestimmen ,  dass  ge- 
wisse Personen  nur  als  Auskunftspersonen  vomommen ,  aber 
nicht  beeidigt  werden  dürfen  3')*  3)  In  Bezug  auf  die  Zeu- 
gen, welche  der  Präsident  von  Amtswegen  vorrufen  lässt,  ver- 
bieten mehrere    Gesetze  ^)  die  Beeidigung  nicht  unbedingt, 


31)  Berenger  a.  a.  0.  p.  443  s.  dazu  Trebutien  II  p.  403. 

32)  Nachweisnngen  in  meinem  Strafverfahren  1.  §.  67  und  Brauer 
im  Gerichissaal  1856  S.  i  etc. 

33)  Z.  B.  baier.  Gesetz  v.  1848  §.  46,  dahin  gehören  auch  Verbre- 
cher während  der  Strafzeit,  Mindeij&hrige  unter  15  Jahren,  Per- 
sonen, welche  wegen  Verläumdung,  falschen  Zeagnisses  oder 
Meineids  in  Untersuchung  sind  oder  bestraft  wurden. 

34)  Nach  baier.  Gesetz  v.  1848  art  141  werden  solche  Zeugten  nicht 
beeidigt;  nach  158  soll  der  Präsident  die  Geschwornen  aufmerk- 
sam machen,  dass^  diese  Zeugen  mit  besonderer  Vorsicht  zu 
würdigen  seien,  (die  baier.  Praxis  giebt  diesem  auch  im  Ent- 
wurf von  1851  art  44  geänderten  Systeme  kein  gutes  Zengniss 
Baier.  Sitzungsberichte  1.  8.  375).  Die  Gesetze  v.  Baden  v.  1851 
art  94  gestatten  Beeidigung,  wenn  Staatsanwalt  und  Angeklagte 
dies  wollen   (dies  auch  im  Thüringisch.  Gesetzb.   §.  246)  oder 
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sondern  lassen  es  vom  Gericht  abhängen,  ob  Beeidigimg  ein- 
treten  soll.  (Begreiflich  wird,  durch  die  Beeidigung  diesen  Zen* 
gen  eine  ^össere  Bedeutung  beigelegt).  4>  Der  WiOe  der 
deutschen  und  schweizeriechen  Gesetzgeber,  dass  die  Ge- 
schwornen  nur  nach  einer  verständigen  Prüfung  der  vorge- 
kommenen Beweise  iliren  Wahrspruch  geben  und  dabei  aoch 
die  Ton  Vernunft  und  Erfahrung  gelehrten  Regeb  der  Prtt* 
fung  beachten,  zeigt  sich  ans  dem  Eide  *^),  den  man  von  den 
Geschwomen  fordert  und  aus  dem  Gange  der  Verhandlungen  **). 
5)  Eigenthilmlich  ist  die  hraunschweigische  Gesetsgebung, 
welche  die  Beibehaltung  der  bestehenden  gesetzlichen  Bestim'- 
mungen  über  Zulässigkeit  der  Beweismittel  ausspricht  ^ 
G)  Die  Beweislehre  des  englischen,  schottischen  und  ameii* 
kanischen  Rechts  ^)  kann  nur  richtig  gewürdigt  werden  durch 


das  Gericht  Beddl^ng  anordnet.  ^  Die  bannov.  St  P.  1. 196. 
Oesterr.  §.  283,  k.  säehs.  f.  277  Hast  aar  das  etriefat '  über 
Beeidigmig  enltcheiden,  gut  Schwane  Com.  E  8.  71. 

35)  S.  oben  §.  35  Note  9  das  badische  Gesetz  v.  1851  $.  76  fordert, 

dass  die  Geschworaen  die  vorgebrachten  Anschnldi- 
gnngs-  und  Entschuldigungsbeweise  gevrissenhaft  prü- 
fen und  nach  Massgabe  der  vorliegenden  Beweise  and 
nach  innerer  Ueberzengnng  den  Aussprach  abgeben. 

36)  Naehweisongen  in  meinem  Aufsatz  im  Magazin  fttr  bad.  Recht  1. 
S.  439  Holz  (Slaatoanwalt  in  Zürich)  hat  in  seinem  Leitfaden  lür 
Geschwome  Zfirich  1853  8.  185  sehr  gate  Anweisong  den  Ge- 
schwomen gegeben,  sich  dorch  Gründe  ihrer  Uebeneugung  be- 
wnsst  zu  werden  und  za  verartheilen ,  wenn  kein  vernünftiger 
Zweifel  übrigt. 

37)  Braunschw.  Si  P.  0.  §.  58  Folgerongen  ans  dieser  Hinweisnng 
zeigen  sich  darin,  dass  über  die  Frage,  ob  gewisse  Zeugen  z.  B. 
Beschädigte,  Rinder  gegen  Eltern  zaUssig  sind,  der  Cassalionshof 
auf  römische  und  canonische  Stellen  Rücksieht  nahm.*  Zeitschrift 
flir  Rechtspflege  in  Braunschweig  1854  S.  83.  138.  196^  1855. 
8.  26.  106. 

38)  Naehweisongen  darüber  in  meinem  Werke:  das  engf.  Slrafverf. 
S.  324  und  dazo  die  neue   sehr  vermehHe    Ausgabe   von  Best 
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SdMidang  Ihrer  varaehiedenen  Richtungen  ni^  iwar  1)  In 
Berag  aaf  Onindeäftze  über  Zuliseigkeit  gewisser  Beweise. 
S)  Vorachriften  über  gewisse  Bedingungen,  die  vorhanden  sein 
müaaen,  wenn  ein  Beweis  berücksichtigt  werden  soll.  3)  Vov- 
schiiften  über  die  Art  der  Benütsnng  der  Beweise*  4)  Vor- 
schriften über  eine  gewisse  Zahl  von  Beweisen,  die  sur  Ver- 
nrihcilong  gehören.  5)  Aufstellung  von  gesetzlichen  Vermu- 
thuigen«  6)  Regeln  in  Bezug  auf  die  Würdigung  der  Be- 
weiskraft. —  In  die  erste  Klasse  gehört  a)  der  Orundsatc, 
daas  Niemand  von  dem  Zeugnisse  ausgeschlossen  sein  soll'*), 
das8  weder  vregen  Verwandtschaft,  noch  erlittener  Strafe  we- 
gen eines  Verbrechens,  noch  wegen  Interesse  des  Zeugen  am 
Ausgang  der  Sache  AusschUessung  eintreten  soll,  weil  der 
Rechtspflege  daran  lilßgt,  alle  mögUchen  Beweisquellen  zu 
bentftnen,  weil  über  die  Olaubwürdigkeit  eines  Zeugen  nur  die 
kleinsten  Nebenumstände  des  Falles  Auskunft  geben  und  weil 
die  Oeschwomen  am  besten  würdigen  können,  ob  und  wie 
weit  einem  Zeugen  zu  trauen  ist«  Nur  in  Bezug  auf  Ehe- 
gatten tat  anerkannt  ^,  dass  wegen  der  sonst  leicht  getthr- 
delen  innigen  Vertraulichkeit,  kein  Ehegatte  gezwungen  wer- 
den kann,  über  die  ihm  während  der  Ehe  von  anderen  Ehe- 
gatten Tertraulich  gemachte  Mittheilnng  auszusagen,  b)  Das 
englieche  Recht  lässt  keine  Beweise  zu ,  welche  nicht  unmit- 
telbar auf  das  Verbrechen ,  worauf  die  Anklage  gerichtet  ist. 


treaiise  on  the  principles  of  evidcnce.  London  1854.  Erst  seit 
1851  ist  durch  neue  Gesetze  die  englische  Beweislehre  vielfach 
besser  gereg^elt.  Femer  die  7.  sehr  vermehrte  Ausgabt  yon  Green- 
lemf  treattse  on  the  law  of  evidence.  Boston  1854.  IB.  voL  und 
Wharton  treatlse  on  the  criminal  law  of  the  united  states.  Philad. 
1855  von  p.  299  an. 

39)  Naehweisangen  in  meinem  Werke  S.  328  n.  dato  Best  p.  185. 

40)  Engl.  Gesetz  v.  20.  Ang.  1853.  Best  treatise  p.  695.  Trefflich 
Aber  die  wohlthätigen  Wirltnngen  des  Onindsalzes  und  die  ent- 
seheidenden  Racltsichten  im  zweiten  report  der  committee  on 
common  law  practica  anerkannt 
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sich  beziehen,  sondern  nur  Umstände  betreffen,  die  überhrapt 
das  Leben  des  Angeschuldigten  angehen  und  Veranlassung  zu 
Schlussfolgerungen  geben  können,  dass  er  fähig  ist,  das  in 
Frage  stehende  Verbrechen  zu  verüben.  Man  schliesst  solche 
Beweise  aus,  weil  sie  an  sich  trtiglich  sind,  die  Oeschwomen 
irreleiten  können;  daher  gestattet  das  englische  Recht  keine 
Aussagen  (die  ohnehin  nur  den  Glauben  des  Zeugen  betrefTen 
würden)  darüber,  ob  der  Angeklagte  ilüiig  ist,  das  Verbredien 
zu  verüben;  daher  ist  der  schlechte  Charakter  des  Ange^ 
klagten  in  England  kein  Gegenstand  des  Beweises  des  Anklä- 
gers *'),  der  daher  weder  in  Anklagesduiften  nodi  in  sei- 
ner Beweisführung  Handlungen  hereinziehen  darf,  welche 
auf  den  Angeklagten  ein  schlechtes  Licht  werfen  könnten*^). 
Nur  der  Vertheidiger  kann  in  seiner  Beweisführung  Zeugen 
aufführen,  welche  den  guten  Charakter  bezeugen  sollen^), 
und  wenn  dies  geschieht,  hat  auch  der  AnkUger  das  Recht  ^), 
Zeugen  über  Vergehen  vorzubringen,  welche  den  schlechten 
Charakter  des  Angeklagten  zeigen  sollen.  Daher  ist  auch  der 
Rückfall  oder  die  Nachweisung  fHiher  vom  AngeUaglen 
verübter  Verbrechen  und  ihrer  Bestrafung  (in  sofern  nicht 
der  oben  genannte  Fall  eintritt)  erst  Gegenstand  gerichtlicher 
Kcnntniss,  wenn  der  Angeklagte  schuldig  erUlürt  ist,  wo  dann 
der  Richter,  weil  es  für  die  Strafausweisung  wichtig  wird, 
gewöhnlich   durch  die  Polizeibeamten   in  Kenntniss  von  der 


41)  Best  treatisc  p.  327  vorzüglich  Wharton  treatise  p.  293. 

42)  In  einem  Falle  (Times  v.  13.  Sept.  1854)  wollte  ein  Geschwor- 
ner  noch  etwas  fiber  den  Charakter  des  Angeklagten  vnsseD; 
der  Richter  Itess  die  Frage  nicht  zu  und  bemerkte,  dass  es  sehr 
gut  wäre,  wenn  die  Geschwomen  den  früheren  Lebenswandel 
des  Angeklagten  nicht  kennen  würden. 

43)  Meine  Schrift  S.  429.  Die  englischen  Richter  begünstigen  dies 
so,  dass  selbst  in  einem  Falle  (Times  9.  Jan.  1852)  ein  Richter, 
als  nach  den  Schiassvorträgen  desselben  der  Verthddiger  bat, 
noch  Zeugen  über  den  guten  Charakter  vorxnbringeDy  dies  gestattete. 

44)  Gesetz  14,  15  Victoria,  cap.  19,  sect.  9. 
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frühern  Bestnfiuig  gesetst  wird^^).  c)  In  jedem  FaUe  soll 
der  beste  y  möglicher  Weise  anfzofiiideiide,  Beweis  vorgebmclit 
Dnd  jedes  Beweismittel  soll  auf  seine  nrsprtingliche  Quelle 
Burückgelührt  werden  ^).  Bierans  folgt  auch  der  Sats ,  dass 
keine  Zeugnisse  Tom  Hörensagen  in  der  Regel  zugelassen 
werden  sollen*^) ,  weil  dabei  immer  die  Gefahr  vorliegt,  dass 
ein  solcher  Zeuge ,  der  von  einem  nicht  beeidigten  und  dem 
Kreuzverhör  nicht  unterworfenen  Zeugen  etwas  erfahren  haben 
will,  durch  diesen,  oder  durch  seine  unrichtige  Auffassung  des 
Gehörten  getäuscht  ist.  Nur  in  Bezug  auf  Zeugnisse  über 
das,  was  ein  Sterbender ,  der  wusste ,  dass  er  sterben  müsste, 
aussagte,  wird  eine  Ausnahme  gestattet^).  Der  versitzende 
Richter  ist  es,  welcher  zu  wachen  hat,  dass  der  obige  Grund- 
satz eingehalten ,  gesetzlich  unzulässige  Beweise  nicht  vorge- 
bracht und  solche  Fragen  nicht  gestellt  werden.  Die  Aus- 
schliessung unzulässiger  Beweise ,  welche  die  Gescbwomen 
verleiten  können,  kömmt  noch  in  Betrachtung,  wenn  der  An- 
kläger sich  auf  Geständnisse  beruft,  die  der  Angeklagte  in  der 
Voruntersuchung  vor  Gericht  oder  vor  Polizeibeamten  u.  A.  ab- 
legte, wo  der  Richter  überall  die  Berufung  darauf  zurück- 
weist, wenn  sich  wahrscheinlich  machen  lässt,  dass  durch  Ver- 
sprechungen oder  Drohungen  der  Angeklagte  eingeschüchtert 
oder  getäuscht  war*').  In  die  zweite  oben  bezeichnete  Klasse 


45)  Darüber  Gesetz  v.  7.  Ang.  1851,  secL  13. 

46)  Best,  p.  106.  364.  Es  ist  z.  B.  unzulässig,  Gutachten  Sachver- 
ständiger vorzulesen ;  dieselben  müssen  stets  persönlich  erschei- 
nen und  sich  dem  Kreuzverhör  unterwerfen. 

47)  Nachweisungen  in  meinem  Werke  8.  327  und  dazu  Best  p.  572, 
Greenleaf  §.  100  —  183.  Wharton  p.  305  und  s^te  Nachwel- 
snng  des  Nachlbeils  der  Zeugnisse  vom  Hörensagen  im  Prozesse 
Laffarge  in  Edinburgh  Review  1843,  Juli  p.  383. 

48)  8.  zu  den  in  meinem  Werke  S.  328  Angeführten  Greenleaf  §.  156 — 

49)  Nachweisungen  in  meinem  Werke  S.  336  und  dazu  Wharton 
p.  316.  Aufs,  in  law  review  Vll.  Bd.  Heft  13,  p.  19. 
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gekoren  die  Yor&clirifteii,  dass  Niemand  als  Zenge  augdaaaen 
wird,  welcher  nicht  eidlich  ansaagt  (In  so  ferne  nicht 
eine  gesetxHche  Aasnahme ,  welche  von  dem  Eide  befireit  ^, 
vorhanden  iflt),  weil  man  davon  anageht,  dass  nur  derjenige  Zenge 
sein  icönne,  welcher  durch  die  feierliche  Sanktion  des  Eides  die 
Antriebe  zur  Wahrheit  erhäh^i).  Daa  englische  Recht  kennt  da- 
her nicht  (wie  das  französische)  Zeugen,  die  als  sogenannte  Ans- 
kunitssengen  unbeeidigt  aussagen.  Ein  Gegenstand  sorgfiltlger 
Vorprüfung  von  Seite  der  Richter  tritt  ehd  bei  Kindern  und  bei 
Personen,  die  an  Sedenstörung  leiden^,  wobei  der  .Grand- 
sati  entscheidet,  dass  auch  solche  Personen  sugdassen  wer- 
den, wenn  die  Voiprüfnng  geseigt  hat,  dass  sie  die  ndthlge 
geistige  Kraft  beeitaen,  um  zum  Eide  zugelassen  zu  werden  U). 
3)  Vorschriften  über  Benützung  der  Beweise  kommen  In  Be- 
trachtung in  so  ferne  a)  als  Anschuldigungszeugen  nur  ver- 
nommen werden,  diejenigen,  welche  der  Anldllger  auf  der  An- 
klageakte oder  mit  derselben  dem  Angddagten  voraus  als  Zeu- 
gen bezeichnet  hat,  auf  welche  er  sich  bemfisn  will,  so  dass 
dem  Vorsitzenden  kein  Recht  zusteht  (wie  in  Frankrekh),  yoa 
Aratswegen  Zeugen  oder  Sachverständige  vorzurufen,  ausge- 
nommen in  dem  Falle,  wo  zur  Entscheldnng  einer  Vorfrage  m) 


50)  Nach  dem  neuem  Gesetze  v.  12.  Ang.  1854,  §.  20,  21  ist  dem 
Richter  gestattet,  einen  Zeugen,  der  versichert,  dass  er  aas  6e- 
wissensskrapel  den  Eid  verweigere,  den  Eid  zu  erlassen.  JHt 
feierliche  Yersicherang  des  Zengen,  wenn  sie  falsch  war,  wird 
aber  dann  wie  Meineid  gestraft. 

51)  Es  Usst  sich  nicht  verkennen,  dass  in  England  mit  dem  Eide 
ein  Missbrauch  getrieben  wird  nnd  es  z.  B.  einen  sdüimmen 
Eindruck  macht,  wenn  der  Mitschuldige,  den  die  Regiening  als 
Zeugen  gegen  den  Andern  braucht,  zu  dem  Eide  gebssen 
wird. 

52)  Mein  Werk  S.  331  nnd  dazu  Best  p.  196  —  206. 

53)  Ueber  eine  merkwürdige  Verhandlang  and  Entscheidung ,  mein 
AnfiMtz  im.  Archiv  des  Crim.  1853,  S.  460. 

54)  Z.  B.  wenn  am  Anfange  der  Verhandlnag  die  Besoigmsa  gellend 


dar  Vonftaende  dies  flir  Böfliig  hlilt.  b)  Die  Verwtheiliiiig 
kann  gebaut  werden  auf  em  Zengniss ,  welckea  von  einem 
Zeugen  abgelegt  ist,  welcher  mündlich  in  Gegenwart  dea  An- 
geklagten, der  die  Befugnias  des  Kreuzverhörs  hat  (§.  34),  im 
trial  vernommen  worden  ist  &^) ,  daher  die  Yorlesong  eines  in 
der  Voruntersuchung  aufgenommenen  Zeugnisses  nur  aus- 
nahmsweiiBe  mit  vielen  Einschränkungen  (§.  20,  not.  21—23) 
zugelassen  ist  4)  In  diese  Klasse  geh&ren  Vorschriften  (ent- 
standen im  Laufe  der  Zeit ,  um  besonders  in  politischen  An- 
Idagen  eine  Schutswehr  zu  gewähren),  durch  welche  bei  An- 
klagen wegen  Hochverratlis,  auch  bei  Anklagen  wegen  Mein* 
eids  eine  gewisse  Zahl  von  Zeugen  gefordert  wird ,  wo  i^h 
aber  f^eiHch  zeigt,  dass  immer  mehr  durch  zugelassene  Aus- 
nahmen und  Auslegungen  die  Bedeutung  des  alten  Statuts  ge- 
ändert ist  ^^.  5)  In  der  englischen  Beweislehre  werden  die  ge- 
setzlichen Vermuthungen  bedeutend.  Die  Eine,  nämlich  dass 
jeder  Angeklagte  die  Vermuthung  der  Unschuld  für  sich  hat  ^ 
und  der  Ankläger  seine  Anklage  vollständig  beweisen  muss, 
wirkt  woblthätig,  während  im  Laufe  der  Zeit  durch  den  oft  an 
Aussprüchen  einzelner  Juristen  iiängenden  Gerkhtsgebrauch 
manche  Vermuthungen  entstanden,  die  willkürlich  angenommene 
Grundlage  haben  und  nachtheilig  wirken,  weil  sie  einen 
schwierigen  Gegenbeweis  auf  den  Angeklagten  wälzen  ^).  6)  In 


gemacht  wird,  dass  der  Angeklagte  an  Seelenstdnmg  leide ,  wo 
oft  der  Vorsitzende  z.  B.  den  Geßngnissarzt,  den  Govemor  oder 
auch  andere  Zeugen  vorrufen  lässt,  um  sie  über  den  Zustand 
zu  vernehmen. 

55)  Best  p.  121. 

56)  Nachweisungen  in  meinem  Strafverfahren  ü.  8.  650  und  vorzug- 
lich Best  treatise  p.  679  —  84. 

57)  Meine  Schrift  S.  326.    Best  p.  408.    Wharton  p.  357.  382. 

58)  Z.  B.  die  aus  gewissen  Handlungen  abgeleitete  Vermuthung  der 
b5sen  Absicht,  oder  die  Vermuthung  bei  der  Tödtnng,  dass  der 
Angeklagte  mit  Vorbedacht  gehandelt  habe.  Best  p.  498.  Wie 
nachtheüig  die  oft  aufgestellte  Vermuthung  werden  kann  ,  dass 
der  Angeklagte  zurechnungsfähig  sei  und  von  diesem  die  Seelen- 
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Bnag  auf  die  Regeln  flir  die  BemiheOimg  der  Beweldnft 
eines  Beweismittels  entscheidet  der  Grondsatc ,  dass  die  Ab- 
wägung der  Beweise  völlig  den  Oeschwomen  fiberlassen  ist; 
dorch  die  Rechtstibang  sind  aber  viele  von  der  Wissenschaft 
in  ein  System  gebrachten  Regeln  über  die  beste  Würdigung 
der  Beweise  ausgebildet  worden ;  diese  Regeln  aber  binden 
die  Gteschwomen  nicht,  sie  leiten  sie  nur,  um  so  mehr,  als 
es  Pflicht  des  Richters  ist,  diesen  Regeln  gemäss  die  Beweis- 
Itihrung  zu  leiten  und  die  Oeschwomen  geeignet  in  der  An- 
wendung auf  den  einzelnen  FaU  aufimerksam  zu  machen,  z.  B. 
über  die  Beurtheilung  der  Olaubwürdigkeit  eines  Zeugen,  über 
Werth  der  Geständnisse ,  vorzüglich  über  Prüfung  des  soge- 
nannten künstlichen  Beweises ,  wo  gewissenhafte  Richter  es 
nie  unterlassen,  die  Oeschwomen  vor  gewissen,  leicht  trügli- 
chen  Indiden  zu  warnen  m).  Wohlthätig  wirkt  iäer  auch 
a)  die  Sorgfalt,  mit  welcher  die  Richter  darauf  aufinerksam 
machen ,  dass  vorerst  das  Dasein  des  Thatbestandes  erwiesen 
sein  muss,  und  erst  wenn  dies  hergestellt  ist,  die  Frage  zu 
prüfen  ist,  ob  der  Angeklagte  schuldig  ist^),  ß)  vorzüglich 
ist  der  den  Oeschwomen  immer  eingeschärfte  Grundsatz  wichtig, 
dass  solange  veroüniUgerweise  anzunehmender  Zweifel  gegen 
die  Schuld  vorliegt,  diese  nicht  angenommen  werden  darf  *0* 


störong  tireng  bewiesen  werden  müsse  (eine  bessere  Aofikssong 
in  Amerika  Wharton  p«329)  bt  in  Bezug  aof  den  Fall  von  Bort- 
nelli  nachgewiesen  in  Friedreich  Blätter  für  gerichtL  Anthropologie 
1856,  Heft  2,  8.  1. 

59)  Eine  treffliche  Sammlung  solcher  Chargcs  der  Richter  in  Wült 
on  circamstanlial  evidence.  London  1851  und  Wharton  p.  393. 
M erlKwärdig  ist  das  Benehmen  des  Richters  Martin  in  einem  1855 
verhandelten  Falle  (Times  16.  Dec.  1855)  fiber  Vergifiong ,  wo 
es  nur  auf  Indiden  ankam,  und  der  Richter  warnt,  auf  das  son- 
derbare Benehmen  des  Angeklagten  nicht  zuviel  Werth  zu  le- 
gen, weil  jeder  Mensch  seine  eigne  Art  habe,  seine  Gefühle  aus- 
zudrücken. 

60)  Meine  Schrift  S.  336  und  Best  p.  503.    Wharton  p.  347. 

61)  Meine  Sebrül  8.  338. 
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Prüft  man  diese  bisher  dargestellte  Beweislehre,  so  katm 
wohl  nicht  die  Nachahmung  einer  solchen  im  Ganzen  z.  B. 
für  deutsche  Schwurgerichtsgesetse  empfohlen  werden*  Vor- 
schriften, die  oben  als  der  4.  und  5.  EJasse  angehörig  ange- 
geben wurden,  sind  auf  keinen  Fall  zu  billigen  ^).  Die  Re- 
geln (unter  Nr«  6)  sind  auch  in  England  nur  rathender  Art, 
verpflichten  aber  nicht;  allein  nichts  hindert**)  unser  Straf- 
verfahren, die  englischen  Vorschriften  der  Klasse  1,  2  und  3 
aufzunehmen  und  den  Kreis  der  zulässigen  Zeugen  auszudeh- 
nen, dagegen  viele  nach  dem  französischen  System  zugelassenen 
Beweise  und  die  sogenannten  Zeugen,  die  nur  renseignemens  ge- 
ben sollen,  zu  verbannen;  wünschenswerth  aber  ist  esTOrzüglich, 
dasB  die  versitzenden  Bichter  die  Geschwomen  geeignet  auf  die 
durch  Vernunft  und  Erfahrung  als  die  richtigen  Rücksichten  der 
Prüfung  der  Beweise  anerkannten  Regeln  hinweisen.  In  dieser 
Beziehung  verdient  auch  die  neue  Strafprozessordnung  flir 
Malta  besondere  Beachtang,  weil  darin  die  Grundsätze  der 
englischen  Beweislehre,  soweit  sie  überall  angewendet  wer- 
den können,  aufgenommen  sind*^).  >  Vergleicht  man  Straiver- 
handlungen  nach  dem  französischen  System  mit  denen,  die 
in  England,  Schottland  gefiihrt  sind,  so  kann  nicht  yerkannt 
werden,  dass  durch  eine  weise  Befolgung  des  zweiten  Systems 


62)  Die  ooter  4  hatten  nur  in  früherer  Zeit  in  England  eine  Bedea- 
tnng,  die  nnter  Nr«  5  führten  zu  ungerechten  UrtheOen. 

63)  Schöne  Bemerkungen  über  die  Frage  der  Nachahmang  engU- 
•cher  BeweitTegeln  s.  in  Rülüman,  die  Zürehefschen  Gesetze 
8.  256  bis  276. 

64)  Das  Gesetz  für  Malta  hat  von  der  englischen  Beweislehre  alle 
guten  Vorschriften  (z.  B.  wegen  Znlässigkeit  aller  Zeugen,  Codice 
art.  538.  544)  aufgenommen,  jedoch  ohne  die  gesetzliehen  Ver* 
muthungen.  Ueher  die  nöthige  Zahl  der  Zeugen  finden  sich  in 
Art  548  Vorschriften,  ivie  weit  ein  Zeuge  genfigen  soll  Die 
vollständigste  Beweislehre  enthalt  der  ^n  Carmignani  für  Portu- 
gal bearbeitete  Entwurf  der  Strafprozessordnung  in  sdnen  (nach- 
gelassenen) Werken  Scritti  inediti  di  Carmignani  Lneca  1862,  VoL  V. 
p.  322  —  37  und  Motive  im  6.  Bande  p.  248. 
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Yorthefle  emiefat  werden,  welche  das  fhuutfsiflclie  System 
nickt  gewähren  kann,  weil  nach  jenem  System  die  Bickter 
(oder  Oesehwonie)  nur  einlaeh  geordnete,  als  von  der  Ver- 
nunft und  Erfahrong  zur  Erlangung  der  Oewisskeit  gedgnet 
erkannte  Beweismittel  erhalten,  weil  dabei  alle  trügUchen,  nnr 
auf  Glauben  *^)  oder  Hörensagen  beruhende  Zeugenaufisagen, 
alle  leicht  irreleitenden  unbeeidigten,  angeblich  nur  cum  Zwecke 
der  renseignemens  aufgenommenen  Zeugnisse  ebenso  ausge- 
schlössen  sind,  als  Beweisführungen,  die  ans  dem  Charakter  des 
Angeklagten,  aus  seinen  firüheren  Vergehen  abgeleitet  werden. 
Dies  System  hat  dann  die  Folgen ,  dass  schon  die  Aiddage- 
schrüten  weit  einfocher,  die  Verhandlungen  ktiraer,  'auf  das 
Wesenüiche  beschränkt  werden,  viele  Zeugen,  deren  das  fran- 
zösisches System  sich  bedient ,  und  viele  Fragen  an  sie  weg- 
fallen, und  die  Vorkfige  des  Anklägers  wie  des  Vertbeidigers 
viel  einfacher  und  mehr  darauf  gebaut  sind,  eine  den  Verstand 
der  Urtholleden  befriedigende  Ueberzeugung  zu  begründen. 

«.   3«. 

Befügnisa  zur  Ausdehnung  der  Verhandlang  aaf  nen  her- 
vorlrelende  umstände.    Schlussvortrftge  des  Anklägers, 

Vertbeidigers  und  Vorsitzenden. 

I.  Eine  der  wichtigsten  Fragen  von  deren  Beantwortung 
die  Ausdehnung  der  Hanptverhandlung,  der  Schutz  der  Ver- 
theidlgung,  bei  Schwurgerichten  die  Fragestellung  und  das 
Urtheil  über  die  Angeklagton  abhängen,  ist  die:  in  wie  ferne 
neue  im  Verweisungserkenntnisse  und  in  der  Ankkgeschiift 


6fi)  VoTsnglich  lehrt  die  Erfohraog,  dass  überall  die  grdsste  (leicht 
die  Verartheüang  Unschuldiger  herbeiführende)  Gefahr  in  den  Ana- 
sagen  der  Zeugen  über  Identität  der  Person  des  Angeklagte 
liegt,  weil  das  Zengniss  liäoflg  nnr  auf  dem  Glauben  des  Zen- 
gen  beruht,  daher  enthält  die  en^che  Beweislehre  über  diese 
Vernehmung  besondere  Warnungen.  Best  p,  596  a  WiUs  eir- 
cnmstantial  evidenoe  p.  90.  Merkwürdiger  Fall  von  Bheinbaiera 
im  llagazin  lur  badbches  Recht  I.  d.  iS^ 
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nicht  angefahrte,  die  Anklage  verändernde  ThaiaacheD, 
wenn  sie  im  Laufe  der  VeAandlang  ermittelt  wurden,  berück- 
fiicbtigi  werden  nnd  dem  Urtheile  über  die  AidElage  eine  an- 
dere Richtung  geben  können.  Zwei  Orundsysteme  weiden 
hier  in  den  Geeetsgebungen  und  In  der  Bechtatibung  bemerk- 
bar« L  Nach  dem  englisch,  schottisch,  amerikanischen  Rechte 
ist  es  nur  die  gestellte  Anklage,  so  wie  sie  in  den  wesent- 
lichen Mericmalen  gestellt  ist,  welche  bei  der  UrtheilsiUlnng 
berücksichtigt  werden  kann.  Das  Gesetz  sorgt  dafür,  dass 
nicht  durch  einen  starren  Formalismus,  wie  er  früher  bestand, 
das  Interesse  der  bürgerlichen  Gesellschaft  an  der  Bestrafung 
des  Schuldigen  gehindert  wird,  während  auf  der  andern  Seite 
der  Grundsatz  aufrecht  erhalten  wird,  dass  durch  Abänderun- 
gen der  Anklage,  das  Interesse  der  Vertheidigung  nicht  ge- 
fälurdet  werden  darf.  II.  Nach  dem  franaösischen  und  deut- 
schen Systeme  ist  die  Anklage  nur  als  eine  vorläufig  ge- 
stellte 1)  auf  die  Grundlage  der  Voruntersuchung  gebaute  au 
betrachten,  deren  wahre  Eigenschaften,  Merkmale  und  Folgen 
erst  durch  die  Hauptverhandlung,  als  das  eigenüiohe  Straf- 
verfoliren  festgestellt  werden  sollen ,  so  dass  auch  früher  in 
der  Anklage  nicht  angeführte  schwerere  Umstände  der  Ver- 
schuldung berücksichtigt  werden  müssen.  Das  erste  System 
wird  gerechtfertigt  durch  die  Erwägung,  dass  der  Ankläger 
Zeit  und  Mittel  genug  hatte ,  um  seine  Anklage  vorzubereiten, 
und  sich  zu  entscheiden,  wie  weit  er  seine  Anklage  stellen 
will ').  Durch  den  Ausspruch  der  Anklagejury  ist  entschie- 
den, dass  der  Ankläger  nur  diese  Anklage,  wie  sie  von  den 
Geschwomen  zugelassen  ist,  zum  Trial  bringen  darf.  Dar- 
auf ,  dass  diese  Anklage  in  keinem  wesentlichen  Theile  abge« 
ändert  werde,  hat  der  Angeklagte  um  so  mehr  ein  Recht, 
als   er  nur  auf  diese  Anklage  seine  Vertheidigung  einrichtet 


1)  S.  die  oben  {.  28  Not  39  angefahrte  Ansicht  von  Helie. 

2)  Da,  wo  der  erfahrne  mit  so  grossen  Befugnissen  und  MiUeln 
ausgerflslete  Staatsanwalt  die  Anklage  vorbereitet,  erhält  diese 
Erwägung  noch  grösseres  Gewicht 
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und  vorbereitet  Das  englische  System  hängt  noeh  znsammeD 
mit  zwei  richtigen  Grundsätzen  des  engl.  Rechts,  1)  damit, 
dass  die  Gesehwornen  befugt  sind  j  wenn  eine  Anklage  ge- 
steUt  ist,  und  sie  überzeugt  sind,  dass  nur  das  stillschwei- 
gend darin  gelegene  Vergehen,  oder  der  geringere  Grad  der 
Schuld  erwiesen  ist,  z.  B.  statt  der  in  der  Anklage  behaup- 
teten Vollendung  nur  Versuch,  oder  wenn  in  einer  Anklage 
einzelne  von  den  übrigen,  die  das  Verbrechen  wesentlich  be- 
gründen ,  trennbare  Merkmale  nicht  erwiesen  sind  *) ,  ihren 
Ausspruch  der  Schuld  nur  auf  das  geringere  Verbrechen  lu 
richten^).  Die  Gesehwornen  sind  ferner  befingt,  bei  gewis- 
sen, nahe  an  einander  grunzenden  und  in  der  Strafe  gleich- 
stehenden Verbrechen,  wenn  die  Anklage  auf  eines  der- 
selben gerichtet  ist,  das  Schuldig  auf  das  andere  gleich- 
stehende, in  der  Anklage  zwar  nicht  bezeichnete  Ver- 
brechen zu  richten  ^).  Die  Vertheidigung  ist  hierdurch  nicht 
beschränkt,  da  jeder  Vertheidiger,  bei  der  wegen  eines  sol- 
chen Verbrechens  (das  englische  Recht  enthält  keine  allge- 
meine Ermächtigung)  gestellten  Anklage  vorher  weiss,  daas 
gesetzlich  der  Schuldausspruch  auch  auf  das  andere  Verbre- 
chen gerichtet  werden  kann.     Um  der  Straflosigkeit  Schuldi- 


3)  z.  B.  es  giDg  die  Anklage  auf  Mord,  aber  die  Gesehwornen  fla- 
d^  das  Merkmal  des  Vorbedachts  nicht,  wohl  aber  die  des 
Todschlags. 

4)  Best  treatise  of  evidence  p.  399.  Ein  Statat  14.  15  Victoria 
cap.  100  (▼.  1851)  regelt  dies  Verhältoiss. 

5)  Nach  dem  angeführten  Gesetze  ▼.  1851  bei  Anklagen  aof  Unter- 
schlagong  das  Schuldig  wegen  Diebstahls  ausnuprechen.  Am  voll* 
ständigsten   ist  die  Instruktion  für  die  Gesehwornen  in  Bezog 
aof  den  in  note  3  bezeichneten  Pnnkt,  mit  der  Gestattong  wegen 
des  geringeren  Verbrechens  schuldig  zu  finden,  in  Malta  tos- 
gesprochen ;    dagegen  wollte  man   der  Jury  in  Malta  nieht  das 
nach  Statut  v.  1851  gegebene  Recht  einrlomen.    Aoch  in  Zürich 
(RAttiman  S.  177)  wollte  man  dies  Recht  den  Gesehwornen  nicht 
geben. 
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ger  wegen  Mangels  Irgend  einer  Förmlichkeit  vorzubringen, 
haben  neue  Statuten  bestimmt  <),  dass  Viele  in  der  alten 
Reehtsübnng  za  einer  Anklageschrift  geforderten  Angaben, 
z.  B.  wegen  Zeit,  wegen  Mittel,  Ort  des  Verbrechens  in  Zu- 
kunft nicht  mehr  gefordert  werden  sollen,  und  dass,  wenn 
zwischen  den  Anführungen  in  dem  indictment  und  den  Be- 
weisen des  Anklägers  eine  nicht  wesentliche  Verschiedenheit 
eintritt,  der  Mangel  vom  Ankläger  verbessert  werden  kann. 
Fest  steht  dagegen '') ,  dass  kein  Ankläger ,  wenn  auch  die 
Verhandlungen  Beweise  liefern,  welche  auf  ein  schwereres 
Verbrechen  führen,  die  An]^age  erhöhen,  oder  die  Oeschwor- 
nen  wogen  eines  schwereren  Verbrechens  schuldig  finden  dfir- 
fen  B).  2)  Der  zweite  Grundsatz ,  welcher  hier  Einfluss  hat, 
ist,  dass  der  einmal  Losgesprochene  nie  mit  einer  neuen  An- 
klage verfolgt  werden  kann,  in  welcher  das  Verbrechen,  wor- 
auf die  frühere  Anklage  wieder  hereingezogen  würde  '). 

Das  oben  geschilderte  französische  System  tritt  wieder 
auf  verschiedene  Weise  hervor.  A)  In  Frankreich  selbst 
Ist  der  Grundsatz  der  Rechtsübung ,  nach  welcher  die  An- 
klage auf  den  Grund  der  in  der  Hauptverhandlung  vorgekom- 
menen Beweise  verändert,  insbesondere  erhöht  werden  kann, 
nicht  durch  ein  Gesetz  ausgesprochen;  er  wird  vielmehr  nur 
aus  dem  Art.  338  Code  abgeleitet,  indem  in  Bezug  auf  die 
Fragestellung  bestimmt  ist,  dass  wenn  aus  den  Verhandlungen 
ein  oder  mehrere  circonstances  aggravantes,   die  in  der  An- 


6)  Gesetze  mit  Erläotcrangen  in  Best  evidence  p.  352—363  and 
oben  §.  28  not  47. 

7)  In  Schottland  kommt  es  vor,  dass,  wenn  bei  Eröffnung  des 
Trial  die  Relevanz  des  Übel  bestritten  und  das  libel  als  irrelevant 
oder  indictment  als  mangelhaft  erkannt  wird,  der  Ankläger  (jedoch 
selten)  eine  neue  Anklage  stellt 

8)  Dies  wurde  mir  von  ehrenwerthen  Praktikern  Englands  ond 
Schottlands  bezeugt,  mit  der  Erklärung,  dass  aus  dieser  Einrich- 
tung keine  Nacbtheile  bemerkbar  werden. 

9)  Nachweisungen  darüber  unten  in  §.  38.  39. 
MitterBtier,    Straf rerfahr^a.  32 
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klage  Bieht  erwfihDt  waren,  sich  ergeben ,  die  Frage  an  die 
Geachwornen  auch  darauf  gestellt  werden  darf.  Durch  diese 
(strengere  als  die  vorher  gehenden  <*)  Geseice),  Yonchiift 
war  das  Recht  der  Erh^^hnng  der  Anklage  aneriauint  In  der 
Rechtsübong  bemerkte  man  aber  bald  die  Geiahr  der  Unbe- 
stimmtheit des  Ausdrucks :  aggravante ,  und  die  Verwechslung 
mit  andern  Umständen ,  welche  ein  anderes  Verbrechen ,  als 
das  in  der  Anklage  beseichnete ,  begründen.  Die  Juristen  er- 
üsnden  nun  den  Ausdrack:  constitutives  ^^)  im  Gegensalz  von  ag- 
gravante ,  allein  bald  zeigte  sieh  die  Verscliiedenhelt  4er  An- 
alehten  und  die  Unklarheit  fiber  den  wahren  Sinn  des  yieldeuti- 
gen  Ausdrucks :  aggravante  >'},  und  selbst  eine  Verschiedenheit 
der  Rechtssprüche  des  obersten  Gerichts,  so  wie  eine  grosse  Zahl 
Yon  Nichtigkeitsgesuchen  wegen  unrichtiger  Fragestellung  ans 
dem  Gmnde,  weil  die  drconstances  aggravantes  mit  eonsUtutivef 
verwechselt  wurden  ^.  Alles  dies  ist  nicht  geeignet^  das  franst 


10)  Nach  Getete  v.  1797  ail  37  war  der  Angeklagte  gesichert,  dan 
er  nur  wegen  Handlangen  gerichtet  wurde,  worauf  dieAnklage- 
•ehiUI  ging.    Encjdopedie  p.  149. 

11)  Et  sollten  damit  neu  hervorgekommene  Umstinde  beaeidmet 
werden,  welche  Ifir  sich  ein  anabhängiges  Verbrechen  begrfla- 
den. 

12)  Nach  Camot  rinstraction  orim.  voL  IL  p.  186  gehören  daher  ab 
aggravantes  da  crime,  portö  dans  Tacte  d'accasation  lorsqa'elles 
s'y  ratlachent  natarellement,  et  qne  s'en  tronvant  isol^  dies 
ne  pourraient  constttaer  an.  Lagraverend  traite  IIL  p.  192  rech- 
net daher  einen  Umstand,  qai  ne  permct  pas  de  diviser  la  pro- 
cednre,  tont  crime  qai  n*est  pas  süsceptible  de  donner  liea  a 
ane  procedare  particoliere  et  qai  doit  necessairement  elre  jag^ 
en  roeme  tems ,  que  le  crime  designä  dans  Tacte  d'accasation  oa 
rester  impani.  Trebatien  Conrs  IL  p.  433  (mit  Beziehang  aaf  die 
neuere  Rechtsprechang)  zfthlt  hieber  Celles  qoi  sans  changer  la 
natare  et  la  qaalification  legale  du  fail,  aggravent  la  criminallt^ 
et  donnent  lien  a  une  aagmentatnm  de  la  penalit^. 

13)  Gate  Zastfknmenstellang   der  hioher  gehfirigen  Reehls^rAahe  In 
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risehe  System  tn  empfehlen.  Dies  ceigt  sich  noeh  mehr,  wemi 
man  die  Stellang  berachsichtigt,  welche  die  Besünmiiingen 
fiber  die  Ansdelmimg  der  Anklage  erhalten,  nSmlich  nur  in 
Beziehung  auf  die  Stellung  derFragen  an  dieOeschwor- 
nen.  Dadurch  tritt  das  bedenkliche  Yerfaftltniss  ein,  dass 
häufig  die  Frage:  ob  die  Anklage  ausgedehnt  werden  soll, 
erst  da  zur  Verhandlung  kömmt,  wenn  der  Vorsitzende  die 
Fragen  stellt,  also  nach  geschlossenen  Veriiandlungen  und 
nach  dem  Schlussvortrage.  Die  Frage  über  einen  erschweren- 
den Umstaiid  kann  >^)  entweder  auf  Antrag  des  Staatsanwalts 
oder  ^on  Amtswegen  durch  den  Vorsitzenden  oder  auf  Antrag 
eines  Geschwomen  geschehen,  so  dass  nicht  selten,  wenn 
nebenher  gemachte  Aussagen  eines  Zeugen,  z.  B.  überThat*- 
saehen,  die  auf  Vorbedacht  oder  bei  Diebstahl  auf  Einsteigen 
deuten ,  in  der  Verhandlung  vorkamen ,  erst  bei  der  Frage*- 
Stellung  der  Staatsanwalt  verlangt,  dass  auch  wegen  des  er« 
schwerenden  ümstandes  eine  Frage  gestellt  werde,  wo  dann 
der  Vertheidiger  keine  Höglichkeit  hat,  nach  dem  Schlüsse 
der  Verhandlungen  die  Unrichtigkeit  der  Thatsache  des  er- 
schwerenden UmStandes,  oder  den  Beweis  anzugreifen  und 
sich  nur  darauf  beschränken  muss,  die  Zulässigkeit  der  Stel* 
lung  der  Frage  zu  bekämpfen« 

Die  oben  angeführten  Gründe  für  das  englische  System 
sprechen  entscheidend  gegen  das  bisher  geschilderte  französi- 
sdie  System,  dessen  angebliche,  in  seltenen  Fällen  mög- 
liche Vortheile  verschwinden,  wenn  man  erwägt,  dass  das 
System  den  Grundsatz  verletzt,  nach  welchen  jeder  Angeklagte 
verlangen  kann  ^^),  dass  entschieden  werde  y  ob  er  des  Verbre- 


dem  Aufsätze:  cours  assiset  in  Eneyclopedie  de  droit  VIL  vol 
p.  149—161.  Morin  rcperloire  vol.  I.  p.  433.  Morin  Jouraal 
da  droit  crim.  1855  p.  1*22.  Trcbotion  II.  p.  427.  Golldammer 
Archiv  IV.  8.  82. 

14)  RechttsprQche  in  der  Eneyclopedie  p.  157. 

15)  Man  bat  nicht  nöthig  hier  von  der  Reclitskraft  des  Verweisnngt- 
nrtfaeils  zo  sprechen;  der  Castalionsliof  will  freilich  (arrel  v.  24.  Dec. 

32  • 
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chcns,  dessen  man  ihn  beschuldigt,  schuldig  ist,  dass 
das  System  ebenso  dem  Grundsätze  der  Gleichheit  der  Waf- 
fen ($.  18)  widerspricht,  als  es  die  Rechte  der  Vertheidigung 
gefährdet,  die  plötzlich  überrascht,  nicht  auf  den  neuen  An- 
griff sich  vorbereiten  konnte. 

B)  In  einer  andern  Richtung  fand  das  franz.  System  Ein- 
gang in  dem  Niederländischen  Gesetzbuche  Art  203.  Hierin 
ist  ohne  allen  Zusammenhang  mit  der  Fragestellung  (da  dies 
Gesetzbuch  die  Entscheidung  den  Staatsrichtern  übcrlässt)  ^% 
der  PunlLt,  ob  im  Falle  des  llervortretens  in  den  Verband- 
lungcn  von  den  in  der  Anklageschrift  nicht  angeführten  Um- 
ständen, welche  zur  Erhöhung  der  Strafe  Veranlassung  ge- 
ben können,  entschieden,  dass  der  Staatsanwalt  den  Ange- 
schuldigten darauf  aufmerksam  machen  und  diesem  Grelegen- 
heit  zur  Vertheidigung  gegeben  werden  soll,  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  «••). 

C)  In  den  deutschen  Gesetzgebungen,  welche  nach 
1848  erlassen  wurden,  ist  eine  mehrfache  Richtung  bemerk- 
bar, a)  Mehrere  schlössen  sich  der  französ.  Ansicht  an,  und 
zwar  nur  im  Zusammenhange  mit  der  Fragestellung  an  die 
Geschwornen  ^''y    b)  Andere  beschränken  die  Fragen  nur  auf 


iS27)  (Encyclopedtc  1.  p.  156)  den  im  Text  aofgestellten  Grund- 
satz nicht  anerkennen. 

16)  In  den  ebenfalls  die  Geschwornen  ausschüessenden  Gesetzbnche 
von  Piemont  Art.  323  kann  der  Vorsitzende  im  Berathungsäm- 
mer  &uch  Fragen  stellen,  wenn  aus  der  Verhandlung  Umstände 
sich  ergeben,  tendenü  ad  aggravarc  odiminuie  la  secL 

IGa)  Heber  die  Verhandlungen  und  die  Rechlsübnng,  Bosch  Kem> 
per  Wetboek  van  Slrasvordering.  Amsterdam  1840  vol.  II.  p.  531. 

17)  Das  baier.  Gesetz  §.177  bestimmt,  dass  über  die  Thatomstinde, 
welche  eine  schwerere  Qualißcation  des  Verbrechens  begründen, 
so  weit  thunlich  abgesonderte  Fragen  zu  stellen  sind.  Das  Wnr- 
tcmberg.  Gesetz  §.157  spricht  von  den  aus  der  Verhandlung  sich 
ergebenden  Thatumständen ,  wegen  deren  dem  Richter  geboten, 
ist  die  Strafe  über  den  regelm4ssig  höchsten  Grad  hinaafiBsetsea. 
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die  in  der  Anklage  aufgestellte  Beschuldigung  i^}.  c)  Andere 
schreiben  vor,  dass  die  Fragen  nach  dem  Verweisungserkcnnt- 
niss  und  Anklageschrift  gestellt  ncerdcn,  dass  zwar  die  Be- 
zeichnung des  Verbrechens  geändert  werden  kann,  wenn  nur 
nicht  auf  ein  schwereres  Verbrechen,  als  in  der  Anklage  er- 
kannt wird,  dass  aber  in  den  Fragen  keine  anderen  That- 
Sachen,  also  auch  keine  strafbarere  Willensbestimmung  des 
Angeklagten  aufgenommen  werden  darf,  als  in  der  Anklage  '^). 
d)  Andere  Gesetzbücher  fassen  den  Punkt  von  dem  Gesichts- 
punkte der  Ausdehnung  der  Anklage  auf,  (ohne  Rücksicht 
auf  Fragestellung)  und  wollten,  wenn  sie  auch  die  Ausdeh- 
nung der  Anklage,  während  der  Verhandlung  wegen  neu  her- 
vorgetretener ,  erschwerender  Umständen  anerkannten ,  den 
Grundsatz  aussprechen,  dass  der  Angeschuldigte  dadurch  nicht 
überrascht  und  seiner  Vertlieidigungsrechte  beraubt  werde  ^). 


Die  hannov.  Strafprozessordnung  §.  188  bestimmt,  dass  die  Fra- 
gen alle  im  Vcrweisungsarthcii  cnthallenen  wescnüichen  thatsäch- 
llchen  Verhältnisse,  so  wie  in  der  mündlichen  Verhandlung  her- 
vorgetretenen neuen  Umstände,  welche  die  Strafe  erhöhen 
oder  mildern,  erschöpfen. 

18)  z.  B.  Brannschweig  §.  139.  Die  im  Code  und  andern  deutschen 
Gesetzb.  vorkommenden  Bestimmungen,  wegen  erschwerenden 
Umstände  sind  nicht  im  Gesetzb.  aufgenommen. 

19)  Dies  ist  das  System  des  badischen  Gesetzes  v.  1851  art91,  worin 
auf  art  246  der  Strafpro  cessordn.  v.  1845  verwiesen  ist  Mayer 
das  Strafverf.  in  Baden  S.  171. 

20)  Die  thfiring.  Strafprozessord.  §.  255.  256  (Gesetz  von  1854 
arL  62)  gestaltet  Abartheilung  wegen  der  schweren  Qualität,  wenn 
nicht  das  Gericht  wegen  der  neuen  Umstände  eine  Zurfickweisung 
zur  Voruntersuchung  oder  vor  die  Anklageliammer  für  nöthlg 
findet.  Das  Preuss.  Gesetz  v.  1852  art.  84  hat  zwar  auch  die 
Vorschrift  nur  bei  der  Fragestellung  gegeben,  will  aber,  dass 
auch  wegen  schwereren  Umstände  geeignetenfalls  von  Amtswegen 
Fragen  gestellt  werden,  nach  Art  85  ist  dies  auch  anzuwenden 
bei  den  neu  in  der  Verhandlung  hervorgetreUien  Umständen  in 
Art  86  bestimmt,   dass,    wenn  mit  Rücksicht  auf  die  Vcrände- 
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Vergleicht  man  die  Rechtsübung  in  Deutschland,  so  bemerkt 
man,  dass  in  den  meisten  Staaten  (wohl  durch  Einfluss  fran- 
zösischer Ansichten)  die  strenge  Meinung  vorwaltet,  dass  die 
Anklage  auf  neue  in  der  Verhandlung  vorgekommene  Um- 
stände ausgedehnt  werden  darf,  jc.  B.  selbst  so,  dass,  wenn 
Anklage  auf  Todschlag  ging,  wegen  neuer  Umstände,  die  anf 
Vorbedacht  zu  deuten  scheinen,  eine  Frage  auf  Mord  gestellt 
werden  kann^^).    Diese  strenge  Ansidit'^),  ist  jedoch  nicht 


nmg  des  Gesichtspunkts  eine  bessere  Vorbereitang  der  Anklage 
oder  der  Vertheidigung  nothwendig  erscheint,  das  Gericht,  falls 
nicht  Vertagung  für  angemessen  erachtet  wird,  anf  Antrag  des 
Staatsanwalts  oder  des  Angeklagten  beschliesse,  dass  die  Stel- 
lang der  derartigen  Frage  unterbleibe.  Franz,  Preuss.  Proxess 
S.  224  und  gut  in  Goltdammer  Archiv  IV.  S.  17. 

Die  Merr.  Stnifproaessordnong  §.  250  schreibt  vor,  dass,  wenn 
nach  der  Schlassverhandlnng  die  Handlung  desAngekL  eine  an* 
dere  ist,  ab  worauf  der  Anklagebeschluss  ging,  so  hat  der  Vor- 
sitzende darauf  den  Staatsanwalt  und  Angeklagten  aufmerksam 
zu  machen ,  dass  sie  ihre  Schlussvorträge  darauf  ausdehnen,  und 
wenn  das  neue  Verbrechen  schwerer  strafbar  ist,  so  ist  die  Ver- 
handlung auszusetzen  und  neuer  Beschluss  über  Anklage  zu  fal- 
len. Hye  leitende  Grunds.  S.  276.  Die  neue  k.  sfichs.  Strafpro- 
zessord.  {.  298  besUmmt,  dass  in  Fällen,  wo  neue  Umstände 
schwererer  Art  sich  ergeben,  das  Gericht  auch  darüber  abuilbei- 
len  soll ,  wenn  es  nicht  Zurückweisung  der  Sache  an  Voronter* 
snchnng  für  zweckmässig  hält,  dass  aber,  wenn  schon  abgeur- 
theilt  werden  soll,  der  Staatsanwalt  und  Angeklagte  aufgefordert 
werden  soll,  wegen  der  neuen  umstände  das  Nöthige  vorzu- 
bringen ,  gut  Schwarze  im  Archiv  des  Crim.  1853.  Nr.  ü.  und  in 
seinen  Com.  H.  8.  99^  103.  Aehnliches  bestimmt  die  Altenbnrg. 
Strafprozessord.  {.  242. 

21)  Dies  wurde  in  Baiern  anerkannt,  baier.  Sitzungsberiehte  IV. 
8.  15,  ebenso,  wenn  bei  Anklagen  auf  einfachen  Betrug  au»- 
gezeiehneter  sich  heraus  stellt.  (Sitzungsbericht  II.  8.  293  IV. 
8.  137  strengere  Praxis  auch  in  Prcnssen.  Goltdammer  Archiv  L 
S.  186  und  den  Aussatz  in  Goltdammer  IV.  8.  90,  ebenso  in 
Hannover,  (aber  nicht  unbestritten).  Hannov.  Magazin  II.  8.  iO. 
419.    Hasenbalg,  die  Erhebung  der  öffentL  Klage  8.  134. 

22)  Die  strenge  Ansicht  ist  verlheidigt  v.  Schlink  im  Gerichfasaal  1851 
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allgeineiii  in  der  Wissenschaft  gebilligt»  yielmebr  vielfiuh  be- 
swdfelt  worden  "),  indem  man  anerkennt ,  wie  dmrch  die 
strenge  Rechtsübnng  das  Anklageprinsip  sehr  yerktzt  werden 

Wo  dies  nnter  B  bezeichnete  System  gilt^),  erkennt 
anch  die  Rechtsttbnng  keine  Ansdehnnng  der  Anklage  anf  That- 
sachen  an,  welche  eine  schwerere  AnUage  begründen  würde. 

n.  Für  die  Sicherung  eines  gerechten  Straftortheils  dienen 
dfe  Schhissvorträge  des  Anklägers,  VertheMgers  und  des  Vor- 
sitzenden mit  dem  Zwecke,  den  Urtheilenden  (Oeschwornen) 
die  richtige  Auffassung  und  Würdigung  des  zerstreut  yorge- 
kommencn  Materials,  und  daher  eine  gerechte  Urtheilsföllung 
möglich  zu  machen,  oder  sie  zu  erleichtern.  Während  nach 
dem  englischen  Systeme  die  Oeschwornen  die  Begründung 
der  Anklage,  die  Nach  Weisung,  dass  der  Beweis  derselben  ge- 
lungen ist,  sogleich  nach  geschlossener  Bcweisfülirung  des 
Anklägers  und   dfe  Widerlegung  des  Vertheidigers,   sogleich 


II.  8.  150.  Gerau  im  Griminalarchiy  1853.  Ergänzongsheft  8. 146. 
Haager  im  Magaz.  fflr  Bad.  Recht  n.  S.  313. 

23)  Gegen  die  strenge  Uebong  meine  Aufs,  im  Archiv  des  Grim.  1852 
S.  932  —  Im  Gerichtoaai  1854  I.  S.  23.  II.  S.  255  und  Magazin 
ffir  bad.  R.  I.  8.  416.  Arnold  im  Geriehtssaal  v.  1855.  I.  8.  214 
(mit  guten  Unterscheidungen).  Tippeiskirch  in  Goltdammer  Archiv 
IV.  17. 

24)  Dies  zeigt  sich  besonders  da,  wo  staU  Anklage  auf  Todschlag, 
wegen  neuer  Umstände  anf  Mord  Frage  gestellt  wird.  ^  Die 
Berufnng  darauf,  das«  Mord  und  Todseblag  zu  einem  Gattungs- 
begriff der  Tödtung  gehören,  ist  ungenügend,  Arnold  a.  0.  S.  214. 
Die  Gerichte  sollten  bier  den  Grundsatz:  ex  dubio  pro  mitiori 
nicht  unbeachtet  lassen. 

25)  z.  B.  in  Baden;  in  einem  Falle,  in  welchem  die  Anldage  wegen 
versuchter  Nolhzucht  gestellt  [und  auf  vollendete  N.  Frage  gfi- 
stellt  war ,  hatte  das  Oberhofgericbt  (Jabrbncber  1853  S.  49  das 
Urtheil  vernichtet ,  dagegen  erklärt  sich  Jedoch  Haager  in  den  in 
Note  22  angeführten  Aufsätze. 
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darauf  erfahren,  ohne  dass  der  Ankläger  ein  Recht  zu  erwie- 
dern  hat,  und  die  Naehweisong,  dass  der  Veriheidignngsbe- 
weis  gelangen  ist,  ebenso  nach  dem  Schlosse  der  Beweisfuh^ 
rang  darüber  vorgetragen  wird'^),  betrachtet  das  französische 
und  deutsche  Recht  als  einen  neuen  Abschnitt  in  dem  Ver- 
fahren denjenigen,  in  welchem  nach  geschlossenen  Verhand- 
lungen (debats)  der  Staasanwalt  und  Vertheidiger  über  das 
ganze  Ergebniss  der  Beweisführung  ihrer  Ausführungen  vor- 
tragen, und  zwar  so,  dass  der  Staatsanwalt  den  ersten  Vor- 
trag hat,  dem  Vertheidiger  immer  ^)  das  letzte  Wort  zusteht 
A)  Die  Schlussvorträge  des  Anklägers  werden  in  ihrer 
Richtung  und  ihren  Umfang  durch  die  bisher  angedeutete  in 
den  Gesetzgebungen  verschieden  aufgefasste  Stellung  des 
Staatsanwalts  und  darnach  bestimmt,  ob  das  Strafverfahren 
mehr  darauf  berechnet  ist,  den  Urtheilenden  Materialen  zu 
gewähren,  welche  ihre  Ueberzeugung  nach  genauer  verstän- 
diger Prüfung  der  Beweise  zu  begründen  geeignet  sind,  oder 
darauf,  nur  durch  den  Gesammteindruck  bestimmte ,  nicht  aof 
bewussten  Grtinden  beruhende  sogenannte  innere  Ueberzeu- 
gung zu  liefern.  Nur  bei  der  ersten  Auffassung,  nach  wel- 
cher der  Staatsanwalt  sich  bemüht,  durch  Zergliederung  der 
gelieferten  Beweise  für  die  Anklage  und  durch  logische  Schluss- 
folge  die  Zweifel  an  der  Wahrheit  der  Thatsachen  der  Schuld 
zu  beseitigen,  erhält  sein  Vortrag  die  streng  juristische 
Grundlage  's),  welche  eine  gerechte  Beurtheilung  der  Anklage 


26)  Wir  haben  oben  bemerkt,  dass  in  England  der  Ankläger,  wenn 
der  Verthcidigungsbewels  geführt  ist  und  der  VerUieidiger  darüber 
vorgetragen  hat,  noch  die  Befngniss  bat,  über  diesen  Beweis 
sich  zu  erklären  (z.  B.  wenn  Beweis  der  Seelenstörang  gefohlt 
ist)  nnd  zwar  so,  dass  ihm  das  letzte  Wort  zusteht 

27)  Der  Verf.  kennt  einen  Fall,  in  welchem  der  Staatsanwalt  3  und 
der  Vertheidiger  3  Vorträge  hielt,  weil  der  zweite  Vortrag  des 
Vertheidigers  neue  Behauptungen  enthielt,  welche  der  Staatsan- 
walt widerlegen  wollte. 

28)  Dies  zeigt  sich  klar  bei  der  Vergleichnng  der  Vorträge  eng- 
lischer, schottischer,  irländischer  Staatsanwälte  mit  den  Vorträgen 
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verbürgt,  während  bei  der  zweiten  Auffassung  die  Gefahr 
nahe  liegt,  dass  der  Staatsanwalt ,  in  der  Absicht  jene  soge- 
nannte innere  (auf  unklaren  Gefühlen  beruhende)  ücberzeu- 
gung  der  Geschwomen  hervorzubringen  zu  allen  Mitteln  Zu- 
flucht nimmt,  welche  geeignet  sind  zu  überreden,  und  Gefühle 
zu  erwecken,  durch  blendende  von  dem  Lebenswandel  des 
Angeklagten,  dem  das  Schlimmste  zuzutrauen  ist,  von  seinem 
das  Schuldbewusstscin  verrathenden  Benehmen  abgeleiteten, 
auf  weniger  streng  prüfende  Oeschworne  wirkende  Verdachta- 
gründc  den  Wahrepruch  der  Schuld  zu  gewinnen  ^).  Der 
Erfolg  der  Vorträge  des  Staatsanw.  wird  um  so  mehr  gesichert 
sein,  je  mehr  sein  Auftreten  in  der  That  zeigt,  dass  er  nur 
im  öffentlichen  Interesse  die  Anklage  verfolgt  und  der  lei- 
denschaftslose würdige  von  jedem  Haschen  nach  dem  Ruhme 
des  glänzenden  Redners  freie  Ton,  so  wie  sein  Beneh- 
men, beweist,  dass  er  unabhängig  seine  Ueberzeugung  aus- 
drückt und  die  Beschränkung  des  Vortrags  auf  rechtliche 
Gründe  der  würdigen  Stellung  des  öffentfichen  Anklägers  ent- 
sprechen 30), 


französ.  Staatsanw.  Aach  in  Deutscblandj  insbesondere,  da  wo 
z.  B.  in  Oesterreich  gesetzliche  Beweistheorie  gilt,  oder  auch  in 
den  ital.  Staaten,  in  denen  z.  B.  in  Piemont  vorausgesetzt  wird, 
dass  die  Staatsrichter  Entscheidungsgründe  geben  und  nach  Be- 
weisregeln prüfen,  tragen  die  Vorträge  der  Staatsanw.  regelmäs- 
sig den  Jurist  Charakter  an  sich. 

29)  lieber  die  Fehler  der  firanzös.  Staatsanw.  (vorzüglich  in  Anklage 
wegen  politischer  Verbr.).  Berenger  de  la  repression  penalo  p. 
456—463.  Sehr  widerlich  ist  es,  wenn  der  Staatsanwalt  weit- 
läufig politische  Theorien  entwickelt,  oder  mit  leidenschaftlichen 
Ausdrücken  die  Angeklagten  angreift,  Klagen  darüber  bei  Dupin 
observations  snr  plnsieurs  points  importants  p.  174. 

30)  Vorzüglich  trägt  dazu  bei,  wenn  der  Staatsanwalt  (wie  in  Eng- 
land, Schottland)  befugt  ist,  die  Anklage,  wenn  die  Verhandlung 
sich  günstiger  für  den  Angeklagten  stellt,  fallen  zu  lassen  oder 
herabzusetzen  (s.'  oben  {.  13  Nach  Weisungen).  Für  nolhwendlg 
hält  dies  auch  Berenger  p.  456.  In  Frankreich  hat  er  dies  Recht 
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B)  Der  COuurakter  der  Vorträge  des  YerOeMigera  wM 
durch  die  Art  der  Vorträge  des  Anklägers  besümmt  Je  mehr 
diese  sich  auf  juristische  Ausführnngen  beschränken,  desto  mehr 
wird  auch  die  von  dem  Vertheidiger  vorgenommene  Prfifong 
der  vorgekommenen  Beweise  einen  rechtliehen  verständigen 
Charakter  haben,  a.  B.  in  England  nnd  viellMh  anch  in  Deutsch* 
bmd  '0 ;  wogegen  der  Vertheidiger,  da  wo  der  Staatsanwalt 
nach  der  französischen  Auffassung  alle  möglicherweise,  wenn 
auch  nur  entfernten  und  trügUehen  Grfinde  an  hänfen,  und 
oft  nur  durch  die  Nachweisung,  welcher  gefährliehe  oder 
durch  gewisse  Gesinnungen  zu  dem  Verbrechen  geneigte 
Mensch  dor  Angeklagte  ist,  zur  Annahme  der  Behnld  zu  b^ 
stimmen  sucht,  anch  genöthigt  sein  wird,  auf  Ortinde  dieser 
Art  sich  einzulassen  ^).  Die  Aufgabe  des  VertfaeUigers  ist 
die,  jedem  Einflüsse  der  Einseitigkeit  entgegenzuwirken,  wei- 
che sowohl  von  Seite  des  Anklägers  als  von  Seite  des  Sldn 
ters  (in  ihrer  leitenden  oder  entscheidenden  Thätigkeit  fttr 
die  gerechte  Beurtheilung  der  Anklage  gefährlich  werden 
kann.  Die  Möglichkeit,  dass  irgend  eine  von  dem  Ankläger 
in  seinem  Vortrage  vorgebrachte  Behauptung,  oder  Erörterung 


bei  den  correktionellen  Gerichten,  er  hatte  es  bei  den  eours  spe- 
cialee,  in  den  Assisen  bildet  sich  die  Sitte,  dass  der  Staatsanwalt, 
wenn  er  die  Anklage  aufgeben  will,  sich  der  Ausdrucke  bedient: 
je  me  rapporte  a  la  sagesse  des  jurfe.  In  Deutschland  stellen 
sich  die  Staatsanwälte  selbstsündiger  und  sprechen  offen  ihre 
Ueberzengung  aus,  in  denen  sie  Anlüage  fiallen  lassen,  oder 
mildem. 

31)  In  den  Verhandlangen ,  in  welchen  Staatsrichter  (ohne  6e- 
schworae)  urtheilen,  wird  der  Vertheidiger  ohnehfai  genöüiigt 
sein,  indem  er  die  verst&ndig  nach  logischen  Regehi  prAfenden 
Richter  zu  überzeugen  suchen  muss,  sich  aller  nur  auf  Geföble 
berechneten  Grande  zu  enthalten. 

32)  Mein  Aufiiatz  in  dem  Magazin  lor  badisches  Recht  L  S.  234— 
243,  wo  ich* versucht  habe  den  verschiedenen  Charakter  der 
Yertheidignngsgründe  in  England,  Frankreich,  Italien  u.  DentBch* 
hwd  za  sohildem. 
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auf  die  GeBchwornen  eine  dem  Angeklagten  nngtinatige  Ein- 
Wirkung  henrorbringen  lunn,  wenn  sie  unerwiedert  bleibt, 
wird  den  Vertheidiger  verpfliehten,  in  allen  eoleben  Fällen 
seine  Erwiederung  aucb  darauf  zu  richten ,  dass,  die  behaup- 
tete Thalsache  unwahr  oder  untreu  mitgetheili  '*),  oder  dass 
sie  unrichtig  benrtheilt  ist  m).  Die  Hauptrichtung  der  Ver- 
theidigung  geht  1)  darauf,  die  BeweislUirung  der  Thatsachen 
der  Schuld  au  prüfen,  das  Gewicht  der  von  dem  Ankliger 
angefUirten  AnschuldigungsbeweiBe  in  logischer  Ordnung  su 
zerstören,  daher  zunächst  a)  den  Beweis  des  Daseins  des  Ver- 
brechens anzugreifen  *»),  b)  zu  aeigen,  dass  die  Beweise,  dass 
der  Angeklagte  die  Handlung  verfibte,  ungenügend  sind,  c) 
dass  es  an  den  nöthigen  Beweisen  der  Umstände  fehlt,  von 
welchen  die  Annahme  der  in  der  Anklage  behaupteten  Schuld 
abhängt,  z.  B.  dass  kein  Vorbedacht  vorhanden  war,  d)  dass 
ein  Aufliebungsgfund  der  Strafe  a.  B.  Seelenstörung  vorliegt 

2)  Eine  andere  Aufgabe  des  Vertheidigers  ist  die  Nachwei- 
suBg,  dass  die  Merkmale,  welche  gesetzlich  zur  Annahme  der 
Inder  Anklage  bezeichneten  Verbrechen  gehören,  mangeln  und 

3)  zu  wirken,  dass  der  Gkad  der  Verschuldung  gerecht  ge- 
würdigt werde  ^).  In  diesen  letzten  Beziehungen  bedarf  es 
oft  einer  Energie  des  Vertheidigers,  wenn  nach  einer  bekann- 


33)  Z.  B.  wenn  der  Ankläger  aus  dem  Zasammenhange  Aossagen 
eines  Zeugen  reitsi 

34)  Z.  B.  wenn  Folgenmgen,  die  Yerdaeht  begründen  soUen,  daraus 
abgeleitet  werden. 

36)  Z.  B.  dass  der  Tod  des  A  nicht  im  ursAchliehen  Zpsammenbange 
mit  der  Verletzung  steht,  oder  dass  kein  Gift  gegeben  wnrde. 
Hier  wird  oft  ein  genaues  Stodhim  der  geriehtüchen  Ifedicin 
Pflicht  des  Vertheidigers  sein,  um  durch  geeignete  Fragen  an 
den  Sachverständigen  und  durch  seine  Vorträge  der  Einseitigkeit 
gewisser  Behauptungen  entgegenzuwirken. 

36)  Da  wo  der  Vertheidiger  irgend  hoffen  kann,  dass  die  Geschwor« 
nen  oder  Richter  Hilderungsgründe  annehmen  werden,  oder 
wenn  in  den  Verhandlungen  Beweise  des  Dasefais  solcher  Gründe 
vorliegen,  ist  es  Pflicht  genau  diese  Gründe  hervorzuheben. 
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ten,  in  Frankreich  anfgeBteilten  Ansicht  ^  der  Varsitsende 
ihn  hindern  will,  auch  vom  Rechtspnnkte  m  sprechen,  oder 
die  nach  dem  Gesetze  eintretenden  Folgen  eines  Wahrspnichs 
der  Schuld  zu  zergliedern;  denn  nur  eine  unrichtige  Auffas- 
sung der  Stellung  der  Oeschwornen  konnte  zu  einer  solchen 
Ansicht  fuhren,  die  mit  dem  seit  1832  eingeführten  System 
in  Franlcreich  wegen  Zulassung  der  Annahme  ron  Mildemngs- 
griinden  unverträglich  ist^s)^  und  es  dem  Vertheidiger  oft  onmög- 
Hch  machen  würde,  über  Dasein  der  Schuld  da  zu  sprechen,  wo 
That-  und  Rechtsfragen  unzertrennlich  sind,  oder  wo  gezeigt 
werden  soll,  dass  kein  Mord,  sondern  Todschlag  nach  den 
Aussprüchen  der  Gesetze  vorliegt,  oder  nachzuweisen  ist,  dass 
Milderungsgriinde  vorliegen  '').  Am  meisten  wird  der  Ver- 
theidiger auf  Erfolg  rechnen  können,  wenn  er  bei  Punkten, 
bei  denen  er  mit  Wahrscheinlichkeit  vorhersehen  kani^^  dass 
sie  als  erwiesen  angenonunen  werden,  nicht  verweilt,  und  seine 
Vertheidigung  auf  diejenigen  Punkte  beschränkt,  bei  denen 
irgend  ein  Erfolg  den  Angeklagten  zu  vertheidigen  vorherzu- 
sehen ist,  wenn  er  alle  deklamatorischen  Reden,  Berechnun- 
gen  auf  das  Mitleiden  der  Oeschwornen   vermeidet  ^^)  und 


37)  Man  berief  sich  auf  die  (sehr  anzweckmässige  lostruklion  des 
Art.  342  des  Code  an  die  Geschwornen,  dass  sie  bei  ihrem 
Wahrsprach  nicht  an  die  Strafgesetze  und  nicht  an  die  rechtli- 
ehen Folgen  ihres  Wahrspruchs  denken  dörflen. 

38)  Daher  erkennen  jelzt  auch  französische  Juristen ,  z.  B.  Trebutien 
p.  414  an,  dass  das  frühere  Verbot  nicht  mehr  besteht 

39)  Mit  Recht  wird  diese  Ansicht  des  Art  342  des  Code  getadelt 
Helie  im  Journal  da  droit  criminell  VIII.  p.  103.  Encyclopedie 
des  droit  p.  51,  mein  Aufsatz  im  Gericbtssaal  1851.  S.  206.  Aach 
der  französische  Cassationshof  beurtheilt  jetzt  die  Frage  besser 
(Jooraal  da  droit  crim.  1846.  p.  311.  Li  Baiera  ist  auch  von 
Vorsitzenden  die  grandiose  französische  Theorie  einmal  geltend 
gemacht,  aber  dies  nicht  gebilligT^orden.  Sitzungsber.  der  baier. 
Schwargerichte  II.  8.  138. 

40)  Darin  verdienen  die  englischen  and  schottischen  Vertheidiger 
Nachahmung  (meine  Schrift  8. 453),  weil  selbst  die  Rlagheit  den 
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wenn  sein  Hanptstreben  darauf  gerichtet  wird,  in  der  Seele 
der  Urtheilenden  Zweifel  gegen  die  Annahme  eines  Punktes 
der  Schuld  zu  wecken,  weil  durch  solche  Zweifel  rechtlich 
am  sichersten  das  UrÜieil  geliindert  wird,  welches  den  Punkt 
als  erwiesen  annimmt  (Not.  61.  §.  35). 

G)  Der  wichtigste  Vortrag  kann  der  Schlussvortrag  des 
Vorsitzenden  bei  dem  vor  Oeschwornen  Statt  findenden  Ver- 
Iiandlungen  sein  ^i),  in  so  ferne  er  das  zerstreut  vorgekom- 
mene Material  in  einer  gewissen  Ordnung  vorträgt,  auf  alle 
Thatsachen,  die  ihnen  leicht  entgangen  sein  konnten,  auf- 
merksam macht,  die  Ergebnisse  der  Vorträge  des  Anklägers 
und  Vertheidigers  in  leichter  Uebersicht  zusammenstellt  und 
ilire  Berathung  zu  erleichtern  sucht.  In  Bezug  auf  diesen 
Schlussvortrag  finden  sich  in  den  Gesetzgebungen  verschie- 
dene Systeme.  I.  Nach  dem  englischen ,  schottischen ,  ameri- 
kanischen Systeme  *>) ,  kann  der  Richter ,  wenn  er  es  für 
zweckmässig  hält  und  die  Geschwornen  es  wünschen  ^^)  nach 


Vertheidiger  von  solchen  Künsten  abhalten  mnss,  da  die  Ge- 
schwornen dorch  sie  ungünstig  gestimmt  werden  In  England 
wird  es  selbst  (wie  noch  in  neuester  Zeit  von  dem  Vorsitzenden 
im  Prozesse  gegen  Paiilier)  getadelt,  wenn  der  Vertbeidiger 
feierliche  Betheaemngen  der  Unschnld  seines  Clienten  macht, 
oder  die  Geschwornen  wegen  ihrer  Gewissensbisse,  wenn  sie 
verurtheilen ,  einschüchtern  will ,  s.  auch  Schwarze  in  Weiske 
Rechlslexikon  X.  S.  114. 

41)  Wo  Staatsrichter  (ohne  Geschwome)  urtheilen,  bedarf  es  keines 
solchen  Vortrags,  da  die  Richter  im  Berathnngszimmer  ohnehin 
die  Akten  vor  sich  haben  und  durch  ihren  Beruf  gewöhnt  sind, 
ihre  Aufmerksamkeit  auf  lange  Gerichtsverhandlungen  zu  richten. 

42)  Nachweisungen  in  meinem  Werke:  englisches  Strafverfahren  8. 
431—445  und  dazu  Fälle  in  Times  v.  4.  Aug.  1852.  u.  22.  Dec. 
1852,  wo  die  Geschwornen  als  der  Richter  die  Charge  beginnen 
wollte,  erklärten,  dass  sie  ihn  nicht  brauchen  wollten;  sie  wä- 
ren einig  über  not  guilty. 

43)  Oft  fragt  der  Richter  die  Geschwornen  ob  sie  wünschen,  dass 
er  ihnen  die  Beweise  vortrage  (Times  v.  31.  März  1852). 
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die  principaies  preuves  pour  et  contre  bemeriibar  mache,  und 
volle  Unparteilichkeit  des  Richters  voraussetzt  ^).  Nach  die- 
sem System  ist  die  Vornahme  des  resum^  eine  wesentliche 
Handlung  ^),  die  daher  nicht  unterlassen  werden  kann ;  der 
Umfang  des  Vortrags  ist  völlig  dem  Ermessen  des  Vorsitzefi- 
den  überlassen,  der  auch  Lücken  in  den  Schiassvorträgen  er- 
gänzen und  Anführungen  berichtigen  kann  m);  selbst  da,  wo 
er  zu  weit  geht,  z.  B.  seine  persönliche  Meinung  anaspricht, 
wird  keine  Nichtigkeit  angenommen  ^^),  ebenso  wenig  wenn  er 
Unrichtigkeiten  in  seinem  Vortrage  vorbringt;  der  Vortrag  ist 
kein  Gegenstand  der  Unterbrechung  noch  einer  Reklamation 
nach  geschlossenem  Vortrag,  weil  diese  Amtshandlung  den 
wechselseitigen  Erörterungen  entzogen  ist  ^.  Nur  da  wo  der 
Vorsitzende  neue  in  der  Verhandlung  nicht  vorgekommene 
Beweise  z.  B.  Urkunden  mittheilen  würde,  scheint  die  Rechts* 
Übung  sich  dahin   zu  neigen  ^7),  dass   dadurch    Nichtigkeit 


52)  Am  besten  darüber,  HeÜe  in  der  Gazette  des  tribimaox  vom 
25.  Januar  1843. 

53)  Ansprüche  des  Cassationshofs  (z.  B.  v.  22.  Dec.  1843)  nennen 
das  resumd  le  conapl^ment  de  la  defense  et  de  raccnsation. 

54)  Z.  B.  wenn  er  auf  übergangene  Pnnkte  aofmerksam  macht,  die 
Ansicht  des  Yertheidigers  tadelt,  so  hat  der  Cassationshof  die 
deswegen  erhobene  Nichligkeitsgesuche  verworfen.  Lacnisine  do 
poQvoir  Jad.  p.  410. 

55)  Weil  man  davon  aasgeht,  dass  die  Geschwomen  sieh  nicht  wer- 
den irreführen  lassen;  zuweilen  rügt  aber  (auch  in  Deutschland) 
der  Cassationshof  das  Benehmen  jedoch  ohne  zu  vernichten.  En- 
cyclopedie  p.  134. 

56)  Wenn  nach  dem  Vortrage  eine  Berichügung  vorgebracht  wird, 
so  geschieht  es  wohl,  dass  gewissenhafte  Präsidenten,  wenn  die 
Berichtigungen  Grund  hatten  vorbringen,  wenn  er  aber  dies  wei- 
gert und  nicht  das  Wort  dem  Vertheidiger  geben  will,  tritt  keine 
Nichtigkeit  ein.  Baier.  Schwurgericbtsbericht  I.  S.  395.  Golt- 
dammer  Archiv  I.  S.  688. 

5*7)  Vorzuglich  Rechtssprach  v.  22.  Juny  1839.  Naehweisungen  im 
Gerichtssaal  1851.  8.  212. 
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begründet  werden  kann m).  ni.  In  den  belgischen,  deut- 
schen und  schweizerischen  Gesetzgebungen  bemerict 
man  verschiedene  Riclitungen.  a)  Die  meisten  derselben  schlies- 
sen  sich  ganz  dem  französischen  Systeme  an,  allein  mit  den 
Verbesserangen ,  dass  die  Aufgabe  des  Präsidenten  umfassen- 
der als  in  Frankreich  bezeichnet  wird  ^')  (freilich  in  einer  so 
umfassenden  Weise,  dass  dadurch  die  Macht  des  Vorsitzenden 
noch  mehr  erweitert  ist),  dass  sie  vorzüglich  die  Zergliederung  der 
gesetzlichen  Merkmale  zur  Pflicht  machen,  ferner,  dass  wenn  der 
Vorsitzende  neue  Thatsachen  anführt,  Staatsanwalt  und  Ver- 
theidiger  bei  Gericht  den  Antrag  stellen  können,  dass  darüber 
die  Verhandlung  wieder  eröffnet  wird  ^),  b)  in  einigen  Ge- 
setzen ist  der  Schlussvortrag  des  Vorsitzenden  völlig  besei- 
tigt *^).  c)  In  anderen  ist  die  Zusammenstellung  der  Beweise 
untersagt,  dagegen  zur  Pflicht  gemacht,  die  Merkmale  ausein- 
anderzusetzen, welche   das  Gesetz  zum  Tl^atbestand  der  An- 


58)  Die  Aoihebnng  des  resnm^  wurde  in  Frankreich  öfler  beantragt, 
z.  B.  1832,  nnd  1849  aber  ohne,  Erfolg,  s.  Encyclopedie  p.  131, 
der  neueste  Vertheidiger  des  resum^  ist  Bonneville  de  Tame- 
liori  orat  de  la  crim.  p.  413. 

59}  Z.  B.  in  Preussen  (ZusaUarL  79)  y.  1852.  Der  Präs.  setzt  die  ge- 
sammle  Läge  der  Sache  aaseioander,  erklärt  die  gesetzlichen 
Vorschriften  für  die  Thatfrage,  macht  alle  Bemerkungen  die  ihm 
znr  Herbeiführnog  eines  sachgeroässen  Ausspruchs  geeignet  schei- 
nen. Hannover  §.  187  er  entwickelt  in  einfachen  Sätzen  das 
Er^ebniss  der  aufjg^enommenen  Beweise,  er  erklärt  so  weit  dies 
erforderlich  ist,  die  Merkmale,  welche  das  Gesetz  zu  der  den 
Gegenstand  der  Anklage  bildenden  Gesctzesäbertretung  fordert 
Bad.  Gesetz  v.  1851,  %.96  er  fasst  den  Inhalt  der  Verh.  kurz  zu- 
sammen, macht  die  Geschwornen  auf  die  einzelnen  Thatsachen 
auf  die  Ergebnisse  der  Anschuld  und  Entschuldbeweise  aufmerk- 
sam ,  wobei  er  sich  jeder  Aeusserung ,  jeder  Meinung  über  die 
Rechlscheidoog  zu  enthalten  hat  Thöring  §.  285. 

60)  Wfirtemb.  f.  153.  Hannover  $.  188.  Grossh.  Hessen  f.  163.  Kur- 
hessen  |.  315. 

61)  Z.  B.  in  Belgien,  in  Brannschweig,  in  Bern,  in  Waatland. 
Ilittsraaisr,  Strafrerfahrca.  33 


I: 
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klage  fordert,  mit  dem  Rechte,  die  Punkte  su  beseichnen,  wonnf 
die  Geschwornen  die  Aufmerksamkeit  zu  richten  haben  (nach 
bair.  Gesetz  art.  170). 

Fasst  man  die  Verhandlungen  und  die  Erfahrungen  fiber 
den  Werth  des  Schlussvortrags  zusammen,  so  gelangt  man 
am  besten  zum  klaren  Ergebniss  ^^ »),  wenn  man  das,  was  in 
der  englischen  Charge  Hauptsache  ist  (oben  b,  c,  d),  in  der  Art 
wie  es  das  bairische  Gesetz  thut,  zum  Character  dieses  Vor- 
trags macht  und  davon  das  französische  System,  worin  die 
Zusammenfassung  der  Beweise  Hauptsache  sein  soll ,  trennt 
Für  die  Beibehaltung  des  Vortrags  im  ersten  Sinne  sprechen 
gewichtige  Gründe  *'),  indem  dadurch  den  Ocschwornen  ihr 
Beruf  wesentlich  erleichtert  wird,  wenn  ihnen  klar  (oft  durch 
Beispiele)  die  zur  Entscheidung  der  Schuldfrage  gehörigen 
Rechtsbegriffe  auseinandergesetzt  werden  (wichtig,  wenn  z.  B. 
eventuelle  Fragen  gestellt  werden  ^),  obwohl  nicht  zu  läugnen 
ist,  dass  durch  eine  irrige  vom"  Vorsitzenden  ausgespro- 
chene Rechtsansicht'  leicht  auch  ein  irriger  Wahrspruch  her- 
beigeführt werden  kann  <*),  dass  eine  solche  Gefahr  vorzfig- 


61  a)  Man  bemerkt  leicht,  da88  Viele,  die  über  das  resum6  sich  er- 
klftren,  die  englischen  nnd  schottischen  charges  nicht  kennen 
und  dass  die  Vertheidiger  mehr  durch  die  edlere  deutsche  An- 
sicht und  die  Unpartheilichlceit  deutscher  Präsidenten  geleitet 
werden,  weil  sie  die  Missbräuche  in  Frankreich  nicht  kennen. 

62)  Schlenk  im  Gerichtssaal  1849.  S.  351.  Burkhard  aus  der  Praxis 
der  Geschwomengerichte.  Weimar  1850.  Nr.  1.  Haynan,  Blätter 
ans  der  Mappe  eines  Criminalisten  S.  1.  22.  Goltdammer,  Archiv 
L  S.  40.  58.  164.  Kravel  im  Archiv  des  Crim.  1854.  8.435. 

63)  Der  Verf.  dieses  Werlies  hat  sich  durch  Anhörung  von  engtiscfaen 
charges  nnd  Schlussvorträge  in  Baiem  sowie  durch  Gespräche  mit 
Männern,  die  als  Gesehworne  urtbeilten  fiberzengt,  dass  der  Sehhist- 
Yortrag,  in  so  fern  er  rochUiche  Anseinanderselsungen  enüiält, 
wesentlich  beiträgt,  die  Gescbwomen  bei  Ihrer  Beradrang  n 
belehren. 

64)  Diea  wird  auch  in  England  anaikanot  und  ergiobt  ^h  aai  der 


515 

Uch  da  eintritt,  wo  die  Anklage  auf  Verbrechen  gerichtet  ist, 
die  einen  unbestimmten  Thalbestand  haben  *^).  Nach  der 
Rechtstibnng  in  Deutschland  ist  der  Vorsitzende  auch  da, 
wo  das  Landesgesets  nur  von  dem  Schlussvortrage  als  einer 
Zusammenstellung  der  thatsächlichen  Ergebnisse  spricht  nicht 
gehindert  auch  die  rechtlichen  GesichtspunlLte  auseinander- 
susetzen  ^*).  Die  Einwendungen  gegen  das  resum^  '^}  tref- 
fen yorzügllch    das   französische   System  und  die  Richtung, 

■  

dass  darin  die  Bcifieise  zusammengestellt  werden  sollen.  Hier 
lehrt  die  Erfahrung,  dass  in  vielen  Fällen,  wo  die  Geschwor- 
nen  lange  einig  sind,  das  resum^  überflüssig  ist,  wegen  der 
Verzögerung  der  ürtheilsiallung  nachtheilig  sein  kann,  weil 
die  Gefahr  nahe  liegl,  dass  hier  der  Vorsitzende  durch  ein 
leicht  vorkommendes  Streben,  als  Redner  sich  zu  zeigen  *s), 
in  einer  geistreichen  Gruppirung  der  Beweise  und  in  einlei- 
tenden oder  zur  Klarheit  eingeschalteten  Bemerkungen »  auch 
bei  dem  besten  Willen  unparteiisch  zu  sein,  doch  seine  Mei- 
nung verräth  oder  durchblicken  lässt  und  dadurch  nachtheilig 


Nachweitang  in  einem  merkw.  Falle,  wo  der  Richter  bei  See- 
lenstöning  die  Jury  irreleitete  (mein  Aufsatz  in  Friedreich  Blätter 
för  Anthropologie  1856.  S.  26). 

65)  Z.  B.  bei  politischen  und  Pressvergehen,  s.  meinen  Aufsatz  im 
Gerichtssaal  1852.  S.  218—21. 

66)  Z.  B.  in  Baden.  Man  bezweifelle  in  Baden  zwar  dies  Recht 
(Annalen  von  1854.  S.  17),  allein  die  Rechlsübung  steht  (mit 
Recht)  fest  far  das  ausgedehnte  Recht  des  Vorsitzenden  Stempf 
im  Magazin  für  bad.  R.  I.  S.  148.  Es  wird  vorgeschlagen ,  dass 
in  wichtigen  Fällen  der  Vorsitzende  ehe  er  eine  Geselzesausle- 
gung  ausspricht,  die  Ansicht  des  Gerichts  einholt. 

67)  Mein  Aufsatz  im  Gerichtssaal  1849.  S.  130.  Leue,  Motive  zum  vor. 
Entw.  einer  Strafprocessordnung  8.  279.  Orelli  die  Jury  S.  55. 

68)  Berenger  de  la  repression  penale  p.  477  sagt:  la  criüque  la 
plus  am^re,  qn'on  pouroit  faire  d'un  prdsident  apr<Ss  avoir  en- 
tendu  son  resumi  serolt  de  dnie,  qu*el  a  ete  eloquent,  s.  dort 
fibers.  die  Erfahrungen  über  das  resum^. 

33« 
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wirken  kann,  obwohl  in  manchen  lange  dauernden  verwickel- 
ten Verhandlangen  ein  Vortrag  wie  ihn  englische  Richter 
halten,  für  die  Oeschwornen  wohlthätig  za  wirken  im  Stande 
iflt  •»). 


69)  Dies  leigt  sich  vorzüglich  in  dem  Processe  gegen  Palmer,  wo 
die  Masse  der  zerstreut  vorliegenden  Aussagen  vielleicht  nichi 
in  der  nöthigen  Uebersicht  aufgefasst  worden  wäre,  allein  Lord 
Campbell  las  hier  seine  AofzeichnongeD  vor  (jedoch  Aus- 
nahmsweise in  einer  gewissen  Anordnung).  Uebrigens  zeigt 
sein  Vortrag  so  wie  die  reply  das  atlofney  general,  dass  beide 
durch  den  Unwillen  über  die  Einseitigkeiten  und  Unkenntniss 
einiger  Vertheidigungszeugen  zu  manchen  (vielleicht  zu  weit  ge- 
henden) tadelnden  Bemerkungen  und  bedenklichen  Anweisungen 
hingerissen  wurden 


Vn.    Die  Urtheilsfällung. 

§.   37. 

Fragestellung   an  die    Geschwornen. 

Bei  der  Fällung  desUrtheils  tritt  ein  verschiedenes  Ver- 
fahren ein,  jenachdem  L  Staatsrichter  (ohne  Oeschworne)  das 
Urtheil  fällen,  oder  II.  Geschworne  über  die  Schuldfrage  ent- 
scheiden. Im  ersten  Falle  sind  die  drei  Theile  des  unter  den 
Richtern  Statt  findenden  Verfahrens  a)  die  Berathung,  b)  die 
Abstimmung,  c)  die  Schlussfassung,  Handlungen,  die  grössten- 
theils  der  verständigen  Leitung  des  Gcrichtsvorstands  tiberlas- 
sen sind,  wo  oft  das  Gesetz  nur  einige  Anordnungen  zu  erlas- 
sen für  nöthig  findet  i).  Bei  diesem  Verfahren  treten  zwei 
Vortheile  ein,  1)  dass  das  Gericht  nicht  verpflichtet  ist,  nach 
geschlossener  Veihandlung  sogleich  das  Urtheil  auszusprechen, 
da  vielmehr  oft  (wegen  der  Wichtigkeit  der  Sache)  eine  mehr- 
malige Berathung  nothwendig  werden  kann;  2)  dass  das  Ge- 
richt (oft  in  Folge  der  Berathung) ,   in  so  fern  es  noch  Auf. 


1)  z.  B.  BesUmmnngen  über  die  Art,  wie  abgestimmt  werden  soll, 
z.  B.  in  den  Gesetzb.  ffir  Piemont  art.  431  —  53.  Modena  arL 
320  etc.  Eigenthümlicb  ist  hier  die  in  itaL  Gesetzbüchern  dem 
Codice  di  proced.  penale  el  regao  d'Italia  entlehnte  Yorschrilt, 
dass  zuerst  über  die  That  und  dann  über  die  Rechtsfragen  be- 
rathen  und  abgestimmt  werden  soll.  Ebenso  kommen  hier  Vor- 
schriften vor,  über  die  Pflicht  der  Richter,  welche  für  die  Frei- 
sprechung stimmten,  wenn  die  Mehrheit  für  die  Schuld  entschied, 
doch  bei  den  folgenden  Fragen  mitzustimmen. 
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klämiig  über  einzelne  Punkte  für  MÜng  findet,  die  Wieder- 
aufnahme der  Verhandlung  anordnen  kann^).  In  Bezug  auf 
die  Berathung  kann  es  nicht  auf  bestimmte  Fragen  ankom- 
men, an  deren  Beantwortung  die  Richter  (wie  die  Geschwor- 
nen)  gebunden  sein  sollten.  Der  den  Begeln  der  Logik  fol- 
gende Gerichtsgebrauch  bestimmt  eine  gewisse  Ordnung  der 
Abstimmung;  der  Vorsitzende  bezeichnet  dabei  die  Fragen, 
jedoch  so,  dass  auch  jedes  Mitglied  die  ihm  zweckmässig 
scheinenden  vorschlagen  kann,  wohei  es  nur  auf  die  Rü^aich- 
ten  ankömmt,  welche  wegen  der  Ausdehnung  der  Beurthei- 
lung  über  die  Gränze  der  Anklage  eintreten*). 

Eine  andere  Richtung  hat  die  Beurtheilung  da,  wo  Ge- 
schworne  über  die  Schuldirage  urtheilen.  Da  das  Endurtheil 
durch  ein  Zusammenwirken  der  Staatsrichter  und  der  Ge- 
schwornen  zu  Stande  kömmt ,  und  die  Ersten  von  den  Zwei- 
ten eine  Entscheidung  erhalten  müssen,' aus  welcher  die 
rechtlichen  Folgerungen  abgeleitet  werden  können ,  auf  wel- 
chen das  Endurtheil  beruht,  so  müssen  die  Geschwomen  darüber 
belehrt  werden,  über  welchen  Punkt  die  Staataricbter  eine 
Antwort  haben  müssen,  um  das  Endurtheil  zu  fällen.  In 
manchen  Läi^dem  besorgt  man,  dass  ohne  eine  besondere 
Fragenstellung  die  Geschwomen,  die  der  Gesetze  nicht  kundig 
sind,  oft  einen  juristischen  bedeutungslosen  oder  unTollstan- 
digen  Wahrspruch  geben  könnten;  daher  wird  dann  die  Gränze 
der  Thätigkeit  der  Geschwomen  und  der  Staatsrichter  genau 
geregelt,  damit  für  den  von  den  Ersten  zu  ertheilenden  Wahr- 
spruch eine  Grandlage  gegeben  wird.  Hier  aber  finden  wir 
in  den  Gesetzgebungen  sehr  verschiedene  Systeme.  A.  Nach 
dem  englischen,  schottischen,  nordamerikanischen  Rechte^) 
findet  die  Jury  die  Grundlage  in  der  Anklageschrift,  und  hat, 
ohne  dass  ihr  besondere  Fragen  von  dem  Richter  bezeichnet 
werden,  nur  zu  entscheiden,  ob  der  Angeklagte  des  Verhre- 


2)  K.  tiehi.  Strafprozessord.  §.  301.    Schwane  Com.  II.  S.  104. 

da  S.  oben  in  $.  36  not  20. 

4)  Nachweiinngen  in  memem  Werke:  das  engl.  StrafverC.  &  446. 
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chens,  wornnf  die  Anklage  gerichtet  ist,  schuldig  oder  nicht 
schuldig  ist  (gnilty).  Für  die  richtige  Auffassung  dieser  An- 
sichtwird die  geschichtliche  Ausbildung  des  englischen  Schwur- 
gericlits  wichtig.  Zuerst  im  bürgerlichen  Prozesse  angewen- 
det, hatten  die  Gteschwornen  die  Bedeutung,  dass  sie  über  ge- 
wisse ihnen  (als  Nachbarn)  am  besten  bekannten,  für  die 
Elitscheidung  wichtigen  Thatsachen  den  Wahrspruch  zu  geben 
hatten.  Als  die  Jury  in  Strafsachen  zur  Entscheidung  beru- 
fen war,  war  es  begreiflich,  dass  nach  der  ursprünglichen  Stel- 
lung der  Oeschwomen,  als  berufen  wie  Zeugen  liber  die  ih- 
nen bekannten  Thatsachen  auszusagen ,  die  Ansicht  entstand, 
dass  sie  nur  Richter  der  That  wären  und  diese  Ansicht  wirkte 
fort,  als  auch  die  Geschwornen  als  wahre  Richter  über  die 
von  ihnen  geführten  Beweise  zu  urtheilen  hatten,  um  so  mehr, 
als  allmälig  nach  einer  in  England  beliebten  Weise  an  einem 
durch  einen  angesehenen  Richter  aufgestellten  Satze  festzu- 
halten, der  Satz  geltend  gemacht  wurde :  ad  quaestiones  facti 
respondeant  juratores ,  ad  quaestiones  juris  respondeant  judi- 
ees^}.  Die  daraus  folgende  Ansicht  wurde  von  den  Richtern 
um  so  lieber  festgehalten,  als  er  in  den  schlimmen  Zeiten  in 
den  häufig  vorkommenden  Anklagen  über  politische  Verbre- 
chen den  Richtern,  die  in  ihrer  Unterwürfigkeit  die  Wünsche 
der  Machthaber  begühstigten ,  ein  willkommenes  Mittel  gab, 
die  Geschwornen  zu  nöthigen  ^),  nur  über  das  Dasein  gewis- 
ser (oft  offenkundiger)  Thatsachen  auszusagen,  wo  es  dann 
die  Richter  leicht  hatten,  die  dieser  Thatsachen  schuldig  er- 
klärten Angeldagten  zu  verurtheilen.  Je  weniger  nach  dem 
damaligen  Standpunkte  des  Strafrechts  auf  den  Grad  der  Ver- 
achaldung  Rücksieht  genommen  wurde  und  Abstufungen  in 
den  Strafen  vorkamen ,  desto  leichter  konnte  diese  Ansicht 
aufrecht    erhalten  werden.    Durch    die    energische  Erklärung 


5)  Forsylh  history  of  trial  by  Jury  p.  259  und  in  Biener  das  engl. 
Gesebwornegerichi  III.  S.  3. ' 

6)  Nachweifiimgen  in  meinem  Werke  S.  8. 
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des  Richters  Vanghan^  war  die  Anseht,  dass  die  Cteschwor- 
nen  Richter  der  That  wären,  welche  unbedingt  denAoa^mch 
der  Staat^richter  über  Recht£piinkte  befolgen  müssten,  erschfit- 
tert.  Die  Verbesserung  der  politischen  Zustande,  die  immer 
mehr  ausgebildete  würdige  Auffassung  der  Jury,  sowie  derStraf- 
gesetzgebong,  in  der  man  mehr  Abstufungen  der  Verschuldung 
machte,  bewirkten  eine  Umgestaltung  der  früheren  Ansicht 
vorzuglich  als  die  Richter,  wenn  der  Angeklagte  sich  auf  be- 
sondere Rechtfertigungsgriinde  bezog,  deswegen  besondere 
Fragen  den  Geschwomen  vorlegte  und  allmälig*)  häufiger  die 
Geschwomen  bei  ihrem  Wahrsproch  der  Schuld  Zusätze 
machten,  die  auf  eine  mildere  Beurtheilung  des  Falles  fahr- 
ten und  als  bei  den  Pressprozessen  die  Gefahr  erkannt  wurde, 
mit  welcher  durch  die  alte  Ansicht  die  Freiheit  bedroht  wurde*). 
Auf  diese  Weise  bereitete  sich  das  Gesetz  von  1792  vor  ^% 
nach  welchen  in  Pressprozessen  die  Geschwomen  auch  über 
das  Recht  entscheiden  durften.  Man  begreift  leicht,  daas  auf 
diese  Art  in  England  zwei  Parteien  entstanden,  von  welchen 
die  Einen  entschieden  das  neue  Gesetz  ^^)  als  ein  nur  bei 
einer  einzelnen  Veranlassung  ausgesprochenes  Anerkenntniss  be- 
trachteten, daher  dass  die  Geschwomen  auch  Richter  der  Rechts- 
punkte, seien  soweit  diese  mit  der  Entscheidung  der  Schuld- 
frage zusammenhängen ,  während  Andere  ^')  in  der  bekannten 
Zähigkeit,  mit  der  viele  englische  Juristen  an  den  alten  Rechts^ 
Sätzen  festhalteji',  daa  Gesetz  v.  1792  nur  als  eine  nicht  wei- 


7)  Phifimore  hislory  of  Ihe  law  of  evidence  p.  288. 

8)  Biener  eogL  Geschworaegericht  I.  S.  122. 

9)  Darften  die  Geschwomen  als  Richter  der  That  nur  entscheiden, 
ob  der  Angeklagte  eine  gewisse  Schrill  geschrieben  oder  ver- 
breitet habe,  so  lag  die  Hauptsache,  nämlich,  ob  die  Schrift  ein 
Übel  enlballc,  also  strafbar  sei,  in  den  Händen  der  Staatsrichter. 

10)  Forsyth  p.  268-281. 

11)  Diese  Ansicht  kann  jetzt  als  die  herrschende  unter  den  Prakti- 
kern angesehen  werden.  Auch  Delolme  chap.2  erkannte  dies 
an.    Weitere  Nachweisnngen  in  meinem  Werke  S.  156: 

12)  Dahin  gehört  Forsyth  p.  281. 
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ter  auszudehnende  Ausnahme  bei  Pressprozessen  ansahen  und 
fortdauernd  lehrten,  dass  die  Oeschwornen  nur  Richter  der 
Thatfragen  seien  ^s).  Nach  Nordamerika  gingen  die  englischen 
Ansichten  über;  immer  mehr  aber  neigte  sich  dort  die  bes- 
sere Ansicht  dahin,  dass  die  Oeschwornen  auch  Rechtsfragen  ent- 
scheiden dürfen,  soweit  sie  mit  der  Entscheidung  der  Schuld- 
frage zusammenhängen  ^^}.  AUmälig  aber  fand  vorzüglich  durch 
das  Ansehen  des  hochgeachteten  Story  i(^)  die  frühere  engli- 
sche Ansicht,  dass  die  Geschwornen  nur  Richter  der  That  seien, 
wieder  mehr  Anhänger  ^>)  und  die  auf  die  Oeschwornen  vielfach 
eifersüchtigen  und  wegen  des  Einflusses  der  Parteien  Gefah- 
ren besorgenden  Richter  suchten  dies  bei  Gericht  mit  Strenge  gel- 
tend zu  machen^'').  Die  Mehrheit  aber  nahm  für  die  Geschwornen 
die  Stellung  in  Anspruch,  durch  welche  sie  befugt  wären,  auch 
Rechtsfragen  im  Zusammenhange  mit  der  jSchuldfrage  zu  ent- 
scheiden ^%  und  die  neueste  Gesetzgebung  in  Nordamerilca  '') 


13)  Aehnliche  Verselüedenheit  bemerkt  man  in  Schottland,  s.  mein 
engl.  Strafverf.  S   460. 

14)  In  den  Gesetzen  mehrere  Staaten,  z.  B.  Illinois ,  Connecticut,  In- 
.  diana  ist  dies  bestimmt.    Nachweis,  in  meiner  Schrift  S.  455. 

15)  Daräber  Greenleaf  trealise  on  the  law  of  evideme.  Ausg.  von 
1S44  not.  I.  p.  63  und  Life  of  Story,  Bosto  1851  vol.  I.  pag. 
596. 

16)  Vorzüglich  Wharlon  treatise  of  the  criminal  law  of  the  united 
States  1855  p.  998,  wo  er  den  Stand  der  verschiednen  Ansich- 
ten angiebi 

1*7)  Es  kamen  Fälle  vor,  in  welchen  der  Richter  vorerst  die  Ge- 
schwornen fragte,  ob  sie  den  Aussprach  des  Richters  Aber  eine 
Rechtsfrage  unbedingt  befolgen  würden. 

18)  Eine  sehr  belehrende  Verhandlung  über  die  Frage  Andet  sich  in 
den  Berathungen  über  die  Revision  der  Verfassung  in  Massachu- 
setts, oilicial  Report  of  the  debates  and  proceedings  in  the  State 
Convention  lo  revise  and  amend  the  constit.  of  Massachusetts 
1853  voL  3  p.  372. 

19)  Das   neueste  Gesetz  ist  das  von  Massachusetts  vom  July  1855, 
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erkennt  diese  Ansicht  als  eine  lang  hergebrachte  in  Strafsachen 
(nicht  auch  in  CiTilsachen)  als  die  richtige  an.  Die  immer  ent- 
schiedener hervortretende  Forderung  der  Anerliennung  dieser 
Ansicht  erklärt  sich  auch  in  Amerika  aus  dem  Charakter  man- 
cher neuern  Strafgesetze*  Das  System  des  englischen,  schot- 
tischen, amerikanischen  Rechts  ist  darnach  folgendes: 

1)  An  die  Geschwornen  werden  keine  l>esondem  Fra- 
gen gestellt.  Der  Wahrspruch  geht  darauf,  ob  der  Angeklagte 
des  in  der  Anklage  bezeichneten  Verbrechens  schuldig  ist  und 
zwar  entscheiden  sie  liber  die  ganze  Schuldfrage  daher  auch 
über  alle^damit  zueammenhSngenden  Rechtsfragen,  daher  auch, 
ob  in  den  bewiesenen  Thatsachen  das  in  der  AnUage  aufge- 
stellte Verbrechen  liegt. 

2)  Die  imLaufe  der  Verhandlung  vorkommen- 


worin  68  heisst:  In  allen  Strafsachen  ist  es  Pflicht  der  Ge- 
schwornen nach  den  bestehenden  Formen  und  Grundsitzen  alle 
an  sie  überwiesenen  Sachen  zu  untersuchen,  und  nach  erhal- 
tener Belehrung  dei  Gerichts  nach  ihrem  Ermessen,  entweder 
durch  einen  allgemeinen  Wahrspmch,  sowohl  die  zum  Spruche 
stehenden Tbat-  als  Rechtsfragen  zu  entscheiden,  oder  einen  be- 
sonderen Wahrspruch  zu  finden,  vorbeballlich  der  Pflicht  des  Ge- 
richts den  Gang  des  Verfahrens  zu  überwaifhen ,  Ober  Zulassung 
oder  Verwerfung  von  Beweisen  und  über  alle  w&hrend  des  Ver- 
fahrens erhobenen  Rechtsfragen  und  Zwischenfragen  zu  entschei- 
den, den  Geschwornen  Anweisungen  (charge)  zu  geben,  und 
Beschwerdescbriflen  (bill  of  exceptions)  zuzulassen;  auch  kann 
das  Gericht  ein  neues  Verfahren  (new  trial)  gewähren  im  Falle 
der  Schuldigerklftrung.  Im  revised  Statutes  of  ConecUcut  von 
1849  p.  260  ist  erklärt,  dass  in  Strafsachen  das  Gericht  nach 
der  Charge  submit  fo  tfaeir  (Jury)  consideratlon  both,  the  law 
and  the  fact  p.  86,  dagegen  heisst  es,  dass  in  Civflsachen  nur 
die  questlon,  of  fait  vorgelegen  sind.  —  Nach  den  revised  Sta- 
tutes of  Indiana  v.  1852  vol.  4  part.  fll.  chap.  I.  art.  10  haben 
die  Geschwornen  die  Pflicht  auch  die  Strafe  auszuspre- 
chen —  s.  -über  iden  jetzigen  Stand  der  Frage  in  Amerika. 
Aufs,  meines  Sohnes  in  der  Zeitschrift  für  au^  Gesetzgebung 
Band  XXVII.  Nro.  XX. 
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m  enden    Rechtsfragen   entscheidet   der  Richter  b.  B.  Aber 
Znlässigkeit  gewisser  Beweismittel. 

3)  Im  SchIass?ortrage  gibt  der  Richter  seine  Ansicht 
über  den  Sinn  gewisser  einschlägiger  Beweisregein ,  über  den 
Werth  vorgelcommener  Beweise  (jedoch  mehr  in  dc^  Richtung 
der  Warnung  der  Gcschwornen) ,  er  zergliedert  die  gesetzli- 
chen MerlLmalc,  welche  zu  den  in  der  Anklage  aufgestellten 
Verbrechen  gehören  und  zeigt,  wie  es  sich  von  andern  ver- 
wandten Arten  unterscheidet  (z.  B.  Mord  und  Todschlag)  und 
erörtert  die  durch  Rechtsübung  ausgebildeten  Rechtsgrund- 
sätze,  welche  bei  Beurtheilung  der  vorliegenden  Schuldfrage 
entscheiden,  z.  B.  über  Seelenstörung;  der  Richter  kann 
auch  Punkte  bezeichnen,  worauf  die  Geschwornen  ihre  Be- 
rathung  richten  sollen  ^<^),  und  erklärt  oft,  welche  rechtliche 
Folge  ihr  Schuldausspruch  hab^n  wird  ^'). 

4)  Alle  diese  Anweisungen  sind  Rathschläge,  welche 
woblthätig  wirken,  weil  sie  den  Geschwornen  ihr  Amt  erleich- 
tern und  sie  belehren ,  regelmässig  von  ihnen  befolgt  werden. 
Die  Geschwornen  können  jedoch  in  Bezug  auf  die  strafrecht- 
liche Beurtheilung  der  Thatsachen  auch  von  der  Meinung  des 
Richters   abweichen   und    die  Schuldfrage    in    einem   andern 


20)  Id  eiaem  Falle  (Times  v.  2.  July  1854)  wurde  Qarke  wegen 
Nolbzuchi  angeklagt,  dass  er  zur  Ehefrau  eines  Andern  heimlich 
gcschliohen ,  und  während  sie  schlief  die  Rechte  eines  Ehemanns 
sich  angemasst  habe.  Der  Ycrtheidiger  machte  gellend,  dass 
die  Frau  wohl  nur  geträumt  habe.  Der  Richter  sprach  ans, 
dass  die  Jury  zu  prüfen  habe ,  1)  ob  die  That  der  angegebenen 
Art  vorgekommen  sei,  2)  ob  Clarke  der  Xh&ter  gewesen,  3)  ob 
der  Mann  die  Absicht  hatte,  wenn  er  nicht  durch  Betrug  den 
Zweck  erreiche,  Gewalt  zu  brauchen.  Die  Jury  erkl&rte  guilty 
dass  Clarke  es  gewesen;  allein  sie  glaubten  nicht,  dass  er  die 
Absiebt  hatte,  Gewalt  ana^uwenden. 

21)  In  der  Anklage  wegen  Diebslahls  (Times  v.  17.  Nov.  1851) ,  wo 
da  Richter  der  Jury  aussprach,  dass  die  Folge  des  Sehuldaus- 
sprnclis  die  6trafe  des  Diebstahls  sein  wfirde. 
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Binne  entocheiden;  die  beständige  Reehtsübung  lehrt  somit, 
dass  sie  auch  über  Bechtsfragen,  soweit  sie  mit  der  Anslegnng 
und  Anwendung  des  Gesetzes  zusammenhängen,  selbstständig 
zu  entscheiden  befugt  sind^'). 

5)  Dem  Richter  aber  steht  das  Recht  zu,  wenn  er  den 
Wahrspruch  der  Schuld  für  gesetzwiedrig  erkennt  oder  Zwei- 
fel hat,  das  Urtheil  auszusetzen  und  die  Rechtsfrage  an  dem 
court  of  appeal  zur  Entscheidung  zu  bringen;  den  Wahrspruch 
der  Nichtschuld  kann  er  jedoch  nicht  beseitigen. 

6)  Dass  die  Geschwornen  zu  einer  solchen  Entschei- 
dung auch  von  Rechtsfragen  befugt  sind,  kann  um  so  weni- 
ger bezweifelt  werden  ^^) ,  als  die  Erörterung  der  Rechts- 
punkte in  dem  Schlussvortrage  des  Richters  eben  die  Rich- 
tung hat,  über  diese  Punkte  die  Geschwornen  zu  belehren, 
welchen  obliegt  die  ganze  Schuldfrage  zu  entscheiden,  wozu 
offenbar  auch  das  Urtheil  gehört,  ob  in  den  erwiesenen  That- 
Sachen  das  angeschuldigte  Verbrechen  liegt. 

7)  Noch  mehr  ergiebt  sich  dies ,  wenn  man  erwägt,  dass 
keine  Frage  an  die  Geschwornen  gestellt  werden  und  diese 
befugt  sind ,  da  wo  sie  den  Angeklagten  zwar  nicht  des  Ver- 
brechens, worauf  die  Anklage  ging,  schuldig  erkennen,  wohl 
aber  finden,  dass  er  eines  geringeren  Vergehens  ^der  eines 
geringeren  Grades  schuldig  ist,  dies  auszusprechen  oder 
selbst  in  gewissen  '*)  gesetzlich  bestimmten  Fällen ,  da ,  wo 
sie  das  Verbrechen,   worauf  Anklage   geht,    nicht  begründet 


22)  Dagegen  ist  es  unter  den  englischen  und  schottischen  Geschwor- 
nen anerkannte  Ansicht,  dass  sie  nicht  deswegen,  weil  ihnen 
das  Gesetz  zu  hart  scheint,  lossprechen  oder  als  Begnadiger  auf- 
treten, sondern  immer  in  dem  Sinne,  dass  sie  lossprechen,  wefl 
ihnen  nach  den  hesondern  Umstfinden  des  Falles  die  Thatsaehen 
nicht  anter  dem  Strafgesetze  zu  stehen  scheinen ,  z.  B.  bei  An- 
klagen, wenn  es  auf  die  Frage  über  Nothwehr  ankömmt. 

23)  Torrent  in  der  ZeitschriA  Hir  ausl.  Gesetzgebung.  Bd.  28  S.  117. 

24)  S..oben  §.  36  not.  45.  Darnach  können  die  Geschwornen  bei 
Anklagen  auf  Mord  nur  wegen  Todschbgs  bei  Anklage  auf  toI- 
lendelea  Verbrechen  nur  des  Vertncbs,  bei  Anklagten  auf  Noth- 
zucht  nur  auf  das  einfacher  Gewahth&ügkeit  schuldig  finden. 
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finden,  aber  erkennen,  dass  in  den  Thatsachen  ein  anderes 
in  der  Strafe  gleichstellendes  Verbrechen  liegt,  den  Aussprach 
der  Schuld  geben  können  ^^),  wozu  aber  eine  rechtliche  Prü- 
fung der  rechlichen  Merkmale ,  und  so  eine  Entscheidung  von 
Rechtsfragen  gehört 

8)  Die  Qeschwornen  können  auch,  wenn  sie  über  die 
vorliegende  Rechtsfrage  nicht  entscheiden  wollen,  durch  Spe- 
cialverdikt den  Wahrspruch  nur  auf  die  Thatsachen  richten, 
und  die  weitere  Entscheidung  dem  Richter  überlassen.  (Dar- 
über im  §.  38).  B)  Das  französische  System  beruht  von 
der  Zeit  der  Einführung  der  Jury  in  Frankreich  an,  darauf, 
1)  dass  die  Geschwornen  nur  über  den  von  dem  Vorsitzen- 
den an  sie  gestellten  Fragen  zu  entscheiden  haben.-  2)  Nach 
der  durch  die  Mehrzahl  der  französischen  Schriftsteller  und 
den  Aussprüchen  des  obersten  Gerichts  angenommenen  An- 
sicht sollen  die  Geschwornen  nur  Richter  der  That  sein,  da- 
her nur  Thatfragen  entscheiden.  Diese  Ansicht  kann  je- 
doch nicht  als  die  dem  wahren  Geiste  der  Gesetzgebung  ent- 
sprechende betrachtet  werden;  sie  ist  nicht  zu  vereinigen  mit 
dem  art.  337  des  Code,  wonach  die  Frage  gestellt  werden 
soll:  ob  der  Angeklagte  schuldig  ist,  tel  meurtre,  tel  vol 
verübt  zu  haben,  also  nicht  blos  gewisse  Thatsachen  began- 
gen zu  haben,  sondern  ob  er  des  Verbrechens  schuldig 
ist,  worauf  die  Anklage  ging,  wozu  entschieden  auch  die  nach 


25)  Eher  könne  die  Jury,  wenn  Anklage  auf  Diebstahl  geht,  wegen 
desselben  das  Nichtscbuldig  ,  dagegen  "wegen  Unterschlagung  das 
Schuldig  aussprechen.  In  dem  Geselzb.  von  Malta  art.  408  — 
421  ist  das  Im  Text  geschilderte,  englische  System  am  umfassend- 
sten ausgesprochen,  immer  mit  des  Richtung,  dass  die  Geschwor- 
neu,  wenn  sie  die  Anklage  nicht  als  begründet  erkennen,  we- 
gen eines  geringern  Vergehens  schuldig  finden  können.  Von 
dem  Specialverdikt  ist  nichts  erwähnt,  dagegen  erklärt  arL 
421 ,  dass  das  Gericht  um  der  Jury  die  Erfüllung  ihrer  Pflicht 
zu  erleichtern  schriftlich  eine  x)der  mehrere  Fragen  in  Bezug  auf 
die  in  art.  408  —  18  bezeichneten  verschiedenen  Unterstellungen, 
vorlegen  kann. 
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art.  337  der  Jury  obliegende  Entacheiduag  gdiori,  ob  ,die  e^ 
wiesenen  Thatsachen  das  Verbrechen  enthalten.  Art  342  am 
Schlosse  erklart  auch,  dass  die  Oeschwomen  berufen  seien: 
de  dedder,  si  Taccnse  est  ou  non  coupablc  du  crime,  qii*on  lui 
impate  ^^).  Es  kann  aber  nicht  in  Abrede  gestellt  wetden, 
dass  die  Reehtsübnng  in  Frankreich  als  entschieden  ansieht  *^, 
dass  die  Oeschwomen  nur  Richter  der  That  seien  und  die 
Fragen  nur  auf  Thatsachen  gestellt  werden  sollen«  Diese  An* 
sieht  ist  die  Folge  einer  einseitigen  Auffassung  der  Meinun- 
gen einiger  englischer  Schriftsteller,  und  des  Mangels  der 
Beachtung  der  englischen  Reehtsübung.  Voreüglich  wirkte 
auf  die  Ansicht ,  dass  die  Oeschwomen  nur  Thatfragen  ent- 
scheiden dürften,  die  fransösische  Vorstellung  von  der  Thei- 
long  der  Oewalten,  sowie  das  Misstrauen  gegen  die  ohne- 
hin vielfach  nicht  beliebte  Jury,  deren  Macht  man  möglichst 
einschränken  wollte,  die  Eifersucht  der  Richter  gegen  die  Qt- 
schwornen,  und  die  Unklarheit,  mit  der  man  den  Ausdruck : 
question  de  droit  auSasste  ''*)«  Die  Ansicht,  dass  die  Oe- 
aebwornen  unfiihig  seien,  über  das  Recht  su  entscheiden, 
konnte  um  so  leichter  entstehen,  als  man  das  in  England 
wichtige  Mittel,  dass  die  Richter  in  der  Charge  Rechtsbeleh- 
mng  ertheilen,  in  Frankreich  nicht  aufnahm.  Es  darf  aber 
nicht  unbemerkt  bleiben,  dass  schon  firüh  tiefer  bliekende 
Schriftsteller  in  Frankreich  ^)   anerkannten,   dass  dem  Ge- 


26)  Am  richtigsten  hat  Rrävel  im  Archiv  des  Crim.  v.  1654  S.  41i, 
neuerlich  die  von  mir  schon  im  Commissionsberichte  an  die  bad. 
Kammern  1848  entwickelte  Ansicht  mit  Widerlegung  der  Gründe 
der  Gegner  (z.  B.  Daniels  Grunds.  S.  189)  durchgeführt 

27)  Morin  reperteire  yol.  II.  p.  602. 

27  a)  Man  verstand  darunter  bald  die  Eatscheidung  über  die  Recht- 
oder Zweckmässigkeit  des  angewendeten  Geseties,  bald  die 
Frage,  ob  die  in  dem  Falle  anzuwendende  Strafe  nicht  za  hoch 
w&re,  nnd  verwecliselt  dies  mit  der  Frage,  ob  nach  der  rich- 
tigen Auslegung  der  Angeklagte  strafrechlich  Teranlwortlioh  sei 

28)  Oudol  in  dem  Werke:   Theorie  der  Jury  p.  999  bemerhle  schon, 


schwornen  auch  siuleheii  müsse,  die  questions  mixtea  de  fait 
et  de  droit  zu  entfichelden,  nämlich  diejenigen,  welclie  auf 
die  Anwendung  des  Oesetces  auf  die  Tiiataaclien  der  An* 
schuldigung ,  dalier  die  reclitliche  Würdigung  der  Tliatsachen 
sich  beziehen'^).  Nachdem  die  Gesetzgebung  sich  mit  yer- 
schiedenen  Versuchen  gequält  hatte  ^') ,  kam  sie  zu  dem,  wie 
man  sich  sclmieichelte,  einfachsten  System  des  Code  ▼.  1808, 
nach  welchem  der  Präsident  ^)  die  Hauptfrage  nach  der  pben 
angegebenen  Fassung  (Code  art.  337)  stellen  sollte.  Der  Oe- 
seUgeber  krönte  sein  Werk,  in  dem  er  auf  eine,  allen  Le- 
bensverhältnissen widersprechende  Weise  den  Geschwornen 
verbot,  an  die  Vorschriften  der  Strafgesetze  zu  denken  und 
die  Folgen  ihres  Wahrspruchs  für  den  Angeklagten  zu  erwä- 
gen (Code  342).  Die  Gesetzgebung  rechnete  bei  der  Frage- 
stellung auf  das  verständige  Ermessen  der  Vorsitzenden.  Die 
Rechtsprechung  des  obersten  Gerichts,  sollte  hier  den  Rich- 
tern als  Leitstern  dienen.  Vergleicht  man  aber  den  Gang 
düeser  Rechtssprechung,  so  bemerkt  man  leicht  den  Einflnss  der 
Unklarhsit  der  Vorstellungen  und  des  Strebens,  auf  Rechts- 
punkte sich  beziehende  Fragen  den  Geschwornen  zu  entziehen, 
während  man  doch  wieder  anerkennen  musste,  dass  nicht  alle 
Rechtsausdrücke  zu  verbannen  seien  *')•   ^^^  Sclilimmste  war, 


dass  et  plus  conforme ,  aux  principes  de  rinslilaUon  sein  wfirde, 
wie  in  England  den  Geschwornen  die  Wahl  nnd  FormaliniDg 
der  Fragen  za  überlassen. 
28  a)  Schon  bei  den  Verhandlangen  über  den  Code  wurde  dies  gel- 
tend gemacht  Locr^  legislat  28  voL  p.  539.  Oudot  p.  392.  Bour- 
goignon  in  seiner  Abh.  am  Schlosse  des  Werkes  sur  la  jurispru- 
dence  des  Codes  crim.  vol.  II.  p.  555. 

29)  Nach  dem  Gesetze  von  1791  vom  2.  Brumaire  mussten  die  Ge- 
schwornen zuerst  entscheiden,  1)  si  le  fait  etait  constanl;  2)  si 
l'accus^  4toit  convaincn  de  l'avoir  commis ,  3)  sur  la  moralit^  du 

fait  Trebatien  cours  n.  p.  418. 

*  # 

30)  Nach  dem  Gesetze  vom  2.  Bramaire  IV.  hiess  tu:  an  nom  et  de 
Tavis  du  tribuial.    Diese  Worte  liess  der  Code  v.  1808  weg. 

31)  z.  B.  wenn  bei  Anklagen   wegen  Diebstahls  gefragt  wArde,   ob 
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dass^  nach  dem  Code  die  Frage  auch  auf  die  erst  aus  den 
Verhandlnngen  sich  ergehenden,  in  der  Anklage  nicht  enthal- 
tenen, erschwerenden  umstände  ausgedehnt  wurde,  wodurch 
vielfacher  Streit  entstand,  wie  weit  dies  zalässig  ist  ^)  nnd  die 
Vertheidigong  leicht  geialirdet  werden  konnte  ^).  Die  Stellung 
von  Nehenfragen  erzeugte  häufig  eine  hedenkliche  Lage  für  die 
Geschwomen  >*).  Versucht  man  das  von  dem  Gassationshofe  (frei- 
lich mit  vielfach  widersprechenden '.Rechtssprüchen)  anerkannte 
französ.  System  auf  einzelne  Sätze  zurückzuführen,  so  können 
nachstehende  aufgestellt  werden  3^).  1)  Der  in  der  Frage  nach 
dem  Code  337  gehrauchte  Ausdrack:  coupahle,  enthält  einen 
zusammengesetzten  Begriff,  und  zwar  die  Beziehung  auf  die 
materiellen  Thatsachen  und  die  Umstände,  der  Willenshestim- 
mung  (moralit^,  Intention  criminelle)  hezeichnend  ^).  2)  Die 
Frage  muss  so  gestellt  werden ,  dass  sie  erschöpfend  auf  alle 


derselbe  mit  Einsteigen  verfibl  wurde,  oder  bei  Fälschung,  wenn 
es  darauf  ankam,  ob  der  AngekL  einen  Wechsel  verfälschte. 

32)  Man'  hätte  in  der  RechtsübuDg  dafür  die  Unterscheidung  von  ele- 
mens  constitutifs  et  aggravancs  erfunden,  s.  oben  §.  36. 

33)  Daher  sagt  Berenger  de  la  repression  p.  482,  dass  dadurch  der 
ganze  Verlheidigungsplan  durch  eine  question  inattendae,  sur  la 
quelle  Täccuse  n'eloit  pas  pr^pare  zerstört  werden  lumn. 

34)  Berenger  p.  483  spricht  daher  (mit  Anführung  eines  Beispiels) 
von  questions  insldeuses  que  le  Jury,  n'appereevant  pas  le  but 
y  repond  sans  m^fiance;  et  alors  Ics  juges,  per  leur  maniere  de 
les  Interpreter  deviennent  mailres  du  sort  de  Taccasd. 

35)  Ueber  Fragestellung  und  die  verschiedenen  darauf  bezüglichen 
Rechtssprüche,  s.  Morin  reperloire  vol  L  p.  599.  Encyclopedie  de 
droit  pas  Sebira  vol.  VII  p.  137  bis  182,  da  Morin  Journal  droit  cri- 
minel  1855  p.  169.  Trcbutlen  conrs  IL  p.  417.  38  und  Mass^  obser- 
vations  sur  la  position  des  questions  aux  Jar^s.    Genevc  1856. 

36)  Encyclopedie  p.  140.  Dabei  ist  anerkannt,  dass,  wenn  das  Ge- 
setz eine  besondere  Bezeichnung  des  bösen  Vorsatzes  bei  einem 
Verbrechen  enthält,  z.  B.  beiTödtung,  volontairement ,  beiDieb' 
stahl  fraudnlesement ,  dieser  AusdraciL  in  die  Frage  anfigenom- 
men  werden  muss.    Masse  L  c.  p.  4. 
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Merkmale  gerichtet  ist,  über  deren  Dasein  nach  dem  Oesetse 
die  Richter  des  Aasspruchs  der  Jury  bedürfen,  um  die  An- 
klage als  begründet  annehmen  zu  dürfen  '^j  ^  ^as  insbeson- 
dere Tdchtig  werden  kann,  bei  der  Frage  wegen  Versuchs 
oder  Theilnahme  ^).  3)  Der  Vorsitzende  ist  berechtigt  und 
selbst  verpflichtet,  Irrthümer  oder  Weglassungen  in  der  An- 
klageschrift in  Nebenumständen  ^^)  nach  den  Ergebnissen  der 
Verhandlungen  zu  verbessern  und  die  Fragen  nach  der  nöthi- 
gen  Berichtigung  zu  stellen  ^O).  4)  In  Bezug  auf  die  vom 
Gesetze  ^  als  solche  anerkannten  und  gehörig  vorgebrachten 
Gründe,  welche  von  Strafe  befreien  oder  sie  vermindern 
(ezcuses)  ist  anerkannt ,  dass  darauf  eine  besondere  Frage  ge- 
stellt werden  muss,  und  dass  die  Geschwornen  sie  sonst  nicht 
beachten  dürfen  ^0 9  während  bei  den  Gründen,  durch  welche 
nach  dem  Gesetze  der  Charakter  eines  Verbrechens  getilgt 
wird,  z*  B.  Seelenstörung,  Nothwehr^')  nach  der  Rechtspre- 
chung^) es  einer  besondern  Frage  nicht  bedarf,  weil  die 
Geschwornen,  indem  sie  entscheiden,  ob  der  Angeklagte 
„schuldigt  ist,  auch  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  prü- 
fen,  und  wenn  sie  einen  solchen  Grund  finden,  von  selbst 
das  „nicht  schuldigt  aussprechen  werden.    Man  geht  selbst 


37)  Et  müssen  nach  den  Rechtssprüchen  alle  eldmens  constüiiüfs  auf- 
genommen sein. 

38)  Es  genfigt  nicht  zu  fragen:  ob  A  compUee  war,  sondern  es 
muss  die  Frage  auf  jene  Arten  gehen,  darch  welche  gesetzlich 
complicit^  begrfindet  wird.  Encyclopedie  p.  142.  Helle  Theorie 
du  Code  peoal  I.  p.  457. 

39)  z.  B.  wegen  des  Tages  der  Verfibung  der  That;  allein  e«  bedarf 
hier  grosser  Vorsicht,  weil  leicht  die  Veränderung  des  Datums 
die  Anklage  verändern,  and  auf  Veijäbrong  und  Rechtskrall 
Einflass  haben  kann.  Morin  Journal  da  droit  ciim.  1855  p.  173. 

40)  In  Encyclopedie  p.  146—149. 

41)  Rechtssprfiche  in  Encyclopedie  p.  161.   Trebutlen  p.  434. 

42)  Hier  sagt  das  Gesetz:  il  n*y  a  ai  crime  ni  delit. 

43)  Rechtssprfiche  in  Encydop.  162. 

BfittArmaler,    StrafTerfahren.  34 
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00  weit  anzunehmen,  dass  eine  Frage  wegen  solcher  Grfinde 
gar  nicht  gestellt  werden  dürfet),  weil  die  Frage  in  der 
Hauptfrage  begriffen  wäre  und  durch  Stellung  derselben  leicht 
widersprechende  Antworten  veranlasst  werden  könnten,  wäh- 
rend Andere  (mit  Recht)  an  der  Richtigkeit  dieser  Ansicht 
zweifeln  ^^),  da  die  Oeschwomen  nicht  immer  wissen,  dass 
sie  darüber  yon  selbst  zu  entscheiden  berufen  sind  und  daher 
leicht  das:  schuldig  aussprechen,  weil  sie  sich  nicht  ffir  be- 
rechtigt halten,  ohne  Frage  darüber  zu  entscheiden  ^).  5)  Sind 
mehrere,  erschwerende  Umstände  vorhanden,  so  muss  wegen 
des  Daseins  jedes  einzelnen  eine,  besondere  Frage  gestellt  wer- 
den ^^.  6)  Eine  Hauptforderung  ist ,  dass  die  Fragen  nicht 
als  complexes  gestellt  werden,  was  der  Fall  sein  würde,  wenn 
in  einer  Frage  mehrere  von  einander  trennbare  Anklags- 
punkte, oder  mehrere  Angeklagte,  oder  zugleich  die  Hanpt- 
handlung  und  erschwerende  Umstände  begriffen  sein  wür- 
den^). 7)  Ueberall,  wo  sogenannte  droonstances  constitn- 
tives  Vorliegen,  welche  zu  dem  Wesen  des  Verbrechens  ge- 
hören, worauf  die  Anklage  geht,  muss  die  Frage  alle  diese 
Merkmale  umfassen,  eine  Trennung  durch  Stellung  beson- 


44)  Orellet  Damazoaa   in    der  revue  de  legislation  1852  Sepl  uod 

MuU  obt.  p.  4. 
46)  Legraverend  trait^  I.  p.  468. 

46)  Dies  wird  besonders  schlimm,  wenn  der  Vertheidiger  die  Std- 
Inng  der  Frage  um  Nothwehr  beanfragt  und  die  Frage  nicht  ge- 
stellt wird,  daher  fordert  der  Cassationshof,  dass  der  Präsident 
in  solchem  Falle  die  Motive  der  Verwerfang  der  Frage  angebe. 

.   Rechtssprfiche  13.  Janvier  1827. 

47)  Eneydoped.  p.  167.  Morin  repetoire,  nnter  dem  Worte  comple- 
xit^  Mass^  p.  9. 

48)  z.  B.  bei  Anklage  wegen  Nothzncht,  wo  in  der  Frage  um  Noth- 
zncht  das  Merkmal,  dass  das  Mädchen  die  Tochter  des  Ange- 
klagten, oder  noch  nicht  15  Jahre  alt  war,  nicht  begriffen  wer- 
den darf;  s.  noch  nberh.  Rechtsspruch^  in  Eneydoped.  p.  164  — 
170.    Morin  Journal  p.  177.   Trebutien  p«  421. 
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derer  Fragen  soll  hier  nieht  eintreten  ^).  8)  Eine  Auflösung 
der  Fragen  in  yerschiedene  Fragen,  wird  als  nothwendig  er- 
kannt, 00  oft  durch  Unterlassung  derselben  eu  besorgen  ist, 
dass  sich  eine  scheinbare  Stimmenmehrheit  bilde ,  während  in 
der  WirUichkelt  eigentlich  eine  Vereinigung  verschiedener  Min- 
derheiten vorhanden  ist^),  daher  wird  die  Stellung  alterna- 
tiver Fragen  >^)  unzulässig  betrachtet:  nämlich,  wenn  in  der 
Frage  verschiedene  Begehungsarten  des  Verbrechens  aufge- 
nommen werden,  weil  dann  leicht  nur  zwei  Minderiieiten  täu- 
schend zusammengezählt  werden,  von  welchen  die  Einen  eine 
Art  der  Verübung  annehmen,  die  die  Anderen  verwerfen,  wäh- 
rend sie  eine  andere  Verübungsart  als  vorhanden  betrachten. 
0)  Die  Hauptforderung  ist,  dass  in  der  Frage  kein  Rechts- 
punkt aufgenommen  wird  ^^) ,  weil  ja  angeblich  die  Oeschwor- 
nen  nur  über  Thatsac|ien  entscheiden  dürfen;  daher  man  ver- 
längt, dass  der  Vorsitzende  den  gesetzlichen  Ausdruck,  z.B. 
Einbruch  oder  Fälschung  von  Privatorkunden  in  reine  That- 
sachen  auflöse  ^).  Man  bemerkt  jedoch  bei  Vergleichung  der 
neuem  Ansichten,   dass  immer  mehr  die  Schwierigkeit,  die 


49)  z.  B.  bei  Notfizacht  soll  wegen  der  Gewalt  keine  besondere 
Frage  gestellt  werden;  anders  ist  es  bei  strafbarem  attentat  a  la 
pudeur;  bei  Anklage  auf  lofanticide  hat  der  Cassationshof  aus- 
gesprochen, dass  darüber,  ob  das  Kind  neogeboren  war,  eine 
besondere  Frage  gestellt  werden  kann.  Die  Richtigkeit  dieser 
Ansieht  wird  in  Frankr.  selbst  bezweifelL    Encyclopedie  p.  172. 

60)  Mprin  Jonrnal  p.  175. 

51)  Nach  denRechtssprfichen  gestattet  der  Cassationshof  eine  Frage  un- 
ter einer  alternativen  Form  nur ,  wenn  diese  Form  selbst  im  Be- 
setze aosgedrfickt  ist ,  (z.  B.  bei  Entfdhmng  Code  penal  art.  354),^ 
oder  wenn  jeder   der  zwei  Alternative  die  nämliche  Strafe  nach 
sich  zieht.    Encyclop.  p,  177,  vergl.  Trebntien  p.  421. 

62)  Strenge  ffihrt  dies  Mass^  in  den  qaestions  p.  11  durch. 

5B)  z.  B.  ist  er  schuldig,  dadurch  den  Diebstahl  verübt  zu  haben, 
dass  er  die  Scheiben  eines  zum  Verschluss  dienenden  Fensters 
zerbrach. 

84» 
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flogenamite  That  -  und  Rechtsfrage  zn  acheldeii  eriuumt  wird  **) 
und  die  Meinung  siegt,  dass  oft  beide  Fragen m«)  innerUdi 
yerbonden  sind^),  dass  der  Versuch  alle  sogenannten  recht- 
lichen Merkmale  in  Thatsachen  aofEnlösen  sa  gedehnter  nnd 
eher  verwirrender  Cmsdireibnng  führt,  während  die  Frage 
nm  ein  im  Oesetse  beseichnetes  Merkmal,  s.  B.  Einbrach  ein- 
lacher und  klarer  ist  ^)  und  es  häufig  bei  sogenannter  Rechts- 
frage auf  Begriffe  ankömmt,  die  dem  verständigen  BQrger  ans 
dem  gewöhnlichen  Leben  belcannt  sein  müssen  ^.  Man  giebt 
au  **),  dass  da,  wo  das  Verweisnngserkenntnies  und  AnUage- 
sdirift  sich  eines  gesetzlichen  Ausdrucks  bedienten ,  s.  B.  Ein- 
steigen,  auch  in  der  Frage  er  gebraucht  werden  darf.   Wenn 


54)  Der  neaesle  Hanptverthetdiger  der  reinen  ThaÜrage  Ist  TVebnticn 
p.  426. 

64  a)  Psg^  in  der  revae  de  legialttion  1851  I.  p.  301  erUirt  die 
Ansicht,  dass  die  Gesehwomen  nnr  Thatfragen  entscheiden,  für 
platot  fictif  qoe  rigonreasemenl  pratiqne  ond  Morin  lep.  n. 
pag.  602  erliUrt  die  Tremrang  der  Thal-  nnd  Rechtslirage  in  man- 
chen Fftllen  für  nnmöglich,  s.  noch  Nachweisangen  wegen  Tren- 
nimg  der  Thal-  nnd  Reclitsfragen  in  meinem  Strafveil  L  8. 326. 
n.  S.  569. 

55)  Der  Cassationshof  hUA  sich  oft  dadurch ,  dass  er  einen  Umstand, 
IL  B.  Alter  der  Verletzten,  Eigenschaft,  dass  der  Thäter  Vor- 
mnnd  der  Verletzten  war,  als  Thatfirage  erkUUl  Encyelopedie 
p.  18a  Schwierig  ist  es  bei  der  Fälscbnng  in  öffentiichen  Urkon- 
den ,  soll  die  Jarj  entscheiden ,  ob  die  Urkunde  öffentliche  sei, 
nein  nach  Arrets  in  Encydop.  p.  182.  Revue  de  legislaljon 
1843  IL  p.  348. 

56)  Daher  empfiehlt  sie  selbst  Prftsident  Dnfonr  in  setner  Anleitang 
nnd  Masse  p.  13  will  es  dem  Präsidenten  flberlassen,  welche 
Form  er  wählen  will. 

57)  Daher  hat  der  Belgische  Kassationshof  bei  der  Fälschung  eines 
Wechsels  dorch  Urtheil  v.  3.  April  1854  das  Nichtigkeitsgesach, 
das  wegen  Aufnahme  des  Rechtsbegrifls  Wechsel  gestellt  wnrde, 
verworfen.    Mein  Anfs.  im  Gerichtssaal  1854  IL  S.  241. 

58)  Morin,  im  Jonmal  du  droit  eriminel  1858  p.  169. 
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in  einem  Falle  die  Geschwornen  eine  Rechtsfrage  beantworte- 
ten ,  so  beivirlLt  dies  nac)i  der  Rechtsfibung  keine  Nichtigkeit, 
sondern  nur,  dass  das  Gericht  die  darauf  sich  besiehende 
Antwort  der  Jury  als  nicht  vorhanden  betrachtet  10)  Wenn 
auch  die  Stellung  ^>)  der  Fragen  Sache  des  Vorsitzenden  ist, 
so  steht  doch  nach  der  Rechtsübnng  dem  Staatsanwälte,  dem 
Vertheidiger  und  den  Geschwornen  die  Befugniss  zu  ^)  ihre 
Bemerkungen  und  Anträge  zu  machen;  erhebt  sieh  ein  Streit, 
so  liat  der  Assisenhof  über  die  Stellung  der  Fragen  zu  ent- 
scheiden *0.  11)  Das  französ*  System  in  Bezug  auf  die  An- 
sicht, dass  die  Geschwornen  nur  Richter  der  That  seien  ^) 
ist  wesentlich  verändert  worden,  durch  das  Gesetz  von  1832, 
nach  welchem  die  Geschwornen  ihrem  Wahrspruch  (ohne  dar- 
über befragt  zu  sein)  den  Zusatz  des  Daseins  von  MUderungs- 
gründen  beifügen  können,  und  dadurch  bewirken,  dass  die 
Richter  nicht  die  ordentliche  Strafe  erkennen  dürfen.  Durch 
diese  Befugniss  sind  die  Geschwornen  berufen,  die  rechtliche 
Beschaffenheit  der  Handlung,  das  Gesetz  und  die  gedrohte 
Strafe  zu  prüfen,  und  da,  wo  geringere  Verschuldung  be^ 
gründet  scheint ,  Milderungsgründe  anzunehmen  ^). 


59)  Rechtssprüche  in  Eneydop.  p.  183. 

60)  Nach  dem  Art.  376  des  Code  vom  Bramaire,  war  dies  ausge- 
sprochen, aUein  der  Code  enthält  diese  Vorschrift  nicht  mehr, 
woraus  der  Cassationshof  folgert,  dass  es  rein  vom  Willen  des  Prä- 
sidenten abhängt,  ob  er  Bemerkongen  zulassen  will,  was  aber 
von  guten  Sehriflstellem  mit  Redit  bezweifelt  wird.  Caraot  in- 
stmct  erim.  ü.  p.  375.    Encydopedie  p.  163. 

61)  Arrets  Ih  Encydopedie  p.  164. 

62)  Leider  ist  diese  Ansicht  nach  Italien  übergegangen;  in  Piemont 
(dem  dnzigen  itaL  Staat,  worin  Geschwome  freilich  nur  wegen 
Pressvergehen  1848  dngeführt)  werden  im  Gesetze  die  Geschwor- 
nen selbst  gindid  dd  fatto  genannt,  s.  dardber  Chiaves  U  Gin- 
dice  dd  fatto  negli  stati  sardi     Torino  1853. 

63)  Trebntien  Cours  pag.  439  gesteht,  dass  man  darnach  annehmen 
kann,  dass  die  GeschwomenNjetzt  auch  Rechtspnnkte  entscheiden, 
meint  aber,  dass    diese  Prüfung   sich   mehr   auf  einen  Punkt 
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G)  Das  System  der  deutschen  und  schweiseri- 
schen  Gesetzbücher  schliesst  sich  zwar  dem  französi- 
schen in  soferne  an,  als  an  die  Geschwomen  bestimmte 
Fragen  gestellt  werden,  die  oben  als  darch  die  Rechtsübnng 
aufgestellten  Regeln  zur  Norm  genonmien  werden,  alldn  es 
zeigen  sich  in  einigen  Gesetzgebungen  wesentliche  ¥erbes- 
serungen,  die  sich  daraus  erklären,  dass  die  franzöe.  Ansieht, 
nach  welcher  die  Geschwornen  nur  Richter  der  Tliatsachen 
sein  sollen ,  nicht  in  der  Schroffheit  der  französ.  Praxis  durch- 
geführt wird ,  weil  in  Deutschland  .die  wissenschaftliche  For- 
schung über  den  Werth  dieser  Trennung  von  That-  und  Rechts- 
fragen und  das  immer  mehr  in  Deutschland  betriebene  Studium 
des  englischen  Strafverfahrens  die  Unmöglichkeit  und  Unzweck- 
mässigkeit  einer  solchen  Ansicht  lehrten.  In  der  ;Recht8- 
übung  bemerkt  man,  dass  man  in  Deutschland  weit  häufiger  als 
in  Frankreich  die  Hauptfrage  in  Fragen  über  die  einzelnen 
Umstände  des  Verbrechens  auflöst.  Diese  letzte  Sitte  er* 
scheint  als  eine  Beyormundung  der  Geschwomen ,  kann  leicht 
die  Richtung  der  Anfmerksamiceit  derselben  auf  den  zu  ent- 
scheidenden Hauptpunkt  hindern,  begünstigt  noch  mehr  die 
Ansicht,  dass  die  Geschwornen  keine  Rechtsiragen  entschei- 
den dürfen  und  ist  unpassend,  wenn  der  Staatsanwalt,  Ter- 
theidiger  und  Richter  ihre  Pflicht  erfüllen  ^).  Bei  näherem 
Studium  bemerkt  man  jedoch  in  der  Gesetzgebung  grosse  Ter- 
sehiedenheit« 


der  Gesetzgebong  bezieht.  Er  selbst  (der  Haaptvertbeidiger,  diss 
der  Geschworne  Dar  Thatfrage  entscheidet)  muss  p.  44  zugeben, 
dass  es  Fälle  giebt,  worin  die  Scheidang  der  That-  mid  Rechts- 
frage unmöglich  ist;  am  Ende  sagt  er:  la  force  des  choses  le 
veat  ainsi. 
64)  Wenn  den  Geschwomen  die  einzelnen  Merkmale,  welche  nmdi 
dem  Gesetze  zu  dem  in  Frage  stehenden  Verbrechen  gehören, 
z.  B.  Kindesmord- vom  Ankläger,  Vertheidiger  und  im  Sehlus»- 
vortrage  vom  Richter  gehörig  entwickelt  werden,  so  sind  sie  im 
Stande,  die  allgemein  gestellte  Frage,  ob  A  dnrch  vorsätzfiehe 
Tödtung  ihres  neugehornen  lebendigen  Kindes  am  12.  Juni  Kin- 
des mord  verfiht  habe,  sicher  zu  entscheiden. 
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a)  Das  System  einiger  sehweiserischen  Oesets- 
bücher^)  nähert  sich  am  meisten  dem  englischen  Systeme. 
Darnach  werden  zwar  auch  besondere  Fragen  gestellt,  mid 
die  Haaptirage  soll  anf  die  angeklagte  Handlang  gerich- 
tet werden  ^),  allein  e.  B.  das  Zürchergesetz  verlangt  auch 
in  gewissen  Fällen  (§.  248),  insbesondere  auch  wegen  des 
Daseins  yon  Aafhebongsgrttnden  *^  der  Strafe  (§.  251)  die  Stel- 
lung besonderer  Fragen;  die  Hauptsache  ist,  dass  nach  §.252 
die  Geschwomen  selbst  unbefragt  ihrer  Antwort  einen  Zusatz 
da  beifügen  können,  wo  ein  Ausschliessungsgrund  vorliegti 
oder  die  Handlung  aus  einem  milderen  Gesichtspunkt  aufzu* 
fassen  ist  **),  wodurch  eine  grosse  Zahl  eventueller  Fragen 
vermieden  und  die  Gefahr  beseitigt  wird,  dass  die  Geschwomen, 
wenn  keine  solche  Frage  gestellt  ist,   oft  gezwungen  werden, 


65)  Vorzüglich  Zürcher  Gesetz  {.  244  —  250,  vergl.  mh  tehweizer« 
Bandeistrafrechtspflege — Gesetz  {.  93  —  96.  Nach  dem  Gesetze 
von  Freibarg  von  1849  Art.  497  werden  die  Fragen  gestellt 
N.  a-t-il  commis  tel  fait  qni  Itii  est  impotö  par  Faete  d'accosation, 
2)  est  3  conpable  de  ce  fait 

66)  Daher  so,  dass  die  Anklageschrift  die  Grundlage  der  Frage  bil- 
det; der  §.  247  bestimmt:  die  angeklagte  Handlang  oder  Unter- 
lassang, die  Eigenschaft  und  Absicht  des  Handelnden  nnd  die 
übrigen  die  Handlang  begleitenden  Umstände,  ohne  welche  der 
GattangsbegrilT  des  Verbrechens  gar  nicht  vorhanden  wäre,  sind 
in  einer  Frage  zusammenzufassen.  Rüttmann  die  Zürcherischen 
6eset»e  8.  203  und  über  die  Anffassang  der  Fragen.  Hotz  Leit- 
faden für  Geschworae  S.  34.  157. 

67)  Dies  tadelt  in  Bezog  auf  Fragen  wegen  Nothwehr  oder  Unzn- 
rechnnngsf&bigkeit  Hotz  8.  161. 

68)  Dies  bezieht  sich  auf  S-  ^7  ,•  nach  welchem  der  leichtere  Ge- 
sichtspnnkt  stillschweigend  im  schwereren  begrUTen  ist,  also  in 
der  Anklage  wegen  vollendeter  Verbrechen ,  die  des  Versuchs ; 
bei  Anklage  wegen  vorsätzlicher  Tödtung,    die  wegen  fahrlfissi- 

.  ger.  —  Nor  woUte  man  den  Geschwomen  nicht  auch  das  Recht 
geben,  angefragt  bei  Anklage  wegen  Diebstahl»  die  Schuld 
wegen  Unterschlagung  anzunehmen.    Rüttmann  8.  177. 
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gegen  ihre  U^berzeugang  den  Wahrsprach  auf  den  schwereren 
Oesichtepunkt  za  richten  oder  ganz  loszozprechen. 

b)  Nach  der  brannschweigischen  Straiprozessord. 
hat  schon  der  Staatsanwalt  in  seinem  SchlossFortrage  die  auf- 
zustellenden Fragen  zu  beantragen  ^  worüber  der  Vertheidiger 
sich  erklären  kann,  (mit  dem  Rechte  des  Staatsanwalts  wieder 
Gegenbemerkungen  zu  machen  und  der  weitereo  Ausführung 
des  Vertheidigers).  Erst  dann  entwirft  das  Gericht  (nicht  der 
Präsident  allein)  die  Fragen  **)•  Die  Hauptfrage  soll  dahin 
gehen,  ob  der  Angeklagte  schuldig  ist,  und  zwar  ist 
das  Verbrechen  nach  seinen  gesetzlichen  Merkma- 
malen  anzugeben  mit  HinzufQgung  des  Orts,  und  der  Zeit 
der  Begehung  ''^).  Wenn  auch  gegen  die  Fassung  der  Vor- 
schrift einige  Zweifel  sich  erheben  lassen  ''^),  so  ergiebt  sich 
doch  aus  der  Beobachtung  der  Rechtstibung  in  Braunschweig, 
dass  die  Entscheidung  der  Geschwomen  eine  befriedigende 
ist  ^) ,   obwohl  sie  in  Braunschweig  des  in  England  wohlthä- 


60)  Brannschweig,  Stra^rozessord.  {.  136  —  140. 

70)  Nach  {.  140  können  die  Geschwomen  den  Tbatbestand  des  in 
Frage  steh^den  Verbrecliens  in  dessen  einzelne  Beslandtheile 
vom  Gerichte  auflösen  lassen  und  über  die  liiemach  gebildete 
Reihe  von  Einzelnfragen  spezielle  Wahrspräcbe  geben.  Nach 
den  Motiven  und  den  Berichten  (Ausgabe  von  Degener  li.  S.  84) 
soll  dadurch  ein  Specialverdikt  möglich  werden. 

71)  V.  KrAvel  im  Archiv  des  Crim.  1854  S.  436. 

72)  Nach  dten  f.  140  sollen  die  einzelnen  Thatsachen  de^Verübongs- 
art  (mit  Ausnahme  von  Ort  und  Zeit)  nicht  in  die  Frage  anlge- 
nommen  werden,  v.  KrAvel  fahrt  S.  437  Beispiele  an,  wo  zuwei- 
len Thatsacben  dennoch  aufgenommen  werden.  In  dem  Falle 
gegen  Dombrovski,  wegen  Giftmords  wurde  die  Frage  (1853)  so 
gestellt:  Ist  der  Angeklagte  schuldig  im  April  1853  die  Tödtnng 
seiner  am  16.  April  1853  verstorbeifcn  Ehefrau  zn  Wolfenbüttel 
vorsätzlich  durch  Beibringung  von  GiA  verursacht,  die  Tödtung 
mit  Vorbedacht  oder  Ueberlegung,  oder  in  Folge  eines  mit  Vor- 
bedacht gefassten  Entschlusses  aosgeffihrt  und  in  dieser  Weise 
das  Verbrechen  des  Mordes  verübt  zu  haben. 
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tig  wirkenden  Mittels  beraubt  sindi  dass  der  VoreiUende  ihnen 
im  SchlusBYOrtrage  die  nöthige  Rechtsbelehrung  giebt* 

c)  Nach  dem  baieriechen  Oesetzbuche  wird  den  Ge- 
Bchwomen,  nachdem  ihnen  vom  Vorsitzenden  alle  gesetz- 
lichen Merkmale  des  Thatbestandes  des  in  Frage  stehenden 
Verbrechens  erörtert  sind,  die  Frage  vorgelegt''*):  ob  sich 
der  Angeklagte  des  Verbrechens,  welches  den  Gegenstand 
der  Anklage  bildet,  schuldig  gemacht,  und  zwar  sind  alle 
wesentlichen  thatsächlichen  Beziehungen,  wie  sie  in  der 
Anklageschrift  enthalten  sind,  oder  sich  bei  der  Verhandlung 
herausstellten  in  die  Frage  aufzunehmen.  Durch  die  Rich- 
tung der  Frage  auf  den  Gegenstand  der  Anklage,  z.  B,  des 
Mordes,  der  Entwendung  wird  die  Aufmerksamkeit  und  Be* 
rathnng  der  Geschwomen  auf  den  richtigen  Punkt  der  Schuld- 
frage gelenkt,  (wie  in  England),  wäiurend  durch  die  Auf- 
nahme der  wesentlichen''^)  Thatsachen ,  in  welchen  die 
Verübung  liegen  soll,  verhindert  wird,  dass  die  Geschwornen 
gegen  das  Gesetz  eine  Rechtsmeinung  aussprechen  und  be- 
liebig auf  Thatsachen,  die  gar  kein  Gegenstand  der  Ver- 
handlung und  des  Beweises  waren ,  als  mögliche  Art  der  Ver- 
übung den  Wahrspruch  bauen'''). 

^d)  Die  meisten  übrigen  deutschen  Gesetzgebungen  fol- 
gen dem  französischen  Systeme  und  fordern,  indem  sie  von 
der  Ansicht  geleitet  sind,   dass  die  Geschwornen  nur  über 


73)  Bair.  Gesetz   v.  1848    f.  173.     Aehnlich  ist  bremisches  Gesetz 
^    §.  118.  119. 

74)  Daraaf   muss  Werth  gelegt  werden;   es    entscheidet  dabei   die 
'    Rücksicht,   ob  nach   dem  jSesetze   die  Schuld  von  dem  Dasein 

eines  bestimmten  Umstandes  abhängt,  z.  B.  von  einer  gewissen 
Summe  des  Gestohlenen,  von  der  Zeit.  Arnold  im  Gerichts- 
saal 1855  n.  8.  229. 
Ib)  Eine  gute  Sitte  ist  die  von  einigen  baier.  Präsidenten  gebrauchte, 
im  Schlussvortrage  zuerst  die  zu  stellenden  Fragen  anzugeben, 
und  dann  den  Sinn  der  Frage  und  die  Bedeutung  der  einzelnen 
gebranchten  Ausdrücke,  z.B.  Vorbedacht,  Einsteigen,  Einbruch 
nach  dem  gesetzlichen  Sprachgebrauch  zu  zergliedern. 
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Thatfragen  zn  nrtheilen  haben,  dafls  die  Fragen  nur  anf  Thal- 
sachen  gestellt  werden  ^^.  Ans  den  Verhandlöngen'  tber 
diese  Gesetze,  zeigt  sich  überall  ein,  ans  der  Unklarheit  der 
Yorstellnngen  über  das  Wesen  des  Schwurgerichts  und  ans 
dem  Wunsche  möglichster  Beschränkung  derselben  hervor- 
gehendes, Streben  an  den  französischen  Ansichten  festzuhalten, 
im  Widerstreit  mit  der  Macht  des  Bedürfnisses  und  der  sich 
aufdringenden  bessern  Erkenntniss,  dass  eine  Fragestellung, 
in  welcher  alle  Rechtsbegriffe   verbannt  werden,  unmöglich 


76)  Prenss.  Gesetz  ▼.  1852  ari  80.  81  (Abändenmg  desjenigen  von 
1849)  bestimmt,  dass  die  Fragen  alle  Thatsachen  enthalten,  welche 
die  wesentUeben  Merkmale  der  strafbaren  Thit  enthalten,  f.  82 
bestimmt:  Bei  Bezeichnung  der  wesentlichen  Merkmale  der  straf- 

^  baren  Handlung  und,  so  weit  es  geschehen  kann,  Rechts- 
begriffe, welche  picht  eine  allgemeine  bestimmte  und  im  ge- 
gebenen Falle  unbestrittene  Bedentang  haben,  durch  gleich  be- 
deutende Ausdrficke  zu  ersetzen.  Nach  Hannov.  Strafprozessord. 
f.  188  ist  die  Hauptfrage;  ob  der  Angeklagte,  der  ihm  zur  Last 
gelegten  That  schuldig  ist.  Es  sind  diejenigen  Merkmale  des 
Verbrechens,  welche  einen  Rechtsbegriff  enthalten ,  thunlichst 
auf  das  entsprechende,  thatsächllche  Yerhältniss  zurückzuffihren. 
Nach  th&ing.  Strafprozessord.  {.  287  soU  die  Hauptfrage  beginnen: 
ist  ^er  Angeklagte  schuldig;  sie  mnss  die  thats&chlichen  Be- 
standtheile  des  Verbrechens,  welches  Gegenstand  der  Anklage 
ist,  enthalten.  Es  kann  die  Frage  über  die  That  an  sich  und 
darüber,  ob  die  That  von  der  Eigenschaft  ^el,  welche  das  Ge- 
setz zum  Begriffe  des  Verbrechens  erfordert,  getrennt  werden. 
Auch  nach  dem  würtemb.  Strafprozess  §.  154  geht  die  Frage  dar^ 
auf,  ob  er  sich  der  That  schuldig  machte,  ebenso  im  Grossh. 
Hessen  164  ist  Frage:  ist  A  schuldig  die  und  die  That  begangen 
zn  haben,  und  in  einem  andern  Falle :  ist  er  überfEihrt,  eine  That 
begangen  zu  haben.  Im 'badischen  Gesetz  v.  1851  g.  96  sind 
Fragen  zn  stellen,  welche  sich  über  die  strafbare  That  erstrecken. 
Nach  kurhess.  §.  318  müssen  die  Fragen  auf  Thatsachen  gerich- 
tet sein,  handelt  es  «ich  um  Vergehen  der  Beleidigung,  so  sol- 
len darüber,  ob  eine  solche  in  den  Aeusserungen  oder  Hand- 
lungen enthalten  sei,  die  Geschwomen  entscheiden. 
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ist  ^>  Prüft  man  die  RechtBÜbung  nnd  die  Art  der  geatell- 
ten  Fragen  in  Deutschland,  so  ^bemerkt  man  den  nämlichen 
Widerstreit  der  Ansichten,  aber  auch  die  Erfahrung,  dass  in 
den  Ländern,  in  welchen  wie  in  Braunschweig  und  Baiern 
die  Gesetzgeber  von  der  französ.  Vorstellung  sich  losmachten 
und  die  Fragen  so  stellen  lassen,  dass  auch  Reehtsbegriffe 
aufgenommen  werden,  am  wenigsten  Klagen  über  ungerechte 
Wahrsprüche  und  über  Schwierigkeiten  der  Berathung  der  (xe- 
schwomen  Torkommen  ''^),  während  in  den  Staaten,  in  wel- 


77)  Dies  zeigt  sich  in  PreoMen  bei  den  Verhsndiongen  über  das  Ge- 
setz V.  1852,  wo  man  sich  gegen  die  englische  Praxis  sträubte 
(aus  Gründen  die  zeigen,  dass  die  Redner  das  englische  Rechts^ 
leben  nicht  genau  kennen)  und  die  Frage  steUen  wollte ,  ob  der 
Angeklagte  die  That  begangen,  oder  (nach  Andern,  ob  er 
überführt  sei,  während  man  zuletzt  in  $.  82  eine  auf  Schrau- 
ben gestellte  Vorschrift  geben  musste,  dass  auch  Rechtsbegriffe 
aufgenommen  werden  dürfen,  s.  Frantz  Preuss.  Proz.  S.  206  — 
213  Ton  Kr&vel  im  Archiv  des  Crim.  1854  8.  420  —  429.  In 
Baiern  wurde  vorgesclilagen,  in  f.  472  die  Hauptfrage  so  zu 
stellen:  Ist  A  der  That,  welche  den  Gegenstand  bQdet,  schul- 
dig. In  den  Motiven  zu  f.  442  konnte  man  keine  NachtheUe 
des  Gesetzes  v.  1848  angeben,  als  den  der  Konflikte,  dass  die 
Gerichte  auch  da,  wo  Jury  schuldig  erklärte,  freisprechen  dür- 
fen ,  (darüber  unten).  Die  Motive  selbst  müssen  zugestehen,  dass 
eine  gänzliche  Trennung  der  That-  von  der  Rechtsfrage  nicht 
ausführbar  ist 

78)  Meine  Nachweisungen  von  dem  Gange  der  Rechtsprechung  in 
Oesterreich  im  Gerichtssaal  1852  S.  36  von  Preussen  ebendaselbst 
8.  409  von  Baiern,  Gerichtssaal  1852  S.  25,  von  Braunschweig 
Gerichtssäal  1853  S.  23,  Hannover  GerichUsaal  1854  S.  4.  Ge- 
spräche mit  Personen,  welche  als  Geschwome  wirkten,  über 
ihre  Ansichten  und  Gründe  gewisser  Abstimmungen  zeigen,  dass 
da,  wo  die  Fragen  einfach  ohne  Jenes  ängstDche  Streben,  aües 
in  Thatsachen  aufzulösen  gestellt  werden,  die  Geschwomen  am 
schnellsten  zur  Entscheidung  kommen  und  ihre  Wahrsprfiche 
selten  Klagen  veranlassen;  dass  am  besten  es  vnrkt,  wenn  z.  B. 
in  Baiern  der  Vorsitzende  die  Reehtsbegriffe  recht  klar  erörtert. 
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chen  das  Gesetz  der  VorstelloDg  huldigt,  dass  die  Greschwor- 
nen  nur  über  Thatsachen  entecheiden ,  die  Befolgung  dieser 
Ansicht  zu  den  sonderbarsten  Fragestcllnngen  nöthigti  doch 
die  Macht  des  Lebens  zur  Anerkennung  zwingt,  dass 
Fragestellung  ohne  alle  Rechtsbegriffe  nicht  durchzuführen 
ist  und  schädliche  Streitigkeiten  darüber  hervorgerufen  wer- 
den, ob  ein  Merkmal  zu  den  thatsächlichen  oder  Rechtsbe- 
griffen  gehört.  Der  Beweis  dieser  Behauptungen  ergiebt  sich, 
wenn  man  die  Fragen  näher  betrachtet,  in  welchen  der  Ver- 
such gemacht  wird,  um  den  Rechtsbegriff  kn  vermeiden,  Al- 
les in  Thatsachen  aufzulösen,  wodurch  häufig  eine  weitläufige 
die  Oeschworne  eher  irreleitende  Umschreibung  herbeigeführt 
wird ,  in  welcher  doch  wieder  viele  Ausdrücke  aufgenonunen 
werden  müssen ,  über  deren  Sinn  selbst  die  Juristen  viel  strei- 
ten, z.  B.  bei  Diebstahl  die  Worte:  Besitz,  zueignen,  gewinn- 
süchtig ''*)•  Da  hingegen,  wo  in  der  Frage  die  gesotslidie 
Bezeichnung,  z.  B.  Diebstahl,  Entwendung,  gebraucht  wird, 
kommen  regelmässig  die  Walirsprüche  leicht  und  richtig  zu 
Stande  m).  Die  nachtheiligen  Folgen  dieses  firanz.  Systems 
zeigen  sich  auch,  wenn  man  bemerkt,  zu  welchen  Folgerungen 
man  gebracht  wird,  indem  z«  B.  bei  der  Urkundenfälschung 
der  Ausdruck:   Urkunde  ®*)   oder  Wechsel  ^)   als  Rechtsbe- 


und  dass  die  Geschwornen  auf  eine  oft  Staunen  erweckende  Weise 
zeigen,  dass  sie  die  Belchrang  des  Vorsitzenden  gut  begriffen 
haben,  z.  B.  über  den  Unterschied  von  Mord  und  Todsddsg 
nch  gut  erklären. 

79)  Sehwarze  in  Weisl^e  Rechtdex.  S.  82. 

80)  Iq  Baiem  wird  regelm&ssig  gefragt,  ob  A  schuldig  dadurch  (nun 
Angabe  der  Thatsachen) « eine  Entwendung  verübt  zu  haben. 
Dies  geschieht  aach  oft  in  Staaten,  in  welchen  nur  Thatfiragen 
gestellt  werden  soUen,  z.  B.  Prensssn,  Hannover,  Baden  (meine 
Nachweisnngen  im  Gerichtosaal  1852  S.  409,  bad.  Magazin  L 
S.  323. 

81)  z.  B.  im  Prenssischen  JustizministerialblaU  1852  S.  187. 

82)  Darfiber  den  oben  in  Note  57  angeführten  Fall  und  Geriehtssaal 
1854  n.  8.  249. 
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griffe  erkISrt  werden.    Durch  dies  ängstliche  Benehmen  kömmt 
man  s.  B,  bei  der  Urkundenfälschung  in  die  sonderbare  Lage, 
dass  man  zuerst  nur  eine  Frage  von  den  Geschwornen  ent- 
scheiden lassen  kanui  dann  erst  im  Falle  der  Bejahung  das 
(Bericht  entscheiden  lässt,  und  wenn  dies  die  Rechtsfrage  ver- 
neint,  eine  sweite' Frage  an  die  Geschwornen  stellt  ^).   Auf 
Rechnung  dieses  Systems  sind  die  Erscheinungen  eu  setzen, 
dass  darüber,  ob  der  Ausdruck:  bewohntes  Haus,  Nachtzeit, 
Gewinn  M),  Rechtsbegriffe  seien  oder  Thatfeagen  begründen, 
so  wie  darüber:    ob  über  das  Dasein  des  fortgesetzten  Ver- 
brechens  das  Gericht  oder  die  Geschwornen  zu  entscheiden 
haben  ^^)  verzögerlicher  Streit  in  der  Assise  und  vor  dem  Cas- 
sationshof  entsteht.    Wenn  der  Gesetzgeber,  der  von  den  Ge- 
schwornen nur  Thatfragen  beantworten  lassen  will,  im  Ge- 
setze doch  gezwungen  wird,  Rechtsbegriffe  zuzulassen,  welche 
eine  allgemeine  Bedeutung  haben,    so   macht   es   einen   ei- 
genthümlichen  Eindruck,  wenn  man  es  vom  Gerichtshöfe  ab- 
hängen läsat,   zu  entscheiden,  ob  der  fragliche  Rechtsbegriff 
ein  allgemein  bekannter  ist,  und  wenn  man  näher  die  Anwen- 
dung dieser  Ansicht  verfolgt  m).    Wie  viele  Streitigkelten  über 
Fragestellung  und  Nichtigkeitsgesuche  werden  veranlasst,  weil 
man  nicht  weiss  ob  eine  Frage  nicht  einen  Rechtsbegriff  ent- 
hält*^.  Nach  solchen  Erfahrungen  kann  es  nicht  befrem- 


83)  Warnender  Fall  dieser  Art  in  Golldammer  Archiv  E  S.  241. 

84)  Beweise  in  Goltdammer  Archiv  1.  S.  43.  201.  260.  547  und  dar- 
über Krävel  im  Archiv  des  Crim.  1854  S.  430. 

85)  z.  B.  in  Hannover,  Magazin  fär  hannov.  Recht  1.  S.  362  11.  S.  32. 
Gerichtssaal  1854  S.  11. 

86)  In  einem  Falle  in  Preussen  wurde  die  Frage  gesteUt,  ob  A  zu 
der  Brandstiftung  (an  dem  Orte  etc.)  den  B  verleitet  habe. 
Auf  die  eingelegte  Cassation,  wegen  Aufnahme  eines  Rechtsbe- 
griffs verwarf  das  Obertrib.  die  Gassation,  weil  Brandstiftung  ein 
allgemein  bekannter  und  unbestrittener  Rechtsbegriff  sei  Preuss. 
Jnstizministerialblatt  1856  S.  125. 

87)  Dahin  gehört  die  Frage,  ob  fibcr  das  Dasein  der  Reue  Ge- 
schwome  zu  entschdden  haben.     In  Baiern  ist  dies  bejaht 
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den ,  Tvenn  in  allen  deutschen  ^  Staaten  immer  mehr  in  der 
Wissenschaft,  so  wie  von  den  Männern,  welche  das  Gewicht 
der  Erfahrungen  würdigen,  anerkannt  wird  ^),  dasa  daa  System, 
welches  Geschwornen  nur  Thatfragen  zur  Entscheidung  überlas- 
sen will  y  auf  einer  irrigen  AufGussung  des  Wesens  der  Jury 
beruht,  und  dessen  folgerichtige  Durchführung  unmöglich  ist; 
da  wo  man  die  Durchfahrung  versucht,  die  Iireleitung  der 
Geschwornen  und  ungerechte  Wahrsprüche,  ebenso  wie  un- 
nütze verzögerliche  Streitigkeiten  und  Yerhandlongen  veran- 
lasst Sobald  man  anerkannt,  dass  die  Gdschwomen  über 
die  Schttldfrage  zu  entscheiden  haben»  so  ergiebt  sich  auch, 
dass  sie  befugt  sein  müssen  zu  ent8chei4en,  ob  der  Ange- 
klagte das  Verbrechen,  dessen  er  beschuldigt  wird«  nciU  den 
Merkmalen,  die  das  Geseti  zur  Begründung  des  Yerhrecliens 
fordert,  verübt  habe,  ob  er  daher  strafrechtlich  dafür  veiant^ 
wortlich  sei, .  und  dass  soweit  zu  dieser  EntacheiduDg  dies 


Blatter  für  Reehtsanwendung  XDL  S.  159.  221.  Zeitochiift  f3r 
Recbtopflege  in  Baiem  L  S.  115.  In  Preossen  ist  dies  bexweiC^ 
Goltdammer  Archiv  I.  S.  202  II.  S.  22^  Aber  auch  in  Bsiem 
streitet  man,  ob  eine  besondere  Frage  deswegen  zu  steUen  ist 
Baier.  Sitzungsberichte  IV.  8.  318  Y.  S.  518. 

88)  Zentner  in  Magazin  des  Bad.  Rechts  L  S.  55  und  schon  1830 
in  seinem  Werke  das  Geschwomengericht  8.  368.  Kdstlin  das 
Geschwomengericht- S.  195.  Gneist  S.  69.  Dembnrg  Wcrth  der 
Schwurgerichte  8.  103. 

89)  In  Bezug  auf  die  preuss.  Rechtsubung  v.  Krftvel  im  Archiv  des 
Criminab-.  1854  S.  403  fgd.,  v.  Tippeiskirch  in  Goltdammer  Ar- 
chiv IV.  8.  14.  In  Bezug  auf  Hannover,  Zachari&  das  öffentlich 
mündliche  Verfahren  mit  Geschwornen  in  Hannover  1.  S.  32. 
Leonhardt  (Haaptredakteur  des  Entwürfe)  in  der  Jastizgesefcege- 
bung  V.  Hannover  I.  S.  168.  Martin  im  Magazin  für  huinov. 
Recht  n.  S.  141;  von  Baden,  Stempf  im  Magazin  des  badischen 
Rechts  II.  S.  55.  Brauer  in  seinem  Werke  die  deutschen  Schwor- 
gerichtsgesetze  S.  189  und  Urtheil  des  Oberholigerichis  v.  1851 
im  Magazin  IL  S.  121.  Schwarze  in  Weiske  X  S.  8a  nnd  Ar> 
nold  im  Gerlchtssaal  1855  S.  125  und  S.  191. 
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nothwendig  ist,  die  Geschworneii  aach  jedenfalls  Rechtspnnkte 
enUcheiden  dürfen ,  wenn  diese  mit  den  auf  die  Annahme  der 
Schuld  bezüglichen  Thatsachen  so  innerlich  verbunden  sind, 
dass  sie  nicht  wohl  getrennt  werden  können.  Nach  dieser 
Auflassung  entstehen  durch  Annahme  des  englischen  Systems 
keine  Nachtheile  und  alle  Bedenklichkeiten  dagegen*®)  ver- 
schwinden, wenn  die  ohnehin  durch  die  Erörterungen  des 
Staatsanwalts  und  Vertheidigers  belehrten  Geschwomen  eine 
klare  umfassende  Belehrung  durch  den  Vorsitzenden  erhalten, 
und  wenn  die  bisher  nur  auf  Anwendung  durch  rechtsgelehrte 
Richter  berechneten  Gesetzbücher  von  der  Masse  der  nur  der 
Wissenschaft  angehörigen  Sätze,  und  gekünstelten  Vorschriften 
gereinigt  werden  *0-  Prüft  man  die  deutsche  Rechtsübung, 
abgesehen  von  dem  bisher  erörterten  Punkte,  so  zeigt 
sich,  dass  in  Deutschland  mehr  als  in  Frankreich  wegen  Stel- 
lung unzulässiger  alternativer  Fragen  Nichtigkeit  erkannt 
wird,  weil  hiebei  leicht  tauschende  Wahrsprüche  herbeige- 
lührt  werden  können,  indem  in  Bezug  auf  einzelne  Begehungs- 
Arten  die  Geschwomen  uneinig  sind,  und  zuletzt,  (wenn  ein 
schlauer,  redefertiger  oder  zudringlicher  Obmann  die  Be- 
rathung  leitet) ,  doch  aus  verschiedenen  Minderheiten  eine  so- 
genannte Mehrheit  gebildet  wi^*'). 


90)  V.  Stengel  in  der  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtspflege 
in  Baiem  II.  8.  362.  Es  ist  zu  bedauern,  dass  man  bei  dem 
Streite  nicht  erkennen  will,  dass  die  sogenannten  RechtsbegrilTe 
eigentlich  nur  solche  sind,  die  der  Gesetzgeber  ans  dem  Leben, 
dem  gemeinen  Sprachgebrauche  entlehnt,  und  da,  wo  Staats- 
Richter  über  Ausdrücke  des  Gesetzes  entscheiden ,  auch  bei  ihnen 
eine  grosse  Verschiedenheit  der, Ansichten  vorkömmt 

91)  z.  B.  in  Bezug  auf  den  im  Gesetze  aufgestellten  Begriff  von 
Dolus  und  die  geseUllchen  Ausdrücke,  Absicht,  Vorsatz.  Meine 
Nachweisungen  in  dem  Gerichtssaal  1854  S.  29.  So  führt  bfluflg 
der  Ausdruck:  wissentlich  z.  B.  bei  Meineid,  irre.  Archiv  für 
Freust.  Strafrecht  IV.  8.  215. 

92)  Darüber  Arnold  im  Geiiehtssaal  1865  a  216  und  mdne  Nach- 
weirangen   im  Gerichtssaal  1852  I.  S.  407  IL  S.  227.     Baier. 
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Eigenthümlich  ist,  dass  in  Deutschland  (mehr  als  in 
Frankreich)  e^entaelle  und  Znsatzfragen  gestellt  werden; 
was  ^)  den  grossen  Vortheil  hat,  dass  den  Geschwo^nen 
weniger  Zwang  zugefügt  wird,  nnd  sie  in  Fällen,  in  denen  sie 
ein  nnhedingtes  Nichtschnldlg  mit  ihrem  Gewissen  nicht  yer- 
einigen  könnnen,  die  Hauptfrage  yemeinen,  nnd  die  cFcn- 
tnelle  Frage  hejahen  **).  Ehen  in  Bezug  auf  diese  Fragen, 
lehrt  aber  die  deutsche  Rechtsübnng,  dass  dadurch  oft  ein 
widerlicher,  verz5gerlicher  und  der  Fällung  eines  gerechten 
Wahrspruchs  leicht  schädlicher  Streit  veranlasst  wird ,  indem 
nicht  selten,  wenn  die  Stellung  einer  solchen  Frage  vorge- 
schlagen wird,  der  Staatsanwalt  dagegen  sich  erklärt,  weil  er 
hofft,  dass,  wenn  die  Frage  wegbleibt,  die  Geschwornen,  die 
nicht  ganz  lossprechen  mdgen ,  doch  lieber  die  Hauptfrage  be- 
jahen werden*^),  während  der  Vertheidiger  gegen  die  even- 
tuelle Frage  sich  verwahrt,  weil  er  hofft,  dass  die  Geschwor- 
nen, die  von  der  strengen  Strafe  zurückschaudern,  welche 
ihrer  Bejahung  der  Hauptfrage  folgen  würde,  es  vorziehen 
werden ,  lieber  das  Nichtschuldig  auszusprechen.  Die  darüber 
geführte  Verhandlung,  bei  welcher  oft  keiner  der  Redner 
seine  wahren  Beweggründe,  sondern  Scheiogründe  angiebt,  ist 
nicht  geeignet ,   die  Geschwonien  richtig  zu  leiten  *^.    Noch 

Sitzungsberichle  L    S.   144   neuer  Preuss.  Fall  in  Goltdammer 
Archiv  IV.  8.  208. 

93)  Man  ronss  beide  genau  trennen;  evenloeHe  Fragen  werden  für 
den  Fall  gestellt,  wenn  die  vorhergehende  Frage  verneint  wird, 
(z.  B.  1  Frage  auf  Mord ,  2  auf  Todschlag)  Zusatzfragen  sind  die, 
welche  die  Bejahung  der  Vorfrage  voraussetzen,  und  nur  auf 
Modificationen  der  Schuld  sich  beziehen,  z.  B.  verminderle  Zu- 
rechnung, gut  Arnold  im  Gerichtssaal  1855  S.  218. 

94)  z.  B. ,  wenn  die  Angeklagte  des  vorsätzlichen  Kindesmord  an- 
geklagt Ist  und  die  eventuelle  Frage  auf  fahrlässige  Tödtung  ge- 
stellt wird. 

t    95)  Ohnehin  werden  oft  die  Geschwornen  leicht  beruhigt,  weil  sie, 
wenn  sie  auch  zu  strenge  sind,  auf  die  Begnadigung  rechnen. 
96)  Nachweisungen   darfiher  in    meinen  AuüBitzen  im  Gerichlssaal 
1852  I.  S.  214.  411.  n.  S.  37.  1853  S.  20  U.  S.  118. 
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beklagenswerther  ist  die  Erscheinung,  dass  bei  der  Stellung 
dieser  eventuellen  Fragen  die  Wililcühr  des  Vorsitzenden,  eine 
so  grosse  Macht  ausübt,  indem  es  von  ihm  abhängt  *^,  ob 
er  die  Frage  stellen,  d.  h.  annehmen  will,  dass  die  Verhand- 
lung dazu  Veranlassung  gab,  was  begreiflich  eine  sehr  un- 
bestimmte Anweisung  ist,  so  dass  der  Vorsitzende  dann  schon 
vorneherein  über  das  Nichtdasein  des  mildern  Gesichtspunkts 
abspricht,  die  Oeschwornen  ungeeignet  bevormundet,  sie  ••) 
beschränict  und  zu  Wahrsprüchen  zwingt,  die  ihrem  Gewis- 
sen widerstreiten,  z.  B.  in  Fällen,  wo  sie  das  Schuldig  nur 
aussprechen  wollen,  wenn  sie  zugleich  verminderte  Zurech- 
nung annehmen  können  »•).  Selbst  der  Trost,  dass  der  Gas- 
sationshof  nachhelfen  könne ,  ist  ein  grundloser  ^<><»Ju  Eine, 
wohl  als  zweckmässig  anzuerkennende  Verschiedenheit  von 
der  französ.  Rechtsübung  bemerkt  man  in  Deutschland  darin, 
dass  die  deutschen  Gesetze  die  Stellung  besonderer  Fragen, 
wegen  Aufhebungsgründen  der  Zurechnung  oder  die  Strafe 
verlangen,  wodurch"*)  der  Vortheil  erreicht  wird,  dass  die 
Zweideutigkeit  der  Lage  der  Geschwomen  vermieden  wird  ***) 


97)  Die  Gesetze,  z.  B.  baier.  Gesetz  $.  175  weissen  darauf  hin,  dass 
solche  Fragen  za  stellen  sind,  wenn  aas  den  Verhandlangcn 
hiezn  die  Veranlassung  sich  ergiebt 

98)  Wir  bitten  den  unangenehmen  Eindruck  zu  erwägen,  weiche  ein 
im  Gerichtssaal  von  1854  II  8.  235  mitgetheiiten  würtembergi- 
schen  Falle  erweclit. 

99)  Gut  Arnold  im  Gerichtssaal  1855  8.  223  —  5. 

100)  Weil  die  Frage:  ob  die  Verhaodlung  Stoff  zur  Stellang  der 
Frage  gab,  thatsächlicher  Natur  ist,  und  darüber  der  Cassalionshof 
oicht  entscheiden  kann.  Bair.  Sitzungsbericht  I.  S.  168.  11.  S.  96 
und  meine  Nachweisangen  im  Gerichtssaal  1852  II.  8.  225. 

101)  Preuss.  Gesetz  v.  1852  §.81.  Hannover  $.  188.  Nachweisungen 
im  Gerichtssaal  1852  S.  33.  233. 

102)  In  der  hessisch,  darmst.  Strafprozessord.  ist  am  den  Nachtheil 
des  (wenigstens  scheinbaren)  Widerspruchs  in  den  Antworten 
der  Geschwomen  zu  beseitigen,  Torgescbrieben ,  dass  wenn  ein 
Aalhebungsgrund  der  Zurechnung  sich  ergiebt,  die  erste  Frage 
darauf  zu  richten  ist:  ist  der  Angeklagte  überführt,  dann  erst 

MttteraAitr,    Strkfverfahren.  35 
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in  der  sie  leicht  glauben  können,  da«s,  weil  keine  besondere 
Frage,  z.  B.  wegen  Seelenstörang,  Notbwebr  geatellt  irnr- 
de,  die  Jury  aucli  nicht  berufen  wäre  darüber  ^n  entschei- 
den, ureU  dann  auch  durch  Stellung  der  besondem  Frage  die 
Aufmerksamkeit  der  Geschwornen  besser  anf  den  richtigen 
Punkt  geleitet  wird,  und  dann  manche  eventuelle  Frage  aich 
aweckmiissig  anreiht.  Zu  bedauern  ist  nur ,  dass  in  Beang 
auf  Seelcnstörungen  die  (nach  der  Art  der  häufig  sehr  ge- 
künstelten Fassung  der  Gesetzbücher)  Fragestellung  der  Ge- 
schwornen nicht  richtig  leitet  >^).  Die  Rechtaübung  lehrt, 
dass  noch  oft,  da  wo  die  Geschwornen  eine  an  sie  wegen 
Zurechnung  gestellte  Frage  bejahen,  dennoch  ihr  Aua^ruch 
wegen  abweichende  Jurist.  AulTassung  veriiichtet  wird  **'). 
Nach  der  Erfahrung  hängt  auch  häufij;  von  der  Reihenfolge 
der  gestellten  Fragen  wesentlich  der  Inhalt  des  Wahraprucha 
ab  >»»). 

Fasst  nuin  das  Ergebniss  der  bisher  mitgetfaei^ien  Erfah- 
rungen zusammen,  so  kann  i^icht  geläognet  werden,   dass  es 


die  Frage  über  den  Aufhebangsgrund  zu  stellen,  s.  daraber  Mo- 
tive zum  heMttchen  Entwurf  S.  69. 

103)  Die  Fehler  liegen  darin,  dass  die  Frage  entweder  auf  einen 
bestimmten,  technisch  ausgedrfickten  Zustand  geriebiel  wird,  oder 
nach  einem  gekünstelten  im  Gesetzt),  (s.  B.  in  Baden)  ai|%etteUten 
Prinzip,  das  den  Geschwornen  schwer  verstAndlicb  iyt,  gerichtet 
wird ,  s.  meine  Nachweisungen  im  Gerichtssfal  1852  S.  233. 
Schwarze  S.  92.  Arnold  I.  c  S.  197.  Stempf  im  Magazin  lor 
bad.  Recht  L  S.  304. 

104)  Fall  in  Preussen  in  Goildammer  Archiv  II.  S.  420  und  darober 
Temme  Archiv  für  strafrechtl.  Entscheidungen  iL  8.  13. 

105)  Dies  ist  der  Fall  bei  Anklagen  wegen  der  durch  vorsitzliche 
Körperverletzung,  verursachten  Tödlung.  Wenn  das  Gefetz  Strafe 
nach  3  Kategorien  davon  abh&ngig  macht,  ob  der  Tliiter  den 
Tod  als  sehr  wahrscheinliche  oder  sehr  unwahrscbeinliciie  Folge 
jeiner  Handlung  vorhetsehen  konnte.  Bier  tritt  ein  anderer 
Wahrspmch  ein,  Je  nachdem  die  Fragen  in  einer  oder  andern 
Ordnung  gestellt  sind.  Nachweisungen  in  meinem  Aub.  im  Ge- 
lichtssaal  1856  S.  113. 
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zwedasilMger  sein  würde ,  das  framzöaische  System  '^)  der 
FrsgesteOniig  aufsogeben,  und  das  englische  ansunehmen, 
vonnsgesetety  dass  die  Anklageschriften  einfacher,  als  bisher 
Verden,  dass  die  Verhandlung  und  die  Entscheidung  der  Ge- 
schwornen  inuner  nur  auf  ein  Verbrechen,  dessen  Jemand  an- 
grtdagt  ist,  gerichtet  wird  *07j^  ^^i  ^ass  der  Schlussrortrag  des 
Vorsitaenden  aweckmSssig  eingerichtet  ist.  Die  Annahme  des 
engl.  Systems  <^)  würde  den  Vortheil  herbeiführen-,  dass  die 
Geschworaen  weit  mehr  ihrem  Gewissen  folgen  ^könnten  und 
nicht  dem  bei  dem  fi-anaös.  System  leidit  eintretenden  Zwange 
ansgesetat  und  durch  die  kunstreich  gestellten  Fragen  irrege- 
leitet werden ,  dass  die  Klagen  über  Willkür  der  Vorsitzen- 
den, ebenso  wie  die  verzögerlichen  Streitigkeiten  über  Frage- 
stellung und  die  häufigen  doch  gewöhnlich  erfolglosen  Nicb- 
tigü^it^gesuche  wegfallen  würden.  Will  man  aber  das  System 
beibehalten,  dass  die  Geschwornen  über  bestimmte  vom  Vor- 
sitxenden  gestellte  Fragen  zu  entscheiden  haben,  so  ist  es 
wesentlich,  1}  dass  das  braunschweigische  Gesetz  oder  doch 
die  Einrichtung  ^^)  angenommen  wird,  nach  welcher  die  Fra- 
gen, welche  der  Vorsitzende  stellen  will,  vor  seinem  Schluss- 


106)  V.  T^pelskirck  in  Goltdammera  Archiv  IV,  8.  11  nennl  es  ein 
mechanisches  Frage-  und  Antwortspiel,  dai  in  ein  nicht  mehr  aus- 
zuschöpfendes Meer  von  Juristischen  Bedenken  und  Wortslreitig- 
keiten  fährt,  welches  der  Auffindung  des  materiellen  Rechts  nicht 
günstig  ist 

107)  In  England  wird ,  wenn  Jemand  mehreren  Verbr.  angeklagt  ist, 
immer  nur  fiber  Eines  verhandelt  und  von  den  Geschwornen 
enlKhieden.  Dadurch  ist  die  Aufmerksamkeit  der  Geschwornen 
nur  anf  Einen  Punkt  gerichtet  und  der  Nachtheil  vermieden, 
dass  in  Frankreich ,  Belgien,  Deutschland  oft  400  und  noch  mehr 
Fragen  an  die  Jury  gestellt  werden. 

108)  Qies  hindert  nicht,  dass  der  Vorsitzende  in  charge  auf  gewisse 
Fragen  aufmerksam  machen  oder  die  Geschwornen  (wie  in  Malta) 
den  Richter  um  Aufklärungen  und  besiimmte  Fragen  ersuchen 
können. 

109)  Die«  M  im  Art.  58  des  Genfergesetaet  vorgetehrieben. 

85» 
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vortrage  bezeichne,  um  daran  seine  Erlänternngen  eu  knüpfeD| 
2)  dass  eine  Vorsclirift  (wie  in  England,  Malta,  Zürich)  auf- 
genommen wird  110),  nach  welcher  die  Geschwornen,  wenn 
darauf  keine  Frage  gestellt  ist,  befngt  sind,  statt  des  Schul- 
dig wegen  der  Hanptanklage  den  Schnldaosspmch  anf  den 
milderen  strafrechtlichen  Gesichtspunkt  zu  richten,  dessen  An- 
klage stillschweigend  in  der  Hauptanklage  liegt,  z.  B.  statt 
des  Schuldig  wegen  vorsätzlichen  Verbrechen,  ihr  Schuldig 
wegen  FahfllBsigkeit  auszusprechen.  —  Die  Erfahrung  lehrt, 
dass  auch  die  Befugniss  der  Geschwomen  gegen  die  Frage* 
Stellung  Bemerkungen  zu  machen,  benfltzt  wird  and  wohl- 
thäüg  wirkt  ">). 

§.    38.     . 

Gesetzliche  Vorschriften   zur  Sicherung  der   Erlangung 

gerechten  Wah^rsprüchc. 

Die  Berücksichtigung  mancher  Gefahren  von  Einflüssen, 
welche  die  Fällung  gerechter  Wahrsprüche  bedrohen  können, 
erzeugte  in  der  englischen  Rechtsübung  und  an  der  Gesetz- 
gebung verschiedener  Länder  gewisse  Anordnungen,  durch 
welche  jene  Gefahren,  beseitigt  werden  können,  und  das  Ver- 
trauen  zur  Gerechtigkeit  der  Wahrsprüche  vermehrt  werden 


HO)  Nach  den  Erknndigungen  in  Zurüch,  wirkt  dies  sehr  vortheilhaft 
um  materielle  Gerechtigkeit  zu  fördern,  ohne  dass  man  den  Ge- 
schwomen unzeitige  Müde  vorwird 

111)  Fast  alle  deutschen  Gesetze  sprechen  diese  Befugniss  aus.  Auf- 
fallend ist  es,  wenn  im  baier.  Entwurf  v.  1851  dies  Recht  (was 
das  Gesetz  v.  1848  art.  179  gicbt)  nicht  mehr  geben  will,  weil 
nach  den  Molivcn  zu  art.  477  es  unpassend  ist,  we/in  die  Ge- 
schwomen schon  voraus  ihre  Ansicht  aussprechen.  Dies  Ist  irrig; 
ihre  Bemerkungen  and  Antrage,  z.  B.  wegen  Stellung  eventuel- 
ler Fragen;  sind  nach  der  Erfahrung  (s.  Beispiel  von  Braon- 
schweigim  Gerichtssaal  1853  8.  20),  kein  Ausspruch  Uirer  Ansicht, 
ihre  Bemerkungen  haben  aber  den  Zwecke  jeden  Gewissenszwang 
zu  entfernen. 
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kann.  Daher  gehören:  L  Vorschriften,  welche  bewirken 
sollen,  dass  der  Wahrsprach  der  Geschwornen  das  Er- 
gebniss  ihrer  durch  die  in  der  Verhandlung  vorgekommenen 
Beweise  bewirkten  Ueberzeugung  ist,  insbesondere,  dass  sie 
nur  auf  die  unmittelbar  vor  ihnen  TOrgekommenen  und  der 
nöthigen  Aufsicht  unterworfenen  Aussagen  bauen.  11.  Vor- 
schriften, wodurch  jeder  fremden  Einwirkung  auf  die  Be- 
rathung  und  UrtheUsfällung  der  Geschwornen  entgegen  ge- 
wirkt werden  soll.  IIL  Vorschriften ,  welche  darauf  berech- 
net sind,  den  Geschwornen  alle  möglichen  Aufklärungen,  deren 
sie  zur  gründlichen  Berathung  bedürfen,  gegeben  werden. 
IV.  Vorschriften,  deren  Zweck  der  ist,  eine  geregelte,  freie 
und  gründliche  Berathung  und  Abstimmung  zu  sichern.  V.  Be- 
stimmungen, welche  den  Zweck  haben,  das  zu  Standekom- 
men der  Wahrsprüche  durch  eine  volles  Vertrauen  erweck- 
ende Stimmenzahl  zu  sichern. 

I.  Der  Grandsatz,  dass  der  Wahrspruch  nur  auf  die  Beweise 
gebaut  werden  soll,  welche  in  der  Hauptverhandlung  vorkamen, 
und  in  so  fern  es  auf  Aussagen  der  zum  Beweise  gebrachten  Per- 
sonen (Zeugen  und  Sachverständigen)  ankommt,  von  jenen  Per- 
sonen persönlich  vor  den  Geschwornen  eidlich  gegeben  wurden, 
verlangt,  dass  ihnen  bei  ihrer  Berathung  keine  Aktenstücke 
vorliegen,  vielmehr  der  Wahrspruch  nur  auf  diejenige  Ueber- 
zeugung gebaut  werden  soll ,  welche  dnch  die  gehörten  Ver- 
handlungen bei  ihnen  bewirkt  wurde.  In  Folge  dieses  tSrund- 
satzcs  erhalten  englische  und  schottische  Geschworne  keine 
Aktenstücke  bei  ihrer  Berathung  mitgetheilt;  das  franisös.  Ge- 
setzbuch 1)  geht  zwar  von  der  nämlichen  Ansicht  ans,  be- 
zeichnet aber  doch  einige  Aktenstücke,  die  ihnen  mitgegeben 
werden  sollen.    Deutsche  Gesetzbücher  ^)  erweitern  theils  die 


1)  Nach  Code  art.  341  werden  ihnen  mitgegeben  die  Anklageschrift, 
die  fiber  den  Thatbestand  aufgenommenen  Protokolle  die  Be- 
weiaslöcke  (pi^ces  da  procis)  mit  Ausnahme  der  schriftlich  auf* 
gekommenen  Aussagen  der  Zeugen. 

2)  Das  Prenss,  Gesetz  bestimmt  darüber  nichts,  das  v.  Baiem  v.  1848 
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Zahl  derselben,  theils besehrMnkcn  sie  dlräelbe  mid  ^lüutem 
die  Vorschrift.  Fragt  man  die  Erfahrung,  so  bemerkt  man 
leicht,  dass  die  Oeschwornen,  insbesondere  in  Deatsdiland, 
sehr  geneigt  sind  an  fordern,  dass  maa  ihnen  viele  Akten- 
stücke vorlege,  nm  da,  wo  unter  ihnen  Streit  entsteht,  welehen 
Inhalt  eine  gewisse  Aussage  oder  eine  Urkunde  hatte,  dem- 
selben nach  den  Akten  zu  schlichten  s).  Man  bemerkt  auch, 
dass  die  beschränkende  Vorschrift  des  Code  häufig  umgangen 
ward,  weil  in  den  Anklageschriften  nach  der  beliebten  ihm- 
aöaisehen  Sitte,  soviele  in  der  Voruntersuehuag  vorgekoa»* 
mene  Aussagen  von  Zeugen  und  Sachverständigen,  die  oft 
in  der  Verhandlung  nicht  vernommen  werden,  im- Auszüge 
oder  wörtlich  angeführt  sUid  ^) ,  und  weU  die  Protokolle  über 


folgt  dem  Code  aft.  3C1  und  übersetzt  pieces  du  proces  mit  den 
sämmtlichen  übrigen  Akten,  die  hannov.  Prozessordomig 
§.  1S9  lässt  ihnen  nur  die  über  den  sächlichen  Thitbestand  auf- 
genommöien  Protokolle  mitgeben.  Das  badisehe  Gesetz  itöl 
§.  97  gestattet  das  Mitgaben  der  Anklageschrift,  alle  in  der 
Sitzung  vorgelesenen  Aktenstücke  und  auf  Verlangen  auch  die 
Beweisstücke.  Die  brannscbw.  Strafprozessord.  {.  141  gestattet 
kein  Mitgeben  der  Aktenstücke,  allein  die  Gescbworaen  sind  be- 
rechtigt das  nochmalige  Vorlesen  aller  den  objecüven  Thatbe- 
stand  betreffenden  AlLtenstücke  und  der  bei  der  Sitzung  vorge- 
lesenen Zeugenaussagen  zu  verlangen. 

3)  So  haben  z.  6.  die  Oeschwornen  in  Weimar  verlangt,  dass  ihnen 
das  Resum^  des  Vorsitzenden  mitgeth^  werde,  was  ihnen  (mH 
Reebt)  verweigert  wurde.  B^ukhard  aas  der  Praiäs  denisdier 
Gesehworaengerichte  S.  21.  In  einem  Fdle  in  Prenaeea,  Ife 
eine  Schriflenvergleichang  Statt  ftfnd ,  erhielten  die  Gesehworaett 
die  Urkunden  und  die  Schriftstücke ,  welche  bei  der  VefgletehaBC 
zum  Grunde  gelegt  wurden  und  nahmen  daher  eine  neue  Be- 
weisaufnahme vor,  über  welche  der  Vertheidiger  liehnteht  mJäu 
erklfirea  konnte.  Es  wurde  vom  Obeitribunal  keine  Mkhtlg^eK 
angenommen.    Goltdammör  Archiv  IL  8.  ttö3. 

4)  hl  Preussea  (Gokdammer  Archiv  11.  S.  397)  vernichtele  das 
Obertribunal  ein  Urtheil  in  einem  Falle,'  wo  federn  der  Gesehwor- 
nen  ein  Exemplar  der  Anklageashiiftuiitgelbeill  wusde;  disObar- 
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den  Thatbestand,  wenn  si^  anch  zntilchst  nnr  auf  den  Au- 
genschein sich  beziehen,  hstn&g  anch  Aussagen  von  Zeugen 
enthalten  *).  Unrerkeiinbar  ist  da,  wo  den  Oeschwornen  auch 
Protokolle  ttbcr  Aussagen  •)  in  der  Voruntersuchung  mitge- 
geben bürden ,  m  besorgen ,  dass  sie  durch  solche  Aussagen 
von  Zeugen,  die  nicht  in  der  Sitzung  erscheinen,  von  den 
Ge^chwornen  nicht  beobachtet  und  dem  Kreuzverhör  nicht 
unterworfen  werden  konnten,  verleitet  werden  könnten,  dar- 
auf einen  das  Prinzip  der  Mündlichkeit  verletzenden  Werth  ztt 
legen.  Die  Rechsübung  in  Frankreich  und  Deutschland  lehrt, 
dass  man  die  Uebertretung  der  obigen  Vorschrift  nur  selten 
ds  Nichtigkeitsgrund  betrachtet '') ,  weil  man  voraussetzt,  dass 
die  Oeschwornen,  wenn  ihnen  noch  mehr  Schriften  als  ei- 
gentlich erlaubt  ist,  mitgegeben  wurden,  ihrer  Pflicht  gemSss 
handeln  werden ,  auf  jeden  Fall  sieht  man  darauf,  ob  das  mit- 
gegebene Aktenstück  von  der  Art  war,  dass  ein  wesentlicher 
Efaifluss  auf  die  Entscheidung  besorgt  werden  konnte  ^.    An- 


tribanal  fand  darin  eine  Verletzung  de$  Prinzips  der  Mündlieh- 
keil; das  preuss.  Gesetz  bestimmt  ja  nicht  (wie  der  Code),  dass 
ihnen  die  Anklageschrift  mitgetheilt  werden  soll 

5)  Ein  baier.  Reskript  v.  12  Febr.  1853  (in  Fertig  Sammlang  im 
Ergänzongsheft  8.  199)  rügt  es,  wenn  in  die  Aagenscheinspro- 
tokolle  anch  Zeugen  Vernehmungen  eingeschrieben  werden.  Ein 
Urlheil  des  baier.  Cassalionsbofs)  bair.  Sitzungsberichte  U.  8. 275, 
verwarf  das  Nichtigkeitsgesnch  in  einem  Falle,  wo  das  mitgegebene 
Protokoll  auch  die  Aussagen  des  Beschädigten  über  Lokalität 
enthielt,  nach  einem  tlrlheile  dieses  Cassaüonshofs  y.  H,  Febr. 
1851.  (Blätter  für  Rechfsanwendung  1854  Erg.  S.  i6)  war  das 
Mitgeben  ärztlicher  Gutachten  als  nicht  vernichtend  erfcläft. 

6)  Der  Code  art  341  spricht  nor  von  t^moins,  das  Genfergesetz  art. 
&9  setzt  (mit  Recht)  hinzu:  soit  des  accns^s. 

7;  Von  Frankreich  Arret  v.  7.  Jan.  1843.  23.  April  1^4^  (schon 
weil  die  Uebertretung  Strafe  der  Nichtigkeit  nicht  gedroht  ist)  von 
Preossen.  Goltdammer  Archiv  I.  S.  38.  686  II.  8.  23^.  397. 
Ji0nbt6lier  des  bad.  Oberhorgeriefats  1854  S.  4^8. 

8)  Qnt  ausgeführt  in  den  ii^  Note  7  angeführten  Aufsätze.  Jäfirb.  det 
bad.  Oberbfitf^. 
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erkannt  ist,  dass  die  Vertheilung  einer  gedruckten  Darstellung 
der  Sache,  die  der  Vertheidiger  jedem  Geschwomen  zustellen 
will,  unzulässig  ist  '),  und  dass,  wenn  einem  Geschwornen  aus- 
ser der  Verhandlung  etwas  über  die  Sache  aus  seiner  PriYat- 
Wissenschaft  bekannt,  oder  von  Jemanden  mitgetfaeül  wird, 
er  davon  in  der  Berathung  nichts  den  Andern  mittheilen 
.  darfw).     ' 

n.  Für  wesentlich  wird  es  erachtet,  dass  die  (beschwor- 
neu  nicht  durch  Einwirkungen  andrer  Personen,  durch  Mit- 
theilungeu  von  Thatsachen,  durch  Urtheile  über  den  Fall 
irregeleitet,  eingeschüchtert  oder  durch  eine  sogenannte  öffent- 
liche Meinung,  richtiger  oft  das  Parteitreiben  su  einem  Wahr» 
Spruche  bestimmt  werden.  W^end  in  England,  Schottland, 
Amerika,  die  Geschwornen  von  der  Eröffnung  des  Trial  an, 
bis  zur  Verkündigung  über  den  Wahrspruch  streng  abgeschlos- 
sen sind  und  mit  Niemanden  verkehren  dürfen  ^  >).  Dies  wurde 
zwar  in  Frankreich  ebenso  gesetzlich  vorausgesetzt,  allein 
die  Rechtsübung  lässt  die  Abschliessung  der  Geschwomen 
erst  beginnen,  wenn  sie  den  Sitzungssaal  verlassen,  um  zu 
berathen,  bis  zur  Vereinigung  über  den  Wahrspruch  i^),   so 


9)  Goltdammer  Archiv  l  S.  195. 

10)  In  Nordamerika  wird,  wenn  diese  Uebertretang;  nachgewiesen 
wird,  new  trial  gegeben.  Wharion  criminal  law  or  the  united- 
States  p.  1017.  Mein  Aufs,  in  Mübry,  hannov.  Gerichtszeitong 
8.  66. 

11)  Nach  Weisungen  in  meinem  Werke  S.  462.  Dauern  die  Verhand- 
lungen mehrere  Tage,  so  werden  die  Geschwomen  in  einem 
besondem  Raum  (oft  in  einem  Gasthause)  unter  beständiger  Auf- 
sicht eines  Beamten  verwahrt  gehalten.  In  einem  Falle  in  Nord- 
amerika (Morning  Herald  v.  25.  Nov.  1851)  wurden  12  Beamle 
beeidigt,  welche  beständig  die  Geschwornen  überwachten;  die 
letzten  durften  ihre  Familien  besuchen,  Jedoch  nur  in  Ge£;enwart 
des  Beamten  und  nicht  über  das  Trial  sprechen. 

12)  Berenger  dela  repression  penale  p.  d^O  beklagt  diese  französifche 
dem  Gesetze  zuwiderlaufende  Praxis,  und  bemerkt:  das  jede 
Verhandlung  mit  einem  feierlichen  Meineid  beginne. 
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dass  aaf  diese  Art  die  Oeschwornen,  welche  bei  lange  daaeniden 
Verhandlangen  mit  ihren  Familien,  mit  andern  Personen  (oft  in 
Gasthöfen,  wo  aaswSrtige  Qeschwome  wohnen),  allen  Einwirkun- 
gen des  Parteigeistes,  gewissen,  verbreiteten  Vomrtheilen  oder 
dem  Eindrucke  ausgesetzt  sind,  welchen  unwillkürlich  die  Ge- 
spräche anderer  Personen  über  den  Fall  hervorbringen  können. 
Der  Grundsatz,  dass  die  Geschwomen  von  der  Zeit  an,  als  sie 
zur  Berathung  sich  zurückziehen  von  jedem  Verkehr  mit  An- 
dern entfernt  sein  sollen,  bezieht  sich  sowohl  darauf,  dass  ein 
Geschworner  sich  nicht  entferne,  mit  andern  Personen  nicht 
spreche,  von  Aussen  MitÜiellungen  erhalte,  als  auf,  dass  Nie- 
mand in  ihr  Berathungszimmer  kommt.  Die  Whrkung  der  Ueber* 
tretung  dieser  Vorschrift  kann  Nichtigkeit  des  Wahrspruchs  (in 
Amerika  Gestattnng  der  new  Trial  sein  *^)\  vergleicht  man 
aber  die  Rechtsübung  in  Europa,  so  bemerkt  man,  dass  nur 
selten  eine  Vernichtung  des  -Wahrspruchs  wegen  statt  gefun- 
denen Verkehrs  mit  der  Aussenwelt  erkannt  wird,  weil  oft 
eine  solche  Entfernung  **)  eines  Geschwomen  oder  im  Ge- 
spräch mit  anderen  Personen  nach  allen  erweislichen  Umstän- 
den völlig  gleichgültiger  Art  ist,    oder  auf  die  gegenwärtige 


13)  Wharton  treatiie  on  the  crim.  law  of  tbe  amted  states  p.  109 
—  15. 

14)  Französ.  Rechtssprüche  in  der  Encydopedie  p.  103.  Mein  Auf- 
salz im  Geiichtssaal  1851  S.  217.  In  einem  Falle  wurde  Nich- 
tigkeit (1835)  angenommen,  weil  die  Gescliwornen  unbefugt  an 
den  Ort  der  Verflbang  des  Verbrechens  gingen,  und  dort  von 
den  Zeugen  verschiedener  Erkl&rangen  erhielten,  in  Baiern 
wurde  erkannt  (ßitzangsbeiichte  V.  S.  33),  dass  deswegen,  weil 
der  Staatsanwalt  vor  dem  Zurückziehen  der  Jury  in  das  Bera- 
thungszimmer mit  einem  Geschwomen  sprach ,  keine  Nichtigkeit 
eintrete,  in  Preassen  wurde  keine  Nichtigkeit  angenommen,  un- 
geachtet ein  Geschworner,  während  der  Berathung  das  Zimmer 
verliess  (Urtheil  des  Revisionshofs  v.  29.  Sept  1843),  ebenso  kam 
ungeachtet  die  Geschwomen  nicht  sogleich  in  das  Berathungs- 
zimmer, sondern  vorerst  (wegen  natürlichen  Bedürfnisses)  an 
einem  andern  Ort  gingen.  Goltdammer  Archiv  lU.  S.  243.  Ebenso 
in  Baden.  Magazin  für.  bad.  Recht  II.  S.  172. 
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Sach^  sich  nteht  besleh^ir  ^%  od«r  weil  in  die  Cassationelufttfiis 
kfin  Beweis  fiber  einen  Vorfall  geführt  werden  kann. 

IIL  Nicht  selten  ergiebt  sich  erst  im  Latife  der  Be- 
rathnng  der  Oeschwornen  ein  erheblicher  Zweifel,  z.  B.  ül>6r 
den  wahren  Inhalt  einer  Aussage  oder  einer  vorgelegten  Ur- 
kunde, oder  es  wird  eine  nene  Befragung  eitles  Zeugen  über 
einen  gewissen  Pankt  oder  eine  Belelurung  fiber  einen  Rechts- 
punkt für  nöthig  von  den  Oeschwornen  erkannt ;  in  dien  ,die- 
sen  Fällen  muss  es  ihnen  frei  stehen,  diese  AolkUlning  zu 
erhalten  und  nach  Umständen  selbst  die  Befragung  eiiiea  Zeu* 
gen  zu  bewirken.  Nach  der  Erfalurung  wird  von  dieser  Be* 
fogniss   oft  Gebrauch  gemacht  ^*).    In  Bezug  auf  die  Frage: 


15)  Oft  wird    ein  Geschworner  piötzlich   krank,    wa$    die  Herbfli- 
nifang  anderer  Personen,  s.  B^des  Arales  nötbig  machen  kam. 

16)  In  England  ist  dar&ber  kein  Zweifel  Fftile  in  meiner  Schrift 
S.^464  in  einem  nenen  Falle  (Times  vom  23.  Mai  1853)  wünsch- 
ten die  GeschworneD  die  Wiedervorlesung  eines  Statement,  was 
sogleich  bewilligt  wurde.  In  Frankreich  zeigt  BonneviÜe,  in  den 
Schriften  de  l'amelloration  de  la  ioi  crimin.  p.  548,  das^  der 
Präsident  von  den  Geschwomen  oft  in  ihr  Zimmer  gerufen  wird. 
In  den  dMsth^n  Gesetzen  ist  nicht  die  n'Mhige  Rhtrheit  za  be- 
merken. Nach  Hannover  Strafprozessord.  f.  190  können  die  Ge- 
schwomen, wenn  sie  Zweifel  haben,  die  O^eg^nwart  des  Vor- 
sitzenden nnd  von  ihm  Ansknnft  erbitten;  finde!  der  Yorifizende, 
däsii  sich  die  Zweifel  auf  thatsfichHche  Pnnkte  beziehen ,  so  mnss 
er  sich  im  Berathnngszhnmer  Jeder  Aeosserong  datäMr  enttiallen« 
er  kann  jedoch  die  Wicdererdffinning  der  SitzuB^^  veraidassen. 
Nach  dieser  Fassung  kdnnte  er  fiber  R^htspnnkte  im  Zimmer 
d4T  Geschwomen  die  Belehrung  geben.  Besser  ist  in  Prenssen 
Gesetz  von  1852  f.  94  bestimmt,  daM  der  Vorsitzende  (von  Ihat- 
sftcblichen  Punkten  ist  nichts  gesafgt)  die  BelehmAir  in  Gegen- 
wart der  übrigen  Mitglieder  des  GeHcM«  geben  «fuss  (aneh  diese 
Fassung  ist  aber  nicht  gut,  well  darnach  die  Belehrung  nicht  in 

'  Gegenwart  des  Staatsanwalts  nnd  djSs  Vertheidigers  zn  geben  ist, 
wtfs  leider  in  der  Kammer  abgelehnt  wurde.  Frantz  Prenas.  Pros. 
8.  229).  Etwas  besser  bestimmt  Brannschwelg  GeMz  $.  141, 
dass  die  Geschwomen  immer  berechtigt  sind,  di^  Voriesnug  von 
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ob  der  VoraHsend«  in  daA  Berathungssimmer  der  Oeschwomen 
eintreten ,  wenn  sie  ihn  mfen  und  darin  die  Belehrung  geben, 
oder  ob  nur  in  öffentlicher  Sitzung  diese  Belehrung  ertheilf 
werden  darf,  sind  die  Ansichten  verschieden  <^).  WShrend  in 
Frankreich  die  erste  Ansicht  spSter  siegte  ^^)  wurde  in  Deutsch- 
land wenigstens  in  einigen  'Staaten  ^^  die  Nichtigkeit  eines 
Wahrcrprochs  ausgesprochen,  weil  der  von  de  Oeschwomen 
beigerufene  Vorsitzende  in  ihrem  Berathungsrimmer  war 
und  dort  Erklärungen  gab.  An  dieser  Ansicht  soHte  festge- 
halten werden,  weil  sonst  leicht  Besorgniss  entsteht,  dass 
auch  der  gewissenhafteste  PrSsident  auf  den  Wahrspruch  einen 
undemlichen  länfluss  iibt^). 

Man  hat  in  neuester  Zeit  noch  andere  Vorschläge  ge- 
maiehly  dwch  welche  den  Oeschwomen  ihre  Berathung  erleich- 
tert und  die  Gründlichkeit  der  Wahrsprüche  gesichert  werden 
soH,  a)  Indem  der  Präsident  des  Schwurgerichts  den  Vor- 
sICe  bei  der  Berathung  der  Oedchwornen  führen,  und  sie  durch 
seiM  BelefanAig  unterstütsen  soll  ^>).  Eine  solche  Einrichtung 
aber  würde,  abgesehen  davon,  dass  sie  ein  bedenkliches  Miss- 
trsmen  gegen  die  Oeschwomen  ausspricht,  grosse  Nachtheile 
haben,    weil  sie  der  Besorgniss  Raum  giebt,  dass   der  Vor- 


Aklenstfteken,   so  wie  Anlklfining    vom  Gericht  in  öffftnüicher 
8l6raBg  fordem  k5miMi. 

17)  hn  Baiem  Etile  in  meinem  Aaft.  im  Gtriefatmaai  1852  II.  8.  238 
von  Branniehweig.  Gerichtssaal  1853  S.  21.  23.  Iq  einem  Falle 
baten  die  Gesebw.  um  Belehrung,  was  öfTentlich^  Urkunde  sei. 

t§)  Kechtssprfiche  v.  13.  Oct.  1826,  14.  8epi  1817.  BonevfOe*  pag. 
549.    Camot  II.  p.  635. 

t9)  t,  B.  in  Brauttschweig  dtfrch  Rechtsspruch  des  Cassatfomihofs  v. 
30.  Joni  1852  (s.  Gerichtssaal  1853  S.  28)  s.  auch  da  für 
Schwarze  in  Weiske  8.  108. 

20)  Bueeh  in  den  neuen  Jahrbachem  des  s&chs.  ßtrafrechts  VI. 
8.  362. 

21')  VtM^  die  i^reuss.  Scbwurg^erichte  und  deren  Reform -Votum  von 
G6M  ndt  Za^en  von  Keller.    Berital  1861. 


556 

sitoende  selbst  mit  dem  besten  Willen  im  Amtseifer  6e- 
Bchwornc  cingeschücbtert ,  oft  durch  eine  hingeworfene  Be- 
merkang  zu  einer  Abstinimung  bestimmt,  oder  von  offenea 
Aussprüchen  fiber  die  bei  dem  Straffalle  einflussreichen  Zu- 
stände abgehalten  hat,  so  dass  dann  der  Wahrsprach  aufhörte, 
der  von  allen  fremden  Einflüssen  freie  Ausdruck  der  Uebeneu- 
gang  der  Geschwomen  zu  sein;  ohnehin  würde  dadurch  oft 
selbst  der  Vorsitzende  in  eine  schiefe  Stellung  dem  Ministerium 
gegenüber  kommen,  z.  B.  wenn  in  einem  Falle,  in  welchem 
Verortheilung  dringend  von  Seite  der  Regierang  gewünscht 
wird,  ein  Wahrsprach  der  Nichtschuld  erfolgt '^^),  b)  Nach 
einem  anderen  Vorschlage  sollen  die  Geschwornen  Entschei- 
dangsgründe  für  ihren  Wahrspruch  angeben,  um  den  Beweis 
ihrer  gründlichen  Berathung  zu  geben  '*);  allein  die  Unaus- 
führbarkeit  und  Nachtheile  dieses^)  Vorschlags  ergeben  sich, 
wenn  man  erwägt,  dass  nach  dem  Wesen  des  Schwurgerichts 
kein  Geschwomrr  schuldig  ist,  Gründe  fiir  seine  Abstimmung 
anzugeben,  dass  häaüg  eine  Vereinigung  der  Geschwomen 
über  die  Gründe  einer  gerechten  Entscheidung  nicht  zu  er- 
warten ist,  und  die  Redaktion  der  Gründe  nöthig  machen 
würde,  zur  Berathung  andere  Personen,  z*  B.  dem  Vorsitzen- 
den oder  den  Gerichtsschreiber  beiziiziehen,  deren  Gegenwart 
in  mancher  Hinsicht  störend  werden  könnte. 

IV.  Die  gründliche  Berathang  and  Abstimmung  wird 
vorzüglich  durch  einen  tüchtigen  Obmann  der  Jury  möglich 
gemacht  ^^) ,  der  nur  da  wohlthätig  wirken  kann,  wenn  er  ver- 


22)  Mein  Aufs,  im  tiericÜisMal  1852  S.  &2B.  Schwane  in  Weiske 
S.  109. 

23)  Dernburg  über  den  Werlh  der  Schwurgerichte  S.  112,  s.  noch 
Bien«r  Abth.  II.  S.  113. 

24)  Mein  Aufsatz  im  Magazin  fär  bad.  Recht  11.  S.  90. 

25)  Darüber 9  wer  Obmann  sein  soll,  ist  in  den  Geselzgebongen  Ver- 
schiedenheit,  in  Frankreich  (Code  342)  in  Hessen  (61)  ist  der- 
jenige, dessen  Name  ans  der  Urne  zuerst  gezogen  wird,  ohne 
dass  Ablehnong  eintrat,  'der  Obman;  jedoch  können  die  Ge- 
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stSndig  genug  ist,  die  Bedelitung  der  Fragen,  ihre  Reihen- 
folge za  würdigen,  die  Berathnng  und  Abstimmung  gut  zu  lei- 
ten und  von  jeder  Einschüchterung  und  Zudringlichkeit  sich 
frei  hält  ^).  Wichtig  wird  es  in  gehöriger  Ordnung  abstim- 
men zu  lassen ,  und  zwar  so,  dass  über  die  Hauptfrage  zuerst, 
dann  über  jeden  einzelnen,  erschwerenden  Umstand,  über  jede 
wegen  Strafaufhebung  oder  Entschuldigung  gestellten  Frage, 
und  wenn  die  Oeschwomen  mildernde  Umstände  anneh- 
men können ,  auch  darüber  abgestimmt  wird.  Er  hat  zu  prü- 
fen, ob  das  von  dem  Gesetze  zur  Annahme  eines  Wahr- 
spruchs  geforderten  Stimmverhältniss  vorhanden  ist^^). 

V.  Während  man  in  England ,  Schottland  in  der  Auf- 
erlegung einer  besondern  Verpflichtung  der  Geschworncn,  die 
über  den  Gang  und  Inhalt  ihrer  Berathungen  strenges  Still- 
schweigen zu  halten,  eine  verletzende  Bevormundung  erblicken 
würde  und  die  Gesehwomen  in  manchen  Lagen  des  Lebens 
veranlasst  werden  können,  sich  über  die  Art  zu  äussern,  wie 


schwomen  mit  Zustimmang  dieses  letzten,  einen  Andern  w&hlen 
(es  entscheidet  daher  der  Zufall;  das  Wahlrecht  ist  bäuflg  bedeu- 
tungslos, weil  die  Geschwornen  den  oft  geachteten,  aber  doch 
nicht  tauglichen  nicht  verletzen  wollen.  Nach  Preuss.  Gesetz 
£.  109,  Hannover  189,  Baden  97  soll  immer  der  Obmann  von 
den  Qeschwornen  gewählt  werden;  als  die  beste  Einrichtung 
zeigt  sich  den  vom  Gesetzb.  in  Malta  (art  519.  22),  nach  welchen 
in  ein  eigenes  Buch  die  Geschwornen  kommen ,  welche  (das  Ge- 
setz schreibt,  besondere  Eigenschaften  für  sie  vor)  als  Obmann 
(prims  giegrati)  ernannt  werden  können.  Gegen  sie  ist  beson- 
dere Rekusalion  zulässig. 

26)  Leider  führt  oft  Hochmuth  oder  eine  gewisse  Berufseinseitigkeit 
den  Obmann  irre ,  wenn  er  sich  einbildet ,  am  besten  eine  Sache 
zu  verstehen,  z.  B.  weil  er  selbst  Chemiker  ist,  und  ein  darauf 
bezüglicher  Punkt  in  der  Anklage  vorkömmt. 

27)  In  Frankreich  regelt  ein  Gesetz  v.  13.  Mal  1836  diese  Abslim- 
mnng.  Dies  Gesetz  hat  in  Frankreich  gewirkt,  dass  die  Fragen 
noch  mehr  als  früher  getrennt^  werden.  Morin  repert.  II. 
paff.  601. 
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dei  Wahrsprach  zu  Stande  kam^)  und  es  dem  Zartgefühle 
des  Oeschwornon  überlassen  werden  muss,  wie  v|el  er  davon 
mittheilen  will ,  was  andere  Gesch worne  f  elhan  haben  ^)y  bs* 
ben  in  Franicreich  die  politischen  Zustände  vor  183$,  wo 
Verschwörungen  und  Versuche  des  Könlgsmords  rasch  auf 
einander  folgten,  wo  die  Presse  ein  Mittel  der  Einsahüchte- 
rung  iu  der  Bekanatmacbung  der  Namen  der  Qesehwomeoi 
welche  für  oder  gegen  den  Wahrspruch  der  Schuld  summten, 
und  im  masslosen  Tadel  der  Ersten ,  und  Belobung  der.Leis- 
Uoi  fund,  wo  schwere  Drohungen  oft  auf  Oeschworae  gewirkt 
haben  mochten,  ein  anderes  Verfahren  hervorgerufen.  Die 
Oesetagebung  glaubte  in  dem  (unter  den  damaligen  UmstftD- 
den,  wo  der  Mord  durch  Fieschi  allgemeinen  Schauder  er- 
weckt hatte,  leicht  in  den  Kammern  durchgesetsten)  Gesetse  r. 
9.  Sept  1835  '*)  ein  Mittel  su  finden ,  den  Geschworeen  eine 
grössere  Unabhängigkeit  dadurch  eu  sichern,  dass  sie  geheim 
abstimmen  müssten,  und  xwar  durch  Zettel»  so  dass  jeder 
den  Inhalt  seiner  Abstimmung  vor  den  andern  Geschwomen 
verbirgt  und  der  Obmann  nur  nach  dem  Inhalte  der  Zettel, 
deren  Verfasser  er  nicht  weiss,  die  Abstimm^ng  erkennt.  Auf 
diese  Art  sollte  der  bisher  vorgekommnnen  Einschüchterung 
der  Geschwomen,  weil  das  Volk  die  Abstimmung  der  Einael- 
nen  nicht  erfährt,  vorgebeugt  werden.  Die  Erfahrung  hat  die- 
ser Einricktung  kein  gutes  Zeugniss  gegeben.    Die  zwar  nicht 


28)  Der  Verf.  hat  ux  dem  Werke:  englisches  Strafverf.  S.  471  Note 
57  einen  von  einem  Geschwomen  stammenden  Artikel  über  die 
Art,  wie  es  bei  der  Berathang  über  den  Pfozess  Webster  zuging, 
mitgetheilt. 

29)  Da  in  England  Einstimmigkeit  gefordert  ist,  so  fällt  die  Veran- 
lassang  zu  Gespr&chen  darüber  weg,  ausgenommen ,  wenn  die 
Berathang  lange  dauerte  oder  Oeschworae  nicht  einig  worden. 

30)  Der  Text  des  GeseUes  und  der  Verord  v.  13.  Mai  1836  in  der 
Zeitschrift  für  aasl.  Gesetzgebung  VIIl.  8.  479.  Auch  in  Belgien 
erlaubte  man  in  dem  Qnsetze  y.  i^.  Mai  1838  dem  franz(te.  Yor> 
bilde  folgen  zu  müssen. 


■^^ 
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offen  ausgesprochene  Absicht  des  Gesetsgebers  war,  die  Be- 
rathung  gans  ausznschliessen ,  damit  kein  Geschworner  die 
Ansichten  der  Hitgeschwornen  kenne,  und  ihre  Abstim- 
mung  errathen  kann.  Das  Gesetz  hat  seine  Früchte  getragen 
und  ängstliche  Geschworne  haben  allerdings  sich  gehütet, 
ihre  Meinung  auszusprechen ,  so  dasa  die  zur  Sicherung  der 
Gründlichkeit  so  wohlthätige,  den  Austausch  der  Meinungen 
sichernde  Berathung  häufig  weggefallen  und  dadurch  die 
Ungründlichkeit  der  Wahrsprüche  vermehrt  worden  ist.  Ver- 
standige und  muthige  Geschworne  in  Frankreich,  ebenso  wie 
die  bessern  Juristen  tadelten  daher  ^^  das  Gesetz  von  1835 
schwer,  und  es  zeigte  sich,  dass  in  der  Wirklichkeit  doch  die 
Geschwornen  Abstimmungen  der  Andern  kannten  upd  durch 
manche  Lebensverhältnisse  oft  genöthigt  sind ,  über  den  Gang 
der  Berathung  zu  sprechen.  Im  Jahr  1848  ist  durch  Gesetz 
V.  9.  März  wenigstens  ausgesprochen ,  dass  die  Berathung  der 
Geschwornen  stattünden  soll  (de  droit  ist),  jedoch  ist  die  ge- 
heime Abstimmung  beibehalten  93).  j^  mehreren  deutscbon 
Gesetzgebungen  wirkt  die  französische  Vorschrift  in  so  ferne 
fort,  dass  zwar  nicht  die  Berathung  oder  die  mündliche  Ab- 
stimmung beseitigt  ist,  wohl  aber  dio  Geschwornen  aufmerk- 


st) Vischer  in  Brüssel  halte  schon  in  der  Zeitsehrift  für  aaslftttdisebe 
Gesetzgebung  X.  S.  340  die  Nschtheile  des  Gesetzes  geschüdert, 
sehr  gut  aber  Bonneville  de  Farne  livralion  p.  421—32  das  Ge- 
setz angcfi^ireD,  er  nennt  p.  431  das  seralin  secret  nn  expedient 
de  .pusillanimile  qae  reponssent  depais  longtems  la^  loyautö  et 
la  fermel^  de  rimmense  majori!^  du  Jury.  C'est  une  ii\jure  au 
caraclcre  d'une  nation,  dont  le  nom  singnific:  tranchise  et  cou- 
rage.  Er  schlägt  vor,  dass  man  wenigstens  die  geheime  Ab- 
stimmung nur  beibehalte,  wenn  1  oder  2  Geschworne  es  ver- 
langen. 

32)  Nach  den  Motiven  und  nach  den  Erklärungen  bedeutender  Juri- 
sten, sollten  sie  aufgehoben  sein;  der  Cassations hof  entschied,  dass 
sie  noch  bestehe.  Moria  Jonmal  du  droit  crim.  1848  Nr.  4262 
und  p.  125. 
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sam  gemacht  werden ,  dass  sie  über  den  Gang  der  Berathnng 
und  Abstimmung  ein  unverbrüchliches  Stillschweigen  zu  beob- 
achten- haben  ^).  Während  diese  letzte  Fassung  eine  Art 
Befehl  ausdrückt,  ist  doch  wenigstens  keine  Strafe  der  lieber- 
tretung  gedroht;  besser  aber  sollte  auch  'diese  Vorschrift  als 
Nachklang  der  französ.  aus  dem  Oesetzbuche  nm  so  mehr 
wegbleiben,  als  sie  eine  unwürdige  Bevormundung  der  6e- 
schwornen  enthält  und  doch  nicht  durchgeführt  werden  kann, 
da  der  Geschworne  nicht  leicht  in  die  Lage  kommen  kann, 
z.  B.,  wenn  Irrthümer  oder  falsche  Beschaldigungen  verbrei- 
tet sind,  durch  Erklärung  über  den  Gang  der  Abstinunung 
sich  zu  rechtfertigen. 

VI.    Von  besonderer  Wichtigkeit   ist  die  Stimmenzahl, 
mit  welcher  der  Gesetzgeber  sich  begnügt.    Davon  hängt  das 

« 

Verhältniss  der  Zahl  der  Lossprechungen  zu  den  Sdinldiger- 
klärungen  ab.  Giebt  es  in  einem  Staate  Zustände,  in  wel« 
eben  der  Gesetzgeber  nur  das  Hauptstreben  hat,  recht  yiele 
Verurtheilungen  zu  erlangen,  und  wo  Parteien  sich  schroffer 
gegenüberstehen  und  die  Staatsmänner  suchen  durch  die  For- 
derung einer  möglichst  geringen  Stimmenzahl  die  Mehrheit 
der  zur  Verurtheilung  geneigten  Geschwomen  zu  gewinnen 
und  den  Einfluss  der  streng  prüfenden  charakterfesten  Ge- 
schwomen zu  vereiteln,  so  wird  die  Gesetzgebung  sich  mit 
absoluter  Stimmenmehrheit  begnügen,  während  die  Forderung 
der  Stimmeneinhelligkeit,  oder  doch  einer  sehr  grossen  Mehr- 
heit da  siegen  wird,  wo  der  Gesetzgeber  überzeugt  ist,  dass 
die  Wirksamkeit  der  Wahrsprüche  um  so  mehr  steigt,  je  grös- 
ser das  Vertrauen  zur  Gerechtigkeit  derselben  ist,  und  dass 
dies  Vertrauen  davon  abhängt,  dass  in  der  zu  einer  Ent- 
scheidung berufenen  Versammlung,  so  viele  Stimmen  für  ei- 
nen gewissen  Ausspruch  vorhanden  waren,  dass  darin  der 
Ausschluss  des  Zweifels  enthalten  ist.  Die  französ.  Gesetz- 
geber sind  in  verschiedenen  Zeiten  von  der    ersten  Ansicht 


33)  z.  B.  im  baierischen  Gesetz  §.  i7i,  im  badischen  Gesetz  von  1851 
ail.  96. 
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•ii0gegaiigen,  und  der  grosse  Wechsel  der  Gesetcgebnngen 
Aber  die  Stiminenzahl  ^^)  erklärt  sich  aus  dem  Wechsel  poU- 
tiseher  Zastliide,  und  der  mehr  oder  minder  yorherrsehen« 
den  Sichtung  deis  Oesetzgebers  die  Zahl  der  Vemrtheilungen 
SU  vermehren  und  die  Hindernisse  derselben  zu  beseitigen  **> 
Die  oben  geschOderten  tranrigen  politischen  Zusände  bewirk- 
ten, dass  im  J.  1835  man  sich  mit  einlacher  Mehrheit  (7  zu  5) 
begnfigte,  wogegen  bei  dem  politischen  Aufschwung  yon  1848 
ein  Dekret  vom  18.  Oktober  wieder  8  Stimmen  yerlangte,  bis 
unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  die  Besorgniss  vor  zu 
vielen  Lossprechungen  das  Gesetz  v«  9.  Juni  1853  erzeugte, 
welches  wieder  nur  mit  Mehrheit  von  7  sich  begütigt  3^).  In 
England  und  Irland  ist  dagegen,  durch  die  Art  der  Aus- 
bildung der  Jory  allmällg  herbeigeführt  **) ,  das  Erforderniss 
der  Stimmeneinhelligkeit  anerkannt,  wogegen  in  Schott- 
land Stimmenmehrheit  genügt,  während  Nordamerika  an 
dem  Grundsätze  Englands  festhält.  Als  die  Jury  in  an- 
dere Ländern  verpflanzt  wurde,  folgte  man  mehr  oder  minder 


33  a)  Naehweisimgen  aber  die  Gesetze  v.  1791  bis  1835  in  meinem 
StralVerfahren  fl.  S.  572. 

34)  Berenger,  de  la  represslon  penale  p.  68-^  75  tiblt  Aa  vollsUn- 
digiten  den  GtDg  der  Gesetzgebang  v.  1791  bis  1853  auf  und 
zeigt  den  Ein^uss  dieser  Gesetze.  Nachdem  unter  dem  Gesetze 
V.  1831,  welches  8  Stimmen  iEor  Verarlheilang  forderte  v.  1000 
Angeldagten  369  losgesprochen  warden,  unter  dem  Gesetze  von 
1835,  welches  Mehrheit  v.  7  annahm,  die  Lossprecbungen  auf 
283  selbst  259  sanken,  war  die  Folge  des  Gesetzes  v.  1848, 
welches  wieder  8  Stimmen  verlangte  das  Yerh&ltniss  v.  303  Los- 
sprechongen. 

35)  Morin  im  repertoire  II.  p.  321  hebt  richtig  hervor,  wie  wenig  eine 
Mehrheit  von  7  —  5  Sicherheit  gew&hrt  nnd  Vertrauen  zum 
Wahrspmeh  einflfisst 

30)  Naehweisongen  in  meinetn  Werke :  das  englische  Strafverfahren 
S.  471  etc.  und  dazu  Porsyth  histoiy  of  the  trial  by  Jnry  p.  238. 
Biener  das  engl  Geschwomengericht  IL  S.  107.  Gundermann  fiber 
die  ElnsthnmiglLeit  der  Geschwomen.    München  1849. 

MitterMAier,  StraffwAihren.  30 
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der  fränzöe.  Anflichtst).  In  Dentschinnd  und  der  Sdiweis 
iMte  schon  vor  1848  die  öffentliche  Stimme  gegen  die  An- 
nähme  yon  einfacher  Melurheit  sich  TieUKh  erU2rt  und' we- 
nigstens das  fransös.  System,  welches  wenigstens  8  Stimmen 
forderte,  empfohlen.  Dies  leiste  System  wnrde  andi  in  den 
meisten  nenen  Geseteen  angenommen*^),  wälirend  Andere ^^ 
mit  der  einfachen  Mehrheit  sich  begnttgten  und  nach  Andern  ^) 
diese  swar  gleichfalls  genügen  sollte,  jedoch  dann  die  Staats- 
richter  berofen  sein  sollten,  übex  den  Fall  cu  entscheiden  ^>). 
Nnr  in  Braunschweig  ^^)  verhingt  das  Ckseta  mm  Wahtspmch 
die  Stimmeneinhelligkeit,  jedoch  mit  Gewähning  eines  Ausiuinils- 
mittels  um  jeden  ungerechten  Zwang  zu  beseitigen.  —  Bei 
dem  fortdauernden  Streite,  welcher  Weg  als  der  beste  mr 


37)  In  Griechenland ,  in  Belgien  (dnrch  Gesetz  v.  15.  Mai,  das  den 
franzj^  v.  1835  folgte)  wird  einfache  Mehrheit,  in  Portngal  iwet 
Drittel  verlangt 

38)  Baiem  (192),  Wärtemberg  166,  Baden  t.  1851  §.  98,  Korhet- 
len  324,  Nassau  178,  Thüringen  292. 

38)  Hannover  189,  Grossh.  Hessen  18a 

40)  Prenssen  §.  93.    Auch  das  sardinische  Gesets  Aber  Gesehworae 
•>     bei  Pressvergehen  §.  72.  73  begntigt  sich  mit  Stimmenmehrheit, 

jedoch ,  wenn  nnr  7  Stimmen  (or  Scbnid  mil  dem  Ausweg  ,  wie 
in  Prenssen. 

41)  Von  den  Schweizer  Gesetcen  verlangt  das  Genfer  Gesetz  art  65 
einfache  Stimmenmehrheit,  ebenso  bem.  Gesetz  435  und  firei- 
bnrger  461.  Das  Zürcher  Gesetz  §.  259.  verlangt  zu  j  ed em  Wahr- 
spnich  (also  anch  Tur  das  Nichtscholdig),  wenigstens  8  Stimmen, 
wie  aber  nach  12  Stunden  die  Geschwomen  nicht  einig  werden, 
so  kann  der  Gerichtshof  die  Jury  auflösen.  Nach  Xfanrgao  Ge- 
setz f.  162  mdssen  wenigstens  10  einig  sein  für  Wahrspsueh  der 
Schuld.   Im  Waatland  (Code  396)  Mehrheb  von  zwei  Drittel 

42)  BraSinschweig  §.  14^  Wenn  die  Gesehwornen  sieh  binnen  24 
Standen  nicht  einigen,  so  kann  der  Präsident  sie  endaasen  und 
die  Sache  an  ein  anderes  Schwurgericht  weisen.  Eine  gute 
Rechtfertigung  dieser  Vorschriften  in  Degener  Com.  zur  Sirafjpro- 
zessord.  S.  88. 
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AvSodimg  der  Wahrheit  gebilligt  werden  kann ,  fehlt  es  nicht 
an  gewichtigen  Gründen  für  die  Annahme  der  Stimmenmehr- 
heit ^>)  mit  Bfrofung  darauf,  dass  auch  in  allen  Kollegien 
der*  Staatsrichter  und  in  Korporationen  die  Beschlüsse  durch 
Mehrheit  su  Stande  kommen,  und  dass  sonst  zu  yiele  Losspre- 
chungen erfolgen  und  bei  Stimmeneinhelligkeit  doch  nur  schein- 
bar (und  mit  manchem  Zwang)  das  Ergebniss  zu  gewinnen 
ist.  Es  ist  nicht  ohne  Werth  auf  den  gegenwärtigen  Stand- 
punkt der  Ansichten  in  England  und  Amerika  Über  die  Vor- 
züge oder  Nachtheile  des  Erfordernisses  der  Stimmeneinhelligkeit 
und  die  Vorsehläge  zur  Umgestaltung  Rücksicht  zu  neh- 
men ^).  In  den  letzten  3  Jahren  ist  in  England  vielfach  (zwar 
zunächst  im  Zusammenhange  mit  dem  Schwurgerichte  in  Ci- 
YÜsachen)  die  Frage  in  Berathungen  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen Gegenstand  der  Verhandlung  geworden  ^^).  Dass 
Stimneneinhelligkeit  als  Regel  beibehalten  werden  müsste» 
wurde  von  den  ausgezeichnetesten  Juristen  als  ausgemacht 
angenonmien,  nur  darüber  was  geschehen  soll,  wenn  nach  12 
Stunden  die  Geschwornen  sich  nicht  vereinigen,  waren  ver- 
schiedene Vorschläge  gemacht  **),  über  welche  jedoch  keine 
Vereinigung  zu  Stande  kam,  weil  zu  befürchten  wäre,  dass 
die  (jetzt  nur  für  Civiljury  gemachten)  Vorschläge  bald  «auf 


43)  Pixis  im  Gerichtsssai  V.  2.  Jahrgang  S.  89.  Holzioger  die 
Sehworger.  8.  260.  Wfirth  Com.  S.  589.  Arnold  im  Archiv  des 
Crim.  1854.  8.  242  (jedoch  ffir  8  Stimmen)  Reichmann  im  Ge- 
richtssaal V.  IL  S.  386.    Schwarze  in  Weiske  S.  113. 

44)  Nachweisongen  über  den  Stand  der  Ansichten  bis  1850  in  mei- 
nem Werke  &  472. 

45)  Ueber  den  Bericht  der  Commission  über  Verbesserung  der  com- 
mon law  procedare  ,  und  die  Verhandlangen  im  Ober  -  und  Un- 
terhause meine  Nachweisungen  in  der  Zeitschrift  far  aosl.  Gesetz- 
gebnag  XXVL  S.  466  und  XXVm.  S.  2. 

46)  Entweder  sollte  nach  einem  Vorschlage  dann  eine  Mehrheit  von 
10  oder  11  genügen,  oder  der  Richter  sollte  dann  die  Jury  ent- 
lassen kennen. 

86* 
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Jury  in  Strafsachen  ansgedehnt  würde  und  dies  sehr  nadi- 
tlieilig  sein  nnd  das  nöthige  Vertrauen  eu  den  Wahrsprfichen 
schwichen  würde.  Die  Frage  wurde  nun  von  €inem  der  tfieh- 
tigsten  englischen  Juristen,  Best^^)  in  der  neu  gegrfindeten 
Jurist  Gesellschaft  zum  Gegenstande  tief  eingehender  wissen- 
schaftlicher Erörterungen  gemacht  Von  Bedeutung  sind  hier 
die  mitgetheilten  Er&hrungen  darüber,  wie  leicht  regelm&sslg 
ohne  allen  Zwang  die  Uebereinstimmung  erfolgt^),  so  wie 
die  Nachweisung y  dass  die  Gründe,  welche  bei  Gerichten  und 
anderen  Kollegien  die  Stimmenmehrheit  rechtfertigen  mdjgen, 
nicht  bei  Schwurgerichten  passen,  und  dass  die  Erlaliiungen« 
wo  man  den  Vorschlag  einführte,  nach  Ablauf  einer  gewis- 
sen Zeit,«  in  der  keine  Vereinigung  su  Stande  kam,  ndt  einer 
Mehrheit  von  10  oder  11.  sich  su  begnügen,  nicht  günstig 
sind  *•).  Für  die  Nothwendigkeit  die  Sthnmeneinhelligkek 
beiiubehalten  führt  Best  (nach  unseren  Erfahrungen  mit  der 
Mehnalil  seiner  Landsleute)  als  Gründe  an,  dass  nur  dadurch 
am  besten  das  Vertrauen  auf  die  Gerechtigkeit  des  Wahi^ 
Spruchs  begründet  wird,  weil  ausgesprochen  wird;  dass  unter 
den  Geschwomen  keine  Zweifel  übrig  bleiben,  nach  demGe- 
aetse  der  Wahrscheinlichkeit,  der  Glaube  an  die  Wahrheit 
teigt,  je  grösser  die  Mehrheit  der  Stimmen  für  eine  ange- 


47)  Die  Arbeit  ist  abgedraekt  in  dem  L  Hefte  der  Papen  read  be^ 
fore  the  Jnridical  society  London  1855  art.  I.  mein  Avmig  in  der 
Zeitschrift  XXVrn.  8.  1.  bis  19. 

48)  Best  giebt  an,  dass  in  den  wenigsten  Fällen  die  Jary  rar  Be- 
ratbong sich  znröckzieht  (sondern  sogleich  im  Sitzungszimmer 
entscheidet)  nnd  höchstens  Einmal  von  500  Pillen  (nach  An- 
dern Nachrichten  in  1000)  sich  nicht  vereinigt 

49)  In  Schottland ,  wo  in  Strafsachen  mit  15  Geschwomen  das  Ge- 
richt besetzt  ist,  genügt  SÜmmenmehrfaeit;  in  Civilsachen  wird  die 
Jury,  wenn  sie  in  12  Standen  nicht  einig  wird,  entlassen,  ans- 
genommen  sie  wünscht  selbst  noch  Unger  zu  berathen,  nnd 
nach  neuem  Gesetz  (Victoria  17.  18.  Gap.  59)  genfigt,  wenn  in 
6  Stunden  die  Jory  nicht  einig  wird ,  Mehrheit  v.  9. 
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nommene  Anflicht  ist  (also  am  besten  bei  StlQuneneinliellig- 
keit),  dass  anch  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit  bei  jedem 
Geschwornen  gesteigert  und  die  Gewissheit  gesichert  wird, 
dass  die  Stimme  eines  Jeden  gehört  ist  und  Einfluss  hat  ^o). 
Die  Berufung  der  Gegner,  dass  bei  dem!  englischen  Systeme 
der  Wabrspmch.  häuüg  das  Werk  von  Nachgiebigkeiten  nnd 
Verabredung  ist,  wird  von  Best  durch  die  Nachweisung  surück- 
gewiesen,  dass  der  Wahrspruch  der  Gesammtausspruch  der 
Geschwornen  sein  soll,  von  welchen  Jeder  die  Grunde  der 
Andern  würdigt  und  oft  erst  durch  die  Abwäguifg  aller  Gründe 
ein  Beschluss  erzielt  werden  kann,  Verabredungen  und  Zu- 
dringliclikeiten  aber  da  wo  Stimmenmelirheit  genügt,  noch 
weit  melir  vorkommen  ^0-  ^^  ^^  ^^^^^  unbemerkt  bleiben, 
dass  in  der  englischen  Rechtsübung  sich  die  Sitte  ausbildetCi 
nach  welcher  der  Richter,  wenn  nach  längerer  Zeit  die  Gte- 
schwornen  nicht  einig  werden  und  keine  Hoffnung  da  ist  diese 
Uebereinstimmung  zu  erreichen,  die  .Geschwornen  entlässt, 
80  dass  (nach  Umständen)  der  Fall  an  eine  neue  Jury  ge- 
bracht werden  kann  ^').  Die  öffentliche  Stimme  in  England 
neigt  ^ch  immer  melir  dahin,  die  Stimmeneinhelligkeit  als  Grund- 
satz beizubehalten,  die  eben  erwähnte  Rechtsübung  aber  zum 
Gesetze  zu  erheben;    vielfach  wird  auch  verlangt,  dass  das 


W)  Es  ist  nicht  zu  läognen,  dass  da,  wo  Mehrheit  entscheidet,  bfta- 
tig,  wenn  die  geselllich  nöthige  Mehrheit  da  ist,  die  Stimmen  der 
Minderheit  als  nutzlos  eriilärt  und  zorückgewiesen  werden. 

51)  Am  meisten  triU  (nach  der  Erfahrung)  'dies  ein ,  wenn  einfache 
Stimmenmehrheit  genagt,  hier  wird  von  den  6  für  Schuld  stim- 

» 

menden  Alles  Mögliche  angewendet,  nm  von  den  6  für  Nieht- 
schald  Stimmenden  Einen  zu  gewinnen,  und  die  nölhige  Mehr- 
heit zu  erlangen.  In  Frankreich  wurde  dies  (zur  Zeit  als  da,  wo 
7  zu  5  schuldig  fanden,  die  Stimmen  der  Staatsrichter  gezAhlt 
wurden)  allgemein  zugestanden.  Locre  legislat  vol.  28  p.  548. 
Lacuinne  de  Fadministrat.  p.  76. 

52)  Fälle  nachgewiesen  in  meiner  Schrift  8.  473  und  in  der  Zeitsehr. 
für  ausL  Gesetzg.  Bd.  28  S.  11. 
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Erfordendfls  bv  für  Wahrspräcbe  der  Schuld  (nicht  auch  fBr 
Lossprechnng)  b^LEabebalten  ist,  uad  ehrenwerthe  Stimmeii 
wünschen ,  dass  wenigstens  der  Gmndsatz  erhalten  wird,  daas 
kein  Todosurtheil  ohne  Einstbnmigkeit  gefallt  werdet).  In 
Nordamerika  wird  fortdauernd  die  Sthnmeneinhelli^eit  als 
Erfordemiss  der  M)  Wahrsprüche  anerlcannt,  jedoch  siegt  im* 
mer  mehr  die  schon  von  Livingston  in  seinem  God^  p.  85 
ausgesprochene  Ansicht ,  dass  der  Grundsatz  nicht  auf  die 
Spitse  getrieben  werden  darf,  und  da,  wo  nach  längerer  B^ 
rathung  keine  Hoffnung,  die  Uebereinstimmung  ra  gewinnen, 
da  ist,  der  Richter  die  Geschwomen  entlassen  darf;  man  be- 
merkt aber,  dass  in  Vergleichung  mit  England  (wo  dies  sel- 
ten ist)  in  Nordamerika  die  Fälle,  dass  die  Geschwornen 
nicht  einig  werden  häufiger  vorkommen  ^ft).  Das  Recht  der 
Richter,  die  Geschwomen,  wenn  sie  nicht  einig  werden,  su 
entlassen,  stösst  in  Nordamerika  noch  auf  die  Schwierigkeit, 
dass  da,  wo  der  Ankläger  den  Angeklagten,  in  dessen  trial 
die  Geschwornen  nicht  einig  waren  und  entlassen  wurden, 
wieder  vor  eine  andere  Jury  stellen  will,  der  Yertheidiger 
den  verÜMSungsmäsalgen  Gmndsatz  geltend  macht,  dass  Nie- 
mand genöthigt  werden  kann,  zweimal  die  Gefahr  seines  Lebens 
im  irial  auszustehen  ^.    Sammelt  man  die  Erfahrungen  von 


53)  Merkwürdig  ist,  dass  die  englische  RegiemDg  in  das  neue  fBr 
Malta  bestätigte  Gesetzbuch,  art  434  die  Vorschrift  aufnahm, 
dass  wenn  bei  den  mit  Tod  bedrohten  Verbr.  die  Geschwomen 
nicht  fibereinslimnien  aof  lebenslfinglicbes  Znch&aos  so  erken- 
nen ist. 

54)  Lieber  on  civil  Uberty  and  selfgovemment  I.  pag.  257. 

55)  z.  B.  in  Newyork  waren  1851  in  24  F&Uen  (V09  Yerartheünn- 
gen)  1852  in  29  (792  schuldig)  1853  in  27  (1059  schuldig),  die 
Geschwornen  nicht  einig.  In  Massachusetts  iLonnten  in  10  Jah- 
ren in  10  Fällen  bei  den  mit  Todesstrale  bedrohten  Verbrechen 
die  Geschwomen  nicht  einig  werden. 

56)  Daher  kam  die  amerikan.  Gesetzgebung   auf  versehiedene  Aas' 
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Brannflchweig  ^')  so  erfahrt  man ,  dass  alle  Erwartungen , 
welche  bei  Einführiing  der  Stimmeneinhelligkeit  von  dem  Ge- 
setzgeber gehegt  wurden,  sich  verwirklichten,  dass  das  Ver- 
trauen zu  den  Wahrsprüchen  der  Schuld  und  daher  die  Wirk- 
samkeit derselben  erhöht  ist,  dasS  die  Besorgnisse  mancher 
Personen  wegen  häufig  eintretender  Fälle  der  Nichtvereini- 
gung  der  Geschwornen  ^)  und  häufiger  Lossprechungen  sifh 
nicht  als  gegründet  zeigten  *•).  Wenn  fortdauernd  noch  in 
Deutschland  die  Gesetze  mit  Stimmenmehrheit  sich  begnügen, 
so  erklärt  sich  dies,  dass  man  (nach  den  Verhandlungen)  bei 
einer  neuen  Einführung  des  Instituts  der  Jury  Nachtheile  we- 
gen der  Häufigkeit  der  Lossprechungen  besorgte.  Am  mei- 
sten darf  eine  Gesetzgebung,  die  nicht  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit sich  begnügt^);  darauf  rechnen,  dass  die  auf  diese 
Art  ergangenen  Wahrsprüche  das  nöthige  Vertrauen  gemes- 
sen •')• 


wege,  2.  B.  dass  das  Recht  des  Riehters  zur  EndassuDg  nur  an 
die' Zastimmiing  des  Angeklagten,  oder  in  andern  Staaten,  an 
die  ZustimmQDg  der  beiderseitigen  Anwälte  gebunden  ist,  oder 
dass  man  bei  Anklagen  wegen  Verbrechen,  denen  Tod  gedroht 
ist,  das  Entlassungsrecht  mehr  beschränkt  Wharton  treaüse  on 
crim.  law  of  tbe  united  slales  p.  264.  70  und  Bishop  Commen- 
taries  on  Ihe  ci;^minal  law  Boston  1856  vol.  I.  §.  667  etc. 

57)  NachweisQDgen  (gegründet  auf  genaue  Erkundigungen  in  Braun- 
schweig) im  Gerichtsaal  1853  I.  S.  18. 

58)  Nur  3mal  seit  1849  kamen  Fälle  vor,  in  denen  nach  24  Stun- 
den die  Geschwornen  sich  nicht  vereinigen  konnten,  und  die 
Sache  an  eine  neue  Jury  gewiesen  wurde.  In  einem  Falle 
(1851  bei  Anklage  wegen  Aufruhrs)  sprach  die  2.  Jury  los. 

59)  Nach  den  neuesten  Tabellen  v.  1855  wurden  von  84  Angeklag- 
ten von  den  Geschwornen  68  schuldig,  16  nich^  schuldig  er- 
kannt 

60)  Gute  Bemerk  eines  erfahrnen  Beobachters  über  Stimmeneinhellig- 
keit Tourgeneff  in  dem  Werke:  la  Russie  Paris  1847  vol.  II. 
pag.  348. 

61)  Man  weiss  sehr  gut,  wie  leicht  es  ist,  da  wo  anfangs  Stimmen- 
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Urtheilsfällung  der   Staattriehter.     Wahrsprüehe   der 

Gesehwornen. 

I.  Die  Urtheilsfällnng  durch  Slaatsrichter  musa  nach 
der  Einfühmng  des  müBdlichen  und  öffentlichen  Verfahrens 
einen  andern  Charakter  als  früher  annehmen.  Während  hei 
dem  früheren  geheimen  Verfahren  die  Rechtsübung  yerschie- 
dene  Formeln  >)  für  die  Fälle  erfand,  in  welchen  keine  Ver- 
urtheilung  ausgesprochen  werden  konnte,  um  den  Omnd  an- 
zudeuten, aus  welchem  das  Gericht  nicht  verurtheilen  durfte 
und  daher  losspiach,  wird  durch  die  Oeffentlichkeit  der  Ver- 
handlung dies  weniger  nothwendig,  da  das  öffentlich  bekannt 
gewordene  Ergebniss  der  Verhandlung  mit  den  veröffentlichten 
Entscheidungsgründen .  am  besten  zeigt,  in  welchem  Sinne  die 
Lossprechung  erfolgt.  Unter  der  Herrschaft  des  alten  Ver- 
fahrens bildete  sich  insbesondere  die  Art  der  Lossprechung 
von  der  Instanz  aus,  von  der  man  da  Gebrauch  machte,  wo 
zwar  der  zur  Verurtheilung  nöthige  Beweis  nicht  erbracht 
war  I  aber  noch  so  viel  nicht  getilgter  Verdacht  übrig  blieb, 
daas  man  den  Angeschuldigten  denjenigen  nicht  gleichstellen 
wollte ,  der  seine  Unschuld  völlig  dargethan  hatte  oder  dessen 


gleichheit  ist,  noch  eine  Stimme  za  gewinnen,  nm  Mehiheil  v. 
7  zu  6  zu  erhalten. 

1)  In  mehreren  Ländern  (z.  B.  in  Sachsen)  hatte  man  die  Fonneln: 
Lossprechnng  in  Mangel  Verdachts  oder  mehreren 

•  Verdachts  nnd  Lossprechung  gestalter  Sachen;  die  letzte 
Formel  wurde  angewendet,  wenn  die,  obgleich  bewiesene  Hand- 
lung gesetzlich  nicht  strafbar,  oder  deren  Strafbarkeit  rechtlich 
getilgt  war.  Die  erste  Formel  trat  ein,  wenn  der  gelieferte  Be- 
weis nicht  för  ausreichend  angesehen  .wnrde,  am  das  Dasein 
der  angeschuldigten  That  oder  der  Urheberschaft  zor  nöthigen 
Gewissheit  zn  erheben.  —  In  einigen  Gesetzgebungen,  z.  B.  in 
Baiem  kannte  man  noch  eine  besondere  Art  der  Lossprechnng, 
nämlich  Unschuldserkennlniss  (nach  baier.  Statistik  kamen  18H^7 
vier  solche  Urtheile  vor). 
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Handlung  nicht  ate  strafbar  erschien  ')•  Man  gknbte  selbst 
dem  Angeschuldigten  der  letzten  Klasse  schuldig  lu  sein ,  ihn 
nicht  in  eine  Klasse  mit  demjenigen  su  werfen ,  welcheir  drin- 
gend verdachtig  blieb.  Die  damals  übliche  gesetxliche  Be- 
weistheorie begünstigte  solche  Instansentlassungen ,  weil  die 
in  guter  Absicht  von  den  Oesetsgebem  bestimmten  Erforder- 
nisse der  Vemrtheilung  häufig  nicht  hergestellt  werden  konnten, 
während  die  Richter  nach  ihrer  Ueberzengung  den  Ange- 
schuldigten für  schuldig  hielten.  Die  auf  die  Zeugnisse  der 
Erfahrung  sich  sttitsende  Wissenschaft ,  brach  immer  mehr 
schon  zur  Zeit  des  alten  Verfahrens  den  Stab  über  die  Entp 
lassung  von  der  Instanz^),  welche  den  Rechtsgrundsätzen 
widersprach  und  den.  Angeschuldigten,  bei  welchem  das  Ge- 
richt erkennen  musste,  dass  er  nach  dem  Gesetze  nicht  als 
schuldig  betrachtet  werden  konnte,  dennoch  schweren  Uebeln 
unterwarft).  Es  wurde  gezeigt,  dass  wenn  das  mündliche  öf- 
fentliche Verfahren  eingeführt,  wenn  die  gesetzliche  BeweiB- 
theorie  aufgehoben  würde,  der  bisher  angeführte  Grund  für 
das  Institut  um  so  mehr  wegfiülen  würde,  als  voraussichtlich 
die  Zahl  der  Verurtheilungen  sehr  steigen  müsste,   sobald 


2)  Nachweisnngen  in  meinem  Strafverfahren  IL  Tbl.  S.  &34,  hi  den 
deutschen  Gerichten  wurde  von  dieser  Instanzenüassnng  häufig 
Gebrauch  gemacht  In  Baiem  wurden  IS^Vu  1562  Personen 
wegen  roangehiden  Beweises  von  der  Instanz  enüassen. 

3)  Ueber  die  Schriften  gegen  diese  Enüassnng  s.  mein  Strafverfahren 
D.  8.  536  not  15,  besonders  Ringelmann  (jetzt  Jusüzminister  in 
Baiem)  in  Zu -Rheins  Beitrfigen  lI.Nro.9,  v.  Molitor  in  Jagemann 
Zeitscfarlft  1843  J3.  51  und  Eiben  die  Entbindung  von  der  Instanz 
Tübingen  1846. 

4)  Nach  baier.  Gesetzb.  II.  art390— 93  musste  der  Instanzenüassene 
Sicherheit  leisten,  und  wenn  er  dies  nicht  konnte,  so  wurde  er 
in  einem  öffentlichen  Arbeitshanse  bis  5  Jahre  verwahrt  Nach 
der  SUtistik  der  baier.  Strafanstalten  v.  1855  (von  Hermann) 
über  die  in  den  Zwangsarbeitsbftnsem  v.  1833  bis  1848  ver- 
wahrten ab  instantia  Losgesprochenen,,  waren  1848  264  von 
der  Instanz  Entlassene  in  den  baier.  Zwangsarbeitshftusem. 
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der  durch  keine  Beweissehranken  gebundene  Richter  nur  sei- 
ner Ueberseugnng  folgen  konnte  ^).  Als  in  Dentechkiid  1848 
das  öffentliche  mündliche  Verfahren  eingeführt  und  die  Be- 
weisschranken aufgehoben  wurden,  musste  die  Entlassung  Ten 
der  Instanz  bei  den  Schwurgerichten  ohnehin  wegfallen ,  aber 
auch  da,  wo  Staatsrichter  (entweder  überhaupt  oder  in  den 
nicht  an  Oeschworne  gewiesenen  FfiUeo)  eu  urtheilen  hatten, 
erkannten  die  meisten  Gesetzgebungen,  dass  es  nur  nur  eine 
Art  der  Lossprechungsformel  geben  könne  ^  die  der  Freispre- 
chung von  Strafe ,  weil  da ,  wo  das  Gesetz  in  Bezug  auf  die 
Beweisfrage  die  Annahme  der  Schuld  nur  von  der  Ueberzeu- 
gung  der  Richter  abhängig  macht,  jeder  Angeklagte,  in  Be- 
zug auf  welchen  der  Richter  nicht  die  Ueberzeugung  hat, 
rechtlich  als  solcher  erscheint,  der  nleht  bestraft  werden  kann, 
und  das  Recht  hat  zu  fordern,  dass  er,  wenn  der  Ankläger 
nicht  beweisen  kann,  als  nicht  schuldig  daher  von  Strafe  frei 
erkannt  werde,  weil  Abstufungen  in  dem  Beweise  dem  Grund- 
sätze der  freien  Ueberzeugung  widersprechen  würden*  Ver- 
schiedene Formeln  der  Freisprechung  waren  darnach  nicht 
nothwendig  mit  Ausnahme  des  Falles ,  wo  der  Angeklagte  von 
den  Geschwornen  für  schuldig  erklärt  war,  aber  vom  Assisen- 
hofe  die  Handlung  nicht  als  strafbar  erklärt  war*). 

In  den  Ländern,   in  welchen  z^ar   öffentliches  münd- 
liches Verfahren  eingeführt,  die  UrtheUsfälluug  aber  Staats- 


5)  NachweboDgen  in  meiner  Schrift  fiber  Mandliebkeit  p.  253. 

6)  Der  französ.  Code  art  358.  366  spriebt  daher  von  Aeqnittement 
im  ersten,  und  Absolution  im  2weiten  Falle.  Das  baier.  Gesets 
v.  1848  lässt  in  jenem  Falle  Freisprechung  von  der  Anklage,  in 
dieser  Frebpreehong  von  der  Strafe  erkennen  (arL  199.  202). 
Nach  bad.  Gesetz  v.  1852  art.  105  wird  da,  wo  keine  Strafe  er- 
kannt werden  kann,  Freisprechung  von  der  Anschnldigong  er- 
Icannt.  In  den  badischen  Gerichten  waren  die  Ansichten  fiber 
die  Urtheilsformeln  der  Losspreehung  geiheih  (da  man  frfihere 
Gesetze  hereinzog);  richtig  Zentner  im  Magazin  des  bad.  Rechts L 
8.  217. 
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riehtern  übertragen  ist,  hatte  die  AnUngiichkeit  aa  die  alten 
Institute  und  die  Besorgniss  der  Gefahren,  wenn  ein  swar 
nicht  völlig  überwiesener,  aber  doch  dringend  verdächtiger 
Angeklagter,  dem  völlig  schuldlos  Erkannten  gleichgestellt 
werden  sollte,  zur  Beibehaltung  einer  der  früheren  Instanx- 
entlassung  ähnlicher  Art  4^r  Lossprechung  geführt.  In  Ita- 
lien hatte  sich  diese  Einrichtung  in  einigen  Gesetzgebungen 
erhalten  ^. 

In  Deutschland  war  sie  überall  aus  den  Gesetzbüchern 
verschwunden  y  mit  Ausnahme  der  Gesetzbücher  für  Oester- 
reich*)  und  das  Königreich  Sachsen*),  in  welchen  eine  der 


7)  Im  Codice  di  proc.  dei  regiio  d'Italia  (unter  Napoleon  1808) 
war  im  arL  492  die  Formel  aafgenommen:  non  eonstare  abbas- 
tanza,  (wo  der  Entlassene  noch  dröckenden  Beschränkungen  un- 
terworfen war);  entlehnt  ans  jenem  Gesetzb.  war  das  Institut  in 
den  Codice  di  proc.  von  Neapel  (277)  übergegangen.  Dagegen 
hatte  der  Codice  del  Piemonte  das  Institut  nicht  aufgenommen; 
das  neue  Gesetzb.  von  Modena  art  336  kennt  die  Formel:  non 
eonstare  abbastanza  mit  der  Wirkung,  dass  zwar  der  Losge- 
sprochene in  Freiheit  gesetzt  wird,  aber  der  Staatsanwalt  das 
Veriahren  w6gen  neuer  Beweise  wieder  fai  Antrag  bringen  kann 
und  das  Gerieht  der  Regierung  Bericht  erstattet.  Die  geistreich- 
ste Yertheidigung  (mit  Darstellung  der  ItaL  Praxis),  dieser  sen- 
tenze  dubitative  v.  Ambrosotti  in  dem  Giornale  per  le  scienze 
polit  legal  Mikno  1852  p.  237. 

8)  Nach  der  österr.  Strafprozessord.  {.  287  —  89  werden  untersehie- 
den.  1)  Das  Scholdlosigkeitsurtheil.  2)  Der  Ablassungsbeschluss, 
(ohne  Urtheil) ,  wenn  sich  Verjährung  oder  Tilgung  durch  andere 
der  That  nachgefolgte  Thatsachen  ergiebt,  oder  der  Staatsan- 
walt die  Anklage  aufgiebt  oder  der  Privatankläger  absteht  3)  Ur- 
theil auf  Freisprechung  von  der  Anklage  wegen  Unzulänglichkeit 
der  Beweismittel  (wenn  zwar  kein  rechtlicher  Beweis  der  Schuld 
beigestellt,  dennoch  aber  nicht  alle  wider  den  Angeklagten  vor- 
gekommene Beweise  entkräftet  sind. 

9)  Nach  Sachs.  Slrafprozessord.  {.  302  sind  zulässig:  1)  Rlagfrei- 
spreehung,  wenn  die  Ergebnisse  nicht  ausreichend  sind,  um  den 
Angekl.  schuldig  zu  erklären  oder  die  Anklage  thatsächlich  wi- 
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früheren  InstaDsentlassoiig  ähnliche  Lossprechnngsform  ror- 
kommt.  Wenn  dafür  angeführt  wiid^),  dass  es  ungerecht 
sein  würde,  denjenigen,  welcher  seine  Schnldlosig^eit  nnxwei- 
feihaft  dargethan  hat,  aaf  gleiche  Linie  mit  demjenigen  'an 
stellen,  wider  welchen  gewichtige  Verdachtsgründe  xurückhlei- 
ben,  wenn  sie  anch  nicht  anr  Tollen  Ueberseogong  genügen, 
nnd  dass  schon  das  gesunde  Rechtsbewusstsein  des  Volkes 
eine  Scheidung  der  yerschiedenen  Lossprechungen  fordere  ^  so 
sind  doch  die  Gründe  für  die  Beseitigung  einer  solchen  Art 
der  Entlassung  gewiss  überwiegend.  Die  schon  früher  gegen 
die  Instanaentlassung  yorgebrachten  Gründe  gehören  hieher. 
Es  kann  nach  dem  Wesen  des  Anklageprinaips  nur  darauf  an- 
kommen, ob  der  Richter  diejenigen  Bedingungen,  unter  wel- 
chen eine  Schuldigerklärung  gesetslich  zulässig  ist,  vorhan- 
den findet;  hat  das  Gesetz  ein  Beweissystem  mit  Angabe  ge- 
wisser Erfordernisse,  .welche  zu  einer  Verurtheilung  geboren, 
aufgestellt,  so  liegt  im  Ausspruch  des  Richters,  dass  diese  Er- 
fordernisse nicht  in  einem  Falle  vorhanden  sind,  auch  die 
Erklärung,  dass  die  Anklage  nicht  begründet  ist,  daher  der 
Angeklagte  freigesprochen  wird,  weil  dieser  ein  Recht  hat  zu 
verlangen,  dass  wenn  der  Staat,  n^hdem  er  aUe  Mittel  der 
BeweisiÜhmng  für  die  Schuld  erschöpft  hat,  die  Richter  von 
der  Schuld  nicht  überzeugen  konnte,  auch  der  Angeklagte  voll- 
ständig in  den  Genuas  aller  Rechte  eingesetzt  wird,  und  gegen 
beliebige  auf  den  Grund  angeblich  neu  aufgefundener  Beweise 


derlegt  2)  StraffreisprechuDg,  wenn  der  Strafantrag  unzulissig 
ist.  3)  lUagfreisprecbuDg  mit  d«r  Formel,  dass  sie  aus  Mangel 
an  vollständigem  Beweise  erfolgt  ist)  wenn  das  Gericht  findet, 
dass  die  Ergebnisse  der  Verhandlang  einen  erheblichen  Verdacht 
gegen  den  AngekL  begründen,  oder  wenn  zwar  der  Entlastangs- 
beweis  so  hergestellt  ist,  dass  Verurtheilnng  nicht  erfolgen  kann, 
aber  noch  erheblicher  Verdacht  zurückbleibt.  Schwarze  Com. 
S.  106). 

10)  Scharfsinnige  Verlheidignng  (ähnlich  der  in  Note  7  angefährtäi) 
von  Hye  leitende  Grands.  8.  313. 
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eingeleitete  Strafverfalgang  geschütsi  werde.  In  jedem  Aus- 
sprach (mag  er  von  OeschworDen  oder  Staatsrichtem  gegeben 
sein),  dass  ein  Angeldagter  nicht  Tenurtheilt  werden  kann| 
liegt  die  Erklärung,  dass  der  Richter  erhebliche  Zweifel  habe, 
welche  die  Annahme  der  Schuld  Mndern.  Es  ist  rechtUch 
gleichgültig ,  worauf  sich  diese  Zweifel  gründen  und  wie  viele 
vorhanden  sind.  In  den  Fällen,  in  denen  Nichtsehuld  ange- 
nommen wird,  liegen  unendlich  viele  Combinationen  zum 
Grunde  ^0  und  die  Zweifelsgründe  sind  vielfacher  Art.  Setat 
die  Gesetzgebung  durch  die  Annahme  verschiedener  Losspre- 
chungsformeln  die  Richter  in  die  Lage,  zwischen  völliger 
Lossprechung  oder  einer  die  Fortdauer  des  Verdachts  aus- 
sprechenden Erklärung  zu  wählen,  so  wirft  er  die  Berathung 
in  das  Gebiet  der  Willkür  und  veranlasst  in  den  Gerichten 
die  widerlichsten  —  auf  keiner  festen  Grundlage  beruhenden 
Streitigkeiten  i')  darüber  wie  viel  Zweifel  übrigen,  ob  der 
Verdacht  völlig  getilgt  ist,  so  dass  zuletzt  es  von  einer 
Stimme  abhängt,  welche  Art  der  Formel  gewählt  werden  soll, 
wobei  ängstliche  Richter  leicht  geneigt  sein  werden,  für  die 
Formel  zu  stimmen,  welche  den  Angeklagten  noch  als  ver- 
dächtig erklärt.  Erwägt  man,  dass  die  hier  bekämpfte  Art 
der  Entlassung  manche  im  bürgerlichen  Leben  drückenden 
Nachtheile  für  die  Losgesprochenen  erzeugt,  und  dass  da,  wo 
öjfentliches  mündliches  Verfahren  besteht  das  Volk  den  Sinn 


11)  Es  kann  dleErkl&ruDg  zam  Grunde  liegen,  dass  der Thatbestand 
nicht  gewiss  ist  (z.  B.  ob  Gift  gegeben  wurde^  ob  der  gegebene 
Stoff  Todesursache  war) ,  oder  der  Angeklagte  nicht  die  fragliche 
Handlung  verübte,  oder  nicht  zurechnungsfähig  war,  oder  nicht 
den  verbrecherischen  Willen  hatte,  oder  dass  ein  Strafaufhe- 
bongsgmnd  da  ist,  oder  dass  die  Handlung  nicht  die  Merkmale 
hat,  welche  nach  dem  Gesetze  zum  Verbr.  gehören. 

12)  Wir  berufen  uns  statt  vieler  Beispiele  nur  auf  den  in  österr.  Ge- 
richtszeitung 1855  Nro.  127  angeführten  Fall  und  die  sonderbare 
Theorie  des  Siaatsanw.  um  zu  bewirken,  dass  keine  Scholdlo- 
sigkeitserkiarung  erfolgte. 
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der  Nichtsehuldigerkläning  gehörig  würdigen  kann  '^),  so  miiBS 
man  dringend  wünschen,  dass  diese  InstanJEentlassung  ans 
unseren  Gesetzbüchern  versehwinde  ^*). 

Bei  dem  Urtheile  der  Staatsrichter  sind  die  Entschei- 
dungs gründe  von  grosser  Bedentnng  und  zwar  in  der  Sich- 
tung, dass  solche  Gründe  auch  in  Bezug  der  Entsclieidung 
der  thatQächlichen  Grundlagen  der  Schuldfrage  gegeben  wer- 
den. UnfeUbar  liegt  hierin  bei  den  von  Staatsrichtem  gelall- 
ten ürtbeüen  eine,  nicht  bloa  das  Vertrauen  wesontUch  er- 
höhende Bürgschaft,  sondern  auch  eine,  den  Erfolg  der  Be- 
rufung, wenn  diese  im  Gesetse  zugelassen  ist»  (z.  B.  in  Oester- 
^ekhf  im  Königr.  Sachsen  und  in  andern  Ländern  in  Bezug 
auf  die  den  französ.  koirektionellen  Gerichten  gleichstehenden 
Gerichte)  sichernde  Einrichtung,  in  so  ferne  erst  durch  diese 
Gründe  der  Verurtheilte  erfährt,  worauf  die  entscheidenden 
Bichter  ihr  Urtheil  bauten,  und  dadurch  Gelegenheit  erhält 
das  im  Urtheil  mit  Unrecht  einem  Beweismittel  dej  Schuld 
beigelegte  Gewicht  zu  zerstören  oder  zu  erschüttera ,  oder  die 
Lücken  des  Entlaatungsbeweides  zu  ergänzen.  Allein  auch 
da,  wo  keine  Berufung  Statt  findet,  z.  B.  in  den  Niederlan- 
den, in  Italien,  muss  die  Einrichtung,  Entscheidongsgründe 
zu  geben,  als  woklthätig  anerkannt  werden,  nicht  blos  wegen 
des  Zusammenhangs  mit  der  Kassation  ^'),  sondern  auch  als 
Vermehrung  der  Bürgschaften  der  Gründlichkeit  der  Urtheile, 
Gegen  diese  Ansicht  ist  zwar  auf  scharfsinnige  Weise  gel- 
tend gemacht  worden  '*),  dass  die  Entscheidungsgründe  nur 


13)  Darauf  machte  schon  der  ehrwürdige  Ayrault  (vor  300  Jahren 
in  seiaem  Werke :  Ordre  et  formalit^s  p.  ^35  aafmerksam. 

14)  S.  noeh  die  gute  Aosführong  des  (den  Werih  der  österr.  St  P. 
gerecht  anerkeonenden)  H.  Koenigswärter  iu  der  Revae  *  crHtq. 
de  legisUiion  1855  p.  351-^2. 

15)  Wir  werden  onten  nachweisea ,  dass  in  einigen  ital.  Staaten  ein 
Kassationsgesnch  wegen  der  Entschcidangsgründe  zoläsaig  ist 

16)  KösHin  Wendepunkt  des  deatschen  StrafverL  S.  114  und  vor- 
züglich Walther  die  RechtsmiUel  im  Strafverfahren  L  8.  131. 
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bei  dtm,  frttheren  gjßbeimeii  Yerfabreii  als  ein  Snirogat  der 
Oeffeotlkhkeit  Bedeutpng  hatten,  während  jotst  im  öffentlichen 
Verfahren  das  Bedürfnias  des  Surrogats  wegfalle;  dass  über- 
all, wo  der  Richter  nach  freier  Deberzeugung  ortheiit,  es  an 
Regeln  mangelt,  um  die  Richtigiceit  der  Entscheidang  an  prü- 
fen, weil  die  En&cheidungsgründe  die  angeblich  nur  Werth 
haben  konnten,  so  lange  die  gesetaliche  Beweistheorie  bestandi 
nmr  angeben  iLÖnnen,  durch  welche  Beweismittel  die  Richter 
lur  lieber  Zeugung  gebracht  wurden,  während  sie  nicht  abge- 
ben, warum  sie  gerade  zu  dieser  Ueberzeugung  gekommen 
sind,  und  der  wahre  letzte  Entscheidungsgrund,  derGesammt- 
emdruck,  nicht  angegeben  werden  kann.  Dass  grössere 
Gründlichkeit  der  Berathungen  durch  diese  Gründe  gesichert 
werde,  wird  in  Abrede  gestellt.  —  Der  Verf.  hat  seit  1811 
in  verschiedenen  Kollegien  zur  Abfassung  der  Entscheidungs- 
gründe mitgewkkt  und  in  Ländern,  in  denen  öffentliches  münd- 
liches Verfahren  gilt,  aber  Entscheidigungsgründe  abgefasst 
werden,  z.  B.  in  Italien  Erfahrungen. gesammelt,  dass  er  von 
dem  Werthe  der  Einrichtung,  ebenso  wie  von  der  Möglich- 
keit, dem  Zwecke  entsprechende  Entscheidungsgründe  abzu- 
fassen, innig  überzeugt  ist  i'^)«  Wir  setzen  voraus,  dass  auch 
da,  we  Staatsrichter  ohne  gesetzliche  Beweistheorie  entschei- 
den, sie  eine  Prüfung  der  Beweise  nach  den  durch  Vernunft 
und  lange  Erfahrung  gelieferten  Regeln  vornehmen  und  Je- 
der, der  an  KoUegialberathungen  Antheil  nimmt,  weiss,  dass 
die  Gründe,  worauf  der  Abstimmende  sich  bezieht,  da  wo 
Gewissenhaftigkeit  herrscht,  Gegenstand  weiterer  Berathung 
und  der  Abstimmung  sind,  weil  entschieden  werden  muss,  auf 


17)  Aach  Über  den  Werth  der  EinrichtaDg  Gans,  Beiträge  zur  Re- 
vis.  der  preuss.  Geseixg.  L  S.  85 ,  Nessel  der  preoss.  Strafprozess 
S.  246.  Moüve  zur  Darmst&dt.  Slrafprozessord.  S.  37.  In  Braan- 
schweig  geben  zwar  auch  die  Staatsrichter  (in  Fällen  die  nicht 
vor  Geechworae  gehören)  keine  Entscheidimgsgründe,  s.  aber 
darüber  mein  Aais.  im  Archiv  des  Crim.  1854  8.  144. 


welche  Grflnde  die  ICehAdt  ihr  Urdiefl  baate  ••).  Bkr  wlid 
ansgesprochen ,  auf  welche  Bewetsmittel  das  Urtheil  gebaot, 
warum  dasselbe  aU  glaubwürdig  betrachtet,  wie  jeder  Zwei- 
fel, welcher  dagegen  vorgebracht  wurde,  beseitigt  wird.  Zu- 
letst  mag  das  Gericht  aussprechen,  dass  es  durch  die  ange- 
führten Beweise  sur  Ueberseugung  von  der  Schuld  bestimmt 
wurde.  Auf  diese  Art  ist  es  nicht  der  Gesammteindradc,  auf 
den  ein  gewissenhafter  Richter  baut,  sondern  es  sind  die  ein- 
seinen  Beweise,^  welche  die  richterliche  Ueberaeugong  von 
der  Schuld  bestimmen  dürfen,  und  über  deren  voi|renommene 
Prüfung  der  Richter  in  den  Entscheidungsgründen  Rechen- 
schaft ablegt  und  darlegt,  warum  er  sie  fUr  überseugend  hielt, 
oder  in  weichet  Hinsicht  Zweifel  vorhanden  waren,  welche 
die  Annahme  der  Schuld  hinderten  ^). 

Sollen  aber  die  Entscheidungsgrfinde  dem  Zwecke  ent- 
sprechen, so  müssen  sie  auch  der  wahre  Ausdruck  der  An« 


18)  Kb  moss  zur  Ehre  der  itaL  GeriehUhöfe  (insbesondere  der  hohem) 
anch  der  in  dem  lombardiseh-venelian.  Königrdch  entscheideiH 
den  Gerichte  und  der  Piemontesiseben  bemerkt  werden,  dass  die 
EatscheidungsgrOnde  gut  abgeCssst  sind  und  die  klare,  voUstin- 
dige  Entwickdong  in  Bezug  auf  Thatbestand,  Th&terschall,  Bfirg- 
schallen  gründlicher  Beratbang  liefert,  and  geeignet  Ist,  bei 
dem  Volke  die  Ueberzeogang  *hervoRobringen,  dass  gerecht 
geartheilt  wurde. 

19)  Es  ist  eine  hfiafige  Behauptung,  dass  bei  lossprechenden  Ürtheileo 
Entscheidangsgründe  nicht  gut  za  geben  seieo,  and  dass  sie 
auf  jeden  FaU  überflüssig  wären;  beides  ist  irrig,  wir  haben  vor 
uns  die  in  der  Sache  von  Maineri,  wegen  Giftmords  vor  dem 
Appellhofe  in  Genua  1853  abgefiftssten  Entscheidangsgründe  des 
Lossprechongsartheik.  Olme  jene  Gründe ,  in  welchen  klar  ge- 
zeigt wurde,  dass  es  schon  am  Thatbestande  fehle,  da  kein  Be- 
weis vorliegt,  dass  durch  Cigarren  Vergiftang  möglich  sei,  dass 
aber  auch  alle  Verdachtsgründe  sich  widerlegen  lassen  (mit  kla- 
rer Zergliederung  jedes  Einzelnen),  würde  die  grosse  Aofregang 
nicht  beschwichtigt  und  die  Deberzeognng  von  der  Sdinldiosig^ 
keit  Maineri*s  nicht  begründet  worden  sein. 
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fliehten  der  Mehrheit  der  Ahstimmenden  und  so  abgefasst  sein, 
das8  sie  ein  treues  Bild  der  geistigen  Thätigkeit  sind,  durch 
welche  das  Gericht  zu  seinem  Urtheile  kam  ^). 

II.  Der  Wahrspruch  der  Geschwornen  gewährt 
nur  die  Bürgschaft  der  Gerechtigkeit  des  Urtheils  und  flösst 
das  ndtliige  Vertrauen  e|n,  wenn  er  das  Ergebniss  einer  auf 
den  Grund  gehöriger  Berathung  ausgesprochenen  Uebersen- 
gung  von  so  vielen  Geschwornen  ist»  als  das  Gesetz  au  ei- 
nem wirksamen  Wahrspruche  fordert,  und  wenn  die  Ge- 
schwornen gehörig  belehrt  wurden,  die  Bedejatung  und  Wir- 
kung der  vorkommenden  Fragen,  ebenso,  wie  die  Tragweite  ihrer 
Abstimmung  kennen,  wenn  zugleich  alle  Beschränkungen  ver- 
mieden sind,  welche  den  Ausspruch  ihrer  Ueberzeugung  liber 
die  Schuld  hindern  könnte.  Jeder  Wahrspruch  über  die  Schuld 
ist  das  Ergebniss  einer  Reihe  von  Abstünmungen  der  Ge- 
schwornen und  zwar  a)  über  den  Thatbestand,  (ob  und  auf 
welche  Weise)  mit  den  zum  Thatbestande  gehörigen  Merk- 
male die  That  verübt  ist,  b)  dass  der  Angeklagte  der  Thä- 
ter,  c)  dass  er  zurechnungsfähig  ist  und  eine  verbrecheri- 
sche Willensstimmung  hatte,  d)  dass  seine  Handlung  strafbar 
1^  und  zwar  das  Verbrechen  enthält,  worauf  die  Anklage  ge- 
richtet war,  oder  dass  ein  geringerer  Grad  der  Verschuldung 
zum  Grunde  liegt.  —  Die  Abstimmung,  über  die  Schuld- 
frage wird  um  so  richtiger  sein,  jcmehr  jeder  Geschwome 
über  diese  einzelnen  Fragen  abgestimmt  hat  ^i).    Es  kann  da- 


20)  Meine  Ausmhnmg  im  Archiv  des  Crim.  1854  S.  147—151.  Das 
grosse  Uebel  ist,  dass  bänilg  nicht  über  die  einzelne  Grunde 
abgestimmt  wird,  sondern  die  sogenannten  Entscheidungsgründe 
oft  ein  vom  Vert  des  Urtheils  zusammengetragenes  Werk  ver- 
schiedenartigen Gründe  in  sehr  allgemeinen  nichts  sagenden  Aus- 
drücken in  unlüarer  Redaktion  sind. 

21)  In  der  früheren  Zeit  nach  den  Gesetzen  vom  Brumaire  wurden 
die  Geschwornen  gefragt:  1)  le  fait  est  il  constant,  2)  I'accus^ 
est  il  rautenr,  3)  Ta-i-il  commis  volontairement  Noch  jetzt 
sagt  Tributien  Cours  n.  p.  442,  dass  die  Geschwornen  auch  die 
drei  Punkte  prüfen  müssen. 

Mittcraalsr,   8trafvtrfküir«i.  37 
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M  nteht  angeordnet  werden,  dase  in  jedem  Falle  die  Be- 
ratfanng  und  Abstiliimang  über  diese  einzelnen  Fragen  ge- 
echieht;  allein,  der  Gesetzgeber  muss  voraussetzen  dürfen, 
daüs  der  Sache  nach,  im  Geiste  jedes  Geschwornen,  ehe 
er  über  die  Hauptfrage  abstimmt,  eine  Berathung  rwgegangen 
ist ,  und  sie  wird  auch  erfolgen ,  wenn  der  SchlussTortrag  des 
Richters  auf  die  Wichtigkeit  der  Punkte  hinweist  "),  auf 
welche  die  Jury  ihre  Aufmerksamkeit  zu  richten  liat,  und 
wenn  der  Obmann  verständig  und  gewissenhaft  genug  ist,  zu 
wachen,  dass  die  Berathung  mit  der  n^higen  Gründlichkeit 
geschieht  Die  einfachste  Berathung  wird  gesichert,  wenn 
die  Geschwomen  gewissenhaft  prüfen,  ob  erhebliche  Zweifd 
an  der  Schuld  um  die  Anklage  für  gegründet  halten  zu  kön- 
nen, in  RücIoBicht  auf  einen  der  obenbezeichneten  Pnnlrte 
übrig  bleiben'*).  Ehie  Gesetzgebung  kann  um  so  Weherer 
auf  gerechte  Wahrsprüche  rechnen,  1)  je  einfacher  die 
geistige  Thütigkeit  ist ,  welche  von  den  Geschwomen  bei  ihrer 


n)  Daher  wird  der  englische  Richter,  z.  B.  in  AnkUgen  wegen  KkH 
detmordf  den  Geschwomen  anweisen ,  ob  das  Kind  lebendig  ge- 
boren wurde,  ob  es  in  Folge  von  Gewallth&UgkeUen  starb; 
dann  erst  sollten  sie  prüfen,  ob  der  Angeklagte  die  Tbst  ver- 
übte. Charges  dieser  Art  in  Wharton  treatise  on  the  law  of  bo- 
micide  p.  94.  So  hätte  nach  Lord.  Campbell  im  Prozesse  gegen 
Palmen  angewiesen  zu  prüfen,  ob  Cook  an  Gift  gestorben,  ob 
die  KrankheitS'  und  Todeserscheinungen  sich  nur  ans  dem  bei- 
gebrachten Gifte  erklaren  lassen. 

23)  In  dieser  Prüfung  der  Zweifel ,  auf  welche  der  Richter  in  der 
Charge  aufmerksam  macht,  mit  der  S^hlnsserklfirung,  dass  die 
Wohlthat  des  Zweifels  dem  Angeklagten  gebührt,  liegt  nach  der 
Erfahrung  der  Grund ,  aus  welchem  regehnfissig  die  Beraüiungen 
der  engUschen  Geschwomen  so  kurz  dauern,  weil  (aaeh  Ge- 
•prScbea  mit  Geschwomen)  man  erffthrt,  dass  gewöhnlich  nur 
die  Fraffe  entsteht,  ob  Einer  Zweifel  gegen  die  Annahme  der 
Schuld  hat,  und  im  blähenden  Falle  die  Berathang  nur  darauf 
sieh  bezieht,  ob  die  Zweifel  auch  von  Andern  getheUt  werden 
und  nicht  widerlegt  werden  können. 
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AbBÜBinieiig  veilAzigt  wird ,  t)  jt  regelmäSBiger  die  Beratbong 
und  AbatimmiiDg  erfolgt,  3)  je  freier  die  Gesebworiieii  in 
ihrer  Abitbnmang  sindi  und  daher  auch  eine  geringere  Bchidd 
als  die  in  der  Aaklage  behauptet  wird,  ausaprechen  könneii. 
In  der  ersten  Rücksicht  bewährb  sich  das  englische  (sohotti- 
sidie)  System.  Die  wohlthätig  wirkende  Einfachheit,  liegt 
daria,  dass  a)  keine  besondern  Fragen  gestellt  werden  und 
die  Gescbwornen  nur  darüber  au  entscheiden  haben,  ob  der 
Angeklagte  des  in  der  Anklage  enthaltenen  Verbrechens  schul- 
dig ist,  b)  dass  in  der  Yerlumdlung  und  Entscheidung  nie 
verschiedene  Verbrechen  des  Angeklagten  gesogen  werden, 
ao  dass  nur  über  ein  Verbrechen  die  Gtoschwornen  zu  ent- 
sdieiden  haben,  c)  dass  aus  der  Verhandlung  alle  so  leiebt 
irre  führenden  Umstände»  a.  B.  bisheriger  Lebenswandel,  früher 
verübte  Verbrechen  und  alle  nicht  auf  den  Beweis  des  in 
Frage  stehenden  Verbrechens  sich  beziehenden  Beweise  be«- 
seittgt  werden«  Auf  diese  Art  wird  der  Geist  der  Qeschwor- 
ne»  nur  auf  einen  Punkt  geleitet  und  hat  nur  Materialien 
au  piüfen ,  die  als  Bewelae  zur  Sache  gehi^en ,  im  Gegensatae 
der  Lage  dea  fraaaösischea  Geschworaen,  dessen  Geiat  durch 
eine  Masse  von  trüglichen  durcheinander  geworfenen  Ma- 
teriallen  niedergedrückt  und  durch  viele  Fragen  zerstreut  wird. 
Aus  der  zweiten  Rücksicht  folgt  die  Wichtigkeit,  dass  über 
die  Berathung  und  Abstimmung  ein  geordnetes  Verfahren  ein- 
tritt, dass  Verwechslungen  der  Fragen  und  Irrthümer  darüber 
vermieden  werden,  dass  auch  der  Obmann  bei  dem  Zusam- 
menzählen der  Stimme  nicht  getäusdit  wiid  ^^). 


33  a)  Nach  der  £rlahrang  in  Frankreich  zeigt  äcb,  dass  häufig  Irrthümer 
bei  dem  Stimmenzftblen  und  bei  der  Feststellung  eines  Wahr- 
sproehs  vorkommen,  durch  das  System,  nach  welchem  eine  andere 
Stimmenmehrheit  (ür  die  Hauptfrage,  eine  Andere  für  die  übrn 
gen  Fragen  gefordert  wurde,  femer  durch  die  geheime  Abstim- 
mung ,  durch  die  grosse  Masse  gesteUter  Fragen  und  durch  die 
Ststtoag  der  Fragen ,  wenn  entweder  zu  viele  Ideine  Fragen  um 
einzelne  Merkmale,  oder  wenn  sie  alternativ  gestellt  sind. 

37  • 
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Aas  der  dritten  Rücksicht  ergiebt  sich  der  Naehtheil  des 
französischen  Systems,  nach  welchem  die  Jury  nur  Fragen 
beantworten  darf,  welche  an  sie  gestellt  sind  und  dadurch  in 
eine  scUimme Zwangslage  gesetzt  werden,  da  sie  oft  ron  der 
Seh  nid,  so  wie  die  Anklage  gestellt  ist,  sich  nicht  überzeu- 
gen können,  aber  den  Angeklagten  schuldig  eines  geringeren 
Verbrechens  finden,  z.  B.  des  Versuchs,  oder  der  Theil- 
nähme ,  oder  der  Fahrlässigkeit  aber  dies  nicht  aussjffechen 
dürfen,  weil  darauf  keine  Frage  gestellt  war,  so  dass  sie 
dann  entweder  die  Angeklagten  lieber  lossprechen  müssen, 
während  sie  ihn  (freilich  weniger)  schuldig  halten,  der  aus 
Furcht  vor  den  Oefahren,  wenn  der  Angeklagte  ohne  alle 
Strafe  entlassen  würde,  zwar  ungeme  zum  Urtheile  der 
Schuld  sich  entschliessen.  Hier  bewährt  sich  das  oben  ge- 
schilderte ^)  englisch,  amerikanische,  maltesisch,  zürcherisdie 
System« 

Nicht  unbemerkt  darf  bleiben,  dass  in  England  die  6e- 
schwomen  zuweilen  ihrem  Wahrspruch  der  Nichtschuld  beson- 
dere Gründen  beifügen^}.  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
die  Geschwomen  das  not  guilty  wegen  Seelenstorung  des  An- 


24)  Zn  dem  oben  in  §.  37  geschilderten  Systeme,  fähren  iMr 
aus  dem  eben  nns  zugekommenen  neuen  Werke  von  Bisho^ 
Commentary  on  the  criminal  law  Boston  1856  voL  I.  p.  537  bis 
551  die  ausgezeichnete  Darstellung  an,  wonach  bei  Anklage  ei- 
nes Verbrechens  die  Jury  wegen  eines  stillschweigend  in  der 
Anlüage  enthaltenen  Verbr.  schuldig  finden  darf. 

25)  In  einem  Falle  (Times  v.  20.  Nov.  1851)  wurde  dem  not  guilty 
beigefügt,  dass  die  Jury  glaube,  dass  der  Angeklagte  nicht  mit 
verbrecherischeri  Absicht  handelte.  —  In  einem  FaUe  wegen 
Meineids  (Times  v.  15.  Dec.  1852)  erklärte  die  Jury,  dass  sie 
keinen  Grund  zur  Anklage  gefunden,  daher  not  guilty;  der  Rich- 
ter sprach  dann  seine  Zustimmung  aus  und  erklirte,  dass  auf 
diese  Art  der  Angeklagte  ohne  Flecken  das  (xericht  verlasse.  — 
In  einem  Falle  (Times  v.  31.  liärz  1851)  fugte  die  Jury  dem 
not  guilty  bei,  dass  sie  der  Aussage  des  ersten  Zeogen  nicht 
habe  trauen  können* 
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geklagten  aaesprechen,  müssen  sie  diesen  Grund  aasdiücUich 
beifügen  »•). 

Das  französische  System  wird  vorzüglich  bedeutend  in 
Bezug  auf  Zusätze,  welche  die  Geschwornen  ihrem  Wahr- 
spruche beifagen.  Nach  dem  oben  bemerkten  Grundsatze,  dass 
die  Geschwornen  keine  anderen  Fragen  als  die  ihnen  vorg^ 
legten  beantworten  dürfen  und  die  Antwort  eine  bestimmte 
Bejahung  oder  Verneinung  der  vorgelegten  Frage  enthalten 
soll'^,  werden  daher  von  dem  Gassationshofe  Modifikationen 
oder  Zusätze  (declarations  Surabondantes)  fOr  regelwidrig  er- 
kannt Vergeblich  aber  sucht  man  in  der  Rechtsprechung 
darüber  eine  Gleichförmigkeit  Aus  den  Rechtssprüchen  M) 
ergiebt  sich,  dass  die  Assisenhöfe,  indem  sie  einen  Theil  der 
Antwort  beibehalten,  und  den  Zusatz  nicht  beachten  wollen, 
oit  in  die  Gefahr  kommen,  dem  Wahrspruche  eine  Deutung 
beizulegen  ^'),  die  er  nach  dem  Willen  der  Geschwornen  nicht 


26)  Nachweisuogen  in  meinem  Werke  8.  487  über  die  grosse  Zahl 
der  F&lle  der  Lossprechong  wegen  insanily,  das  Werk  von 
Hood  Suggestion«  for  the  fntare  provisions  of  criminal  lonatics. 
London  1854.  Damach  waren  v.  1838  bis  1852  441  wegen 
insanity  entweder  losgesprochen  oder  nicht  vor  dasTrial  gestelB. 
In  den  Irrenanstalten  waren  als  Criminal  lonatics  108,  welche 
Mord  and  32,  welche  Mordversach  verübten..  Dazu  noch  the  Joar- 
nal  of  psycholog.  medecine  October  1853  p.  480.  Im  Jahr  1854 
wurden  in  England  22  wegen  insanity  von  den  Geschwornen 
losgesprochen  and  16  ehe  das  Trial  begann ,  als  insane  erkannt 

27)  Viele  Rechtssprüche  in  der  Encyclopedie  p.  206. 

28)  Nach  einigen,  sollen  Zusätze  als  nicht  vorhanden  betrachtet  wer- 
den, (also  mit  Beibehaltung  der  Antwort,  die  der  Frage  ent^ 
spricht)  nach  Anderen  soll  der  ganze  Wahrsprucb  vernichtet  wer- 
den,  nach  Anderen    sollen   die   Geschwornen  zur  BerichÜgnng 

zurückgesendet  werden. 

> 

29)  z.  B.  in  einem  Falle  bei  Anklage  wegen  Fälschung  erklärte  die 
Jury:  schuldig  aber  aus  Irrthum.  In  einem  andern  Falle  (bei 
Todschlag)  erklärte  die  Jury  schuldig,  aber  ohne  Vorbedacht; 
der  Angeklagte  hat  Verletzungen  zugefügt,  die  den  Tod  des  A. 
erzeugten ,  aber  sans  Intention  de  la  donner. 
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haben  sollte ,  da  diese  durch  den  Znsats  oft  de«  Sinn  und  die 
Tragweite  ihres  Schuldansspruchs  deutlich  machen  woUlen'*). 
Als  festst^end  kann  nur  betrachtet  werden,  daas  die  Jnry  in 
ilirem  Walirspmche  statt  ein  Verbrechen  nicht  eines  andern 
Verbrechens,  woranf  Anklage  nicht  ging,  schnkUg  finden 
darf  >'),  dass  aber  in  andern  Fällen,  wenn  ein  Zosats  ge- 
macht ist,  der  eine  Modifikation  der  Frage  enthält  and  ein 
Merianal  verneint,  das  Gericht  die  Anwendung  nach  der  Ant- 
wort, in  welchen  das  verschärfende  Merkmal  verneint  ist^  die 
Strafe  aussprechen  mnss  ^^).  In  den  FäUea  dagq^en,  wo 
durch  den  Zusatz  der  wahre  Sinn  des  Wahrspmehs  unklar 
ist,  oder  wo  sich  ergiebt,  dass  die  Oeschwomen  durch  den 
Eusats  einen  geringem,  strafirechtüchen  €lesichtspankt  aus- 
sprechen oder  überhaupt  Milderung  der  Strafe  bewirken  woll- 
ten y  wird  am  richtigsten  das  Gericht  die  Oe8chw<men  lur 
neuen  Berathung  auffordern,  um  ihnen  Gelegenheit  au  g^Mn, 
jetzt  den  Wahrspruch  ihrem  wahren  Willen  gemäss  zu  geben. 
—  Alles  dies  zeigt ,  wie  bedenklich  das  System  der  Fragestel- 
lung ist,  indem  es  Nachtheile  herbeiführt,  welche  nach  dem 
englischen  System  nicht  vorkommen  können.  —  In  einigen 
deutschen  Gesetzgebungen  *^),  wurde  zur  Vermeidung  von 
Streitigkeiten  auegesprochen ,  dass  auch  ein  Oeschwomer  eine 
«tnzelne  Frage  nur  theilweise  bejahen  oder  verneinen  kann. 
Die  Yergleichuikg  der  deutschen  Rechtsprediung  zeigt,  dass 
meistens  die  Behandlung  der  Fälle,  wo  die  Antwort  Modifi- 


30)  Gegen  die  Ansicht  dei  CaBsationshofs  erklärt  sich  daher  mit  Recht 
der  Verf.  des  guten  Aufs,  in  Encyclopedie  p.  266. 

31)  z.  B.  die  Frage  ganz  auf  Nothzucht  und  die  Jnry  antwortete; 
nicht  schuldig  der  Nothzucht,  aber  schuldig  eines  gewalühitigen 
Angriffs  auf  Keuschheit  -^  oder  die  wegen  Fälschung  befragte 
Jury  antwortet,  nur  schuldig  des  Betrugs. 

32)  z.  B.  die  Frage  ging  auf  Tödtung  mit  Vorbedacht  (Mord)  und 
die  Jury  antwortet:  schuldig  aber  ohne  VorbedaobL  Eier  kaan 
eine  Strafe  des  Todschlags  eintreten. 

33)  z«  B.  in  dem  baierischen  Gesetee  v.  1M8  fi.  191. 
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kttionea  enthielti   8o  geschidi,  dass  man  niclit  da«  willkttr- 
Uehe  Deutung  sich  erlaubte  m).  • 

Eine  besondere  Bedeutung  hat  neuerlich  die  Frage  er. 
halten,  welche  Wirkung  der,  ohne  dass  die  Oeschwornen 
darum  gefragt  wurden,  ihrem  Wahrspruche  beigefügte  Zu- 
satz hat:  jedoch  mit  geminderter  Zurechnung  s^). 
Am  wenigsten  kann  die  (von  einigen  Gerichten  angenommene) 
Ansicht  gebilligt  werden,  nach  welcher  dem  Zusatse,  da  er 
ungefragt  und  daher  unbefugt  gemacht  wurde,  keine  rechtliche 
Wirkung  beizulegen  und  daher  die  Strafe  ohne  Bücksicbt  da- 
rauf ausgesprochen  werden  mnss;  und  die  von  dem  bair.  Gas- 
saiionshof  angenommene  Ansicht ,  dass  in  einem  solchen  Falle 
die  Oeschwornen  zur  neuen  Berathung  aufzufordern  sind,  hat 
wenigstMis  ffir  sich,  dass  die  Oeschwornen  nun  in  die  Lage 
kommen,  einen  ihrer  wahren  Absicht  entsprechenden  Wahr- 
spruch zu  erlassen;  allein  am  richtigsten  ist  die  Ansicht, 
welche  den  (obwohl  ungefragt  gegebenen)  Zusatz  vom  Oe- 
richte  beachten  läsat,  weil,  wenn  man  zugiebt,  dass  die  Oe- 
sehwimiea  die  Zarechnungsfrage  zu  entscheiden  haben  (unmit- 
telbar oder  mittelbar  mit  der  Hauptfrage),  da  wo  sie  eine 
Verminderung  der  Zurechnung  finden  (und  das  Landesgesetz 


34)  z.  B.  in  Batera  (Sitzimgsberichte  H.  8.  377),  wo  die  Jury  dem 
SehuldaQssprach  beif&gte,  dass  nach  ihrer  Ueberzengong  um  ei- 
nige 100  fl.  nicht  400  fl.  (was  in  der  Frage  aufgenommen  war) 
entwendet  wurden.  Der  baier.  Cassationshof  (Sitzungsberichte 
rv.  S.  450)  stellte  den  Grundsatz  anf,  dass  da,  wo  solche  nn- 
znlAssige  Zusätze  gemacht  werden,  die  Gesehwomen  zur  Be- 
radiung  znrüdLZuaenden  sind.  Auch  das  preass.  Obertribnnal 
(Goltdammer  Archiv  U.  8.  419)  gab  m  einem  Falle,  wo  Ge- 
sehwome  einen  Zusatz  machten,  der  die  Natur  dei  Dolus  des 
Verbr.  änderte,  dem  Gerichte  kein  Recht,  dem  Wahrspmch  be- 
liebigen Sinn  unterzulegen.  Diese  Ansicht  findet  sich  noch  im 
Wolfenbftttler  Rechtsspruch  ▼.  1864,  Zeitschrift  f9r  Rechtspflege 
in  Brannsehweig  1855  S.  29. 

35)  Darüber  haben  vorzfiglich  in  Baiem  belehrende  Verhandlungen 
Statt  ^fanden,  baier.  Sitzugibericiite  IV.  S.  453.  V.  8.  126. 
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diesen  Zustand  als  Mildemngsgnind  anerkennt)  sie  aneh  be- 
reclitSgt  sind,  auf  diese  Art  theilweise  (was  gestattet  ist) 
die  Sclialdfrage  verneinen«  Beaclitet  man  dies  niclit»  so  drängt 
sie  das  Gericht  leicht  zu  einem  ihrer  Ueberseugnng  wider- 
streitenden Wahrspruch  ^*).  Aehnliche  Streitigkeiten  treten 
auch  ein ,  wenn  die  Geschwornen  Zusätze  wegen  des  Daseins 
der  Reue  des  Thäters  ungefragt  machen  '^). 

Nicht  selten  finden  sich  die  Geschwornen  bewogen,  ihrem 
Wahrspruche  die  Empfehlung  zur  Gnade  beizufügen. 
In  England,  Schottland  kömmt  diese  Formel  sehr  häufig  vor  ^ 
und  hat  eine  zweifache  Bedeutung,  a)  die  des  Ausspruchs, 
dass  mildernde  Umstände  vorhanden  sind,  b)  die,  dass  der 
Richter  auf  Begnadigung  durch  die  Krone  antragen  möge.  Im 
ersten  Falle  berücksichtigt  regelmässig  der  Richter  diesen  Aus- 
spruch bei  Strafausmessung;  im  zweiten  Falle  (wenn  Todes- 


36)  Diese  Ansicht  ist  aoch  (mit  Recht)  vertheidigt  in  den  Blitteni 
för  RechtsanwendoDg  in  Baiern  1854  S.  1  und  gute  Aofisitze 
von  Wallher  und  Biener  in  Schletter  Analen  der  Criminalreehts- 
pflegc  XL.  S.  207.  XUl.  S.  1,  s.  noch  Gericbtssaal  IV.  Bd.  IL 
S.  34.  225  V.  S.  352  und  Schwarze  in  Weiske  S.  93.  In  ei- 
nem Falle  in  Baiem  hatten  die  Geschworaen  nach  dem  das  Ge- 
rieht den  Antrag  einer  besondem  Frage  wegen  verminderter  Zu- 
rechnung zu  stellen,  abgeschlagen  hatte,  bei  der  Hauptfrage  das 
Sdiuldig  ausgesprochen,  aber  schriftliche  Erklärung  gegeben, 
dass  sie,  wenn  die  Frage  wegen  verm.  Zurechnung  gestellt  wor- 
den wäre,  sie  b^aht  haben  wurden. 

37)  Die  Meinungen  sind  sehr  getheilt,  gut  Arnold  im  Geiiehtssaal 
1855  L  S.  203.  In  Baiem  wurde  anerkannt,  dass  eine  beson- 
dere Frage  an  die  Geschwornen  wegen  Rene  zu  stellen  sei. 
Sitzungsberichte  IV.  8.  165.  315.  Blätter  ffir  Rechtsanwendnng 
XIX.  S.  159.  Es  wurde  aber  auch  anerkannt,  dass,  wenn  keine 
solche  Frage  gestellt  ist,  die  Geschwornen  dann  nur  die  Haupt, 
frage  zu  verneinen,  brauchten  8itznngsberichte  IV.  8.  315.  Blät- 
ter XIX.  S.  321  etc.  von  Preussen  Archiv  fär  Preuss.  Strsfr. 
L  S.  202.  n.  176.  S.  222. 

38)  Nach  Weisungen  in  meinem  engL  Strafverfahren.  S.  488. 
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strafe)  stellt  er  bei  dem  Ministerimn  den  Antrag  auf  Gnade. 
Nicht  selten  veranlasst  aber  die  Formel  den  Richter  die  Geschwor- 
nen  über  ihre  Gründe  ^)  an  befragen  nnd  sie  anfzofordem, 
über  ihre  Ansichten  sich  erklaren  ^).  In  Frankreich  wurde 
von  den  Geschwornen  die  Empfehlung  zur  Gnade  öfter  beige- 
fügt, seit  der  1832  gestatteten  Annahme  von  Milderungs- 
gründen ,  jedoch  weit  weniger  gebraucht  ^^).  In  Dentsdhland 
kömmt  dies  Mittel  der  Empfehlung  nicht  selten  vor  ^^)  und 


i39)  In  einem  Falle  (Times  11.  Dec.  1851)  erklärte  die  Geschwornen 
gnilty  aber  mit  Zusats  der  Empfehlung  zur  Gnade  nnd  zwar  we- 
gen des  guten  Charakters;  der  Richter  bemerkte  dann,  dass  in 
diesem  Falle  der  gat»  Charakter  wenig  Einfluss  haben  könne, 
da  nnr  wegen  seines  guten  Rafs  der  Angeklagte  das  Verbrechen 
habe  verüben  können.  —  In  einem  Falle  (Times  4.  Jnni  1852) 
erklärten  die  Geschwornen,  die  znr  Gnade  empfahlen,  auf  Fra- 
gen des  Richters,  dass  eigentlich  für  die  Anklage  mehr  Beweis 
nöthig  gewesen  wäre,  worauf  der  Richter  bemerkte,  dass  sie 
dann  hätten  lossprechen  mnssen,  und  er  sie  auffordere,  noch 
einmal  die  Sache  zu  beralhen,  worauf  die  Jury  nach  einer  Stunde 
ohne  Zusatz  guilty  erklärte.  In  andern  ähnlichen  Fällen  folgt 
dann  häufig  das  not  guilty.  —  Zuweilen  machen  die  Geschwor- . 
nen  (Times  10.  Dec.  1851)  den  Zusatz  guilty  under  very  exte- 
nuating  drcumstances. 

40)  Nach  dem  Gesetzb.  von  Malta  art.  425  kann  jeder  Geschwome 
zur  Gnade  des  Gerichts  empfehlen,  jedoch  mit  Angabe  der 
Grfinde. 

41)  Nach  art  595  Code  haben  bei  den  Specialgerichten  die  Richter 
das  Recht,  ^nir  Gnade  aus  wichtigen  Gründen  zu  empfehlen.  — 
Die  Art,  wie  man  oft  in  Frankreich  die  Geschwornen  zu  Be- 
gnadigungsgesuchen zu  bewegen  sucht,  wird  getadelt  in  Bonne- 
vOle  traite  des  institutions  complementaires  p.  188. 

42)  Nach  Kurhessisch.  Strafprozessord.  findet  sich  art.  337  die  Eigen- 
'thfimlichkeit,  dass  die  Empfehlung  zur  Gnade  auch  von  den  Ge- 
schwornen, die  der  Präsident  darüber  zu  belehren  hat,  ausgehen 
kann,  so  dass  sie  nach  Verkündigung  des  Urtheils  des  Gerichts 
auf  Antrag  Eines  von  ihnen  berathen  und  neuen  Besehluss  fas- 
sen können« 
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.erst  in  aeuerer  Zeit  hat  man  darin  eine  «tnnläasf  ge  nnd  naeh- 
tlMilige  Einmischiuig  der  Gesehwornen  in  das  nur  dem  Regen- 
ten eufltehende  Vorrecht  finden  n  ollen  ^) ,  aber  mit  unrecht, 
da  dadurch  das  Recht  desjenigen,  welcher  1i!>er  Gnade  ent- 
scheidet, frei  SU  prüfen,  ob  der  Angeklagte  würdig  ist,  nicht 
beeinträchtigt  ist,  die  Gesehwornen  aber,  die  sonst  In  ihrem 
Gewissen  dorch  die  Aussicht  auf  die  übermässig  luurte  Strafe 
als  Folge  des  Wahrspruchs  schwer  bedrängt  sind,  eher  mit 
Bernhigung  den  Aussprach  der  Schuld  geben.  Die  engli- 
sche Rechtsübung  ^)  kennt  noch  eine  Art  des  Wahrsprudis, 
nämlich  das  special  verdict,  durch  welches  die  G^esdiwomen, 
wenn  sie  zwar  die  Tluitsachen,  welche  der  Anklage  cum 
Grunde  liegen,  als  em^esen  erkennen,  daher  auch,  dass  der 
Angeklagte  der  Thäter  ist,  aber  nicht  darüber  einig  sind,  ob 
die  Handlang  nach  dem  Gesetze  das  in  der  Anklage  beseich- 
nete  Verbrechen  ist,  oder  Gründe  haben,  darüber  nicht  zu 
entscheiden,  ihren  Walirspruch  nur  beschränken  auf  die  Er- 
klärung der  vorhandenen  Ueberitthrung,  aber  durch  einen  Zu- 
satz ablehnen  über  den  zum  Ausspredien  des  guilty  n«thwen- 
digen  Rechtspunkt  zu  entscheiden  und  so  die  Entscheidung  dem 
Richter  überlassen,  welcher  dann  regelmässig  die  Frage  an 
den  court  of  appeal  bringt,  welcher  über  die  Rechtsfrage  ur- 
thcUt  Diese  Form  entstand  in  früherer  Zeit,  vorzüglich  in 
Prozessen  wegen  politischer  Anklagen  auf  Andringen  der  Rich- 
ter um  eine  Handlang,  die  den  Gesehwornen  als  erwiesen 
nicht  in  Abrede  stellen  konnten,  als  strafbar  erklären  zu  kön- 
nen, sie  wurde  vorzüglich  noch  im  Civilprozesse  zuweilen 
gebraucht  ^^),    im  Strafprozesse    fast  nicht  mehr  angewen- 


43)  Ein  hamiov.  Reskript  v.  22.  Sept  1861  (MagasiD  für  haanov. 
Recht  L  S.  4ä2.  —  Dagegen  aber  mein  Aub.  in  Gericfatssul 
1853  0.  S.  407. 

44)  Nachweifongen  in  meinem  Werke  S.  484-^86. 

45)  Nachweirongen  in .  Bouvier  law  dieüonary.  Philadel|^iia  1855 
vqL  H.  p.  62a  In  den  revised  statotes  of  Goonectient  ▼.  1849 
p.  81  wird  das  special  verdiet  nor  bei  Jnry  in  CMlsachen  ge- 
stattet, bei  der  Jary  in  Strafs.  nicht  erwähnt 
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M  ^).  Ble  ist  swar  ausser  Bng^d  als  Hiilattefa  mwdlaa  am- 
pfohlan  worden  *''),  In  dem  Heimatalande  aber  in  Strafsachen  als 
nicht  nothwendig  erkannty  sobald  man  von  dem  richtigen  Grnnd- 
satK  ausgeht,  dass  die  Oeschwornen  nach  fiber  Rechtspuakte 
Im  Zusammenhange  mit  der  Schuldfrage  «rtheilen  and  gebö* 
rige  BekhmBg  erhalten.  In  Deutschland  enth&k  nur  die 
braunschweigisehe  ^)  und  die  thüringische  ^*)  Oesetsgebnng 
eine  Vorschrift,  die  eineArt  von  Bpesialwahrspruch  gestattet. 
Die  schottische  Rechteübung  kennt  ausser  den  in 
Eftgland  sulässigen  Wahrsprüchen  (guilty  oder  not  guilty) 
noch  die  Form :  not  proven  ^).  Diese  letate  (von  dem  tüch- 
tigen schottischen  [Juristen  Walter  ScoU  ein  bastard  Verdict 
genannt)  Lossprechung  erliielt  erst  allmlUig  die  Bedeutung, 
die  sie  jetit  hat  Man  würde  mit  Unrecht,  von  Seite  der 
Tertfaeidiger  der  absolutio  ab  instantia  sieh  darauf  berufen, 
dass  in  Schottland  eitte  gana  ühnliche  Formel  für  Fälle,  wo 
der  Verdacht  nicht  vUlig  getfigt  iet,  ifidi  ecbaken  habe;  denn 
die  Losspredarnng  not  proven  bewiikt  alcht,  dass  (wie  bei  abs« 
absolutio)  der  Losgesprochene  beliebig  wieder  strafirechtUcfa  ver- 
folgt werden  kann ,  da  vielmehr  in  Bexug  auf  den  Sohnts  ge- 


46)  üeber  den  letzten  1849  vorgekomAienen  Fall,  mein  Werk 
8.  486.  ' 

47)  hl  Frankreidi,  z.  B.  von  Bonnier  in  der  revae  de  legidalion 
1843  p.  398  in  Deatsebland  besonden  von  Biener  im  Anddv  dee 
Crim.  1849  B.  88  ist  aber  anch  v.  KrSwel  im  Archiv  des  Cfim. 
18S5  8.  322. 

48)  Nach  Art  140  heitet  es:  können  sich  die  Geschwomen  nicht 
über  diese  Frage  (Haoptfrage)  vereinigen,  so  sind  sie  berechtigt, 
den  Tbatbestand  des  in  Frage  siehenden  Vergehens  in  dessen  ein- 
zeloe  Bestandtheile    vpm  Gerichtshofe   auflösen   zn  lassen  und 

.  ober  die  Reibe  der  Einzelnfrage  speziellen  Wahrsprnche  zn  geben. 
Nach  den  Erkandigungen  wird  davon  kein  Gebrauch  gemacht. 

49)  Thfiring.  8trafpr«zessord.  §.  292. 

SO^  GeachiehtUche  Naehweisangen  in  meinem  Werke  8. 480  nad  dazu 
Forsyth  history  of  th^  trial  by  Jury  p.  334. 
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gen  neue  Verfolgung  der  mit  not  proven  Losgeaproehene  den  nXm- 
liehen  Schutz  geniesst,  wie  der  not  gnüty  Erklärte.  Aneh  darf  der 
Umstand,  dass  die  Formel  sich  noch  immer  in  Schottland  erhah 
und  von  Schottländem  gerühmt  wfard,  nicht  als  Beweis  des  Werths 
der  Formel  gehraucht  werden ,  da  Anhänglichkeit  an  nationale 
Einrichtungen  und  die  Besorgniss,  sie  zu  verlieren,  die  Schott- 
länder oft  selbst  da  zur  Beibehaltung  eines  Instituts  bestimmt, 
dessen  Schattenseiten  er  nicht  verkennt  Es  ist  richtig,  dass 
von  der  Formel:  not  proven  häufig  Gebrauch  gemacht  wird  **); 
sammelt  man  aber  die  Mittheilungen  erÜBthmer  SchottlXader 
und  prüft  Ae  einzelnen  Strafverhandlungen,  so  bemerkt  man, 
dass  es  an  einem  Grundsätze  fehlt,  der  erkennen  lässt,  warum 
in  einem  Falle  not  proven,  im  Andern  not  guüty  erkannt 
wird.  Man  erkennt  leicht,  dass  die  Formel  not  proven  oft 
gebraucht  wird,  da  wo  nach  den  Verhandlungen  kein  Beweis 
vorlag,  oder  wo  man  die  zweideutige  Formel  wäUte,  um  ei- 
nen Zustand  des  Zweifek  auszudrücken,  am  meisten  aber,  dass 
die  Geschwornen  zu  dieser  Art  Lossprechung  kommen,  weO 
sie  sich  iiicht  vereinigen,  (d.  h.  die  nöthige  Mehrheit  nicht  er- 
halten) können  um  guilty  oder  not  guilty  auszusprechen  und 
daher  den  Mittelweg  wählen,  ohne  dabei  an  einen  Nachtheil 
für  den  nur  mit  not  proven  Losgesprochenen  zu  denken.  Als 
Ergebniss  aller  Forschungen  darf  aufgestellt  werden,  dass  die 
Aufnahme  des  schottischen  not  proven  in  eine  neue  Geseta- 
gebung  nicht  gebilligt  werden  kann,  weil  dasselbe  zu  sehr 
der  natürlichen  Neigung  des  menschlichen  Gemüths,  in  der 
Zwangslage  sich  in  zweifelhaften  Fällen  zu  entscheiden,  einem 
bestimmten  Entschluss  durch  die  Wahl  eines  Mittelwegs  zu 


51)  Statistische  Nschweisnngen  bis  1849  habe  ieh  gegeben  in  mei- 
nein Werke:  das  engl.  Strafverf.  S.  481.  Wir  knfipfen  daran 
die  Nachrichten  über  die  sp&tern  Jahre  an.  Im  Jahr  1850  wurde 
not  goilty  zu  Gunsten  von  35,  1851  bei  47,  1853  in  Bezag  auf 
56,  1854  bei  50  aasgesprochen;  dagegen  das  not  proven  1850 
bei  223,  1851  bei  186;  1853  bei  225;  1854  bei  200  aosge- 
sprochen. 
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Ymneiden,  sduneiehelt  und  die  Oeschworneii  oft  bewegen 
kann,  da  wo  eine  Vereinignng  über  guilty  oder  not  goOty 
nicht  sdinell  zu  erlangen  ist,  den  Ausweg  des  not  proven  zu 
ergreifen,  und  dadurch  leicht  ungerecht  zu  werden,  weil  den 
auf  diese  Art  Losgesprochenen  in  den  Augen  der  Mitbürger 
eine  Art  Brandmal  aufgedrückt  wird,  welches  fOr  ihn  im  bttr* 
gerlichen  Leben  yielfaehe  Nachtheile  haben  kann  m). 

Die  Würdigung  der  Wahrsprüche  fährt  noch  zu  dem 
Zusammenhange  derselben  mit  der  Stellung  der  Staatsrichter 
in  Bezug  auf  die  Anwendung  der  Strafe.  Es  liegt  in  der  Na- 
tur der  Sache,  dass  dem  Geiste  jedes  Richters  (daher  auch 
des  Gteschwomen)  die  rechtliche  Folge  seines  Ausspruchs, 
dass  ein  Angeklagter  schuldig  sei,  vorschwebt  und  sein  Pflicht- 
gefGLlil  ohne  Rücksicht  auf  die  eintretende  Strafe ,  die  er  nicht 
zu  verantworten  hat,  nach  dem  Ergebnisse  der  Verhandlungen 
die  Schuldfrage  zu  entscheiden  mit  dem  schmerzlichen  Ge- 
fühle zu  einer  für  unverhältnissmässig  hart  betrachteten  Strafe 
durch  den  Schuldausspruck  beizutragen  in  Widerstreit  kömmt, 
der  die  Geschwomen  leicht  bewegen  kann,  mit  seinem  Ge- 
wissen sich  abzufinden.  Das  Mittel  die  nöthige  Beruhigung 
dem  Geschwomen  zu  geben  und  die  Kraft  der  Repression  zu 
verstSrken,  liegt  entweder  darin,  dass  derGeschwome  weiss, 
dass  die  Richter  gesetzlich  freies  Ermessen  in  Bezug  auf  den 
Ausspruch  der  Strafe  haben ,  und  dass  die  Richter  auch  einen 
weisen  Gebrauch   von  dieser  Befugmss   machen   werden  ^), 


52)  Mit  Recht  sprechen  sich  gegen  diese  Formel  ans  Forsyth  hisiory 
p.  337  und  Koenigswarter  in  der  Revue  critiqne  de  legislation 
1856  p.  361. 

53)  Dies  ist  die  Lage  des  englischen  Geschwomen,  welcher  weiss, 
dass  das  Gesetz  (mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  welchen  Todes» 
strafe  gedroht  ist)  dem  Richter  fiberlAsst,  zwischen  GeOngniss 
von  ein  Paar  Tagen,  und  Transportation  ,za  wählen,  während 
zugleich  dier  Geschwome  weiss,  dass  der  englische  Richter  in 
Fällen  geringerer  Yerschul<^ung  eine  sehr  milde  Strafe  erliennen 
und  d«r  Kmpfeblnng  der  Geschwomen  zur  Gnade  berücksich- 
tigen. 
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oder  daB8  die  Oeaehwonien  die  BefagnioB-  haben,  in  FUkB, 
lo  denen  sie  die  Veradinldang  vcffhsnden,  aber  so  gemildert 
tnden,  daas  die  gesetiliche  Strafe  anaaer  VtthÜUiisa  adn 
wflrde,  dmth  den  Znaata  dea  Daaeina,  miUerndtt  Umatiiide 
an  bewiiken,  daas  dann  dieBkhter  die  geaetalich  gedrobte  Strale 
berabaetien  nftaaen**). 

Dieae  letate  Befngnias  der  Geaebwemen  wird  awar  ven 
manchen  Juristen  vielfaeh  aneb  in  Franloreidi  ^}j  ala  sehr  naeh- 
Ibeilig  geachildert,  wegen  des  grossen  MiasbnHiAa,  dMi  die 
Gesdiwomen  treiben  kGnnen  und  der  HioAgkeift,  mit  weldier 
MUdemngagrflnde  grondloa  angenommen  werden  wodnreb  die 
Kraft  derStrafdrohnngen  geschwicht  wird;  alldn  der  Wertb  die- 
aes  Systemes  wird  dureb  die  Erfalirong  dargetliaa  ^)j  wem  man 
erwlgt^  dasa  die  walire  Kraft  der  StrafreebtapAege  nicht  in 


54)  IMes  iLann  wieder  auf  verschiedene  Weite  im  Gesetze  vokom- 
men,  1)  entweder  so,  dass  wie  in  Frankreieli  s^  1832  dieGe- 
•ehwomeii  in  allen  Fillan  (auch  angtlnist  ÜBdenrngsgiaade  aa- 
admien  kanaen,  wo  dann  die  Strafe  am  einen  oder  zweiGcade 
bembc«$etzt  werdai  mosa) ,  oder  %)  dasa  sie  wie  in  Genf  nicht 
blos:  mildernde  Umstinde,  sondern  auch  sehr  mildernde 
Umstlnde  annehmen  dürfen,  was  die  Wiikong  hat,  dass  im 
letztem  Falle  die  Richter  an  gar  kein  Mimmum  gehonden  sind, 
oder  3)  dass  die  Geschwomen  nur  bei  gewissen  Verbrechen, 
wo  das  Gesetz  dies  hesonders  ausspricht,  MUdenmgsgründe  he- 
rncksiehtigen  dürfen,  z  B.  in  Preossen,  Hannover,  oder  4)  dass 
ae  beftigt  sind,  wenn  sie  danun  gefiragt  werden,  über  das  Da- 
sein ▼enniadeite  Zoreehnang  tu  entscheiden,  in  welchem  Falle 
geringere  Strafe  eintreten  kann  (z.  B  ia  Baiem,  in  Sachsen, 
Hessen. 

66)  hl  ntoerer  Zeit  Bonneville  de  raraettoratioii  de  la  ioi  oioünaL 
p.  578. 

59)  Von  den  fraazösicehen  SeliiillsteHeni  sind  es  twei  Hanaer  (deren 
Stimme  am  meisten  Gewicht  hat)  Berenger  de  la  represaon  p. 
79  wd  Helie  (schon  hi  der  Hevne  de  legisiolioB  1843  lom.  L 
p.  99  and  aeneriieh  in  der  Reme  eriliqae  da  legisklion  1855 
p.  543,  welche  gerecht  nber  dies  Sjatem  nrthcilen. 
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der  sUurren  ammahmakMien  Anwendong  harter  Strafdrohangeii, 
Bondem  darin  liegt,  dasa  gegen  den  Schuldigen  sicher  eine 
der  Grösse  der  Verschnldang  des  einaelnen  Falles  anpassende 
Strafe  erkannt  wird,  und  dass  diese  Sicherheit  am  besten  er- 
reicht wird,  wenn  den  Qesehwomen,  welchen  die  Bntschei- 
dnng  der  Schaldfrage  obliegt,  möglich  gemacht  wird,  da  wo 
sie  Fon  einer  geringeren  Verschuldong  ttberaengt  sind,  auch 
beisatragen^  dass  eine  solche  Strafe  erkannt  wird,  damit  nicht 
die  Aussicht  auf  die  in  Folge  ihres  Wahrspruchs  eintretende 
unyerhältnissmlssig  harte  Strafe ,  sie  in  dem  Zweifelssustande, 
in  welchem  das  Gemüth  sich  befindet,  bewegt,  lieber  einen 
Angeklagten  nichtschuldig  su  erklären,  wenn  sie  nicht  im 
Stande  sind ,  das  Eintreten  einer  milderen  Strafe  su  bewirken. 
Die  grosse  Zahl  der  Fälle,  in  welchen  die  fransös.  Oe- 
schwomen  (wahrscheinlich  oft  auch  grundlos)  von  der  Befug- 
niss  Oebrauch  machen  ^^)  Müderungsgründe  anzunehmen  ist 
nur  ein  Zeugniss  für  die  furchtbare  Härte  des  im  Geiste  des 
Abschrecknngsprinzips  verkündeten  franz.  Strafgesetzbuchs, 
In  dem  VerhältnlBse  der  Annahme  von  Milderungsgrfinden  hat 
auch  die  Zahl  der  Schuldigerklärungen  zugenommen  ^).  Die- 
jenigen ,  welche  die  Schwäche  der  Oeschwornen  und  ihre  Nei- 
gung Mllderungsgrtfnde  anzunehmen  anklagen ,  vergessen,  dass 
die  Richter  in  den  correktionen  Fällen  (wegen  art  463)  eben- 
falls, durchdrungen  von  der  Härte  der  gedrohten  Strafen) 
Milderungsgründe  annehmen  ^),  und  da  wo  Geschworne  diesen 


57)  Von  1833  bis  1850  worden  von  100  Angeklagten,  welche  schnl- 
dig  befanden  worden  72 ,  im  J.  1851  von  100  68 ,  im  J.  1852 
67  aof  100,  1853  69  mit  Milerongsgrfinden  schuldig  befanden. 

56)  Von  1832  war  die  Zahl  der  Losgesprochenen  46  aaf  100,  von 
1833  an  £als  Milderoogsgrönde  zogelassen  worden)  bis  1850 
kamen  dartehniliUch  nor  37  Lossprechongen  aof  100,  1851  nur 
33,  1852  31,  1853  27.  — 

59)  Von  1832  wurde  von  den  Richtern  v.  100  F&lleo  in  33 ,  von 
1832  an  dann  56,  1851  bei  54,  1852  53,  1853  bei  57  Verar- 
theüten  Müderongsgrfinden  angenommen 
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Zusatz  machten,  wo  es  von  den  Riehtern  abhing,  die  Strafe 
um  einen  oder  zwei  Orade  herabzusetzen,  die  Gerichte  den 
zweiten  Weg  wählten,  und  dadurch  aassprachen,  dass  dieOe* 
schwomen  Recht  hatten  ^).  Diese  Neigung  der  Oeschwomen 
durch  Aqnahme  von  liilderungsgründen  die  Herabsetzung  der 
Strafe  *■)  zu  bewirken,  wird  zwar  um  so  grösser  sein,  je  strenger 
die  Strafdrohungen  sind,  wird  aber  auch  bei  einen  mehr  auf 
Anwendung  verluUtnissmäSBige  Strafen  berechneten  Ctesetz- 
buche  bemerklich  werden,  da  immer  bei  Verübung  von  Ver- 
brechen  ein  von  keinen  ^Gesetzgeber  vorauszusehendes  Zu- 
sammentreffen von  Umstände  vorkommen  werden,  welche  die 
Verschuldung  bedeutend  herabsetzen;  daher  werden  die  Gre- 
schwomen,  wenn  sie  es  können  gerne  eventuelle  Fragen  be- 
jahen und  die  Hauptfrage  verneinen*'),  und  da,  wo  den  Oe- 
schwomen nicht  gestattet  ist,  Milderungsgründe  anzunehmen, 
ihre  Zuflucht  zu  den  Büttel  nehmen,  die  Anklage  nur  als  in 
einem  geringem  Orade  begründet  auszusprechen  ^). 


60)  Im  Jahr  1851  setzten  die  Richter  b6i  1682  die  Strafe  um  zwei 
Grade  herab,  bei  1096,  bei  welchen  MilderoDgsgrfuide  angenom- 
men waren,  nur  konnte  die  Strafe  nur  nm  einen  Grad  gesetz- 
lich vermindert  werden.  Im  Jahr  1863  trat  Herabsetzung  der 
Strafe  ein,  bei  1214  Angeschnldigten. 

61)  Das  Preoss.  Strafgesetzbach  gestattet  nar  bei  einigen  Verbrechen 
den  Geschwomen  Müderungsgründe  za  berücksichtigen;  im  Jahr 
1864  nahmen  die  Geschwomen  in  Preossen  in  212  Fällen  mil- 
dernde Umstände  an;  bei  den  Haaptverbrechen ,  bei  welchen 
Erfahmogsgemäss  am  meisten  solche  Grfinde  eintreten,  gestattet 
leider  das  Gesetz  die  Milderungsgrfinde  nicht. 

62)  In  Baiera  haben  die  Geschwomen,  die  nur  die  eventoellen  Fra- 
gen b^aht.  18««/,i  in  127,  18»Vii  in  122,  «/m  in  166,  18»Vm 
in  174  Fällen.  Verminderte  Zurechnung  nahmen  sie  an  1850 
in  12,  1851  bi  14,  1862  in  16,  1853  in  16  Fällen. 

63)  Vor  1832  wurden  1826  von  100  Anklagen  nur  90,  1831  nnr 
31  Anklagen,  so  wie  sie  gestellt  waren,  angenommen;  von 
1832  an  (wo  Milderangsgrande  möglich  worden)  waren  1833 
schon  43,   Im  J.  1850  51,    1851  54,  1852  58,  im  J.  1853  62, 
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§.    40. 

VerhAltniss  der  SUatsrichler  zu  dco  ergangenen  Wahr- 
sprüchen.    B^ugnisse   der  Richter  ungeignete  oder  un- 
gerechte Wahrsprüche   zu  beseitigen. 

Das  Yon  dem  Gerichte  gefüllte  Urtheil  ist  da,  wo  Ge- 
aehworne  Aber  die  SehoHlrage  entscheiden,  das  Ergebniss 
des  Zusammenwirkens  der  Geschwomen  und  Staatsrichter.  Als 
Qnmdsats  entscheidet  dabei ,  dass  der  Wahrspruch  die  Grand* 
läge  ist,  auf  welche  die  Staatsrichter  ihr  EndurtheO  zu  bauen 
haben«  Dies  Zusammenwirken  der  Richter  und  Geschwomen 
kann  nun  vorkommen,  I.  in  so  ferne  das  Gesetz  anordnet, 
dass  unabhftngig  von  der  Berathung  der  Geschwomen  fiber 
die  Bchuldflrage,  das  Gericht  Berathung  pflegt  und  das  End- 
urtheil  nach  Vergleichung  des  Ergebnisses  beider  Berathun- 
gen  gefällt  wird,  II.  in  so  ferne  das  Gericht  den  Wahr- 
sprach  zu  prüfen  hat,  ob  derselbe  in  formeller  Hinsicht 
gen^en  kann,  mit  der  Befugniss  des  Gerichts,  eine  neue 
Berathung  der  Geschwomen  anzuordnen,  in.  in  so  ferne 
das  Gericht  ein  Recht  hat,  den  Wahrsprach  auszulegen  und  zu 
erginzen ,  um  darauf  ein  UrtheO  zu  bauen  können ,  IV.  in  so 
ferne  da ,  wo  die  Geschwomen  nur  mit  einer  geringeren  Stim* 
menzahl  schuldig  finden,  die  Staaterichter  berafen  werden, 
gleichfalls  über  den  Fall  zu  entscheiden,  V.  in  so  ferne  die 
Richter,  wenn  sie  überzeogt  sind,  dass  der  Wahrspruch  der 
Schuld  ein  irriger  ist,  eine  neue  Entscheidung  veranlassen 
können.  —  I.  Wir  haben  bereits  oben  (§.  15  Not  47.  48) 
die  Torschllige  zu  einem  Zusammenwirken  der  Geschwomen 
und  Staatsrichter  durch  eine  zweifache  Berathung  beider  Ge- 


das  Schuldig  der  vollen  Anklagen  gemäss  aasgesprochen.  In 
Belgien  wurden  1736  Anklagen  von  den  Geschwomen  völlig  als 
gegrflndet  angenommen,  bei  341  wurde  die  Anklage  nur  ver- 
mindert angenommen ,  jedoch  so ,  dass  die  Handlung  noch  Ver* 
brechen  blieb,  bd  223  sank  die  Strafe  nur  auf  eine  korrektio- 
nette  herab. 

tttarm«l«r,  StrafTtrfalirra.  3g 
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richte  und  namentlieh  die  geistreiehe  Begrüadiiiig  eines  er- 
fahrenen Joristen  >)  nütgetheilt,  nach  welchem,  da  wo  der 
Ansfiprach  der  Oeschwornen  ron  dem  der  Staalariditer  ab- 
weicht, stets  der  mildere  Sprach  gflt,  da  wo  die  Jmy  das 
Nichtschuldig  ausspricht,  der  Angeklagte  sogleich  freigeqiro- 
chenwirdy  wenn  er  aber  «vf  Schuldig  lantal,  der  Beicldiiss 
der  Staaterichter  verktindig;!  wird|  mid  wenn  dieser  das  Nichi> 
sehnldig  aasspikht ,  der  Angeklagte  iireiaaspvechea  ist '}.  Dn- 
vefkennbar  besweckt  dieser  Vorschlag  die  Besorgnisse  der 
Gegner  der  Sehwnrgerichte  zu  beseitigen,  die  Bfirgachaftea 
aa  verstärken,  wenn  ein  Sehaldaasspmch  erfolgt  vad  zwei  nn- 
abhingig  berathende  und  entscheidende  Gerichte  an  dem  namr 
liehen  Ergebnisse  kamen}  allein  grosse  Bedenklichkeiten  er- 
heben sich  gegen  diesen  Vorschlag  ^)*  Unvermeidlich  wkd 
dadorch  ein  Misstranen  gegen  das  Schworgericht  aosgeqwo- 
chen,  dessen  Wesen  als  ein  unabhängiges  selbststäindtges  Ge- 
richt dadurch  erschüttert  werden  muss,  wenn  die  Oeaetag^- 
bnng  voraus  erklärt,  dass  die  Geschwomen  einer  controUren- 
den  Behörde  bedürfeiL  Es  leuchtet  ein,  dsss  darch  die  An- 
ordnung, nach  welcher  in  allen  StraSällea  anah  die  Staats- 
richter berathen  und  entecheiden  soUen,  haniig  ein  unnfitier 
Aufwand  von  Mühe  und  Zeit  erfordert  wird,  wobei  Berathuag 
von  iwei  Gerichten  verlangt  wird,  von  denen  jedes  häufig 
andere  Beurtheilungsnormcn  zum  Grunde  legen  wird,  nicht 
blos  in  Bezug  auf  die  Würdigung  von  Rechtsfrsgen,  bei  de- 
nen die  Staatsrichter  nicht  selten  zu  einer  andern  mehr  for- 
meUra  Auffassung  des  Gesetzes  kommen  werden  als  die  Ge- 


1)  Hildgard  im  Archiv  de«  Crim.  1855  S.  353. 

2)  Nach  dem  Vorschlage  soll  da,  wo  der  Aussprach  der  Jory  in 
irgend  einem  Punkte  von  dem  des  Gerichts  abweicht,  deijenise, 
welcher  die  geMndere  Strafe  nach  sich  zieht,  xum  Grande  gelebt 
werden. 

3)  Schon  Zentner  hat  in  seinem  Werke :  das  Geschworaengericht 
S.  461  in  Note,  den  damab  von  H.  v.  Stengel  gemachien 
ähnlichen  Vorschlag  belt&mpfL 
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flekworaen,   sondeni  auch  in  Anselmg   d«r  Wlfardigang  der 
Beweise ,   du  die  Steatsriciiter  oft  nn^älkürlieh  mehr  &n  B^ 
welsregehi  sicli  iMlteB  werden,  als  die  an  die  freie  Ueberaeu- 
gimg  gewiesenen   Geschworne.     Ohnehin  kann  der  Eindrueli 
nicht  gUmüg  sein,  wenn  die  Entscheidungen  des  aus  12  Mii* 
l^edern  Imetehenden  Sciiwargerfehts  mid  das  aus  3,  höchstens 
9r  RIchtefil  bestehenden  Gerichtshef»  neben  einander  gestellt 
werdea.'     Es  kann  nnaiögUeh  gut  wirken,  weAn   eine  Jury 
einstimmig  oder  doch  mit  Mehrheit  von  10  Stimmen  den  Aä- 
IfMagketK  für  schuldig   erklärt  und  auf  den  Ornnd  des  von 
einer  höehste»  «ts  3  Richtern  gebildeten  Mehrheit  gefMsten 
A«sSprnoii9   der  Niehtsehnld    der  Angeklagte  freigesprodien 
Wird.  —    n.  Wenn   der  Ausspruch  der  Oeschwornen  wegen 
selaer  Undentliehkeit,   Unvollständigkeit  oder  wegen  der  Wi- 
deispräciie  dem  C^rlebie  meht  den  Willen  der  Jury  klar  aus- 
druckt,  so  bedtef  es  eines  Mittels,   durch  weldies  deh  Ge- 
sebwomen  möglich  gemacht  wird,   den  Mangel  su  verbessern 
und  den  Gerichte  enl  Wahrsi^rodi  gegeben  wird,  welcher  die 
Chnmdlftfe  für  ilir  lArtbeil  werden  kann.    Die  englisch  -scliei- 
tische,  amerik.  Recbtstibmg  kit  zwar  anHikigs  hfinfig  in  Pall- 
ien, inf  denen  der  Richter  mit  dem  WahrsprSch  die  Niehtsehnld 
unzufrieden  waren,   und  die  Geschwornen   durch  mancherlei 
Bemerkungen,   durch  Tadel  des  Wahrspruchs   einschüchtern 
und  zu   einen   strengern  Wahrspruch  bewegen  wollten,   all- 
mällg  aber   aus  guter  Absicht   um   die  Geschwornen  vor  Irr- 
thümern  zu  bewahren,    zu  dem  Mittel  gekommen,   die  Ge- 
schwornen zur  neuen,  Berathung  aufzufordern  ^).    Häufig  wird 
dies  veranlasst  durch  Aeusserungen  eines  Geschwornen,    die 
ihre  Bemerkungen   oder  abweichenden  Ansichten  vom  Wahr- 
sprache geltend  machen  ^),   oder  durch  Fragen  des  Richters 


4)  Naehweitungen  in  meinem  Werke  S.  491. 

h}  X.  B.  in  einem  Falk  (Tioies  v.  30.  Okt.  1852),  wo  nach  Ver- 
kfindigoDg  des  Wahrdprechs  ein  Qeschworner  erklArte ,  dass  eine 
Verschiedenheit  der  Meinungen  gewesen  sei  and  der  Foreman  ver- 
gessen hatte ,  den  Angeklagten  der  Gnade  zu  empfehlen. 

88  • 
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an  die  Gesebwonien  wegen  ihrer  Orlinde  nur  EmpftUmg 
Gnade,  wenn  der  angegebene  Grund  leigt,  daas  die  Geachwomen 
in  einem  Iirtlinin  befangen  waren  *)•  Man  bemeiiit  andi,  daas 
nicht  selten  die  Richter,  wenn  der  Wahrspmch  üinen  Vciaii- 
laasnng  m  der  Annalime  giebt,  daaa  die  Geaehwonen  nidit 
Idar  waren;  durch  weitere  Befragung  aie  snr  niliem  AnfUA- 
mng  veranlaaaen ,  nm  jeden  Zweifel  m  beseitigen  '*).  Anch 
die  iranaös.  See htslibmig  *)  eAennt  diese  Befogniss  des  Ge- 
ridits  (dem  PrSsidenten  aDein  steht  sie  nicht  sn)  den  Ge- 
achwomen wegen  UnregehnHssigigeit,  UnUailieit,  Wlderqvacfas 
im  Wahrspmch  znr  nenen  Berathnng  aorfidiaaenden.  Wäh- 
rend man  den  Vortheil  dieser  Binriehtnng  anerioiuit,  dmdi 
welche  die  Gefahr  vermieden  wird,  dass  der  Aasisenhof  in 
eine  gewagte  Anslegong  des  Walirspnichs  sieh  fiberiXsst,  fUilt 
man  aber  doch ,  dass  die  Beftagniss  leicht  missbrandit  werden 
kann  *) ,  theils  in  so  ferne  bei  dem  Tadel  des  Wahrspmchs 
oft  Bemerkungen  eingestreut  werden  können,  welche  die  Ge- 
achwomen einschfichtera,  oder  ilmen  leigen,  welchen  Wahr- 
spmch das  Gericht  will,  wo  dann  unerfdime  Geschwome  dasn 
gebracht  werden  kOnnen,  jetst  ihre  vorige  Meinung  m  in- 
dem,  theils  weil 'durch  oftmaliges  Hin-  und  Hersenden  der 


6)  z.  B.,  wo  sich  ans  der  Antwort  ergab,  dass  sie  eigentlich  den 
Beweis  «der  Schuld  nicht  für  voUstindig  hielten. 

7)  Nach  dem  Gesetzbache  von  Malta  art  418  kann  das  Gericht  von 
den  Geschwomen  verlangen,  über  Jeden  Umstand,  der  wesentlich 
ist,  um  einen  voDständigen  Wahrspmch  zn  eihaUen,  oder  fiber 
den  Sinn  ihres  Wahrspmchs  sich  zu  erklären. 

8)  Nach  dem  art  414  des  Code  vom  Bmmaire  war  bestimmt,  dass, 
•  wenn  die  Geschwomen  nicht  die  vorgeschriebene  Form  beob- 
achten, der  Wahrspmch  nichtig  sei  nnd  die  Jory  zur  neuen  Be- 
rathang znrückgesendet^  werden  soIL  Im  Code  v.  1808  warde 
dies  weggelassen,  allein  die  Rechtsfibnng  eikennt  die  Beftignist 
an.  Trebatien  coors  IL  p.  448.  Kncyclopedie  de  droit  par  Helie 
p.  1201 ,  gat  darüber  Walther  die  Rechtsmittel  im  Strafveil  n. 
S.  33. 

9)  Eacjdopedia  p.  203. 
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Geschwornen  diese  in  Verwirrnng  geraUien  und  oft  Wahr- 
Sprüche  geben ,  die  ohne  jene  Zudringlichkeit  nicht  sni  Stande 
gekommen  ir&ren.  Die  deutsche  Gesetzgebung  schliesst  sich 
der  franz.  Bechtsübung  an,  sucht  aber  genauer  die  Fälle  zu 
bezeichnen,  in  welchen  das  Zurttcksendungsrecht  geschehen 
darf '0).  Die  Betrachtung  des  Gangs  der  Rechtsübung  lehrt, 
dass  in  der  Anwendung  der  Vorschriften  immer  Vieles  dem 
richtigen  Ermessen  der  Bichter  überlassen  werden  muss,  yon 
denen  es  aUiängt,  zu  entscheiden,  ob  der  Wahrspruch  un- 
deutlich, unvollständig,  dunkel  oder  widersprechend  ist  ii). 
Es  ergiebt  sich  aber  noch,  dass  die  zuvor  bezeichneten  Vor- 
schriften nicht  alle  Fälle  erschöpfen,  in  welchen  das  Zurück- 
senden nothwendig  werden  kann,  z.  B*  wenn  der  Wahrspruch 
Zusätze  enthält,  die  nach  dem  Systeme  der  Fragestellung  auf 
Punkte  sich  beziehen,  über  weiche  keine  Frage  gestellt  war  ^% 
oder  selbst,  wenn  der  Inhalt  des  Wahrspruchs  Bedenken  er- 
weckt, welcher  Sinn  den  Geschwomen  bei  ihrem  Ausspruch 
vorschwebte  <*);  wichtig  wird  es  in  allen  diesen  Fällen,  dass 


10)  Im  Preoss.  Geieiz  ▼.  1852  art.  97  tritt  dies  Recht  ein,  wenn  der 
Wahnprach  nieht  regelmässig  in  der  Form ,  oder  in  der  Sache 
undeutlich,  anTollstftndig  oder  in  sich  widersprechend  ist  Das 
baier.  Geseiz  J.  196  spricht  nnr  von  den  2  letzten  Fällen.  Das 
Hannov.  §.  192  auch  von  dem  Falle  der  Dankelheit.  Das  bad. 
Gesetz  |.  100  spricht  ausserdem  von  innerem  Widerspruch.  Grosh. 
Hessen  185,  Braonschweig  146,  Thfiring  §.294  sind  nmfassend 
wie  d.  Prenss. 

11)  Französ.  Rechlsspröche    gut  gesammelt  in   Encydopedie  p.  201 

12)  Wir  haben  oben  ).  39  aof  den  Fall  aufmerksam  gemacht,  wo 
die  Beschwomen  den  Zusatz,  wegen  verminderter  Zurechnung 
machen ;  d«r  baier.  Gassationshof  fand  hier  Znrficksendong  noth- 
wendig; die  jetzl  darflber ,  dass  ihr  Zosatz  nicht  angenommen 
wird,  belehrten  Geschwomen  können  wohl  dazu  kommen,  dann 
bei  der  zweiten  Berathnng  die  ünzurechnungsfihigkeit  auszu- 
brechen. 

13)  Prenss.  Fall  ersAhlt  von  Krävel  im  Archiv  des  Crim.  18&5  S.  326. 


588 

der  Yankxmde  bei  der  Zuftidkamdmig  derOcichwwWj  alle 
BemeiiaiBgeii  Temelde,  welche  andeiiten,  wddie  Art  das 
Walirs|midi8  der  Vorsiueiide  wluudit,  dass  er  sieh  dakv 
nv  auf  die  Angabe  der  Grude  bearhrinirt,  aaa  mtUktm  daa 
Gericht  die  neue  BcraÜmiig  ffir  nbüag  hält.  Auch 
nie  gestattet  sein,  daas  jetst  eist  der  Oerichtdiof  eine 
Frage  den  Geachwoinen  vorh^ge  ^).  Grondaats  iat,  daaa  da, 
wo  die  GeBchwomen  aar  wegen  dea  Mangda  in  der  Antarorit 
auf  eine  Frage  nidit  befogt  aind,  anch  ihre  frOWiii  Antwar- 
ten  auf  andere  Fragen  abananden,  wenn  der  Angrklagte  aitf 
diese  Antwort  schon  ein  Recht  crwofben  liat,  anaga&oBnnen, 
wenn  unter  allen  Fragen  ein  nicht  trennbarer  ^laammenhang 
Statt  findet  >»).  Motfawendig  ist  noch,  dass  da,  wo  daa  Oo» 
rieht  die  Jnry  rar  neuen  fieraihnng  aundcBendet,  dieaa  0S- 
hSrig  im  Berathongsanuner  Statt  ibdet  ond  daa  SigehnlBB, 
die  dorch  die  nöthige  Mehrheit  gdaaaten  Abatiamang  varioin* 
det  wird  >•).  —  HI.  Ein  der  Unabhaagi^Mit  und  8alb8tBli»> 
digfceit  dea  Sehworgerichts  gellihidendea  Verlalinni  kann  d** 
dorch  eintreten,  wenn  die  Staatsrichter  beliebig  die  Wahr- 
sprttche  durch   willlnirliche  Vorauasetjnuigen  auslegen,   und 


Nach  der  franx.  BechUfibiing  kouuneo  auch  öfter  solidie  Fille 
vor,  wo  ein  wirklicher  Irrtbum  im  Wahrspmch  4ie  Zarpeksen- 
dnng  notbig  in^chL    F&lle  in  Eneyciopedie  p.  207. 

14)  Franz.  RechUsprueh  v.  16.  Mirz  1826  nnd  von  Dealsehland  nad 
BeoMT  Eotscheidqngen  de«  Obeiap.  Geiidits  Kaeeel  V.  S.  779  — 
jedoch  gestattet  man  Verbeesening  einer  gesteUtMi  Frage.  Baier. 
Sitapiigaberiehte  HL  S.  148. 

15)  Hier  zeigt  sich  in  den  Rechtssprächen  grosse  Verschiedenheit 
Trebniten  IL  p.  419,  Rneyelopedie  p.  200.  Battcn  dieGeaehwar- 
nai  beiHavplfrage  enl«ohieden,  dassA  ohne  Vorbedacht  die 
Tödlong  veräbt  habe  und  geschah  die  Zorncksendong  nur  wegen 
der  zweiten  Frage  wegen  provocalian,  so  kann  dia  larf  aidit 
mehr  anssprechen,  dass  Vorbedadil  da  war. 

16)  üaher  bat  der  franz.  Cassalionshof  oft  CTrthclie  veroidaat  <En- 
cjdop.  p.  208)  weil  sogleich  in  der  Sitzung  der  Obmann  oder 
dn  Paar  Gesehwome  die  Erldimng  gegeben  haben. 
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selbst  eq;iiUEeii  oder  daraus  Sätae  weglassen.  la  England 
kdmmt  ein  s<riehes  Verfahren  nicht  Tor^  da  die  Einfachheit 
des  Widirsprocfas  der  Oeschwomen,  welche  ohne  besondere 
Fragen  nar  in  antworten  haben,  ob  der  Angeklagte  das  in 
der  Anklage  bezeichneten  Verbrechens  schuldig  ist,  regelmäs- 
sig an  regelwidrigen  Wahrsprüchen  (s.  zwar  $.  39)  nicht 
leicht  Veranlassung  giebt.  Aach  der  französ.  Gassationshof 
hSIt  daran  fest,  dass  es  nicht  dem  Assisenhofe  zieme,  sich 
an  die  Stdle  der  Geschwornen  zu  versetzen  und  seine  Mei* 
nang  darttber  aossusprecben ,  was  die  Ansicht  der  Geschwor- 
nen war,  in  deren  Geheimniss  der  Berathung  er  nicht  einzu- 
dringen befugt  war  *'') ,  dass  bei  selbst  ungeeignet  oder  unbe- 
fugt von  der  Jury  gemachten  Zusätzen  das  Gericht  nicht  sie 
beliebig  unbeachtet  lassen  und  den  Sinn  des  Wahrsprudia 
awlegen  darf  ^^).  In  Bezug  auf  die  Rechtsiibung  der  Ge- 
rfcfatsMtfe  la  Deutschland  ericennen  die  Cassaüonshöfe,  dass 
dar  Riehter  Thatsacben ,  die  nicht  im  Wahrspruch  bejaht  sind, 
-weaa  de  zu  den  gesetzlichen  Merkmalen  des  Verbrechens  gehö- 
ren, nicht  durch  eine  künstliche  Auslegung  des  Wahrspruchs  als 
erwiesen  ansehen  darf  ^);  allein  mehrere  Gerichtshöfe  sehainen 
sich  auf  die  Beite  zu  neigen,  dass  ihnen  ein  Auslegungsreeht  und 
Ergänzungsrecht  der  Wahrsprüche  zustehe  '^),  was  leicht  dazu 


17)  Wörtlich  80  in  EnUcheidongsgründen  eines  Red^lsspruchs  v.  2. 
Mai  1816. 

18)  Rechtssp.  Encyclop.  p.  209. 

19)  CaBsaturtheil  von  Wolfenbfittel  v.  7.  Nov.  1854  in  der  Zeitschrift 
für  Rechtspflege  in  Brannschweig  1855  8.  29.  Prenss.  Oberfri- 
bonal  V.  6.  Joly  1854  in  Goltdammer  Archiv  U.  S.  667  und  (in 
einem  Falle,  wo  der  Schwurgerichtshof  dem  Wahrspruch  die 
Annahme  einer  gewissen  Thatsache  unterlegte)  in  jenem  Archiv  II. 
S.  420. 

20)  Nachweisongen  in  einem  Aofs.  im  Gerichlssaal  1852  6.  421  und 
von  Hannover  Geriebtsaaal  1854  8.  29.  Der  vom  baiar.Cassa- 
iooshof  ergangene  Rechlssprach  v.  1852  in  Fertig  ßanimlnng  von 
Miaisterialentschliessangen ,    3.  Heft  S.  17  begoastigt    (vielleicht 

mehr  als  er  beabsiditigte)  das  Aoslegoogsrecbt  der  Gefachte. 
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führen  kann,  dass  ein  Straf nrtheil  ergeht,  das  dem  wahren 
Aussprache  der  Geschwornen,  wie  ihnen  der  Sinn  vor- 
schwebte, nicht  entspricht  ^^).  —  IV.  Die  franaös.  Gesetsgebnns 
hatte,  nachdem  sie  mit  der  Stimmenmehrheit  von  7  cdch  be- 
gnügt liatte,  —  die  Gefahren,  welche  diese  Vorschrift  her- 
beiführen iionntc,  dadurch  zu  beseitigen  gesncht,  dass  sie, 
wenn  der  Wahrspruch  der  Schuld  nur  mit  dieser  MelirheU 
ergeht,  die  Staatsrichter  aufruft,  über  den  Fall  ^eichlaDs  su 
entscheiden,  so  dass,  wenn  die  Meinung  der  Mindersahl  der  Ge- 
schwomen  (5)  durch  die  Melurheit  der  Assisenrichter  getheilt 
wird,  dass  die  Zahl  ihrer  Stimmen  die  Mehraahl  der  Geschwor- 
nen  und  Minderzahl  der  Richter  übersteigt ,  die  den  Angeklag- 
ten günstigere  Meinung  angenommen  werden  soll  (Code  art. 
351).  Diese  Bestimmung  fand  in  Frankreich  ^)  bei  den  ehren- 
werthesten  Juristen  so  viel  Tadel,  dass  schon  das  Gesetc  vom 
24.  Mai  1821,  wenigstens  die  Vorschxifl  in  Beaug  anf  die 
Zählung  der  Stimmen  verbesserte,  bis  das  Gesetz  v.  4.  Man 
1831  da  es  eine  Mehrheit  von  wenigstens  8  Stimmen  cur  Ver> 
urtheilung  forderte,  den  Art.  351  aufliob  und  derselbe  auch 
da  nicht  wieder  hergestellt  wurde,  als  spätere  Gesetae  wie- 
der die  einfache  Mehrheit  für  genügend  erklärten.  In  Bel- 
gien wurde  die  einfache  Mehrheit  ebenso  als  hinreichend  er- 
klärt, man  hielt  aber  eine  Bestimmung,  wie  die  Art  351  für 
nothwendig,  jedoch  mit  der  Verbesserung,  dass  bei  einem  so 
ergangenen  Wabrsprucbe  die  Assisenrichter  (in  Belgien  3) 
berathen  und  der  Angeklagte  losgesprochen  wird,  weim  die 
Mehrheit  des  Gerichts  sich  nicht  mit  der  Mehrheit  der  Ge- 
schwornen  vereinigt  ^).  Bei  der  Einführung  der  Schwurgerichte 
in  Deutsdüand  waren  es  nur  zwei  Staaten ,  Preussen  und  das 


21 )  Schwarze  in  Weiske  Rechtttex.  S.  107. 

22)  Naehweisongen  in  meinem  Strafverfahren  II.  S.  578. 

23)  Belgisches  Gesclz  v.  15.  Hai  1849  und  Verbandiongea  daige- 
steüt  von  Nypels  in  der  Zeitschrift  för  aaslind.  Gesettgebong  XIOL 
S.  207 ,  der  Belg.  Cassationshof  hat  v.  22.  April  1856  ein  Urlheil 
esüirt,  weil  dies  Gesetz  irrig  angewendet  war. 
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GroBsh.  Hessen  ^) ,  in  welchen  dib  fransös.  Vorflchrift  er- 
scheint, jedoch  mit  der  Verbeseemngi  dass  der  (aus  5  Rich- 
tern bestehende)  Gerichtshof  ttber  den  von  den  Geschwornen 
mit  7  —  sn  5  Stimmen  entschiedenen  Pnnltt  nach  Mehr- 
heit entscheiden.  Wir  sind  tibereeugt,  dass  diese  Vor- 
schriften nicht  gebilligt  werden  können '^).  Will  man  auch 
zugeben,  dass  dadurch  vielleicht  in  Fillen,  in  denen  die 
Mehrheit  der  Geschwornen  so  gering  ist,  es  rathsam  sein 
kann,  zum  Besten  des  Angeklagten  noch  eine  Probe  in  Be- 
zug auf  die  durch  die  Jury  gefundene  Lösung  der  Frage  zu 
machen,  und  dass  ^er  Wahrspmeh  an  Vertrauen  gewin- 
nen kann,  wenn  auch  die  Mehrheit  der  Richter  die  Ansicht 
der  Geschwornen  theilt  ^),  so  verschwindet  das  Gewicht 
dieser  Vortheile ,  wenn  man  erwägt  ^'') ,  dass  der  Gesetzgeber, 
indem  er  bei  der  Mehrheit  von  7  selbst  eine  solche  Gontrole 
für  nöthig  findet,  die  er  bei  Mehrheit  von  8  Stimmen  nicht 
anordnet,  selbst  ausspricht,  dass  die  Richtigkeit  der  mit  7 
Stimmen  gefassten  Wahrsprflche  grossen  Zweifel  zurückläsist. 
Die  Einrichtung  selbst  wird  aber  bedenklich,  weil  die  durch 
die  Erfahrung  nachgewiesene  ^  Gefahr  entsteht,  dass  in  sehr 


24)  K.  Preoss.  Geselx  von  1852  art.  98.  Gross.  Hessisches  ari  185. 

25)  Es  mag  nicht  ohne  Werth  sein,  die  statistischem  Nachrichten 
zn  sammeln;  bei  den  Assiseohöfen  im  Bezirke  des  Appellhofs  von 
Gent  Würden  v.  1846  bis  1851  58  Angeklagte  schuldig  mit  7 
ZQ  5  Stimmen  erklärt,  bei  82  tral  das  Gericht  der  Mehrheit  der 
Geschwornen  hei,  bei  6  erfolgte  Lossprechong.  In  Preussen 
wurde  1854  in  52  Fällen^  der  Wahrspmeh  mit  7  zn  5  geAllt, 
in  36  dieser  Fälle  trat  das  Gericht  der  Mehrheit  der  Geschwor- 
nen bei 

26)  Diese  Vortheile  hebt  hervor  v.  Krävel  im  Archiv  des  Grim.  1855 
8.331. 

27)  Mein  Aufsatz  im  Magazin  für  hannov.  Recht  II.  8. 93.  Sehwarze 
in  Weiske  8. 110,  s.  noch  Leue  revid.  Bntw.  8.  368  und  Abegg 
im  Archiv  des  Grim.  1851  8.  32a 

28)  Bei  den  Berathungen  des  Gesetzes  von  1831  wurden  in  Frank- 
reich dies  ab  enlicfaieden  aoagesproehen.  Locr^  legislation  vol. 
28  p.  348.    Nach  den  Erkundigungen  bei  verständigen  Geschwor- 
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flchwicrrigeB  oder  In  Fällea,  in  draen  die  OeidiwonieB 
Ben,  dAB8  die  Segierang  Verurtheiliiiig  driageni  winaeht*), 
die  GeBchwornen  den  Answcf  wOlen  mit  7  Stfoinen  die 
Schuld  auBzaqireelieny  um  «I«  gote  B^«  aidi  zu  xtfges, 
zugleich  ilir  Gewissen  zn  benüuigen ,  da  sie  ^  Entseheidnng 
den  StMtorichtern  überdri^gen,  ohne  sn  eifcennen,  dnis  nnf 
diese  Art  die  Angdltgten  geßhrdert  werden,  weil  zu  leicht 
eine  Schuidigerkläning  erfolgt,  welche  oluM  den  Ausweg  nicht 
zu  ßtaade  gekommen  wäre.  Noch  bedenkUeher  wisd  die  Euh 
richtnng,  wenn  man  die  Lage  berücfcsicbtigty  in  weldie  man 
durch  sie  die  ßtaatsrichter  setzt,  welcKe  nach  dem  Zeugnioae 
der  Praktiker  ^o)  bei  dieser  Benthung  nicht  nnbefangen  gt* 
nug  gestellt  sind  und  sich  schwer  enischliesaen ,  den  Wahr- 
sprach der  Jury  umzustossen ,  während  man  nicht  Uar  «Iaht, 
was  der  Gesetageber  will,  in  weldier  Eigenächaft  die  Bidi- 
ter  hier  beisathen  und  entscheiden  aoUen  *>).    Die  Kinrichtnng 


nea  ergiebt  sieh,  da«,  wenn  aseb  nicht  lonnÜGiie  VerabnedM- 
gen  gemacbi  werden,  leichter  teine  Mehrheit  von  7  an  Stande 
kömmt,  weil  mancher  Geachwome  darch  die  Voratellangea,  daas 
ja  doch  die  Staatarichter  erst  noch  berathen  werden,  sich  xnr 
Nacbgebigikeit  bestimmen  lässt. 

29)  Wir  biUen  an  den  neuen  Fall  geg;en  li^olivet  wegen  Vittheilong 
eines  Exemplars  des  Friedensvortrags  sich  zu  erinnern  (le  Droit 
V.  7.  Juni  1856),  wo  die  Schlussworte  des  Generalprokfirators : 
par  le  v^dict,  que  vons  rendrez,  se  sau  rai,  qui  voos  etes. 
den  Geschwomen  zeigten,  wie  die  Sachen  stehen. 

30)  Der  erfahrne  Asüsenpriaident  Lacuisine  de  Padministrat  p.  76 
bezeugt  dies,  dass  sich  die  Richter  immer  schwer  «ntsehliessen, 
den  Wahrsproch  ornznatossen.  « 

31)  Dies  zeigt  sich  klar  in  Preussen,  wo  das  Obertribunal  (^.Febr. 
1850)  entschied,  dass  hier  die  Bichter  ebenfdla  Grfinda  ange- 
ben sollten,  was  man  aber  1852  bedenklich  fand,  so  dass  das 
Gesetz  von  1852  art  98  vorsehrieb,  dass  sie  ohne  Gr finde 
entscheitlen  sollten,  man  wi^te  dadurch  «osdiecken,  dass  die 
Rksfaier  als  Geschworae  zu  entscheiden  li&tten,  s.  jedoch  fiehwane 
in  Geridbissaal  1855  IL  S.  27. 
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Ittbrt  aber  «ucb  eine  toü  dem  Oesetsgeber  kaum  yorhergesehene 
schUmme  Lage  für  die  C^eechwornen  in  dem  Falle  herbei,  wenn 
die  Hauptihtge  mit  7  zu  5  bejaht  war ,  der  Oerichtshof  dann 
sie  (ndt  der  Mindenahl  der  Jnry)  verneint  nnd  Jetzt  die  Oe- 
schwomen  berufen  werden,  nohh  ehunal  tiber  die  zweite  even- 
tuelle Frage  zu  entaeheiden  *'). 

V.  Um  jede  Gefahr  einez  ungerechten  Wahraprucha 
der  Schuld  an  beaeltigen,  kann  die  Greaetzgebung  dazu  kom- 
men, den  Biaatsrichtem  ein  Einwiriningsrecht  auf  den  Wahr- 
aprach in  80  ferne  zu  geben,  als  a)  entweder  die  Richter^ 
wenn  aie  überzeugt  aiad,  oder  doch  erhebliche  Zweifel  hegen, 
daaa  die  eine  den  Wahraprudie  zum  Orunde  liegenden  Rechta- 
pvnkt  irrig  entschieden  ist,  eine  weitere  Berathung  die  Rich- 
ter über  die  Frage  veranlaaaen ,  oder  b)  den  Beschluss  fassen 
können,  dasa  die  Entscheidung  an  eine  neue  Jury  gewiesen 
werde.  Die  ^ste  Einrichtung  k^mt  in  England  vor,  in  so 
ferne  der  RlcliCer,  wenn  er  einen  Rechtspunkt  als  irrig  ent- 
schieden betrachtet,  das  Urtheil  aussetzen  und  die  Entschei- 
dimg der  Rechtsikage  an  den  Court  of  appeal  bringen  kann 
(davon  in  $.  4t).  Die  zweite  Einrichtung*  besteht  entweder 
darin,  dass  audi  schon,  wenn  die  Mehrheit  der  Richter 
den  Wahrspruch  der  Schuld  als  irrig  erkennt ,  die  Verweisung 
an  eine  neue  Jury  eintritt  (z.  B.  nach  dem  jetzigen  Gesetze  in 
Frankreich  v.  9.  Juoy  1853)  oder  nur,  wenn  die  Richter  ein- 
stimmig darüber  sind  (z.  B.  in  Frankreich  nach  dem  Code 
p.  art.  352)  in  Peutschlaod  ^)  und  in  Malta '«). 


39)  DiM  Migte  #ich  klar  io  dap  ia  Goltdamaaere  Archif  H  b.  S.  404— 
7  angafObrien  Fall 

33)  Prtnss.  Gcsatz  v.  13M  art  9S ,  baiar.  ari.  212 ,  Würtenb.  170, 
Hannover  {.  193,  Gross.  Hessen  f.  187 ,  Braanschweig  f.  146. 
Auch  m  ZOreher  GasaU  {•  ^3  (obwohl  Batüman  i  212  ge- 
steht, dass  dar  {.  kaam  gabilügt  werden  kann). 

34)  Hach  dem  GcseUb.  v.  Malta  art.  428  kann  der  Gerichtshof  (von 
Eküitimmigkait  ist,  nieht  gesproehen)  von  Amtswege  n  oder 
auf  Antrag  des  Angeklagten  dies  anssprechen. 
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Es  kann  nicht  verkannt  werden,  daas  die  Einriditiing 
aof  einem  Misetranen  gegen  die  Jniy  und  ani  dem  Streben 
bernht  sie  möglichst  viel  unter  Gontrole  des  Staats  zu  setseo, 
dass  auch  durch  die  zweckmässige  Belehrung  des  Rlehters  iror 
der  Berathung  der  Geschwomen  mancher  sogenannte  unge- 
rechte Wahrspmch  vermieden  wird  und  durch  die  Einrichtmig 
manche  Veriegenheiten  herfoeigeflihrt  werden  ^).  Man  begreift 
jedoch,  wie  der  Gesetsgeber  die  Einrichtung  UUigen  kann, 
weil  durch  sie  den  AngeUagten  grossere  Sidierliett  gegen  un- 
gerechte Schuidaussprfiche  gegeben ,  durch  die  Anordnung  der 
wiederholten  Prüfung  durch  eine  neue  Jury  eine  wohHhitige 
Controie  herbeigeführt  und  grösseres  Vertrauen  bq^ründet 
werden  solL  Fragt  man  aber  die  Erfahrung,  so  zeigt  sich, 
dass  in  der  WMdidikeit  die  Einrichtung  wenig  Vortheil  den 
Angeklagten  giebt^s),  weil  schon  der  Massstab,  nach  wel- 
chen die  Richter  nrtheilen  sollen,  ob  der  Wahrspmch  iifig 
war,  ein  sehr  unsicherer  ist  ^)  und  weil  ungewiss  ist,  ob 
die  Richter  als  Sichter  oder  als  Oeschworne  prüfen  sollen  *). 
Die  Richter  hegen  inuner  eine  gewisse  Abneigung  den  Spruch 
der  Oeschwomen  aufzuheben,  weil  die  besseren  Richter  über- 
haupt nicht  gerne  öffentlich  das  Schwurgericht  herabwürdigen 


35)  Gegen  die  Einrichtung  erklfiren  sich  RösÜin  das  Geschworoeng. 
(.  210,  Stemann  fiber  Jury  S.  381,  Temme  Strafproz.  8.  144, 
Abegg  Entwurf  8.  163. 

36)  Dies  bemerkt  auch  Hildgard  nach  seiner  Erfahrung  im  Ardiiv 
des  Criminalreehts  1865  S.  352. 

37)  Man  fragt:  soll  der  Wahrspsnch  irrig  sein,  bei  dem  die  Joiy 
verurtheilte,  weil  sie  keine  Zweifel  an  der  Schuld  halte,  soflen 
die  Richter  den  Spruch  aufheben,  wenn  sie  die  Schuld  bezwei- 
feln, oder  nur  wenn  sie  von.  der  Unschuld  fiber  zeugt  sind, 
der  Code  fordert  eonvaincus. 

38)  Dies  zeigte  sich  als  wichtig  in  onem  hannov.  Falle.  Magazin 
ffir  hannoT.  Recht  L  S.  340.  In  einem  baier.  Falle  Sitzungsbe- 
richte V.  8.143  erklärten  die  Richter,  dass  sie  aus  denYerhand- 
lungen  die  feste  Ueberzeugung  von  der  Schuld  nicht  gewinnen 
iionnten. 
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und  den  Vorwurf  scheuen,  dass  dorch  die  Verweisung  an 
die  nene  Jury  grosser  Kostenaufwand,  Zeitverlust  und  häufig 
Erfolglodglceit  herheigefiihrt  wird  <*).  Diese  Verweisung  an 
die  neue  Jury  erzeugt  selbst  oft  Cassationsgesuche,  namentlich 
auch  in  Besug  auf  die  Frage :  ob  sie  nicht  verspätet  gebraucht 
ist^tt)  und  was  unter  Irrthum  in  der  Hauptsache  gemeint 
ist^i).  Anerkannt  ist  nur,  dass  bei  der  wiederholten  Ver- 
handlung alle  an  Gunsten  des  Angeldagten  von  der  ersten 
Jury  beantworteten  Fragen  für  rechtskräftig  entschieden  gel- 
ten, und  dass,  wenn  gegen  einen  Angeklagten  ein  Wahr- 
spruch als  irrig  erkannt  ist,«  der  in  Bezug  auf  Andern  er- 
gangenen Ausspruch,  bei  welchen  kein  Irrthum  angenommen 
wird,  unumstössUch  ist;  mag  auch  der  bei  der  zweiten  Ver- 
handlung ergangnen  Wahrspruch  von  den  Richtern  wieder  als 
irrig  erkannt  werden ,  so  kann  er  doch  nicht  mehr  umgestos- 
sen  werden,  weil  die  Bekräftigung  des  ersten  Wahrspruchs 
durch  eiuß  zweite  prüfende  Jury  eine  Blirgschaft  seiner  Rich- 
tigkeit giebt«*). 


39)  Dsnrat  erklärt  sieh,  waram  wenig  vom  art  352  Gebrauch  ge- 
macht wird.  Nach  dem  Zengniss  von  Lacaisine  de  l'administrat. 
p.  81  entschlieisen  sich  die  Bichter  selten  zur  Anwendung  des 
art.  Nach  der  Prenss.  Statistik  wurde  1854  in  keinem  Falle  von 
den  Richtern  der  Wahrspruch  als  irrig  erkiftri  —  Von  früher 
vorgekommenen  Fällen  in  Prcnssen  meine  Nachweisungen  im 
Gerichtssaal  1852  S.  397.  In  Rheinbaiem  wurde  seit  sehr  langer 
Zeit  erst  im  September  1853  Gebranch  von  dem  Artikel  ge- 
macht 

40)  Nach  dem  franz.  Rechte  muss  sie  ausgesprochen  werden,  nach- 
dem der  Wahrspnich  der  Jnry  ÖfTentlieh  verkündet  ist.  Trebn- 
tien  p.  354.  Nach  einem  Arret  v.  16.  Aug.  1839  ist  es  noch  zu- 
lässig, wenn  der  Staatsanwalt  schon  seinen  Antrag  gestellt  hat, 
so  s.  noch  Zeitschrift  für  Rechtspflege  in  Baiem  I.  S.  58. 

41)  Nach  franz.  Recht  Trebutien  p.  354  ist  es  auch  zulässig  bei  Irr- 
thum in  der  Entscheidung  über  einen  ersch werden  Umstand, 
auch  baier.  Urtheil  v.  16.  Juni  1854. 

42)  Schwerlich  wird  man  mit  dem  Vorschlage  im  Gerichtssaale  1855 


§.  41. 

Verfahren  nach  irefällten  Wahrtfraelr  der  Sehnig,  xvai 
Zwecke  der  Fillan^  des  Drtheils  der  Geriekfrvwirkvag 
des   lossprechenden  Driheils  zum  Sehntse   gef  en  neue 

VerfolgQDi^ 

Der  als  regelnaaaig  anerkauile  Walinpraek  Mdet, 
wenn  Dklil  von  dem  €rerichft|  y^b  der  Befagaies  (§.  4^ 
den  Sprach  als  kiig,  uaansioseen  ^  Gebraxch  gemnehl  lal; 
die  Befogatas  (§.  40)  als  die  Gnmdi^e  des  riekterlMeii 
Drtheils.  Währead  der  WahrsprMh  der  NiektMteld  die 
sofortige  Enilafisung  des  Angel^gleB  begrtedei,  komst 
es  in  Falle  des  Watof  rucbs  der  Schuld  anf  die  Fallug 
des  Strafortheile  an.  Nach  der  engiieck«!  ReckMibaiig  >) 
bedarf  es  regelmäseig  keines  weiteren  Veriaitrens,  da  der  Vor- 
sitsende  (als  alleiniger  Riehtiv) ,  dem  das  Geselc  in  Besag  aM 
StraCausmessung  grosse  Freihsit  giebt,  soglefeb  dieSAFafe  feaft- 
setsi  y  erhandiimgen ,  ?rie  in  FraaJffeiek>  swiscben  Ankligir 
und  Yertheidiger  über  die  rechtlichen  Folgen  des  Wakrsytaldis 
kommen  regelmässig  in  England  nicht  ?or;  nur  fordert  die 
Rechtsübung,  dass  dem  Angeklagten  das  Hecht  gegeben  wird, 
das  was  er  noch  zn  sagen  für  MMhig  ilndet^  Yonnbringen, 
wobei  die  Richter  ihm  grosse  Nachsfefat  beweisen.  Zu  wei- 
teten Verhandlungen  kommt  es  nur,  wenn  die  AnfShnmg  des 


II.  S.  156  einversUnden ,  wenn  selbst  (swar  beschr&nkt)  Umstos- 
song  eines  freisprechenden  Wahrsprnchs  erlaubt  sein  soll  — 
gut  gegen  den  Vorschlag  Reicbinann  im  Gerichtssaal  1856  S.  32. 

1)  Der  englische  Richter  wird  nie  den  Wahrsprach  not  gniUy,  oder 
wenn  die  Jury  nnr  die  Schuld  wegen  eines  geringeren  Verbre- 
chens annahm  tadeln ,  jedoch  durchblicken  lassen ,  dass  er  ei- 
gentlich nicht  einverstanden  wäre»  z.  B.  (in  einem  Falle  in  Ti- 
mes 10.  Dec.  1851)  mit  der  Formel:  That  the  verdict  was  theirs, 
but  not  his.  la  einem  Falle  (Times  2.  April  i852),  wo  die  Ge- 
schwomea  statt  Mordes  Todschlag  ann^men,  bemerkte  der  Rich- 
ter, dass  die  Geschworoen  ein  sehr  merciful  view  genommen 
hätten ,  aber  setzte  hinzu,  dass  sie  zu  einer  proper  and  jnst  con- 
dusion  gekommen  wären. 


«OT 

goten  Charakters  defl  AngeUagten  das  Hervorheben  seiner 
entflchuldigenden  Beweggründe  benutzt  wird ,  nm  miMe  Strafe 
zu  bewiiten,  oder  wenn  die  efgenthümllehen  Umstände  des 
Falles  es  als  blHig  darstellen,  dass  sogar  eine  neue  Beweis- 
fölmuig  ztgelassen  wird,  durch  welehe  die  geringere  Versehnl- 
diMg  des  Angeldagten  gezeigt  werden  soll  ^. 

Die  Reehtsflbung  eiUart  sieh  gegen  die  Befagniss  des 
Anklägers  irgend  etwas  zur  Erbdhnng  der  Strafe  vorzuhrki«- 
gen;  woid  aber  Icominen  oft  ErUärangen  der  Ankläger  vor, 
worin  sie  selbst  mn  eine  milde  Strafe  bitten  >).  Dr9  Strafnr- 
theil,  bei  welchem  der  RielHer  regelmSssig  auf  die  Ettpfeh- 
long  der  Oeschwomen  z«r  Onade  Rücksicht  nimmt,  whd  so- 
gleich ansgesproehen ,  zwar  nicht  mit  förmHehen  Entschei- 
dungsgrflnden ,  aber  bei  der  Yerkündnng  mit  Anfftfarmig  der 
Hauptgründe,  die  za  einem  strengen  oder  milderen  Urtheilc 
den  Richter  bewogen.  Es  kann  aber  anch  das  Aussprechen 
des  Urtheils  noch  verschoben  werden ,  1)  wenn  der  Richter 
sich  wegen  der  Strafausmessung,  oder  weil  er  wegen  der 
recfatHchen  Beurtheihung  des  Falles  Zw^ilel  hat,  mit  so&ten 
Kollegen  benelnnen  will,  oder  3)  weil  wegen  des  angeführten 
guten  Lebenswwid^  des  Angeklagten,  oder  auch  wegen  der 
Rachweisung,  dass  er  rückttllig  war,  der  Richter  erst  noch 
nfiiere  Erkundigungen  einziehen  will,  oder  8)  weil  der  Rich- 
ter in  Bezug  auf  die  dem  Wahrspruche  zum  Grunde  liegende 
Entscheidung  eines  Rechtspunkts  den  Fall  an  den  conrt  of  ap- 
peal  bringen  will,  damit  dort  über  den  in  fragestehenden 
Rechtspunkt  entschieden  werde   (§.  43).     Es  kommen  auch 


3)  Am  merkwürdigstan  ist  hier  der  PreisprozeM  gegen  Newman, 
der  wegen  libel  schuldig  befanden  wurde,  und  wo  dann  (Times 
V.  1.  Febr.  1853)  lange  Verhandlungen  über  Stralantmessung 
Statt  fanden,  und  selbst  evidenee  zugelassen  wurde,  um  zu  zei- 
gen, dass  Newman  nicht  ans  persönlicher  Leidenschaft  handelte, 
nur  empört  über  dit  Angriffe  gegen  die  Kirche  war,  das  was  er 
sagte,  für  wahr  hielt 

3)  Nachweisnngen  in  meinem  engl  Strafveiiahren  S.  445. 
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Fälle  vor,  in  welchen  der  Richter  xwar  das  UiUieil  im  Pro- 
tokolle bemerkt  I  aber  nicht  verkfindet^). 

In  Schottland,  wo  im  Weeentlichen  ahnliche  Erschei- 
nongen  vorkonmien,  .zeigt  sich  nur  eine  Verschiedenheit  da- 
durch^), dass  in  Schottland  ein  KoU^giom  von  t  Riehtem 
das  Gericht  bildet,  welches  das  Urtheil  nach  öffentlicher  Ab- 
stimmong  fUlt  Der  Kronanwalt  hat  anf  die  Strafansmessnng 
nicht  einsuwirken,  dem  Vertheidiger  aber  werden  Bemerfcon- 
gen  gestattet  Ein  eigentliches  Verfahren  vrie  in  Frankreich, 
tritt  aber  nicht  ein;  die  Richter  sthnmen  dffentUch  ab,  ge- 
wöhnlich, indem  einer  von  ihnen  das  Urtheil  vorschllgt  nnd 
die  Andern  darüber  sich  aussprechen. 

Nach  dem  franaös.  Rechte  (Code  art  M2)  tritt  nach 
gefälltem  Wahrspruch  der  Schuld  ein  neues  Verfahren  ein,  in 
welchem  der  Staatsanwalt  auf  die  Anwendung  des  Gesetses 
anträgt  und  hiezu  die  nöthigen  Rechtsansf&hmngen  macht, 
zugleich  mit  dem  Straf  antrage,  worttber  dann  der  Vertheidiger 
(ohne  dass  er  die  Befugniss  hat  den  Wahrq>ruch  anzugreifen, 
oder  in  Zweifel  zu  ziehen,  oder  EntschuUUgnngsgrfinde  vor- 
zubringen, welche  die  Jury  verwarQ  seine  RechtsausfBhmn- 
gen  vorträgt,  um  zu  zeigen,  dass  die  von  den  Oeschwomen 
als  wahr  angenommene  Handlung  gesetzlich  nicht  strafbar  ist, 
oder  die  Strafverfolgung  erloschen  ist,  z.  B.  durch  Veijälinug, 
oder  dass  die  vom  Staatsanwälte  beantragte  Strafe  nicht  recht- 
lich begründet  ist  ^) ,  worauf  der  Staatsanwalt  erwiedem  und 


4)  Merkw.  Fall  (Times  20.  Oct.  1853),  wo  nach  dem  Wahrtpnieh 
der  Schuld»  der  Ankl&ger  selbst  nm  Verschiebnng  des  UrtbeÜs 
bat,  weil  HoOtaung  wäre,  dass  der  Angeldagle  die  Zoruckgabe  der 
Sache  bewirkte.  Der  Richter  verkündete  das  von  ihm  gelallte 
Urtheil  nicht  and  bemerkte,  dass  er,  wenn  Angeklagter  bis  nichste 
Sitzung  die  gute  Gesinnung  zeige,  ehi  milderes  Urtheil  sprechen 

wOrde. Ein  merkw.   Fall,    wo    eigentlich   der  Richter 

das  Urtheil  nur  aulschlebt,   um  kein  Urtheil  zn  flülen,  habe  Ich 
angefahrt  in  meinem  engl.  Strafverf.  S.  498  Not.  31. 

5)  Nachweisungen  im  engl.  Strarverf.  S.  499. 

6)  Tr^batien  Conrs  p.  4&5. 
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der  Vertheidiger  noch  einmal  das  Wort  ergreifen  kann,  sowie 
aucli  der  Angeklagte  selbst  gefragt  werden  mnss,  was  er  zur 
Vertheidigung  zu  sagen  hat  (Code  363) ,  worauf  der  Gerichts- 
hof das  Urtheil  fällt  ?).  —  Diese  Einrichtung  ist  auch  in  die 
deutschen-  und  Schweizergesetzgebungen  ^)  tibergegangen.  — 
Es  müssen  noch  einige  besondere  Eigenthümlichkeiten  hervor- 
gehoben werden. 

I.  In  Fällen,  in  welchen  der  Angeklagte  schuldig  be- 
funden ist  und  gegen  ihn  geltend  gemacht  wird,  dass  er  be- 
reits wegen  eines  Verbrechens  bestraft  wurde,  oder  wo  Je- 
mand mehrerer  Verbrechen  angeklagt  ist/  weicht  die  engli- 
sche Rechtsübung  *)  von  der  französ.  ab ;  nach  der  Ersten  darf 
der  Ankläger  in  die  Anklageschrift  .und  in  die  Verhandlungen 
nicht  die  früher  von  Angeklagten  verübten  Verbrechen  herein- 
liehen,  da  es  nur  darauf  ankömmt,  die  auf  das  Verbrechen, 
worauf  die  Anklage  gerichtet  ist,  sich  beziehenden  Beweise 
vorzulegen,  und  ein  Hereinziehen  der  früheren  Verbrechen 
leicht  die  Geschwornen  irreleiten  könnte.  Nur  wenn  der  An« 
geklagte  des  Verbrechens  schuldig  erklärt  wird,  ist  es  für 
die  Ausmessung  der  Strafe  wichtig  zu  wissen,  ob  der  Ange- 


7)  Auch  im  Gosetzbnche  von  Malta  Art.  432  ist  ein  ähnliches  Ver- 
fahren vorgeschrieben. 

8)  Prcttss.  G.  §.  120.  Baiern  §.  199.  Hannover  195.  Grossh.  Hes- 
sen §.  192.  Thüring.  298.  Braunschw.  149.  Zürich  §.  265,  je- 
doch giebt  dies  Gesetz  §.  267  das  Recht  zur  Herstellung  von  Um- 
ständen, welche  auf 'das  Slrafmaass  Einfluss  haben,  BescbeiniguDg 
beizubringen,  Zeugen  abzuhören  und  Ergänzungen  des  Beweis- 
Verfahrens  vorzunehmen. 

9)  Nachweisnngen  in  meinem  Werke  8.  496.  Das  Verfahren  ist 
jetzt  durch  die  Parlamenlsakte  von  1851  geregelt  und  durch  Ge- 
setz V.  7.  Aug.  1851  §.  13  die  Herstellung  des  Daseins  desRfick- 
lalls  erleichtert  Durch  das  Gesetzb.  von  Malta  §.  431  ist  das 
englische  Verfahren  aufgenommen.  —  Nur  da,  wo  der  Ver- 
theidiger sich  auf  die  gute  AnfFührung 'des  AngekL  berief,  darf 
(wie  in  England)  der  Ankl&ger  auch  Beweise  vorbringen,  dass 
der  Angeklagte  schon  früher  wegen  Verbrechen  bestraft  wurde. 

Mittermaler,    Strafrerfehreii.  39 
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klagte  rückfällig  war;  za  diesem  Zwecke  bringt 
Big  'der  Polizeibeamte  das  ihm  Bekannte  zor  Kenntniss  dea 
Richtern,  und  darüber  finden  dann  Veihandlongen  Staat;  oft 
setzt  deswegen  der  Richter  dasUrtheil  aas,  um  erst. genauere 
Erkundigung  anstellen  zu  lassen.  In  Frankreich  und  Deutsch* 
land  dagegen  werden  in  d^n  Anklageschriften  und  Verhand- 
langen  die  früheren  Verbrechen  eines  Angeklagten  yon  dem 
Staatsanwälte  als  wichtige  Beweise  benützt,  dass  dem  Ange- 
klagten auch  das  vorliegende  Verbrechen  zuzutrauen  sei  >*). 

Wenn  Jemand  wegen  mehrerer  Verbrechen  angeldagt 
wird,  so  bemerkt  man  eine  Verschiedenheit  des  englischen 
und  französischen  Verfahrens.  Nach  dem  Ersten  wird  nur 
über  ein  Verbrechen  verhandelt  und  vpn  der  Jury  entschie* 
den,  dann  erst  die  Verhandlung  wegen  des  Zweiten  vorge- 
nommen, um  die  Geschwomen  durch  die  Masse  der  Ankla- 
gen nicht  irrezuleiten,  und  die  Einfachheit  der  Entscheidung 
zu*  sichern,  wogegen  in  Frankreich  die  Anklage  und  Verhand- 
lung auf  alle  Verbrechen  ausgedehnt  und  die  FrageateUung 
in  dei'  Oesammtheit  auf  Alle  gerichtet  wird,  was  die  Antwor- 
ten der  Geschwomen  oft  erschwert 

II.  Wenn  die  Jury  den  Angeklagten  schuldig  erklärt 
hat,  so  kömmt  in  Bezug  auf  die  Strafanwendung  in  Frank- 
reich und  Deutschland  der  Gerichtshof  oft  in  die  Lage,  den- 
noch die  Schuldigbefundenen  von  Strafe  freizusprechen.  In 
England  könmit  in  dieser  Weise  das  Verhältniss  nicht  vor, 
wohl  aber  so,  dass  der  Richter,   wenn  er  Zweifel  hegt,   ob 


10)  Man  geht  in  Deatschland  davon  aas,  dass  über  den  Rückfall 
die  Geschwomen  nicht  zn  entscheiden  haben;  allein,  nachdem 
mehrere  neue  Gesetzbücher  den  Ablaof  einer  gewissen  Zeit  von 
der  frühem  Vemrtheilnng  an  bis  zum  neuen  Verbr.  ab  TUgongs- 
grund  der  Rückfallsstrafe  erklären,  so  fragt  man,  ob  nicht  eine 
Frage ,  wie  sie  z.  B.  in  Brannschweig  an  Geschw.  gestellt  wurde, 
ob  innerhalb  der  20  Jahren  der  Angeklagte  Strafe  eiütlen  habe, 
(Gerichtssaal  1853  8.  21)  —  zn  den  Fragen  gehört,  die  an  die 
Jory  gestellt  werden  sollen. 
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die  Entscheldiuig  der  Oeschwornen  über  den  Rechtapunkt 
richtig  ist,  also  auch  über  die  Gharakterisirung  des  Verbr., 
z.  B«  ob  die  Handlang  einen  Diebstahl  enthält,  das  Urtheil 
anssetcen  und  die  Entscheidung  an  den  Court  of  app'eal  brin- 
gen kann.  In  Frankreich,  wo  die  herrschende  Vorstellung 
die  war,  dass  die  Jury  nur  reine  Thatfragen  entscheide,  konnte 
folgerichtig  der  Code  Art.  364  dazu  kommen,  auszusprechen, 
daaa  der  Assisenhof  erst  die  RechtsArage,  also  auch  entscheide, 
ob  die  JQandlung,  deren  'der  Augeklagte  schuldig  erklärt  ist, 
ein y erbrechen  enthalte,  und  wenn  er  dies  nicht  erkennt,  das 
Urtheil  der  Absolution  yerkünde  i'). 

In  Deutschland  wird  aber  die  Sache  bedenklicher,  und  zwar 
in  den  Ländern,  in  welchen  die  bessere  Ansicht  anerkannte,  dass 
die  schroffe  Trennung  der  That-  und  Rechtsfrage  nicht  durch- 
zufShren  sei ,  und  daher  die  Jury  den  Wahrspruch  giebt,  dass 
der  Angeklagte  des  Verbrechens  des  Mordes  (Diebstahls  etc.) 
schuldig  sei.  Hier  scheint  ein  Urtheil  des  Oerichtshofe ,  dass 
der  Angeklagte ,  dessen  Schuld  die  Jury  aussprach,  doch  nicht 
strafbar,  (also  nicht  schuldig)  sei,  im  Widerspruch  mit  dem 
Wahrspruch,  dessen  HeiUgkeit  umgestossen  wird,  eine  Verletz- 
ung des.  Volksrechtsbewusstseins  in  einem  um  so  höheren 
Grade  zu  sein,  als  gesetzlich  der  Wahrspruch  nur  als  irrig 
umgestossen  werden  kann,  wenn  die  Richter  einstimmig 
ihn  für  irrig  erkennen,  während  hier  die  Mehrheit  der  Rich- 
ter schon  den  Wahrspruch  umstösst  i^. 


11)  Der  Untörtehied  zwischen  aequittement  und  absolaüon  zeigt  tich 
mehrfach;  im  ersten  Falle  wird  der  Losgesprochene  durch  or- 
donnance des  Vorsitzenden,  sogleich  in  Freiheit  gesetzt,  [im 
zweiten  Falle  bedarf  es  des  Urtheils  des  Assisenhofs.  Im  2.  Falle 
soll  der  Losgesprochene  alle  Kosten  tragen,  im  ersten  trägt  er 
keine.  Gegen  diese  Ansicht  des  Cassktionshols,  s.  Jedoch  Tre- 
bntien  coors  L  p.  214. 

12)  Man  hat  diese  Befugniss,  und  den  Ansdrack  selbst  im  baier.  Gesetze 
.  Art.  202  wo  es  heisst:  ist  der  8cfawnrgeriehshof  der  Absicht,  dass  die 

That,  deren  der  Angeklagte  ais  schuldig  erklärt  wurde,  durch  kein 

8»* 
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Die  erwähnte  Befugniss  der  Gerichte  VäsBi  sich  aber  da- 
durch erklären ,  dass  im  Interesse  des  Angeschnldigten,  ebenso 
wie  in  dem  der  Gerechtigkeit  in  Bezug  auf  die  Yon  den 
Geschworncn  gegebene  Entscheidung;  ob  und  welches 
Verbrechen  in  der  als  erwiesen  angenommenen 
Handlung  liege,  dem  Gerichte  die  Befugniss  der  Prüfung 
jenes  Theils  des  Wahrspruchs  gegeben  werden  soll, 
weil,  wenn  das  Gesetz  dem  Gerichte  diese  Befugniss  nicht 
einräumte,  die  Richter  in  die  Lage  gesetzt  würden,  eine 
Strafe  für  eine  Handlung  auszusprechen,  die  nach  ihrer  lieber» 
zengung  nach  dem  Gesetze  nicht  strafbar  ist,  oder  in  den 
Entscheidungsgrtinden  gegen  ihre  Ueberzeugung  nachzuweisen, 
dass  die  Handlung  ein  gewisses  (von  den  Geschwomen  an- 
genommenes) Verbrechen  enthalte,  während  die  Richter  nach 
dem  Gesetze  ein  anderes  Verbrechen  darin  finden  '*).  Nach 
der  Rechtsübung  wird  diese  Befugniss  der  Grcrichte  auch 
ausgeübt  in  Fällen,  in  denen  zwar  erkannt  wird,  dass 
der  Angeklagte  schuldig  sei,  aber  eines  anderen  Verbre» 
chens  oder 'eines  anderen  geringeren  Grades  als  die  Ge- 
schwomen annehmen  ^^),  oder  dass  ein  Grund  vorliegt,  welcher 


Strafgesetz  verboten  sei  etc.  —  als  Beweis  gebraucht,  dass  selbst  das 
baier.  Gesetz  von  der  Ansicht  ausgehe,  dass  die  Geschwomen  nur 
Richter  der  That  seien;  allein  der  Gesetzgeber  in  Baiem  hat 
durch  „That**  nur  jenen  Theil  des  Wahrspruchs,  welcher  die 
tbatsäcblichen  Momente  der  Anklage  enthält,  bezeichnen  wollen. 
Arnold  im  Gerichlssaal  1855  I.  S.  147. 

13)  Meine  Aasfübrung  im  Gerichtssaal  1852  S.  234  \uid  Butter  för 
Rechtsanwendong  1850  S.  353.  Walther  die  RechUmittel  II. 
S.  25  mit  wichtigen  Einwendungen. 

14)  z.  B.  in  einem  Falle,  wo  die  Jury  die  Anklage,  welche  darauf 
ging,  dass  der  Angeklagte,  der  sein  Haus  anzündete,  dadurch 
zwei  Wohnhäuser  in  Asche  legte,  als  gegründet  annahm,  wäh- 
rend der  Gerichtshof  erkannte,  dass  hier  das  eigene  Haus  des 
thäters  nicht  eingerechnet  werden  könne.  Darüber  Gerichlssaal 
1852.  S.  236.  Bfan  bemerkt  leicht,  dass  hier  die  Anklagekam- 
mer fehlte,  da  sie  die  Anklage  irrig  darauf  richtete. 
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Strafe  aufhebt  ^^) ,  insbesondere  dass  Verjähmng  ><)  begrün- 
det ist. 

m.  Eine  bedenkliche  Richtung  der  Rechtsübung  wird 
bemerkbar  in  Fällen,  in  welchen  die  Geschwornen  eine  an  sie 
gestellte  Frage  über  das  Dasein  eineiS  Mildeningegrundes  be- 
jahen und  das  Gericht  darnach  die  gesetzliche  Strafe  ohne 
Herabsetzung  derselben  ausspricht.  Ein  Verfahren  dieser  Art, 
das  aus  einem  Streben  möglichst  die  Selbstständigkeit  der 
Jnry  herabzusetzen ,  erklärt  werden  kann  ,  widerspricht  dem 
Gesetze,  welches,  indem  es  bei  dem  Dasein  eines  Milderungs- 
grundes die  Herabsetzung  der  ordentlichen  Strafe  als  gerecht 
erkennt,  in  dem  Wahrspruche,  der  einen  solchen  Grund  annimmt, 
den  Ausspruch  ündet,  dass  die  Verschuldung  des  Thäters  ge- 
ringer ist,  als  sie  der  Gesetzgeber  bei  der  Festsetzung  des 
Minimums  der  Strafe  voraussetzte,  so  dass,  wenn  keine  Herab- 
setzung der  Strafe  erfolgt,  eine  ungerechte  Strafe  ausge- 
sprochen und  die  Jury  getäuscht  wird,  welche,  wenn  sie  ein 
solches  Verfahren  des  Gerichts  vorausgeselien  hätte,  z»  B.  im 
Falle  der  angenommenen  verminderten  Zurechnung  lieber  den 
Angeklagten  als  unzurechnungsfähig  erklärt  haben  würde  "). 

Eine  der  wichtigsten  Fragen  im  Strafverfahren  ist  die, 
welche  Wirkung  einem  ergangenem  Drtheile,  vorzüglich  einem 
lossprechendem  in  Beziehung  auf  den  Schutz  gegen  eine  neue 
Strafverfolgung  wegen  des  nämlichen  Verbrechens  zugeschrie- 
ben werden  kann.  Schon  das  römische  und  canonische  Recht 
ging  von  dem  Grundsatze  eines  solchen  Schutzes  aus^^);  die 


15)  Beispiel,  wo  sich  ersl  ergab,  dass  wegen  Verzichts  des  Beschä- 
digten die  Handlung  straflos  sei  (bair.  Schwurgerichtssitzung.  4, 
S.  406) ,  oder  dass  der  Meineid  wegen  rechtzeitigen  Widermfs 
strafbar  zu  sein  aufhörte.     Bair.  Sitzungsber.  IV.  S.  161. 

16)  Gut  in  Bertauld  questions  et  exceptions  prejudicielles  pag.  97. 

17)  Gut  nachgewiesen  von  Walther  in  den  Blättern  für  Rechtsanwen- 
dung  1856.    Ergänz.  BläU.  Nr.  6. 

18)  L.  14.  d.  L  9  Cod.  de  accnsat  und  c.  6.  X.  de  accusat.  Nach- 
weisnngen  in  meinem  Strafverfahren.    S.  616. 
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Juristen  des  Blittelalters  hielten  daran  fest  nnd  drfickten  es 
mit  dem  Satze  au»:  non  bis  in  idem.  Während  in  Deutsch- 
land durch  die  Ausdehnung  des  Unter8uchung8priniq>s  der 
Säte  immer  weniger  an  der  Rechtsübung  beachtet  wurde,  er- 
kannte man  dagegen  in  England  die  Wichtigkeit  des  Schntiea 
gegen  endlose,  häufig  unter  dem  Verwände  einer  geänderten 
Anklage  eintretenden  Strafverfolgung  i*),  so  dass  als  Grund- 
satz des  common  law  galt,  dass  Niemand  wegen  des  nämli- 
Itchen  Verbrechens  zweimal  in  Gefahr  seines  Lebens  kommes 
sollte,  und  auf  diese  Art  die  Einrede,  dass  der  Angeklagte 
nachweisen  konnte,  dass  er  wegen  des  Verbrechens  schon  ^b- 
geurtheilt  (auterfois  acquit  or  conyict)  war,  gegen  die  neue 
Anklage  Schutz  gab^).  Die  Vergleichung  des  Gangs  der 
englischen  Rechtsübung  zeigt  aber,  dass  über  die  Anwendung 
des  Grundsatzes  zwei  Grundansichten  sich  bildeten,  indem 
nach  der  Einen  die  Juristen  die  tiefere  Bedeutung  des  Satzes 
erwägend,  da  wo  Jemand  schon  die  moralischen  und  physi- 
schen Qualen  und  Nachtheile  überstanden  hat,  welche  eine 
gerichtliche  Verfolgung  nach  sich  zieht,  ohne  Unterscheidang 
an  dem  ergangenen  Urtheile  eine  Schutzwehr  gegen  jede  neue 
Anklage  wegen  der  Handlung ,  worauf  die  frühere  Anklage 
ging,  finden  sollte.  Eine  andere  Klasse  von  Juristen  veran- 
lasst durch  das  Streben  in  manchen  Fällen,  in  welchen  eine 
unerwartete  Lossprechung  Schuldiger  grosses  Aufsehen  und 
Unwillen  erweckte  ^i),  durch  eine  neue  Strafverfolgung  die 
Bestraftmg  der  Schuldigen   zu  bewirken,    kann  zu  mannigfa- 


19)  Schon  bei  SUundford  pleas  chap.  25  Halle  pleas  IL  c  241. 

20)  Bishop  Comment  on  the  Criminal  law.  Boston  1856,  VoL  L 
p.  649. 

21)  In  diese  Klasse  gehörte  in  neuerer  Zeit  der  in  meinem  Werke 
engl  Strafverf.  S.  348  etc.  geschilderte  Prozess  gegen  die  Ehe- 
leute Bird,  in  welchen  die  forchlhare  Anfregung  wegen  der  Frei- 
sprechung der  Angeklagten  die  Mehrheit  der  Richter  bewog,  die 
im  zweiten  Prozesse  ansgesprochene  Verortheilong  nicht  zu  ver- 
nichten. 
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eben  Unteracheidiuigfn  und  Bpitefindigen  Aval^gungen ,  s.  B, 
dasfl  dch  der  alte  Satz  nur  auf  Fälle  beziehe,  wo  der  An- 
geklagte zweimal  wegen  Anklage  einea  todeswürdigen  Verbre- 
chena  die  Gefahr  des  Lebens  ausstehe ,  während  dies  nicht 
passe,  wenn  die  neue  Anklage  nur  auf  misdemeaQor  geht,  so 
dass  oft  der  Satz  aufgestellt  wurde,  dass  einer  neuen  Anklage 
da  kein  Hindemlss  im  Wege  stehe,  wo  ihr  eine  von  der  der  frühe- 
ren Anklage  verschiedene  rechtliche  Qualification  zum^  Grunde 
liege  '').  Es  ergibt  sieh  aber ,  dass  die  bessere  Stimme  sich 
immer  gegen  diese  gekünstelten  Wendungen  erklärte,  welche 
den  alten  Satz  umzustossen  suchten^),  um  so  mehr,  als  sich 
in  England  die  Ansicht  ausbildet ,  dass  die  Jury  die  in  der 
Anklageschrift  aufgestellte  rechtliche  Qualifikation  eines  Ver- 
brechens zu  ändern  befugt  sei ,  soweit  sie  auf  ein  geringeres, 
in  der  Anklage  wegen  des  schwereren  Verbrechens  stUlschwei- 
gend  enthaltenen  Verbrechens  den  Schuldausspruch  annehmen 
kann  und  darnach  durch  völlige  Lossprechung  jede  Anklfige 
wegen  der  in  Frage  stehenden  Handlung  erledigt  ist  ^),    In 


22)  Nachweisani^en  in  Archbold  suininary  p.  90.  Fälle  in  roetaer 
Schrift  S.  350,  Note  29  und  Biener,  engl.  Geschwomengericht  IL 
S.  207. 

23)  Gerade  in  Bezug  auf  den  in  Note  21  angeführten  Fall  gegen  Bird 
zeigte  sich  das  klar,  indem  in  der  Blind  erheit  »der  Richter,  die  ge- 
gen di^  neue  Anklage  sich  erklärten,  die  ausgezeichnetsten  Rich- 
ter, z.  B.  Baron  Martin  waren.  Man  erflhrt  aber  auch  jetzt  aus 
den  Erklärungen  des  Unterstaatssecretärs  Waddington  (ioi  report 
on  public  proseeutor  p.  161 ,  dass  man  sich  damals  nur  ungeme 
entschloss ,  von  dem  allgemeinen  Grundsatze  abzuwei- 
chen und  die  anfangs  (wohl  mit  Unrecht  und  gegen  den  Willen 
des  Ministeriums)  wegen  Mordes  verfolgten  und  daher  losgespro- 
chene Eheleute  jetzt  nur  wegen  Gewaltthätigkeit  verfolgen  zu 
lassen. 

24)  Wenn  A  wegen  Mordes,  JB  wegen  Rindermords  verfolgt  und  los- 
r^prochen  war,  so  kann  A  nicht  mehr  wegen  Todlschlags,  B. 
nicht  mehr  wegen  Verheimlichung  der  Niederkunft  angeklagt 
werden,  weil  die  Jury  befugt  gewesen  wäre,  wegen  dieser  Ver- 
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Schottland^)  wird  noch  strenger  an  dem  alten Grnmdsitie 
des  Schutzes  gegen  neue  Verfolgung  festgehalten.  In  Nord- 
amerika hat  der  englische  Gnmdsatz  noch  grossere  Bedeu- 
tung, da  in  der  Verfassung  Amerika^s  und  der  einzelnen  Staa- 
ten aufgestellt  ist,  dass  Niemand  wegen  des  nämlichen  Ver- 
gehens zweimal  in  Gefahr  für  sein  Lehen  gesetzt  werden 
BoU^).  Auch  hier  zeigt  sich  aher  in  der  Rechtsprechung  der 
verschiedenen  Staaten  die  Verschiedenheit  der  Ansichten  wie 
in  England,  und  dazu  kommt  in  Amerika  auch  die  Schwierig- 
keit« dass  dort  häufig  die  Geschwornen,  weil  sie  sich  nicht 
vereinigen  können,  von  dem  Richter  entlassen  werden  und 
nun  die  Frage  entsteht  ^^,  unter  welchen  Voraussetzungen 
der  Angeklagte,  der  hier  weder  losgesprochen  noch  verurtheilt 
ist,  wegen  des  Vergehens  vor  eine  neue  Jury  gestellt  werden 
kann.  Auch  die  Auslegung  der  einzelnen  Ausdrücke  in  der 
Verfassung  war  Gegenstand  des  Streits'*).  Als  feststehend 
kann  nur  angenommen  werden ,  dass  der  Satz  nur  Schutz 
gegen  neue  Anklage  giebt,  wenn  die  erste  Anklage  und  das 
Trial  ein  gesetzliches,  also  nicht  ein  auf  Unzuständigkeit,  Irr- 


gehen,  die  stilUchweigend  in  der  Haaptanklage  begritTen  waren, 
tehnldig  zu  fiaden  jand  wenn  sie  lossprach,  das  ganze  Vergeben 
nach  allen  seinen  rechüichen  Richtungen  erledigt  baL 

25)  In  Schottland  wählt  der  Lord  Advocate  sorgfältig  die  Bezaeh- 
nnng  der  Anklage  in  dein  Libel  nnd  fugt  lieber  die  eventnelle 
Anklage  auf  das  geringere  Verbrechen  bei. 

26)  Die  besten  wissensehalUichen  nnd  praktischen  Erdrtemngen  in 
Wharton  treaüse  on  the  criminal  law  of  the  nnited  staat^  1855, 
p.247  bis  269  und  vorzfiglich  Bishop  in  dem  in  Note 20  angeführ- 
ten Commentar  chap.  XXXI.  p.  649. 

27)  Bishop  p.  670.    Wharton  p.  264. 

28)  Da  es  in  der  Verfassungsurk.  heisst  jeopardy  or  llfe  on  Umb ,  so 
würde  oft  die  Ansicht  geltend  gemacht*,  dass  der  Satz  nicht  auf 
misdemeanors  gehe ,  da  bei  ihnen  keine  Gefahr  für  Leben  nnd 
Leib  sei.  Bishop  p.  657 ,  ebenso  fragte  man  (Bishop  p.  659), 
wenn  wahre  jeopardy  da  wäre. 
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thum  oder  Betrug  sich  gründendem  war^*),  dass  aas  einem 
aus  einer  früheren  schwereren  Anklage  gefälltes  Urtheil  ein 
Schutz  gegen  neue  Anklage  wegen  eines  geringeren  Ver- 
gehens, das  in  der  früheren  schwereren  Anklage  begriffen  war, 
gegeben  wird^^^),  und  dass,  wenn  die  in  der  zweiten  Anklage 
zur  Spr/iche  gebrachten  Thatsachen  schon  in  der  Verhandlung 
der  ersten  Anklage  wären  erwiesen  worden,  oder  ein  Element 
der  früheren  Anklage  bildeten,  das  Urtheil  in  dem  ersten  Trial 
ein  Schutzmittel  gegen  spätere  Verfolgung  ist^i).  In  Frank- 
reich hatte  die  Gesetzgebung  anfangs  den  redlichen  Willen, 
durch  eine ,  dem  englischen  Grundsätze  nachgebildete  Vor- 
schrift denjenigen,  der  für  sich  ein  Urtheil  hatte,  ein  Schutz- 
mittel gegen  weitere  Strafverfolgung  wegen  der  nämlichen 
Handlang  zu  geben  s^)  und  der  oberste  Gerichtshof  erkannte, 
dass  ein  Losgesprochener  auf  den  Grund  der  nämlichen  That- 
sahen  ,'  worauf  die  frühere  Anklage  gebaut  war ,  nunmehr 
weder  vor  den  Assisen,  noch  vor  dem  correctionellen  Gerichte 
angeklagt  werden  könnte;  allein  später  änderte  das  Gericht 
seine  Ansicht  und  gab  dem  Worte:  fait  die  Deutung,  dass  es 
sich  nur  aaf  die  damals  gestellte  Anklage,  also  die  rechtliche 
Qualifikation^  die  ihr  gegeben  ^urde,  beziehe,  daher  der 
wegen  Mordes  Angeklagte  und  Losgesprochene  wegen  der 
nämlichen  Tödtung  vor  das  Zuchtpolizeigericht  wegen  fahrläs- 
siger Tödtung   gestellt  werden  kann^).     Diese  Rechtsansicht 


29)  WhartoD  p.  248.    Bishop  p.  678. 

30)  WhartoD  p.  255. 

31)  BUhop  p.  681.  Wenn  die  erste  Anklage  wegen  Brandstiftung  in 
einem  Wohnbause  erging  and  damals  dabei  ein  Menseh  das  Le- 
ben verlor,  so  kann  nach  dem  Urtheil  wegen  Brandstiftung  der 
Hiäter  nicht  noch  wegen  Mordes  angeklagt  werden.  Uebrigens 
sind  die  Urtbeile  in  Bezug  auf  die  Anwendung  des  Satzes  höchst 
verschieden.    Bishop  p.  683  —  90. 

32)  Heli^  tratt^  de  Tinstruction  crim.  IIL ,  p.  597.  Sowohl  das  Ges. 
V.  1791,  als  das  vomBruroaire  (241,255)  bedienen  sich  wie  der 
geltende  Code  360  des  Ausdrucks:  ä  raison  du  mdme  fait. 

33)  Nachweisungen  aus  den  Rechtssprüchen,  die  von  manchen  Schrift- 
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wurde  in  Belgien  durch  das  Gesets  vom  2L  April  1850**) 
als  die  richtige  ausgesprochen,  weil  man  in  dem  Wahrspra- 
che der  Jnry,  die  nur  üher  gerichtliche  vorgelegte  Fragen 
abstimmt,  kein  anderes  Uriheil  finden  dürfe,  als  über  die  mit 
einer  gewissen  rechtlichen  Beschaffenheit  der  Handlang  ge- 
stellte Anklage  und  weil  eigentlich  jede  neue  Anklage  sich 
auf  neue  Thatsachen  stütze.  Diese  Theorie,  für  die  man  die 
Gefahr  der  sonst  leicht  eintretenden  Straflosigkeit  geltend 
macht,  war  ebenso  ein  Ausfluss  des  Strebens,  die  Macht 
der  Geschwornen  möglichst  einzuschränken ,  als  einer  oft  zu 
weit  getriebenen  Yerfolgungssucht  und  zugleich  ein  willkom- 
menes Mittel,  wegen  politischer  Vergehen  Manchen ,  der  von 
der  Jury  freigesprochen  war,  z.  B.  wegen  Hochverraths  jetzt  vor 
das  Zuchtpolizeigericht  z.  B.  wegen  Aufforderung  zum  Aufruhr 
etc.  zu  stellen.  Es  muss  jedoch  bemerkt  werden ,  dass  diese 
Ansicht  auch  in  Frankreich  ehrenwerthe  Gegner  fand  *^).  Dem 
Geiste  des  Gesetzes  entspricht  nur  die  Ansicht,  welche  davon 
ausgeht,  dass  der  einmal  von  der  Jury  als  Nichtschuldig  Er- 
klärte wegen  der  Thatsachen,  welche  der  vorigen  Anklage  zum 
Grunde  lagen,  nicht  wieder  vor  Gericht  gebellt  werden  kann, 
wenn  auch  jene  Thatsachen,  bei  der  neuen  Anklage  unter  eines 
anderen  strafrechtlichen  Gesichtspunkt  gestellt  werden,  als  die 
Vorigen.  Man  fügt  bei  einer  andern  Ausslegung  des  Art  SM 
des  Code  den  Worten:  m&ne  fait  -*-  Zwang  zu,  weil  nicht 
zu  leugnen  ist,  dass  bei  der  vorigen  Anklage  die  ganze  Hand- 
lung vorlag,  mit  allen  ihren  Thatsachen,  gleichviel,  ob  der  An- 


steuern I.  B.  Legraverend,  Boorguaignon  gebilligt  wnrdeo.  in  mei- 
Dem  Aufsätze  im  Archiv  des  Crim.  R.  1850,  S.  500. 

34)  Es  wurde  dem  Worte :  mSmefait  beigefügt:  tel,  quHl  aet£  qmüit^. 
Ueber  die  belgischen  Verhandlangen  Archiv  des  Crim.  1850. 
S.  503. 

35)  Z.  B.  Camol  iostmct  crim.  IL  zu  Art.  360,  Nr.  Z  Golbory  in 
Eneycl<fl).  de  droit  I.  p.  120  vorzüglich  Helie  traitä  14 ,  p.  602 
und  aus  den  Rheiogegenden  Daniels  Grunds,  des  franz.  Strafveit 
S.  19S. 
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klaget  alle  diese  Thatsachen  zur  Begründung  seiner  Anklage 
brauchte.  Den  Geschivornen  schwebt  bei  ihrer  Urtheilsiallung 
die  ganse  Handlung  vor  ^)  und  darauf,  ob  auf  eventuelle 
Fragen  s.B.  bei  Eindesmord  auch  die  eventuelle  Frage  wegen 
fahrlässiger  Tödtung  gestellt  wurde,  kann  nichts  ankommen, 
weil  sonst  das  Schicksal  des  Angeklagten,  der  nach  langem 
Leiden  endlich  das  Unheil  der  Nichtschuld  erlangt  und  for- 
dern kann ,  dass  man  ihn  endlich  in  Ruhe  lasse ,  nur  von 
dem  Zufalle  abhängen  würde,  ob  der  Vorsitzende  eine  even- 
tuelle Frage  stellte  oder  nicht ,  und  die  Unterlassung  solcher 
Fragen  oft  sich  daraus  erklärt ,  dass  man  durch  die  Stellang 
derselben  der  Bejahung  der  Hauptfrage,  Eintrag  zu  thun,  be- 
sorgt oder  dass  der  Vorsitzende  in  den  Verhandlungen  keinen 
Grand  findet,  wegen  der  Fahrlässigkeit  eine  Frage  zu  stellen. 
Man  fragt,  wenn  man  erfährt,  dass  der  Losgesprochene  wie- 
der vor  Gericht  gestellt  werden  soll ,  warum  der  Staatsanwalt 
und  der  Anklagesenat  nicht  es  vorzogen,  eine  eventuelle  An- 
klage zu  stellen,  damit  wegen  der  in  Frage  stehenden  Hand- 
lung endlich  jede  mögliche  Anklage  erledigt  wird:  In  Be- 
zug auf  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Rechtsansichten  in 
Frankreich  zeigt  sich,  dass  immer  mehr  Stimmen  gegen  die 
oben  geschilderte  Rechtsanwendung  des  Cassationshofs  laut 
werden  *''),  dass  mehrere  Zuchtpolizeigerichte,  wenn  in  solchen 
Fällen  Anklagen  an  sie  gebracht  werden,  die  Entscheidung  ab- 
lehnen <^).  Man  bemerkt  dass  aber,  wenn  auch  der  Cassatfons- 


36)  Autffthmng  dieser  Grflnde  in  meinem  Aufcatze  im  Areb.  1860. 
8.  508  —  517 ,  t.  jedoch  dagegen  femer  in  Goltdammers  Arcb. 
DL  S.  493. 

37)  Berthon  in  der  Revoe  de  legislaüon  1853  IL  p.  160  (er  erkennt, 
dast  man  den  Art  360  ehrlieh  dorehföhren  mfisse).  Trebutien 
Genre  IL  p.  640  —  44  (der  wenlgstena  mit  vielen  Einschr&nkon- 
^en  die  Anficht  des  Cassationshofs  annimmt).  Morin  Jonmal  da 
droit  criroin.  1856,  p.  23. 

38)  Hachweisungen  \n  Morin  Journal  1855,  p.  382.  Allerdings  wird 
dann  von  dem  Cassationshofe  die  BntsebeidBng  caasirL 
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hof  (fi^  G^abr  d^r  tod  ihm  aof^^v^ellten  ansgedelmtoii  Ansieht 
ZQ  erkennen  ««heict,  dennorh  za  hiufi^  nene  Stnfveifolgnn- 
gen  lK*gun5nft  werdf'n  »*),  Torzö^Iieh  wenn  der  Stnatsan- 
wah  Torber  Vorbehalt**  w^g^n  der  neuen  Strafrerfolgong 
macht  ^). 

Die  deutsche  Gesetzgebung  enthält  selten  klare  Vor- 
^hriften  über  die  Torüegende  Frage,  aasgenommen  in  so  ferne 
sie  mit  der  Wiederanfinahme  der  Untersnchnng  nsammen- 
hängt  ($.  45).  Ihr  und  der  Rechtsöbnng  schwebt  zwar  viel- 
fadi  die  französische  Uebong  vor^').  allein  man  fiberzengt 
aidi  doch,  daaa  die  Rechtspredinng  Ihren  selbstständtgen^  den 
wissenschaltiichen  Ansichten  befolgenden  Gang  geht^)  nnd 
bei  der  Entacheidang  der  FVage  darauf  sieht,  ob  zwischen  der 
neuen  Verfolgung  nnd  derfrnheren,  die  zum  Dasein  der  Rechts- 
kraft nöthlge  Identität  vorhanden  Ist  Es  entscheidet  dabei 
femer  die  Rücksicht,  wie  die  erentneUe  Frage  in  dem  früheren 
Verfahren  behandelt  wurde',  ob  angenommen '  werden  kann, 
dass  der  Gerichtshof  von  der  Befugnis«,  den  Gegenstand  der 
Anklage  nach  allen  Richtungen  hin  durch  eventuelle  Fragen 
zu  erschSpfen,  Gebrauch  machte«  und  ob  der  Staatsanwalt  sich 


39)  Z.  B.  wenn  A  wegen  Diebstahls  mit  Gewalt  angeklagt  nnd  los- 
geiprochen  war,  so  gestaltet  man  hinterher  wegen  der  Gewalt 
den  Thiter  zo  Teffolgai  (Joamal  do  droit  erim.  1855,  p.  318), 
wenn  B  wegen  Kindesmords  fireigesproehen  ist,  so  gestattet  man 
Verfolgung  wegen  fahrlässiger  Todtang  Jonmal  1855,  p.  383. 

41)  Man  dehnt  hier  den  Art.  361  des  Code  ans,  gut  Jonmal  1856, 
p.  24,  s.  aoch  wegen  Art  361  des  Code  Kassner  in  Goltdam- 
mers  Archiv  DL  S.  208. 

41)  Das  grossh.  hessische  Gesell  §.90  ist  nur  wörtliehe  Üebersetzong 
des  Art  360.  Das  haitische  Gesetz  t.  1848  §.  263  sehliesst  die 
neae  Yerfolgang  aos  wegen  dersdben  That,  welche  den  Gegen- 
stand der  Anklage  bildete. 

42)  Wissenschaftliche  Erörter.  von  Schwane  im  Archiv  des  Crun* 
1851,  S.  574.  Arnold  im  Geriehtssaal  1851,  S.  46,  ferner  in 
GoUdammer  Archiv  Ol.  S.  432. 
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die  weitere  Verfolgung  vorbehalten  hat^^).  Dass  in  der  An- 
wendung dieser  Grundsätze  Vieles  von  dem  leicht  schwanken- 
den richterlichen  Ermessen  abhfingt,  lehrt  die  Vergleichong 
der  ergangenen  preussischen  Rechtssprüche^). 


43)  Ueber  diese  Rücksichten  die  Ausf.  in  Preassen  in  Goltdammer't 
Arch.  IL  S.  785,  m.  S.  199.  S.  385.  S.  472. 

44)  Alles  was  von  Berthon  und  Morin  (s.  oben  Not  37  gegen  die 
franz.  Ansichten  vorzüglich  wegen  des  leicht  nachtheilig  wirken- 
den Vorbehalts  des  Staatsanw.  gesagt  ist,  gehört  aoch  hierher. 
Auch  hier  zeigt  sich  wieder  der  Einfloss  des  französ.  Systems 
der  Fragestellung  schwerlich  als  wohlthätig.  Ueber  den  Fall, 
wo  die  wegen  Kindesmords  Losgesprochene,  in  der  Folge *we- 
fahrlftssiger  Tödlnng  verfolgt  werden  sollte,  s.  merkw.  Urtheil  im 
Magazin  für  hannov.  Recht  III.  S.  414.  — 


Vin.    Die  Rechtsmittel  im  Strafverfahren. 

§.    42. 

Das  RechtBDQittel  der  Berufung  gegenUrtheile  derStaats- 

richter. 

Bei  aUen  Völkern,  sobald  sie  aof  eine  höhere  Stufe  der 
Bildung  kommen,  macht  sich  das  Gefühl  der  Nothwendigkdt 
geltend,  gegen  die  nachtheiligen  Einflüsse,  welche  auf  rich- 
terliche Urtheile  einwirken  können ,  einen  Schutz  und  Mittel 
der  Abhülfe  0  gegen  ungerechte  Richtersprüche  zu  gewähren« 
Seit  Jahrhunderten  war  es  in  den  Ländern,  in  welchen  das 
Urtheil  von  Staatsrichtern  auf  den  Grund  des  geheimen  schrift- 
lichen Verfahren  gefällt  wurde,  anerkannt,  dass  die  Befug- 
niss  der  Angeschuldigten  Rechtsmittel  gegen  Urtheile  einzu- 
legen eines  der  wichtigsten  Schutzmittel  im  Strafverfahren  $el 
Selbst  in  den  Ländern,  in  welchen  Schwurgerichte  eingeführt 
wurden,  während  die  mündliche,  öffentliche  Verhandlung  und 
Entscheidung  der  mit  geringeren  Strafen  bedrohten  Handlun- 
gen an  Staatsrichler  gewiesen  war,  erkannte  man  (z.  B.  in 
Frankreich,  Italien)  die  Nothwendigkeit  an,  gegen  die  Ur- 
theile dieser  Richter  die  Berufung  zu  gestatten.  Auch  in 
Deutschland  hatte  mit  Ausnahme  von  Braunschweig  kein  Ge- 
setzgeber seit  1848  den  Versuch  machen  wollen,  gegen  Ur- 
theile der  Staatsrichter  die  Berufung  auszuschliessen.  Es 
wurde  jedoch  bald  bemerkt,  dass  die  Durchführung  des  Grund- 
satzes der  Gestattnng   der  Rechtsmittel   in  dem  öffentlichen, 


1)  Nach  dem  Zustande  der  öffentlichen  Verhältnisse  kann  oft  ein 
solches  Mittel  vorherrschend  einen  politischen  Charakter  haben, 
z.  B.  bei  der  provocaüo  in  den  früheren  Zeiten  Roms. 
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mfindlichen  Anklageverfahren  auf  Schwierigkeiten  stösst,  wel- 
che bei  dem  auf  schriftliches,  geheimes  Verfahren  gestützten 
Urtheilen  nicht  eintreten,  dass  auf  ein  Verfahren  nicht  ge- 
rechnet werden  kann ,  welches  den  Richtern  der  zweiten  In- 
stanz, welche  über  die  Gerechtigkeit  des  vorigen  Urtheils  zu 
entscheiden  haben,  vollständig  und  treu  die  Materialien  zu 
liefern  im  Stande  ist,  welche  den  Bichtem  erster  Instanz  vor- 
lagen! Es  ist  begreiflich,  dass  achon  früh  ^)  im  Znsammen- 
hange mit  der  Frage  über  Einführung  des  mündlichen  Ver- 
fahren in  Deutsclüand,  auch  die  Ansicht  Anhänger  fand,  dass 
die  Berufung  gegen  Urtheile  der  Staatsrichter,  wenn  diese 
auf  den  Orund  mündlicher  Verhandlungen  entscheiden,  mit 
dem  Geiste  des  neuen  Verfahrens  unverträglich,  auf  jeden 
Fall  entbehrlich  sei»  Die  häufige  Berufung  auf  die  Gesetzge- 
bung in  den  Miederlanden ,'  in  welchen  gegen  die  Urtheile  der 
Staatsrichter  über  Verbrechen  (misdaden)  keine  Appellation 
gestattet  ist,  kann  nur  mit  grosser  Vorsicht  angenommen  wer- 
den s). 

Die  Anführung  der  günstigen  Erfahrungen  in  Braun- 
schweig, wurde  geltend  gemacht,  als  in  neuerer  Zeit,  beson- 
ders in  Ländern,  in  welchen  man  auch  für  schwere  Verbre- 
chen keine  Schwurgerichte  einführen  wollte,  die  Frage  ent- 
stand,  ob   man   überhaupt,   wenn  die  Staatsricliter  auf  den 


2)  z.  B.  Wiest  die  Nothwendigkeit  and  die  Bedingungen  derMfind- 
'  liehkeit  im   Strafverfahren.     Schaflfhausen  1844  S.  98.     Molitor 

m  Jagemann's  Zeitschrift  IIL  S.  46.  Krag  in  v.  Witzdorf  Zeit- 
schrift I.  Bd.  Heft  3  S.  22  und  über  diese  Ansichten  mein  Werk : 
die  Mändlichkeil  S.  413. 

3)  Sonderbar  genug  ist  aber,  dass  gegen  die  Urtheile  der  Kreisge-^ 
richte,  welche  über  die  Vergehen  nrtheüen,  die  Appellation  zu- 
llssig  ist  —  Im  Jahr  1852  i<nirde  im  Entw.  über  Gerichtsver- 
fassung §.  70  die  Berufung  auch  gegen  UrtheUe  wegen  Verbre- 
chen vorgeschlagen;  im  Entwurf  von  1853  nicht  mehr;  die  im 
Archiv  des  Criminahechts  1854  8.  295  mitgetheilten  Gründe  för 
den  Ausschluss,  beziehen  sich  nur  auf  die  vermehrten  Rosten, 
welche  die  AusdefanuBg^der  Berufung  erzeugen  würde. 
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Omnd  öffentlichen  mündlichen  Anklageverfahrens  entscheiden 
für  alle  strafbaren  Handinngen  die  Berofang  alisschliessen 
sollte.  In  den  Gesetzgebungen  Italiens^),  war  schon  seit 
längerer  Zeit  dies  System  in  Uebung.  Bei  der  Abfassung  des 
königl.  sächsischen  Entwurfs  ^)  wurde  die  Berufung  nicht  auf- 
genommen, und  dies  in  den  Motiven  gerechtfertigt;  allein,  die 
Kammern  stimmten  dieser  Ansicht  nicht  bei  und  das  neue 
Gesetzbuch  (Art  338)  führt  die  Berufung  (jedoch  nur  die  dem 
Angeklagten  zustehende)  ein  ').  Die  Altenburgische  Straf- 
prozessord.  dagegen '')  gestattet  keine  Berufung  gegen  die  Ur- 
theile  der  Criminalgerichte  in  Bezug  auf  Entscheidung  der 
Schuldfrage ,  sondern  nur  da  (und  zwar  ebenso  dem  Staats- 
anwalt wie  dem  Angeklagten),  wo  das  Urtheil  in  seinen  recht- 
lichen Grundlagen  angegriffen  wird.  Auch  in  den  Ländern, 
in  welchen  zwar  Schwurgerichte  eingeführt  sind,  aber  für  die 
Entscheidung  der  politischen  Verbrechen  Staatsrichter  als  zu- 
ständig erklärt  wurden,  wurde  das  Berufungsrecht  ausgeschlos- 
sen ^).  Anerkannt  wurde  aber  die  Berufung  auch  über  die 
Schuldfrage  in  der  österreichischen  Strafprozessordnung  *)  und 
im  Gesetzbuche  fttr  Modena  ^^).    Auf  dem  Gebiete  der  Wij- 


4)  z.  B.  in  Neapel,  Toskana,  in  Paraa,  in  Piemont,  es  wurde  aber 
für  die  StraiRille  die  den  korrektionellen  Fällen  Frankreichs  gleich- 
stehen, die  AppeUation  zugelassen. 

5)  Die  Motive  S.  280  enthalten  gewichtige  Grande. 

6)  Ueber  die  Gründe  für  nnd  wider  Schwarze  im  CoromenL  l 
S.  163  V.  S.  143. 

7)  Altenb.  Strafprozessord.  v.  27.  Febr.  1854  §.  372.  —  Berafong 
ist  zulässig,  wenn  sie  darauf  begründet  wird,  dass  die  in  frage- 
stehende That  gesetzwidrig  für  ein  Verbrechen  geballen «  oder 
umgekehrt  gesetzwidrig  für  straflos  erldärt  wurde;  oder  wegen 
unrichtiger  Gesetzesauslegung  oder  gesetzwidrige  Anwendung  ei- 
ner Strafart. 

8)  z.  B.  in  Preussen  nach  dem  Gesetze  v.  26.  April  1863  in  Hes- 
sendarmstaut ,  Gesetz  v.  22.  und  27.  März  1852. 

9)  Oester.  Strafproiessord.  §.  296.  346. 

10)  Codice  di  proc  penale  di  Modena  v.  1855  art  360. 
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flenflchaft  war  die  Frage :  in  wie  ferne  die  Berofting  gegen  Ur- 
theile  der  Staatsrichter  mit  dem  auf  Hündliclikeit  gebauten 
Veriaiiren  yerträglicli,  ob  sie  zweckmässig  sei,  ein  Gegen- 
stand wichtiger  Erörterungen,  für  die  Beseitigung  der  Bern* 
fung  gegen  Urtheile  der  Staatsrichter  haben  elirenwerthe  Män- 
ner neuerlich  sich  ausgesprochen  ^0.  Diese  Ansicht  gründet 
sieh  darauf,  dass  die  im  schriftlichen  Verfahren  für  die  Ge- 
stattung der  Berufung  anzuerkennenden  Gründe  nicht  fKr  das 
mündliche  Verfahren  Maasgebend  sein  könnten,  weil  die  im 
schriftlichen  Verfohren  vorkommende  successive  Arbeit  des 
Inquirenten  und  des  Referenten  im  mündlichen  Verfahren  durch 
die  gleichzeitige  Thätigkeit  sämmtlicher  Richter  (von  denen 
Jeder  Inquirent  und  Referent  ist)  vollständig  ersetzt  wird  und 
durch  die  Unmittelbarkeit  und  die  beständige  Wachsamkeit  der 
Anklage  und  Vertheidigung  dem  Angeklagten  Garantien  ge- 
geben werden,  welche  die  (im  schriftlichen  Verfahren  noth- 
wendige)  durch  die  zweite  Instanz  zu  gewährenden  Garan- 
tieen  überflüssig  machen.  Man  führt  an,  dass  wenn  die  Be- 
rufung auch  dem  Staatsanwälte  gestattet  wäre ,  der  Angeklagte 
leicht  in  eine  schlimmere  Lage  kommen  würde;  ericennt  man 
an,  dass  gegen  Urtheile  der  Schwurgerichte  keine  Berufung 
zulässig  ist;  so  muss  man,  wie  der  Gegner  die  Berufung  be- 
haupten, wegen  Gleichheit  der  Gründe  dies  auch  bei  Urthei- 
len  der  Staatsrichter  anerkennen.  Ein  Hauptgrund  der  Geg- 
ner der  Berufung  bezieht  sich  auf  die  Unvereinbarkeit  dieses 
Rechtsmittels  mit  der  erfolgten  Aufhebung  der  gesetzlichen 
Beweistheorie  '^).    Am  meisten  aber  wird  geltend  gemacht, 


11)  Walther  die  Rechtsmittel  im  Strafverfahren,  München  1863 1.  Abthl. 
8.  68.  IL  S.  254.  Marqnardsen  in  der  ZeiUchrift  für  gesammte 
Bechtswissenschaft  IL  Bd.  Heft  5.  J.  Voitoa  in  Goltdammer  Ar- 
chiv ffir  Prensfl.  Strafv.  IL  S.  621 ,  vergL  im  Archiv  IV.  8.  31 
und  ScbwMTze  im  Gerichtosaal  1865  I.  S.  16  und  8.  81. 

12)  Sehr  scharfsinnig  dorchgefohrt  In  Walther  S.  114.  —  Schwarze 

dagegen  (Im  Gerichtssaal  S.  81)  gesteht,   dass  die  Frage  wegen 

der  Bemftuig  damit  nicht  znsammenhftnge,  s.  anch  Motive  som 

grossherzogüehhessisehai  Sntwnrfe  6.  87. 
MIttsrmslar,  StnfftrfUireo.  40 
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dasa  die  Berafang  onverträgUch  mit  dem  Gnindflatse  der  M iad- 
llchkeit  sei  i')  und  eine  Reproduktion  des  in  der  ereten  In* 
stanz  gelieferten  Materialfl  in  zweiter  Instanz,  daher  aueh  die 
Prüfung,  ob  die  ersten  Richter  gerecht  ortheilten,  onmöf^ch 
werde,  dass  aber  auch  doreb  Gtestattong  des  zweiten  Instwi 
Nacfatheile  herbeigeführt  werden,  die  vorzüglieh  in  Bezog  wd 
die  Ermittinng  der  Wahrheit  sich  zeigen,  in  so  ferne  nicht 
erwartet  werden  liann,  dass  die  in  der  ersten  Yerhandhuig 
vernommenen  Personen,  ebenso  in  der  zw^ten  Y«rhand1nng 
aussagen  werden  i^).  Als  Gründe  werden  ferner  noch  die  Ent- 
behrlichkeit der  Berufung  angefülui,  welche  durch  Qeatattung 
der  Cassation  und  Wiederaufnahme,  genfigend  ersetzt  werden. 
Die  Erfahnuig  selbst  wird  geltend  gemacht ,  nach  welcher  sich 
ergebe,  dass  die  Berufung  nur  selten  einen  Werth  hat,  ode^ 
als  Bediirfniss  sich  zeigt  i^).  Die  angeführten  Gründe  be- 
ruhen theils  auf  einer  inigen  Auffassung  des  Zwecks  der  Be- 
rufung >') ,  theils  auf  einer  Ueberschätzung  der  Vortheile  des 
mündlichen  Verfahrens ,  thdlls  auf  einer  einseitigen  Benfitzimg 
der  Erfahrungen.  In  der  ersten  Beziehung  kann  man  wohl 
nicht  damit  einverstanden  sein,  dass  das  Gericht  zweiter  In- 
stanz die  Richtigkeit  des  ersten  Urtheilt  nach  dien  damala  vor- 
liegenden Materialien  p^fe ,    daher  auch  ^  ihm  die  nämliclian 


13)  Walther  8.  116—122.    Schwarze  S.  83.  90. 

14)  Walther  S.  126,  Marqtrardsen  S.  474,  Schwarze  S.  104. 

15)  Wir  haben  im  Archiv  des  Crim.  1854  S.  dOO,  Zeugnisse  der 
Statistik  zum  Beweise  der  Nothwendigkeit  der  Berufung  angeflUm 
Dagegen  aber  Marqnardsen  io  der  Zeitsehrift  S.  477,  wo  er  ent- 
gegengesetzte Folgerangen  anföhil 

16)  Fflr  die  ßemfang  erlilären  sieh  Zacliariä  übör  die  Gebrechen, 
S.  217,  Biener  AbbandL  U.  S.  172,  Temme  emndzfige  8.  167, 
Arnold  im  Archiv  des  Crim.  1864  8.  238 ,  im  Geriehtssaal  1854 
S.  286  und  1856  S.  195 ,  Geran  im  Crim.  Archiv  1854  B.  255, 
Merkel  im  Gericbtssaal  1854  IL  8.  377  v.  Gross  Kritik  der  Alten- 
bnrgL  Sfrafprozessord.  S.  50  mein  Aoüsalz  im  fnoL  Archiv  1854 
S.  291—321  nnd  GoltdamoMr  Archiv  IV.  8.  31. 
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Beweteergebolflfle  vorliegen  mttssten ,  während  richtiger  nach 
der  dnrch  die  Oeafhichte  bd  jedem  Volke  naehgewiesenen 
Bedeiitnng  der  Berufung,  indem  neue  Umstände  angeführt 
werden  können,  dies  Rechtfimittcl  die  Bedeutung  hat,  daas 
eine  Garantie  fär  die  Oereditigkeit  der  Urtbeile  dadaroh  ge- 
geben UrM,  daas  der  dnrch  das  ürtheil  Beschwerte  die  Ele- 
mente desselben  angreifen ,  die  hiesn  ndthigen  Materialien  vor- 
bringen darf,  nnd  dass  eine  neae  sorgfällige  Prüfung  der 
Sache  divch  andere  Richter  veranstaltet  wird  >'')•  In  der 
zweiten  Rücksicht  kann  nicht  geläugnet  werden,  dass  das 
mündliche  Verfahren  Vortheile  gewähr ,  welche  das '  schrift- 
liche nie  geben  konnte,  daher  auch  nach  der  Erfahnmg  viele 
Appellationen ,  die  früher  ehigelegt  worden  wären ,  nach  den 
nenen  Verfahren  nntwbleiben«  weil  der  Veruriheüte  selbst 
fühlt ,  dass  er  gerecht  verurtheilt  wurde ;  allein  ebenso  gewiss 
ist  es,  dass  dad  mündliche  Verfahren  nach  der  Art,  wie 
es  häufig  durchgeführt  wird,  die  Vertheldigung  oft  viel- 
fach beschränkt  und  in  einer  gewissen  Einseitigkeit  (e.  B. 
durch  üebermacht  des  Staatsanwalts  oder  Eilfertigkeif)  Uf theüe 
tei^anlasst,  bei  wetcheft  der  Vernrtheilte  durch  andere  Rechts- 
lAittel  keinen  Schuta  findet  und  nur  durch  die  Berufung  Ab- 
hülfe erlangen  kann.  Was  aber  die  Benützung  der  Erfahrun- 
gen betrifft  ^t'),  so  muds  es  bedauert  werden,  dass  die  Geg- 
ner der  Berufung  oft  die  Beachtung  der  Erfahrungen  der  Län- 
der vernachlässigen,  in  welchen  die  Gesetzgebung  der  Beru- 
fung gegen  Urtheile  der  Staatsrichter  in  schweren  Straffällen 
ausschliesst  und  in  den  minder  schweren  gestattet.  Ebenso 
aber  muss  die  Sitte  bedauert  werden ,  dass  man  aus  ungünsti- 
gen Erfahrungen  die  Länder,  in  welchen  die  Apppella- 
tion  mangelhaft   eingerichtet  ist,   Schlussfolgerungen 


17)  Mein  Aufo.  im  Archiv  S.  308.  Schwarze  S.  84  giebt  selbst  za, 
dass  die  Vorlage  des  nftmlichen  Materials  der  ersten  Instanz  an 
den  zweiten  Richter  nicht  nothw endige  sei,  er  meint  aber,  dass 
dann  eigentlich  die  Appellation  in  Revision  fihergehe. 

18)  S.  zwar  dagegen  Schwarze  im  Gerichtssaal  S.  9. 

40  • 
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ableiten  wfll  <•),  um  die  Entbehrlichkeit  der  Berafung  über- 
haupt za  beweisen.  Ein  bedenklicher  Grand ,  den  die  Geg- 
ner der  Bernfnng  anführen ,  ist  aber  der,  dass,  wenn  man  er- 
kennt, dass  gegen  Urtheile  den  Greschwomen  keine  Bernfnng 
zulässig  ist,  auch  zugegeben  werden  musa,  dass  dies  Beehts- 
mlttel  auch  nicht  gegen  Urtheile  der  Staatsrichter  Statt 
finden  soU,  welche  auf  den  Grund  mfindlicher  Yerhandlnngen 
gefällt  wurde  ^).  Man  scheint  dabei  nicht  genug  die  Verschie- 
denheit der  Garautieen  au  beachten,  welche  für  den  Wahr- 
spruch der  Geschwomen  sprechen '■)• 

Soll  die  Frage  über  die  Berufung  gegen  Urtheile  der 
Staatsrichter  umsichtig  erwogen  werden,  so  bedarf  es  L  einer 
Prüfung  der  Yortheile ,  welche  auch  im  mündlichen  Yeriahren 
die  Berufung  gewähren  kann;  II.  einer  Erwägung  der  Vor- 
aussetzungen, unter  welchen  der  Gesetzgeber  es  wagen  kann, 
diese  Berufung  zu  beseitigen,  III.  so  wie  der  Bedingungen,  bei 
deren  Dasein  die  Berufung  wohlthätig  wirken  kann« 


19)  In  Bezog  auf  Benfitzong  sUUsliseher  Tabellen,  ist  es  begreiflich, 
dass  Streit  darüber  entsteht,  welehe  Schlossfolgenuigen,  jeder 
nach  demStandponkte,  aaf  welchem  er  steht,  ableiten  wilL  Die 
Gegner  der  Bemfong  finden  die  Zahl  der  abgeänderten  Urtheile 
nicht  gross  und  schliessen  daher,  dass  Bernfnng  nicht  nothwen- 
dig  ist,  während  sie  doch  nicht  längnen  können,  dass  in  einer 
(mehr  oder  minder)  grossen  Zahl  durch  die  Bernfnng  abändernde 
Urtheile  ergingen,  so  dass  die  Urtheile  erster  Instanz  ab  ange- 
recht zu  betrachten  waren. 

20)  Schwarze  im  Gerichtssaal  S.  29.  Rehm  im  Gerichtssaal  1865 
8.  181. 

21)  WiriTiSttschcn,  dass  die  Geschwomen  von  der  nämlichen,  verstäa- 
digprürenden  Aofiassnng  der  Beweise  ausgehen,  wie  die  Staats- 
richter;  allein  Niemand  kann  läugnen,  dass  ffir  die  Geschwomen 
die  Stellung,  da  sie  nicht  von  der  Staatsregierung  abhängen,  die 
Freiheit  der  gegen  sie  auszuübenden  Rekusation,  die  grosse  Zahl 
der  Männer  die  zum  Schwurgericht  gehören  und  die  grosse 
Stimmenzahl ,  sprechen ,  während  diese  Garantien  nicht  bei  den 
Staatsrichtem  vorkommen. 
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I.  Man  muss  svgeben,  dass  in  vielen  Fällen  die  fie- 
rafnng  grundlos  ergriffen  wird,  in  anderen  dorch  die  Cassar 
tion,  nämlich  da  ersetzt  werden  kann,  wo  in  den  beiden  In- 
stanzen verschiedene  Urtheile,  wegen  Verschiedenheit  der 
Rechtsansichten  ergehen,  dass  auch  eben  das  mündliche  Ver- 
fahren weniger  Veranlassung  zur  Berufung  giebt;  allein  man 
muss  es  itir  einen  bedenklichen ,  durch  Erfahrungen  nicht  ge- 
nügend gerechtfertigten  Versuch  erklären  die  Berufung  ganz 
zu  beseitigen  und  die  Beibehaltung  dieses  Mittels ,  auch  jetzt 
noch  wenigstens  nach  den  jetzigen  Verhältnissen,  ftir  nicht 
nothwendig  zu  erklären^).  Der  Beweis  ergiebt  sich,  wenn 
man  1)  erwägt,  dass  in  einer  grossen  Zahl  von  Fällen  der 
Angeklagte  erst  durch  das  erste  Urtheil  zur  Kenntniss  der  Be- 
deutung der  gegen  ihn  gerichteten  Anklage  kömmt  und  erst 
einsieht,  worauf  er  seinen  Vertheidigungsbe weis  richten  muss^'). 
Dies  zeigt  sich  vozüglich  in  dem  Falle,  wo  in  der  Verhand- 
lung durch  vorgekommene  Aussagen  die  Anklage  eine  andere 
Qestalt  als  ursprünglich  erhält  und  die  Staatsrichter  zu  einem 
Drtheilc  kommen,  an  das  der  Angeklagte  nicht  dachte  ^). 
Häufig  aber  wird  die  rechte  Vertheidigung  erst  möglieh,  wenn 
der  Beklagte  ans  dem  Urtheile  sieht,  welche  Lücken  in  seinem 
Vertheidigungsbeweise  waren  (da  vielleicht  der  Angeklagte 
nicht  nöthig  fand,  manchen  Zeugen  vorzubringen),  oder  dass 
man  auf  manche  Zeugenaussagen  ungebürlichen  Werth  legte, 
der  jetzt  zerstört  werden  kann,  z.  B.  durch  Nachweisung  der 


22)  IMe  Notb wendigkeit  sprechen  zwei  ansgezeichnete  Praktiker  aoi : 
Arnold  im  Gerichtasaal  1856  8.  195  und  ein  Preots.  Praktiker 
im  Goltdammer  Archiv  IV.  S.  31. 

23)  Dies  ist  gut  gezeigt  in  Goltdammers  Archiv  a.  0.  S.  33. 

24)  Wir  kennen  einen  Fall,  wo  die  Anklage  auf  Körperverletzung 
ging,  das  Urtheil  a*ber  den  Versuch  des  Mordes  annahm,  weil 
einige  Zeogen  über  Umstände  aussagten,  welche  die  Richter  als 
Indicien  einer  vorliegenden  mörderischen  Absicht  betrachteten. 
In  der  zweiten  Instanz  konnte  die  Grundlosigkeit  dieser  Indicien 
nachgewiesen  werden. 
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ünglaidbwürdig^eit  der  Zeugen.  InßbesoAdere  bewäbri  8ioh  die 
Beruf iing  durch  die  Naehweisong,  daea  der  erate  Richter 
manche  in  den  Verhandlungen  vorkommenden  für  den  Ent- 
Bchuldigungabeweia  wichtige  Aussagen  nicht  hinreichend  beach- 
tete *^),  vorsttglich  aber,  wo  der  Beweis  durch  Sachveratiui* 
dige  erbracht  und  im  erster  Instanz  als  genügend  angenom- 
men  war,  während  in  der  zweiten  Verhandlung  durch  eine 
tiefergehende  .  saohgemässe  Befragung  der  Sachvef  ständigen, 
durch  Vorrufung  andrer  Männer  des  Fachs,  so  viele  2iwe)fel 
an  der  Richtigkeit,  der  in  erster  Inatani  für  genügend  be- 
trachteten Gutachten  begründet  werden,  dass  das  erste  (un- 
gerechte) Urtheil  abgeändert  werden  muss  '^). 

2)  Vorzüglich  macht  die  Berufung  die  Benützung  neuer 
Beweise  möglich;  wenn  zwar  In  Fällen,  in  denen  solche  Be- 
weise vorliegen ,  durch  die  Wiederaufnahme  der  Untersuchong 
Abhülfe  möglich  ist,  so  lehrt  doch  die  Erfahrung,  dass  wegen 
der  beschränkten  Fassung  der  Gesetze  dies  Rechtsmittel  sel- 
ten ein  Erfolgreiches  ist;  es  kommen  aber  auch  so  viele  Fälle 
vor,  in  welchen  das  Mittel  gesetzlich  nicht  zulässig  ist,  wäh- 
rend die  Benützung  der  neuen  Beweise  sehr  gut  mit  der  Be* 
rufung  verbunden  werden  kann  und  in  Verbindung  mit 
den  in  der  ersten  Verhandlung  vorgekommenen  Be- 
weisen,   vorzüglich,    wenn   diese    in    der    zweiten    Instana 


25)  Einen  nierkw.  Fall  dieser  Art  liefert  die  aazetla  dei  tribonali  di 
Genova  ▼.  16.  Febr.  1856  (Nro.  14).  Es  wurden  zwei  Personen 
wegen  Diebstahls  in  6  Moneten  verwtheUti  das  Ap^eUalionsge- 
riebt  spraeb  sie  frei,  weil  auf  die  Aassage  eines  Zengen  zu  viel 
Werth  gelegt  und  die  Aussage  eiufs  EnU^tongszeDgen,  nnd  der 
gute  Ruf  dft  Angeklagten  nicht  genug  beachtet  waren,  so  dass 
grosser  Zweifel  gegen  das  einzelne  Zeugniss  entstehen  mqsste. 

26)  Einen  Fall  dieser  Art  aus  Piemont  enthält  die  gazeita  dei  Giurisü 
18^  Nro.  25  bia  37.  In  einem  Falle  wurden  wegen  Vergiftung 
zwei  Menschen  zur  Todesstrafe  verurtheilt;  wegen  Nichtigkeiten 
wurde  eassirt,  und  in  der  neuen  Verhandlung,  die  sehr  gründ- 
lich yon  Staatsrichtern  geführt  wurde,  erfolgte  die  Freisprechung. 
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beaiar  beniitit  werden  ^) ,  eine  AbSaderung  des  vorigen  Ur- 
ihelUi  verbürgen  ^>).  3)  Die  Berafting  hat  ihren  Wcrth  aueh 
da,  wo  sie  darauf  gegründet  wird,  dass  das  vorige  Urtlieil  un« 
gerecht  ist ,  weil  kein  Strafgeaets  die  Handlang  verpönt  oder 
weil  das  Gesetz  irrig  ausgelegt  wurde  oder  weil  die  Strafe 
zn  hoch  ausgemessen  wurde.  Mag  auch  in  einigen  dieser 
Fülle  durch  Cassation  geholfen  werden  können,  so  ist  doch 
die  Ergreifung  dieses  Rechtmittels  weit  schwieriger  als  die 
Berufung  und  häufig  nicht  zulässig,  wo  die  sogenannte 
Thalfirage  und  die  Frage  über  Anwendung  des  Strafgesetzes 
so  ineinandergreifen,  dass  nur  durch  eine,  bei  der  Berufung 
mögliche  Verbindung  der  zwei  zur  Entscheidung  nöthigen 
Operationen  die  Erlangung  eines  gerechten  Urtheils  mögbch 
isi^).  4)  Die  Hauptsache  ist,  dass  durch  die  Berufung  eine 
wiederholte  Prüfung  der  Sache  möglich  gemacht  ist, 
deren  Werth  hier  dadurch  verbürgt  wird,  dass  erfahrungsge- 
mäSB  die  zur  Prüfung  eines  schon  Gegebenen  aufgeforderten 
Richter  strenger  und  allseitiger  AUes  erwägen,  als  es  häufig 
in  erster  Instanz  geschieht  und  dass  die  grössere  Erfahrung 
und  unabhängigere  Stellung  der  höheren  Richter  Bürgschaften 
aergfaltiger  Entscheidapg  gewähren  ^>  Am  wünscbenswerthe- 
aten  ist  allerdings,  dass  in  zweiter  Instanz  eine  Reproduktion 
der  früheren  Verhandlung  und  ein  umfassendes  mündliches 
Verfahren  Statt  finde,  und  nicht  zu  läugnen  ist,  dass  die  häufig 


27)  Die  Erfahning  lehrt,  dass  hftoflg  io  der  ersten  hstanz  ein  Zeuge 
oder  SaehversUndiger  nicht  genug  befragt  wird ,  während  bei 
besserer  Befragung  ein   ganz  anderes  Ergebniss  gewonnen  wird. 

28)  lieber  den  Einfluss  neuer  Beweise  Arnold  im  Gerichtssaal  1856, 
S.  196. 

29)  Gut  Goltdammer  Archiv  IV.  S.  31. 

30)  Mit  aller  Achtung  gegen  Richter  der  ersten  Instans  mnss  jeder 
Unparteiische  anerkennen,  dass  die  Besetxnog  der  Gariehle  er- 
stes hstan?  mit  jAageren,  weniger  erfahrnen,  häufig  ni^t  immer 
definitiv  aof^stellten  und  schlecht  besoldeten  Riebter  viele  Be- 
denklichkeiten erweckt,  s.  noch  Arnold  8.  197. 


632 

eiotretende  «weite  VerfaandliiBg  wegen  der  in  der  Zwier keueil- 
eingetretenen  Veränderungen  und  Einflüfise  z.  B.  in  Bezog  «ad 
Zeugen  unTollkomroener  ist,  als  die  Erste;  allein  man  übertreibt 
die  Gefahren  dieser  Erscheinungen  und  will  wegen  möglicher 
UnvoDkommenheiten  des  Instituts  lieber  das  zwar  oft  mensdi- 
lich  nnyollkommene  Institut  ganz  aufheben,  wflirend  nach 
der  Erfahrung  ^^)  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  kann,  daas 
ohne  dasselbe  häufig  ungerechte  Urtheile  als  unangreifbar  in 
Rechtskraft  übergehen  würden. 

n.  Es  darf  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  daas  es 
Tielleicht  möglich  ist,  eine  Einrichtung  zu  treffen,  bei  welcher 
die  Berufung  entbehrt  werden  kann,  weil  die  Urtheüsfallnng  der 
Staatsrichter  solche  Bürgschaften  liefert,  dass  das  auf  den  Grund 
einer  erschöpfenden  gründlichen  unparteiischen  Verhandlung 
von  volles  Vertrauen  ^)  verdienenden  Richtern  gefällte  Urthefl 
allgemein  als  so  gerecht  erscheint,  dass  Berufung  unnöthig 
ist:  allein  alle  Vertheidiger  der  Ausschliessung  der  Berufung 
geben  zu ,  3ass  dies  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen  ge- 
schehen kann**).    Diese  müssen  sich.  1)  auf  die  Art  derAn- 


31)  WiT  wollen  in  Bezug  auf  die  von  uns  im  Archiv  des  Crim.  R. 
1854  y  8.  300  angeführten  statistisehen  Nachrichten  nnr  bemer- 
ken, dasa  aus  den  dagegen  vorgebrachten  Einwendnngea  er- 
folgt, daas  die  Zahl  der  in  zweiter  Instanz  abgeindertea  Urtheile 
nicht  so  gross  ist,  als  manche  Vertheidiger  die  Berufung  angeben, 
allein  man  kann  nicht  verkennen,  dass  doch  mehrere  Fälle 
der  Ab&nderung  der  Urtheile  vorkamen.  Herr  Rehm  Im  Ge- 
richtssal  1856,  S.  186—9  hat  sehr  werthvolle  stalbUsche  Nach- 
richten geliefert,  ans  welchen  sich  ergiebt,  dasa  wenigstens  bei 
einem  Gerichtshofe  Baierns  von  112  Beschwerden  22  (von  '/i 
Urtheile  in  Bezug  auf  Schuldbeweis  abgeändert  wurden. 

32)  In  Bezug  auf  das  Vertrauen  zu  den  Richtern  Iftsst  sich  freilich 
aus  statistischen  Tabellen  nicht  beweisen ,  dass  im  Volke  volles 
Vertrauen  besteht  oder  nicht  Die  Behauptungen  stehen  sieh 
einander  gegenüber. 

33)  Schwarze  im  Gericbtssaal  S.  106,  Marquardsen  S.  476,  insbe- 
sondere Rehm  im  Gericbtssaal  1856,  S.  192  Aber  Besc^Utang  der 
Gerichte  s.  auch  Walther,  S.  160.  S.  265. 
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8iellang  der  Richter  bedeheo.  Nur  da  wo  erfahrne  Männer 
als  unabhängige  ^)  Richter  das  Gericht  bilden,  wo  jede  Be- 
fugniss  entfernt  ist,  dass  diese  Richter  bestellt  sind,  damit 
desto  sicherer  Vemrtheilangen  erfolgen,  werden  die  Urtheile 
solcher  Richter  auf  volles  Vertrauen  Ansprach  haben,  f)  Die 
Besetzung  des  Gerichts,  welchem  eine,  keiner  Berufang  unter- 
worfene Urtheilsfallnng  übertragen  wird,  muss  der  zur  Ent- 
scheidung ndthigen  Richterzahl  nach  so  beschaffen  sein, 
dass  das  ürtheii  als  Ergebniss  einer  Achtung  einflössenden 
Mehrheit  betrachtet  werden  kann^).  3)  Es  muss  das  Ver- 
fahren so  geordnet  sein ,  dass  die  Vertheidigung  auf  jede  Art 
begünstigt  wird,  und  zwar  dem  Angeklagten  so  vollständig 
die  Beschuldigung  und  jedes  Mittel,  dessen  sich  der  An- 
kläger zum  Beweise  bedienen  will,  so  mitgetheilt  wird, 
dass  eine  genügende  Vorbereitung  möglich  wird,  dass  der 
dürftige  Angeklagte  in  den  Stand  kömmt,  einen  Vertheidiger 
zu  erhalten  und  die  ihm  nöthigen  Entlastungsbeweise  vorzu- 
bringen und  dass  jede  Veränderung  der  Anidage ,  jedes  Ein- 
schieben neuer  Beweise  so  beseitigt  wird,  dass  die  allgemeine 
Ueberzeugung  begründet  ist,    dass  das  Urtheil  nur    gefällt 


34)  Die  EinrichtoDgen ,  nach  welcher  in  manchen  Ländern  in  den 
Gerichten  Richter  sich  befinden,  die  innerhalb  gewisser  Zeit  (z.  B. 
5  Jahre)  beliebig  entlassbar  sind ,  oder  wo  die  Richter  versetzt 
werden  können,  sowie  manche  neuen  Disciplinargesetze ,  welche 
die  richterliche  Unabhängigkeit  sehr  gefährden,  sind  nicht  geeig- 
net, ToUes  Vertrauen  zur  richterlichen  Unabhängigkeit  einzn- 
flössen. 

35)  Erwarte  man  nie ,  dass  das  Urtheil  des  aus  3  Richtern  bestehen- 
den Gerichts  regelmässig  (Ausnahmen  liegen  in  Achtung  gebie- 
tenden Persönlichkeiten)  so  volles  Vertrauen  geniesst,  dass  keine 
Berufung  nöthig  sein  soll;  s.  auch  Schwarze  ün  Gerichlssal  S. 
197.  Rehm  ibid.  S.  193  wUl,  dass  das  Gericht  bei  Vergehen 
ans  6  und  bei  Verbrechen  aus  9  Richtern  bestehe.  Will  man 
Berufung  ausschliessen,  so  darf  man  auch  mit  einfacher  Hehrheit 
sieh  nicht  begnügen.  Auch  Voitos  in  Ooltdammers  Archiv  11.  S* 
636  wünscht  Besetzung  mit  5  Richtern. 
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wurde,  naehdeoi   die  luibeschränkte  YeithndlgDiig  des  Aafe- 
klagten  m()glich  gemacht  war. 

ni.  Ea  kana  nicht  die  Meinung  sein,  in  der  Einfübning 
einer  Berufung,  die  nur  in  einer  blossen  Form  oder  einem,  den 
Schein  rettenden  Verfahren  besteht,  ein  Mittel  sa  erkennen, 
welches  im  Stande  ist,  alle  Inrthtimer  und  Einseitigkeiten  der 
ersten  Instanz  zu  heilen  und  Vertrauen  sur  Rechtspflege  be- 
gründen. Nur  unter  gewissen  Bedingungen  kann  ein  genügen- 
des Bemfungsrecht  als  gesichert  angesehen  werden,  a)  Das 
Gericht  zweiter  Iiystanz  muss  stärker  besetzt  sein  als  das 
Erste,  b)  Dem  dürftigen  Verurtheilten  müssen  Mittel  gewährt 
werden,  eines  rechtsgelehrten  Vertheidigers  sich  zu  bedienen. 
c)£s  muss  das  Verfahren  so  geordnet  werden,  dass  lier  Ange- 
schnlGligte  befugt  ist,  auch  jedes  ilim  nöthig  scheinende  Mittel 
zur  Begründung  seiner  Berufung  zu  gebrauchen,  daher  auch 
neue  Beweise  vorzubringen,  d)  Es  muss  gesorgt  werden,  daas 
die  Richter  zweiter  Instanz  möglichst  ein  so  voUstandi^^es  BSd 
erhalten,  damit  sie  ein  auf  mündliches  Verfahren  gebautes  Ur* 
theil  (allen  können,  e)  Es  mifaBs  gesorgt  werden ,  daas  dnreh 
eine  über  die  Verhandlungen  enter  Insanz  unter  geeigneter 
Abschrift  erfolgten  Aufzeichnungen  des  wesentlichen  Inhalts 
eine  Grundlage  gegeben  wird ,  auf  welche  eine  Beziehung  in 
zweiter  Instanz  möglich  ist  f)  Es  soll  die  Berufdng  nur  dem 
Angeklagten  gestattet  werden.  Gegen  ein  Berufungsrecht  des 
Staatsanwalts  sprechen  (wenn  auch  nicht  gcläugnet  werden 
kann ,  dass  der  bürgerlichen  Gesellschaft  alle  Mittel  gegeben 
werden  müssen,  die  Nachthelle  grundloser  Freisprechungen 
oder  zu  milder  Urtheile  abzuwenden)  die  Gründe  ^y ,  dass 
wenn  der  Staat  durch  den  Staatsanwalt  qnd  den  Untersu- 
chungsrichter, denen  die  ausgedehnteste  Befugniss  ansteht,  alle 
Mittel  zur  Entdeckung  der  Verbrechen  und  gründliche  Vorbe- 
reitung der  Anklage  anzuwenden,  alle  Kräfte  aufgeboten  hat, 
die  Bestrafung  des  Schuldigen  herbeizuführen  und  wenn  ein 


36)  Araald  in  dem  Geriohtsaaal  1864,  8.  7»2  und  1856,  8.  200  und 
meinen  Aufsatz  im  Archiv  des  Cnm.  1864,  S.  3ld 
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vom  84»aie  bestellte»  Gerieht^  nachdott  der  Staatsaiiwalt  Allee 
anweadeD  kosnte,  um  dem  riehterliehen  Irrilium  eatgegema^ 
Tvirken,  ein  IMhett  gefallt  bat,  der  Staat  sich  dabei  berahigen 
soll ,  um.  nieht  den  Verdaebt  leidenscbaftlicber  Verfolgung 
nml  einer  oft  mit  vielen  Kosten  verbundenen  schweren  Be- 
lästigung des  Angeklagten  auf  sich  bu  laden.  — 

Es  ist  nun  passend ,  zu  prüfen ,  wie  in  den  verschiede- 
nen Qesetegebungen  das  Berulungsrecht  geordnet  ist.  Das 
System  der  fransdsisohen  Gesetsgebung,  nach  welchem 
nur  gegen  Urtbeile  der  Zuchtpoliseigericbte  Berufung  eintre- 
ten kann  ,  ist  durch  folgende  Punkte  eigenthtimlich.  1)  Um 
die  Naehtheile  der  su  grossen  Entfernung  der  Qeridite,  an 
welche  die  Berufung  zu  bringen  ist,  zu  beseitigen,  z.  B.  we- 
gen der  Zeugen,  die  an  den  oft  viele  Stunden  entfernten 
Appellbof  reisen  müssen,  macht  das  Gesetz  (Code  art  200) 
eine  Unterecheiduqg  swischen  den  verschiedenen  Gerichten, 
so  dass  häufig  die  Berufung  nur  an  ein  anderes  Gericht  erster 
Iqstsnz  geht^).  2)  Die  Berufung  steht  nicht  blos  dem  Ver- 
urtbeilten,  sondern  auch  der  CivilpartUe  und  der  Staatsan- 
waltschaft zu  (Code  802);  der  letzten  so,  dass  der  Staatsan- 
walt das  Gericht,  welches  das  Uriheii  ISllt  und  der  am  Ge- 
richt dcf  Hauptorts  Berufung  einlegen  kann  ^%    S)  Die  Er- 


37)  Die  beste  Darstellang  des  Vertabrens  bei  Berufiuig  findet  neb 
bej  Berriat  St  Prix  traiU  de  U  procedure  des  tiibunanx  crimi- 
aels  II  Tbl  %  VoL  pag.  381  h»  658. 

38)  Die  BeruAing  gegen  Uriheile  der  bei  den  ordentlichen  Bezirksge- 
richten beflndRchen  Znchtpofizeigerichte  gehen  in  da«  Znehtpo- 
llteigeritfht  des  Hauptortes  als  Departements  (dies  wird  dann  mit 
S  Riohter  besetzt) ;  wenn  der  Appellhof  dort  seinen  Sitz  hat ,  so 
gebt  Berutang  an  eine  seiner  Kammern.  Wenn  das  am  Haapt- 
orl  des  Departements  befindliche  Gericht  urtbeilt ,  gebt  Berufung 
an  das  Gericht  des  Hauptorts  des  nächsten  Departements.  Tre- 
bntien  0.  p.  477.  —  Die  Nachtheile  dieser  Einriehlung  sollen 
durch  den  dem  gesetzgabeaden  Körper  im  MSrz  18S6  vorgeleg- 
ten Gesetzesentwurf  abgewendet  werden. 
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Uärang  der  Berafung  mit  einer,  die  Benifangsgründe  enthal- 
tenden Denkschrift  wird  auf  der  Geriehtsschreiberei  niederge-^ 
legt  (Code  203).  4)  In  der  Sitzung  des  Gerichts  wird  von 
einem  Mitgliede  ein  Vortrag  erstattet,  welcher  den  Inhalt  der 
in  der  ersten  Verhandlung  vorgekommenen  Aussagen  enthih  *^. 
5)  Hierauf  können  von  den  Parteien  die  zulässigen  Einwen- 
dungen vorgebracht  werden.  6)  Ein  Verhdr  mit  dem  Ange- 
schuldigten ist  zwar  im  Code  (anders  in  dem  vom  Brumaire) 
nicht  vorgeschrieben,  wird  a1>er  regelmässig  (zwar  häufig  kurz) 
gehalten^).  7)  Darttber,  dass Zeugen  vernommen  werden  kön- 
nen, sagt  zwar  der  Code  nichts;  allein  da  der  Art  175  des 
Code  bei  der  Berufung  gegen  Urtheile  der  Polizeigerichte  ge- 
stattet, die  frfiheren  Zeugen  oder  auch  neue  zu  vernehmen, 
so  hat  die  Rechtstbung  diese  Vorscliriften  auch  hier  ange- 
nommen ^1) ,  so  dass  jede  Partei  entweder  die  schon  vernom- 
menen Zeugen  oder  neue  Zeugen  vorrufen  kann,  das  (Bericht 
aber  nicht  schuldig  ist  (im  Falle  der  Verweigerung  der 
Abhör  müssen  die  Gründe  vom  Gerichte  angegeben  werden), 
die  Vernehmung  zu  gestatten,  ausgenommen,  wenn  die  Pro- 
tokolle der  ersten  Instanz  ungenügend  sind^^).  Das  Gericht 
kann  aber  auch  von  Amtswegen  Zeugen  vorrufen,  die  schon 
früher  vernommen  wurden^*).    8)  Nach  geschlossener  Beweis- 


39)  Berriat  St  Prix  1.  c.  p.  409. 

40)  Hier  wird  die  Art  dei  Protokolles  über  die  Sitzung  der  enten 
Instanz  wichtig;  nach  Code  155  soll  der  Gerichtsschreiber  die 
vernommenen  Zeugen  et  lenr  principales  dedaraüons  aufteieh- 
nen;  dies  geschieht  sehr  mangelhaft;  eine  Aufsieht  ist  niebt  vor- 
geschrieben; dagegen  hat  das  Gesetz  ffir  Algerien  vorgesebrie- 
ben,  dass  die  anfgenommene  Aussage  in  der  Sitzohg  vorgde- 
sen,  Tom  Vorsitzenden  ergänzt  und  von  den  Zeugen  unterschrie- 
ben werden  soll;  man  empfiehlt  dies  sehr  in  FranlLräeh ,  Berriat 
St  Prix  p.  173.  Der  neue  Gesetzesentwurf  v.  1856  soigt  Ifir 
diese  bessere  Aulzeichnung. 

41)  Berriat  St  Prix  p.  379,  p.  524. 

42)  Rechtssprüche  stellen  dies  fest  Berriat  p,  3'79. 

43)  Rechtssprach  v.  31.  Januar  1837. 
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erhebimg  finden  die  mündlichen  Vorträge  statt.  Wenn  mch 
diese  Art  des  Verüriurens  manche  Klagen  über  die  ungenü- 
gende Einrichtung  veranlasst^),  so  ergeben  dennoch  die  Zeug- 
nisse erfahrner  Richter  und  Anwälte ,  dass  oft  sehr  gut  auf 
den  Grund  des  Verfahrens  geurtheilt  werden  kann  und  die 
Abänderung  des  ersten  Urtheils  (ganz  oder  theilweise)  erfolgt  ^^), 
wo  das  Protokoll  der  Sitzung  gut  abgefasst  war  und  das  erste 
Gericht  in  den  Entscheidungsgründen  die  betreffenden  Zeugen- 
aussagen aufführt ,  und  der  Angeklagte  nichts  gegen  die  Auf- 
leichnung  einwendet,  aber  nachweist,  dass  man  auf  die  frü- 
heren Zeugen  (die  nucn  mit  Unrecht  für  glaubwürdig  ange- 
nommen), auviel  Werth  legte,  oder  dass  man  andere,  fOr  den 
Angeklagten  günstige  Aussagen  nicht  beachtete,  so  dass  in 
sehr  vielen  Fällen  die  Ueberzeugung  feststeht,  dass  man  die 
mündliche  Vernehmung  der  vorigen  (oder  wenigstens  aller) 
Zeugen  nicht  bedurfte. 

B)  In  der  preussischen  Gesetzgebung  zeigt  sich  die 
Absicht  die  Berufung  noch  mehr  zu  beschränken ,  als  es  in 
Frankreich  geschah,  weil  man  von  der  VorsteUung  geleitet 
wurde,  dass  es  bedenklich  sein  würde,  dem  oberen  Richter, 
vor  welchem  keine  voUständige  mündliche  Verhandlung  Statt 


44)  Diese  Klagen  beziehen  sich  schon  auf  die  Art.  der  Besetzung 
(wenn  von  einem  Zachtpolizeigericht  an  ein  anderes  Gericht 
erster  Instanz  appellirt  werden  moss),  vorzüglich  auf  die  FfiUe, 
wo  anf  den  Gmnd  der  direkten  Vorladung  in  erster  Instanz  ver- 
handelt wnrde,  auf  die  oft  bemerkte  Eilfertigkeit,  und  die  man- 
gelhafte Vertheidigong,  und  auf  die  Abneigung  mancher  Gerichte 
neue  Zeugen  zu  vernehmen. 

45)  In  Bezug  anf  das  VerhAltniss  der  Abänderungen  der  Urtheile 
bis  1851  s.  Archiv  des  Criminalr.  1854,  S.  300.  Im  J.  1853 
wurden  gegen  10141  ürtheUe  von  12848  Angeschuldigten  Beru- 
fung dngelegt,  davon  wurden  1017  lossprechende  Urtheite  und 
6334'vernrtheilende  bestätigt,  3817  ganz  oder  theilweise  abgeän- 
dert (844  in  erster  Instanz  Vemrtheilte  wurden  in  zweiter  losge- 
qirocheo,  bei  1410  wnrde  die  Strafe  herabgesetzt).  Nur  in  311 
Fällen  wurden  in  der  zweiten  Instanz  Zeugen  vorgeitifen. 
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findet,  dieBefugalss  sq  geben,  nm  dM  anf  denOnind  der  ?*r 
Ihm  Statt  gehabten  mündlichen  Yerhandlnng  gewonnene  BDd 
des  ersten  Richters  sich  nicht  zn  ktimmeni.  Anf  dies«  Art 
wurde  im  Gesetze  von  1849,  Art  IM  wie  in  dem  Ton  1892 
(10t)  bestimmt ,  dass  der  Appellationsrichter  htaisiehtlich  der 
l%atsaohen,  welche  für  erwiesen  oder  nicht  erwiesen  sn 
eridären  sind,  seiner  Entscheidung  die  Im  ersten  UrtheÜe  ent- 
haltenen Feststellung  zum  Gnuide  legen  solle,  in  so  ftrae 
nicht  neue  Thatsachen  oder  nene  Beweise,  oder  die  günsHche 
oder  theilwelse  Wiederholung^)  der  in  der  ersten  Instanz 
Statt  gefundenen  Beweisantealune  eine  abweichende  thatsich- 
liehe  Feststellung  begründen.  —  Es  ist  begreiflieh,  dass  aaf 
diese  Art,  bei  der  Alles  Ton  dem  an  WÜlkttr  grinzenden  Er- 
messen des  Gerichts  abhängig  gemacht  ist  (nach  §.195  hingt 
es  auch  vom  Gericht  ab,  ob  es  die  persttüliclie  Eraeheinung 
des  Angeschuldigten  erst  in  der  Sitzung  Itir  nothwendig  finden 
will),  vielfache  Zweifel  in  der  Anwendung  entstandene^.  Es 
Ist  zu  bedauern,  dass  die  Kammer  manelie  Anträge  ablehnte, 
welche  z«  B.  wegen  Verbesserung  der  Abfassung  der  Ent- 
scheidüngsgrfinde,  eine  bessere  Grundlage  gegeben  hätten»  Es 
ist  klar ,  dass  bei  einem  solchem  VerfsAiren  (aus  dem  franzö- 
sischen Rechte  nahm  man  das  Berufongsrecht  des  Staatan- 
walts auf  und  dass  der  Vortrag  eines  Richters  die  Verhand- 
lung cröffiiet),  viele  EUgen  laut  werden  *^),  welche  wegen  des 
ungenügenden  Bildes,  das  der  höhere  Richter  erhält,  und  we- 
gen der  Abneigung ,  neue  mündliche  Verhandlungen  zu  ge- 
statten, als  Beweise  gegen  die  Zweckmässigkeit  der  Berufung 


46)  Nach  dem  Geseixe  soll  eine  solche  Wiederbolnng  das  Gericht  nor 
dann  zulassen,  wenn  sich  wesentUehe,  nnd  durch  die  bisherigen 
Yerfaandlongen  nicht  zu  beseüigende  Bedenken  gegen  die  im  er- 
sten UrÜ^eile  enthahene  Feststellung  ergeben  oder  die  Wiederho- 
lung wegen  der  neuen  Beweise  nothwendig  erscheint. 

41)  Franti,  der  preoss.  Strafprozess  S.  244  etc. 

48)  Einen  belehrenden  Autelte  vomObsrtribnnalralhVoitasinOoltdam- 
mer  Areh«  IL  S.  <S2i. 
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ttberhaopt  geltend  gemacht  werden.  Die  Sadie  wird  nm  so 
bedenklicher,  als  die  Fassung  des  Oesetscs  immer  dem  Zwei- 
fel Raum  lässt,  ob  der  höhere  Richter,  ganz  in  die  Seele  des 
Vorigen  sich  versetzend,  nrtheilen,  oder  nach  seiner  fireien 
üeberzengnng  mit  Beibehaltung  des  bisherigen  Materials  das- 
selbe benutzen  und  prüfen  darf**).  Anerkannt  ist,  dass  da, 
wo  die  höhere  Instanz  findet,  dass  eigentlich  eine  hSrtere 
Strafe,  als  im  ersten  Urtheile  zu  erkennen  gewesen  wäre,  doch 
das  vorige  zu  bestätfgen  Üt^*). 

C)  Die  Berufung  nach  den  baierischen  (hannoverischen)*^) 

Gesetzen  ist  zwar  den  fhinzösischeli  im  Wesentlichen  nachge- 
bildet (daher  auch  der  Staatsanwalt  sie  ergreifen  kann ,  baier. 
Ges.  §.  329),  aber  mit  einer  besseren  Anordnung;  Vorschrif- 
ten, welche  wie  in  Preussen  die  freie  Auißissung  des  Oberge- 
richts besdirinken ,  finden  sieh  nicht.  Das  Recht  des  Vemr- 
theilten,  neue  Thatsachen  oder  Beweise  vorzubringen  oder  An- 
träge auf  wiederholte  Vernehmung  einzelner  Zeugen  zu  stel- 


49)  Ueber  die  VenchiedeDheik  der  Ansichten  in  Preussen,  gut  in 
Golidammer  Archiv  lY.  S.  31—46. 

49«)  Wo  aber  die  Joristisohe  Aoffassons  der  That  im  ersten  Urtheile 
irrig  war  und  sieb  ans  anderer  Aufllissang  Strafe  (aber  nicht 
höhere)  rechtfertigt,  erkennt  darauf  dak  Obergeriehi  GoHdammer 
Archiv  m.  S.  831. 

50)  Nach  Hannov.  St  P.  0.  §.  207  führt  Berufung  gegen  die  Urtheile 
der  Strafkammer  (di&  Slinlich  den  französischen  Zuchlpolizeige- 
richten  entscheidet)  von  Seite  des  Staatsanwalts  nnd  des  Beschul- 
digten Statt.  Die  Abänderung  des  Urtheils  kann  nur  zum  Vor- 
theil  des  Berufenden  eintreten.  Wie  'in  Frankreich  irird  (211) 
ein  BericbterMatter  ernannt ,  dessen  Vortrag  die  Sitzung  eröffnet 
Wenn  auch  zun&chst  aus  den  Akten  der  ersten  Instanz  Protokolle 
vorgelesen  werden ,  so  findet  doch  Vernehmung  des  Angeschul- 
digten Statt  Es  bedarf  einer  neuen  Vorladung  der  Zeugen  nicht 
mit  Kotfawendigkeit;  beide  Partelen  können  Zeugen  vorffihren.  — 
Nach  der  Staüsük  wurden  1853  von  den  Strafkammern  4914 
venuthölende  und  517  freisprecfaende  Urdieile  gefUlt,  759  Be- 
schuldigte ergriffen  Berufung,  welche  gegen  78  Personen  allein 
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len,  ist  anerkannt  (330)^0*  ^^^  Beschuldigte,  wenn  er  in 
Verhaft,  wird  znr  Verhandlung  gebracht ;  der  nicht  Verliaflete 
vorgeladen.  Das  Drtheil  kann  auf  Berufung  des  Verurtheil- 
ten  nicht  zu  seinem  Nachtheil  abgeändert  werden ,  und  wenn 
der  Staatsanwalt  Berufung  ergriff  ^ ,  kann  Abänderung  noch 
zum  Vorthelle  des  Angeschuldigten  erfolgen  (328)^). 

D)  Nach  dem  österreichischen. Gesesetibuche  (nach 
welchem  in  allen  Strafiallen  Staatsrichter  entscheiden »  hat  die 
Berufung  eine  weitere  Ausdehnung;  sie  findet  Statt,  nicht 
Mos  gegen  Urtheile  erster  Instanz  (österreichische  Stralproz.- 
Qrdn.  S9ft),  sondern  auch  gegen  die  der  zweiten  Instanz, 
wenn  darin  das  vorige  Urtheil  abgeändert  wurde  (301).  Da 
das  österreichische  Gesetzbuch  keinen  Cassationshof  und  be- 
sondere Nichtigkeitsbeschwerde  kennt  (s.  unten  {« 44),  so  hat 
die  Berufung,  welche  vom  Staatsanwälte  und  von  den  Yemr- 
theilten  ergriffen   werden  kann  (300),  auch   den  Ciiarakter, 


vom    Staatsanwalt  eingelegt  wurde.     Es   ergingen  430  besttti- 
gende  and  214  abändernde  Urtheile. 

51)  Mach  dem  baier.  Art  129  bat  derVerortheilte,  wenn  erZengen  ver^ 
langen  will»  die  nicht  auf  der  liste  des  Staatsanwalts  stehen,  sie 
dem  Pr&sidenten  anzuzeigen,  welcher,  wenn  der  Benifende  die 
Kosten  für  die  Zeagen  trAgt,  dem  Antrage  entspricht,  ausserdem 
dann,  wenn  ihm  die  Abhör  der  Zeagen  zor  bessern  Aofklirong 
för  nothwendi^  erseheint 

52)  Nach  Art.  325  des  bair.  Gesetzes  können ,  wenn  der  Scholdaos- 
sprach  nur  mit  Stimmenmehrheit  erging,  die  Richter,  welche  ge- 
gen den  Schnldaasspraeh  stimmten,  sich  der  Abstimmung  ent- 
halten und  ihre  Stimmen  werden,  wenn  sie  von  der  Befugniss 
Gebranch  machen,  demjenigen  beigezählt,  welche  dem  Ange- 
schuldigten am  gfinstigsten  sind« 

53)  Ab  Ergebniss  der  Berufungen  in  Baiem  lehrt  die  Sutislik,  dass 
1850  von  3530  Urtheilen  923  Berufungen,  1851  von  4013,  1072; 
1852  von  4264,  1174;  18**/ft4  von  4663  UrtheUen  1151  Berufon- 
gen  eingelegt  wurden.  Von  diesen  wurden  1850  65  aof  100 
bestätigt,  35  abgeändert,  1851  41,  1852  37,  18**/m  ,38  abge- 
ändert. 


641 

dass  durch  Me  Beschwerden  angehracht  werden  können,  wel- 
che in  andern  Ländern  nnr  dorch  die  Cassation  geheilt  wer- 
den M).  Die  Berafnng  ist  nach  dem  öateneichipchen  Gesetze 
noch  dadurch  wichtig,  dass  dem  höheren  Gerichte  ein  weiteres 
MUderungsrecht,  als  es  die  erste  Instanz  hat,  nnd  dem  höch- 
sten Gerichtshofe  noch  in  einem  höheren  Masse  beigelegt 
ist  ^y  Eine  Abänderung  des  Urtheils  znm  Nachtheile  des 
Angeklagten*  in  höherer  Instanz  ist  nicht  zulässig  m)*  Das 
Verfahren  der  höheren  Gerichte  ist  nur  schriftlich,  so  dass 
die  Richter  blos  auf  den  Grund  der  in  erster  Instanz  vorge- 
kommenen Verhandlungen  entscheiden  ^^),  wodurch  freilich 
den  Obergerichten  häaflg  die  Mittel  entzogen  sind  ^),  zu  ei- 
nem andern  Urtheile  zu  gelangen,  wenn  sie  selbst  durch 
mündliche  Verhandlungen,  durch  Vernehmung  von  Zeugen 
bessere  Erkenntnissquellen  erlangt  haben  würden  ^). 


54)  ▼.  Hye  leitende  Grandatze  S.  330. 

&5)  Nach  §.  305  kann  das  Oberlandesgericht  die  lebenslftngliche 
Kerkerstrafe  bis  auf  5,  die  von  5  bis  10  Jahren  auf  1  Jahr  her- 
abseUen ,  der  oberste  Gerichtshof  (311)  kann  die  Strafe  selbst 
dem  Grade  nach  mildem  (leider  Ist  In  Bezug  auf  Todesurtheile 
kein  MUdemngsreeht  anerkannt). 

56)  ▼.  Hye  S.  345. 

57)  V.  Hye  S.  35. 

58)  Diese  Einrichtung  wird  daher  (wohl  mit  Recht)  Tielfaeh  getadelt. 
Verfolgt  man  aber  den  Gang  der  Verhandlangen  in  der  Appel- 
lationsinstanz  im  lombardisch  -  venet  Königreich  (nnr  ans  diesem 
liegen  uns  mit  Tollst&ndiger  Anfzeiehnnng  gegründete  Mittheilun- 
gen  vor),  so  bemerkt  man,  dass  auch  in  der  beschrinkten  Welse 
die  Bemfong  wohltfaätig  wirkt  und  vielfach  abändernde  Urtheile 
veranlasst 

59)  Aach  das  neue  Gesetzb.  von  Hodena  (360—380)  fasst  die 
Bemfang  wie  In  Gestenreich  als  Mittel  auf  (es  kennt  keinen  Cas- 
sationshof),  sowohl  die  Nichtigkeit  als  die  Ungerechtigkeit  des 
Urtheils  geltend  zu  machen;  dem  Angeklagten  wird  selbst  von 
Amtswegen  ein  Yertheidiger  .gegeben  (366),  dem  Obergerichte 
wird  zuerst  das  vorige   Uithtil  mit  Motiven   voigeleeen,  wo* 

Mltttraaitr,   Btrafrtrndtffo.  41 
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E)  Nach  der  k.  sächBischen  St  P.  O.  ^)  ist  die 
Berulmig  dem  AngeUagten  mnfasfiend  eingerännit  (St.  P.  0. 
318  nicht  aber  dem  Staatsanwälte,  dem  nur  die  Nlditi^eits- 
beachwerde  suateht).  Das  Gesetz  sorgt  noch  (319),  dass  in 
höheren  StraSallen  dem  Angeklagten  ein  Vertheidiger  beige- 
ordnet wird.  Der  Angeklagte  ist  sicher,  dass  das  Urtheil 
nicht  an  seinem  Nachtheile  abgeändert  wird  (141).  In  Beavg 
anf  die  Verhandlung  und  Stellang  der  Obergerichte  folgt  das 
Ckseta  (wohl  snYiel,  jedoch  mit  entschiedenen  Vobesserongea) 
der  preossischen  Oesetagebnng;  daher  verlogt  Art  147,  dass 
das  Obergericht  an  die  thatsachliche  Feststellung  des  erst- 
richterlichen Urtheils  gebunden  ist  und  eine  Thatsache,  die 
darin  als  bewiesen  angenommen  ist,  nicht  für  unbewiesen  und 
umgekehrt  ansehen  darf,  es  wäre  denn,  dass  in  Betreff  dieser 
Thatsache  eine  anderweitige  Beweisauinahme  (deren  Znläasigkeit 
das  Gesetz  aber  von  der  Entscheidung  das  Gerichts  abhängig 
macht  *>)  Statt  gefunden  hätte;    auch  kann  das  Obergericht 


rauf  der  Staatsanwalt  die  Thatsache  and  aUe  Beweise  för  uns 
wieder  darstellt;  der  Vertheidiger  kann  dann  mfindlieh  sdne 
Vertheidigimg  vortragen  nnd  dabei  ans  den  Akten  die  Vorlesong 
dessen  was  ihm  nützlich  scheint  fordern. 

60)  Der  Entwarf  der  St  P.  0.  hatte  ans  den  (s.  oben  Note  6)  ge- 
wissenhaft  erwogenen  von  Hm.  Schwarze  vertheidigten  Gründen 
keine  Bemfong  zogelassen;  in  den  Ansschfissen  der  Kammern 
fand  dies  keine  Zostimmnng  nnd  so  vereinigten  sich  endlich  Be- 
gienmg  und  Kammern  zum  Satze,  im  Geselzb.  aufgenommenen 
Systeme,  wobei  man  durch  die  prenssisehen  Vorschriften  sich 
leiten  Hess.  Schwarze  Comment  IL  S.  143. 

61)  Nach  f.  340  kann  der  Angeklagte  neue  Thatsaehen  vorbringen, 
ood  zu  ihrer  Erhebung  Abhör  von  Zeugen  beantragen  oder  Be- 
nutzung anderer  Beweise  verfangen,  muss  aber  dann  die  That- 
sache eagebeui  zu  deren  Beweis  sie  dienen  sollen;  das  Oberge- 
richt eatsebc^ct  iber  die  Anträge ;  nach  {.  342  soll  die  neue 
BeweisanAiahme  nur  angeordnet  werden,  wenn  sieh  insbeson- 
dere in  Bezug  der  angezeigten  Neabeiten  erhebliche  Zweifel  ge- 
gen die  thatsichlithe  Fesistellaag  des  eaten  Urtheils  eigeben. 
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ans  der  thatsächlichen  Feststellung  des  ersten  Urtheils  andere 
Bchlnssfolgerangen  siehen,  insbesondere  in  Bezug  auf  Deber- 
fühmng  und  Richtung  des  strafbaren  Willens. 

§.  43. 

Wittel,   die  Abändernng  ergangener  Urthcile,    insbeson- 
dere   da   wo  Gessbworne   Wabrsprücbe   geben,     zu    be- 
wirken. 

Der  leitende  Grundsatz,  dass  Urtheile,  welche  auf  Wahr- 
sprüehe  der  Geschwomen  gegründet  sind,  als  unumstösslich 
erscheinen,  in  so  ferne  nicht  die  Nichtigkeitsbeschwerde  (44) 
oder  Wiederaufnahme  der  Untersuchung  (45)  begründet  wer- 
den kann,  dass  daher  die  Berufung  darüber  nicht  zulässig  ist, 
dass  die  Schnldfrage  unrichtig  entschieden  wurde,  rechtfertigt 
sich,  man  mag  die  Geschwomen  als  Richter  über  die  Schnld- 
frage betrachten  oder  dem  Institute  mehr  eine  politische  Be- 
deutung beilegen.  In  dem  zweiten  Falle  muss  der  Staat,  der 
einen  Angeschuldigten  strafrechtlich  verfolgt,  ebenso  wie  der 
Angeschuldigte  in  dem  Ausspruche  einer  so  grossen  Zahl  von 
unabhängigen  Mitbürgern,  gegen  welche  von  beiden  Seiten 
Rekusationen  Statt  fanden,  diesem  im  Namen  des  Vaterlandes 
gegebenen  Spruche  sich  unterwerfen,  weil  die  Geschwor- 
nen  ihre  Ueberzeugung  aussprachen  und  eine  Berufung  darauf, 
dass  auch  andere  Geschworne  noch  ihre  Ueberzeugung  über 
die  Schuld  aussprechen  sollten,  unziemlich  sein  würde  *). 
Betrachtet  man  aber  die  GescRwornen  als  Richter,  so  wird 
auch  hier  die  Annahme  der  Unumstösslichkeit  des  Wahrspnichs 
gerechtfertigt,  weil  Vertrauen  einflössende  Garantieen  durch 
die  ausgedehnten  Ablehnungsrechte  und  durch  die  grosse 
Stimmenzahl  gegeben  sind,  weil  dadurch,  dass  das  Gesetz  den 
Staatsrichtern  das  Recht  gab,  im  Falle  ihrer  Ueberzeugung 
von  dem  Irrthum  des  Schuldausspruchs  denselben  umzustos- 
sen,   eine  Bestärkung  der  Richtigkeit  des  Wahrspsuchs  gege- 


1)  Gat  Walüier  in  seinem  Werke,  die  Rechtsmittel  I.  S.  139  über 
manche  Gründe,  die  man  fast  Ittr  Unantastbarkeit  des  Wahr- 
•pmebs  angtebU 
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ben  ist,  da  die  Staatsrichter,  wenn  sie  von  der  Beftignias  kei- 
nen Oebrauch  machten,  den  Wahrsprnch  als  richtig  bestitt- 
gen.  Wollte  man  gegen  Wahrsprüche  Bemfung  an  andere 
Oeschworne  gestatten,  so  müsste  man  eine  grössere  Zahl  von 
Geschwornen  bemfen,  vor  denen  eine  neae  Verhandlong  vor- 
gehen müsste.  Mit  diesem  Grundsätze  der  UnumstössUchkeit 
sind  aber  Mittel  verträglich,  durch  welche  im  Falle  eines  er- 
gangenen Wahrspruchs  der  Schuld  der  Verurtheilte  densel- 
ben als  ungerecht  angreifen  oder  eine  Verschiebung  der  Voll- 
streckung bewirken  kann ,  oder  der  Staat  selbst  im  öifenülchen 
Interesse  für  Abhülfe  gegen  die  Nachtheile  des  ungerechten 
Wahrspruchs  sorgt.  Die  Anschauungsweise  über  dem  um- 
fang und  die  Art  dieser  Mittel  ist  in  den  Oesetsgebungen 
verschieden.  I.  Nach  der  englischen  und  amerikanischen  Ge- 
setzgebung und  Uebung  scheint  es,  dass  man  schon  früh  *) 
in  der  Begnadigung  ein  Mittel  fand,  das  Richter  und 
Volk  als  genügend  erkennen,  die  Wirkung  ungerechter  Wahr- 
sprüche abzuwenden;  vorzüglich  wird  dies  bei  Todesurtheilen 
bedeutend  *). 


2)  Nachweisungen  in  meinem  Werke,  das  eng^che  StraCveriahreii 
S.  523. 

3)  Wir  bedauern  hier  einen  auf  dem  FeiUande  nicht  genug  be- 
kannten Ucbelsland  Englands  zur  Sprache  bringen  zu  motsen. 
Wir  erfahren  aus  dem  Zeugnisse  des  UnterstaatsselLretftrs  Wad- 
dington (report  on  public  prosecntors  p.  165),  dass  häufig  der 
Minister  in  die  Lage  kommt,  weil  er  sich  überzeugt,  dass  unge- 
rechte Verurlheilung  vorlag  (vorzüglich  weil  es  an  Bütteln  fehlte, 
die  Vertheidigungszeugen  vorzubringen),  durch  völlige  Begnadi- 
gung nachzuhelfen.  Neuerlich  sind  schnell  nach  einander  Askham 
Eyre  Tennant  wegen  Nothzucht  in  Liverpool  und  Rushworth  und 
Boys  wegen  Raubs  verurtheilt,  begnadigt  worden,  weil  der  Mi- 
nister sich  von  der  Unschuld  fiberzeugte.  Die  Richter  selbst  hat- 
ten in  beiden  Fällen  grossen  Zweifel  an  der  Schuld  geäussert. 
Corrignan  wurde  1855  wegen  Mordes  zum  Tode  verurtheilt,  aber 
in  die  Irrenanstalt  gebracht,  weil  man  sich  fiberzeugte,  dan  er 
zur  Zeil  der  That  insane  war  (Jonmal  of  psyehological  mede- 
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A.  Ein  Rechtsmittel,  welches  der  Schuldigbefundene  zur 
Abwendung  des  Strafürtheils  geltend  machen  kann,  ist  der 
Antrag  auf  Aussetzung  des  Urtheils  (arrest  of  judgment)  ^). 
Dieser  Antrag  wird  gestellt,  wenn  der  Wahrsprnch  der  Schuld 
ergangen  ist,  ehe  der  Richter  das  Strafurtheil  fallt.  Nur  in 
einem  Verfahren ,  in  welchem  der  Angeklagte  gegenwärtig 
war,  kann  der  Antrag  gestellt  werden  und  zwar  mit  dem 
Zwecke  den  Ausspruch  des  Strafurtheils  zu  hindern,  weil  ein 
Mangel  nachgewiesen  wird,  dessen  Dasein  entweder  in  Bezug  auf 
die  gestellte  Anklage  (indictment)  oder  in  Ansehung  des  Be- 
weises  oder  des  Verfahrens  insbesondere  auch  des  Benehmens 
der  Jury  oder  in  dem  Wahrspruch  einen  Irrthum  oder  Unregel- 
mässigkeit so  begründet,  dass  eine  ungenügende  Grundli^e 
des  Urtheils  vorhanden  sein  würde  ^).  Die  Bedingung  der 
Znlässigkeit  des  Antrags  ist,  dass  der  Mangel  aus  dem  Pro- 
tokoll (record)  nachzuweisen  ist.  Ein  Hauptstreit  ist,  ob  der 
Antrag  zulässig  ist,  wenn  die  Anklage  auf  verschiedene  An- 
Bchuldigungspunkte  ging  und  der  Wahrspruch  in  Bezug  auf 
einige  regelmässig  bei  Andern  fehlerhaft  war  und  ob  die  Richter 


eine  by  Winslow  April  1856  p.LVIl.^  Es  ergiebt  lich,  dau  oft 
lange  nene  Verbandlongen ,  Gutachten  von  Aerzten,  Zeugenver* 
nebmnngen  vom  Minister  veranlasst  werden,  der  über  den  Fall 
mit  dem  Vorsitzenden  Richter  correspondirL  Hier  ist  Alles  ein* 
seitig,  heirolich  und  willkQrlich.  Wadington  selbst  erkennt  die 
Unregelmfissigkeit  an.  Wie  wenig  dies  Verfahren  genügt,  zeigt 
der  Fall  von  Baranelli  (Friedreich  Blätter  für  gerichtliche  An- 
thropologie 1866).  Von  denen  im  Jahre  1854  zam  Tode  ver- 
nriheilten  49  worden  5  hingerichtet. 

4)  Nachweisangen  in  meinem  Werke  S.  578  nnd  gnt  Wbarton  trea- 
tise  on  tbe  eriminal  law  of  thc  united  states  p.  975.  In  Amerika 
ist  durch  Statute  besser  als  in  England  die  Lehre  geordnet  und 
in  der  Reebtsflbung  der  Gebrauch  begünstigt. 

5)  Z.  B.  wenn  statt  12Geschwomen  13  urtheilen,  oder  das  Verfah« 
ren  auf  Punkte  die  nicht  in  der  Anklage  aufgestellt  waren ,  aus- 
gedehnt worden,  oder  der  Wahrsprucb  die  Anklage  überschreitet 
oder  widersprechend  bt 
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befugt  sind,  auf  den  Grund  der  als  regelmässig  anzunehmen- 
den Punkte  ein  ürtheiL  zu  fällen  *)• 

B.  Eine  Art  Rechtsmittel,  das  einen  Wahrspruch  der 
Schuld  unwirksam  machen  kann,  ist  durch  die  Einrichtung 
gegeben,  nach  welcher  der  Richter,  wenn  er  überzeugt  ist, 
dass  die  Entscheidung  eines  Rechtspunkts,  auf  welchen  die 
Jury  ihren  Wahrspruch  baute ,  dem  Gesetze  nicht  entspricht, 
oder  wenn  er  wenigstens  Zweifel  darüber  hat,  sein  Urtheil 
aussetzt,  um  die  Entscheidung  der  Rechtsfrage  an  den  seit 
1848  bestehenden  Gerichtshof  (court  of  appeal)  zu  bringen  7) 
und  zwar  wenn  eine  Frage,  welche  die  Zulässigkeit  des  Mit- 
tels der  evidence  betrifft,  unrichtig  entschieden  scheint  ®)  oder 
wenn  der  Richter  bezweifelt,  ob  die  Handlung  des  Ange- 
schuldigten, wegen  welcher  die  Jury  ihn  des  Verbrechens 
schuldig  fand,  gesetzlich  dies  Verbrechen  begründet,  oder  auch 
wenn  die  Motion  of  arrest  mit  einer  zweifelhaften  Rechtsfrage 
zusammenhängt  ^).  In  Fällen  dieser  Art  wird  die  Entschei- 
dung in  den  aus  5  Richtern  des  obersten  Gerichts  bestehen- 
den court  of  appeal  (oft  an  alle  15  Richter,  wenn  die  5  nicht 
einig  werden,  oder  der  Fall  sehr  schwierig  ist)  zu  dem  Zwecke 
gebracht,  dass  dort  ölTentlich  über  die  einschlägige  Rechts- 
frage von  den  Anvi  alten  verhandelt  und  von  den  Richtern 
entschieden  wird;  ist  die  Rechtsfrage  von  dem  Gerichte  in 
einem  andern  Sinne  als  die  Jury  es  that  entschieden,  so  wird 
die  Verurtheilung  aufgehoben. 


6)  Darüber  war  im  engl  Oberhause  eine  grosse  Verhandlang,  wo 
die  Stimmen  der  Richter  getheilt  waren.   Wharton  p.  976. 

7)  NachweisuDgen  in  meinem  Werke  S.  535. 

8)  Z.  B.  in  dem  Falle,  in  welchem  der  Haoptzeuge  ein  Seelenge- 
störter  war,  der  über  die  vom  Inspektor  des  Irrenhauses  an  ei- 
nem Irren  verüble  Misshandlung  aussagte,  und  der  Richter  die 
Frage:  ob  auf  das  Zcugniss  eines  Geisleskranken  gebaut  werden 
könne,  an  den  court  of  appeal  bringen  wollte.  Verhandlung 
darüber  im  Criminal  Archiv  1853  S.  460. 

9)  Z.  B.  als  die  Frage  vorkam,  ob  am  Gas  Diebstahl  verübt  werden 
könne.  (Tknes  v.  6.  Juni  1853.) 
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G.  Das  wichtigste  Rechtsmittel  ist  das  Gesuch  um  An- 
ordnung eines  neuen  Verfahrens  (new  trial).  Nach  dem  eng- 
lischen Rechte  kann  ein  solches  hei  den  schweren  Verhre- 
chen  (felonies  and  treason)  nicht,  wohl  aher  hei  der  misde- 
meanors  (dem  mit  geringeren  Strafen  hedrohten)  zugelassen 
werden  >*)•  Das  Mittel  wird  hei  den  Misdemeanors  mit  grosser 
Begünstigung  gestattet  i^),  wenn  nur  irgend  nachgewiesen  ist, 
dass  die  Bewilligung  des  neuen  Verfahrens  für  den  Zwedc 
der  Gerechtigkeit  wesentlich  sein  kann,  1)  ^wenn  der  Gerichts- 
hof auf  irrige  ungeeignete  Weise  die  Verhandlung  oder  die 
Berathung  der  Jury  leitete  '^),  2)  wenn  in  der  Zulassung  oder 
Verwerfung  der  Beweise  Gesetzwidrigkeiten  vorkamen  und 
dies  auf  den  Wahrspruch  Einfluss  hahen  konnte  ^*) ,  3)  wenn 
der  Wahrspruch  auf  gesetzwidrige  Weise  zu  Stande  kam  und 
die  Jury  gegen  die  vom  Gerichte  gegebene  Anweisung  über 
das  Gesetz  entschied  ^^),  4)  wenn  der  Wahrspruch  dem  vor- 
liegenden Beweise  widerspricht  i^),   5)  wenn   das  Benehmen 


10)  lieber  den  Grund,  ans  welchem  diese  unzweckmätsige  Unter- 
scheidung entstand ,  s.  mein  Werk  S.  524 ,  s.  noch  Forsyth  trial 
by  Jury  p.  233. 

11)  In  dem  Falle  von  AchilU  gegen  Newman  (wegen  Pressvergebens) 
wurde  die  motion  of  new  trial  zu  spät  angebracht;  allein  die 
Ansicht  von  Lord  Campbel,  dast  es  nie  zu  spät  sei,  Ungerech- 
tigkeiten nachzuweisen,  siegte  und  das  new  trial  wurde  zuge- 
lassen. 

12)  Es  wird  dies  mit  misdirection  bezeichnet,  z.  B.  wenn  der  Vor- 
sitzende in  der  Charge  irreleitende  Anweisungen  gab.  Wharton 
p.  994. 

13)  Z.  B.  wenn  ein  wichtiger  Yertbeidigungszeuge  nicht  zugelassen 
oder  ein  gesetzwidrig  aufgenommenes  Geständniss  vorgelesen 
wurde. 

14)  Z.  B.  wenn  der  Grundsalz  non  bis  in  idem  verletzt  war.  Whar- 
ton P..999. 

15)  Da  der  Jury  die  Abwägung  der  Beweise  lusteht,  so  wird  hier 
freilich  selten  ein  new  trial  gegeben. 
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der  Jury  ein  unregelmässiges  war  '*),  6)  wenn  der  Anklager 
gesetzwidrig  auf  die  Jury  zu  wirken  suchte  >''),  7)  wenn  neue 
Beweise  vorgebracht  werden  können,  und  zwar,  wenn  sich  der 
Angeklagte  sie  nicht  leicht  früher  verscluiffen  konnte,  und 
der  Beweis  für  sich  allein  oder  in  Verbindung  mit  den  früher 
vorgebrachten  geeignet  ist,  die  Ungerechtigkeit  des  ergange- 
nen Wahrspruchs  zu  zeigen  ^^).  Das  new  trial  wird  nur  ge- 
geben, um  einen  Wahrspruch  der  Schuld  umzustossen  ^), 
Während  in  England  engherzig  nur  in  Fällen  der  misdemea- 
nors  new  trial  gegeben  worden,  hat  in  Nordameriha  ^)  die 
letztere  Ansicht  allmälig  gesiegt,  dass  noch  bei  den  schwer- 
sten Verbrechen  dies  Mittel  (aus  den  oben  bemerkten  6rün<- 
den)  zulässig  sei.  Jedes  Gesuch  wird  von  dem  Gericht,  wel- 
ches entschied  geprüft  und  wenn  new  trial  abgeschlagen  wird, 
kann  das  höhere  Gericht  dlarüber  entscheiden. 

D.  Ein  Mittel,  wodurch  ein  der  Cassation  des  fran- 
zösischen Rechts  ähnliche  Einrichtung  gegeben  werden  soll, 
liegt  in  dem  nvrit  of  error.  Hervorgegangen  aus  der  Macht 
des  Parlaments,  das  eine  Gerichtsbarkeit  wie  die  alte  anla 
Regis  behauptete  und  an  dem  Grundsatze  festhielt,  dass  je- 
des Unrecht,   also  auch  das  von  einem  Gerichte  verübte  zur 


16)  Z.  B.  bei  gesetzwidriger  Entfeimmg  eines  Geschwomen.  Whar- 
ton  p.  1009. 

17)  Z.  B.  durch  anxnlftMige  Mitlbeüang  von  Schriften,  Tftuschnngen 
der  Jory. 

18)  Wbarton  p.  1027. 

19)  Es  kommen  zwar  in  England  aoch  Fälle  des  new  trial  vor,  um 
Lossprechang  nrnzustossen,  aber  selten  und  nur  in  geringen  Straf- 
fallen.  Wharton  p.  983. 

20)  Es  gab  zwar  Juristen,  z.  B.  selbst  Story,  weiehe  an  die  engli- 
scbe  Ansicht  ab  die  des  common  law  sich  hallen  wollten;  allein 
Wharton  p.  983  n.  999  fährt  zahlreiche  F&lle  in  denen  das  new 
trial  aoch  bei  felonies  bewilligt  wurde ,  s.  noch  revised  Statutes 
of  Connecüent  v.  1849  p.  261  revised  stalates  of  Indiana  1853. 
p.  380,  aber  die  amerik.  Praxis  Bonvier  law  dietionary'  voL  ü. 
p.  22Z 
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KenntnlBB  cmn  Behufe  der  Abhülfe  an  das  Oberhaus  gebracht 
werden  könne  ^0>  besteht  das  Mittel  darin,  dass  ein  Veror- 
thellter,  welcher  dorch  ein  ungerechtes  Urtheil  beschwert  zu 
sein  behauptet,  sich  an  das  Oberhans  wendet  und  durph  einen 
writ  of  error  die  Prüfung  der  Beschwerde  und  die  Vernich- 
tung des  ergangenen.  Urtheüs  zu  bewirken.  Dies  Mittel  kann 
gegründet  werden,  1)  auf  die  Nachweisung,  dass  ein  wesent- 
licher Bestandthell  oder  Förmlichkeit  in  dem  Verfahren^)  oder 
in  der  Urtheilsföllung,  oder  2)  dass  das  Gesetz  verletzt  wurde, 
entweder  weil  ein  irriger  Rechtssatz  zum  Grunde  gelegt  oder 
eine  Strafe  ausgesprochen  wurde,  während  die  Handlung  ge- 
setzlich nicht  strafbar  oder  die  erkaijnte  Strafe  nicht  gesetz- 
lich ist.  —  Der  writ  of  error  of  error  kann  nur  mit  Zustim- 
mung der  Krone ,  daher  mit  der  Erlaubniss  des  attomey  ge- 
neral  eingebracht  werden  '*).  Ist  das  Gesuch  zugelassen,  so 
kömmt  die  Sache  zur  Verhandlung  bei  dem  Oberhause ,-  in 
welchem  der  Anwalt  des  Verurtfaeiltcn  das  Urtheil  angreift 
und  der  Kronanwalt  es  yertheidigt  ^^),  Grundsatz  ist,  dass  an 
der  Entscheidung  nur  die  Law  lords  d.  h.  die  hohe  gericht- 
liche Würden  bekleiden,  daher  die  nöthige  Kenntniss  von  den 
Gesetzen  haben,  abstimmen.  Das  Oberhaus  fordert  die  15 
Richter  zum  Gutachten  über  die  vorliegende  Rechtsfrage  auf; 
diese  Richter  geben    persönlich   mit  Gründen  ihre    Gutach- 


21)  Nachwetsiiiigen  in  meinem  Werke  S.  533,  besonders  Anfs.  in 
law  magazine  XIII.  p.  1  —  31  und  Homersham  Cox  the  british 
Commonwealth  Commentary  London  1854  p.  269. 

22)  Z.  B.  in  einem  neueren  Falle  in  Dublin,  wo  nachdem  von  den 
Geschwomen  Einer  lirank  wnrde  nnd  ein  Ergänzungsgeschwor- 
ner  beigezogen  war ,  dem  Angelüagien  nicht  möglich  gemacht 
wnrde,  gegen  diesen  Rekusation  vorzubringen. 

23)  Dies  zeigte  sich  in  dem  in  Note  22  angefahrten  Dublinerfalle  als 
geffthrlich,  indem  der  attomey  generai  dem  Vertheidiger  die 
Anbringung  eines  writ  of  error  verweigerte,  worüber  später  eine 
Verhandlong  im  Parlamente  sich  erhob. 

24)  NachweisoDgen  in  meinem  Werlie  8.  534. 
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ten  «&)  (häufig  ist  hier  eine  Mehrheit  und  Bünderheit) ,  sie 
sind  aher  nur  die  Rathgeber  des  Oberhauses,  dessen  Mitglie- 
der dann  (nicht  selten  der  Minderheit  zastimmend)  nach  Ver- 
handlung der  Sache  nach  Stimmenmehrheit  entscheiden,  ob 
das  vorige  Urtheil  wegen  des  Irrthums  aufgehoben  oder  das 
Gesuch  abgeschlagen  werden  soll;  das  Oberhaus  kann  nach 
einem  neuen  Gesetze  selbst  das  in  der  Sache  zu  fallende  Ur- 
theil aussprechen  ^)* 

Weit  besser  ist  das  Verhältniss  in  Nordamerika  durch 
Gesetze  der  einzelnen  Staaten  geordnet  ^'').  Hier  hängt  die 
Bewilligung  des  writ  of  error  nicht  von  einem  politischen 
Körper,  wie  in  England,  sondern  von  dem  obersten  Gerichte 
ab,  an  welches  sich  der  Beschwerte  wendet.  Da  die  ameri- 
kanischen Gesetze  das  new  trial  auch  bei  schweren  Verbre- 
chen ziemlich  ausgedehnt  bewilligen,  so  bedarf  es  weniger 
des  "Mittels  des  writ  of  error.  Vorzüglich  wird  dies  Mittel  in 
Fällen,  wo  Todesstrafe  erkannt  ist,  leicht  gewährt,  um  durch 
wiederholte  Prüfung  jedem  möglichen  Zweifel  an  der  Gerech- 
tigkeit des  Urtheils  zu  beseitigen.  Das  Ermessen  des  ober- 
sten Gerichts  dabei  ist  frei,  das  Mittel  wird  gegeben,  wenn 
manifest  and  material  error  nachgewiesen  wird  ^).  Der  Ge- 
richtshof kann,  wenn  er  den  Irrthum  als  begründet  findet,  die 
Sache  an  das  vorige  Gericht  zurückweisen,  oder  selbst  das 
Urtheil  in  der  Sache  fällen  ^^),    In  manchen  Staaten  ist  der 


25)  Diese  Gutachtea  geben  oft  wiefatige  precedenU,  woranf  man  sich 
(wie  auf  Rechtsspräcbe  des  Cassationshofs)  benifl 

26)  Eine  belehrende  Verhandlung  über  den  Fall  von  0*rBrien  hat 
Mühry  geliefert  im  Gerichtssaal  1849.  U.  S.  539. 

27)  Nachweisungen  in  meinem  Strafverfahren  IL  S.  646  und  in  mei- 
nem Werke  das  engl.  Slrafverf.  S.  545,  vorzüglich  über  den 
Einfluss  des  Code  von  Livingston. 

28)  So  drückt  sich  aus  das  Gesetzbuch  von  Connecücnt  revised  Sta- 
tutes v.  1849  p.  261,  8.  noch  Statutes  of  Ohio  by  Swan  Cmcinali 
1854  p.  262.  729  dies  Gesetz  fordart  nur  good  canse  shown. 

29)  Gesetz  von  Massachusetts  vom  3(X  April  1851. 
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writ    of    error  aufgehoben   und  an   die  Stelle    der  Berufung 
(appeal)  an  das  oberste  Gericht  gesetzt  ^o). 

Die  bisherige  Nachweisung  mag  zeigen,  dass  in  England 
die  Lehre  von  den  Rechtsmitteln  höchst  mangelhaft  geordnet 
ist.  Wenn  man  auch  zogeben  muss,  dass  durch  die  Begna- 
digung in  der  weiten  Ausdehnung  (§.  43,  Note  3)  ungerechte 
Verurtheilungen  in  der  Regel  abgewendet  und  die  Irrthümer 
geheilt  werden,  so  kann  dies  nicht  einen  geordneten  Rechts- 
zustand, der  in  dieser  Lehre  herrschen  muss,  entbehrlich  ma- 
chen. An  einem  solchen  aber  fehlt  es;  dies  ergiebt  sich 
daraus,  dass  die  1848  zwar  geordnete  Befugnies  des  Richters, 
dasUrtheil  aufzuschieben  und  die  zum  Grunde  liegende  Rechts- 
fragen an  dem  court  of  appeal  zu  bringen,  nicht  genügt^  weil 
diese  Massregel  nicht  auf  Antrag  des  Angeklagten,  sondern 
nur  von  Amtswegen  durch  den  Ricliter ,  also  nur  wenn  er  es 
nöthig  findet,  angewendet  wird.  Das  new  trial  wird  aber  bei 
den  felonies,  also  wo  die  schwersten  Strafen  erkannt  werden, 
nicht  gestattet,  und  oft  überhaupt  erschwert.  Das  Writ  of  error, 
wenn  auch  die  Mitglieder  des  Oberhauses  und  die  begutach- 
tenden Richter  noch  so  ehrenwerth  und  kenntnissreich  sind 
gelangt  nicht  an  ein  eigentliches  Gericht,  sondern  an  eine 
politische  Körperschaft,  die  nicht  durch  feste  Regeln  gebun- 
den ist,  und  wo  es  vom  Kronanwalt  abhängt,  ob  er  die  Ba- 
che an  das  Oberhaus  gelangen  lassen  will.  —  Auf  diese 
Art  ist  es  begreiflich,  dass  immer  häufiger  In  England  die 
Nothwendigkeit  einer  Berufung  an  ein  new  court  of  appeal  gel- 
tend gemacht  wird  3*)*    Ebenso  werden  wiederholte  Anträge 


30)  Z.  B.  in  Revised  Statutes  of  Indiana  v.  1852,  p.  381. 

31)  Nachweisungen  über  die  Schrift  bis  1850  in  meinem  Werke  S. 
527.  Im  Jahr  1853  hatte  Butt  eine  Bill  deswegen  eingebracht 
und  vorgeschlagen,  dass  über  die  Verhandlung  in  erster  Inslanz 
ein  genaues  Protokoll  abgehalten  werde.  (Die  Bill  ist  abgedruckt 
in  legal  observer.  März  1853,  p.  371.)  Die  Verhandlung  (Times 
V.  2.  Juni  1853)  ist  nicht  gründlich.  Lord  Palmerston  war  ge- 
gen die  Bill ,  weil  Alles  auf  rasche  Bestrafung  ankomme.  Die 
Zeugnisse  in  den  Verhandlungen  (Juni  1856)  gegen  die  neue  Bill 
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darauf  gestellt,  das  now  trial  auch  bei  Wahrsprücfaen  wegen 
felonies  zuzulassen ,  freOich  erfolglos  ^) ,  allein  die  Grfisde 
gegen  die  Ausdehnung  des  new  trial  sind  sehr  unbefriedi- 
gend und  erklären  sich  aus  der  englischen  Zähigkeit  desFest» 
haltens  am  Alten,  und  aus  der  Furcht  yor  Neuerungen,  be- 
sonders aus  dem  an  sich  achtungswerthen ,  aber  in  der  Ent- 
artung gefährlichen  Streben  möglichst  wenig  Zeit  anzuwen- 
den, daher  auch  aus  der  Furcht,  dass  zu  oft  ohne  Grund  die 
Befugniss  missbraucht  und  die  rasche  Bestrafung  gehindert 
würde  •*). 

II.  Das  französische  und  deutsche  System  beruht  da- 
gegen auf  einem ,  durch  Gesetze  geordneten ,  auf  die  Anwen- 
dung durch  Vertrauen  erweckende  Gerichte  berechneten  Recfats- 
zustande ,  nach  welchem  die  Interessen  der  Angeklagten  mit 
denen  der  bürgerlichen  Gesellschaft  inEioJdang  gebracht  wer- 
den sollen.  Die  Mittel  hiezn  sind :  1)  die  Nichtigkeitsbeschwerde 
($.  44);  2)  die  Wiederaufnahme  der  Untersuchung  ($.  45). 

i.   44. 

Das    Reehtsmiltel   der   Nichtigkeitsbesehwerde. 

Die  in  den  neuen  Gesetzgebungen  yorkommende  Nich- 
tigkeitsbeschwerde ist  nur  eine  Nachbildung  des  in  der  firan- 
zösischen  Gesetzgebung  eingeführten  Mittels  der  Cassation. 
I.  Hervorgegangen  aus  Einrichtungen!  welche  schon  yor  der 
Revolution  yorkamen,  hängt  dies  Mittel  in  Frankreich  <)  mit  der 


wegen  Gerichtsbarkeit  des  Oberhauses  zeigten,  dass  die  ganze 
Grundlage  nicht  gnt  ist. 

32)  Naehweisongen  über  die  Grande  für  and  wider  in  meinem  Werke 
8.  540. 

33)  FoTsyth  hislory  of  the  trial  p.  236  halt  auch  die  Gestattong  des 
new  trial  z.  B.  bei  Todesnrtheilen  ffir  bedenklich,  allein  erwfinsebt 
doch,  dass  ein  neues  trial  da  bewilligt  werde,  wo  der  Richter 
bezeugt,  dass  er  mit  dem  Wahrspracb  der  Schuld  nicht  einver- 
standen sei. 

1)  Naehweisongen  in  meinem  Strafverfahren  L  Tbl.  S.  209  etc.  fl. 
8.  646  und  dazu  eine  sehr  gute  Darstellung  von  Delangie  in 
Eneyelopedie  de  droit  por  Sebire  Vol.  VH  p.  226—380.    Morin 
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Einrichiang  eines  eigenen  CasBationshofs  zuaanunen,  welcher 
an  der  Spitse  der  Gerichtsyofassong  stehend,  nicht  als  ein  Ge- 
richt höherer  Instans  zu  betrachten  ist,  nicht  in  der  Hauptsache 
selbst  erkennt,  nur  als  cour  regulatrice  erscheint  und  bestimmt 
ist  diese  Einheit  in  der  Rechtsprechung  zu  begründen,  überall, 
wo  die  Gerichte  von  der  Beobachtung  der  Gesetze  sich  ent- 
fernen, die  Nachtheile  einer  solchen  Gesetzesverletzung  abzu- 
wenden, indem  die  gesetzwidrige  Entscheidung  vernichtet  und 
der  wahre  Sinn  des  Gesetzes  als  Leitstern  für  die  Gerichte 
ausgesprochen  wird.    Eine  Abtheilung  dieses  Gerichts  ist  die 
in  Strafjsachen  entscheidende.    Für  das  Strafverfahren  ist  ihre 
Bedeutung  die,  dass  nachdem  wegen  der  unendlichen  Vielge- 
staltigkeit  der  Fälle  die  Gesetzgebung  voraus  nicht  durch  eine 
Hasse  von  Einzelnbestimmungen   über  die  zu  beobachtenden 
Förmlichkeiten  entscheiden  kann,  auf  eingelegte  Cassation  der 
Cassationshof  entscheidet,  ob  wegen  behaupteter  Verletzung  der 
Formvorschrift  ein  Urtheil  nichtig  ist,  und  in  welchem  Sinne 
solche  Vorschriften  einzuwenden  sind.    Die  Gründe,  aus  wel- 
cher in  Strafsachen  Cassation  nachgesecht  werden  kann,   sind 
A)  Unzustftndigkeit  des  Gerichts,  B)  Ueberschreitung  der  Ge- 
walt (ezces  de  pouvoir).  C)  Verletzung  der  Nichtbeobachtung 
von  Formvorschriften.     D)  Verletzung,    falsche   Anwendung 
oder  falsche  Auslegung  eines  Gesetzes«    In  Bezug  auf  den 
ersten  Grund   ergiebt  sich  aus  der  Vergleichung  der  Rechts- 
sprüche ^)   der  Widerstreit  der  Ansichten,    je  nachdem   der 
Hof  an  dem  (gewiss  richtigen)  Grundsätze  festhält ,  dass  die 
Zuständigkeit  in  Strafsachen   das  öffentliche  Interesse  betrifft 
und  das  Schweigen  des  Angeklagten  im  früheren  Abschnitte 
des  Verfahrens  ein  Urtheil  nicht  heilen  kann,  das  auf  Thätig- 
keit   unzuständiger  Gerichte  gebaut  ist,    oder   ob  durch  das 
Schweigen  des  Angeklagten,  während  dieser  die  Unzuständig- 
keit hätte  früher  geltend  machen  können,  die  Unzuständigkeit 


repertoire  du  droit  criminel  VoL  I.  p.  345.    Friedreieh,  der  franz. 
Catsationihof.    Mfinchen  185X    Walther,  RechUmitiel  IL  p.  47. 
2)  Am  betten  Moria  im  Joaroal  da  droit  criminel  1848,  p.  8*12. 
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als  geheilt  betrachtet ').  Die  Aufstelliing  des  zweiten  Gmii- 
des  der  Cassation  (B)  hatte  nrsprüngUeh  eine  politische  Be- 
deutung, indem  man  den  Anmaasnngen  der  Grerichte  entge- 
genwirken wollte^).  Die  Unbestimmtheit  des  Grandes  wmde 
selbst  von  den  Redaktoren  des  Code  v.  1808  anericannt^),  den- 
noch ging  er  in  dem  Code  (441,  42)  über,  so  dass  nnter  der 
Behauptung  eines  exces  de  pouvoir  *)  der  Generalprokurator 
(jedoch  nur  nach  vorgängiger  Zustimmung  des  Ministeriums) 
im  Interesse  des  Gesetzes  Nichtigkeit  in  mehreren  Fällen  gel- 
tend machen  kann^.  Am  häufigsten  wird  die  Verletzung 
einer  FormTorschrift  oder  eine  Unregelmässigkeit  des  Verfah- 
rens ein  Nichtigkeitsgmnd ;  allein  der  Gesetzgeber  bemerkte 
hier  bald  die  Gefahr,  dass  unter  diesem  Vorwande  so  leicht 
wegen  irgend  einer  Formverletzung  ein  Rechtsspruch  yemich- 
tet  werden  könne,  dass  Verzögerung  und  Vermehrung  der  Kosten 
herbeigeHihrt  und  die  Straflosigkeit  Schuldiger  begünstigt  wer- 
den könne,  und  kam  so  zu  dem  Systeme,  dass  Nichtigkeit  da 
eintreten  sollte,  wenn  eine  unter  Strafe  der  Nichtigkeit  vorge- 
schriebene Form  verletzt  würde ,  wo  aber  bald  die  Erfahrung 
lehrte*),  dass  während  das  Gesetz  yor  1808  in  zuvielen Fällen 
die  Nichtigkeit  gedroht  hatte,  der  Code  es  in  zu  wenigen  that. 


3)  Verschiedenheit  der  Ansichten  in  Carnot  instractioncrim.  zuArL408. 
Legraverend  II.  p.  427.     Mangin  de  Tinslraction  ecrile  11.   Nr.  222, 

4)  In  diesem  Sinne  kommt  der  Grund  in  der  Verfassung  von  1791, 
Art  27  vor.    Delangle  in  der  Encyclopedie  p.  271. 

5)  Trebntien  IL  p.  537. 

6)  Die  Unbestimmtheit  des  Ausdrucks  wird  in  Frankreich  selbst  be- 
klagt Delangle  p.  272.  Henrion  de  Pansey  de  l'aulorite  ju- 
dic.  chap.  33. 

7)  Aof  ein  Prinzip  sind  sie  nicht  zurücluafahren.  Man  rechnet  da- 
hin den  Fall,  wo  das  Gericht  den  Staatsanwalt  einen  Auftrag 
gab ,  ihn  zur  Ordnung  rief,  die  Rechtskraft  eines  Urtheils  auch 
auf  einen  andern  Fall  ausdehen  will.  Trebutien  II.  p.  538.  De- 
langle p.  274  etc. 

8)  Gut  Morin  repertoire  II.  p.  435.  Delangle  1.  c.  p.  300.  Weitete 
Nachweisungen  in  meinem  Strafverfahren  I.  S.  229. 
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80  dass  der  Cassationshof  genöthigt  wurde  (zwar  scheinbar 
gegen  Art.  408  Code) ,  die  Nichtigkeit  auch  da  anzunehmen, 
wo  eine  formalit^  substantielle  verletzt  war  ^)  und  zwar  mit 
der  Richtung,  dass  als  solche  Formalität  diejenige  erkannt 
wurde,  deren  Nichtbeobachtnng  die  Vertheidigung  gefährden 
könnte  !<*)«  Ueberall,  wo  das  Gesuch  auf  angebliche  Verletzung 
einer  Förmlichkeit  oder  auf  Beschränkung  der  Richter  in  Fäl- 
len gegründet  wird,  in  welchen  nur  die  diskretionäre  Gewalt  des 
Vorsitzenden  zu  entscheiden  hat,  tritt  keine  Vernichtung  ein  ^^^). 
Im  Zusammenhange  mit  dem  obigen  Grunde  steht  die  Nichtigkeit 
aus  dem  Grunde,  weil  das  Gericht  unterlassen  oder  sich  geweigert 
hat,  über  einen  Antrag  des  Staatsanwalts  oder  eine  Forderung 
des  Angeklagten ,  die  sich  auf  die  Ausübung  eines  gesetzlich 
eingeräumten  Rechts  bezieht,  zu  erkennen  (Code  408) '')*  Un- 
ter dem  oben  (O)  bemerkten  vierten  Grunde  wird  begriffen 
a)  die  ausdrückliche  (expresse)  Verletzung  eines  Gesetzes  >^), 
wobei  das  Wort:  ezpresse  wegen  seiner  Vieldeutigkeit  viele 
Streitigkeiten  erzeugte,  um  so  mehr,  als  die  Grundsätze  des 
obersten  Gerichtes  über  die  Zulässigkeit  der   Analogie  und 


9)  Anerkannt  z.  B.  in  Rechtssprüchen  vom  10.  April  1845  (Joamal 
du  droit  crim.  1845.  p.  256). 

10)  Trebuüen  p.  539.    Moria  repertoire  Vol.  IL  p.  434. 

10a)  Rechtssprüche  im  Geriehtssaal  1850,  8.  487.  Neaerltch  hat  der 
Cassationshof  in  dem  Falle,  in  welchem  der  Assisenprftsident  dnrch 
den  Telegraphen  Depeschen  ans  Rom  kommen  und  vorlesen  Hess, 
ohne  dass  der  Angeklagte  sich  vertheidigen  konnte,  durch  Rechts- 
spruch V.  19.  Mal  1855  entschieden,  dass  keine  Nichtigkeit  da 
sei,  weil  der  Präsident  seine  diskretionäre  Gewalt  ausgeübt  habe. 

11)  Nach  der  Reehtsübung  wird  aber  die  Nichtigkeit  nur.  anerkannt, 
wenn  das  Gericht  gar  nicht  über  den  Antrag  erkannte  (ob  die  Ent- 
scheidung gut  war,  ist  gleichgültig),  und  nur  wenn  der  Antrag 
auf  eine,  ausdrücklich  im  Gesetz  gegebene  Befngniss  ging. 
Delangle  p.  302. 

12)  Nach  dem  Gesetze  von  1790  hiess  es:  Contravention  expresse 
au  texte  de  la  loi.  Dies  wurde  zn  enge  gefunden,  und  der  Code 
fordert  nnr  expresse  a  la  loL 
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Ansddiiiiiiig  des  Btni^taetMn  aidit  fest  geregell  liai  '*).  Har 
ist  aaerkaiint,  dass  Verletxiuig  einer  Ifaziine  der  Gesetige- 
bang  keine  Nkhtig^eift  liegrfindet  >«);  b)  die  fidsehe  Aawc»- 
dnng  des  GeeeUea  anf  de«  Torilegeiiden  Fall;  c)  die  lnige 
Anslegaiig  des  Gesetzes  (Code  411)  »).  IMe  Ergrelfniig  der 
CassaüOB  steht  ra  1)  dem  Angeklagten  nnd  t)  der  (STÜpar- 
thei,  Z)  dem  Staatsanwälte  nnd  zwar  dem  letzteren  a)  wegen 
falseher  Anwendung  des  Gesetzes  (Code  410)  gegen  ein  tct- 
nrtfacilendes  Erkenntnias  *•) ;  b)  gegen  einürtheil,  welches  den 
Ton  der  Jury  als  sehnldig  Eridarten  doch  von  Strafe  frel- 
sprieht,  wea  kein  Slnfgesete  die  Handhing  verpönt  >^  (410); 
c)  gegen  einen  Wahr^meh,  der  die  Angeklagten  nidit  schol- 
dig  erklirt,  kann  der  Staatsanwalt  nnr  die  Cassatton  im  In- 
teresse des  Gesetzes  eigreifen,  so  dass  wenn  aneh  ein  vemieb- 
tender Recfatsspmeh  erfolgt,  dies  demAngddagten  nieht  seka- 
det  (Code 409) '*).  Diese  Art  der  Cassation,  die  an  kernt 
Frist  gebunden  ist,  kann  aneh  gegen  ein  vemrtkeilendes  Er- 


13)  Helle  hat  in  der  Reme  oitiqiie  da  legislation  Pam  1854.  Vf. 
p.  97  o.  218  girt  die  den  aeaestea  Airelt  nun  Gnmde  ßegoi» 
den  Primipien  der  Aaslegiuig  a.  Anwendong  enlwiekdL 

14)  Ddangle  p.  291  ^  94. 

15)  Z.  B.  dorcb  Mge  Unlertleihmg  enet  Falles  aDler  ein  Geteli 
oder  Znlammg  des  Zengenbeweises,  wo  er  geseltlieh  es  flScht  iiL 

16)  StreHfragen  bei  Dehm^e  p.  296. 

17)  Wenn  die  vom  Geridile  aosgesproehene  Strafe  eine  andere  war« 
ab  die  dnreh  das  Gesetz  und  dorch  die  Natnr  des  Verbrechens, 
wegen  welches  der  Angeklagte  schuldig  erklirt  war ,  bestimmte 
Strafe.  Wenn  die  aosgesproehene  Strafe  die  nimüche  ist,  welche 
eigentlich  nach  dem  Geseixe  für  dies  Verbrechen  bitte  eikanat 
werden  sollen ,  wo  also  Irrthnm  in  der  Gtation  des  Gesetzes 
liegt  (Code  411) ,  tritt  kerne  Michfigkeit  ein.  Legraverend  II. 
p.  430. 

18)  Debmgle  p.  268.  Die  Grfinde,  ans  wdchen  die  gewöhnliche 
Cassation  nicht  znlissig  sein  soll,  gieht  gut  Bertier  an  (s.  Sncjelo- 
pedie  p.  513).  Ueber  die  CassaL  hn  interet  de  k  loi 
p.  547. 
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kenntniss  ergriffen  werden,  welches  der  Staatsanwalt  als  ge- 
setEwidrig  (oft  auch  wegen  der  erkannten  Strafart)  erklärt, 
in  welchem  Falle  der  vernichtende  Ausspruch  dem  Vemrtheil- 
ten  nützt  >*}.  Ans  dem  Grundsätze,  dass  der  Cassationshof 
nicht  üher  die  Hauptsache,  in  welcher  der  Rechtspruch  an 
ihn  gebracht  ist,  erkennen  darf,  folgt,  dass  der  Hof  darüber, 
ob  das  vorige  Gericht  Thatsachen  für  wahr  mit  Unrecht  an- 
erkannt hat,  ebenso  wenig  entscheidet  als  darüber,  ob  das  Ge- 
richt die  Thatsachen  richtig  aufgefasst  hat;  allein  es  crgiebt 
sich,  dass  derCassationshof  dennoch  prüfen  darf,  ob  in  den  ihm 
vorliegenden,  als  wahr  anzunehmenden  Thatsachen  die  recht« 
liehe  Qualifikation,  die  das  Gericht  annahm,  liegt  ^).  Da  der 
Hof  nur  ein  über  die  Anwendung  der  Gesetze  entscheiden- 
des Gericht  ist,  so  gestattet  der  Cassationshof  keine  Beweis- 
führung über  Thatsachen,  die  zur  Begründung  eines  Gesuchs 
um  Vernichtung  angeführt  wird  '0*  ^^^  ^^^  Stellung  des 
Hofs  als  einer  cour  regulatrice,  der  nicht  über  die  Sache 
selbst  sprechen  darf ,  folgt ,  dass  wenn  der  Hof  das  Urtheil 
vernichtet,  weil  in  der  Anwendung  oder  Auslegung  des  Ge- 


19)  Ueber  diesen  Pnnkt,  bei  welchem  die  Cassation  mit  der  Rechts- 
kraft in  Widerstreit  kömmt,  schwankte  der  Cassationshof  lange, 
bis  (19.  April  1839)  die  im  Texte  angegebene  Ansieht  aner- 
kannt wurde.  — -  Trefflich  darüber  Helie ,  traitö  de  Tinstmction 
m.  p.  645—63. 

20)  Ueber  diesen  Pnnkt  findet  man  einen  grossen  Widerstreit  der 
Rechtsprfiche ;  allein  anerkannt  ist,  dass  der  Hof  entscheiden 
darf,  ob  in  gewissen  Worten  eine  Injurie,  bei  einem  Pressver- 
gehen in  gewissen  Aeassemngen  das  Vergehen  der  excitaüon  a  la 
haine  oa  au  müpris  du  gonvemement  liegt  ^  Gut  Delangle  in 
Encycl  p.  307—14.    Trebutien  p.  540. 

21)  Dies  wurde  bedeutend  in  dem  (auch  im  Archiv  des  Crim.  1854, 
S.  494  angeführten)  Falle,  wo  mit  Unrecht  ein  Angeklagter,  den 

'    das  Gericht  für  mehr  als  16  Jahr  alt  hielt ,  zum  Tode  verurtheilt 
wurde,  während  in  der  Cassation  angef&brt  wurde,  dass  er  noch 
nicht  16  Jahre  alt  war,   und  der  Cassationshof  den  Beweis  die- 
ser Thatsache  nicht  zuliets. 
Mltttrsaltr,   Strtrrsrfakrw.  42 
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setces  gefielt  war,  er  nicht  selbst  in  der  S«ebe  enlsckcUet» 
sondern  die  Sache  an  ein  Gericht  anr  Entscheidung  in  der 
Hauptsache  snrücksendet,  ebenso  noch  da,  wo  das  Urtheü 
fegen  den  für  Schuldig  Erklärten  als  Mchtig  erklart  oder  wo 
gesetiwidrig  gegen  die  von  der  Joiy  liOsgeqtroehenen  Slnfo 
erkannt  wird,  oder  wo  die  Nichtigkeit  wegen  ein«  Fomver- 
letcnng  erkannt  wurde ,  die  erst  nach  dem  förmlicii  gegebe- 
nen Wahrqpnich  der  Jury  in  dem  Verlaliren  oder  der  Beehft> 
sprechung  vorkam^).  Wo  dagegen  der  Wahrspracfa  vemidi- 
tet  wird ,  weil  er  auf  eine  vorgricommene  Nichti^eit  Mk 
stfitat  oder  wegen  der  Besetzung  des  Geiicbts  Nichtigkeit  ¥or* 
lifgt,  wird  die  Sache  aur  neuen  Verhandlung  vor  ein  anderes 
Gericht  mit  Geschwornen  gesendet.  Die  von  dem  Cassations- 
hof  ausgesprochene  Rechtsansicht  leitet  swar,  bindet  aber 
nicht  die  übrigen  Grerichte;  wenn  nun  das  nene  Gerii^ 
von  der  Ansicht  des  Cassatiooshoüs  abweicht  und  wieder 
Cassation  ergriffen  wird,  so  kam  die  firaasöslsehe  Gesets- 
gebung  durch  Gesetz  vom  1.  AprU  1837  endlich  dahin  an 
verlligea,  dass  die  von  dem  Cassationshofe  bei  der  aweita« 
Vernichtung  des  Urtheils  ausgesprochene  Rechtsansicht  das 
Gericht,  an  welches  nun  die  Sache  gesendet  wird,  binden 
soU  »). 

n.     Diese  Ansichten  liegen   im    wesentlichen  (Jedoch 


22)  Ueber  diesen  Fall  sind  die  Ansichten  getheÜt,  indem  nach  man» 
clien  Schriftstellern,  z.  B.  Rodiere,  hier  überhanpt  eine  neue  Ver- 
handlong  über  die  Sache  vor  der  Jury  yorgehen  soll ,  nach  An* 
deren  (wohl  richtiger)  z.  B.  Trebmien  U.  p.  567  die  neue  Ver- 
handlang  nnr  die  Stralanwendong  betrifft 

23)  Nachweisangen  ober  die  verschiedenen  Wege ,  welche  die  fran- 
zösische Gesetzgebung  ergriSl  in  meinem  StrafTerfahrea  IL  S  649, 
650,  dazn  Ddansie  L  c.  p.  37S.  Trebotien  376.  Nach  dem 
belgischen  Gesetze  vom  4.  Angnst  1832 ,  Art  23  mnss ,  wenn 
über  einen  Rechtsponkl  zweimal  Cassation  eigriffen  wird,  in  der 
Plenarversammlong  des  Cassationshofs  entschieden  werden  nnd 
wenn  dann  auch  das  zweite  Crtheil  cassirt  wird,  so  kommt  es 
zur  Vorlage  eines  Gesetzes  in  den  Kammern. 
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ndl  cudgftt  Vorbesocningen)  den  HiUenisditii  Oesetsgelmiifeii  ^% 
den  belgisclten  ^)  und  iiiederUndiflche&'<)  Oesetzen  cum  Orande, 
TU.  In  der  Gefletagebong  der  deutschen  Staaten  zeigt  aich 
die 5  wenn  aoeb  überall  die  fransösbachen  Vorschriften  Tor* 
aeiiwebien,  vieliache  Verbessenugen  des  fransösisehen  Code 
begrtindende  I  EigenthüniUchkeit,  dass  das  Streben  wissen- 
achaftlieber  Forsehnngen  die  Aufstellung  von  Grundsätsen  über 
NMitigkeitsbeschwerde  bewirkte,  wodurch  die  Lehre  dne  festere 
Grundlage  gewann  ^7),  dass  überhaupt  der  dem  Angeklagten 
oder  der  bürgerlichen  Gesellschaft  schfidlichen  Ausdehnung 
dieser  Besohwerde  entgegengewirkt,  verzögerliche  Verfahrungs- 
avien  vermieden  und  durch  eine  bestimmtere  (mk  Benützung 


24)  Neapolit.  Gesetzb.  Art.  305— 49  mit  dem  sehr  ausführnchen  Co- 
diee  della  organiszazione  dei  poteri  giudiziaiü  1S40  (p.l03).  Dar- 
nach ist  auch  die  irrige  und  ungenfigende  Motivirung  ein  Cassa- 
tionagrund.  •>-*  Maehwetanngen  in  meiner  Sehrifl  über  Mendliefa- 
kdt  6.  90.  Von  Parma  wo  die  Cassation  unter  dem  Namen  der 
roYitione  vorkömmt,  Codice  dt  proeed.  di  Paima  Art.  432.  Der 
Staatsanwalt  hat  gegen  lotsprechende  Urtbeile  aar  im  Interesae 
des  Gesetzes  revisione.  Gesetz  v.  Toseana  y.  7.  Aug.  1838 ,  §. 
247->60  und  6.  Nov.  1838,  §.  541.  Codice  di  procedura  von 
Piemont  Art  576  0^  Wesentlichen  nach  franz.  Code).  Die  Or- 
ganisation des  Cassationsbofs  ist  erst  durch  Ges.  v.  21.  Nov.  1847 
geordnet  Im  Codice  di  Modena  381  kommt  Cassation  vor  als 
revisione. 

26)  Dasfrana.  Gesell  gilt  dort;  aber  das  Ges.  v.  4.  Aug.  1832  organisirt 
den  Cassaiionshof  auders ,  and  darin  kommt  vor  die  Cassation, 
wenn  Formen  verletzt  sind«  die  entweder  eubstantieUes  oder  unter 
Strafe  der  Nichügkeit  vorgeschrieben  sind. 

26)  Niederl.  Crkn.  0.  f.  380.  Nachwebongen  in  meinem  Strafver- 
fahren II.  S.  650,  Note  84. 

27)  Vorzüglich  trägt  zur  Aufotellong  richtiger  Gmndatxe  das  grfind- 
liehe  Werk  von  Walther  bei:  die  Rechtsmittel  im  Strafverfah- 
ren, Mfincheo  18*V»4«  2>  Abth. ,  auch  enthalt  der  Commeotar  von 
Schwarze  zur  stehs.  Strafprocessordn.  iL  Thl.  1854 ,  S.  164  eine 
klare  Darstellung. 

42  ♦ 
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der  ErfahrnDgen  Frankreklifl)  Fassung  der  Oesetie  Aber  Grfade 
der  Nichügkett  Streitfragen  beseitigt  weiden.  Bei  der  Vei^ 
gleichnng  der  bisherigen  Rechtsprechung  kann  man  aber  nicht 
Teri^ennen,  dass  noch  sn  oft  die  deutschen  obersten  Gkriehts- 
höfe  von  den  Rechtssprfichen  des  firana5s.  sidi  leiten  lassen«  andi 
da,  wo  die  dentschen  Ton  den  liransSs.  wesentlich  abweichenden 
Ansichten  su  einer  anderen  Entscheidung  liatten  flUiren  sollen. 
1)  In  Bezug  auf  das  Gericht,  an  welches  die  Nichti^Deitsbe- 
schwerde  ^  zu  bringen  ist,  tritt  die  Abweichung  henror,  dass 
nicht  wie  in  Frankreich  ein  besonderer  Cassationshof  bestellt 
ist,  welchem  ausser  der  Entscheidung  der  Mlchti^eitsbe- 
schwerde  noch  andere  wichtige  Befugnisse  zu  stehen,  welche 
ihm  als  dem  regelnden  und  oberaufsehenden  Gerichte  eine 
Art  politischer  Macht  gewähren,  sondetn,  dass  dem  obersten 
(Berichte,  das  als  Gericht  höherer  Instanz  in  der  Sache  ent- 
scheidet, oder  einer  bestimmten  Abtheflnng  desselben  die  Entr 
Scheidung  der  Cassationsgesuche  fibertragen  ist^,  2)  dem 
Angeklagten  ist  die  Befugniss  Cassation  zu  ergreifen  in  allen 
Fällen,  in  welchen  das  firanzös.  Gesetz  sie  ihm  giebt,  ge- 
währt *»).  Nicht  klar  ist  aus  den  Gesetzen  ersiehtlich,  ob 
auch  gegen  ein  freisprechendes  Urtheil  des  Grerichts  der  An- 
geklagte Nichtigkeit  geltend  machen  kann,  wenn  er  nachweist» 


28)  Nach  dem  Korhetsisehen  Gesetze  §.  344,  können  durch  die 
BernfDDg  auch  die  BeTogniste,  welche  die  Iliehtigkeilsbe> 
schwerde  in  anderen  Gesetzen  gewihrt  ansgefibt  werden,  selbil 
gegen  Urtheile  der  SchwnigerichtshÖfe.  Nach  der  Österr.  Straf- 
prozessord.  v.  18d3,  wo  keine  Geschwome  nitheilen  und  der 
Gesetzgeber  keinen  Cassationshof  anüstellen  woDle  (Hye  leitende 
Gmnds.  S.  298)  kann  die  Benifong  ebenso  auf  Formgebreeben 
(297)  als  anf  den  Inhalt  des  Anssprachs  gegründet  werden. 

29)  Mit  Recht  haben  die  deutschen  Gesetze  den  franzSs.  Caasatioos- 
grund:  ezces  de  pouvoir  (s.  oben  Not  4.  6)  nicht  unter  den 
Cassationsgrfinden  aufgenommen. 

30)  Prenss.  Gesetz  v.  1852  art.  109.  Baier.  §.  230.  Hannos.  21S. 
Grossh.  Hess.  f.  266.  Brannschw.  156.  Thüring.  306.  Badisdt 
Ges.  g.  115. 
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da06  die  darin  enthaltene  rechtliche  Qualifikation  der  Hand- 
lang den  Gesetzen  widerspricht  si).  3)  Vorzüglich  würdigt  man 
die  Bedeutung  der  Frage ;  in  welchen  Fällen  der  Staatsanwalt 
zur  Niehtigkeitsbeschwerde  berechtigt  sein  soll,  weil  davon  es 
abhängt,  ob  der  durch  ein  Urtheil  losgesprochene  Angeklagte, 
der  oft  lange  in  Haft  sein  musste,  noch  lange  Zeit  in  Unge- 
wisaheit  über  sein  Schicksal  bleiben  soll,  und  im  Falle  einer 
Vernichtung  des  vorigen  Urtheils  (mit  Verletzung  des  Grund- 
satzes: non  bis  in  idem)  einem  neuen  Strafverfahren  zu  un- 
terwerfen ist  a)  Die  meisten  Gesetze  bestimmen,  (wie  nach 
dem  Code),  dass  gegen  ein  Urtheil  der  Nichtschuld  von  Seite  der 
Jury  keine  Cassation  vom  Staatsanwalt  eingelegt  werden  darf, 
ausgenommen  die  im  Interesse  des  Gesetzes  eingelegte  Cas- 
sation  *^),  deren  Ausgang  dem  Angeklagten  nicht  schaden 
kann  *>).  b)  Einige  Gesetze  gestatten  in  einigen  Fällen  s^), 
in  denen  auf  eine  gesetzwidrige  Grundlage  der  Wahrspruch 
gebaut  war,  die  Cassation,  c)  Da  wo  in  dem  Verfahren  vor  der 
Behöpftmg  des  Wahrspruchs  eine  Nichtigkeit  wegen  Verletz- 


31)  Gut  zeigt  Walther  6.  17 ,  dass  auch  hier  der  Angeklagte  (auch 
wenn  der  Staatsanw.  nicht  Cassation  ergriff)  ein  Interesse  bei  der 
Cassation  haben  kann. 

32)  Walttier  S.  80.  Baier.  Gesetz  (.  254. 

33)  Nach  dem  baier.  Gesetz  art.  261  soll  die,  bei  Cassation  im  In- 
teresse des  Gesetzes  erwirkte  Vemichtang  keine  Wirkung  auf 
den  Angescboldigten  haben,  aach  wenn  er  verurtheiit  war,  hier 
kann  nnr  Begnadiguigsantrag  eintreten.  Dies  steht  im  Wider- 
spruch mit  der  oben  in  Note  19  angegebenen  französischen  Ent- 
scheidung. 

34)  z.  B.  nach  Prenss.  Gesetz  v.  1852  art.  109,  wornach,  wenn  die 
Nichtigkeit  in  der  Besetzung  des  Schwurgerichts  oder  in  der  8tel- 
Inng  der  Fragen  liegt,  auch  der  Staatsanwalt  Cassation  einle- 
gen darf  (s.  über  andere  Fälle  Wallher  S.  82).  Die  Braonschw. 
Strafprozessord.  §.  158  gestattet  dem  Staatsanwalt  Cassation,  wenn 
wesenüfiche  Mängel  in  Bezug  anf  Personen,  die  Parteien  oder  Be- 
setzung des  Gerichts  vorliegen  oder  wesentliche  Vorschriften  nicht 
beobaefatet  waren. 
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ang  einer  ProBeasvorschrift  TOrÜegt,  geslstten  swar  me^amt 
Oeaetse^'),  dem  Staatsanwalt  die  Gaasation,  weil  der  An«- 
geachulgte  kein  Reclit  haben  kann ,  mit  einer  VerktBimg  der 
Oesetae  durch  Unterdrttckang  der  Wafarhtii  loageaproeken  n 
werden,  wogegen  für  die  in  anderen  Oeaetsen  ^  anerionnte. 
Ansschliesaung  der  Caaaation  der  Grand  spricht,  daaa  die'  ent» 
scheidende  Rücksicht  einer  Oesetsgebung .  £e  den  Staataan- 
wall  grosse  Macht  eiitf  äuml,  die  sein  sollte  die  VertkeidignDg 
au  begünstigen  und  dadurch  ein  grösseres  Vertrauen  zur  lei- 
denschaftslosen Stellung  ilirer  Beamten  au  gewinnen,  ud 
durch  Gestattung  der  Cassation  des  Staatsanwalts  wegen  etn» 
Formverletanng  nicht  die  Lage  herbeiiniShren,  daas  der 
Angeldagte  einer  neuen  sehweren  StrafTerfolgung  anageaetit 
werden  lumn.  d)  Dem  Staatsanwalt  sieht  das  Recht  der  Cas- 
sation SU,  wenn  das  Gericht  in  seinem  Urthcile  eine  MIcMg» 
keit  dadurch  beging,  dass  es  einen  schuldig  Befundtnesi  aus 
dem  unrichtigen  Grunde  freisprach,  weil  die  den  Grund  dcf 
Anklage  bildende  Handlung  durch  kein  Gesetz  mit  Stsale  be* 
droht  ist'''),  e)  Da,  wo  die  erkannte  Strafe  dem  Staatsan- 
walt zu  milde  erscheint,  steht  ilmi  keine  Cassation  zu  *^),  weil 
es  dem  Staate  nur  daran  Hegen  kann,  dass  das  Yeilirechen 
überhaupt  nicht  ungestraft  bleibe  und  Cassation  wegen  zu  mO- 
der  Strafe  leicht  den  Verdacht  der  Verfolgungssncht  erwedrt  ^*). 


mm^-mmftm 


35)  Auch  nach  sichs.  Strafprozessord.  §.  349  in  Schwarze  Com.  1. 
S.  165.   RechtfertigimgsgrfiDde  bei  Walther  S.  84. 

36)  z.  B.  in  Baiem  (Gründe  in  Schearl  erl.  Anmerkungen  zur  baier. 
Strafpcozessord.  8.  133). 

37)  Gut  Walter  8.  75. 

38)  Merkwürdig  sind  über  diese  Frage  die  Yerbandlnngeo  der  ba- 
dischen Kammern  v.  1849  und  1850-  Die  erste  Kammer  wollte 
in  dem  Falle  der  gesetzwidrig  zu  milden  Strafe  dem  Siaatsanw. 
Cassation  geben,  die  2.  Kammer  lehnte  es  ab  nnd  zuletzt  stimmte 
auch  die  erste  Kammer  za ,  s.  jedoch  gegen  diese  Ansicht  Haa- 
ger im  Magazin  für  bad.  Recht  L  8.  96. 

39)  Nach  bad.  Gesetz  §.115  ist  die  unrichtige  ^unmaunng  4er  Strafe 
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4)  Die  EbttptrerbeBserung  in  den  dentscTien  Gesetzen  betrift 
*e  Niehtigkeit  wegen  Yerletaung  von  Pormrorschriften.  Das 
franBde.  System  konnte  nicht  genügen,  weü  die  Zahl  der 
Nichtigkeiten  su  sehr  dadurch  beschränkt  ist,  nnd  so  wählten 
die  Gesetze  den  Weg  wegen  jeder  Verletznng  wesentlicher 
Formvorschriften  Nichtigkeit  zn  gestatten  oder  viele  Fälle,  wo 
sie  eintreten  soll  im  Gesetze  zu  bezeichnen  oder  Formvor^ 
schriflen  unter  Strafe  der  Nichtigkeit  zu  gebieten  ^}.  Die 
Verschiedenheit  der  Ansichten  und  daher  der  Rechtsanwen- 
dung  liegt  aber  darin,  was  als  wesentlich  zu  betrachten  ist  ^*), 
eb  dieser  Ansdradc:  wesentlfch  nur  auf  das  Interesse  derVer- 
theidigung  zu  beziehen,  oder  überhaupt  auf  das  Interesse 
des  Staats  an  einem  geordneten  Verfahrei)  Rücksicht  nehmen 
wttl«>).    Vorzfiglich  neigt  sich  die  Ansicht  dahin,   die  Ver- 


innerbalb  der  gesetzlichen  Schranken  kein  Nichtigkeitsgrund. 
Nach  dem  k.  sächs.  Gesetz  §.  349  kann  der  Staalsanw.  Nichtig- 
keit gehend  machen,  wenn  aof  einen  geringem,  als  die  in  der 
angewendeten  Gesetzesstelle  nachgelassene  Slraftirt  oder  unter 
das  gcsetzKeh  niedrigste  Strafmaass  herabgegangen  wer;  aflein 
wegen  blos  geringerer  Bestrarang  soll  keine  Nichtigkeit  eintreten. 
Schwarze  8.  168. 

40)  Ueber  die  verschiedenen  Systeme,  mein  Aufsatz  im  Gerichtssaal. 
1850  S.  291.  8.  «75.  1851  S.  181.  Walther  die  Rechtsmittel  n. 
8.  53  Haager  im  Magazhi  Ü.  S.  96.  Eine  Klasse  von  Gesetzge- 
bnngen  wählt  das  System  1)  einen  leitenden  Grundsatz,  dass  die 
Vorschrift  eine  wesentUche  sein  müsse,  anzustellen,  z.  B.  in 
Oesterreieh,  Baden,  Hessen,  Brannscbweig,  Sachsen  oder  2)  ein- 
zdne  Pille  der  Nichtigkeit  anfiEuzählen  und  zwar  a)  entweder 
«H  Anföbrvng  von  Beispielen  zur  Eriftntemng  des  allgemeinen 
Grundsatzes,  z.  B.  in  Baiem  (wo  in  art.  231  18  FflUe  genannt 
snd,  b)  90  dass  bei  einigen  Formvorschriften  Strafe  der  Nichtig- 
keit gedroht  ist,  z.  B.  in  Preussen  v.  1852  art.  108. 

41)  Die  Unbestimmlheil  des  Äusdnieks  wird  nachgewiesen  von  Wal- 
ther 8.  64. 

42)  Auf  die  Vertheidigung  wird  es  bezogen  in  Frankreich,  mein  Aufs, 
im  GerichUsaal  1S50  S.  319  —  in  Baiem  ~  in  Preussen  (art. 
108)  ftügemein  anfgefasst  wird  es  in  Oesterreich,  Sachsen. 
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d«8  oberste  Gericht  selbst  in  der  Hauptsache,  da  wo  dies 
ohne  neue  thatsächliche  Verhandlung  möglich  ist ,  entscheiden 
und  daher  auch  Strafe  aussprechen  kano^^,  um  eine  durch 
das  Zurücksenden  der  Sache  an  ein  anderes  Gericht  nach- 
theilige Venögerung  su  vermeiden.  7)  Die  Rücksicht  auf 
die  Nothwendigkeit,  die  Störungen  wegen  der  Rechtsungewiss* 
heit  und  wiederholter  Gassationen  au  beseitigen,  führte  die 
Gesetzgebungen  zur  Besthnmung,  dass  die  Gerichte  an  den 
Ausspruch  des  obersten  Gerichts  gebunden  sein  sollen  ^). 
8)  Der  richtige  Grundsatz,  dass  wenn  nach  Vernichtung  des 
ersten  Drtheils  eine  neue  Verhandlung  eingeleitet  werden  muss, 
bei  dieser  ohne  Rücksicht  auf  die  von  dem  früheren  Gerichte 
vorgekommenen  Verhandlungen  oder  die  Ansichten  jenes  Ge- 
richts die  neue  Verhandlung  so  vorgehen  muss,  als  wenn 
keine  vorhergegangen   wäre,  dass   aber  der  Angeschuldigte 


leicht  einen  Verzicht  anzunehmen,  Haager  im  bad.  Magazin  Ü. 
8.  175  nnd  mein  Aufs,  im  Magazin  I.  S.  252. 

47)  Naebweianngen  in  meinem  Strafverfabren  1.  8.  272.  Diese  Stel- 
lung ala  Revisionsbof  bestebt  in  Prenssen,  scbarfunnig  vertbeidigt 
bei  Waltber  RecbUmiUei  I.  8.  161.  U.  S.  113.  —  In  den  mei- 
sten andern  Staaten  woUte  man  der  Stellung  des  Cassationsbofs 
der  nur  über  Dasein  der  Gesetzesverletznng  entscheiden  soU,  treu 
bleiben.  Schwarze  Com,  H  S.  175  —  bei  der  Prenss.  Einrich- 
tnng  können  mancbe  Nachtheile  vorkommen,  wenn  das  böchste 
Geriebt  ohne  die  nötbigen  Verbandlnngen  über  Strafe  entscheidet 
Gerichtssaal  1852  S.  416  1852  IL  S.  251.  Auch  die  braunscbweig. 
Strafprozessord.  §.  168  Nro.  3.  will,  dass  der  Cassalionsbof, 
wo  nur  das  Straferkenntniss  aufgehoben  wird,  selbst  auf  die  ge- 
setzliche Strafe  erkenne. 

48)  Friedreich,  der  französ.  Cassationshof  S.  57.  Nach  k.  sftcbs. 
Strafprozessord  S*  353  ist  das  Gericht,  an  welches  die  Sache  gesen- 
det wird,  an  die  Recbtsansicbt  des  obersten  Gerichts  gebunden.  — 
Nach  baier.  Gesetz  251,  wird  erst  das  Geriebt  gebunden,  wenn 
bei  der  neuen  Verbandlung  das  Geriebt  wieder  gegen  die  Ansiebt  , 
des  Cassationshols  entachied  und  durch  neue  Cassation  die  Plenar- 
versammlnng  daa  Urtheil  wieder  veniichtet 


nidit  Miier  angekfaigl  werden  kann,  ah  in  der  frtOiereii  Ter- 
lumdlaBf  ^>,  wird  in  der  Reehtsfibnng  TielCieb  yerletzt,  in- 
iem  man  die  AnMageformel  der  irfilieren  Verhandlnng  Sndert, 
oder  am  den  friheren  Protokollen,  a.  B.  über  Zengenaneeagen 
fwlie«!  ^*).  Fasst  man  die  Erfthrangen  Mer  die  Wirksamkeit 
der  CaeeatioB  aasammen,  so  aeigt  sicli,  1)  dasa  das  Reclits- 
mittel  selir  Iiäoltg  besonders  in  Franiffeieh  von  Angesdinidlg- 
ten  nur  gebraaeht  wird,  um  Aufschub  der  Vollstreekunit  des 
DHheila  au  bewirken,  so  dass  die  Zahl  der  rerworfraen  Meli- 
ÜgkeÜsgesnehe  weit  überwiegend  ist  **)•    9)  In  manchen  Län- 


49)  Ob  das  nea  entscheidende  Gericht  auf  härtere  Strafe  erkennen  darf, 
ist  noch  immer  bestritten.  Dies  Recht  scheint  die  sächs.  Strafpro- 
sessord.  353.  (Sehwarze  S.  177)  zq  geben.  Das  Prenss.  Obertri- 
banal  (Golldammtr  Archiv  IV.  S.  69)  gieM  keia  üe^bt  höhere 
Strafe  zn  erkennen. 

49  a)  lieber  den  Grundsatz  s.  Abegg,  über  Entwarf  dcrPrents.  Straf- 
prozessordnnng  S.  235  und  Schwarze  Com.  II.  S«  177.  Nor  die 
sftchs.  Strafprozessord.  §.  353  spricht  den  richtigen  Grandsatz  ans. 
Fälle,  wo  der  Staatsanwalt  bei  der  neaen  Verhandlang  einen 
Nachtrag  znr  friUiem  Anlclageschrift  vorbrachte,  im  Gerichtssaal 
185)  8.  423.  1854  8.  533.  Fall,  wo  Aassagen  aas  frflherer  Ver- 
bandlong  vorgelesen  worden  in  Geriehtssaal  1852  U.  S.  238. 

50)  In  Frankreich  wurden  1853  1456  Cassationsgesache  angebracht, 
damnter  837  gegen  Urdieile  der  Schwurgerichte;  hi  908  Fällen 
wurde  die  Cassation  verworfen.  Anf  lOOO  Cassationsgesache  wird 
gerechnet,  dass  in  60  Fällen  der  Cassationsgesache  gegen  Urtheile 
der  Schwurgerichte,  Urtheile  vernichtet  werden.  Von  den  Cassat- 
gesuchen  wurden  1853  1204  von  den  Parteien,  252  von  der 
Staatsbehörde  angebracht.  —  Im  J.  1854  (v.  1.  Sept  bis  31. 
August  1855)  sprach  der  Gassationshof  1195  Arrets.ans  (74  we- 
gen Todesurtheile ,  wovon  in  71  (fie  CassaÜ^on  verworfen  ward, 
in  3  FiUen  VernichtoDg  eintrat).  In  KÖnigreiobe  Baiern  wur- 
den 1841^  194  CassatioBsgesiicbe  von  Yenirtheyien,  29  von  Staats- 
anwälten aagebraeht  Yemiolitet  wurden  4  Urtheile  der  Schwur- 
geriebte,  18  appeUationsgeriehtliche.  —  fan  J.  1850  worden  77 
Niehtigkeilsgesoobe  gegen  Urth«le  der  Sefawvrgerichte  (gegen  23 
Tedesarttiefle,  bei  denen  nach  dem  Geeetee  andieke  PrilAing 
eintritt)  und  lOi  gegen  appeUai  geriehdiche  Urtbeile  oiagelegt  Cm 


dem ,  I.  B.  1b  Iblf en  >*)  vM  das  Cassationsrecbtsmiteel  nieht 
mit  groM«m  Vertranen  (jedoch  nidit  allgemein)  betrachtet  and 
vielfach  geltend  gemacht ,  dass  sie  dieBenifung  nicht  ersetzen 
kann ,  data  zo  oft  die  Benrtheihing  thatsfichllcher  Verhältnisse 
Innig  mit  der  Rechtsfrage  zvsammenhängt,  wo  dann  der  Cas- 
sationshof  sich  nur  mit  der  zweiten  beschilftigen  darf  und  zu 
oft  die  Nichtigkeitsbeschwerde  nur  verwerfen  mnss,  weil  ihm 
nidit  zusteht,  nene  Thatsachen  zu  beachten  oder  Beweiser- 
hebungen anzuordnen  M).  3)  Einer  der  HauptgrUnde  derinch- 
tigkeit  ist  fiberall   der  aus  regelwidriger  Fragestellung  »)  an 


29  Fällen  vom  Staatsanwalt) ;  23  Urthcile  wurden  vernichtel.  Im 
Jahr  1856  worden  vom  Cassationsbofe  350  Erkenntnisse  erlassen 
(IS  wegen  amilich  eingesendeter  Todesarih«le ,  53  wegen  sehwnr^ 
geriohtlieber  UrtheOe).  Von  289  NicbtigkeiUbesebwerdea  wnrden 
!U6  von  Angeklagten  (23  wegen  Verietiung  von  Förmlichkeitan) 
4Q  von  StaatcanwaUen  eingelegt.  249  («eaii«he  (darantev  17  ttaafi^ 
anwälUiche)  worden  verworfen.  In  Hannover  nimmt  die  Zahl  der 
NichtigkeiUbeschwerden  auOallend  ab,  1850  29,  1851  25,  1852 
13,  1853  9,  sämmtUche  von  Verortbeilten  —  ond  alle  verworfen  mit 
Aosnahme  einer  einzigen.  —  In  Braonschweig  wurden  29 
NiehtlgkeHsbeschwerden  angebracht,  (keine  gegen  schwurgericht- 
B(die  UrtheHe),  im  ktereese  des  (resetzea  5,  von  Slaatsanw&Iten 
(als  ordentliche  Cassation)  4;  verworfen  worde  Cassation  in  14, 
vernichtet  worde  das  Urtheil  in  12  Fällen  (8  staatsanw&ltlicbe) 
daronter  5  im  Interesse  des  Gesetzes.  In  Würtenberg  kamen  12  Nich- 
tigkeitsklagen vor;  nur  3  worden  statt  gegeben.  Nach  der  neoesten 
Statistik  sind  in  Zürich  1854  keine  Nichtigkeitsgesoche  vorgekom- 
men, in  Thorgao  worden  3  Gesocbe  eingebracht,  aber  verworfen. 

51)  Bosellini  in  der  Zeitschrift  für  aosl.  Gesetzgebong  XXVII.  .S.  134. 
hl  der  Rammer  in  Törin  wurden  am  26.  Mftrz  1856  schwere 
Klagen  darüber  vorgebracht ,  dass  der  Cassationshof  nor  aof  sehr 
mangelhafte  on vollständige  Protokolle  über  die  erste  Verhandlong 
vr&eilen  nmsff. 

9f)  Mier  wurde  in  Oesterreieh  (v.  Hye  S.  13.  238)  statt  der  1850 
eingeflftrten  Michllgkeitsbesehwerde  die  Berafting  eingeführt 

58)  Gerichtsiaal  1852  S.  225.  231.  1853  S.  42a  22.  Baier.  Schwor- 
geri^e  L  B.  168  H.  B.  96,  got  Haager  hn  bad.  Magazin  11. 
8.  16»--  111. 
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die  Geschwornen  abgeleitete ,  entweder  weil  die  FVage  auf 
eine  irreleitende,  oder  unklare  Weise  gestellt,  oder  weil  darin 
ein  nothwendiges  Merkmal  nicht  aufgenommen,  oder  ein  un- 
richtiges beigefügt  wurde,  oder  weU  die  Stellung  einer  gewis- 
sen, z.  B.  eyentuellen  Frage  beigefügt  war.»  Hier  aber  lehrt 
die  Rechtsübung,  dass  in  solchen  Fällen,  ebenso  wie  in  den« 
jenigen,  wo  Beschwerden  über  Unregelmässigkeiten  in  Beaug 
auf  Berathung  der  Geschworaen  Yorkommen,  oder  wo  der 
Wahrspruch  Veranlassung  zu  gewissen  den  Angeklagten  schäd- 
lichen Auslegungen  oder  Anordnungen  ^  des  Gerichts  giebt| 
nur  sehr  selten  die  Nichtigkeit  ausgesgrochen  wird,  weil  nach 
seiner  Stellung  der  Cassationshof  nicht  im  Stande  ist,  ohne 
das  Eingehen  und  die  Kenntniss  der  Verhandlungen  zu  ent- 
scheiden »»).  4)  Auch  bei  der  Entscheidung  über  Nichtigkei- 
ten wegen  Formverletzung  zeigt  die  Rechtsübung,  dass  selten  ^ 
Vernichtung  erkannt  wird,  weil  man  entweder  (nach  franzüs. 
Vorbilde)  keine  Beweiserhebungen  znlMsst,  oder  eine  zwar  ge- 
tadelte Verfügung  nicht  zu  yemichten  wagt,  um  die  diskretio- 
näre Gewalt  des  Präsidenten  nicht  anzutasten  oder  gerne  ans 
dem  Mangel  der  Aufzeichnung  oder  des  Vorbehalts  im  Protokolle 
Verzicht  des  Angeklagten  annimmt,  oder  annimmt,  dasa  in  dem 
Falle  die  Verletzung  keinen  Einfluss  hatte  »^).   5)  Vorzüglich 


64)  z.  B.  wegen  ungeeigneter  Zarfieksendong  der  Getchworoen  gute 
Abb.  in  den  Blättern  für  Rechlsanwendang  1856  Nr.  13. 

56)  Gnt  Walther,  Rechtsmittel  S.  16  bis  19,  wie  weit  eine  Cassation 
wegen  Fragestellung  möglieb  ist 

56)  Die  UeboDg  der  deutschen  Gassationshdfe  ist  fibrigens  sehr  Ter* 
schieden.  Strenge  ist  yorzöglich  wegen  Verletzung  der  FonuTor* 
Schriften  der  Cassationshof  zu  WolfenbntteL 

* 

57)  Darfiber,  dass  in  Frankreich  zu  viel  die  Rücksicht  auf  Besddea- 
nigung  der  Prozesse  den  Cassationshof  leitet,  klagt  aneh  Moiin 
im  Journal  du  droit  eriroin.  1856  p.  20.  Viel  Gutes  kfinnte  ge- 
schehen ,  wenn  die  obersten  Gerichte  mehr  darauf  wirkten,  dtss 
die  Entscheidungsrfinde  besser  gegeben  wfirden.  Erfirenfieh  ist 
ein  Reehtspmch    des  baier.  Cassalionshols   Qia    der  Zätachiift 
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wird  die  Nothwendigkeit  anerkannt  die  NichtigkeitsbeBchwerde, 
insbesondere  die  der  Staatsanwalt  ergreifen  kann,  zu  besclirän- 
ken  ^^j  weil  der  Grundsatz,  nach  welchem  Niemand  we- 
gen der  nämlichen  Handlang  einer  zweifachen  Strafrerhand* 
Inng  unterworfen  werden  soll,  zu  schwer  verletzt  und  ein  der 
Gerechtigkeit  nicht  günstiger  Eindruck  hervorgerufen  wird, 
wenn  wegen  eines  Formfehlers  im  ersten  Verfahren ,  oder  we- 
gen der  vom  Cassationshofe  angenonmienen  Ansicht,  dass  zu 
milde  der  Angeklagte  beurtheilt  wurde,  auf  den  Grund  des 
vernichtenden  Urtheils  eine  neue  schwer  belastende  Strafver- 
folgung eingeleitet  werden  soU^). 


ffir  Gesetzg.  und  Rechtspflege  in  Baiern  m.  8.  28)  der  1856  ein 
Urtheil  wegen  mangelhaften  EnUcheidungsründen  vernichtete. 

58)  Rüttimann  zu  dem  Zürcher  Gesetze  S.  149. 

59)  Wir  wollen  statt  vieler  Beispiele  nur  eines  znr  Erlftatemng  an<« 
führen.  Es  wurde  im  Februar  1852  wegen  Gattenmords  Hcrbold 
vor  dem  Schwurgericht  in  Kassel  angeiclagt  Bei  den  Fragen 
wurde  auch  darum  gefragt,  ob  der  Tbäter  die  bestimmte  oder 
unbestimmte  Absiebt  zn  tödten  hatte.  Die  Geschwomen  bqahten 
nur  das  Dasein  der  unbestimmten  Absicht  und  der  Angeldagte 
wurde  zn  20  Jahr  Zacbthans  wegen  Todschlags  vemrtbeilt.  We- 
gen Höhe  der  Strafe  legte  der  Angeklagte  Berufung  ein,  ver- 
zichtete aber  wieder  darauf;  allein  der  Staatsanwalt  ergriff  Cas- 
sation, weil  die  den  Geschwomen  vorgelegten  Fragen  sich 
nicht  an  die  durch  Anklageakt  und  Verhandlungen  vorgezeich- 
neten wesentlichen  Bestimmungen  über  die  strafbare  Handlung 
hielten,  indem  die  Anidage  behauptete ,  dass  der  Angeklagte  mit 
Vorbedacht  den  Entschluss  gefasst  habe,  worüber  aber  keine 
Frage  gestellt  wurde,  während  der  Staatsanwalt  annahm,  dass 
die  Geschwomen,  wenn  sie  gefragt  worden  wären,  so  geant- 
wortet hätten,  dass  der  Angeldagte  des  Mordes  schuldig  gefun- 
den werden  konnte.  Das  Oberappellationsgericht  vernichtete  we- 
gen unrichtiger  Fragestellung  das  Urtheil;  eine  neue  schwurge- 
riehtliche  Verhandlung  begann;  darin  wurde  Jetzt  die  Frage  ge- 
stellt: hatte  A  die  bestimmte  Absicht  die  Frau  zu  tödlen  (b^aht 
mit  9  Stimmen)  hatte  er  den  Entschluss  mit  Vorbedacht  gefasst 
0«)  worauf  das  Todesurlheil  erging«    Eine  neue  Berufung  yrurde 
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§.    45. 

Hechtsmiitel  der  Wiederaufnahme  der  Untertnehiing. 

Dex  GruiidflaU  der  Gkrechtigheii,  wekk«  verlaagt  >), 
dass  das  fdrinliche  Recht,  wenn  et  4wrdk  nene  Bewelae  als 
Unrecht  nachgewiesen  wird,  nicht  auf  Koataa  des  wiriüehen 
Rechts  zum  Siege  daaemd  gdao^e,  im  KlnHang  aiit  den 
Grundsatze  der  Geaeii^febangs^tik,  welcher  lehrt,  daas  die 
Rechtspflege  um  so  mehr  anf  allgemdne  Achtang  rechaea 
](ann,  je  mehr  sie  AUes  anwendet  an  Irrthimer  bt  dan  Ur- 
theilen  zn  vermeiden  und  die  Nachtheile  v«rilbter  Irrthimar 
abzuwenden')  bewirkte,  dass  in  Ci^ilsachen  durch  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  Stand  Abhülfe  gegen  irrige  ürtheile 
gegeben  wfard,  und  hat  schon  im  gemeinen  Rechte  (zwar  in 
manchen  Ländern  vorzugsweise  durch  Berufung  auf  Gnade)  im 
Strafrechte  durch  das  Rechtsmittel  der  Wiederaufnahme  dem 
VennrtheQten  ein  Mittel  selbst  gegen  rechtskräftige  ürtheile 
gewährt,  wenn  durch  neue  Gründe  die  Ungerechtigkeit  des 
UrtheQs  nachgewiesen  werden  konnte  ^).    Da  wo  das  schriil- 


eingelegt  unter  anderm,  weil  der  Prftsident  12  mal  in  das  Berathr 
ongszimmer  der  Geschwomen  ging,  am  Aufklämng  über  Fragen 
za  geben.  Das  Oberappellationsgeridit  ordnete  die  Befragung  des  Ob- 
manns der  Gesehwomen  an ,  der  zngab ,  dass  der  Präsident  Auf- 
klirang  gab.  Das  Oberappellalionsgericht  yerwarf  dies  Rechts- 
mittel am  7.  Okt  1852,  weil,  da  der  Präsident  fSr  andere  Per- 
sonen Ansuahmen  znm  Eintritt  in  das  Berathungszimmer  maehen 
könne,  auch  das  Verbot  auf  ihn  nicht  unbedingt  anwendbar 
wäre  und  weil  das  Gespräch  des  Präs.  mit  dem  Obmann  nicht 
eine  materieHe  Belehrung  enthielt  —  Unsere  Leser  mögen  den 
reichen  Stoff  zu  Betrachtungen  würdigen,  die  dieser  RechtsCaO 
liefert. 

1)  Walther  die  Rechtsmittel  im  Strafverfahren  S.  118. 

2)  Darauf  bauten  Torzüglich  in  der  schönen  Verhandlang  der  firaa- 
zös.  Nationalversammlung  v.  12.  Juli  18dl  über  die  Revision 
mehrere  Redner,  z.  B.  PaiUet 

3)  NachweifOBgea  in  meiaen  StxafTfEfiahrsB  IL  6.  ^«  dort  auch 
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Ucbe  VeriUunai  und  das  Dasein  einer  geeetiMchen  Beweis- 
theorie ,  an  welche  die  Siaatsrlohter  gebunden  sind ,  die  Grunde 
läge  des  vorigen  Urtheile  leicht  erkennen  laut,  fand  die  Ajo^ 
Wendung  des  Mittels  wenig  Schwierigkeit;  wo  aker  fichworge- 
richte  nrtheileii,  wird  die  ZalassaDg  solcher  Mittel  erschwerti 
durch  den  Grandsatz ,  dass  ein  Wahcsproch  der  Qeschwomen 
als  unanfechtbar  betradUet  werden  mms ,  und  kein  Massstdb 
darüber  vorliegt ,  welche  Gründe  die  Geschwomen  an  ihren 
Wafarsprach  bewogen  haben  ^).  AUeia  auch  bei  Urthdlem  der 
Staatsrichter,  welche  auf  den  Grand  des  mündlichea  Verfah- 
rens entscheiden,  wenn  aie  nicht  durch  eine  gesetzliche  Be- 
weistheorie gebunden  aind,  vielmehr  nach  freier  Uebeneagang 
entscheiden,  vorzügUch  da,  wo  sie  keine  Batscheidangsgrinde 
in  Bezug  auf  die  Schuldfrage  geben ,  ist  es  dien  so  schwier^ 
zu  entscheiden,  ob  ein  angebliches  Novum  wirklich  neu  ist, 
weil  keine  Akten  darfib^  genügend  Auskunft  geben,  und  ob 
das  neue  Auch  wesentlichen  Einfluss  haben  kann  (relevant 
ist)  ^).  Dennoch  fordern  die  obenangegebenen  Gründe  die  Ge- 
stattung eines  Recbtsttittais,  wenn  durch  neues  Vort)ringen 
die  Ungerechtjgkeit  des  ergangenen  Crtheila  geieigt  yrerdea 
kann ,  und  es  kömmt  nur  darauf  an ,  das  Interesse  des  Fest- 
haltens an  der  Rechtskraft  mit  dem  Interesse  des  Siegs  der 
Gerechtigkeit  zweckmässig,  um  so  mehr  zu  vereinigen,  als 
die  Berafung  auf  Gnade  einen  ungenügenden  Ersatz  für  die 
Gewährung  eines  Ifittek  geben  werde,  das  der  ungerecht 
Venirtheilte  als  Recht  fordern  kann  *).    In  England  gewährt 


von  Frankreich ;  s.  dazu  Wallher  RecbtimiU«!  L  8.  97  and  Morin 
repertoiro  IL  p.  685. 

4)  Daraus  erklärt  «icbt,  dass  die  canaAituirende  VeraainailiDg  in 
Frankreich  in  ihrer  Vorliebe  ffir  die  ioxf  und  ihrem  (jilanben 
an  UoCehlbarkeit  die  Revision  nicht  zulassen  wollte  und  zuletzt 
in  der  Gesetzgebung  v.  1791.  93  sehr  erschwerte.  Monn  L  c. 
p.  684. 

5)  Gut  darchgefübrt  in  Walther  S.  124  >- 130. 

6)  Schon  bei  dem  Code  von  1808 ,  erkl&rte  fierlier  (Locr^  legisla- 
tion  XXiV.  p.  345),  dase  die  Gaade  weder  ziemlich  aoeh  geoü- 
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nicht  einmal  das  bei  felonies  nicht  zulässige  Ifiitel  des  new 
trial  eine  Abhttlfe  und  nur  die  Gnade  mnss  hier  helfen  ^), 
w&hrend  in  Amerika,  das  insbesondere  anch  bei  neu  entdeck- 
ten Beweisen  in  Bezng  auf  felonies  snlSssige  new  trial  (§.  43) 
dem  Vemrtheilten  ein  Mittel  gewährt.  —  Für  den  Gesetzge- 
ber giebt  es  nun  zwei  Wege  dies  Mittel  anzuordnen,  1)  in- 
dem er  den  Weg  der  Casnistik  dadurch  wählt,  dass  er  einige 
Fälle,  in  dem  Erfahrungsgemäss  das  Bedürfniss  am  ersten 
eintritt  im  Gesetze  als  Fälle  aufstellt,  in  welchen  Revision 
erlaubt  sein  soll  (z.  B.  nach  der  iranzös.  Gesetzgebung),  oder 
2)  einen  Grundsatz  aufstellt,  welcher  den  Richter  belehren 
soll,  unter  welchen  Voraussetzungen  die  Revision  zugelassen 
werden  darf;  zu  einem  solchen  Grundsätze  gelangt  er  durch 
die  wissenschaftlichen  Forschungen;  hier  zeigt  sich,  dass  erst 
die  deutsche  Wissenschaft  zu  einem  erfolgreichen  Ergebnisse 
gekommen  ist  *).  Damach  kann  das  Mittel  der  Wiederauf- 
nahme der  Untersuchung  zugelassen  werden,  sobald  1)  durch 
Vorbringung  neuer  Thatsachen  oder  neuer  Beweise  dargethan 
wird,  dass  wenn  sie  früher  benützt  worden  wäre,  das  da- 
malige ürtheil  nicht  ergangen  sein  würde  *) ,  wobei  es  gleich- 
gültig ist,  ob  die  Neuheit  sich  auf  Thatsachen  bezieht,  die 
in   der  i^rüheren  Verhandlung  gar  nicht  vorgebracht  wurden 


gend  ist:  le  droit  de  faire  grace  s'appliqae  a  des  coapables;  la 
r^vision  est  demand^e  par  des  innoeents.  —  Im  gleichen  Sinn 
wurde  1813  gegenüber  dem  Kaiser  Napoleon  und  sp&ter  wegen 
des  Marschall  Ney  1832  vom  Jastizminister  gesprochen,  Treba- 
tien  Cours  IL  p.  581. 

7)  Sehr  hftuflg  (erst  neuerlich  wieder  als  die  Unschuld  eines  nach 
Australien  Transportirten  erkannt  wurde)  mnsste  durch  Begnadi- 
gung geholfen  werden. 

8)  Hieher  gehören  die  bedeutenden  Arbeiten  von  Walther,  die 
RechUmittel  ü.  8.  118—184,  Arnold  im  Gerichtssaale  HI.  Bd.L 
8.  46,  Schwarze  im  Archiv  des  Criminalrechts  1851  S.  554  und 
sein  CommenL  IL  8.  204  —  Waser  im  Gerichtssaal  UL  Bd.  2 
8.  373,  Kirchner  daselbst  V.  1.  Bd.  8.  191. 

9)  Walther  8.  155,  vergL  mit  Arnold  L  c  8.  64. 
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(vieUeicht  weil  damals  der  Vertheldiger  keine  Beweise  dafür 
hatte)  oder  neue  Beweise  in  Bezug  auf  vorgebrachte  That- 
sachen  betrifft,  wo  jetzt  erst  der  früher  fehlende  neue  Beweis 
die  Thatsache  beweisen  iunn,  oder  der  neue  Beweis  in  Ver- 
bindung mit  den  früheren  aber  für  sich  ungenügenden,  die 
nöthige  Oewissheit,  z.  B.  einer  Entschuldigungsthatsftche  lie- 
fert Die  Zulassung  der  Neuheit  kann  nicht  gehindert  wer- 
den, dadurch,  dass  dem  Yerurtheilten  schon  bei  dem  vorigen 
Prozesse  der  jetzt  vorgebrachte  Umstand  bekannt  war  ^^)j  da 
nicht  selten  der  Angeklagte  wohl  wusste,  dass  z.B.  für  seine 
exceptio  alibi  ein  Zeuge  vorlianden  ist,  er  ihn  aber  nirgends 
au£Bnden  konnte  ").  Die  Gesetzgebung  muss  durch  ihre  Fas- 
sung entweder  so  allgemein  die  Gründe  der  Zulässigkeit  der 
Wiederaufnahme  bezeichnen  oder  so  vollständig  aufführen, 
dass  darunter  jeder  Grund  begriffen  ist,  welcher  auch  nur 
wahrscheinlicher  Weise,  wenn  er  früher  bekannt  gewesen  wäre, 
ein  anderes  Urtheil  —  günstig  für  den  Angeklagten  hervor- 
gebracht haben  würde  ^^).     Die  Auffassung   dieser  Gründe 


10)  8.  zwar  Arnold  L  c.  8.  157 ,  richtiger  aber  Walther  S.  157. 

11)  Das  k.  8&ebf.  Getetsb.  art.  390  bestimmt,  dass  als  neue  That- 
saehen  oder  Beweismittel  nur  di^enigen  gelten,  welche  der  An- 
tragsteller in  den  den  Erkenntnissen  voransgebenden  mündlichen 
Verbandinngen,  oder  im  Falle  der  EinsteUang  vor  dem  Erkennt- 
nisse nicht  gekannt  hat.  8chwarze  Com.  Ü.  8.  221.  —  In  den 
nordamerÜL  Gesetzen  über  new  triai  (Wbarton  p.  1026)  wird  ein 
solches  bei  neuer  Entdeckung  eines  Beweismittels  bewilligt, 
1)  wenn  es  seit  dem  vorigen  Urtheile  entdeckt  wurde ,  2)  wenn 
es  ungeachtet  einer  gehörigen  Sorgfalt  des  Angeklagten  nicht 
früher  beigebracht  werden  konnte.  Es  muss  wesentUch  (material) 
sein  und  nicht  blos  (cnmolative)  in  Znsammenhaltnng  mit  An- 
dern bedeutend  werden;  es  muss  im  Stande  sein,  in  einer 
andern*  Verhandlung  ein  dem  vorigen  UrtheUe  entgegengesetztes 
Ergebniss  in  der  Hauptsache  hervorzubringen. 

12)  Am  vollstSndigsten  sind  in  der  sfichs.  Strafprozessord.  §.  387  die 
Gründe  au%elührt  Grfinde  sind  darnach,  1)  wenn  er  darzu 
thun   vermag,  dass  Urkunden,  welche   gegen  ihn  vorgebracht 

MitterBSItr,   Straffcrfahrts.  48 


kaui  Act  eine  sweifadid  Msky  1)  fai  so  ftrne  fln  difl  blosM 
D!ttB6iii  HncB  gewiftsün  Gtimdes,  wenn  6f  mir  ab  iieiicr  er- 
sehefnt,  die  Gewähnuig  der  Wiederanfnaluiie  geknifft  wM, 
ohne  daSB  eine  Nachweisüiig  notiiweiidig  M,  dsBs  wean  der 
Umstand  froher  bekannt  gewesen  wire,  ein  anderes  üirihei 
erfolgt  sein  wffirde  ^)f  oder  2)  in  so  ferne  der  Gnmd  erst 
dann  das  Rechtsmittel  zn  rechtfertigen  im  Stande  ist,  wenn 
die  Erheblichkeit  des  Grandes  in  dem  Falle  nachgewie- 
sen wird,  E.  B.,  dass,  wenn  die  Biditer  frfiher  die  FatocMieit 
des  Zeilen  gekannt  hätten,  rfe  das  UrdteO  nidit  gefiOK  im- 
!>en  wfirden.  Nach  dieser  Ansicht  wird  cBe  PTofiing  der  &- 
hebHdikeit  in  jedem  Falle  wichtig,  ehe  die  Wiederaofiialune 
angelassen  wird*  Als  erheblich  wild  dann  jeder  Grand  an 
betrachten  sein,  wobei  im  Verhaltnlss  an  den  GMndeh,  atif 
wdche  das  vor^  Urtheil  baute,  angenommen  werden  kann, 
dass  damit  das  Ergelmte  des  nen  vorgebrachten  so  im  Wi- 
dersprach steht,    dass  ein  anderes  Drtheil  wahncheinlicli  er- 


worden, falseh  oder  Terftlseht  gewesen,  oder  dass  Saeb- 
•  Tersfindige  oder  £eogen  eine  falsche  Aussage  erstattet  hsben 
and  das  Erkenataiss  m  .seinem  Naefalhefle  entweder  ganz  oder 
theilweise  anf  Jene  ürkvaden  oder  Ase  Aossagen  gestntst 
worden  ist 

t)  Wenn  er  damrihan  Termsg,  dass  za  Zwedie  seiner  Be- 
naehtheOigoBg  ein  Ük^led  des  Geriehfs  oder  der  Tertheidiger 
bestoehen  gewesen  lit 

3)  Wenn  er  neue  Thalsadien  oder  Beweisnitlel  beibringi, 
welche  aBein  oder  in  Verinndmig  mit  den  frfiher  erhobenen  Be- 
weisen geeignet  sind,  seine  Preiipreclnaig  oder  seäie  Beorthei- 
fang  nach  einem  müdero  Gesetze  oder  einem  mildem  StraüMlz, 
als  dem  angewendeten  herbeiznffihren. 

4)  Wenn  wegen  derselben  That  2  oder  mehrere  Personen 
dsreh  irersclnedene  Erkemifnisse  Terartheik  worden  sind  nnd  bei 
der  Vergleiehmg  dicMr  KttemitaiMe,  m>  wie  dtt  fluial  nnlaw 
Kegenden  Thatsachen  die  Unsdinld  dner  oder  mebrsftr  P^- 
sonen  nothwendig  anznnehmen  ist 

19  s»  B*  naeh  den  ameift^  Gesetsen  iber  new  trial»  a.  &,  wenn 
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folgt  wäre  *^).  Bbi  dieser  PHütang  hat  das  Gericht,  welches 
über  die  Znläsalgkeit  d^  Revision  zn  entscheiden  hat,  für  sein 
Ermessen  ein  freies  (freilich  oft  unsicheres)  Feld.  VonBedentong 
ist  hier,  ob  Gesdiworne  oder  Staatsrichter  uriheilten*  Bei  den 
Ersten  wüd  es  immer  schwierig  sein  i^)  eu  entscheiden ,  ob 
die  Geschwornen,  auch  wenn  sie  das  Noyum  gekannt  hätten, 
nicht,  dennoch  dasselbe  Urtheil  gefällt  haben  würden  i*).  Wo 
Staatsrichter  urtheilen,  ist  die  Prüfung  leichter,  yorztiglich, 
wenn  sie  nach  gesetzlicher  Beweistheorie  entscheiden,  aber 
auch  bei  solchen  Urtheilen  hängt  vieles  von  den  (häufig  sdir 
mangelhaften)  Sitzungsprotokollen  und  den  Entscheidungsgrfin- 
den  ab,  wenn  darauf  diePdifung  gebaut  werdrai  soll,  welches 
Einflnss  ein  gewisser  Umstand  auf  das  vorige  Urtheil  hatte  i''). 
Zu  bedauern  ist,  dass  über  die  wichtige  Frage:  ob  und  un- 
ter welchen  Bedingungen  auch  dem  Staatsanwälte  gestattet 
sein  soll,  Revision  zu  fordern,  keine  Glefchförmigkeit  der  An- 


eine  solche  Drknnde  vorgelegt  war,  ein  falsoher  Zeage  aussagte, 
oder  ein  Geschwomer  oder  Richter  bestochen  war. 

14)  Nach  Waither  S.  126.  151  muss  das  Novom  zur  Grundlage  der 
Thatfragenentscheidnng  im  Verhältnisse  des  Widerspruchs  stehen 
wird  und  diese  Grundlage  erschüttern.  Schwarze  Civ.  IL  S.  210.  Auf 
eine  höchst  scharfsinnige  Weise  zergliedert  nun  Walther  S.  142 — 
151  die  einzelneh  Grfinde  mit  Rüchsicht  darauf,  wie  weit  Erheb- 
lichkeit anzunehmen  ist 

15)  B.  daher  verschiedene  Ansichten  bei  Walther  S.  140.  Arnold 
S.  64.   Schwarze  im  Archiv  S.  563. 

16)  hl  dnem  Falle,  wo  nch  ergab,  dass  ein  Anschuldigungszeuge 
als  falscher  Zeuge  vemrtheilt  wurde,  trat  Revision  ein  und  der 
franzds.  Cassalionshof  9.  Nov.  1855  (Journal  du  droit  erim.  1856 
p.  41)  sprach  aus,  dass  sich  deswegen  presomption  legale  d*er- 
renr  im  Wahrsprnch  der  Jury  ergebe,  obgleich  noch  mehrere 
Zeugen  der  Anschuldigung  da  waren. 

17)  Walther  S.  145,  z.  B.  S.  147  wie  es  bei  Nachweisung  gehilten, 
dass  dn  bestochener  Richter  urtheilte.  —  Ueber  EiiiflUss  der 
Bestechung  des  Sfaatsanwahs  Walther  S.  151,  verglichen  mit 
Schwarze  im  Archiv  S.  571. 

4a» 
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siehten  sich  findet;  für  die  auch  in  Frankreich  anerkannte 
Aasschliesenng  des  Rechts  -  des  Staatsanwalts  wegen  neu  ent- 
deckter Beweise  ein  Enderkenntniss  ^)  nnurastossen ,  entweder 
weil  es  eine  Lossprechnng.  des  Angeklagten  oder  eine  m  milde 
Strafe  aussprach ,  entscheidet  die  Rüclisicht ,  dass  durch  eine 
solche  Revision  der  Grundsatz:  non  bis  in  idem  schwer  ver- 
letzt würde,  dass  eine  Revision  gegen  lossprechende  Urtheile 
immer  bedenklich  ist,  weil  eben  in  Bezug  auf  solche  Ur- 
theile der  Staatsrichter  die  gewöhnlich  sehr  kurzen  Entscheid 
dungsgrönde  keinen  Anhaltspunkt  der  Entscheidung  geben, 
weil  bei  Wahrsprüchen  der  Oeschwomen  über  Nichtschnld 
noch  weniger  ersichtlich  sein  kann,  aus  welchen  Omnde  der 
Wahrspruch  erfolgte  (e.  B.  ob  wegen  mangelhaften  Beweises 
oder  wegen  Ueberschätzung  der  Entlastungsbeweise  oder  weil 
die  Oeschwomen  das  Gesetz  nicht  für  anwendbar  hielten)  und 
weil  in  dem  Lossprechungsurtheil  eigentlich  nur  der  Ausspruch 
liegt,  dass  die  Urtheiler  Zweifel  in  Bezug  auf  irgend  einen 
Punkt  hegten,  welcher  hätte  bewiesen  sein  müssen,  um 
die  Schuld  anzunehmen.  Wer  kann  hinterher  mit  Sicherheit 
entscheiden,  dass  nach  Vorlage  des  neuen  Umstands,  z.  B« 
wegen  Falschheit  der  Aussage  eines  Entschuldigungszeugen 
die  Urtheilenden  nicht  durch  fortdauernde  Zweifel  von  Fäl- 
lung eines  Schuldausspruchs  abgehalten  würden?  <*)  Will  man 
dem  Staatsanwälte  das  Recht  geben,  das  Urtheil  umzustossen, 
weil  der  neu  entdeckte  Umstand  zeigt,  dass  die  Handlung 
^l^ach  einem  härteren  Strafgesetz  oder  höheren  Strafsätzen  zu 
beurtheilen  gewesen  wäre  ^^) ,  so  führt  dies  leicht  in  manchen 
^l^en  zu  schweren  fär  den  Angeklagten  verletzenden  Folge- 

l8)  Eine  andere  Ansicht  tritt  ein  in  Bezog  auf  Urtheile  der  Anklage- 
^^^^^^^kammem  durch  welche   nur  Einttelinng  des  Veiüahrens  ausge- 
sprochen wird. 

^l^^j^chtig  bemerkt  von  Walther  8.  147. 

\oP\Jh\  ^'  ^  ^°'^®  wegen  Todschlags  verurtheilt  and  der  Staatsanw. 
Jün   aSS^^^  *^^^  ^^^^  Zeugen,   durch  welchen  der  Vorbedacht  be- 
wiesen werden  kann. 
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rangen  ^i)  und  seist  den  Staat  dem  Verdachte  einer  uneraättr 
liehen  Verfolgnngssucht  aus  ^).  Auf  der  anderen  Seite  luinn 
nicht  verkannt  werden,  dass  die  bürgerliche  Gesellschaft  das 
Recht  hat,  dass  der  nothwendige  Sehnte  der  Ordnung  durch 
Anwendung  der  Strafgesetze  gegen  den  Schuldigen  gesichert 
sein  muss,  dass  die  Bücksicht  auf  mögliche  Nachtheile  der  Wie- 
deraofhahme  nicht  den  Sieg  über  die  höheren  Forderungen  der 
Gerechtigkeit  davon  tragen  soll,  und  dass,  wenn  gegen  die  durch 
ein  offenkundig  als  ungerecht  nachzuweisendes  Urtheil  Losge- 
sprochenen,, unter  keinen  Umständen,  z.B.  selbst,  wo  er  ein 
vollständiges  Geständniss  seiner  Schuld  ablegt,  die  Untersu- 
chung wieder  aufgenommen  werden  dürfte,  der  Gerechtigkeit 
und  der  Volksmoral  Hohn  gesprochen  werden  könnte  *>).  Den- 
nocli  sind  wir  überzeugt,  dass  die  oben  angegebenen  Gründe 
iür  die  Ausschliessung  des  Revisionsrechts  des  Staatsanwalts 
im  Allgemeinen  entscheiden  müssen  und  nur  in  einem  Falle 
die  zuletzt  vorgetragenen  Gründe  zur  Rechtfertigung  einer 
Ausnahme  in  Betrachtung  kommen. 

Nicht  Humanitätsgründe  sind  es,  (wie  man  dies  gerne 
hervorhebt),  es  sind  viehnehr  Gründe  des  Rechts,  welche 
nicht  gestatten  den  Grundsatz  non  bis  in  idem,  so  leicht  zu 
verletzen  und  daher  dem  Rechte  des  Staatsanwalt  entgegen- 
stehen; die  ehrenwerthen  Vertheidiger  dieses  Rechts  kommen 
zur  Aufstellung  so  vieler  Beschränkungen,  dass  dadurch  eine 
grosse  Willkür  in  der  Prüfung  der  Vorfrage  über  Zulässigkeit 
der  Wiederaufnahme  eintritt.  Selbst  da,  wo  man  diese  im 
Falle  eines  später  abgelegten  Geständnisses  des  AngeUagten 


21)  z.  B.  wenn  A  bereite  wegen  Todschlags  im  Zochthause  sass  und 
Jetzt  die  Strafe  des  Mords  (also  Todesstrafe)  durch  das  neue  Ur- 
iheü  ausgesprochen  werden  sollte. 

22)  Die  Gründe  Arnolds  im  Gerichtssaal  S.  48  gegen  die  Revision 
des  Staatsanwalts  verdienen  vorzügliche  Beachtong. 

23)  Gut  sind  diese  Rficksiehten  entwickelt  von  Schwarze  im  Archiv 
8.  579  und  von  Walther  S.  169,  der  aber  sehr  wichtige  Be* 
schrftnkongen  des  Rechts  des  Staatsanwalts  belfdgl 
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KHlassen  will,  erheben  Bioh  so  viele  BedenUiehkeitaiy  dtff 
die  Änfttelliug  dieser  Ausnahme  nicht  xu  empfehlen  ist^). 
Wir  sind  überzeugt,  dass  alle  Interessen  vereinigt  werden, 
wemk  man  den  Grundsatz  anisteilt,  dass  da  der  Staatsanwalt 
die  Wiederan&ahme  beantragen  kann,  wenn  erwelsUeh  dnrch 
den  Angeklagten  oder  mit  seinem  Vorwissen  doreh  dritte  Per- 
sonen in  den  frfihem  Verhandlungen  verbreeherisehe  Hand* 
langen  vorgenommen  wurden,  durch  welche  das  UrAeil  yer- 
anlasst  wurde,  welches  ohne  den  Einfluss  jener  Handlungen 
nicht  ergangen  sein  würde  ^).  Hier  kommt  der  in  den  Sech- 
ton aller  Völker  anericannte  Grundsatz,  dass  Niemand  die 
Früchte  seines  Betrugs  geniessen  darf,  in  Betrachtung  und  aer- 
stört  den  Schutz,  welchen  sonst  der  Grundsatz  non  bis  in 
idem  gewährt  haben  würde'*). 

L  Die  franzÖ&  Gesetzgebung  über  BeviskNi  be- 
ruht auf  dem  Streben  der  möglichsten  Beschränkung  einer  Ein* 
richtang  die  nach  der  überall  den  ersten  Gesetzgeben  der  He- 
Yolutionszeit  vorschwebenden  Unfehlbarkeit  der  Geschwomen 
entbehriich  schien ,  ftlr  welche  auch  seit  Aufhebung  des  schrift- 
lichen Verfahrens  und  der  gesetzlichen  Beweistheorie  es  an 
einer  Grundlage  der  Prüfung  fehlte,  wobei  zugleich ,  wenn 
man  dem  Ermessen  des  Gerichts  viel  überlassen  wollte,  die 
Heiligkeit   der  rechtskräftigen  Crtheile  in  Frage  gestellt  und 


24)  Gate  Bemerkungen  aueh  bei  Waltlier  S.  176.  Wir  bitten  die 
hAnfig  vorkommenden  Fille  zn  beaehien,  in  welchen  der  ta  eL 
ner  geringern  Strafe  Verurtheilte  im  Gefängnisse  oft  nach  Jahren 
GesUUidniss  ablegt,  nach  welchem  er  eine  weit  höhere  Strafe, 
z.  B.  aelbsl  Todesstrafe  verdiente. 

25)  s.  B.  ein  wichtiger  Ansohnldigiuigsieuge  wftrde  am  Sitcheinen 
gehindert,  falsche  Entlastungszeogen  werden  angestellt,  falsche 
Qrkonden  vorgelegt,  Richter,  Qeschworae,  Staatsanwalt  wurden 
bestochen. 

26)  In  dem  in  der  Note  26  bezeiehnelen  FSllea  ist  auch  ia  Nord- 
amerika anerkannt  (a.  §.  40),  dass  der  Ankläger  ein  neues  Yer- 
iahren  beimtragea  kann. 


der  Mtoshra\iGh  begttnsiii^  wäre.  Die  AnfirteUmig  eiiie^  Piiii- 
jdpß  hielt  nun  für  onmäi^eli;  dei  Code  («rt*  443  ete.)  adilosB 
sich  dem  Oeseise  v.  1793  an,  welches  drei  FiQle  (deren  Vor* 
kQinm^jB  ms^  als  am  leichtesten  möglich  anpahm)  die  Revi- 
sion hervorhob  ^'').  1)  Pen  Fall ,  in  welchem  wegen  Verhre- 
chen  (<»lme)^  eine  Person  vemrtheilt  und  e)n  anderer  äq* 
gekl^ter  wegen  des  pÄmliehen  crime  dmch  ein  anderes  Ur- 
theil  vermtheilt  wir^^  vnd  heida  Urtheile  nicht  m  vereNgen 
sind«  so  dass  £ii»er  für  schuldlos  angenommen  werden  mnss. 
2)  Wenn  eine  Persm  wegen  Tödtung  eines  Menschen  yer- 
vrtheilt  ist  und  der  angehUeh  GetSdtete  als  lebendig  wieder 
auftritt,  jedoch  vorfm^eset^»  dasfif  die  Jnry  des  Daseip  einer 
vollendeten  Tödtung  apsfQ^ach;  ^  genügt  aber  weh  «w  Be- 
Vision,  wenn  i^fariftUche  Beweise  vorliegen,  weh;be  ]Rdif4en 
de«  Lehens  der  angeblich  getödteten  Person  ^ur  Steit  darthmi 
welche  dem  Zeitpunkte  m^olgt,  def.  als  Zeit  de«  veiübten 
Verbrechens  ^genommen  wurde  9').  8)  Wenn  uaob  dev  Yer- 
urtheiluug  einer  Persqp  eiue  oder  mehrere  in  der  danuiUgen 
Yerhandluiig  als  Auschuldiguugszengen  erschienen  Personen 
in  der  Folge  ^s  lalsehe  Zeugen  angeklagt  sind,  oder  wenig- 
stens wegen  feUche  Anklage  Verhaftsbefehle  gegen  eie  erlast 
sen  sind  (Code  445)u  Mach  der  französ.  Rechtsprechung  be- 
darf es  hier  keiner  Nfichweisung,  dass  das  falsohe  Zeugniis 
wirklich  Einfloss  anf  di^  Verurtheilnng  hatte,  weil  si^  im 
mttpdUeheu  Verfahren  nicht  herstellen  lässt,  woranf  die  Qe- 
schwornen  bauten.  Damit  ab^  die  Revision  wirksam  suf  Auf 
hebung  der  Yenurtheilung  des  Andern  werden  kann ,  muM  anf 
den  dem  Befehle  des  Ministers  gemäss  gestellten  Antrag  des 
Generalprokurators  der  Zeuge  wirldich  als  falsch  überwiesen 


97)  Lott^  legiilatian  XXVE  p.  7^ 

29)  Dieser  Antdraek  veriuüasste  die  Streitfrage,  ob  aneh  bei  den 
Deute,  wprAber  correkt  Gerichte  urtheilen,  Revision  zoläwig  ist 
Die  neuere  Recbtesprechiuig  erkennt  (üe  ZulAtsiskeit  aa  Trebn- 
tien  p.  584. 

29)  Rodlere  M»fiu»  p.  ffi». 


mid  ▼enirdieik  sein  ^).  In  Benig  anf  dasYerlahren  bei 
gelegter  BeTision ,  scheidet  man  1)  daljenige  ^  weldies  TOicnt 
dorch  Entscheidung  des  Cassationshols  raUast,  dass  daa  im 
dem  TOrigen  rechtsioräftigen  Urthefle  liegende  ffiademisa  der 
Revision  beseitigt  werde  O^operation  resdndante),  2)  dasjcMge» 
welches  bei  dem  Gerichte  Statt  findet,  an  welches  der  Cis- 
sationshof  die  Sache  zur  nenen  Verhandlnngen  gewiesen  hst 
(re8cissoh>e).  Die  Ueberzengnng,  dass  die  ihmiOs.  Gesetzgebung 
fiber  Reyision  nicht  den  gerechten  Fordemngen  entspriditi 
wurde  irfih  ausgesprochen,  besonders  bei  dnadnen  sdireien- 
den  FäUen,  wo  dies  Mittel  angemfen  wurde,  aber  wegen  des 
mangelhaften  Gesetzes  keinen  Erfolg  haben  konnte  *0-  I^ 
Nachkommen  des  UnschuMigvenurtheüten  haben  nach  dem 
Tode  desselben  kein  genügendes  Mittel  der  Abhülfe  »);  in  dem 
zweiten  Falle  wird  es  oft  schwierig  sein,  wenn  der  angeblich 
todt  Geglaubte,  im  entfernten  Auslände  lebt,  den  n5ddgen 
Beweis  seines  Lebens  herzustellen;  in  Bezug  anf  den  dritten 
Grund,  der  am  häufigsten  vorkommen  kann,  zeigt  sich  das  Un- 
genügende, dass  da,  wo  der  falsche  Zeuge  ehe  er  vor  Gericht 
gesteUt  werden  Icann,  stirbt,  oder  wegen  Verjährung  nicht  zu 
bestrafen  ist,  oder  wo  auf  den  Grund  falscher  Urkunden  oder 
falscher  Aussagen  des  Dollmetschers  oder  eines  Sachverstiin> 
digen  verurtheilt  wurde,  keine  Revision  zulSssig  ist »). 

Im  Jahr  1851  wurde  in  der  Nationalversammlung  ein 
Antrag  gestellt,  der  aber  statt  das  fehlerhafte  Prinz^  selbst 
anzugreifen,  zunächst  nur  (veranlasst  durch  vorgekommene 
Fälle)    die  Absicht  hatte,    da    wo  der  Beweis   der  unge- 


30)  Trebntten  Conn  p.  589. 

31)  In  dem  Falle  des  Mareehall  Ney,  wo  1832  die  Revision  ver- 
worfen wurde,  war  die  Frage  lebhaft  verhandelt,  vorcfigUch  in 
der  Sache  des  unfehlbar,  unschuldig  hingerichteten  Lesoiqoes, 
s.  Bertin  historique  et  revision  du  proces  Lesorques  snivis,  des 
rapports  de  Zangiaeomi,  Labonlie,  Paris  1851. 

312)  Gut  Trebutien  p.  595 ,  s.  zwar  Code  Art.  447. 

33)  Berenger  de  les  JnsUee  crim.  p.  !210,  Morin  rq^ert  IL  p.  69a 
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rechten  Yeriurtheihing  erst  nach  dem  Tode  desselben  geliefert 
würde,  seinen  Nachkommen  ein  Mittel  zu  gewähren ,  die  Un- 
Bchnld  des  Verstorbenen  anerkannt  za  sehen  ^).  Die  damali- 
gen Verhandlungen  aber  enthalten  yiele  gnte  Erörterungen 
über  Mängel  des  Gesetzes;  znr  Anfstdlnng  eines  Prinzips 
gelangte  man  jedoch  nicht,  und  die  Fnrcht  vor  dem  Bfiss« 
brauche  (eigentlich  die  Besorgniss,  dass  wenn  man  das  Mit- 
tel gestattete ,  bald  zahlreiche  Fälle  ungerechter  Verurtheilun- 
gen  zur  öffentlichen  Kenntniss  gelangen  würden) ,  hinderte  die 
freie  Entwicklung  der  Berathung  >^). 

n«  Was  in  den  Gesetzgebungen  Italiens  und  einiger 
anderer  Länder,  die  öffentliches  mündliches  Verfahret  aufge- 
nommen haben,  Torkönmit,  ist  nur  die  Nachbildung  des  fran- 
zösischen Rechts  ohne  Verbesserung  ^). 


34)  Riancey  et  Favreau  stellten  den  Antrag.  Die  Verhandlangen  und 
der  Bericht  von  Parieu  finden  sich  im  Moniteur  v.  i%  Jnly  1851 
p.  1979  etc.  —  Eine  zweite  Abstimmung  die  beschlossen  war, 
scheiterte  an  den  Folgen  des  2.  December.  —  Auszdge  aas 
den  Verhandlungen  in  Trebntien  p.  578.  597. 

35)  üeber  vorgekommene  Fälle  der  Revision  giebt  die  franz.  Sta- 
tistik keine  Aufklärung.  Wir  erfahren  aus  Morin  Journal  du  droit 
criminel  1856  p.  22,  dass  im  Jahr  1855  zwei  Fälle  der  Revision, 
auf  den  Grund  der  Entdeckung  fabcher  Zeugen  vorkamen. 

36)  In  der  unter  Napoleon  1807  für  das  Königreich  Italien  verkflnde- 
ten  Strafprozessord.  Art.  672.  78  sind  zwar  auch  die  3  Grfinde 
der  Revision  wie  im  franz.  Code  aufgenommen;  allein  es  kom- 
men zwei  Verbesserungen  vor,  1)  dass  auch  auf  den  Grund  fal- 
scher Urkunden  die  in  voriger  Verhandlung  gebraucht  wurden, 
Revision  zuläsng  ist  (677),  2)  dass  auch  nach  dem  Tode  des 
Verurtheilten  die  nächsten  Verwandten,  und  EhegaUe  desselben 
die  Revision  geltend  machen  und  die  Rehabilitining  semes  An- 
denkens bewirken  können.  Ueber'die  Revision  in  den  Gesetz- 
büchern von  Neapel,  Parma,  von  den  Niederlanden,  von  Portu- 
gal], s.  Nachweisnngen  in  meinem  Strafverfahren  U.  S.  642.  Im 
Codice  dl  Procedura  per  gli  stati  dl  Sardegna  Art  619  bis  626 
sind  nur  die  3  Fälle  auligfenommen,  die  der  Code  aufstellt:   al- 
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m.  Bf8t  die  deataehe  und  BchveiMiiadie  Ctesets- 
gebung  hat  sieh  von  dem  enghorsigeii  auf  CaBoifltlk  gebau- 
ten französ.  Systeme  mehr  oder  minder  entfbmt  und  folgt  den 
von  der  Wiasenaehaft  aufgestellten  Grundsätzen  mit  der  Rich- 
tung durch  Vermeidung  der  AufsShlong  einiger  zur  BeadbrSn- 
kung  führender  Fälle  eine  so  allgemeine  Fassung  zu  wählen, 
dass  der  Verurtheilte  sicher  ist,  die  Wiederaufnaiime  der  Un- 
tersuchung überall  bewirken  zu  können,  wo  er  durch  Voibrin- 
gung  neuer  Umstände  nachweisen  Icann,  dass  er  ungerecht» 
überhaupt  oder  zu  einer  höheren  Strafe*  Y^nurtbeilt  wurde. 
Die  Verachiedenbeit  der  Gtesetze  liegt  1)  darin,  ob  mehr  nach 
dei  oben  entwickelte^  ia  d^r  Wissenschaft  geforderten  Bü^- 
siehten  über  Neuheit  und  Erheblichk^t  dei^  neuen  YQrbriAgens 
dasselbe  einer  Vorprüfung  miterwori<Bi(  werden  muss  ^y^  9)  ob 
das  Gesetz  nur  die  drei  im  franz.  Code  aufgestellten  Fälle 
der  Revision  anflführt  ^) ,  oder  zu  den  dort  angeführten  Fällen 
noch  einige  andere,  z.  B.  Nachweifiung  der  Falschheit  einer 
Urkunde  beigefügt  ^efden  ^*) ,  oder  ohne  Rücksicht  auf  jene 
Fälle  des  franzö^«  Code  pmfafisend  alle  Kategorieen  bezeichnet 
sind,  unter  welchen  die  Gründe  der  Wiederaufnahme  von  dem 
Verurtheilten  geltend  gemacht  werden  können  ^^),  S)  eine  an- 


lein  aus  dem  Geseteb.  f fir  Königreich  Italien  sind  die  Vorschriften 
ftber  RehabilitiniQg  des  Andenkeivs  des  Verstorbenen  (jedoch  be- 
schränkter) aufgenommen. 

37)  Dies  ist  vorzCigUcb  in  der  k.  s&chs.  Strafproiessord.  §.  390.  395 
vorgescbriebeQ.  Ia  den  übngen  Gesetzen  wird  au<^  die  Vor- 
nahme einer  solchen  Prüfung  vorausgesetzt 

38)  z.  B.  im  baier.  Gesetze  |.  264,  wo  aber  die  französ.  {ledaktion 
verbessert  ist,  s.  gut  über  das  Rechtsmittel,  Zeitschrift  für  Ge- 
setzgebong  in  Baiem  L  $.  16& 

39)  z.  B.  Haaaov.  Stra4[»roze8sord.  {.  221.  Würtemberg  f.  258.  Ba- 
disch. Gesetz  §.  119.    Grossh.  Bessen  §.  295.    Thuriog  f.  338. 

40)  Am  voUstfindigsten  in  der  k.  sächs.  Strafprozessord.  f.  387,  s. 
oben  in  Note  12,  s.  auch  ossterr.  Strafprozessord.  §.  369.  Eye 
leitende  Grunds.  S.  367.  N^ch  dem  Preuss.  Gesetoe  {.  181  kann 
der  Verurtheilte  zu  jeder  Zeit  die  (eatiftpi^on  einwendeil,  wenn 


dQre  VenKhMeahftit  heliüfc  440  Ckricbk,  weleto  fernst  «^ 
£e  Ziilli08i|^it  der  Wied^raufiialive  eatsekeidea  90II  w4  jUvb 

TeilU»«!!  dabei  «'X 

Am  ^ehligstep  M  die  AuffMwrauig  der  Befio^Mee  des 
Staeteanwalts  auch  min  NaebM^ile  dee  Angesoluddiglea  Wie- 
dersinibabme  der  Unteraachoiig  naeh^ufucheii.  Bier  haken  die 
oben  aagegebenea  ßvünde  wegm  dev  Gef^br»  daee  unferecUe 
den  Angeecbiddicten  begflastigeiide  UrtheUo  «aebänderUcb 
wer4eii  wd  der  Gerecbtigkeit  B(dia  fvreohen  aeUe«,  dl«  Qe- 
eeiafeber  Teranlaeet  ancb  de»  SteiUHWwMieii  4m  Reeb^  Wie- 
demirfnaliBie  c«  sache«  elaawfinqiea,  entwieder  %)  iß  einer 
mnfasBeiideii  Weise  ^') ,  so  daes  nicht  Mos  da  wo  der  Ange- 


er  darthui  kaan,  dtts  das  ürtheU  aqC  eiaa  faliohe  ükkunAe  oder 
die  AssMge  eines  meineidigen  Zeugen  gebani  ii&i  offenbar 
zn  eng,  die  Veihandhingen  ir.  1852  (Frants»  Preues.  Slrai][>roz. 
8.  970)  lehren,  da»  man  mit  «iner  gamsen  Abneigoag  gegen 
das  Institat  za  Werlie  giDgnnd  für  die^wie  man  meinta^  seltenen 
Falle  dia  VanutheibiBg  Unsohnldiger  durch  BegaadigHBg  helfen 
kfinne. 

41)  Die  Gesetigebangen  von  WUrtemberg,  Hessen,  Hassan  iberlas* 
sen  dem  Cassationshof  die  Bntsebeidang.  Maeh  den  haiar.  Ges. 
$.  266  den  Preosa.  f.  152  ist  das  Gesneh  bei  dam  Geriehte  an- 
zubringen, bei  welchem  das  firübere  Urtbei  erfolgte,  nach  k. 
sSehs.  f.  394,  entscheidet  das  OberappeU«tk>nsgerieht  bei  Restii 
gegen  Urtheile  der  Bezirksgerichte.  Nach  dem  Preosa.  Gts.  f.  153 
vird  das  Gesneh  vorerst  dem  Staatsanw.  müfftbeüt,  veleheri 
wenn  es  ihm  erforderlich  ersaheint  eine  geriehtliche 
Vomniers.  über  die  Thatsaehen  veranftasst  Leider  wnvde  der 
1852  von  der  Kommission  gestellte  Antrag,  daaa  anah  die  Ge- 
richte ohne  nnd  gegen  den  Antrag  dea  Staatsanw.  die  Ermitte- 
Inngen  einleiten  kann,  abgelehnt 

42)  Aies  ist  vorzüglich  ia  der  k.  s4cha.  Btrafprozeaaord.  |.  386  ge^ 
seheben.    Ss  heisat: 

3)  wenn  naeb  einer  Klagfreispreehnng  (ArL  302)  der  Ange- 
klagte gerichtlich  oder  aossergeriehtlich  ein  Gestindniss  der  ihm 
beigemessenen  That  ablegt,  oder  wenn  andere  neae  Thalsachen 
oder  Bewdsmittel  sich  ergeben,  welche  sahen  an  siabi  Wd  ohne 
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klagte  fireigesproche  wurde ,  sondern  auch  im  Falle  der  Vemr- 
theilung ,  wenn  nach  den  nenen  Erhebungen  er  an  einer  liär- 
tem  Strafe  hätte  Yemrtheilt  werden  soUen,  der  Staatsanwalt 
die  Wiederaufnahme  beantragen  kann  ^ ,  oder  b)  dass  das 
Geseta  da,  wo  wegen  einer  frfther  zn  milde  eriogtnnten  Strafe 
die  Wiederaoiiiahme  erkannt  weiden  soll,  dies  nnr  in  Fülea, 
wo  nach  den  neoen  Erhebungen  eine  weit  höhere  Strafe  er- 
kannt werden  muss,  geschehen  kann^),  c)  dass  nur  da  der 
Staatsanwalt  (nur  mit  Ermfiehtigung  des  Oberstaatsanwalts)  die 
Wiederaufiiahme  gegen  ein  freisprechendes  Urtheil  nachsuchen 
kann  ^) ,  wenn  der  Freigesprochene  die  Handlung  seihst  be- 


dass  es  eiaet  Zorfiekgehens  auf  die  ErgebniMe  der  froheren  Be> 
weiMofnahme  in  Betreif  des  Beweises  der  Th&tersefaafI  gegea 
den  Angeklagten  bedarf,  die  Ueberlfinmg  des  letxleren,  dass  er 
die  ihm  beigemessene  That  begangen  habe,  lu  begründen  ge- 
eignet sind, 

*4)  wenn  der  YemrdieUte  nach  dem  Enderkenntniss  geriefaflidi 
oder  anssergerichtlich  ein  Gestindniss  ablegt  oder  andere  neue 
Thatsachen  sieh  ergeben,  ans  weichen  herYoigeht»  dass  die 
EUndlnng  desselben  nach  einem  härteren  Strafgesetz  oder  einem 
höheren  gesetzlichen  Strafsatze  zu  benrtheilen  gewesen  wfire.  Es 
soll  jedoch  die  Wideranfiiahme  nicht  statt  finden,  wenn  es  sich 
nnr  nm  die  Wahl  einer  hohem  Strafe  innerhalb  des  gesetzlichen 
Straflinasses  handelt 

43)  Es  muss  jedoch  bemerkt  werden ,  dass  nach  dem  siehs.  St.  P. 
in  dem  ersten  Falle  die  Wiederanfhahme  nnr  zulSssig  ist,  wenn 
die  nenen  Thatsachen  oder  Beweismittel  für  sich  allein  (nicbt 
in  Verbindung  mit  den  frOheren)  die  üeberfnhmng  bewirken 
kann,  wie  wichtig  diese  Bestimmung  ist,  s.  Walther  &  177. 
Schwarze  Com.  I.  S.  213. 

44)  z.  B.  nach  österr.  Gesetzb.  f.  368  zn  beachten  ist,  dass  nach 
österr.  f.  376  da,  wo  nach  Wiederanfhahme  sich  ergiebt,  dasi 
der  Angeschuldigte  zu  gelinde  vemrtfaeilt  war  und  er  die  Strafe 
schon  zum  Theile  ausstand,  keine  Todesstrafe,  wenn  sie  noch 
gesetzlich  verwirkt  wire,  erkannt  werden  darf. 

45)  HannoT.  Strafp.  §.  222. 
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gangen  oder  angestiftet  hat,  d)  nur  wenige  Gesetze  ^)  be- 
folgen den  als  den  richtigsten  oben  naebgewiesenen  Grondsats 
gegen  den  Freigesprochenen  die  Wiederaufnahme  nur  dann 
zu  gestatten,  wenn  durch  ein  Verbrechen  mit  Yorwissen  des 
Angeklagten  die  Freisprechung  bewirlrt  wurde,  e)  während 
Andere^'')  nur  da  Wiederaufnahme  zulassen,  wo  die  Freispre- 
chung auf  Grund  eines  falschen  Zeugnisses  oder  falschen  Ur- 
kunde folgte^).  Anerkannt  ist  in  allen  Gesetzen^'),  dass 
auch  nach  dem  Tode  des  Verurtheilten  seine  Erben  die  Wie- 
deraufnahme der  Urtheile  beantragen  können  ^). 


46)  Das  Züreher  Gesetz  f.  171. 

47)  Brannschweig.  Strafprozessord.  f.  173. 

48)  Bemerkt  moss  werden,  dass  naeh  baier.  Gesetz  J.  271  in  den 
Fällen,  in  denen  nach  dem  franz.  Code  nor  auf  Antrag  des  Ver- 
ortheilten  die  Wiederaurnahme  Statt  findet,  der  Staatsanw.  anch 
von  Amtswegen  die  YTiederaufhahme  beantragen  kann. 

49)  Baier.  Gesetz  J.  265 ,  k.  sftchs.  §.  388.  Hannov.  22Z  Badisches 
Gesetz  {.  121.    Brannschweig.  J.  174. 

50)  Verfolgt  man  den  Gang  der  deutschen  Rechtssprechung,  so  be- 
merkt man,  dass  die  Wiederanfnahme  zwar  in  einzelnen  Staaten 
öfter  nachgesncht  wnrde,  z.  B.  in  Baiem  1851  in  24  F&llen, 
1853  in  18  Fällen,  während  1849—53  nnr  in  einem  FaU 
(baier.  Sitzungsberichte  V.  S.  152)  die  Wiederaufnahme  gestattet 
wnrde.  Im  Jahr  1856  fand  der  2.  Fall  bei  einer  gewissen  Ober- 
lies Statt,  in  beiden  Fällen,  weil  fabche  Zeugen  aassagten).  In 
Hannover  wnrde  1852  ein  Gesuch  um  W.  A.  angebracht,  aber 
verworfen,  weil  das  Gericht  nach  der  Fassung  des  Gesetzes 
§.  154  keinen  Grund  fand  (Magazin  fär  hannov.  R.  II.  S.  161)* 
In  Preussen  kam  der  Fall  ungerechter  Verurtheilnng  auf  den 
Grund  der  Selbstanklage  vor,  die  später  als  falsch  erfunden 
wurde,  aber  keinen  Restitntionsgrund  nach  Preuss.  Recht  liefert. 
Goltdammer  VL  8.  745.  Dass  gegen  einen  Freigesprochenen  auf 
den  Grund  neuer  Beweiss  nicht  die  Unters,  wieder  aufgenom- 
men werden  kann,  ist  durch  das  Obertrib.  anerkannt  Goltdam- 
mer I.  S.  374.  n.  S.  785.  Hach  einem  Urtheile  (Goltdammer  m. 
S.  209  und  8.  385)  ist  es  kein  Grund  der  Wiederaufinahme, 
wenn  der  Angeklagte  im  frühem  Prozesse  durch  Lfigen  die  Straf- 
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«rMimig,  tregtn  BftekfaÜB  abwdidcl  Wbet  dte  Frage,  «b 
•mh  da,  ifo  ein  MilBelnridiger,  &vr  eteen  Andern  dea  Veibr. 
beschuldigte,  welcher  hieittof  Tenirtheilt  inirde«  aeine  Bemefali- 
gimg  spiter  zorückBahm,  ehi  Reattotiomgyund  nach  |.  151  des 
Prenaa.  Gesetzes  vorliegt,  entstand  groaser  Streik  (Goltdammer  IL 
S.  411),  welcher  zeigt,  wie  bedenklich  die  Fassung  des  Art  151 
des  Prenss.  Ges.  ist,  wenn  darnach  nnr  Restitnt  gestattet  ist, 
weim  das  vorige  tJrtheil  auf  Aussage  eines  meineidigen  Zeu- 
gen gegrfindet  ist.  AnflUlend  ist  bei  Verig^dchnng  der  heuen 
Rechtaprechnng,  dasa  die  meüteh  GeMlzgebungen  gerade  Ar  den 
Hauptfall,  irö  WIederanfliahnie  am  nothwendigen  iiM,  atmüflli 
weil  die  Zeugen,  welche  gegen  den  Angekhgten  aussagten, 
über  die  Identität  irrten,  (z.  B.  bei  Ranfh&ndel,  oder  we^ 
der  Beschädigte  in  grosser  Aufregung  beobachte!^  kefaie  Be- 
stimmung enthalten,  weldie  die  Wiederao&L  mftgiich  machL  In 
Frankreich  sind  1856  schon  zwei  Fälle  vorgekommen,  wo  (in 
einem  Falle  10)  Zeugen  iirig  eine  Person  als  Thäter  angaben, 
bis  zum  Glücke  eher  das  Urtheil  rechtskräftig  wurde,  der  wahre 
Thäter  ihnen  vorgeatellt  wurde,  s.  den  merkw.  in  der  Rheinpfalz 
1854  vorgekommen,  von  mir  im  Magazin  für  badiachea  Recht  L 
8. 434  etc.  mitgetheUten  Fall,  wo  nnr  der  seltenen  Thäügkeit  des 
Yerthei<Ugera  es  gelang,  den  Irrthum  aufnidecken.  In  Würtem- 
barg  kamen  1854  bia  1855  7  Gesuche  um  Y^ederaufiiahme  vor, 
welche  aber  abgewieaen  wurden. 


dSt  Btt^^nbbtnfleii  au  ^iel^ent 

Sn^^fifi;  3«  9^*  $w  SeittSfie  }ut  Segutae^tutig  bed  iEntn>utf(  bed  Oe« 
fe^buii^ea  übet  Setbrec^cn  unb  Serge^en  ffit  ba8  Atnigteic^  Sägern  t)om 
So^re  1854.  gt.  8.  ge^.  28  Sgr.  ob.  1  ft.  36  ft. 

St4i^  f<^^  ^^^  fhafced^ttic^en  Sntfc^ibungen  bei  obetjlen  Oeri(!^t9^tfe 
S)eutf(i^lanb6.  «gcraudgegeben  ))on  3*  <&•  S).  Xemme.  gt.  8«  gel^. 
L— IIL  JBonb.  Ii  d  H^tr.  ob.  3  fl.  36  h. 

SBtattet,  ^ofgetid^tSiat^ ,  Sbttatb/  bte  beutfd^en  @(^wutgett(^t8eefete 
in  i^cen  «^auptbeflimmungen  überfi^tHd^  aufammengeftedt,  mit  htraem 
^inweid  auf  fcembeS,  in6befonbete  fcanaöfif^el  ttnb  engHf(|e6,  aui^ 
fd^otttfd^ed  unb  notbametitanifd^ed  SHer^t.  gr.  8.  ge^.  1  Z^Ir.  15  @gr. 
obec  2  fl.  36  h. 

Brinz,  Aloysius,  ü.  J.  D.  f.  P.  0.,  Arbor  actionuih  pro  loco  in  st- 
natu  academico  rite  obtinendo  iterum  edila,  illustrata.  gr.  8«  geh. 
10  Sgr.  od.  36  kr. 

tßnäintt,  SSboIplp,  bte  fransSpfc^en  9tet)ottttibn8ttibunaIe  unb  balS  fte« 
fc^tDOtnengerid^t.  gl  8.  gel§.  18  @gT.  ob.  1  fl. 

%tt9,  Sllbtilig/  bte  @taateann)altf^aft  in  S)eutf(|(anb  uitb  %xanftti^. 
gt.  8.  gel§.  1  H^d.  2  @gt.  obet  1  fl.  54  h. 

gtantieid§6  dvoiU   unb  Stiminabetfaffung ,  mit  ®egiel§ungen  auf 

(Snglanb,  nebft  einet  S)atfie(Iung  bei  in  S)eutf(^Ianb  etf^ienenen  boO' 
fl&nbig  in  fidf  abgefd^loffenen  ®eti(^t6))etfaffungen.  3n>eite  t)i'aig  umge« 
atbeitete  Suflaae.    gt.  8.  ge^.  1  Stl^d.  26  ®gt.  ob.  3  fL 

Qeti^iSfaoI,  »et.  Seitfc^tift  ffit  Dotttt^ümH^eS  Steigt,  ttntet  mu 
wittung  Dielet^  ben  beutfc^en  gefe^gebenben  Setfammlungeit,  Oetic^ta^t^ 
fen  unb  ^oc^fc^ulen  :c.  angel^tienben  3ttti{!en  ^etauSgegeben  «on  Dr. 
Stiebtid^  ei§ti{!ian  t)on  Sltnolb,  Dr.  Knton  SÜtet  t)on  ^\its 
®lunef  unb  Dr.  Siiebtic^  OStat  @4n)at)e.  Vc^tet  3a^t« 
gang  1856.    12  ^efte.  gt.  8.  4  21§It.  20  Sgt.  ob.  8  fl. 

Jagemann,  Dr.  Ludwig  von,  Criminalleücon.  Nach  dem  neuesten 
Stande  der  Gesetzgebung  in  Deutschland  bearbeitet.  Fortgesetit 
yon  Wilhelm  Brauer.  Lex.  8«  geh.  5  iThlr.  od.  9  fl. 

Jahrbücher  der  deutschen  Rechtswissenschaft  und  Gesetigebuhg.  In 
Verbindung  mit  mehreren  Gelehrten  herausgegeben  yon  Dr.  H.  Th. 
Schletter  L  Band.  4  Hefte  II.  Band.  1.  —  3.  Heft.  Lex.  8.  geh.  k 
20  Sgr.  oder  1  fl.  12  kr. 

Kleinschrod,  C.  Th«  von ,  die  internationale  Patentgesetxgebnng  nach 
ihren  Prinzipien  nebst  Vorschligen  für  ein  künftiges  gemeines  deut- 
sches Priyatrecht.  gr.  8.  geh.  1  Thlr.  oder  1  fl.  45  kr. 

SRatilttatbfm,  Dr.,  bei  $toceß  Stanning.  Sut  fBetanf(^auIi(|ung  be6 
engUfd^en  @tiafoeifa^ten9  na^  unmittelbaien  Vufaeic^nungen  batgefieOt. 
gt.  8.  gel^.  18  ©gl.  obet  1  fL 

SHüUttt,  ®taat9#  unb  9le{(^6tat§  ®eOfa  Stifetllig  tion,  «efi^ic^te  bei 
9lat(ent)etfa{fung  in  S)eutf(^tanb.  gt.  8.  ge^.  2  KBit.  24  ®gt.  obet 
4  f{.  48  ft. 

Mittermaier ,  C.  J.  A.,  das  englische,  schottische  und  nordamerika- 
nische Strafverfahren  im  Zusammenhange  mit  den  politischen,  sittlichen 
und  socialen  Zuständen  und  in  den  Einzelnheiten  der  Rechtsübung, 
gr.  8.  geh.  2  Thlr.  28  Sgr.  od.  5  fl. 


Mobl ,  Robert  von  ,  die  Geiehickte  und  Literaiiir  der  SUatfWiflien- 
•chaften.  bi  Honographieen  dameteilt,  gr.  8.  geL  L  Bd.  t  TUr« 
14  Sgr.  oder  6  il.    11.  Band  S  fhlr.  14  Sgr.  oder  6*1.^ 

(Der  DL  Band  erscheint  noch  im  Laufe  dieses  Jahres.) 

Oppenheim,  Heinrich  Bernhard,  Jnr.  ntr.  Dr.,  praktisches  Hand> 
buch  der  Consnlate  aUer  Linder,  gr.  8.  geh.  1  Thlr.  22  Sgr.  od.  SL 

Renaud,  Dr.  Achill,  Kritik  des  Entwurfs  einer  schweizerischen  Wech- 
selordnung,   gr.  8.  geh.  6  Sgr.  oder  18  kr. 

9le|iettetinilt  fifeet  bie  ffinf  e^en  Sal^tgSnge  (1840—1853)  bec  Seü« 
fqrift:  Öeri^Ufaal.  herausgegeben  oen  Dr.  2  übte  ig  9on  3agr$ 
mann.    gt.  8.  gel^.  16  Sgt.  ob.  56  fr. 

Risch,  Dr.  Carl,  Die  Lehre  yom  Yeigleiche  mit  Ausschluss  des  Eides 
und  Compromisses.  Nach  gemeinem  CiTÜrechte  bearbeitet.  Von  der 
Juristen-Facultät  der  Uniyersitit  Manchen  gekrönte  Preisschrift  ein- 
geleitet durch  ein  Vorwort  des  Herrn  Prof.  Dr.  L.  Arndts,  gr.  8. 
geh.  1  Thlr.  6  Sgr.  oder  2  fl. 

Sa^MIt/  $tof.  Sari  Xoiett/  Dad  IBen>ei9t)etfa]^ten  nod^  bcutfi^, 
mit  JBetfliffUi^tigung  oeneanbtet  Steckte  be9  StiäelalterS.  gr.  8.  ge^. 
1  iXfii.  14  6gt.  ober  2  fi.  30  fr. 

Schürmayer,  Dr.  J.  H.,  Handbuch  der  medidnischen  PollceL  Nach 
den  Grundsätxen  des  Rechtsstaates,  xu  academischen  Vorlesungen 
und  zum  Selbstunterrichte  für  Aente  und  Juristen.  Zweite  yerlm- 
serte  und  mit  einem  Sachregister  yersehene^  Auflage,  gr.  8.  geh. 
3  Thlr.  2  Sgr.  oder  5  fl.  24  kr. 

—  —  -—  Lehrbuch  der  gerichtlichen  Hedicin.  Mit  Berficksichtl- 
gung  der  neueren  Gesetsgebungen  des  In-  und  Auslandes,  insbeson- 
dere des  Verfahrens  bei  Schwurgerichten.  Für  Aente  und  Juristen 
bearbeitet.  Mit  einem  Anhange,  enthaltend  eine  kursgef aaste  prak- 
tische Anleitung  lu  gerichtlichen  Leichenoflhungen.  Zweite  Auflage, 
gr.  8.  geh.  2  TU.  16.  Sgr.  oder  4  fl.  24  kr. 

Warnköniffy  Dr.  L.  A«,  Juristische  Encyclopädie  oder  oiganischcDai^ 
Stellung  üer  Rechtswissenschaft  mit  yorherrschender  Rucksicht  auf 
Deutschland.  Zum  Crebrauch  bei  Vorlesungen  und  lum  Selbststu- 
dium, gr.  8.  geh.  2  Thlr.  24  Sgr.  od.  4  fl.  48  kr. 

Zeitschrift,  deutsche,  für  die  Staatsarzneikunde  mit  rorsiglicher 
Berüdbichtigung  der  Strafrechtspflege  in  Deutschland  und  Oeaterreich, 
herausgeg.  yon  Dr.  P.  J.  Schneider,  Dr.  J.  H.  Schürmayer  xaA 
Dr.  J.  J.  Knolz,  unter  Redaction  ron  Dr.  Sigm.  A.  J.  Schneider 
Neue  Folge.  IV.  Jahrgang.  1856  k  4  Hefte.  8.  geh.  4  TUr.  ed.  6fl. 
48  kr. 
Alphabetisches  Inhalts-  und  NamensTeneichniss  hieiu  über  die  Jahr- 
gange 18S6  bis  incl.  1855.  6  Sgr.  oder  20  kr. 


) 


